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Deutschland  in  praktischer  Berührung  mit  dem  eng- 
lischen Erbrecht. 

Von  Dr.  Inlifilsen  in  London. 

Es  wird  hier  nicht  beabsichtigt;  von  jenen  englischen  Millionen- 
erbschaften zu  sprechen^  welche  leider  immer  und  immer  wieder  ganze 
Distrikte  unseres  Vaterlandes  in  Aufregung  versetzen  und  gewissen- 
losen Industrierittem  ein  nicht  unbeträchtliches  Einkommen  verschaffen. 
Diese  Erbschaftsmassen  existiren  meistens  nur  in  der  Phantasie^  und 
in  den  seltenen  Fällen,  wo  sie  wirklich  einmal  eine  reale  Gestalt  an- 
nehmen ^  entpuppen  sie  sich  als  einige  Tausend  Mark,  welche  die 
Kosten  des  Legitimationsverfahrens  nicht  werth  sind.  Es  sollen  im 
Folgenden  nur  solche  Verlassenschaften  in  Betracht  gezogen  werden, 
die  nicht  nur  wirklich  existiren,  sondern  auch  in  einem  angemessenen 
Verhältniss  zu  den  Kosten  der  Bechtsverfolgung  stehen. 

Abgesehen  von  dem  englischen  Immobiliarrecht,  gibt  es  wohl 
keine  Lehre  im  englischen  Recht,  welche  dem  deutschen  Juristen  bei 
der  ersten  Bekanntschaft  so  fremd  entgegentritt,  wie  die  englische 
Lehre  vom  Erbrecht.  Sie  allein  beweist  zur  GrenÜge,  dass  England 
aus  dem  Kampfe  mit  dem  römischen  Recht  siegreich  hervorgegangen 
ist.  Es  empfiehlt  sich  daher,  eine  kurze  historisch-dogmatische  Ucber- 
sicht  des  englischen  Erbrechts  voraufzuschicken,  eine  Uebersicht,  welche 
der  Einfachheit  halber  auf  das  Mobiliarerbrecht  im  Wesentlichen  be- 
schränkt bleiben  soll. 

Diese  Beschränkung  verträgt  sich  sehr  wohl  mit  der  Systematik 
des  englischen  Erbrechts,  dessen  Haupteintheilung  eben  darin  besteht, 
dass  zwischen  Erbfolge  in  Immobilien  (recU  estate)  imd  Mobilien  (per- 
sonal  estate)  geschieden  wird.  Der  Gedanke  der  Universalsukzession 
des  heres  im  römischen  Recht  ist  dem  englischen  Recht  vollständig 
unbekannt.  Daraus  folgt  zimächst,  dass  es  im  englischen  Recht  einen 
römisch-rechtlichen  heres  überhaupt  nicht  gibt  und  dass  weiter  der 
römische  Begriff  j^testa/mentum^  im  englischen  Recht  vergeblich  gesacht 
wird.  Das  englische  Wort  y^heir'-^  bedeutet  den  gesetzlichen  Immobiliar- 
erben^  und  der  Ausdruck  y^last  wiü^  oder  schlechthin  „imU^  ist  rich- 
tiger Weise  mit  „letztwilliger  Verfügung -^  wiederzugeben.  Dass  die 
letztwillige  Verfügung  in  England  gewöhnlich  mit  den  Worten  be- 
ginnt „This  is  my  last  wiü  and  tesiament-^,  ist  jetzt  nur  eine  pleo- 
nastische  Ausdrucksweise,  welche  aus  der  alten  Zeit  zurückgeblieben 
ist^  wo  der  Sieg  über  das  römische  Recht  noch  nicht  zur  vollen  Ent- 
scheidung gekommen  war.  Man  wird  daher  zugeben,  dass  es  durchaus 
richtig  war,  wenn  ein  deutsches  Amtsgericht  vor  Kurzem  über   einen 
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last  wiü  dahin  entschied;  dass  derselbe  kein  Testament  sei.  Ein 
Testament  ist  ein  last  toill  niemals  ^  weil  er  nie  eine  Erbeseinsetznng 
enthält.  Wenn  aber  das  betreffende  Amtsgericht  weiter  verfiigte;  dass, 
weil  kein  Testament  vorliege,  Intestaterbfolge  einzatreten  habe,  so 
wird  die  Entscheidung  bedenklich,  da  die  Kodizillarklaasel  sich  nach 
gemeinem  deutschen  Recht  nicht  von  selbst  versteht  und  doch  auch  in 
Deutschland  der  Satz  gilt,  dass  die  Frage,  ob  eine  letztwillige  Ver- 
fügung formell  gültig  ist,  nach  dem  Rechte  des  Errichtungsorts  sa 
prüfen  ist  Falls  in  solchen  Fällen  sich  Nachlassstücke  in  England 
befinden,  wird  die  Entscheidung  des  deutschen  Nachlassgerichts  bezüg- 
lich dieser  Nachlassstücke  wohl  nur  auf  dem  Papier  verbleiben. 

Letztwillige  Verfügungen  über  den  Mobiliamachlass  waren  in 
England  seit  unvordenklichen  Zeiten  zulässig,  wenn  auch  ursprünglich 
nur  über  einen  Theil  der  Mobilien.  Das  alte  Recht  theilte  nämlich 
das  Mobiliarvermögen  in  drei  gleiche  Theile :  einer  fiel  an  die  Kinder, 
der  zweite  an  die  Wittwe,  imd  über  den  dritten  konnte  letztwillig  frei 
verfügt  werden.  Hinterblieben  nur  Kinder  oder  nur  die  Wittwe,  so 
bestand  Testirfreiheit  für  die  Hälfite  des  Mobiliarvermögens,  während 
die  andere  Hälfte  an  die  Kinder  bezw.  Wittwe  fiel.  Verstarb  Jemand 
und  hinterliess  weder  Wittwe  noch  Kinder,  so  kamen  seine  letzt- 
willigen Verfügungen  für  sein  ganzes  Mobiliarvermögen  zur  Geltung. 
Die  gesetzlichen  Quoten  der  Kinder  und  der  Wittwe  wurden  ^reiuonable 
parts^  genannt  und  mit  dem  tvrü  de  rationabili  parte  bononmi  geltend 
gemacht.  Das  altenglische  Recht  kannte  mithin  ein  Pflichttheilsrecht, 
das  im  Gegensatz  zum  römischen  Recht  die  Wittwe  berücksichtigte 
und  die  Aszendenten  und  Geschwister  ignorirte.  Während  das  schot- 
tische Recht  noch  heute  ein  Pflichttheilsrecht  zu  Gunsten  der  Wittwe 
und  Kinder  besitzt,  gilt  in  England  jetzt  für  das  Mobiliarvermögen 
volle  Testirfreiheit,  welche  durch  keine  Pflichttheilsberechtigung  mehr 
beschränkt  wird. 

Die  Testirfähigkeit  deckt  sich  heute  im  Allgemeinen  mit  der  Ver- 
äusserungsfsüiigkeit.  UnfUiig  sind  daher  Geisteskranke,  überhaupt 
Personen,  welche  keine  volle  Willensfreiheit  haben.  Das  Minimalalter 
war  früher  wie  im  römischen  Recht,  fallt  jedoch  seit  1837  mit  dem 
Beginn  der  Grossjährigkeit  d.  h.  mit  dem  21.  Lebensjahre  zusammen. 
Bezüglich  der  Ehefrauen  möge  hier  die  Bemerkung  genügen,  dass  die 
Fälle,  wo  sie  testiren  können,  häufiger  sind  als  die,  wo  sie  nicht 
testiren  können. 

Die  Errichtungsformalitäten  waren  früher  verschieden,  je  nachdem 
über  Mobiliar-  und  Immobiliarvermögen  verfügt  wurde,  und  konnten 
VerfÜgangen  über  das  Mobiliarvermögen  sowohl  schriftlich  als  münd- 
lich errichtet  werden.  Seit  1837  besteht  eine- einheitliche  Errichtungs- 
form imd  sind,  abgesehen  von  Seeleuten  und  Soldaten,  alle  letzt- 
willigen Verfügungen  schriftlich  zu  errichten.  Die  Urkunde  ist  vom 
Testator  —  oder  von  einem  Anderen  in  seiner  Gegenwart  und 
nach  seiner  Weisung  —  zu    zeichnen    und   von    zwei  2ieugen    zu  be- 
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gläubigen,  welche  zu  derselben  Zeit  und  Einer  in  Gegenwart  des 
Anderen  zugegen  sein  mÜBsen.  Es  werden  sonach  alle  englischen 
letztwilligen  Verfugungen  in  Form  einer  Privaturkunde  errichtet;  und 
sind  die  Formalitäten^  im  Vergleich  mit  den  Requisiten  eines  römisch- 
rechtlichen  PrivattestamentS;  höchst  einfache. 

Ein  Recht;  das,  wie  das  englische ,  den  römischen  heres  nicht 
kennt;  muss  anderen  Personen  diejenigen  Funktionen  zutheileu;  welche 
der  heres  als  Repräsentant  des  Verstorbenen  im  römischen  Recht  be- 
sitzt. Das  englische  Recht  weist  für  den  Mobiliamachlass  diese 
Funktionen  dem  letztwillig  eingesetzten  exeeudor  zu,  welcher  daher  als 
personal  representaiive  des  Testators  bezeichnet  wird.  Auf  ihn  gehen 
alle  Mobiliarrechte  und  alle  Klagen  Über,  soweit  letztere  nicht  mit 
dem  Tode  erlöschen,  und  haftet  er  für  alle  Verbindlichkeiten  bis  zum 
Belange  des  Mobiliarnachlasses.  Die'  Stellung  des  englischen  eocecutor 
ist  mithin  grundverschieden  von  der  Stellung  des  deutschen  Testa- 
mentsvollstreckers. Ersterer  ist  Repräsentant  des  Erblassers,  letzterer 
wird  neben  dem  Repräsentanten  des  Erblassers  —  d.  h.  neben  dem 
heres  —  thätig;  ein  executor  ist,  wenn  Testaterbfolge  eintreten  soll, 
nicht  zu  entbehren,  während  ein  Testamentsvollstrecker  zu  diesem 
Ende  sehr  wohl  entbehrt  werden  kann.  Die  Bestellung  des  eocecutor 
braucht  übrigens  nicht  gerade  ausdrücklich  zu  geschehen;  ist  ein  exe- 
eutor  auch  nich|;  als  stillschweigend  bestellt  anzunehmen,  so  tritt  In- 
testaterbfolge cum  tesiamento  annexo  d.  h.  unter  Aufk>echterhaltung 
der  letztwilligen  Verfügungen  ein. 

Während  nach  gemeinem  deutschen  Recht  die  Gültigkeit  des 
Testaments  nicht  von  einer  gerichtlichen  Anerkennung  desselben  ab- 
hängig ist,  die  Prüfimg  der  Legitimation  des  Erben  vielmehr  den 
Interessenten  überlassen  bleibt  und  eventuell  im  Prozesswege  zum  Aus- 
trag kommt,  gibt  der  kut  will  an  sich  dem  exeeutor  noch  kein  Dis- 
positionsrecht über  den  Mobiliamachlass.  Er  erhält  dieses  Recht  erst 
mit  der  gerichtlichen  Anerkennung  des  last  tviU.  Das  Anerkennungs- 
verfahren heisst  j^ohaJte^,  ein  Ausdruck,  der  indessen  auch  zur  Be- 
zeichnung der  gerichtlichen  Ausfertigung  des  last  icUl  verwendet  wird. 
Nimmt  der  eocecutor  sein  Amt  an,  was  in  seiner  freien  Wahl  steht, 
so  hatte  er  vor  1857  das  Anerkennungsverfeihren  bei  dem  Bischof  zu 
betreiben,  in  dessen  Diözese  der  Mobiliamachlass  sich  befand.  Be- 
fanden sich  Nachlassstücke  im  Werthe  von  mindestens  100  Mk.  (sog. 
bona  notabüia)  in  mehreren  Diözesen,  so  war  der  betreffende  Erz- 
bischof zuständig.  Wurde  der  Anspruch  auf  Anerkennung  nicht  be- 
stritten, so  erfolgte  die  Anerkennung  auf  eidliche  Versicherung  des 
exeeutor  hin;  im  Bestreitungsfalle  fand  ein  Rechtsstreit  vor  dem  geist- 
lichen Gerichte  statt  und  hatte  der  eacectUor  die  Gültigkeit  des  last 
tpül  durch  die  Testamentszeugen  zu  beweisen.  Nach  erfolgter  Aner- 
kennung verblieb  das  Original  auf  der  Registratur  und  wurde  dem 
eaceeutar  auf  Pergament  und  unter  Geriehtssiegel  eine  Ausfertigung  er- 
theilt,  welche  ihn  zur  Disposition  über  den  Mobiliamachlass  ermächtigte. 

1* 
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Seit  1857  spielt  sich  dAs  Anerkennongsverfahren  vor  weltlichen  Gerichten 
ab  und  zwar  entweder  in  London  oder  in  den  über  ganz  England  zerstreuten 
Provinzialregistraturen.  Wird  nämlich  der  Anspruch  auf  Anerkennung 
nicht  bestritten,  so  hat  der  executar  die  Wahl,  ob  er  das  Verfahren 
in  London  oder  auf  der  Registratur  des  letzten  Domizils  des  Ver- 
storbenen betreiben  will;  im  Bestreitungsfiedle  ist  dagegen  das  Ver- 
fahren in  der  Hegel  in  London  anhängig  zu  machen;  nur  wenn  der 
Mobiliamachlass  eine  bestimmte  Werthgrenze  nicht  erreicht,  ist 
das  Distriktsgrafschaftsgericht  konkurrirend  kompetent.  Beträgt  der 
Naehlass  mehr  als  2000  Mk.,  so  ist  eine  prchaU  duiy  zu  zahlen, 
welche  bei  Verlassenschaften  bis  zu  6000  Mk.  30  Mk.  beträgt  und 
bei  grösseren  Verlassenschaften  sich  ad  volarem  berechnet. 

Ist  das  Anerkennungsverfahren  durchgeführt,  so  hat  der  executor 
sich  in  den  Besitz  des  Mobiliamachlasses  zu  setzen  und  ein  Inventar 
zu  errichten.  Der  nächste  Schritt  ist  die  Berichtigung  der  Nachlass- 
schulden bis  zum  Belange  des  Mobiliarnachlasses.  Bleiben  noch  Aktiven 
zurück,  so  werden  die  Legate  ausgezahlt  und  zwar  unter  Einbehaltung 
der  sogenannten  legacy  duiy.  Der  Tod  des  Testators  gibt  den  Lega- 
taren nur  den  Anfang  eines  Rechts,  welches  erst  mit  dem  Konsens 
des  exeeutor  perfekt  wird.  Die  vermachten  Gegenstände  gehen  zu- 
nächst auf  den  executor  über  und  können  nur  mit  seiner  Einwilligung 
von  den  Legataren  in  Besitz  genommen  werden.  Ist  der  gesammte 
Naehlass  einer  Person  vermacht,  so  heisst  dieselbe  der  universal  hgor- 
tee;  sind  mehrere  Personen  bedacht,  so  liegen  partictUar  Ugacies  vor. 
Unter  restduary  legatee  versteht  das  englische  Recht  den,  dem  das 
residuu/m  d.  h.  der  durch  partieular  legaeies  nicht  absorbirte  Rest 
des  Mobiliarnachlasses  hinterlassen  ist.  Ist  eine  solche  Person  nicht 
ernannt  und  bleiben  nach  Auszahlung  der  partieular  legades  noch 
Aktiven  übrig,  so  fielen  dieselben  früher  an  den  executor.  Später 
fügte  man  die  Einschränkung  hinzu,  dass  wenn  der  will  deutlich  zeige, 
dass  der  executor  das  residu/um  nicht  haben  solle,  dasselbe  an  die 
nächsten  Verwandten  fallen  solle.  Seit  1830  hat  man  diesen  Satz 
umgekehrt,  und  fällt  heute  ein  solches  residuu/m  niur  dann  an  den 
executor,  wenn  aus  dem  unll  deutlich  hervorgeht,  dass  es  ihm  zuge- 
dacht ist;  andernfalls  fällt  es  an  die  Intestatberechtigten. 

Das  englische  Intestaterbrecht,  welchem  der  Rest  dieser  geschicht- 
lich-dogmatischen Uebersicht  gewidmet  sein  soll,  hat  eine  eigenthüm- 
liche  Entwickelung  durchgemacht.  Ursprünglich  fiel  derjenige  Theil 
des  Mobiliarnachlasses  eines  Intestatverstorbenen ,  über  welchen  der- 
selbe letztwillig  hätte  verfügen  können,  an  den  König,  der,  wenn  er 
in  Geld-  oder  anderen  Schwierigkeiten  war,  seine  grossen  Vasallen 
mit  diesem  Rechte  belehnte.  Als  die  Kirche  in  Ausdehnung  ihrer 
Jurisdiktion  auch  die  Nachlasssachen  um  des  Seelenheils  des  Verstor- 
benen willen  als  in  ihre  geistliche  Kompetenz  fallend  reklamirte,  be- 
lieh der  König  die  Prälaten  mit  dem  Recht,  welches  ihm  als  parenis 
patriae  zugestanden  hatte,    und    nahmen    seitdem    die   Bischöfe  bezw. 
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—  wenn  der  MobiliarnacUass  sich  in  verschiedenen  Diözesen  befand  — 
der  betreffende  Erzbischof  alle  Intestatverlassenschaften  in  Beschlags 
um  dieselben  zum  Wohle  des  Seelenheils  des  Verstorbenen  zu  frommen 
Zwecken  zu  verwenden.  Üa  eine  letztwillige  Verfligung  das  Kecht 
der  Bischöfe  vernichtete,  musste  die  Gültigkeit  jeder  letztwilligen  Ver- 
fügung dem  Bischöfe  nachgewiesen  werden,  ein  Nachweis,  aus  dem 
sich  im  Laufe  der  Zeit  das  bereits  geschilderte  Anerkennungsverfahren 
entwickelte.  Für  die  richtige  Verwendung  des  Intestatnachlasses  war 
der  Bischof  nur  Gott  verantwortlich.  Die  Folge  war,  dass  die  Prä- 
laten bald  vergassen,  dass  sie  eigentlich  nur  des  Königs  Almosenver- 
theiler  sein  sollten  und  die  Intestatverlassenschaften  für  ihre  persön- 
lichen Bedürfhisse  verwandten.  Als  sie  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
nicht  einmal  die  Erbschaftsschulden  mehr  bezahlten,  griff  das  Parla- 
ment ein  und  verordnete,  dass  der  Bischof  nicht  minder  als  der  letzt- 
willig ernannte  eoceeutor  die  Erbschaftsschulden  bis  zum  Belange  der 
Erbschaft  zu  zahlen  habe.  In  der  Folgezeit  zahlten  die  Bischöfe  aller- 
dings die  Erbschaftsschulden,  wirthschafteten  aber  im  Uebrigen  in 
alter  Weise  weiter,  bis  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verordnet 
wurde,  dass  der  Bischof  den  Nachlass  nicht  mehr  selbst  verwalten 
solle,  sondern  den  nächsten,  verfügpingsfähigen  Blutsverwandten  des 
Verstorbenen  zum  Verwalter  fadministrator)  zu  bestellen  habe.  Dieser 
adm/inistrator,  dessen  Bestellungsurkunde  den  Namen  ^kiters  of  admini- 
stration^^  erhielt,  war  zunächst  allerdings  blosser  Beauftragter  des 
Bischofs,  er  wurde  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  in  wichtigen  Beziehungen 
dem  exeeutor  gleichgestellt  und  ist  heute  der  Repräsentant  des  In- 
testatverstorbenen  für  den  Mobiliarnachlass.  Als  den  Prälaten  die 
Verwaltung  genommen  war,  hielten  die  geistlichen  Gerichte  es  plötz- 
lich für  gerecht  und  billig,  dass  der  Intestatnachlass  unter  die  next  of 
kin  d.  h.  unter  die  nächsten  Blutsverwandten  des  Verstorbenen  ver- 
theilt  werde,  und  Hessen  sich  bei  Gelegenheit  der  Bestellung  ent- 
sprechende Verpflichtungsurkunden  von  den  administrators  ausstellen. 
Die  weltlichen  Gerichte  erklärten  jedoch  diese  Urkunden  für  nichtig, 
und  erst  1670  brachte  das  berühmte  Stattäe  of  Distribution  die  An- 
sprüche der  Blutsverwandten  dem  administrator  gegenüber  zur  gesetz- 
lichen Anerkennung.  Die  Jurisdiktion  in  Nachlasssachen  blieb  den 
geistlichen  Gerichten  noch  bis  zum  Jahre  1857,  um  dieselbe  von  da 
ab  an  den  neu  errichteten,  weltlichen  Probate  Court  abzugeben.  1873 
ging  dieses  Gericht  in  dem  High  Court  of  Justice  auf,  in  dessen  Pro- 
bate, Dvvorce  and  AdmiraUy  Division  jetzt  alle  Nachlasssachen  ihre  Erledi- 
gung finden,  soweit  nicht  bei  kleinen  Verlassenschaften  der  Registrar  des 
Grafschaftsgerichts  die  Bestellung  zum  administrator  herbeifuhren  kann. 
Bei  der  Auswahl  des  administrator  verfährt  das  Nachlassgericht 
heute  nach  folgenden  Grundsätzen.  Zum  Verwalter  des  Nachlasses 
einer  Ehefrau  wird  der  Ehemann  bestellt,  zum  administrator  der  Ver- 
lassenschaft eines  Ehemannes  die  Wittwe  oder  die  next  of  hin.  Unter 
letzteren  werden  die  dem  Grade  nach  Nächsten  vorgezogen ;  sind  meh- 
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rere  gleich  Nahe  yorhanden  —  die  GrradesnXhe  berechnet  sich  wie  im 
römischen  Recht  —  so  kann  das  Nachlassgericht  nach  freiem  Ermessen 
wählen.  Kinder  werden  den  Eltern  vorgezogen  ^  Geschwister  den 
Grosseltem ;  zwischen  Vollbürtigen  und  Halbbürtigen  wird  kein  Unter- 
schied gemacht.  Will  sich  von  den  bisher  Gedachten  Niemand  zum 
Verwalter  bestellen  lassen^  so  kann  die  administration  einem  Nachlass- 
gläubiger übertragen  werden,  und  in  seiner  Ermangelung  wird  der 
Anwalt  des  Schatzamts  bestellt,  d.  h.  der  herrenlose  Nachlass  fiült  an  den 
Staat.  Jeder  administrator  hat  dem  Nachlassgericht  eidlich  zu  ge- 
loben, dass  er  den  Rechten  gemäss  verwalten  werde,  und  hat  in  der 
Regel  ausserdem  zwei  Bürgen  zu  stellen.  Wie  der  executor  bei  Testat- 
erbfolge den  römischen  herea  ersetzt,  so  ersetzt  der  administraior  den- 
selben im  IntestatfSalle.  Er  ist  der  personal  representative  des  Ver- 
storbeneu und  gehen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  auf  ihn  über.  Es 
ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  das  englische  Recht  auch  einen  ad' 
ministraior  cum  testamento  anneoco  kennt,  d.  h.  einen  Verwalter,  dessen 
Verwaltung  durch  letztwillige  Verfügungen  Schranken  gesetzt  sind. 
Dieser  Fall  tritt  ein,  falls  der  last  wiü  keinen  exeoutor  einsetzt  und 
ein  solcher  nicht  hinein  interpretirt  werden  kann,  femer  wenn  der 
eingesetzte  exeetUor  unfähig  ist,  sein  Amt  ausschlägt  oder  vor  dem 
Testator  verstirbt,  ohne  sich  einen  exectUor  zu  ernennen.  Ein  admi-^ 
nistrator  cum  testamento  annexo  würde  ferner  zu  bestellen  sein,  wenn 
aus  einem  „deutschen^  Testamente  geerbt  wird;  in  der  Praxis  wird 
indessen  häufig  der  deutsche  Testamentsvollstrecker  dem  executor  als 
gleichwerthig  aufgefasst,  was  theoretisch  jedenfidls  nicht  richtig  ist, 
indessen  das  Ver&hren  wesentlich  vereinfacht.  Es  kommen  auch  noch 
andere  Verwalter  spezieller  Art  vor.  Ist  zum  Beispiel  ein  Minder- 
jähriger als  alleiniger  exeeutor  eingesetzt,  so  wird  sein  Vormund  zum 
administrator  cu/m  testamento  annexo  et  durante  minore  aetate  bestellt; 
ist  der  executor  abwesend  oder  schwebt  ein  Rechtsstreit  über  die  Gül- 
tigkeit des  last  will,  so  pflegt  ein  administroitor  durante  absentia  bezw. 
lite  pendente  bestellt  zu  werden. 

Die  Funktionen  des  administrator  ähneln  sehr  denen,  welche  dem 
executor  zugewiesen  und  bereits  oben  erwähnt  sind.  Es  ist  an  dieser 
Stelle  nur  noch  hinzuzufügen,  dass  der  administrator  den  Mobiliar- 
nachlass  nach  den  Bestimmungen  des  Statute  of  Distribution  zu  ver- 
theilen  hat.  Dieses  Gesetz  wurde  von  einem  römisch- rechtlich  ge- 
bildeten Juristen  entworfen  und  zeigt  daher  Anklänge  an  das 
römische  Intestaterbrecht.  Während  das  englische  Recht  vordem  nur 
Vertheilung  per  stirpes  kannte,  führte  das  Statute  die  römische  Methode 
ein,  wonach  bald  per  capüa,  bald  per  stirpes  vertheilt  wird.  Die 
Kollationspflicht  dagegen  hat  das  Statute  nicht  neu  eingeführt;  diese 
Pflicht  galt  bereits  früher  lokal  und  war  unter  dem  Namen  ^hotch- 
pot^  für  Immobilien  common  law.  Das  Statute  beliess  zunächst  ein- 
zelne Lokalgewohnheiten  in  Geltang,  welche  indessen  für  am  oder 
nach    dem    1.  Januar  1857    Verstorbene    bezw.    Versterbende  fortge- 
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fallen  sind.  Der  Inhalt  des  StcUute  ist  kurz  folgender.  1)  Sind 
Wittwe  und  Kinder  vorhanden^  so  erhält  die  Wittwe  ^j^  und  in  den 
Best  theilen  sich  die  Kinder.  2 )  Sind  Wittwe  und  keine  Kinder  vor- 
handen, so  erhält  die  Wittwe  ^/^  und  die  andere  Hälfte  flQlt  an  die 
next  of  hin.  3)  Sind  keine  Wittwe  aber  Kinder  vorhanden,  so  er- 
halten letztere  das  Ganze.  4)  Sind  weder  Wittwe,  noch  Kinder  vor- 
handen, so  fällt  das  Ganze  an  die  next  of  hin.  Man  sieht,  bei  der 
Redaktion  des  Statute  ist  auch  das  altenglische  Becht  de  rationabüi 
parte  bonorum  in  Betracht  gezogen  worden. 

Gehen  wir  jetzt  zu  einer  näheren  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle 
über,  wo  Deutsche  in  praktische  Berührung  mit  dem  englischen  Erb- 
recht kommen.  Man  gruppirt  diese  Fälle  am  übersichtlichsten  nach 
folgenden  beiden  Möglichkeiten.  Die  Berührung  mit  dem  englischen 
Erbrecht  kann  entweder  dadurch  entstehen,  dass  eine  zuletzt  in  Deutsch- 
land domizilirte  Person  in  England  Nachlassstücke  hinterlässt,  oder 
dadurch  herbeigeführt  werden,  dass  eine  zuletzt  in  England  ansässige 
Person  Nachlassstücke  hinterlässt,  welche  sich  in  Deutschland  befinden. 

Die  Fälle,  wo  ein  Theil  des  Nachlasses  sich  in  England  befindet, 
gehören  keineswegs  zu  den  Seltenheiten.  England  gehört  bekanntlich 
SU  den  Kulturstaaten,  welche  nicht  viel  von  Inhaberpapieren  halten 
und  der  grösseren  Sicherheit  wegen  auf  den  Namen  lautende  Werth- 
papiere  vorziehen,  obgleich  die  Uebertragung  derselben  mit  Mühen 
und  Kosten  verbunden  ist.  Daher  kommt  es,  dass  fast  jeder  deutsche 
Kapitalist,  welcher  in  seinem  Nachlasse  englische  Effekten  hinterlässt, 
seine  Erben  in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  sich  über  in  England  be- 
findliche Nachlassstücke  die  Disposition  zu  verschaffen. 

Das  deutsche  gemeine  Becht  stellt  den  Satz  auf,  dass  man  nach 
dem  Bechte  seines  letzten  Domizils  beerbt  wird,  und  lässt  diesen  Satz 
der  Einheit  der  Erbschaft  zur  Liebe  auch  für  Immobilien  gelten.  Das- 
selbe Prinzip  findet  sich  im  englischen  Becht  für  die  Erbfolge  in  den 
MobiliamacÜass :  Das  Nachlassgericht  des  letzten  Domizils  ist  das 
forum  concwraua,  an  welches  sich  alle  Erbinteressenten  bezüglich  des 
Mobiliamachlasses  zu  wenden  haben.  Es  hat  zu  entscheiden,  ob 
Testat-  oder  Intestaterbfolge  einzutreten  hat  und  im  ersteren  Falle 
die  letztwillige  Verfügung  zu  interpretiren.  Eine  unmittelbare  Ein- 
wirkung auf  die  in  England  befindlichen  Nachlassstücke  wird  dem 
deutschen  Nachlassgericht  jedoch  nicht  zugestanden.  Würde  z.  B. 
das  deutsche  Nachlassgericht  oder  der  von  letzterem  mit  der  weiteren 
Beordnung  des  Nachlasses  beauftragte  Notar  oder  der  Erbe  selbst 
Dispositionshandlnngen  über  die  in  England  befindlichen  Nachlassstücke 
ausüben  wollen,  so  würde  ihm  geantwortet  werden,  dass  er  etwas  Un- 
gesetzliches verlange.  Uebersendung  des  Testaments  oder  von  Dekreten 
des  deutschen  Nachlassgerichts  würden  daran  nichts  ändern.  In  Deutsch- 
land ist  man  geneigt,  in  einer  solchen  Nichtanerkennung  des  Dispö- 
sitionsrechts  eine  Bestreitung  des  Erbrechts  seitens  des  Erbschafts- 
Bchuldners  zu  erblicken,    und    im  Anschluss  daran    die  Chancen  einer 
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heredüaiis  petitio  yor  englischen  Oerichten  zu  erwMgen.  Der  englincbe 
Erbschaftsschuldner  will  jedoch  in  den  meisten  Fällen  das  Erbrecht 
selbst  gar  nicht  bestreiten,  sondern  nur  zu  verstehen  geben,  dass  nicht 
er  das  Erbrecht  zu  prüfen  hat,  sondern  der  Probate  Court  in  London, 
und  dass  er  selbst  den  Erben  erst  dann  anerkennen  kann  und  darf, 
nachdem  das  letztgedachte  Gericht  ihn  anerkannt  hat.  Es  hat  mithin 
der  deutsche  Erbe  zunächst  noch  ein  Anerkennungsverfahren  vor  dem 
London'er  Nachlassgericht  zu  betreiben.  Bei  der  Auswahl  des  Loip- 
don'er  solicüor  achte  man  darauf,  dass  man  einen  Anwalt  bestellt, 
der  gleichzeitig  mit  dem  deutschen  Erbrecht  vertraut  ist.  Tritt  der 
Erbe  als  Testamentserbe  auf,  so  ist  dem  englischen  Anwalt  zunächst 
eine  beglaubigte  Abschrift  des  Testaments  einzusenden.  Das  deutsche 
Testament  wird,  wie  ein  englischer  last  unll,  beim  Nachlassgericht 
unter  gleichzeitiger  Einzahlung  der  probate  duty  eingereicht,  und,  falls 
im  Testament  ein  Testamentsvollstrecker  eingesetzt  ist,  Ausfertigung 
einer  Abschrift  auf  Pergament  und  unter  Gerichtssiegel  (probate)  be> 
antragt.  Fehlt  ein  Testamentsvollstrecker  dieser  Art  und  hat  auch 
das  deutsche  Nachlassgericht  keinen  Vollstrecker  bestellt,  so  sind 
leiters  of  administration  cum  testamento  armexo  zu  beantragen.  Um 
Ausfertigung  von  letters  of  administration  ist  femer  in  allen  Fällen 
einzukonunen,  wo  der  deutsche  Erbe  als  Intestaterbe  auftritt.  Sollte 
das  deutsche  Nachlassgericht  bereits  einen  Verwalter  bestellt  haben,  so 
würde  das  englische  Grericht  diese  Bestellung  adoptiren;  anderenfalls 
kommen  die  oben  erörterten  Grundsätze  über  die  Bestellung  eines 
administrator  zur  Anwendung.  Mit  der  probate  bezw.  mit  den  letters 
of  administration  erhält  der  vom  englischen  Gericht  bestellte  bezw. 
anerkannte  executor  bezw.  administrator  die  Verfügung  über  die  in 
England  befindlichen  Mobiliamachlassstücke.  Es  ist  übrigens  nicht 
erforderlich,  dass  man  sich  persönlich  zum  administrator  bestellen 
lässt;  man  verein&cht  das  Verfahren  nicht  unwesentlich,  wenn  man 
den  englischen  Anwalt  ermächtigt,  die  letters  of  administration  auf 
seinen  Namen  ausstellen  zu  lassen.  Es  ist  oben  bemerkt  worden, 
dass  ein  administrator  eine  eidliche  Erklärung  abzugeben  hat,  welche 
in  England  den  Namen  j.affidamt*^  führt  und  nicht  vor  dem  Richter 
sondern  vor  einem  commissioner  to  admini-ster  oaths  (gewöhnlich  ein 
solicüor)  abgegeben  wird.  Im  Auslande  können  diese  eidlichen  Er- 
klärungen vor  den  britischen  Konsuln  abgegeben  werden,  vorausge- 
setzt, dass  das  in  ihrem  Exequatur  bezirk  geltende  Recht  ihnen  die 
Abnahme  von  Eiden  gestattet.  In  letzterer  Beziehung  ist  der  Rechts- 
zustand in  Deutschland  äusserst  verschieden.  Bald  können  die  briti- 
schen Konsuln  schlechthin  Eide  abnehmen,  bald  nur  mit  vorgängiger 
Erlaubniss  des  Amtsrichters,  bald  überhaupt  nicht  Letzterenfalls 
muBS  das  affidavü  vor  dem  Amtsrichter  beschworen  werden,  der  ge- 
wöhnlich das  erste  Mal,  wenn  die  Abnahme  eines  solchen  Eides  bei 
ihm  beantragt  wird,  den  Antrag  mit  dem  Bemerken  ablehnt,  dass  er 
nur    auf    Ersuchen    eines    englischen    Gerichts    den    Eid    abnehmen 
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könne,  ohne  dabei  zn  ahnen^   dass  englische  Gerichte  niemals  derartige 
Ersuchungsschreiben  erlassen. 

Zum  Schlüsse  noch  einige  Bemerkungen  Über  den  Fall,  wo  das 
letzte  Domizil  in  England  war  und  ein  Theil  des  Nachlasses  sich  in 
Deutschland  befindet.  Handelt  es  sich  dabei  um  Mobiliamachlassstücke, 
so  wird  sich  der  executor  bezw.  adminisirator  zunächst  direkt  an  den 
deutschen  Nachlassschuldner  wenden  und  sich  diesem  gegenüber  legi- 
timiren.  Verweigert  der  Nachlassschuldner  der  behaupteten  Disposi- 
tionsbefugniss  seine  Anerkennung,  so  ist  die  Angelegenheit  durch 
Bechtsstreit  vor  dem  zuständigen  deutschen  Gerichte  zum  Austrag  zu 
bringen.  Anders  liegt  der  Fall,  wenn  eine  in  einem  deutschen  Grund- 
buch eingetragene  Hypothek  zur  Yerlassenschaft  gehört.  Ein  Begriff, 
der  sich  mit  der  Hypothek  genau  deckt,  wird  im  englischen  Rechts- 
system vergeblich  gesucht,  man  kann  jedoch  sagen,  dass  money  on 
mortgage  und  Hypotheken  gleichen  Zwecken  dienen.  Money  on  mort- 
gage  ist  nun  ein  Theil  des  Mobiliarnachlasses,  und  ist  daher  vom 
englischen  Kechtsstandpunkt  aus  der  Repräsentant  des  Verstorbenen 
für  den  Mobiliamachlass  berechtigt,  über  die  deutsche  Hypothek  zu 
verfügen.  Wird  aber  der  deutsche  Grundbuchrichter  die  Verfügungs- 
berechtigung des  englischen  executor  bezw.  administraior  gelten  lassen  V 
Er  wird  zunächst  —  als  gemeinrechtlicher  Richter  —  soviel  zugeben 
müssen,  dass  die  Erbfolge  materiell  nach  englischem  Recht  zu  beur- 
theilen  ist.  Sodann  wird  er  verlangen,  dass  ihm  der  Erbgang  durch 
Testament  oder  durch  Erbbescheiuigung  nachgewiesen  werde.  Eng- 
lische Gerichte  stellen  indessen  keine  Erbbescheinigimgen  aus,  sondern 
nur  probcUe  und  letters  of  administration'^  und  ein  U»st  will  ist  kein 
Testament.  Will  daher  der  deutsche  Grundbuchrichter  wirklich 
materiell  englisches  Recht  in  Anwendung  bringen,  so  muss  er  auch 
das  VeriÜgungsrecht  des  executor  bezw.  administrator  gelten  lassen 
und  sich  mit  Einreichung  der  probate  oder  der  letters  of  administration 
zufrieden  erklären.  Würde  er  eine  spezielle  Erbbescheiuigung  des 
Amtsgerichts  des  belegenen  Orts  verlangen,  so  würde  er  damit  die 
Schwierigkeiten  eigentlich  nur  auf  seinen  Kollegen  abschieben.  Ganz 
verschieden  liegt  der  Fall,  wenn  real  property  in  Deutschland  hinter- 
lassen wird.  Das  materiell  zu  Raum  kommende  englische  Recht  stellt 
nämlich  den  Satz  auf,  dass  die  Erbfolge  in  real  property  sich  nach 
dem  Recht  des  belegenen  Orts  richtet. 

Dass  sich  Schwierigkeiten  ergeben  in  Fällen,  wo  zwei  prinzipiell 
verschiedene  Erbrechtssysteme  in  praktische  Berührung  mit  einander 
kommen,  ist  nicht  zu  ändern.  Bedauerlich  würde  es  aber  sein,  wenn 
diese  Schwierigkeiten  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  mit  solchen 
Mühen  und  Kosten  zu  Überwinden  wären,  dass  man  von  der  Ver- 
folgung guter  Rechte  abrathen  müsste.  Beiderseitiges  Entgegenkommen 
und  Interesse  für  das  ausländische  Recht  dürften  am  ehesten  jene 
mittelalterlichen  Zeiten  in  Vergessenheit  begraben,  wo  das  gute  Recht 
mit  der  Landesgrenze  endigte. 
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Die  exceptio  rei  iudicatae  aus  einem  ausländischen  Ur- 
theile  nach  deutschem  Reichsrecht. 

Von  Dr.  B.  Bichard  in  Berlin. 

Zum  Zweck  der  Beantwortung  der  Frage: 
ob    und    unter   welchen    Voraossetzungen   von   deutschen   Grerichta- 
höfen  der  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedeneu  Sache  aus  einem 
im  Auslande  ergangenen  Urtheile  zuzulassen  ist^ 
ist  es  erforderlich 

I.  die  in  Deutschland  gegenwärtig  über  das  Wesen  und  die  Wir- 
kung  der  res  iudicata  geltenden  Kechtssätze  festzustellen, 

n.  den  Stand  der  Lehre  des  internationalen  Privatrechts  über 
denselben  Gegenstand  zu  ermitteln  und 

III.  zu  untersuchen,  ob  durch  die  deutsche  Zivilprozessordnung 
die  Anwendung  der  internationalrechtlichen  Normen  in  Bezug  auf  die 
Rechtskraft  ausländischer  Urtheile  ausgeschlossen  oder   zugelassen  ist. 

I.  Wesen    und   Wirkung   der   res   iudicata    nach 

deutschem  Recht. 

§  1- 

Im  Allgemeinen. 
Durch    ein    rechtskräftiges    Urtheil    kann    ein    vierfacher    Erfolg 
herbeigeführt  werden: 

1)  der  Beklagte  wird  zu  einer  Leistung  (einem  darCy   facere  oder 
praestare)  verurtheilt, 

2)  es    wird    ihm    die    Anerkennung   des  Bestehens   oder  Nichtbe- 
stehens eines  Rechtsverhältnisses  abgenöthigt, 

3)  es  wird  ein  Zustand  geschaffen  z.  B.  eine  Ehe  getrennt  und 

4)  der   klagend    oder   widerklagend    geltend    gemachte   Anspruch 
wird  abgewiesen. 

Das  dare  imd  praestare  des  ersten  Falles  ist  stets  auf  eine  Ver- 
mögensleistung des  Beklagten  an  den  Kläger  gerichtet,  hat  also  eine 
Eigenthums-  bezw.  Besitzübertragung  bezw.  Rückübertragung  zum 
Gregenstande^).  Das  facere  dagegen  besteht  in  der  Vornahme  einer 
Handlung,  welche  entweder  vom  Beklagten  nur  persönlich  ausgeführt 
werden  kann^  wie  z.  B.  die  Leistung  des  Offenbarungseides^  oder  aber 
bei  seiner  Weigerung  auf  seine  Kosten  auch  durch  eine  dritte  Person 
geleistet  werden  kann. 

Ein  besonderer  Fall  des  facere  besteht  in  der  Abgabe  einer  rechts- 
bedeutsamen Erklärung  des  Verurtheilten  z.  B.  dass  er  in  die  Ein- 
tragung des  Klägers  als  Eigenthümer  eines  Grundstücks  im  Grundbuch 
willige  oder  dass  er  die  Löschung  einer  für  ihn  eingetragenen  Hypo- 


1)  Der  Fall   des  exhihere  z.  B.  Vorlegung  einer  Urkunde   zum  Zweck 
der  Einsicht  durch  den  Kläger  ist  in  Nr.  1  mitenthalten. 
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thek  genehmige.  Die  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft  ver- 
sehene ürtheilsausfertigmig  ersetzt  in  diesem  Falle  die  entsprechende 
Urkunde  7  deren  Inhalt  freiwillig  zu  erklirren  der  Beklagte  sich  ge- 
weigert hat.  Das  corpus  iuris  civilis  bespricht  die  Wirkung  der  res 
iudicata  insbesondere  in  1.  8  pr.  D.  2b,  8^  1.  65  §  2  D.  36^  1,  1.  12 
§  8  D.  88^  2  und  1.  6  D.  44,  2,  deren  Inhalt  die  Doktrin  zutreffend 
in  dem  Satze:  res  iudicata  ius  facit  inter  partes  zusammengefasst  hat. 
In  1.  207  D.  50,  17  sagt  ferner  Ulpian:  res  iudicata  pro  veritate 
acdpitur  d.  h.  das  rechtskräftige  Urtheil  stellt  unabänderlich  das  bis- 
her streitig  gewesene  Recht  zwischen  den  Parteien  fest  und  erzeugt 
Berechtigungen  auf  der  einen  und  Verpflichtungen  auf  der  anderen 
Seite.  Es  ist  der  endgültige  Ausspruch  der  rechtsprechenden  den 
streitenden  Parteien  übergeordneten  Staatsgewalt,  es  ist  wie  Kloeppel  ^) 
ausführt,  das  konkrete  Recht  im  Gegensatz  zu  dem  abstrakten  Ge- 
setze oder,  wie  v.  Bar^^  sagt,  eine  lex  specialis,  ein  Gesetz  über  den 
einzelnen  streitigen  Fall.  Deshalb  beansprucht  es  unbedingte  Autori- 
tät und  Anerkennung  seitens  der  Parteien.    Daraus  folgt  dass: 

I.  derselbe  Rechts-  und  Thatbestand  nicht  noch  einmal  zwischen 
den  Parteien  zum  Gegenstand  eines  Prozesses  gemacht  werden  darf, 
gleichviel  ob  das  ergangene  Erkenntniss  ein  verurtheilendes  oder  ab- 
weisendes ist  und 

n.  wenn  das  Erkenntniss  ein  verurtheilendes  ist,  dasselbe  von 
dem  schuldenden  Beklagten  erfüllt  und  dem  siegreichen  Kläger  even- 
tuell staatliche  Zwaugshülfe  zur  gewaltsamen  Verwirklichung  des  Ur- 
theils  gewährt  werden  muss. 

Denn  würden  diese  Wirkungen  der  Rechtskraft  nicht  eintreten, 
dürften  die  Parteien  ein  rechtskräftiges  Urtheil  einzeln  ohne  vertrags- 
mässige  Genehmigung  der  Gegenpartei,  durch  welche  allerdings  auch, 
abgesehen  von  den  wenigen  hier  nicht  interessirenden  AusnahmeHÜlen, 
jedes  Urtheil  mit  derselben  Wirkung,  als  wenn  es  nie  gesprochen 
worden  wäre,  beseitigt  werden  kann,  positiv  oder  negativ  unbeachtet 
lassen,  so  wäre  dies  eine  begriffswidrige  und  daher  absolut  unzu- 
lässige Auflehnung  gegen  die  staatliche  Souveränetät,  aus  welcher  im 
letzten  Grunde  jeder  Richterspruch    seine  verbindliche  Kraft  herleitet. 

Beide  Sätze  gelten  daher  gleichmässig  ftlr  alle  logisch  möglichen 
Fälle  und  für  beide  Parteien. 

§  2. 
Die  excefitlo  rei  iudicatae. 

In  Bezug  auf  Satz  I  des  §  1  ist  es  nun  logisch  möglich,  dass 
derselbe  Rechts-  und  Thatbestand  nochmals  zum  Gegenstand  einer 
Klage  bezw.  prozessualischen  Erörterung  gemacht  wird,  nachdem 


2)  In  der  Schrift :  Die  Einrede  der  Rechtskraft  1882  Abschn.  XIV  S.  86. 
8)  In  seinem  Werke:  Theorie  und  Praxis   des  internationalen  Privat- 
rechts  1889.    2.  Aufl.  Bd.  2  t  412  S.  413. 
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A.  ein    rechtskrftftigeB,    vemrtheilendes    Erkenntniss    ergangen    ist 
und  zwar 

a)  vom  früheren  Kläger 

b)  ^  y,        Beklagten^ 

B.  ein  rechtskräftiges,  abweisendes*)  Erkenntniss    ergangen  ist  nnd 
zwar 

a)  vom  früheren  Kläger  indem  er 

a)  die  frühere  Klage  nochmals  erhebt  oder 
ß)  als  Beklagter  exzipirt  und 

b)  vom  früheren  Beklagten. 

Die  einzelnen  dem  vorstehenden  Schema  zu  Grunde  liegenden 
Fälle  sind  in  der  Theorie  des  gemeinen  Rechts  und  derjenigen  der 
wichtigsten  deutschen  Partikularrechte^  so  besonders  auch  im  prenssi- 
sehen  Rechte  überaus  streitig  gewesen.  Es  darf  hier  nur  erinnert 
werden  an  die  berühmten  Streitfragen  darüber,  ob  es  eine  positive 
oder  negative  Funktion  der  exceptio  ret  iudieatae  gebe,  femer  an  die- 
jenige der  prozessualischen  Konsumtion  des  Klagerechts  und  endlich 
an  die  Kontroverse  über  die  Rechtskraft  der  Eutscheidungsgründe. 
Die  deutsche  Zivilprozessordnung  hat,  wie  die  hervorragendsten 
SchrifUteller  übereinstimmend  anerkennen  ^)  im  §  293  diese  Fragen 
—  abgesehen  von  dem  noch  sofort  zu  erörternden  Fall  Aa  —  un- 
zweifelhaft entschieden.  Dieser  §,  den  der  Verfasser  als  einen  gross- 
artigen Fortschritt  in  der  Wissenschaft  des  Zivilprozessrechts  betrachtet 
und  auf  dessen  ausgezeichnete  Begründung  in  den  Motiven^)  hier  nur 
verwiesen  wird,  lautet: 

„Urtheile  sind  der  Rechtskraft  nur  insoweit  fähig,  als  über  den 
durch  die  Klage  oder  die  Widerklage  erhobenen  Anspruch  ent- 
schieden ist. 

Die  Entscheidung  über  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  einer 
mittels  Einrede  geltend  gemachten  Gegenforderung  ist  der  Rechts- 
kraft fähig,  jedoch  nur  bis  zur  Höhe  desjenigen  Betrags,  mit  welchem 
aufgerechnet  werden  soll')." 


4)  Gemeint  sind  nur  definitiv  abweisende  ürtheile.  Die  Abweisung 
zur  Zeit  oder  angebrachtermassen  kann  deshalb  keine  exceptio  rci  iudieatae 
erzeugen,  weil  derartige  Richtersprüche  einen  Rechtsstreit  weder  endgültig 
noch  überhaupt  erledigen  wollen. 

5)  Vgl,  Windscheid ,  Pandekten  7.  Aufl.  1891  Bd.  1  §  130  Nr.  6  S.  375, 
376  bei  Note  21a  und  in  Note  21a;  Dernburg,  Pandekten  3.  Aufl.  1892 
Bd.  1  §  163  S.  378  ff.,  insbesondere  bei  Anm.  6;  Eccius  bei  Foerster^ 
Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  preuss.  Privatrechts  ö.  Aufl. 
1887  Bd.  1  §  56  S.  290  ff. 

6)  Vgl.  Hahn,  Die  gesammten  Materialien  zur  Zivilprozessordnung 
1.  Abtbeilung  S.  290  bis  292  zu  §  283  des  Entwurfs  der  Z.P.O.  (§  293  des 
Gesetzes). 

7)  Die  svstematisch  nothwendige  Ergänzung  enthält  §  253  Z.P.O.  mit 
seinem  Wortlaut:  „Bis  zum  Schlüsse  derjenigen  mündlichen  Verhandlung, 
auf  welche  das  Urtheil  ergeht,  kann  der  Kläger  durch  Erhebung  einer 
Widerklage  beantragen,    dass  ein  im  Laufe  des  Prozesses  streitig  ge- 
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Danach  besteht  die  Wirkung  der  Hechtskraft  darin^  ^dass  die 
abgeurtheilte  Klage  verbraucht  (konsumirt)  ist,  sowohl  im  Fall  der 
Verurtheilung  als  der  Abweisung  und  dass  dasjenige  Becht,  welches 
durch  Urtheil  festgestellt  oder  aberkannt  worden,  einer  nochmaligen 
Feststellung  oder  Aberkennung  durch  ein  anderes  Urtheil  nicht  mehr 
unterzogen  werden  darf-^^).  Hiemit  ist  also  auch  der  Fall  Aa  un- 
seres Schemas  erledigt.  Gerade  über  diesen  Punkt  herrscht  aber  noch 
gegenwärtig  Streit. 

Demburg^)  behauptet,  dass  das  Urtheil  konsumirende  Kraft  nicht 
mehr  habe  und  führt  a.  a.  0.  in  Anm.  2  aus:  „nach  römischem 
Rechte  konnte  der  frühere  Kläger,  auch  wenn  er  ein  ihm  günstiges 
Erkenntniss  erstritten  hatte,  nicht  mehr  zum  zweiten  Male  wegen  der- 
selben Sache  klagen,  ihm  blieb  vielmehr  einzig  die  Geltendmachung 
der  Judikatobligation  offen;  nach  heutigem  Bechte  ist  es  dem  Sieger 
hingegen  unbenommen,  auch  aus  dem  ursprünglichen  Rechte  aufs  Neue 
zu  klagen,  da  ihm  nicht  das  Dasein,  sondern  nur  der  ungünstige  Aus- 
Ü31  des  früheren  Urtheils  entgegentritt.  Es  kann  dies  unter  Anderem 
dann  von  praktischem  Gewichte  werden,  wenn  etwa  zuftllligerweise 
die  Urtheilsurkunde  verloren  gegangen  oder  doch  wenigstens  nicht 
leicht  beschaffbar  ist.  Eutschliesst  sich  hier  der  Kläger,  vom  Urtheil 
absehend,  zu  klagen,  so  kann  ihm  der  Verklagte  keineswegs  durch 
die  Behauptung  entgegentreten,  dass  bereits  über  die  Sache  rechts- 
kräftig geurtheilt  sei.^ 

Nur  unter  Umständen,  die  aber  Demburg  auch  nicht  einmal  an- 
deutet, will  er  dem  Beklagten  im  zweiten  Prozesse  eine  exceptio  doli 
generalis  gewähren,  welche  verbiete,  ein  Becht,  mit  dem  man  das  Er- 
reichbare erreicht  hat,  zur  Schikane  Anderer  zu  missbrauchen.  Diese 
Ansicht  erscheint  jedoch  nicht  allein  nach  unseren  in  §  1  gemachten 
Ausführungen  imhaltbar,  sondern  wird  auch  durch  positive  Bestim- 
mungen der  deutschen  Z.P.O.  widerlegt.  Denn  wenn  dem  Kläger  die 
vollstreckbare  Urtheilsurkunde  verloren  gegangen  oder  letztere  nicht 
leicht  beschaffbar  ist  oder  der  Gerichtsvollzieher  dieselbe  dem  Schuld- 
ner gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  ausgehändigt  hat,  oder  die 
Aushändigung  zwar  vorschriftsmässig  erfolgt  ist,  jedoch  die  zur  Be- 
friedigung des  Gläubigers  gep&ndeten  und  verkauften  Sachen  sich  als 
nichtpf^ndbares  Eigenthum  eines  Dritten  herausstellen  oder  endlich 
die  Nothwendigkeit  der  Vornahme  der  Zwangsvollstreckung  in  ver- 
schiedenen Bezirken  vorliegt,  so  gewährt  §  669  Z.P.O.  dem  Kläger 
die  Möglichkeit,  sich  eine  weitere  vollstreckbare  Ausfertigung  zu  ver- 
schaffen durch  folgende  Bestimmung: 


wordenes  Rechtsverhältniss,  von  dessen  Bestehen  oder  Nichtbestehen  die 
Entscheidung  des  Bechtsstreites  ganz  oder  zum  Theile  abhängt,  durch 
richterliche  Entscheidung  festgestellt  werde.  ^ 

8)  So  Eccius  a.  a.  0.  §  56  bei  Anm.  2. 

9)  Bernburg,  Lehrbuch  des  preussischen  Privatreehts  4.  Aufl.   1884 
Bd.  1  §  137  S.  322  ff. 
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Eine  weitere  vollstreckbare  Aasfertignng  darf  derselben  Partei, 
sofern  nicht  die  zuerst  ertheilte  Ausfertigung  zurückgegeben  wird« 
nur  auf  Anordnung  des  Vorsitzenden  ertheilt  werden. 

Vor  der  Entscheidung    kann  der  Schuldner   gehört  werden. 
Der  Gerichtsschreiber  hat  von  der  Ertheilung  der  weiteren  Aus- 
fertigung,    wenn   die    Entscheidung,    durch    welche    dieselbe   ange- 
ordnet wird,  nicht  verkündet  ist^  den  Gregner  in  Kenntniss  zu  setzen. 
Die    weitere  Ausfertigung  ist    als   solche    unter    Erwähnung  der 
Entscheidung  ausdrücklich  zu  bezeichuen. 

Würen  nun  in  einem  solchen  Falle  selbst  die  Oerichtsakten 
untergegangen  und  könnte  auch  der  Inhalt  des  früheren  Urtheils  nicbt 
mehr  durch  Zeugen  festgestellt  werden,  so  bleibt  dem  Kläger  immer  noch 
die  Möglichkeit,  gemäss  Abs.  2  des  vorstehenden  Paragraphen  die  An- 
ordnung mündlicher  Verhandlung  zu  beantragen  und  in  derselben 
die  Existenz  des  ergangenen  Urtheils  durch  Eideszuschiebung  zu  be- 
weisen ^®), 

Die  Z.P.O.;  welche  alle  Bechtsinstttute,  die  sie  überhaupt  be- 
handelt, derartig  erschöpfend  ordnet,  dass  andere   als  die  von  ihr  zur 

10)  In  der  juristischen  Wochenschrift,  Jahrg.  1885  S.  310—311  ist 
folgender  den  §(>09cit.  betreffender  Bechtsfall  mitgetheilt:  W.  hatte  gegen 
R.  ein  rechtskräftiges  vollstreckbares  amtsgerichtliches  Urtheil  erstritten« 
R.  war  vor  Ausführung  der  Zwangsvollstreckung  in  den  Besitz  der  voll- 
streckbaren  Urtheilsausfertigung  gelangt  und  Kläger  W.  stellte  den  An- 
trag, ihm  eine  weitere  vollstreckbare  Ausfertigung  zu  ertheilen.  Das  Amts- 
gericht hörte  den  Beklagten  R.  über  diesen  Antrag  und  lehnte  den  letz- 
teren darauf  ab,  indem  es  in  seinem  diesbezüglichen  Beschlüsse  gleich- 
zeitig den  Kläger  W.  auf  den  Weg  der  Klage  verwies.  Dieser  Beschluss 
wurde  rechtskräftig  und  W.  klagte  nunmehr  auf  Ertheilung  einer  weiteren 
vollstreckbaren  Ausfertigung.  Dem  Klageantrage  wurde  durch  Urtheil 
entsprochen  und  dieses  Urtheil  in  zweiter  Instanz  bestätigt.  In  den  Grün- 
den dieses  Erkenntnisses  wird  ausgeführt,  dass  das  Amtsgericht  verpflichtet 
gewesen  wäre,  dem  ersten  Antrage  des  Klägers  stattzugeben  und  dass 
gegen  die  ergangene  ablehnende  Entscheidung  dem  Kläger  die  sofortige 
Beschwerde  zugestanden  habe,  indessen  könne  aus  dieser  Ordnung  des 
Verfahrens  nicht  gefolgert  werden,  dass  eine  Klage,  welche  dasselbe  Ziel 
wie  die  Beschwerde  verfolge,  unzulässig  sei,  wie  auch  z.  B.  betreffs  der 
in  §  685  Z.P.O.  vorgesehenen  Anträge  die  Erhebung  der  Klage  zugelassen 
werde.  —  Diese  Entscheidung  ist  jedoch  unzutreffend.  Der  Fall  des  §  685  lieget 

nicht  analog.   Denn  Abs.  1  dieses  Paragraphen  lautet :  „über  Anträge 

entscheidet  das  Vollstreckungs g e r i c h t.  Das  Wort  „entscheiden" 
umfasst  aber  nach  der  Terminologie  der  Z.P.O.  alle  Arten  richterlicher 
Kundgebungen :  Verfügungen,  Beschlüsse  und  Urtheile,  während  §  669  aus- 
drücklich nur  von  einer  Anordnung  des  Vorsitzenden  spricht, 
der  niemals  ein  Urtheil  fällen  kann.  Ist  durch  einen  materiell  gesetzwid- 
rigen Beschluss  der  Antra?  auf  Ertheilung  einer  weiteren  vollstreckbaren 
Urtheilsausfertigung  rechtskräftig  abgelehnt  worden,  so  hat  eben  Kläger 
sein  Recht  verloren,  gleichwie  wenn  sein  materiell  begründeter  Klagean- 
spruch in  Folge  eines  unrichtigen  Urtheils  von  Anfang  an  rechtskräftig 
abgewiesen  worden  wäre.  Die  Erörterung  der  Frage,  ob  Kläger  durch 
Wiederholung  des  Antrages  auf  Ertheilung  einer  weiteren  vollstreckbaren 
Urtheilsausfertigpmg  unter  neuer  Begründung  des  Ajitrages  zu  seinem 
Rechte  kommen  könnte,  muss  hier  unterbleiben. 
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Erreichung  konkreter  Zwecke  ausdrücklich  gewährten  Bechtsbehelfe 
absolut  ausgeschlossen  sind,  hat  daher  auch  nicht  blos  die  oc/to  mdi- 
caiiy  welche  Wümowski  und  Levy^^)  ftir  den  Fall  zulassen^  dass  der 
Antrag  auf  Ertheilung  einer  weiteren  vollstreckbaren  Ausfertigung 
vom  Vorsitzenden  abgelehnt  wird  und  die  dagegen  eingelegte  Be- 
schwerde erfolglos  geblieben  ist;  sondern  auch  die  Möglichkeit  der 
Neuanstellung  der  alten  Klage  durch  den  siegreichen  Kläger  des  Vor- 
prozesses beseitigt. 

Zu  diesem  Endresultate  kommt  auch  das  deutsche  Reichsgericht 
in  dem  Urtheil  vom  30.  Juni  1886^^)^  wenn  es  ausführt: 

^Dessenungeachtet  kann  der  in  einem  früheren  Kechtsstreite  ver- 
urtheilte  Schuldner  gegenüber  der  Klage  auf  abermalige  Verurtheilung 
aus  demselben  Schuldgrunde  sich  auf  das  frühere,  in  Bechtskrafit  über- 
gegangene Urtheil  in  dem  Sinne  berufen,  dass  der  Kläger  dasjenige, 
was  er  durch  die  gegenwärtige  Klage  erlangen  will,  durch  das  frühere 
Urtheil  bereits  erlangt  hat,  die  Anerkennung  seines  Anspruchs  und 
die  Verurtheilung  des  Schuldners  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit. 
Der  Schuldner,  welchem  die  nochmalige  Verhandlung  über  dieselbe 
Klage  angesonnen  wird,  muss  befugt  sein,  die  darin  enthaltene  Zu- 
muthung  eines  abermaligen  Aufwandes  von  Zeit  und  Kosten  zurück- 
zuweisen, wenn  nicht  wegen  besonderer  Umstände,  etwa  weil  es  sich 
um  ein  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichts  handelt,  welchem  die 
Anerkennung  und  Vollstreckbarkeit  im  Inlande  zu  versagen  ist,  der 
Gläubiger  ein  berechtigtes  Interesse  daran  hat,  dass  eine  abermalige 
Verurtheilung  erfolge." 

Mit  dem  Ausnahmefall  betr.  ein  ausländisches  Urtheil  werden  wir 
uns  noch  in  §  8  a.  E.  des  näheren  zu  beschäftigen  haben.  Andere 
Ausnahmefiille  aber  sind  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  gänz- 
lich ausgeschlossen  und  auch  das  Reichsgericht  hat  in  den  bisher  ver- 
öffentlichten 28  Bänden  seiner  Entscheidungen  noch  keine  weitere 
Ausnahme  nachgewiesen. 

In  Ergänzung  der  vorstehenden  Erörterungen  muss  hier  noch 
hervorgehoben  werden,  dass  die  Wortverbindung  y^adio  iudiccUi^  von 
verschiedenen  Schriftstellern  in  verschiedener  Bedeutung  gebraucht 
wird.  Actio  vudicati  im  eigentlichen  Sinne  ist  eine  Klage,  welche 
lediglich  das  früher  ergangene  rechtskräftige  Urtheil  zum  Klagegrunde 
hat,  ohne  das,  der  frtlheren  Klage  zu  Grunde  liegende  Sach-  und 
Rechtsverhältniss  zu  berühren,  und  deren  Antrag  den  Tenor  des  ersten 
Urtheils  wiederholt.  Im  weiteren  uneigentlichen  Sinne  werden  damit 
auch  z.  B.  die  Klagen  auf  Ertheilung  der  Vollstreckungsklausel  und 
auf  Erlass  des  Vollstreckungsurtheils  bezeichnet. 


11)  Wümowski  und  Levy,  Kommentar  zur  Z.P.O.  6.  Aufl.  Bd.  2  Arno.  1 
zu  §  669. 

12)  Abgedruckt  in  „Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen'*, 
herausgegeben  von  den  Mitgliedern  des  Gerichtshofes  Bd.  IG  S.  435. 
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Hier  soll  jedoch  nur  daran  erinnert  werden,  dass  eine  acHo  iudi- 
eati  im  eigentlichen  Sinne  nach  der  Z.P.O.  nicht  mehr  existirt,  da 
diese  ein  Erlöschen  der  Vollstreckbarkeit  eines  Vollstreckung  be- 
gründenden Urtheils  dnrch  Zeitablauf  nicht  mehr  kennt  ^^).  Dies  er- 
giebt  sich  mit  Sicherheit  ans  den  Motiven  zn  dem  achten  von  der 
Zwangsvollstreckung  handelnden  Buche  der  Z. P.O.,  in  denen  es  heisst^*): 

,,Dcr  Entwurf  hat  die  Exekutionsfthigkeit  richterlicher  Urtheile 
nicht  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt,  wie  gegenüber  der  preusei- 
sehen  A.G.O.  I  24  §  3  zu  konstatiren  ist.^ 

Eine  actio  iudiccUi  ist  sonach  überflüssig  und  deshalb  entsprechend 
den  allgemeinen  Prinzipien  der  Z.P.O.  anzulftssig  ^*). 

§  3. 
Die  Zwangsvoltotreckuno. 

Der  oben  in  §  1  S.  11  aufgestellte  Satz  IT  bedarf  zu  seiner  Be- 
gründung keiner  weiteren  Ausführung.  Er  ist  selbstverständlich  und 
unbestritten.  Deshalb  ist  hier  nur  noch  eine  Erörterung  darüber  er- 
forderlich^ in  welcher  Weise  die  Verwerthung  der  res  iudieata  bei  den 
drei  verschiedenen  Arten  der  verurtheilendeu  Erkenntnisse  (Nr.  1 — 3 
§  1)  in  aggressiver  Weise  erfolgt. 

Im  Falle  der  Nr.  1,  also  bei  Urtheilen,  welche  auf  ein  dare, 
facere  oder  praestare  gerichtet  sind,  ist  der  Kläger  befugt,  dem  Be- 
klagten die  betreffende  Leistung  durch  die  öffentlichen  Organe  der 
Staatsgewalt  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  abnöthigen  zu  lassen. 

In  den  Fällen  der  Nr.  2  und  3  und  in  demjenigen  Fall  des 
facere,  in  welchem  dieses  auf  Abgabe  einer  rechtsbedeutsamen  Er- 
klärung gerichtet  ist,  ist  dieser  wahre  Zweck  jeder  Ellage  mit  Ein- 
tritt der  Kechtskraft  des  Urtheils  erfüllt.  Die  Ausführung  des  Ur- 
theils;  die  Exekution  im  weitesten  Sinne,  bedarf  hier  nicht  eines  be- 
sonderen Einschreitens  der  Staatsgewalt  in  Form  einer  in  das  Ver- 
mögen oder  die  Freiheit  der  Person  des  Verurtheilteu  unmittelbar  ein- 
greifenden   Zwangshandlung.      Daraus    folgt    aber    keine    prinzipielle 


13)  Vgl.  Eccius  a.  a.  0.  Bd.  1  §  57  S.  324. 

14)  Hahn  a.  a.  0.  S.  422,  423. 

15)  Ein  Widerspruch  mit  dem  im  Texte  aufgestellten  Prinzip  liegt 
auch  nicht  darin,  dass  auf  Grund  von  Erkenntnissen,  welche  noch  unter 
der  Herrschaft  deutscher  partikularrechtlicher,  jetzt  durch  die  Z.P.O.  er- 
setzter Prozessordnungen  ergangen  sind,  noch  gegenwärtig  eine  actio  iudi- 
cati  dann  angestellt  werden  kann,  wenn  jene  Prozessordnimgen  die  Zwangs- 
vollstreckung aus  den  Erkenntnissen  nur  während  eines  bestimmten  kurzen 
Zeitraumes  zuliessen  wie  z.  B.  die  preussische  allgemeine  Gerichtsordnung 
in  §  3  Tit.  24  Thl.  I,  und  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  anstatt  eines 
Exekutionsgesuches  zunächst  die  Anstellung  einer  actio  itulicati  im  eigent- 
lichen Sinne  forderten.  Denn  Wesen  una  Wirkung  dieser  Erkenntnisse 
sind  nach  dem  Bechte  zu  beurtheilen,  dem  sie  ihre  Entstehung  verdanken 
und  der  im  Texte  aufgestellte  Satz  bezieht  sich  selbstversSndlich  nur 
auf  UrUieile,  welche  gemäss  den  Bestinunungen  der  Zivilprozessordnung 
erlassen  worden  sind. 
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VerBchiedenheit  der  vemrtheilenden  Erkenntnisse^  da  dieselben  aus- 
nahmslos zur  Verwirklichung  eines  Anspruches  des  Klägers  dienen 
und  nur  die  Form  dieser  Verwirklichung  eine  verschiedene  sein  kann. 
Sofern  hierzu  ein  gewaltsamer  Eingriff  in  die  Rechtsspbäre  des  Ver- 
urtheilten,  also  eine  Zwangsvollstreckung  nothwendig  ist,  müssen  be- 
sondere Rechtsnormen  erlassen  werden,  die  als  ein  plus  den  im  Ueb- 
rigen  för  alle  Arten  rechtskräftiger  Erkenntnisse,  gleichviel  ob  ihr 
Tenor  verurtheilend,  bezw.  dem  Klageantrag  entsprechend  oder  ab- 
weisend ist;  geltenden  Nonnen  hinzutreten  und  daher  weder  unmittel- 
bar noch  analog  auf  die  res  iudicata  als  solche  angewendet  werden 
dürfen  ^^).  Nach  alledem  sind  wir  berechtigt  folgenden  Grundsatz 
au&ustellen : 

Die  von  der  Zwangsvollstreckung  handelnden  Rechtssätze  lassen 
das  Wesen  der  Rechtskraft  unberührt  und  dürfen  nicht  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  nur  die  Rechtskraft  als  solche,  insbesondere 
also  die  exceptio  rei  iudicaiae  in  Frage  steht. 

n.  Das  internationale  Privatrecht. 

§4. 

Die  Rechtsprechung  der  wichtigsten  Kulturstaaten. 

Die  dem  internationalen  Privatrecht  angehörende  Frage,  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  die  exceptio  rei  iudicata^  auf  ein  im 
Auslande  ergangenes  Urtheil  gegründet  werden  kann,  hat  in  der 
Rechtsprechung  der  verschiedenen  Staaten  eine  verschiedenartige  Be- 
antwortung ge^nden.  Einige  Beispiele  aus  den  wichtigsten  Kultur- 
staaten werden  dies  beweisen. 

Während  in  England  die  Rechtskraft  firemdländischjer  Ürtheile 
ohne  Prüfung  ihrer  Begründung  grundsätzlich  anerkannt  und  die 
exceptio  rei  iudicatae  aus  denselben  zugelassen  wird  ^'^),  muss  in  Frank- 


16)  Vgl.  Demburgy  Pandekten  Bd.  1  §  33  und  §  38. 

17)  Siehe  Piggbtt:  The  law  and  practice  of  the  courts  of  the  united 
kingdcm  relating  to  foreign  judgmenta  and  parties  out  of  Jurisdiction 
2.  edition,  London  1884  S.  32 — 55.  Piggott  führt  aus,  dass  in  England  die  An- 
erkennung der  Rechtskraft  fremdländischer  ürtheile  nur  denselben  Vorbe- 
dingungen unterliege  wie  diejenige  englischer  Ürtheile.  S.  37  zitirt  er 
eine  Entscheidung  des  House  of  Lords,  in  welcher  Lord  Campbell  aus- 
fuhrt: A  foreign  judgment  may  he  pleaded  as  res  iudicata;  because  the 
foreign  tribunal  hos  clearly  Jurisdiction  over  tfie  matter,  and  both  parties 
being  before  the  tribunal  tohich  adjuged  between  thcm,  that  is  a  bar  to  a 
subsequent  suit  in  this  country  for  the  same  cause.  Noch  deutlicher  —  in 
der  soeben  angeführten  Entscheidung  bedeuten  die  Worte  a.  E.  „tn  this 
country*^  in  England  —  ist  das  auf  derselben  Seite  von  Piygott  abgedruckte 
Urtheil  des  Richters  Eyrei  It  is  one  way  only  that  the  sentence  or  judg- 
ment  of  a  foreign  court  is  examinable  here ;  that  is,  when  the  party  who 
Claims  the  benefit  oft  it  applies  to  our  courts  to  enforce  it  (d.  h.  es  mit  der 

Zeitiehrlft  f.  intern.  Privat-  n.  Btraft'echt  etc.,  Band  III.  2 
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reich  nach  vollständiger  materieller  Prüfung  dea  Inhalts  eines  aos- 
ländischen  Erkenntnisses,  dasselbe  gerichtlich  mit  dem  ,^exequaiur'^ 
versehen  werden^  wenn  es  irgend  eine  Wirkung,  sei  es  im  Wege  der 
Einrede  oder  als  Titel  zur  Zwangsvollstreckung  hervorbringen  solU^). 

In  Schweden  werden  fremde  BichtersprÜche  in  keiner  Weise  an- 
erkannt und  können  daher  auch  nicht  die  exceptio  rei  iuduxUae  be- 
gründen^*). 

In  Italien  sind  ausländische  Urtheile  dem  ^pa/reaiia^  nur  Eum 
Zwecke  der  Zwangsvollstreckung  unterworfen  und  wird  daher  die 
exceptio  rei  iudicatae  aus  denselben  ohne  Weiteres  zugelassen  ^^). 

In  Brasilien  erfahrt  die  res  iudicata  nach  dem  Reglement  vom 
27.  Juli  1878  Art.  22  die  gleiche  Behandlung  ^^). 

Fast  alle  anderen  Länder  aber  ignoriren  die  rechtskräftigen  Ur- 
theile der  Auslandsstaaten  vollständig,  so  dass  sie  eine  Verwerthung 
derselben  auch  nur  einredeweise  nicht  gestatten. 

In  Deutschland  endlich  wird  nach  der  bisherigen  Praxis  des 
Reichsgerichts^^)  die  exceptio  rei  iudicatae  aus  einem  ausländischen 
Urtheile  nur  dann  zugelassen,  wenn  die  Gegenseitigkeit  verbürgt   ist 

Es  darf  unbedenklich  behauptet  werden,  dass  diese  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Behandlung  der  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile 
der  Natur  der  Sache,  d.  i.  wie  v,  Bar  sagt,  den  wahren  Prinzipien 
des  internationalen  Privatrechts  direkt  widerspricht^^).  Denn  das 
internationale  Privatrecht  ist  ,,der  Inb^riff  der  Rechtsnormen,  nach 
denen  der  Parteienkonflikt  über  die  Frage,    welches  Recht  auf   einen 


VoUstreckongsklausel  zu  versehen)  and  thus  voluntarly  submits  it  to  cur 
Jurisdiction, 

In  all  other  cases,  we  give  entire  faitk  and  credit  to  the  sentences 
of  foreign  courtSy  and  consider  them  as  conclusive  upon  us. 

Vgl.  auch  die  Abhandlung:  Internationales  Privatreoht  als  Bestandtheil 
des  englischen  Rechts  von  Ä,  V.  Dicey  in  der  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  Bd.  II  S.  113—150. 

18)  Vgl.  Beauchet  im  Journal  du  droit  international  privi  1883  S.  241 
Note  2 :  Dans  le  sysÜme  de  la  jurisprudence  frangaise  qui  attribue  au  tri- 
hunal  frangais  le  droit  de  revision^  Vautoriti  de  la  ehose  jugie  ne  peut 
appartenir  aux  jugemente  etrangers  que  quand  iU  ont  'it4  revitus  de  Vexe- 
quatur,  Cette  formalite  est  indispensable  du  moment  que  Von  veut  faire 
produire  un  effet  quelconque  ä  un  jugement  Hranger  en  France,  soit  par 
voie  d^action  (d'execution),  soit  par  voie  d'exception,  II  n*y  a  pas  non 
plus  ä  distinguer  suivant  que  le  demandeur  est  Frangais  ou  Hranger, 

19)  S.  Figgott  a.  a.  0.  S.  604:  There  is  a  treaty  between  Sweden  and 
Denmark,  15,  June  1861 :  hut  with  the  exception  of  Banish,  foreign  juäg- 
ments  are  not  recognised  in  the  country.  Vgl.  auch  d'Oliveerona  im  J,  d, 
i.  p.  1880  S.  83. 

20)  S.  FasqtMle  Fiore's  Abhandlung  „«tir  Vexieution  des  jugements 
etrangers  en  Italie''  im  J.  d.  t.  p.  1878  S.  260  und  Beauchet  a.  a.  0.  1883 
S.  245  Note  1. 

21)  S.  Beauchet  J.  d.  t.  p,  1883  S.  245  Note  2. 

22)  Entscheidungen  Bd.  8  S.  385—390. 

23)  a.  a.  0.  Bd.  1  §  32  und  34. 
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streitigen  Thatbestand  anzuwenden  sei;  gerichtlich  entschieden  werden 
muss^*)." 

Gregen  den  von  v.  Bar  über  die  ;, Natur  der  Sache"  aufgestellten 
Satz  polemisirt  Kloeppd^^)  indem  er  v,  Bar  vorhält,  dass  er  als  ver- 
meintlicher Schiller  Savignifs  mit  diesem  Satze  mitten  auf  dem  Boden 
des  von  Savigny  grundstürzend  bekämpften  Naturrechts  wieder  ange- 
langt  sei  und  sodann  (S.  37)  sagt:  ,,Denn  wie  Jeder  das  natürlich 
nennty  was  seinen  Neigungen,  Gewöhnungen  und  Yorurtheilen  ent- 
spricht, so  wird  auch  der  einzelne  Vertreter  der  Wissenschaft  immer 
die  „Natur  der  Sache"  und  die  immanenten  Rechtssätze  eines  Ver- 
hältnisses je  nach  dem  bestimmen,  wie  sich  nach  seiner  Lebensstellung 
und  Bildung  in  seinem  Geiste  jenes  Kraftverhältnias  (?)  abspiegelt. 
Je  mehr  im  bestimmten  Falle  die  allgemeine  Anschauung  sich  zu 
klarem  Bewusstsein  entwickelt  hat,  je  unbefangener  der  Einzelne  sich 
ihr  hinzugeben  vermag,  desto  unbedenklicher  wird  es  sein,  wenn  er 
diesen  Inhalt  des  lebendigen  Empfindens  aus  einer  Art  von  Misstrauen 
in  seine  Beweglichkeit  und,  um  ihn  gegen  zufällige  Regungen  abzu- 
scheiden, in  die  Abstraktion  des  Verhältnisses  hinüberlegt  und  ihn 
hier  als  ,^ Natur  der  Sache"  wiederzufinden  glaubt  (?).  Je  schwanken- 
der in  einer  gewissen  Richtung  zur  Zeit  die  allgemeine  Rechtsau- 
schauung  sich  bewegt,  desto  näher  liegt  die  Gefahr,  dass  der  Einzelne 
sie  nach  vorgefassten  ^Juristischen",  wirthschaftlichen  und  sonstigen 
Begriffen  zu  schulmeistern  und  ihr  deren  Niederschlag  als  ,.  Natur  der 
Sache"  entgegenzuhalten  sich  sicher  fühlt;  nicht  minder  nahe  ist  aber 
auch  die  entgegengesetzte  Gefahr,  dass  der  in  der  unklaren  Strömung 
Schwimmende  unfertige  Vorstellungen  und  imreife  Anwendungen  für 
die  Natur  der  Sache  ausrufk.  Alles  in  Allem  wird  jeder  bereit  sein, 
die  Lücken  besserer  Gründe  durch  das  jedem  gleich  zugängliche  Stich- 
wort zu  verdecken."  Dieser  Vorwurf  ist  unbegründet,  v,  Bar  und 
der  Verfasser,  als  dessen  Schüler,  schöpfen  die  „Natur  der  Sache" 
nicht  aus  der  „Tiefe  ihres  Gemttthes",  sondern  aus  dem  Wesen  und 
Zweck  der  einzelnen  Rechts  Institute,  indem  sie  die  Normen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  aus  dem  Gesetz,  autoritativen  Entscheidungen 
und  Präzedenzfällen  des  Inlandes  feststellen  und  bei  Versagung  dieser 
Rechtsquellen  solche  allgemeine  Grundsätze  aufsuchen,  wie  sie  sich 
ergeben 

1)  aus  der  logischen  Entwickelung  der  betreffenden  Rechtsbegriffe, 
wobei  auf  die  Wurzeln  der  einzelnen  Rechtsinstitute  stufenweise 
a  posteriori,  nicht  a  priori,  wie  dies  die  naturrechtliche  Schule 
that,  zurückgegangen  wird; 


24)  So  Pann  in  seinem  Artikel:  Beiträge  zur  Systematik  der  inter- 
nationalen Rechtspflege  in  der  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht 
Bd.  I  S.  501,  502. 

25)  Kloeppd  in  der  Abhandlung:  die  leitenden  Grimdsätze  des  intern. 
Privatrechts   in  der  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  I  S.  36. 


20  I>r.  B.  Richard  in  Berlin. 

2)  aus  fremcUändiBchen    Bechten    und  Urtheilen    ausländischer    Ge- 
richte und  endlich 

3)  aus  den  Ansichten  hervorragender  Gelehrter^*). 

Die  Grundsätze  für  die  internationale  Rechtsbehandlung  der  pri- 
vatrechtlichen Verhältnisse  sind  bisher  in  keinem  Staate  kodifizirt, 
wenn  sich  auch  in  manchen  einzelnen  Gesetzen  positive  Bestimmung«! 
finden,  die  in  den  internationalen  Rechtsverkehr  eingreifen.  So  z.  B. 
der  vielbesprochene  Artikel  84  der  deutschen  Wechselordnung  und 
der  §  53  der  Z.P.O.,  wonach  der  Ausländer  bei  Verschiedenheit  der 
Gresetze  über  die  Weclisel-  bezw.  Prozessfähigkeit  im  Deutschen  Reiche 
auch  dann  für  Wechsel-  bezw.  prozessfähig  gelten  soll,  wenn  er  zwar 
nicht  nach  sein^  Nationalrecht;  wohl  aber  nach  deutschem  Gesetze 
diese  Eigenschaften  besitzt.  Derartige  positive  Bestimmungen  sind 
meist  sehr  bedenklich.  Denn  sie  lösen  nicht ,  vielmehr  schaffen  sie 
neue  Konflikte^''). 

Ebenso  bedenklich  wäre  aber  auch  die  Kodifizirung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  überhaupt^  vor  Allem  schon  deshalb,  weil  die- 
selbe nie  erschöpfend  sein  könnte.  Denn  jedes  neue  Gesetz  in  irgend 
einem  Staate  würde  auch  einen  entsprechenden  neuen  Abschnitt  in 
dem  Gesetzbuch  für  internationales  Recht  eines  jeden  anderen  Staates 
nothwendig  machen. 

Wie  auch  Kloeppd  (a.  a.  0.  S.  42)  treffend  bemerkt^  sind  Kolli- 
sionen der  Rechtsordnungen  der  einzelnen  Glieder  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft unvermeidlich.  Sie  würden  sich  morgen  neu  erheben, 
wenn  sie  heut  nothdürftig  verkleistert  wären.  Neuerdings  haben  sich 
die  gewichtigen  Stimmen  von  Meüi^^)  und  Pann^®)  mit  der  Forderung 
erhoben,  im  Wege  völkerrechtlicher  Vereinbarungen  auf  Grund  ein- 
gehender wissenschaftlicher  Vorberathungen  durch  Delegirte  aller  be- 
theiligten Staaten  einen  einzigen  derartigen,  für  alle  betheiligten 
Staaten  massgebenden  Kodex  des  internationalen  Privatrechts  zu  schaffen. 
Beide  Schriftsteller  haben  jedoch  die  vorangestellten  Gegengründe  nicht 


26)  Vgl.  Bicey  a.  a.  0.  S.  134. 

27)  Zu  dieser  Ansicht  muss  man  auch  bezl.  der  beiden  Beispiele  des 
Textes  gelangen,  wenn  man  die  Fälle  so  konstruirt,  dass  der  von  dem 
Ausländer  in  Deutschland  ausgestellte  Wechsel  in  dem  Heimathsstaate 
desselben  geltend  gemacht  oder  wenn  das  gemäss  §  53  Z.P.O.  in  Deutsch- 
land erlassene  Urtheil  späterhin  zur  Grundlage  einer  Zwangsvollstreckung 
im  Auslände  dienen  soll.  Beide  Akte  müssen  alsdann  schon  ohne  Weiteres 
wirkungslos  sein.  Denn  kein  Staat  darf  seine,  in  ihrer  Wurzel  auf  seine 
Souveräne  tat  zurückreichenden,  fundamentalen  Rechtsgrundsätze  über  die 
Handlungsfähigkeit  der  seinen  Gesetzen  unterstehenden  Personen^  wozu 
auch  die  Wechsel-  und  Prozessfahigkeit  gehört,  aufgeben. 

28)  Meüi,  „Die  Doktrin  des  internationalen  Privatrechts**  in  der  Zeit- 
schrift f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  I  S.  14  hält  nur  gegenwärtig 
den  Zeitpunkt  hiezu  noch  nicht  für  gekommen,  strebt  aber  diesem  Ziele  zu. 

29)  Pann  a.  a.  0.  S.  486  Anm.  ö  erklärt  es  für  dringend  nothwendig, 
schon  jetzt  autoritativ  festzustellen,  was  man  an  internationalen  Rechts- 
sätzen im  heutigen  Völkerverkehr  für  unentbehrlich  hält. 
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widerlegt  und  dürften  wohl  schwerlich  Anhänger  für  ihre  Bestrebungen 
finden.  Dagegen  wäre  ein  allgemeiner  Yölkerkongress  zur  Berathung  der 
Probleme  des  internationalen  Privatrechts  unter  Mitwirkung  von  Ver- 
tretern der  einzelnen  Staatsregierungen  behufs  Klärung  der  Theorie 
dieses  Bechts  und  mit  der  Tendenz  aufs  höchste  zu  wünschen:  aus 
den  internen  Gesetzen  alle  diejenigen  Bestimmungen  im  Wege  der 
Sondergesetzgebnng  der  einzelnen  Staaten  auszumerzen,  welche  inter- 
nationale Recbtsverhältnisse  positiv  ordnen  wollen,  aber  —  soweit  der 
Verfieisser  dies  zu  übersehen  vermag  —  dies  stets  mit  unglücklichem 
Erfolge  thun.  Oerade  das  Wesen  der  Justizhoheit;  als  eines  Souveräne- 
tätsrechts  der  einzelnen  Staaten,  bürgt  bei  Fortfall  aller  derartiger 
positiver  Normen  für  Anwendung  der  wahren  intemationalrechtlichen, 
der  Natur  der  Sache  entsprechenden  Prinzipien.  Denn  die  Behaup- 
tung der  eigenen  Unabhängigkeit  nöthigt  jeden  Staat  dazu,  auch  die 
Unabhängigkeit  der  anderen  Staaten  anzuerkennen,  d.  h.  deren  Ge- 
setze auf  alle  diesen  unterworfenen  Rechtsverhältnisse  anzuwenden 
und  bezw.  die  demgemäss  von  den  fremden  Gerichten  gefällten  Ur- 
theile anzuerkennen.  Die  Auffindung  der  Grundsätze  für  den  inter- 
nationalen Rechtsverkehr  muss  daher  lediglich  der  Wissenschaft  in 
ihrer  stetigen  Entwicklung  und  der  auf  ihr  beruhenden  Praxis  über- 
lassen werden*®). 

Als  leitendes  Prinzip  muss  dabei  stets  der  zuerst  von  Savigny 
(System  des  heutigen  römischen  Rechts  Bd.  8  S.  107  ff.)  entwickelte 
und  jetzt  allgemein  anerkannte  Satz  gelten: 

dass  jedes  Rechtsverhältniss  nach  demjenigen  Rechte  zu  beurtheilen 

ist,  dem  es  seiner  Natur  nach  angehört'^). 

§  5. 
Ueberbliok  Ober  die  geschiclitliche  Entwicklung  der  Frage"). 

Ueber  die  Frage,  welche  Grundsätze  der  Natur  der  Sache  in 
Bezug  auf  die  Anerkennung  der  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile 
entsprechen,    sind   in   Folge   theils  richtiger    theils    unrichtiger  Unter- 

30)  So  r.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  1  §  32  insbes.  S.  113,  114;  vgl.  auch 
OareiSy  Institutionen  des  Völkerrechts  1888  §  67  S.  170. 

31)  Vgl.  Reichsgericht,  Entsoh.  Bd.  23  S.  33  a.  £.:  Grundsätzlich  ist 
auf  ein  streitiges  Rechtsverhältniss  dasjenige  Recht  anzuwenden,  dem  es 
nach  dem  Gesetze  oder  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  unterw'orfen 
ist  —  Meili  a.a.O.  S.  166  sagt:  „Der  interne  Richter  ist  also  verpflichtet, 
auswärtiges  Zivilrecht  anzuwenden  dann,  wenn  es  sich  ergiebt,  dass  das 
betreffende  Rechtsverhältniss  demselben  unterworfen  ist;"  ferner  a.  a.  0. 
S.  163:  „Indem  der  interne  Richter  auswärtiges  Zivil-  oder  Handelsrecht 
anwendet,  begeht  er  nicht  einen  Eingriff  in  die  interne  Souveränetät:  er 
wendet  kraft  seiner  staatsrechtlichen  Stellung  als  Diener  des  einheimischen 
Staates  dasjenige  Zivilrecht  auf  ein  streitiges  Rechtsverhältniss  an,  dem 
es  nach  seiner  Ueberzeugung  unterworfen  ist." 

32)  Wir  folgen  in  diesem  Paragraphen  der  meisterhaften  Darstellung 
V,  Bar's  a.  a,  0.  Bd.  2  §  411  und  reproduziren  zum  Theil  dessen  eigene 
Worte, 
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Buchungsmethoden  verschiedenartige^  zum  Theil  diametral  entgegen- 
gesetzte Ansichten  laut  geworden. 

Schon  die  Juristen  des  Mittelalters  machen  die  Wirksamkeit  und 
Yollstrecktmg  der  von  den  Gerichten  eines  anderen  Territoriums  ge- 
füllten Urtheile  zum  Gegenstande  ihrer  Erörterung.  Sie  wenden  die 
Stellen  des  römischen  Rechts^  welche  die  Bichter  zur  gegenseitigen 
Unterstützung  verpflichten ,  auf  das  Yerhftltuiss  der  Gerichte  ver- 
schiedener Staaten  an,  weil  der  Theorie  nach  alle  Gerichtsbarkeit  ent- 
weder auf  den  Kaiser  oder  auf  den  Papst  ihrem  letzten  Ursprünge 
nach  zurückgeführt  wurde  und  das  hrachimn  sectUare  wie  die  kirch- 
liche Gerichtsbarkeit  einander  gegenseitig  unterstützen  sollten. 

In  Folge  der  Entwicklung  des  staatlichen  Souveränetätsbegriffes 
stellte  späterhin  die  französische  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung 
den  Satz  auf: 

Das  Urtheil  sei  als  Akt  der  Staatsgewalt  in  seiner  Wirkung 
nothwendig  auf  das  Territorium  des  letzteren  beschrSnkt.  Dieser  Gre- 
danke  hat  in  Art.  546  Code  de  pröeedure  civüe  folgenden  Ausdruck 
gefunden:  Les  jtigenwnts  rendus  par  les  tribunaux  dtrangers  et  les 
actes  re^us  par  les  officiers  Urangers  ne  seront  misceptible  d'execuium 
en  France  que  de  la  maniere  ei  dans  les  cos  pr6vus  par  les  ariides 
2123  et  2128  du  Code  civil.     Diese  letzteren  Artikel  lauten: 

Art.  2128  AI.  4:  Uhypotheque  ne  peut  pareillement  rSsuUer  des 
jugements  rendus  en  pays  itranger,  qu'autant  qu'ils  ont  itS  dedar^ 
executoires  par  un  tribunal  fran^is  sans  prijudice  des  disposükms 
contraires  qui  peuvent  etre  dans  les  lots  politiqfdss  ou  dans  les  traü6s; 
und  Art.  2128:  Les  contrais  passes  en  pays  oranger  ne  peuv&ni 
donner  d'hypotheque  stir  les  hiens  de  France,  s'il  n'y  a  des  dispositi- 
ons  contraires  d  ce  principe  dan^  les  lois  politiques  ou  dans  les  traites. 

Von  anderer  Seite  wurde  dagegen  die  Anerkennung  und  Voll- 
streckung auswärtiger  Urtheile  gerade  als  eine  Konsequenz  des  staat- 
lichen Souveränetätsbegriffes  angesehen  und  das  entgegengesetzte  Ver- 
fahren als  ein  Eingriff  in  das  Jurisdiktionsrecht  des  fremden  Staates 
bezeichnet.  Andere  behaupten  einfach,  der  auswärtige  Richterspruch 
begründe  ein  iu^s  quaesüum. 

Wenn  v,  Bar  (a.  a.  0.  S.  412)  dies  eine  petitio  priticipn  nennt, 
so  ist  er  den  Beweis  dafür  schuldig  geblieben.  Denn  neuerdings  hat 
Dicey  in  seiner  bereits  erwähnten  Abhandlung  die  Theorie  der  er- 
worbenen Rechte  mit  grossem  Geschick  vertheidigt.  Er  sagt  (a.  a.  O. 
S.  136):  „Der  grösste  Theil  der  Verwirrung  welche  in  Bezug  auf  die 
Lehre  von  der  Exekution  fremder  Urtheile  herrscht,  entsteht  aus  dem 
Verkennen  des  Umstandes,  dass,  wenn  z.  B.  A.  eine  Klage  ans  einem 
italienischen  Urtheile  in  England  gegen  X.  einbringt,  das,  was  die 
Gerichte  wirklich  zur  Wirkung  bringen,  nicht  das  Urtheil  des  italieni- 
schen Gerichtshofes,  oder  m.  a.  W.  ein  Befehl  des  Königs  von 
Italien  ist,  sondern  das  Recht,  welches  A.  kraft  des  italienischen  Ur- 
theils  auf  die  Zahlung  einer  Schuld  durch  den  X.  erworben  hat.    Ob 
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A.  von  X.  die  Zahlung  einer  Forderung  verlangt^  welche  aus  einem 
in  Italien  geschlossenen  und  gebrochenen  Vertrage  entspringt  oder  ob 
er  die  Zahlung  einer  Geldsumme  beansprucht^  zu  deren  Zahlung  ein 
italienisches  Gericht  den  X.  zu  Gunsten  des  A.  flir  einen  solchen 
Vertragsbruch  schuldig  erkannt  hat,  in  jedem  Falle  verlangt  er  that- 
sächlich^  dass  ein  englisches  Gericht  einem  von  A.  nach  italienischem 
Bechte  erworbenen  Rechte  Geltung  verschaffe.  Wird  einmal  das  Prin- 
zip zugegeben,  dass  die  englischen  Gerichte  im  allgemeinen  EechtO; 
welche  gemäss  des  Bechts  eines  fremden  Landes  erworben  worden 
sind,  anerkennen  und  zur  Geltung  bringen ,  so  wird  es  klar,  dass  es 
nichts  abnormes  oder  exzeptionelles  ist,  wenn  sie  ein  Recht,  z.  B.  das 
auf  Zahlung  von  20  Pfund  anerkennen,  welches  gemäss  eines  fremden 
Urtheils  erworben  ist.^  Nach  einer  anderen  Ansicht  gleiche  das  aus- 
wärtige Urtheil  einem  Vertrage;  wie  der  im  Auslande  geschlossene 
Vertrag  müsse  auch  das  auf  einem  Quasikontrakte  beruhende  Urtheil 
anerkannt  werden;  und  die  Anerkennung  der  res  iudicata  eines  aus- 
ländischen Urtheils  entspreche  der  ob  reciprocam  utilitatem  beobachteten 
comiku  naiionum.  Gegen  diese  letztere  Meinung  fUhrt  Dicey  (a.  a.  0. 
S.  122)  sehr  treffend  aus:  ,,Die  Anwendimg  fremden  Rechts  ist  nicht 
Sache  der  Laune  oder  des  freien  Entschlusses,  sie  entspringt  nicht 
dem  Wunsche  des  englischen  oder  irgend  eines  anderen  Souveräns, 
anderen  Staaten  Kourtoisie  zu  erweisen.  Sie  entspringt  aus  der  Un- 
möglichkeit, flir  ganze  Klassen  von  Rechtsföllen  ohne  grosse  Inkon- 
venienzen  und  Ungerechtigkeiten  iHir  Unterthanen  und  Fremde  andere 
Entscheidungen  ausfindig  zu  machen. 

Piggott  endlich  (a.  a.  0.  S.  18  bis  21)  stellt  eine  doctrine  of 
Obligaiion  and  Cofnüy  auf,  also  eine  Theorie  ^der  Freundschaft  und 
Rechtspflicht  ^ :    ^Eine    Rechtspflicht  ^^),    welche    im  Ausland    entstand. 


33)  Im  Text  geben  wir  die  allerdings  ausserordentlich  freie  lieber- 
Setzung  der  PiggotV^ch&n  Theorie  a.  a.  0.  S.  18  Abs.  3  und  4  wieder,  wie 
sie  Francke  in  seiner  Besprechung  des  PigaotfBchen  Werkes  in  Busch 
und  Vierhaus  Zeitschrift  ftir  deutschen  Zivifprozess  Bd.  8  S.  535  liefert 
Im  Original  heisst  es  bei  Piggott  folgendermassen : 

Tlu  result  ia,  that  not  only  is  an  Obligation  created,  the  sanction  corre- 
lative  to  which  is  resident  in  the  Sovereign  Authority  of  the  State  whose 
courts  have  pronounced  the  judgment,  and  which  may  he  enforced  there  at 
the  discretion  and  instance  of  the  judgment  creditor^  hut  there  also  comes 
into  being  in  every  other  state  a  bare  Obligation  —  resembling  somewhat 
the  „nudum  pactum^'  of  the  Roman  Law  —  whichy  ißhen  the  judgment 
debtor  enters  any  Foreign  State,  is  closed  toith  an  auxiliary  sanction, 
enforceable  by  the  Sovereign  Authority  of  tluit  State  at  the  discretion  and 
instance  of  the  foreign  judgment  creditor  and  dependent  upon  International 
Comity, 

But  aUhough  a  sanction  in  the  country  of  its  origin  is  enforceable 
through  the  medium  of  the  courts  without  further  application  to  them,  in 
this  case  application  to  the  courts  of  the  Foreign  States  is  necessary,  in 
Order  to  establish  to  the  satisfaction  of  the  Sovereign  Authority  in  whom 
the  auxiliary  sanction  is  resident,  the  fact  that  the  foreign  Obligation  does 
in  reality  exist. 
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geht  allerdings  nicht  als  solche  mit  dem  Schuldner  in  das  Inland  ftber; 
denn  sie  besteht  eben  nur  kraft  der  ausländischen  Staatshoheit,  welche 
nicht  in  das  Inland  reicht.  Aber  solche  Rechtspflicht  geht  kraft  des 
iu8  gentium  des  Rechts  der  Staatenfamilie,  mit  dem  Schuldner  in  das 
Inland  Über  als  naturalis  obligatio,  und  die  comitas  natiomun  ver- 
langt ftir  diese  naturalis  obligatio  Hülfe  im  Inland,  welche,  weil  hier 
nur  die  inländische  Staatshoheit  Macht  und  Recht  zu  geben  hat,  nur 
durch  Angehen  der  inländischen  Gerichte  erlangt  werden  kann.'' 

§6- 
Das  massBebende  Prinzip. 

Gegenwärtig  hat  allgemeinere  Anerkennung  geftmden  die  von 
V.  Bar  (a.  a.  0.  Bd.  2  §  412)  aufgestellte  Ansicht:  Das  richterliche 
Urtheil  sei  eine  lex  specialis  Über  den  einzelnen  streitigen  Fall.  Wie 
in  nicht  streitigen  Fällen  das  allgemeine  Gesetz  gleichsam  in  der 
Stille  den  Willen  der  betheiligten  Personen  zwinge,  so  zwinge  es  in 
streitigen  Fällen  durch  den  vermittelnden  Willen  des  Gerichts,  welcher 
letztere  nichts  anders  sein  solle,  als  die  konkrete  Anwendung  des 
allgemeinen  Gesetzes. 

Wir  schliessen  uns  unter  Bezugnahme  auf  unsere  Ausftihrungen 
in  §  1  dieser  Ansicht  aus  folgenden,  zum  grössten  Theil  von  v.  Bar 
selbst  erwähnten;  Gründen  an:  Das  Urtheil  des  Gerichts  ist  das  kon- 
krete lebendige  Gesetz  und  muss  deshalb  ebensoweit  gelten  wie  das 
allgemeine  Gesetz,  welches  letztere  geeigneten  Falles  nach  dem 
jSat^n^schen  Satze  auch  im  Auslande  anzuwenden  ist.  Das  Prinzip 
der  Unabhängigkeit  der  Staaten  wird  hiedurch  nicht  gefiihrdet.  Das- 
selbe steht  der  Anerkennung  der  Rechtskraft  eines  ausländischen  Ur- 
theils  durchaus  nicht  entgegen.  Denn  die  verbindende  Kraft  des 
Urtheils  beruht  auf  dem,  ihm  zu  Grunde  liegenden,  Gesetze,  dessen 
Wirksamkeit  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsgrenzen  sich  auf  alle  ihm 
unterliegende  Rechtsverhältnisse  bezieht'^).  Das  von  einem  zustän- 
digen Gerichtshofe  erlassene  Urtheil  bildet  einen  Rechtstitel  und  be- 
gründet einen  passiven  Zustand,  den  jede  Partei  dem  Gegner  gegen- 
über auch  im  Auslande  geltend  machen  darf  soweit  dadurch  nicht  die 
fremde  Souveränetät  verletzt  wird.  So  sagt  auch  Beauchet^^):  Le 
jugement  rendu  par  une  autoriti  competente  constitue  au  profit  de  la 
partie  qui  Va  obtenue  un  titre  opposable  en  Ums  lieux  d  la  partie  con- 
damn4e,  Lorsqu'il  n'est  plus  guestion  de  mettre  en  mouv&nient  Vauto- 
ritS  publique  pour  procurer  obSissance  aux  didsions  du  juge  etranger, 
mais  se/ulement  de  reconnattre  la  chose  jugde,  c^est-dr-dire  un  simple 
faity  d'admettre  une  exception  qui  constitue  un  6tat  purement 
passiv,    rien    ne    s'oppose  d   ce    qu^une  partie   puisse  se  privcUoir   d 


34)  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  1  S.  126,  Bd.  6  S.  25,  Bd.  20 
8.  353,  Bd.  26  S.  401,  Bd.  27  S.  399. 

35)  Im  L  d,  d,  ».  p.  1883  S.  242,  243, 
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rstranger  de  Ja  didaroHon  des  droits  exprimis  ä  son  pro  fit  dans  le  juge- 
mentj  alors  tneme  qu'eüe  ne  powrraü  pas  lAser  de  ce  jugement  pour 
prcUiquer  des  actes  d'exicution  vis-d-vis  de  son  obligi  soit  absolu-^ 
mentf  soit  sous  Vaocomplissement  de  certaines  formcUüSs  (exequatur)» 
Die  Analogie  hiezu  bildet  die  Anerkennung  analändischer  Ver- 
tragsurkunden  als  Beweismittel  im  Zivilprozesse.  Da  das  rechts- 
kräftige Urtbeil  eines  Staates  gerade  als  die  feierlichste  Form  er- 
scheinty  in  welcher  die  streitig  gewesenen  Bechtsverhältnisse^  also  auch 
die  Verträge  der  seinem  Bechte  unterworfenen  Personen  und  über  die 
seinem  Bechte  unterworfenen  Sachen  in  nichtstreitiger  Form  zum 
Ausdruck  gelangen^  so  würde  in  der  Nichtanerkennung  der  Rechts- 
kraft ausländischer  Urtheile  eine  nach  den  unbestrittenen  Grundsätzen 
des  Völkerrechts  unzulässige  Nichtanerkennung  der  Souveränetät  des 
Auslandsstaates  liegen,  auf  welcher  allein  im  letzten  Grunde  jeder 
Bechtssatz  und  damit  die  verbindliche  Kraft  der  gerichtlichen  £r- 
kenntnisse  beruht.  Denn  nicht  nur  in  Preussen  und  Deutschland  er- 
gehen die  Urtheile  ^im  Namen  des  Königs^  oder  „im  Namen  des 
Beiches^,  sondern  in  allen  Ländern  werden  sie  im  Namen  der  sou- 
veränen Staatsgewalt  erlassen'^). 

Nach  alledem  müssen  wii*  als  Norm  für  die  res  iudicata  im  inter- 
nationalen Bechtsverkehr  folgenden  Satz  aufstellen: 

wenn  die  Gesetze  eines  bestimmten  Staates  über  einen  bestimmten 
Anspruch  entscheiden,  so  muss  auch  das  in  eben  diesem  Staate  über 
den  Anspruch  ergangene  richterliche  Urtheil  im  Ausland  anerkannt 
werden,  soweit  durch  diese  Anerkennung  nicht  die  ausländische 
Souveränetät  verletzt  wird. 

§7. 
Der  priiizipielle  Unterschied  zwtechen  der  einlkchen  Anerkennung  der  Reobtekraft 

und  der  VolMreckung  ausländischer  Urtheile. 

Wenn  die  v,  Bar^sche  Theorie,  auf  welcher  der  vorstehende  Satz 
beruht,  erst  in  neuester  Zeit  wenigstens  in  der  Wissenschaft  allge- 
meinere Zustimmung  gefunden  hat,  während  die  Praxis  sich  noch  vor- 
wiegend ablehnend  verhält,  so  ist  diese  Thatsache  dadurch  zu  er- 
klären, dass  die  beiden  Fragen  der  Anerkennung  und  der  Voll- 
streckung ausländischer  Erkenntnisse,  welche  zwar  zusammenhängen, 
aber  keineswegs  identisch  sind,  meist  nicht  von  einander  getrennt 
worden  sind.  Den  am  häufigsten  vorkommenden  Fall,  dass  die 
Zwangsvollstreckimg  ausländischer  Urtheile  nachgesucht  wird,  betrach- 
tete man  als  Nonnalfall  und  deshalb  wandte  man  auch  die  hierfür 
massgebenden  Grundsätze    auf  die  Einrede    aus    einem  rechtskräftigen 


36)  Meüi  und  Pann  in  ihren  bereits  mehrerwähnten  Abhandlungen 
behaupten  mit  Unrecht,  dass  gerade  die  Betonung  der  Souveränetät  der 
Einzelstaaten  die  Anwendung  der  richtigen  intemationalreohtlichen  Normen 
verhindere. 

Vgl.  dagegen  oben  §  4  S.  20  sowie  unten  §  8. 
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Urtheil,  d.  i.  vornehmlich  die  exceptio  rei  iudieatae,  an.  Man  fll>6r- 
sah  aber  dabei,  dass  (vgl.  oben  §  3)  die  Verwerthang  rechtekrSftiger 
Urtheile  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  besondere  Gmndsfttae  er- 
forderty  welche  den  für  die  res  iuditata  im  Allgemeinen  geltenden 
noch  hinzutreten  und  dass  deshalb  diese  besonderen  GrondsätEe  auf 
die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache,  welche  den  allge- 
meinen Fall  der  res  iudicata  reprXsentirt,  nicht  angewendet  werden 
dürfen.  ,.  Daraus  dass  ein  Gesetz  bestimmte  Voraussetzungen  für  die 
Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  aufstellt,  darf  man  nicht  ohne 
Weiteres  scbliessen,  dass  alle  diese  Voraussetzungen  auch  zu  gelten 
haben  für  die  einfache  Anerkennung  der  res  iudicata.  Es  ist  richtig, 
dass  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Vollstreckung  als  das  plus  statt- 
findet, auch  die  Anerkennung  der  res  iuduxUa  als  das  minus  an- 
zunehmen ist,  aber  der  umgekehrte  negative  Schluss  ist  fiJsch.  Es 
ist  der  alte  IVugschluss  der  Umkehruug  eines  richtigen  Satzes '"H.*^ 

Dass  ein  tiefgreifender  Unterschied  zwischen  der  einfachen  An- 
erkennung der  Rechtskraft  und  der  Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
theile besteht,  ergibt  auch  die  nachfolgende  vom  Standpunkt  des 
internationalen  Privatrechts  ausgehende  Untersuchung: 

Die  Vollstreckung  eines  Urtheils  erfolgt  im  Namen  der  souverSnen 
Staatsgewalt  und  durch  die  öffentlichen  Vollstreckungsbeamten,  sie 
setzt  stets  einen  besonderen  Befehl,  eine  Genehmigung  der  inlSndi- 
schen  Staatsgewalt  voraus,  ist  ein  Akt  des  staatlichen  imperii  und 
kann  daher  nur  im  Namen  der  territorialen  Staatsgewalt  geübt  werden. 
Das  Urtbeil  der  Gerichte  eines  Staates  hat  aber  nicht  volles  Exe- 
kutionsrecht ausserhalb  der  Grenzen  dieses  Staates.  Andernfalls  würde 
die  fremde  Staatsgewalt  dem  Dienste  derjenigen  Staatsgewalt  unterstellt 
werden,  welche  das  Urtheil  gesprochen  hat.  Das  völkerrechtliche 
Prinzip  der  wechselseitigen  Unabhängigkeit  der  Staaten  widersetzt 
sich  einer  derartigen  Folgerung. 

Auch  das  römische  Recht  hat  schon  diesen  Grundsatz  anerkannt 
und  in  1.  20  D.  2,  1  mit  den  Worten: 

eoctra   territorium  ius  dicenti  impune  non  paretur.     Idem  est  et  si 

supra  iurisdictionem  stiam  velit  ius  dicere 
zum  Ausdruck  gebracht.  Daher  muss  der  Zwangsvollstreckung  auf 
Grund  eines  auswärtigen  Urtheils  ein,  wenn  auch  abgekürztes  Ver- 
fahren vorausgehen,  welches  mit  der  Ertheilung  jener  Genehmigung, 
jenes  Befehls  oder  mit  der  Versagung  des  letzteren  endigt  und  in 
welchem  die  Gründe  für  das  eine  oder  andere  erörtert  werden  können'^). 

Wenn  dem  ausländischen  Urtheil  die  Zwangsvollstreckung  ver- 
sagt wird,  so  wird  damit    nicht   zugleich    ein    positiver  Angriff  gegen 


37)  So  r.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  $  415  S.  42L 

38)  So  r.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  436  S.  461,  462.  Derselbe  in  v.  HMsen- 
dorfs  Enzyklopädie   ö.  Aufl.  1390  Bd.  1  S.  7ö8  sagt:  irgemd  eine  Voll- 
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dasselbe  wie  im  Falle  der  Nichtanerkennung  der  res  iudieata  ansge- 
führt;  sondern  es  wird  demselben  nur  die  Wirksamkeit  auf  Exekutions- 
objekte  nicht  zugestanden^  die  zufilllig  sich  im  Machtbereiche  unseres 
Staates  befinden.  Wenn  es  auch  möglich  ist,  dass  diese  Objekte  im 
einzelnen  Falle  das  Ürtheil  erst  thatsächlich  werthvoU  machen^  so 
wird  dennoch  dadurch  seine  Existenz  selbst  nicht  bertthrl.  Denn  es 
ist  ein  Anderes^  nur  die  positive  Hülfe  verweigern,  als  selbst  den  auT* 
Grund  des  auswärtigen  Urtheils  faktisch  eingetretenen  Zustand  um- 
stossen^*).  Deshalb  ist  ein  solcher  Zustand  immerhin  erträglich  imd 
es  ist,  von  der  Frage  der  Zweckmässigkeit  abgesehen,  keineswegs 
absurd  oder  unjuristisch,  wenn  ein  Staat  aus  praktischen  oder  politi- 
schen Gründen  die  Vollstreckung  ausländischer  rechtskräftiger  Urtheile 
schlechterdings  ablehnt  oder  aber  dieselbe  von  dem  Vorhandensein  ge- 
wisser Voraussetzungen  abhängig  macht.  Wer  klagen  will,  muss  sich 
vorsehen,  stets  in  demjenigen  Staate  zu  klagen,  in  welchem  Exekutions- 
objekte sich  befinden  ^^).  Dagegen  führt  die  Nichtanerkennang  der 
Rechtskraft  ausländischer  Urtheile  zu  der  Folge,  dass  jede  Partei  vor 
unseren  Gerichten  genau  in  der  Weise  klagen  kann,  als  sei  noch 
gar  nicht  über  den  Streit&ll  geurtheilt  und  wenn  im  Auslande  auf 
Grund  des  auswärtigen  Urtheils  eine  Zwangsvollstreckung  stattgefunden 
hat,  so  kann  die  dort  unterlegene  Partei  nun  bei  uns  mit  Erfolg  eine 
Bückforderungsklage,  eine  condictio  ex  iniusta  causa  erheben,  falls 
unsere  Gerichte  den  Fall  anders  beurtheilen,  als  das  Gericht  des  aus- 
wärtigen Staates  and  die  Zurtickforderung  könnte  alsdann  beim  Vor- 
handensein von  Exekutionsobjekten  in  dem  Gebiete  unseres  Staates 
auch  durch  Zwangsvollstreckung  verwirklicht  werden.  Unter  Wieder- 
herstellung der  ursprünglichen  Parteirollen  hätte  aber  auch  der  ur- 
sprüngliche ELläger  alsdann  wieder  das  Recht,  im  Auslande  ebenfalls 
eine  condictio  anzustellen  und  sofort  in  infiniium.  Das  wäre  ein 
drctUus  inextricahüis  und  ein  wahrer  Krieg  der  Justiz  des  einen 
Staates  gegen  die  Justiz  des  anderen  oder  aller  anderen  zum  grössten 
Schaden  der  Sicherheit  des  Verkehrs*^)  —  des  Endzweckes  aller 
Rechtspflege. 

Uebrigens  liegt  ein  Beispiel  für  diesen  Justizkrieg  bereits  in  dem 
in  Blum^B  „Urtheile  und  Annalen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen" 
(Bd.  1  1885  S.  123—126)  abgedruckten  Rechtsfalle  vor.  Dort  hatte 
A.  den  B.  in  Russland    verklagt,    in    erster   Instanz    ein    obsieglichcH 


streckbarkeitserklärung,   gleichsam  eine  Nostrifikation   des  ausländischen 
Urtheils  insoweit  ist  nothwendig. 

Ebenso  Wach  (Handbuch  des  Zivilprozessrechts  Bd.  1  S.  224):  das 
ausländische  ürtheil  aber  kann  deshalb  keinen  Vollstreckungstitel  bilden, 
weil  ein  Vollstreokungsauftrag  nur  an  die  Organe  desjenigen  Staates  ge- 
richtet werden  kann,  der  ihn  erliess.  Die  inländische  Staatsgewalt  will 
sich  und  ihre  Organe  nicht  in  den  Dienst  fremder  Zwangsgewalt  stellen.^ 

39)  So  V.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  4U  S.  419. 

40)  So  V.  Bar  a.  a.  0.  §  436  S.  462. 

41)  So  «.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  413  S.  417,  418. 
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vorlftnfig  vollstreckbares  Urtheil  erstritten  und  darans  in  Rnssland  die 
Zwangsvollstreckung  gegen  B.  mit  Erfolg  vornehmen  lassen.  B.  er« 
stritt  aber  in  zweiter  Instanz  in  Rnssland  rechtskräftig  ein  ihm 
günstiges,  die  Klage  abweisendes  Urtheil.  Ohne  das  dem  mssischen 
Prozesse  zu.  Grande  liegende  Sach-  tmd  BechtsverhXltniss  zu  berühren, 
klagte  nunmehr  der  £rbe  des  B.  lediglich  unter  Bezugnahme  auf  die 
beiden  russischen  Urtheile  in  Deutschland  gegen  A.  auf  Rückzahlung 
der  von  B.  beigetriebenen  Summe.  Das  Reichsgericht  hat  diese  Klage 
abgewiesen^  weil  das  rechtskrftftige  russische  Urtheil  zweiter  Instanz 
mangels  Verbürgung  der  Gregenseitigkeit  in  Deutsehland  keinen  Werth 
habe  und  die  auf  Grund  des  ausländischen  Urtheils  erster  Instanz 
erfolgte  Zwangsvollstreckung  als  solche  keine  widerrechtliche,  die 
condictio  ex  iniusta  causa  begründende  Abnöthiguug  sei.  Hätte  der 
Kläger  eine  Entscheidung  des  deutschen  Gerichts  über  diese  Frage 
erzielen  wollen,  so  hätte  er,  wie  das  Reichsgericht  weiter  ausfuhr t, 
seine  Klage  auf  das  ursprüngliche  Bach-  und  Rechtsverhältniss  gründen 
müssen. 

Da  der  Umstand,  dass  die  Zwangsvollstreckung  auf  Grund  eines 
erstinstanzlichen,  in  zweiter  Instanz  abgeänderten  russischen  Urtheila 
erfolgt  war,  nach  der  vom  Reichsgericht  vertretenen  Auf&ssung  gar 
nicht  in  Betracht  kommt,  so  sanktionirt  das  vorliegende  Urtheil  gerade 
den  Justizkrieg  des  Deutschen  Reiches  mit  dem  Auslande,  was  v.  B(xr 
a.  a.  0.  8.  422  in  Anm.  21  in  Folge  unvollständiger  Wiedergabe 
des,  der  reichsgerichtlichen  Entscheidung  zu  Grunde  liegenden,  That- 
bestandes  verkennt. 

§8. 

Die  Ausnahmefälle  des  Primipes. 

Die  Feststellung  der  konkreten  AusnahmefUlle  des  am  Schlüsse 
des  §  6  gefundenen  Satzes  erfordert  zunächst  eine  Untersuchung  des 
Begriffes  der  Souveränetät. 

Diese  besteht  einerseits  in  der  rechtlichen  Unabhängigkeit  des 
Staates  andererseits  in  der  Machtvollkommenheit  desselben,  die  Gregen- 
stände  seiner  Interessen  zu  bestimmen  und  letztere  selbst  durchzu- 
setzen*^). Diese  Interessen,  welche  allen  Kulturstaaten  gemeinsam 
sind,  scheiden  sich  in  zwei  Gruppen,  je  nachdem  ihre  Durchführung 
der  Erhaltung  des  Staatsbestandes  oder  der  Verwirklichung  der  Staats- 
zwecke dient.  Diese  Interessen,  von  denen  einem  jeden  ein  besonderes 
Hoheitsrecht  entspricht,  sind  folgende: 

I.  Bestandsinteressen. 
Das  Interesse  des  Staates: 
1)  an  der  Verfügung   über    das    vom  Gemeinwesen    besetzte  Terri- 
torium —  Territorialhoheit, 


42)  Vgl.  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht  §  10  (in  Marquardsen,  Hand- 
buch  des  öffentlichen  Rechts)  und  Qareisy  Enzyklopädie  der  R.W.  §  41, 
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2)  an  der  Verfügung  über  die  zum  Gemeinwesen  gehörigen  Indi- 
viduen —  PersonaUioheit, 

3)  an  der  Verfügung  über  die  auf  dem  Gemeingebiet  befindlichen 
oder  den  Individuen  gehörenden  Sachen  —  Sachhoheit,  und 

4)  Individuen  mit  der  Vertretung  Heiner  Interessen  zu  betrauen  — 
Amtshoheit. 

II.  Zweckinteressen. 

Das  Interesse  des  Staates: 

1)  als  Einheit  zu  gelten,  vertreten  und  anerkannt  zu  werden  — 
Repräsentativhoheit, 

2)  über  die  physische  Kraft  der  erforderlichen  Anzahl  von  Menschen 
behufs  gewaltsamer  Durchführung  des  Staatswillens  nach  aussen 
verfügen  zu  können  —  Militttrhoheit, 

8)  an  dem  friedlichen  Zusammenleben  seiner  Mitglieder  —  Justiz- 
hoheit, 

4)  an  der  Abwendung  gewisser  drohender  Gefahren  und  Durch- 
führung gewisser  Unternehmungen   —   Polizeihoheit,  und 

B)  an  der  Aufbringung  der  zur  Verfolgung  der  Interessen  1 — 4 
erforderlichen  materiellen  Mittel  —  Finanzhoheit. 

Die  Grenzen  dieser  Hoheitsrechte  sind  nicht  unbedingt  feste.  Es 
kann  daher  bei  Beurtheilung  eines  Eingriffs  in  die  Souveränetftt 
zweifelhaft  sein,  welches  spezielle  Hoheitsrecht  verletzt  ist.  Insofern 
die  Justizhoheit  in  friedlicher  Weise  alle  Rechte  nicht  nur  der  Indi- 
viduen, die  der  Souveränetät  eines  Staates  aus  irgend  einem  Grunde, 
sei  es  zufolge  ihrer  Nationalität,  ihres  Aufenthalts  oder  eines  anderen 
thatsächlichen  Verhältnisses  unterworfen  sind,  sondern  auch  des  Staats- 
wesens selbst  schützt,  erscheint  die  Justizhoheit  in  Bezug  auf  das 
internationale  Privatrecht  als  der  Repräsentant  der  Souveränetätsrechte 
der  einzelnen  Staaten,  so  dass  wir  für  den  Bereich  unserer  Unter- 
suchung nur  zu  verlangen  haben,  dass  das  fremde  Zivilurtheil  nicht 
die  inländische  Justizhoheit  verletze,  welche  einerseits  dafür  sorgt, 
dass  die  rechtliche  Unabhängigkeit  des  Staates  selbst  aufrecht  er- 
halten werde,  und  andererseits  gewisse  Interessen  der  ihr  unterstehen- 
den Individuen  als  Rechtsgüter  anerkennt  und  als  solche  schützt. 

Diesen  Zwecken  dient  zunächst  die  Gesetzgebung,  indem  sie  be- 
stimmt 

L  a)  was  Recht  ist  und  insonderheit 

b)  auch  was  geboten,    erlaubt,   erzwingbar,    verboten  und    uner- 
zwingbar  ist  und 
n.  wer  Recht  zu  sprechen  hat  und  zwar 

a)  formell,  indem  sie  die  staatlichen  Grerichte  organisirt  und 

b)  materiell^  indem  sie 

a)  deren  Zuständigkeit  bestimmt  und  ordnet  und 
ß)  die  Bedingungen  festsetzt,  denen  ein  Individuum  genügen 
muss,  um  das  zuständige  Gericht   anrufen    und    vor  dem- 
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gelben  Grehör   finden    zu    können^    d.  h.   als  KlXger   oder 
Beklagter  auftreten  zu  können^ 

mit  anderen  Worten :  die  Prozessfthigkeit  gesetzlich  regelt. 
Die  auf  diese  Weise  begründete  Rechtspflege  verwirklicht  alsdaim 
im    konkreten  Falle   die    Angaben    der  Jnstizhoheit.     Den   Gerichten 
fMllt  dabei  die  doppelte  Aufgabe  zu,  zu  prUfen: 

1.  a)  ob  der  ihnen  vorgetragene  Anspruch    rechtlich   begründet  ist 
(vgl.  Nr.  I)  und 
b)  ob  die  Verwirklichung   des  Anspruches    etwa    verboten    oder 
flir  nicht  erzwingbar  erklSrt  ist^  und  sodann 
2«  a)  ob   das  Gericht    selbst  befugt    ist   über   diesen  Anspruch    zu 
entscheiden,   d.  h.  ob  es  zuständig  ist  und  ob 
b)  die  Parteien  prozessflüiig  und  bezw.    in  gehöriger  Form  ver- 
treten sind  (vgl.  Nr.  IIa — bs). 
Im  internationalen  Rechtsverkehr   wird   gemäss  dem  im  §  6  ge- 
fundenen  Prinzipe   die   Prüfung   der    Frage  (la),    ob   der   Anspruch 
rechtlich    begründet    ist,    lediglich   dem   ausländischen    Grerichte   Über- 
lassen.    Dag^en  muss  die  Prüfung  der  Fragen  Ib  und  2,  sobald  es 
sich  um  die  Anerkennung  der  Rechtskraft  eines  ausländischen  Urtheils 
handelt,  durch  die  inländischen  Gerichte  vorgenommen  werden.    Denn 
die  Justizhoheit  des  Inlandstaates  verlangt  kategorisch,  dass  alle  rechts- 
kräftigen Urtheile^    also    nicht    blos    die    internen,    sondern    auch   die 
extemeu;   welche   im   Inland    eine    Rechtswirksamkeit   äussern    sollen, 
den    in    dem    obigen    Schema   unter    Ziff.  Ib  und  llhaß   angestell- 
ten   Anforderungen    genügen.     Die    nach    diesen  Richtungen    hin  er- 
forderliche   Nachprüfung    der    ausländischen    Urtheile    ist    kein    plus 
gegenüber  der    beim  Erlass    von  Urtheilen    inländischer  Gerichte    von 
diesen  vorzunehmenden  Prüfung.    Denn  wie  bereits  angedeutet  wurde, 
soll  jedes  Urtheil  zwei  Theile:  einen  materiellen  und  einen  formellen 
euthiJten. 

Der  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  erforderliche  formelle  Theil 
fehlt  aber  in  den  ausländischen  Urtheilen,  da  die  ausländischen  Ge- 
richte die  formellen  —  das  Wort  im  weitesten  Sinne  aufgefasst  — 
auf  der  Justizhoheit  des  Inlandes  beruhenden  Gesetze  weder  beachten 
können  noch  dürfen.  Es  ist  daher  nur  konsequent,  dass  dieser  in 
den  ausländischen  Urtheilen  fehlende  formelle  Theil  vor  Aner- 
kennung derselben  im  Inlande  und  zum  Zwecke  derselben  in  Gestalt 
der  bezeichneten  Nachprüfung  geschaffen  werde  und  nicht  durch  Unter- 
lassung derselben  die  ausländischen  Urtheile  unter  Verletzung  der  in- 
ländischen Justizhoheit  privilegirt  werden. 

Ein  ausländisches  Urtheil  kann  nun  den  soeben  erörterten  An- 
forderungen des  Inlandes  entweder  genügen  oder  aber  nicht  genügen. 
Im  ersteren  Falle  muss  es  im  Inland  anerkannt,  im  letzteren  Falle 
muss  ihm  jede  Wirksamkeit  versagt  werden. 

Diesen  Grundsätzen  entspricht  der  folgende  allgemeine  Satz  des 
internationalen    Privatrechts:    Die   Rechtskraft   ausländischer   Urtheile 


J 
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ist  grundsätzlich  anzuerkennen  und  die  exceptio  rei  iudieaiae  aus  den- 
selben auch  im  Inlande  zuzulassen. 

Diese  Wirkung  ist  dem  ausländischen  Urtheile  jedoch  zu  ver- 
sagen, wenn: 

A.  das  rechtliche  Interesse  oder  Rechtsgut,  also  das  Becht,  welches 
das  Urtheil  deklarirt  oder  erzeugt  ^^)  im  Inland  gesetzlich  nicht  aner- 
kannt, d.  h.  die  von  ihm  herbeizuführende  Wirkung  im  Inlande  für 
nicht  erzwingbar  erklärt  oder  verboten  ist; 

B.  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  die  ausländischen  Gerichte 
zur  Entscheidung  des  Bechtsstreites  nicht  zuständig  waren  und 

C.  die  Parteien  nach  dem  Bechte  des  Inlandes  die  ProzessfUiig- 
keit  nicht  besassen  bezw.  nicht  gehörig  vertreten  waren. 

Ueber  Punkt  A  herrscht  allgemeines  Einverständniss.  Die  Be- 
rechtigung dieser  Ausnahme  ergibt  sich  so  unmittelbar  aus  dem  Wesen 
der  Souveränetät,  insbesondere  der  Justizhoheit,  dass  es  keiner  weiteren 
materiellen  Begründung  derselben  bedarf. 

Dagegen  besteht  bezüglich  des  Punktes  B  Streit  darüber,  ob  zur 
Anerkennung  der  Rechtskraft  eines  ausländischen  Urtheils  nur  zu 
fordern  ist,  dass  überhaupt  irgend  ein  Grericht  oder  dass  das  kon- 
krete  erkennende    Gericht    des    inländischen    Staates    zuständig    war. 

Die  Entscheidung  dieser  Kontroverse  zu  Gunsten  der  ersteren 
Ansicht  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  man  erwägt,  dass  die  Ver- 
theilimg  der  einzelnen  Streitsachen  an  die  einzelnen  Gerichte,  welche 
demselben  Staat  angehören,  lediglich  von  dem  Ermessen  dieses  Staates 
abhängen  muss  und  lediglich  eine  Frage  des  internen  Rechts  des  einzelnen 
Staates  ist  (vgl.  S.  29  Nr.  IIa  und  b«),  während  andere  Staaten  nur 
daran  ein  Interesse  haben,  dass  der  einzelne  Staat  durch  die  von 
seinen  Gerichten  abgegebenen  Entscheidungen  nicht  in  die  Kompetenz- 
sphäre anderer  Staaten  eingreife  ^^).  Dazu  kommt  femer,  dass  vom 
Standpunkt  eines  einzelnen  Staates  aus  durch  die  Rechtskraft  eines 
Urtheils  alle  Mängel,  insbesondere  auch  derjenige  der  Zuständigkeit 
geheilt  werden  ^^)  und  endlich  dass  das  Inland  sich  nicht  zum  Wächter 
der  fremden  Kompetenzordnung  anzuwerfen  und  ihr  eine  grössere 
Strenge  beizulegen  habe,  als  der  ausländische  Staat  f^  nöthig  hlüt^*). 

Sind  nach  internem  Rechte  die  Gerichte  des  Inlandes  ausschliess- 


43)  Der  Zweck  gerichtlicher  Urtheile  ist  zunächst  nur  der,  bestehende 
Rechte  zu  verwirklichen  oder  für  deren  Verletzung  Ersatz  zu  schaffen, 
sodann  —  aber  nur  für  den  Fall,  dass  dies  zur  Verwirklichung  oder  zum 
Schutze  bereits  bestehender  Rechte  nöthig  ist  —  neue  Rechte  zu  begründen. 
Vgl.  Bicey  a»  a.  0.  S.  121,  137. 

44)  So  V.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  416  S.  424. 

45)  Vgl.  für  das  Deutsche  Reich:  Franeke  in  Busch  und  Vierhaus: 
Zeitschrift  fUr  deutschen  Zivilprozess  Bd.  8  S.  117. 

46)  So  Wach  a.  a.  0.  S.  232  in  Anm.  38  daselbst  Hiermit  ist  auch 
die  entgegengesetzte  Ansicht,  welche  das  Reichsgericht  in  dem  Urtheil 
vom  16.  Januar  1886  (s.  Jurist.  Wochenschrift  1866  S.  116)  zum  Ansdruok 
gebracht  hat,  widerlegt 
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lieh  zur  Entscheidung  des  betre£feiiden  Rechtsstreites  znstXndig,  so 
kommt  ein  ausländischer  Richtersprach  ttberhanpt  nicht  in  Frage.  Ist 
er  ergangen,  so  wird  er,  wie  unbestritten  ist,  im  Inland  als  nicht 
existirend  betrachtet. 

Anlangend  den  Paukt  C,  so  folgt  aas  der  Jostizhoheit,  ab  der 
Schtttzerin  der  Rechte  der  ihr  unterworfenen  Individuen  in  Verbind ang 
mit  dem,  auf  der  Natur  der  Sache  begründeten,  intemationalrecht- 
liehen  Grundsatz,  dass  in  privatrechtlicher  Hinsicht  AosUtnder  den- 
selben Rechtsschutz  wie  InlXnder  geniessen  sollen  ^'^,  sofern  nicht 
Gründe  der  Retorsion  spezielle  Ausnahmen  nothwendig  oder  nützlich 
erscheinen  lassen,  was  aber  erentuell  stets  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Staaten  festzustellen  ist,  dass  kein  Urtheil  für  oder 
gegen  eine  Partei  ergehen  darf^  welcher  die  Fähigkeit  mangelt,  ihre 
Rechte  vor  Gericht  wahrzunehmen.  Jede  Partei  muss  also  prozess- 
fähig sein  und,  falls  ihr  diese  Eigenschaft  fehlt,  entsprechend  dem 
Satz  C  vertreten  sein.  Sie  mnss  aber  auch  gehörig  vertreten  sein, 
wenn  und  für  den  Fall,  dass  die  Gesetze  eines  Staates  in  dieser  Hin- 
sicht besondere  Erfordernisse  statuiren. 

Diese  Vorfragen  hat  daher  jedes  Gericht,  bevor  es  ein  Urtheil 
fällt,  zu  prüfen  und  es  hat  beim  Fehlen  dieser  Voraussetzungen  die 
Abgabe  seines  Urtheils  zu  versagen. 

Aus  dem  Begriffe  der  Justizhoheit,  welche  eine  thatsächliche 
Nachprüfung  der  ausländischen  Urtheile  in  Bezug  auf  die  Anforde- 
rungen zu  A,  B  und  C  verlangt,  ergibt  sich  der  nothweudige  Schlnss, 
dass  das  Vorhandensein  dieser  drei  Voraussetzungen  nicht  durch 
Fiktionen  oder  Präsumtionen^^)  ersetzt  werden  darf,  denn  diese  ver- 
hindern gerade  die  thatsächliche  Nachprüfung. 

Es  muss  daher  auch  in  Bezug  auf  Urtheile  der  Gerichte  solcher 
Staaten,  welche  wie  z.  B.  das  Deutsche  Reich  ^*)  im  Falle  der  Kon- 
tumaz des  Beklagten  die  affirmative  Litiskontestation  mit  der  Wirkung 
anerkennen,  dass  bei  der  Säumniss  des  Beklagten  alle  vom  Kläger 
vorgetragenen  Behauptungen,  also  auch  diejenigen,  welche  die  Zu- 
ständigkeit und  Prozessfähigkeit  betreffen,  für  zugestanden  und  somit 
erwiesen  zu  erachten  sind,  selbständig  nachgeprüft  werden,  ob  die 
Voraussetzungen  des  Urtheils  thatsächlich  vorhanden  sind.  Ist  diese 
Prüfung  nicht  möglich,  so  muss  dem  Urtheil  die  internationale  Aner- 
kennung unbedingt  versagt  werden. 


47)  Vgl  t'.  Bar  Bd.  1  §  95  ff.  S.  281  ff.  und  Kloeppel  a.  a.  0.  S.  47. 

48)  Ausgenommen  sind  als  Ergebnisse  des  richterlichen  logischen 
Denkens  selbstverständlich  die  sogen,  praesumtiones  facti  oder  hominis. 

49)  S.  Z.P.O.  §  296,  welcher  lautet:  Beantragt  Kläger  in  dem  Termine 
zur  mündlichen  Verhandlung  gegen  den  nicht  erschienenen  Beklagten  das 
Versäumnissurtbeil ,  so  ist  das  thatsächliche  mündliche  Vorbringen  des 
Klägers  als  zugestanden  anzunehmen.  Soweit  dasselbe  den  Klageantrag 
rechtfertigt,  ist  nach  dem  Antrage  zu  erkennen;  soweit  dies  nicht  der 
Fall,  ist  die  Klage  abzuweisen. 
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Im  ZnBammeahang  hiemit  steht  auch  die  Frage,  ob  es  eine  weitere 
Voraossetzung  für  die  Anerkennung  der  Bechtskraft  eines  ausländi- 
schen Urtheils  ist,  dass  die  erste  Prozessladung,  insbesondere  also  die 
Klageschrift  dem  Beklagten  thatsächlich  zugestellt  worden  ist,  oder 
ob  diese  Zustellung  durch  Präsumtionen  und  Fiktionen  wie  z.  B.  bei 
der  Ediktalladung  ersetzt  werden  darf. 

Diese  Frage  ist  der  soeben  entschiedenen  nicht  homogen  und 
darf  deshalb  nicht  nach  dem  dafür  gefundenen  Prinzipe  beurtheilt 
werden.  Denn  wenn  von  dem  internen  Gericht  festgestellt  ist,  dass 
das  externe  Gericht  seinem  —  des  prüfenden  Gerichts  —  Rechte  nach 
zuständig  war,  so  ist  auch  die  materielle  Voraussetzung  dieser  Zu- 
ständigkeit, nämlich  der  Umstand  erwiesen,  dass  das  konkrete  Rechts- 
verhältnisB  und  in  disser  Hinsicht  auch  die  Parteien  der  Jurisdiktion, 
also  auch  der  Souveränetät  des  ausländischen  Staates  unterworfen 
sind.  Gemäss  dem  unbestrittenen  (vgl.  Kloeppel  a.  a.  0.  S.  191) 
intemationalrechtlichen  Grundsatze  y^locus  regit  actum-^  muss  jede 
Prozesshandlung  —  und  eine  solche  ist  die  Klagezustellung  — ,  um 
als  genügende  Voraussetzung  der  richterlichen  Entscheidung  zu  gelten, 
den  Anforderungen  der  Gresetze  des  Prozessgerichts  entsprechen.  Dieser 
Satz  erfährt  nur  für  den  Fall  eine  Einschränkung,  dass  die  Zustellung 
im  Auslande  zu  bewirken  und  der  Aufenthalts-  bezw.  Wohnort  des 
Beklagten  bekannt  ist.  Denn  alsdann  erfordert  es  die  der  Natur  der 
Sache  entsprechende  aequitcu  des  internationalen  Verkehrs,  dass  die 
Zustellung  an  den  Beklagten  persönlich  bezw.  an  geeignete  zu  seiner 
Familien-  oder  Hausgemeinschaft  gehörige  Personen,  eventuell  auch 
durch  Anheften  an  die  Thür  seiner  Wohnung  u.  s.  w.  erfolge.  Er- 
folgt diese  Zustellung  durch  Ersuchen  der  fremden  Staatsbehörde,  so 
ist  die  Amtshandlung  der  letzteren  nach  deren  Recht   zu  beurtheilen. 

Bestimmungen  wie  z.  B.  diejenige  des  Art.  69  Nr.  9  des  Code 
de  proeidure  civüe: 

Seroni  ctasigrUa: 

Oeux  qui  habitent  le  territaire  franQois  hors  du  continent  et  ceux 
gut  80fU  üablis  chez  VStranger,  au  domicüe  du  procureur  de  la  Bipu- 
bhque  pris  le  hibunal,  ou  sera  portie  la  demande,  lequel  visera  rori- 
ginal  ei  enverra  la  eopie  pour  les  premiers  au  ministre  de  la  jnarine 
ei  pour  les  seconds  d  edui  des  affaires  ^trang^s 

entziehen  dem  daraufhin  ergangenen  Kontumazialurtheile  die  inter- 
nationale Wirksamkeit.  Denn  sie  eröffnen  nicht  einmal  die  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  der  Beklagte  von  den  Zustellungen  Kenntniss  er- 
haltO;  während  bei  der  in  den  öffentlichen  Zeitungen  bekannt  ge- 
machten Ediktalladung  diese  Möglichkeit  nicht  blos  gegeben  ist,  son- 
dern auch  oft  genug  zur  Wahrheit  wird. 

Ist  dagegen  der  Aufenthalt  des  Beklagten  unbekannt,  so  kann 
die  Zustellung  der  Klage  nur  im  Wege  der  Ediktalladung  erfolgen, 
welche  auch  intemationalrechtlich  anzuerkennen  ist.  Denn  abgesehen 
von  der  dadurch  für  den  Beklagten  gegebenen,  bereits  betonten  Mög- 
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liclikeit,  von  der  Einleitung  des  Prozesses  benachrichtigt  zn  werden, 
würde  das  Gegentheil  vollkommene  Bechtsverweigerong  dem  EJiCger 
gegenüber  —  also  die  denkbar  grösste  Verletzung  der  aequitas  be- 
deuten'^);  welche  demjenigen^  der  sich  auf  dem  ausländischen 
Rechte  unterworfenen  Rechtsgeschäfte^^)  einlässt,  die  Verpflichtung 
auferlegt,  sich  diesem  ausländischen  Rechte,  und  zwar  nicht  blos  in 
seinen  materiellen,  sondern  auch  in  seinen  prozessualen  Normen  in 
Bezug  auf  das  konkrete  Rechtsverhältniss  zu  unterwerfen.  Die  Prüfang. 
ob  diesen  prozessualen  Rechtsregeln  des  Auslandes  genügt  ist,  hat 
aber  das  inländische  Gericht  noch  einmal  selbständig  vorzunehmen, 
wenn  auch,  wie  dies  regelmässig  der  Fall  sein  wird,  in  dem  auslän- 
dischen Urtheile  diese  bereits  vor  Erlass  desselben  stattgefundene 
Prüfung  beurkundet  sein  wird.  Denn  die  Unterlassung  dieser  Nach- 
prüfung würde  der  Justizhoheit  widersprechen^^). 

Aus  dieser  Untersuchung  ergibt  sich  noch  folgender  Ausnahme- 
fall von  unserer  Norm  Über  die  Anerkennung  der  Rechtskraft  aus- 
ländischer Urtheile  und  die  Zulassung  der  exceptio  rei  iudicatae  aus 
denselben.     Dieselbe  ist  also  auch  zu  versagen: 

D^  wenn  die  Klageschrift  oder  erste  Prozessladung  dem  seinem 
Aufenthalt  nach  bekannten  Beklagten  nicht  persönlich^*)  zugestellt 
worden  ist. 

Wenn  wir  nun  diese  soeben  ergänzte  allgemeine  Rechtsr^el  auf 
die  nach  dem  im  §  2  aufgestellten  Schema  logisch  möglichen  Fälle 
der  exceptio  rei  iudicatae  anwenden,  so  ergiebt  dieselbe  mit  Ausnahme 
des  Falles  A  a  durchweg  befriedigende  und  der  aequiUzs  entsprechende 
Ergebnisse.  Wenn  aber  der  obsiegende  Kläger  des  Auslandsprozesses 
das  Urtheil  im  Ausland  noch  nicht  hat  zur  Vollstreckung  bringen 
können  bezw.  noch  nicht  gebracht  hat  und  sein  ausländisches  Urtheil 
im  Inlande,  in  dem  sich  Exekutionsobjekte  befinden,  zufolge  positiver 
gesetzlicher  Bestimmungen  nicht   vollstreckt    werden   kann,    so    bleibt 


50)  17.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  391  S.  364—369  kommt  zu  denselben  Er- 
gebnissen. 

51)  Beruht  die  zivilrechtliohe  Verpflichtung  des  Beklagten  auf  einem 
Delikt,  so  bedarf  es  keiner  weiteren  Begründung,  dass  der  Satz  des  Textes 
selbstverständlich  ist. 

52)  Diese  Nachprüfung  erfordert  aber  regelmässig  nicht  die  Vorlegung 
der  Zustellungsurkunde  im  Ori^nal,  sondern  es  genügt  die  Feststellung, 
dass  der  erkennende  Richter  diese  Urkunden  eingesehen,  dies  im  Ürüieil 
bezeugt  und  ausserdem  nachgewiesen  hat,  dass  die  Art  und  Weise  der  er- 
folgten Zustellung  seinen  diesbezüglichen  Gesetzen  entspreche.  Nur  dann, 
wenn  diese  Feststellungen  des  externen  Richters  unvollständig  sind  oder 
gänzlich  fehlen,  wird  der  interne  Richter  die  Zustellungsurkunde  selbst 
zu  prüfen  und  bei  Nichtvorhandensein  derselben  dem  Urtheil  die  Aner- 
kennung ohne  weiteres  zu  versagen  haben« 

53)  Das  Wort  ^pefsönlich**  in  dem  weiteren  Sinne  verstanden,  dass 
auch  die  Zustellung  an  geeignete  zur  Familie  oder  Hausgemeinschaft  des 
Beklagten  gehörige  Personen  bezw.  durch  Anheften  an  die  Thtir  seiner 
Wohnung  u.  s«  w.  dadurch  bezeichnet  wird. 
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dem  ELläger  zur  Verwirklichung  seines  Rechtsanspruches  nur  der  Weg 
nochmaliger  Klageerhebnng  aus  dem  alten  Saoh-  und  Rechtsverhält- 
niss  offen. 

Würde  nun  in  diesem  Falle  der  Beklagte  durch  Erhebung  der 
exe^tio  rei  iudicatae  aus  dem  ausländischen  Urtheile  die  Abweisung 
des  E^ftgers  erzielen,  so  wUrde  letzterer  damit  YoUkommen  rechtlos 
gemacht  werden.  Dieser  Erfolg  darf  aber,  weil  er  gegen  die  aequüas 
verstösst,  nicht  eintreten.  Die  für  diesen  Fall  sich  ergebende  Noth- 
wendigkeit,  die  exceptio  rei  iudicatae  zu  versagen,  entspricht  nun  auch 
der  ,,  Natur  der  Sache  ^  d.  i.  dem  Begriff  der  Einrede.  Denn,  wie 
wir  im  §  2  festgestellt  haben,  ist  die  exceptio  rei  iudicatae  in  diesem 
Falle  nichts  anderes^  als  die  exceptio  doli  generalis  d.  h.  die  Einrede 
der  Schikane,  welche  letztere  Kläger  dann  verübt,  wenn  er  das  Klage- 
reeht  durch  überflüssige  nochmalige  Anwendung  missbraucht.  Da 
nun  unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  dieser  Vorwurf  den 
Kläger  nicht  trifft,  so  f^lt  auch  begriffsmässig  diese  Einrede  d.  i.  die 
exceptio  rei  iudicatae  fort. 

Es  ist  daher  unserer  allgemeinen  Norm  noch  folgende  Ausnahme 
hinzuzufügen:  die  eoccepiio  rei  iudicatae  ist  zu  versagen 

E,  wenn  das  ausländische  Urtheil  den  Beklagten  des  Inlands- 
prozesses verurtheilte  und  die  Zwangsvollstreckung  aus  diesem  Urtheil 
im  Inland  unzulässig  ist^^). 

HI.  Die  exceptio  rei  iudicatae  aus  einem    ausländischen  Ur- 
theile nach  deutschem  Reichsrechte. 

§9- 
Im  Aligemelnen. 

Die  deutsche  Zivilprozessordnung  handelt  von  ausländischen  Ur- 
theOen  nur  in  den  beiden  §§  660  und  661,  welche  im  achten,  der 
Zwangsvollstreckung  gewidmeten  Buche  stehen.  Diese  Paragraphen 
lauten: 

§  660:  Aus  dem  Urtheile  eines  ausländischen  Gerichts  findet  die 
Zwangsvollstreckung  nur  statt,  wenn  ihre  Zulässigkeit  durch  ein  Voll- 
streckungsurtheil  ausgesprochen  ist. 

Für  die  Klage  auf  Erlassung  desselben  ist  das  Amtsgericht  oder 
Landgericht;  bei  welchem  der  Schuldner  seinen  allgemeinen  Gerichts- 
stand haty  und  in  Elrmangelung  eines  solchen  das  Amtsgericht  oder 
Landgericht  zuständig,  bei  welchem  in  Gemässheit  des  §  24  gegen 
den  Schuldner  Klage  erhoben  werden  kann. 

§  661:  Das  VoUstreckungsurtheil  ist  ohne  Prüfung  der  Gesetz- 
mässigkeit der  Entscheidung  zu  erlassen. 


54)  So  aueh  v.  Bar  a.  a.  0.  Bd«  2  §  414  S.  420  und  Francke  a.  a.  0, 
S.  114. 

3* 
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Dasselbe  ist  nicht  zu  erlassen: 

1)  wenn  das  Urtheil  des  ansländischen  Gerichts  nach  dem  für  diese« 
Gericht  geltenden  Bechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat: 

2)  wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Ebindlung  erzwungen  werden 
würde,  welche  nach  dem  Bechte  des  über  die  ZulXssigkeit  der 
Zwangsvollstreckung  urtheilenden  deutschen  Richters  nicht  er- 
zwungen werden  darf; 

3)  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung urtheilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  des^ 
jenigen  Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  aosllindiache 
Gericht  angehört; 

4)  wenn  der  verortheilte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf 
den  Prozess  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozess  ein- 
leitende Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate  des 
Prozessgerichts  in  Person  noch  durch  Gewährung  der  Rechts- 
hülfe im  Deutschen  Reiche  zugestellt  ist; 

5)  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist. 

Da  weder  dieser  Wortlaut  des  Gesetzes  noch  auch  die  Motive 
zur  Z.P.O. '^^)  selbst  nur  andeutungsweise,  geschweige  denn  ausdrück- 
lich darauf  hinweisen,  dass  diese  lediglich  für  die  Zwangsvollstreckung 
aus  ausländischen  Urtheilen  erlassenen  Bestimmungen  auch  für  die 
exceptio  rei  iudicatae  aus  nicht  deutschen  Erkenntnissen  massgebend 
sein  sollen,  so  müssen  die  oben  in  §  6  und  8  entwickelten  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  auch  nach  deutschem  Reichsrecht  an- 
gewendet werden. 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  jedoch  in  dem  Urtheile  vom 
29.  Januar  1883  (Entsch.  Bd.  8  S.  385—890)  die  Ansicht  au%e- 
stellt,  dass  auch  die  einfache  Anerkennung  der  Rechtskraft  eines  aus- 
ländischen Urtheils  und  insbesondere  die  exceptio  rei  iudicatae  aus 
einem  solchen  davon  abhänge,  dass  das  ausländische  Urtheil  den  Vor- 
schriften des  §  661  genüge  und  WUmowskirLevy  (a.  a.  0.  Anm.  2 
zu  §  660,  Bd.  2  S.  900)  sagen :  ,, Jedes  ausländische  Urtheil,  ohne 
Rücksicht,  ob  Vollstreckungshandlungen  erfolgen  sollen  oder  nur  eine 
Feststellung  des  Rechtsverhältnisses  erfolgt  ist,  erlangt  dann  und  nur 
dann  die  Rechtskraft  eines  Urtheils  für  das  Deutsche  Reich,  wenn 
die  Voraussetzungen  der  §§  660  und  661  vorhanden  sind." 

Dieser  Lehre  folgt  die  grosse  Mehrzahl  der  Kommentatoren  der 
Z.P.O.  Und  dennoch  beruht  dieselbe  auf  dem  unrichtigen  Schlüsse 
von  einem  Falle  des  untergeordneten  Besonderen  auf  das  übergeord- 
nete Allgemeine. 

Diese  auffallende  Erscheinung  wird  nur  dadurch  erklärlich,  dass 
einerseits  der  Lehre  des  internationalen  Privatrechts  gegenwärtig  leider 
noch    immer   nicht    die  ihr   gebührende   allgemeine    Anerkennung    zu 


55)   S.  unten  S.  44,    wo  die  betreffenden  Stellen  aus  den  Motiven 
zitirt  werden. 
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Theil  wird^  und  andererseits  der  §  661  Abs.  2  in  Nr.  1  bis  8  einige^ 
ancb  nach  der  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  allgemein  für 
die  Anerkennung  der  Rechtskraft  externer  Urtheile  massgebende  Grund- 
sätze enthält  und  die  Bestimmungen  der  Nr.  4  und  5  bei  oberfläch- 
licher Betrachtung  der  Natur  der  Sache  zu  entsprechen  scheinen. 

Es  lag  daher  der  Fehlschluss  nahe,  dass  auch  die  in  den  Nr.  4 
und  5  zum  Ausdruck  gelangten  Grundsätze  Voraussetzung  für  die  An- 
erkennimg der  einfachen  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile  sein  sollen. 
Trotzdem  bleibt  dies  aber  ein  Fehlschluss  *•). 

Das  Ansehen,  welches  den  Vertretern  dieser  Theorie  zugestanden 


66)  Durch  den  von  Gthhard  verfassten  Entwurf  des  deutschen  Zivilge- 
setzbuchs für  das  internationale  Privatrecht,  welchen  Meili  in  seinem 
«GrundrisB,  Geschichte  und  System  des  internationalen  Privatrechts''  kürz- 
lich veröffentlicht  hat,  wird  eventuell  dieser  Fehlschluss  verhindert  werden. 
Indem  dieser  Entwurf  den  prinzipiellen  Unterschied  zwischen  der  einfachen 
Anerkennung  der  Rechtskraft  und  der  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
betont,  sieht  er  von  der  Verbttrgung  der  Gegenseitigkeit  als  Voraussetzung 
der  Ajuerkennung  externer  Urtheile  als  rechtskräftiger  Urtheile  an  und 
ftir  sich  ausdrücklich  ab.  Die  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Para- 
graphen dieses  Entwurfes  lauten:  §  37:  Die  Wirkungen  des  Urtheils  be- 
stimmen sich  nach  dem  Rechte  des  Staates,  welchem  das  Prozessgericht 
angehört  Dem  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichts  ist  die  Anerkennung 
versagt: 

1)  wenn  das  Urtheil  nach  dem  für  das  ausländische  Gericht  geltenden 
Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat; 

2)  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  welchem  das  ausländische  Gericht 
angehört,  nach  deutschem  Rechte  nicht  zuständig  sind; 

3)  wenn  die  Verurtheilung  auf  Vornahme  einer  Handluna^  gerichtet  ist, 
welche  nach  deutschem  Rechte  nicht  erzwungen  werden  darf,  oder 
auf  Zahlung  einer  Privatstrafe,  welche  das  deutsche  Recht  als  Folge 
des  Verhaltens  des  Beklagten  nicht  anerkennt; 

4)  wenn  ein  Deutscher  Partei  und  gegen  die  Grundsätze  in  §  7  Abs.  1, 
§§  16,  18,  22  und  24  [sc.  des  Entwurfs,  der  an  diesen  Stellen  Be- 
stimmungen über  die  Handlungsfähigkeit,  die  Erfordernisse  der  Ehe- 
schliessung, das  eheliche  Güterrecht,  die  Legitimation  und  Adoption 
enthält  und  von  dem  Falle  handelt,  in  dem  beim  Wechsel  der  Staats- 
angehörigkeit eines  Deutschen  dessen  Ehefrau  und  Kinder  im  deut- 
schen Staatsverbande  verbleiben]  zu  seinem  Nachtheile  Verstössen  ist; 

5)  wenn  der  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den  Prozess  nicht 
eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozess  einleitende  Ladung  oder 
VenÜgung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozessgerichts  in  Person, 
noch  durch  Gewährung  der  Rechtshttlfe  im  Deutschen  Reiche  zuge- 
stellt ist. 

Urtheile  ausländischer  Gerichte  haben  keine  weitergehenden  Wir- 
kungen, als  diejenigen,  welche  Urtheilen  nach  deutschem  Rechte  zu- 
kommen. 
§  40.    An  die  Stelle  des  §  661  der  Zivilprozessordnung  tritt  folgende 
Stelle: 

Das  Vollstreckungsurtheil  ist  nicht  zu  erlassen: 

1)  wenn  dem  Urtheil  des  ausländischen  Gerichts  nach  g  37  des  Gesetzes 
die  Anerkennung  versagt  ist; 

2)  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist. 
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werden  mnss,  macht  es  nothwendig^  die  Begründung  dieser  Lehre  in 
prüfen  und  im  Einzelnen  zu  widerlegen. 

Dieser  Prüfung  ist  yorauszuschicken,  dass  das  auslttndiflche  Cr- 
theil  nach  den  Grundsätzen  des  ausländischen  Rechts  die  Rechts- 
kraft erlangt  haben  muss  entsprechend  dem  Satze  r,loeu9  regü  aeium'^. 
nach  dem  das  Prozessverfahren  geordnet  wird. 

Wenn  Ziff.  2  des  §  661  nur  der  erzwingbaren  Handlungen  ge- 
denkt,  während  wir  in  den  Ausnahmefall  (§  8  A.  S.  31)  des  allge- 
meinen Prinzipes  (§  6)  auch  die  verbotenen  Handlungen  einbesiehen, 
so  bedeutet  dies  für  die  Zwangsvollstreckung  zwar  keinen  Untersclued. 
Denn  prozessgesetzlich  verboten  ist  jede  Handlung,  welche  nach  dem 
Prozessgesetze  tmstatthaft  ^'')  d.  i.  nicht  erzwingbar  ist. 

Dagegen  erfordert  es  die  Souveränetät  des  Deutschen  Reiches 
und  bezw.  der  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten,  wie  wir  im  §  8 
nachgewiesen  haben,  dass  die  Rechtskraft  externer  Urtheile^  welche 
deutschen  Yerbotsgesetzen  entgegengehen,  in  keiner  Weise,  also  auch 
nicht  im  Wege  der  Einrede  anerkannt  werden. 
Wenn  femer  Ziff.  3  des  §  661  sagt: 

„wenn die    Gerichte   desjenigen    Staates    nicht   zusti&ndig 

waren ^ 

so  läset  dieser  Wortlaut  nur  die  Auslegung  zu,  dass  überhaupt  nur 
irgend  ein  Gericht  des  Auslandes  zuständig  gewesen  sein  muss,  nicht 
aber  gerade  das  konkrete  erkennende  Gericht.  Diesem  Wortlaut  gegen- 
über, welcher  Gesetz  geworden  ist,  kommt  auch  die  in  der  37.  Sitzung 
der  Reichsjustizkommission  von  dem  Abgeordneten  Dr.  Bahr  Namens 
der  Redaktionskommission  abgegebene  Erklärung  nicht  in  Betracht, 
welche  in  dem  Protokoll  wie  folgt  festgestellt  ist:  r,Z^^  Ziff.  3  des 
§  611  (des  Entwurfs,  des  §  661  des  Gesetzes)  habe  Redner  einen 
Antrag  gestellt,  welcher  zum  Ausdruck  bringen  sollte,  dass  der  deutsche 
Richter  die  Kompetenz  des  ausländischen  Richters  nicht  nur  in  ab- 
stracto prüfen,  sondern  auch  untersuchen  solle,  ob  derselbe  m  üon- 
creto  kompetent  gewesen  sei.  Dieser  Antrag  sei  der  Redaktionskom- 
mission zur  Berücksichtigung  überwiesen  worden,  nachdem  die  Re- 
gierungsvertreter denselben  als  den  Intentionen  des  Entwurfes  ent- 
sprechend bezeichnet.  Die  Redaktionskommission  habe  zwar  geglaubt, 
im  Entwürfe  sei  dieser  Gedanke  nicht  klar  ausgedrückt,  sie  habe  je- 
doch auch  das  vorgeschlagene  Amendement  für  missverständlich  ge- 
halten und  sich  mit  den  Regierungsvertretern  dahin  geeinigt,  die 
Ziff.  3  des  §  611  in  der  Fassung  des  Entwürfe  beizubehalten  und 
folgende  Erklärung  über  den  Sinn  zu  Protokoll  zu  geben: 

dass  der  deutsche  Richter  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Ge- 
richts nicht  allein  aus  dem  Gesichtspunkt  zu  prüfen  habe,  ob  der 
auswärtige  Richter  die  richtigen,  dem  deutschen  Rechte  entsprechen- 


57)  So  das  Reichsgericht  IV.  Zivilsenat   in  dem  Urtheil  vom  1« 
1886,  Jurist.  Wochenschrift  1886  S.  113. 
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den  Gnindafttze  über  die  Zuständigkeit  angewendet  habe,  sondern 
ob  auch  die  Thatsache,  auf  welche  diese  Grundsätze  angewendet 
werden,  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichts  zu  begründen 
geeignet  und  erwiesen  seien.  ^ 

Diese  Absicht  der  Redaktionskommission  ist  in  der  an  sich  zu 
Zweifeln  über  ihren  Sinn  weder  grammatikalisch  noch  inhaltlich  An- 
lass  gebenden  Ziff.  3  des  §  661  nicht  zum  Ausdruck  gekommen. 
Da  nun  aber  nur  bei  vorhandener  Unklarheit  eines  Gesetzes  der  Richter 
berechtigt  ist,  den  verborgenen  Sinn  desselben  aus  den  Motiven  des 
Gesetzgebers  zu  ermitteln  ^^)  so  darf  der  Ziff.  3  des  §  661  nicht  diese 
einschränkende  Auslegung  gegeben  werden^®*). 

Die  Bestimmung  der  Ziff.  4  des  §  661  ist  eine  lediglich  auf 
politischen  Erwägungen  beruhende  Spezialvorschrift  für  die  Zwangs- 
vollstreckung. £s  bedarf  deshalb  im  Hinblick  auf  das  in  allen  anderen 
Fällen  von  der  Z.P.O.  dem  Ausländer  wie  dem  Inländer  gewährte 
gleiche  Recht  keiner  weiteren  Begründung,  dass  dieselbe  nur  auf  den 
Fall  der  Verwerthung  eines  externen  Urtheils  zum  Zwecke  der  Zwangs- 
vollstreckung anzuwenden  ist. 

Dagegen  muss  im  Deutschen  Reiche  die  exc^iio  rei  iudieatae  aus 
einem  ausländischen  Urtheile  auch  dann  versagt  werden,  wenn  die 
Ausnahmefälle  G  und  D  unseres  §  8  vorliegen,  weil  dies,  wie  oben 
nachgewiesen  worden  ist,  der  Natur  der  Sache  entspricht  und  sich 
überdies  aus  dem  §  54  der  Z.P.O.  ergibt^  welcher  es  dem  Richter 
zur  Pflicht  macht,  den  Mangel  der  Prozessfähigkeit,  der  Legitimation 
eines  gesetzlichen  Vertreters  und  der  etwa  erforderlichen  Genehmigung 
der  Prozessftihrung  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen. 

§  10. 
Die  VerbOrgiing  der  Gegenseitigkeit  ist  niclit  erforderiioii. 

Es  bleibt  sonach  nur  noch  die  Prüfung  der  Frage  übrig,  ob  die 
Yerbürgung  der  Gegenseitigkeit  ein  Erfordemiss  für  die  Zulassung 
der  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  aus  einem  aus- 
ländischen Urtheile  bildet.  Das  Reichsgericht  führt  in  dem  Erkennt- 
niss  vom  29.  Januar  1883  Folgendes  aus: 

Der  Anwendung  der  Bestimmung   des    nur    von  der  ZwangsvoU- 

58)  So  auch  Dernburg,  Pandekten  §  35  Nr.  2  S.  77  und  Anm.  6  da- 
selbst. Das  Reichsgericht  (Entsch.  Bd.  14  S.  74,  75)  sagt  sehr  entschieden : 
es  sind  aber  die  ans  dem  Inhalt  des  Gesetzes  selbst  für  dessen  Auslegung 
entnommenen  Gründe  für  durchgreifend  und  die  ....  bei  der  Berathung  im 
Reichstage  abgegebenen  Erklärungen  (trotz  der  Fassung  der  von  dem 
Eommissarius  des  Bundesraths  abgegebenen  Erklärung)  als  verfehlte  zu 
bezeichnen,  welche  von  neuem  einen  schlagenden  Beweis  dafür  bieten, 
wie  wenig  es  angezeigt  sei,  auf  Aeussemngen  bei  der  Berathung  von  Ge- 
setzen in  den  legislativen  Stadien  ein  entscheidendes  Gewicht  zu  legen, 
statt  den  Inhalt  des  Gesetzes  genau  und  scharf  in  das  Auge  zu  fassen. 

58*)  Anm.  d.  Red.  Vgl.  jedoch  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom 
25.  März  1891  (Bd.  II  d.  Zeitschr.  S.  48),  das  die  konkrete  Zustäiidigkeit 
massgebend  erachtet,  und  weiter  Bd.  II  S.  482  u.  483. 
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Streckung  redenden  §  661  der  Z.P.O.  insbesondere  der  ZUF.  5  des- 
selben auf  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  stellten 
sich  anscheinend  folgende  Bedenken  entgegen: 

1.  Aus  dem  umstände,  dass  diese  Bestimmung  in  die  Prosess- 
ordnung aufgenommen  sei^  folge,  dass  sie  nur  prozessuale  Bedeutung 
habe,  dagegen  die  dem  bürgerlidien  Recht  angehOrige  Frage^  ob  eine 
Klage  oder  Einrede  auf  das  Urtheil  zu  gründen  sei,  nicht  berühre. 

2.  Jedenfalls  handelten  die  §§  660  und  661  ihrem  Wortlaut 
nach  nicht  von  solchen  Urtheilen,  welche  keine  Verurtheilung,  sondern 
nur  die  Feststellung  eines  streitigen  Rechtsverhältnisses  oder  eine  Ab- 
weisung der  Klage  aussprechen. 

3.  Auch  die  diesen  Paragraphen  zu  Grunde  liegende  gesets- 
geberische  Absicht  gebe  keinen  Anlass,  jene  Bestimmungen  auf  die 
Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  auszudehnen,  da  von 
derselben  weder  in  den  Motiven  des  Entwurfs  der  Z.P.O.  noch  in  den 
Verhandlungen  der  Justizkommission  des  deutschen  Reichstages  die 
Rede  gewesen  sei. 

Zur  Beseitigung  des  Einwandes  zu  1)  bezieht  das  Reichsgericht 
sich  zunächst  auf  die  unbestritten  feststehende  Thatsache,  dass  die 
deutsche  Z.P.O.  durch  viele  Bestimmungen  in  das  bürgerliche  Recht 
eingreife.  Wenn  aber  das  Reichsgericht  weiter  sagt:  es  unterliege 
kaum  einem  Zweifel,  dass  hinsichtlich  der  materiellen  Wirkung  aus- 
ländischer Urtheile,  welche  in  der  auf  ein  solches  gegründeten  Jndi- 
katsklage  zum  Ausdruck  komme,  §  661  Z.P.O.  Anwendung  finde, 
weil  sonst  die  ganze  Vorschrift  des  genannten  Paragraphen  dadurch 
umgangen  werden  könnte,  dass  das  ausländische  Urtheil  nicht  ver- 
mittels Erwirkung  eines  VoUstreckungsurtheils,  sondern  durch  An- 
stellung einer  darauf  gegründeten  Judikatsklage  und  Vollstreckung 
des  hierauf  ergehenden  verurtheilenden  inländischen  Urtheils  im  In- 
lande  zum  Vollzuge  gebracht  würde,  obgleich  das  unter  Nr.  5  ange- 
stellte Erforderniss  mangele,  so  übersieht  das  Reichsgericht,  dass  die 
§§  660  und  661  der  Z.P.O.  die  ausschliesslichen  Bestimmungen  ent- 
halten, denen  gemäss  ein  ausländisches  Urtheil  behufiB  Zwangsvoll- 
streckung Überhaupt  im  Inlande  verwerthet  werden  kann.  Dies  er- 
giebt  sich  schon  aus  dem  Wortlaut  von  §  660  Abs.  1  mit  völliger 
Bestimmtheit  und  aus  dem  oben  in  §  2  geftlhrten  Nachweise,  dass  es 
nach  dem  Rechte  der  Z.P.O.  eine  actio  iudicati  überhaupt  nicht  mehr 
giebt.  Das  Reichsgericht  ist  übrigens  auch  in  dem  späteren  Erkennt- 
nisse vom  30.  Juni  1886  (Entsch.  Bd.  16  S.  432,  433)  gleichfalls 
zu  dieser  Ansicht  gelangt,  indem  es  ausführt, 

dass  die  in  §  660  gegebene  Klage  auf  Erlass  eines  VoUstreckungs- 
urtheils der  für  die  Ausftihrung  der  Urtheile  ausländischer  Grerichte 
in  der  Z.P.O.  ge¥äesene  einzige  Weg  und  aus  der,  den  Beklagten 
zur  Zahlung  einer  bestimmten  Geldsumme  verurtheilenden  Ent- 
scheidung (Bines  ausländischen  Gerichts  eine  Klage  mit  dem 
Antrfige    auf  Verurtheilung    zur    Zfth}ung    der    in    dem    Urtheile 
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bereits  zugesprochenen  Geldsninme  nach  der  Z.P.O.  nicht  statthaft 
sei "). 

Wenn  nun  das  Reichsgericht  weiter  ausführt, 

I.  „Greift  aber  §  661  a.  a.  0.  bezüglich  der  Klage   ans  einem 
ausländischen  ürtheil  in  das  materielle  Recht  ein,  so  liegt  es  nahe, 
dasselbe  auch  bezüglich  der  auf  ein  solches  Urtheil  zu  gründenden 
Einrede  der  entschiedenen  Sache  anzunehmen,'' 
so  macht  es  einen  Fehlschluss,    denn  der  vorstehende  Obersatz  dieses 
Syllogismus  —  der   Untersatz,    dass   die   exceptio   r&i  iudicaiae   dem 
materiellen  Recht   angehöre,    ist   ausgelassen  —  ist,    wie  wir  nachge- 
wiesen haben,  unrichtig.     Die  äussere  Form  des  zitirten  Satzes  karak- 
terisirt  denselben  als  einen  Wahrscheinlichkeitsschlnss. 

Wie  die  Logik  lehrt,  gibt  es  nur  zwei  Arten  der  Wahrscheinlich- 
keitsschlüsse:  mathematische  und  philosophische.  Hier  kommt  nur  der 
philosophische  in  Betracht,  welcher  wiederum  in  dem  Schluss  vom  Be- 
sonderen auf  das  übergeordnete  Allgemeine  —  unvollständige  Induktion  — 
und  in  demjenigen  vom  Besonderen  auf  das  beigeordnete  Besondere 
—  Schluss  aus  Analogie  —  zerfällt*^). 

Das  Reichsgericht  schliesst  nun  per  analogiam.  Hiezu  ist  es  aber 
nicht  berechtigt,  da  die  res  vudioaia  das  Allgemeine  (vgl.  oben  §  1) 
und  die  Zwangsvollstreckung  das  Besondere  repräsentirt.  Das  Reichs- 
gericht vermischt  dabei  die  Analogie  mit  der  unvollständigen  Induktion. 

Der  Leipziger  Gerichtshof  geht  sodann  von  dem  richtigen,  von 
uns  oben  schon  berührten,  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Stand- 
punkte aus,  dass  die  deutsche  Z.P.O.  den  Inländer  vor  dem  Aus- 
länder nicht  begünstige,  sondern  die  Frage,  ob  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  die  Parteien  sich  vor  deutschen  Gerichten  auf  Ur- 
theile ausländischer  Gerichte  berufen  können,  lediglich  nach  Rechts- 
grundsätzen ordne,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Parteien  Inländer 
oder  Ausländer  sind  und  ob  die  Berufong  auf  das  ausländische  Urtheil 
der  inländischen  oder  der  ausländischen  Partei  zum  Vortheil  gereiche. 
Es  ftLhrt  alsdann  fort: 

n.  „Diese  Rechtsgrundsätze  sind  zwar  nur  in  Betreff  der  Voll- 
ziehung ausländischer  Urtheile  in  den  §§  660,  661  a.  a»  0.  zum 
Ausdruck  gelangt; 

m.  sie  haben  aber  eine  grössere  Tragweite  und 

IV.  durch  die  Anerkennung  derselben  ftür  einen  Anwendungs- 
fall, die  Zwangsvollstreckung,  sind  sie  allgemein  anerkannt. 

V.  Den  §§  660,  661  a.  a.  O.  ist  daher,  wie  auch  in  den  meisten 
Kommentaren  zur  Z.P.O.  geschieht,  die  Bedeutung  beizulegen,  dass 
dadurch  im  Allgemeinen  die  Voraussetzungen  bestimmt  sind,  imter 
welchen  sich  eine  Partei  vor  deutschen  Gerichten  zum  Zwecke  der 
Bechtsverfolgung  oder  Rechtsvertheidigung  in  prozessualer  oder  mate- 

59)  Vgl.  auch  v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  462  S.  524. 

60)  Vfrl.  Kirchner,  Katechismus  der  Logik  2.  Aufl.  S.  227—229. 
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rieller  Beziehung    auf  das    reelitskriftige  ürtheil    eines   aoslXodiscIien 
Gerichts  berufen  kann.^ 

Der  Satz  11  ist  richtig.  Anders  steht  es  aber  mit  den  folgenden 
BKtzen. 

Der  Satz  III  ist  eine  in  ihrer  AUgemeinheit  durch  nichts  be- 
gründete Behauptung;  die  gerade  zu  beweisen  ist.  Er  ist  nur  dieVer- 
werthung  des  Fehlschlusses  I,  somit  ebenfalls  unrichtig  und  kann  nicht 
als  Ober-  oder  Untersatz  eines  Sjllogismus  dienen. 

Ebenso  steht  es  mit  Satz  IV,  der  sich  an  ihn  anlehnt.  Hier 
schliesst  das  Reichsgericht  ausdrücklich  nach  seinen  eigenen  Worten 
von  einem  einzigen  besonderen  Falle  auf  das  Allgemeine.  Derartige 
Schlüsse  gehören  ebenfalls  zu  den  philosophischen  Wahrscheinliehkeits- 
Schlüssen  und  zwar  zu  der  Unterart  der  unvoUstXndigen  Induktion^ 
die  jedoch  nur  aus  vielen  Fällen  auf  ein  allgemeines  Gteaets 
schliessen  Ittsst. 

Die  Logik  gestattet  aber  nicht  aus  einem  einzigen  besonderen 
Falle  auf  ein  allgemeines  Gesetz  zu  schliessen. 

Da  sonach  die  VordersKtze  III  und  IV  unrichtig  sind,  so  ist  auch 
der  daraus  gezogene  Schluss,  Satz  V,  unrichtig. 

Das  Reichsgericht  scheint  seine  bisher  besprochene  Beweisführung 
selbst  nicht  für  eine  zwingende  zu  erachten.  Denn  auf  Grund  des 
von  ihm  gefundenen  Satzes  V  konnte  es  die  ihm  vorliegende,  zwischen 
den  Parteien  streitige  Frage: 

ob   das  Erfordemiss  verbürgter  Gregenseitigkeit  auch    dann    vor- 
handen  sei;    wenn  die    eoceeptio  rei  nuiicatae   auf  ein  ausländisches 
Urtheil  gestützt  wird; 
ohne  Weiteres  in  bejahendem  Sinne  entscheiden.  Es  tritt  deshalb  auch 
in  eine  materielle  Prüfung    des  Erfordernisses   verbürgter  Gregenseitig- 
keit ein  und  führt  aus: 

VI.  y,Die  verbindende  Kraft  des  Urtheils  beruht  nicht  auf  dem 
Willen  der  Parteien^  sondern  auf  seiner  Eigenschaft  als  Ausspruch  der 
zuständigen  Organe  der  Staatsgewalt. 

Vn.     Sie  reicht  an  sich  nicht  weiter  als  letztere. 

Vni.  Eine  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  der  Staaten  anr 
Anerkennung  oder  Vollstreckung  der  Urtheile  der  Gerichte  anderer 
Staaten  besteht^  abgesehen  von  Staatsverträgen;  nicht." 

So  richtig  der  Satz  VI  ist;  ebenso  unrichtig  ist  der  Satz  VII. 
Der  letztere  beruht  auf  der  zwar  herkömmlichen;  aber  trotzdem  un- 
richtigen Ausserachtlassung  der  grundlegenden  Unterscheidung  zwischen 
der  einfachen  Anerkennung  der  Rechtskraft  und  der  Vollstreckung  des 
Urtheils  «i). 

Das  Reichsgericht  koordinirt  beide  Begriffe;  während  der  zweite 
Begriff  dem  ersten  subordinirt  ist.  Dass  der  Satz  VII  nach  den  Grund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechts  unrichtig  ist,  dass  dort  vielmehr 


61)  Vgl.  Beauchet  a.  a.  0.  S.  242  ff. 


Die  exceptio  rei  iudicatae  aus  einem  aoBländischen  Urtheile  etc.    43 

der  umgekehrte  Satz  gilt,  ist  bereits  oben  in  §  7  eingehend  nachge- 
wiesen worden  und  sei  deshalb  hier  nur  noch  hinzugefügt,  ,,dass  aus 
dem  Argumente,  betre£fend  die  Unwirksamkeit  von  Akten  der  Staats- 
gewalt in  einem  anderen  Territorium,  auch  die  Unwirksamkeit  der 
Gesetze  eines  anderen  Staates,  ja  selbst  die  Unwirksamkeit  des  Partei- 
willens folgen  würde.  Denn  schöpft  nicht  der  Parteiwille  seine  ver- 
bindliche Kraft  auch  aus  dem  Gesetze  —  dem  Rechte  —  welches  ihn 
fiir  verbindlich  erklärt?"  •«). 

Von  dem  Satze  YIII  ist  nur  die  Hälfte  richtig,  nämlich  dass  eine 
völkerrechtliche  Verbindlichkeit  der  Staaten  zur  Vollstreckung  der 
Urtheile  der  Grerichte  anderer  Staaten,  von  Staatsverträgen  abgesehen, 
nicht  besteht.  Diesen  Satz  haben  wir  oben  in  §  7  und  8  bereits  fest- 
gestellt. Unrichtig  dagegen  ist  die  Anwendung  dieses  Satzes  in  Bezug 
auf  die  einfache  Anerkennung  der  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile. 
Es  besteht  vielmehr  gerade  die  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  zur 
Anerkennung  externer  rechtskräftiger  Urtheile  als  solcher. 

Das  Reichsgericht  fUirt  sodann  fort: 

DL  „Wenn  dessenungeachtet  heutigentags  in  Folge  der  neueren 
Entwicklung  der  internationalen  Verhältnisse  die  gerichtlichen  Urtheile 
auch  in  anderen  Staaten  als  solche  anerkannt  werden  und  sogar  zur 
Vollstreckung  derselben  in  anderen  Staaten  Rechtshülfe  gewährt  wird, 
so  geschieht  dies  in  der  Erwartung,  dass  von  den  betheiligten  aus- 
wärtigen Staaten  ein  gleiches  Verhalten  bethätigt  werde,  und  nur  in- 
soweit, als  dieser  Erwartung  von  den  anderen  Staaten  entsprochen  wird. 

X.  Das  Erfordemiss  der  Gegenseitigkeit  ist  daher  nicht  allein 
in  Betreff  der  Vollstreckung,  sondern  auch  in  Betreff  der  Anerkennung 
ausländischer  Urtheile  als  Urtheile  in  der  Natur  der  Sache  begründet" 

Von  Satz  IX  ist  wiederum  jedenfalls  die  Hälfte,  welche  sich  auf 
die  einfache  Anerkennung  externer  Urtheile  bezieht,  deshalb  unrichtig, 
weil  sämmtliche  Prämissen  dieses  Schlusses  unrichtig  sind.  Das  Reichs- 
gericht übersieht  zudem  vollständig,  dass  die  Frage  der  Anerkennung 
und  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  bereits  eine  Jahrhunderte 
lange  Geschichte  hinter  sich  hat  (vgl.  oben  §  5)  und  nimmt  deshalb 
mit  Unrecht  an,  dass  erst  die  neuere  Entwicklung  des  internationalen 
Rechtsverkehrs  zur  Aufwerfung  dieser  Frage  geführt  habe. 

Der  Satz  X,  der  den  Inhalt  von  IX  lediglich  mit  anderen  Wor- 
ten wiedergiebt,  ist  deshalb  gleichfalls  unrichtig. 

Eine  besondere  Widerlegung  des  von  ihm  selbst  aufgeworfenen 
Bedenkens  Nr.  2  (s.  oben  S.  40)  enthält  das  vorliegende  Urtheil 
des  Reichsgerichts  nicht.  Sie  ist  von  seinem  Standpunkte  aus  auch 
nicht  erforderlich,  da  auch  die  Urtheile,  welche  nur  die  Feststellung 
eines  streitigen  Rechtsverhältnisses  oder  eine  Abweisung  der  Klage 
aussprechen,  unter  die  von  ihm  gefundenen  allgemeinen  Sätze  IX  und 
X  fallen. 


62)  So  v,BaT  a.a.O.  Bd.  2  §  415  S.421    in  Amn.21  erster  Absatz  a.  E. 
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Das  Bedenken  Nr.  3  (b.  oben  8.  40)  erledig!  das  Beicfasgericht 
dorcb  folgende  Ausftllimng: 

XI.  pIn  dem  Entwürfe  des  §  611  Z.P.O.  (§661  des  Gesetses) 
war  dieses  Erforderniss  zwar  nicht  aufgenommen ,  aber  nicht  in  der 
Meinung,  dass  davon  abzusehen  sei,  sondern,  weil  es  für  angemesse» 
ner  erachtet  wurde,  bezüglich  dieses  selbstrerständlichen  Erfordernisses 
die  politische  Zentralbehörde  nicht  durch  eine  gesetzliche  Vorschrift  su 
beschrSnken  (vgl.  Motive  zum  Entwürfe  einer  preussischen  Prozess- 
ordnung für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  von  1864  8.  247;  Motive 
zur  Z.P.O.  §  611).  Auf  den  Vorschlag  der  Justizkommission  des 
Reichstages  aber  (vgl.  Hahn,  Materialien  8.  804,  888  ff.,  1020)  wurde 
dieselbe  in  §  661  Nr.  5  in  das  G^etz  angenommen.'' 

Unserer  Ansicht  nach  geht  aus  den  Motiven  zu  §  661  des  Ge- 
setzes (§  611  des  Entwurfes)  gerade  das  Gegentheil  hinsichtlich  der 
Anerkennung  der  Rechtskraft  der  externen  Urtheile  hervor.  Es 
heisst  dort^^):  „Völkerrechtlich  besteht  kein  Anspruch  auf  Voll- 
streckung richterlicher  Urtheile  über  die  Grenzen  des  Staates  hinaus, 
dessen  Gerichte  dieselben  erlassen  haben. ^  Ferner*^):  ,,Das  Elrforder- 
niss  der  Gegenseitigkeit  ist  hier  nicht  zu  berühren,  ebensowenig  die 
Frage,  ob  der  inländische  Richter  einen  dem  diesseitigen  Rechte  nicht 
entsprechenden  Vollstreckungsmodus  ausführen  soll.  Beide  Punkte 
liegen  ausserhalb  der  materiellen  Voraussetzungen  Air  die  Zwangs- 
vollstreckung aus  einem  ausländischen  Urtheile  und  sind  G^egen- 
stand  besonderer  gesetzlicher  Bestimmung.^ 

Es  ist  also  hier  überall  nur  die  Rede  von  der  Zwangsvoll- 
streckung und  dieser  Gresichtspunkt  ist  auch  bei  den  Berathungen 
des  Entwurfs  der  Z.P.O  in  der  dazu  bestellten  Reichstagskommission 
niemals  verlassen  worden,  was  auch  die  Protokolle  Über  die  Kommis- 
sionssitzungen vom  29./5.  75  und  8./6.  75  ergeben^'). 

Sehr  richtig  sagt  daher  Becmchet^^): 

rD'ie  §§  660  und  661  d.  Z.P.O.  auf  einen  anderen  Fall,  ala 
denjenigen  der  Zwangsvollstreckung  auszudehnen,  würde  eine  Zuwider- 
handlung nicht  nur  gegen  den  klaren  Wortlaut  des  GresetzeS;  sondern 
auch  gegen  die  diesem  zu  Grunde  liegende  Absicht  des  Gesetzgebers 
enthalten." 

Es  ist  übrigens  zu  erwarten,  dass  das  Reichsgericht  bei  erneuter 
Prüfung  der  Frage  seinen  bisherigen  Standpunkt  verlassen  wird. 

Findet  sich  doch  schon  in  dem  neueren  Urtheile  des  VI.  Zivil- 
senates vom  23.  Juni  90  (Entsch.  Bd.  26  8.  131)  folgender  Satz: 

,,  selbst  wenn  man  nicht  soweit  gehen  wollte  mit  dem  I.  Senate 
(vgl.  Entsch.  der  R.-G.  in   Zivilsachen  Bd.  8  8.  389)   das    Erfor- 


63)  S.  Hahn  a.  a.  0.  S.  431. 

64)  S.  Hahn  a.  a.  0.  S.  433. 

65)  S.  Hahn  a.  a.  0.  S.  804—806  und  S.  8^s9. 

66)  S.  Beauchet  a.  a.  0.  S.  244. 
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demiss  der  Gegenseitigkeit  nicht  nur  betreffs  der  Vollstrecknng, 
sondern  auch  der  Anerkennung  ausländischer  Urtheile  als  Ur- 
theile aufzustellen.^  — 


Es  bleibt  uns  jetzt  nur  noch  eine  Prü^g  der  von  Francke  in 
seiner  bereits  erwähnten  Abhandlung: 

„Die   Entscheidungen    ausländischer    Gerichte    über    bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten    in   ihrer   Wirksamkeit  nach   deutschem  Reichs- 
rechte" 
bezüglich  unserer  Frage  angestellten  Gesichtspunkte    übrig.     Francke 
ftlhrt  dort  in  §  6  Folgendes  aus*''): 

I.  „Wird  die  exceptio  rei  iudicatae  auf  ein  ausländisches  den  Be- 
klagten des  neuen  Prozesses  verurtheilendes  Erkenntniss  gestützt,  so 
muss  auf  dieselbe  §  661  Abs.  2  entsprechend  angewendet  werden. 
Denn  wenn  in  Deutschland 

a)  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  ausländischen  Urtheil  zulässig 
ist,  die  Einrede  aber  nicht  zulässig  wäre,  so  würde  der  Beklagte 
nicht  nur  zweckloser  Weise  den  Leiden  eines  neuen  Rechts- 
streites ausgesetzt,  sondern  auch  ernstlich  der  Gefahr  einer  dop- 
pelten Zwangsvollstreckung  preisgegeben  sein; 

b)  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  externen  Urtheil  unzulässig 
ist,  die  exceptio  rei  iudicatae  aus  demselben  aber  zulässig  wäre, 
so  würde  Kläger  in  Deutschland  bezüglich  des  Klageanspruchs 
völlig  rechtlos  sein." 

Beide  Sätze  stimmen  in  ihrem  Ergebnisse  mit  der  Theorie  des 
internationalen  Plivatrechts  überein  und  Satz  b)  hat  neuerdings  in 
dem  Erkenntniss  des  Reichsgerichts  vom  23.  Juni  90  (Entscheidungen 
Bd.  26  S.  181)  in  folgender  Ausführung  Anerkennung  gefunden: 

Gerade  dann  aber,  wenn  nicht  aus  dem  ausländischen  Urtheile 
selbst  geklagt  werden  kann,  wird  dem  Klagetheile  zu  gestatten  sein, 
den  Rechtsanspruch  selbst  vor  deutschen  Gerichten  zum  Austrage  zu 
bringen. 

n.  „Wird  die  exceptio  rei  iudieatae  auf  ein  ausländisches  den 
ELläger  des  neuen  Prozesses  verurtheilendes  Ekkenntniss  gegründet,  so 
muss  dieselbe  Regel  gelten.     Denn  wenn 

a)  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  fremden  Urtheile  zulässig,  die 
Einrede  aber  unzulässig  wäre,  so  wäre  es  möglich,  dass  Kläger 
durch  die  Vollstreckung  eines  deutschen  Urtheils  Werthe  vom 
Beklagten  gewönne,  welche  dieser  ihm  durch  Zwangsvollstreckung 
eines  ausländischen  Urtheils  alsbald  wieder  abnehmen  würde;  es 


67)  Wir  geben  im  Nachstehenden  die  Ausführungen  Francke's  nicht 
wörtlich  wieder,  sondern  nur  dem  Sinne  nach,  aber  in  der  äusseren  Form 
der  direkten  Bede. 

Die  Abhandlnng  ist  in  Busch  -  Vierhaus,  Zeitschr.  für  Zivilprozess 
Bd.  8  abgedruckt 
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wKre  auch  denkbar;  daas  der  EJXger  gegen  das  wohlerworbene 
Recht  des  Beklagten ^  dnrch  Zwangsvollstreckung  des  ansllndi- 
scheu  Urtheils  befriedigt  zu  werden  ^  aus  einem  deutschen  Ur- 
theile  die  Einrede  der  anders  entschiedenen  Sache  gewönne; 
b)  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  fremden  Urtheil  unzulXssig, 
die  Einrede  aber  zulässig  wäre,  so  würde  mittelb)ur  derjenige 
Erfolg  durch  das  ausländische  Urtheil  erreicht  sein,  dessen  un- 
mittelbare Erreichung  durch  §  661  ausdrücklich  verboten  ist.^ 

Die  Ansicht  zu  IIa)  entspricht  auch  der  von  uns  oben  in  §  8 
entwickelten  Theorie.  Dagegen  sind  die  Ausführungen  zu  11  b)  un- 
richtig. Die  Einrede  ist  auch  in  diesem  Falle  zuzulassen,  vorausgesetzt 
dass  das  Urtheil  den  oben  in  §  6  und  8  angestellten  Vorbedingungen 
gentigt  Die  Ansicht  Francke*s  ist  nur  erklärlich  durch  seine  absicht- 
liche Ignorirung  der  Prinzipien  des  internationalen  Privatrechts  in 
dieser  Frage;  nach  welchen  auch  die  deutschen  Gerichtshöfe  die  Bechts- 
kraft  ausländischer  Urtheile  regelmässig  anerkennen  müssen  und 
nur  die  zwangsweise  Durchführung  beim  Fehlen  der  im  §  661  d. 
Z.P.O.  positiv  festgestellten  Voraussetzungen  zu  versagen  haben.  Ist 
aber  die  Verwerthung  eines  ausländischen  Urtheils  in  Deutschland  ohne 
Eingreifen  der  öffeutlichen  staatlichen  Organe  der  Exekution  möglich, 
so  ist  dieselbe  zuzulassen ,  insbesondere  also  im  Wege  der  Einrede 
und  es  liegt  in  dieser  Zulassung  keineswegs  eine  Umgehung  des  wah- 
ren Sinnes  des  §  661  der  Z.P.O.  vor,  in  dessen  Wortlaut  nichts 
Fremdes  künstlich  hineininterpretirt  werden  darf.  Wenn  daher  vor 
deutschen  Gerichten  aus  einem  externen ,  in  Deutschland  in  keiner 
Weise  exekutionsfähigen  Urtheile  —  selbstverständlich  unter  der 
Voraussetzung;  dass  dasselbe  den  Vorbedingungen  unserer  §§  6  und  8 
entspricht  —  sogar  die  Kompensationseinrede  hergeleitet  wird;  so  wird 
deren  Berücksichtigung;  wenn  sie  im  übrigen  nach  den  Bestimmungen 
des  Zivilrechts  im  konkreten  Falle  zulässig  ist;  nicht  durch  dx^Fra/ncke'- 
sehe  Erwägung  zu  IIb)   ausgeschlossen  *®). 

Francke  führt  femer  aus: 

m.  ;,§  661  Abs.  2  muss  auch  auf  die  auf  ein  ausländisches  Ur- 
theil gegründete  o^io  iudicati  im  eigentlichen  Sinne  angewendet  werden.^ 

Dieser  Satz  dürfte  wohl  der  Kern  folgender  FVancke^Bcher  Aus- 
führung (S.  115)  sein:  rs^BS  G^bot,  ausländische  Verurtheilungen  zur 
inländischen  Zwangsvollstreckung  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
zuzulassen;  unter  bestimmten  Voraussetztmgen  nicht  zuzulassen;  enthält 
in  sich  das  Gebot  die  einzelnen  Elemente  solcher  Verurtheilungen; 
also  die  als  Grundlage  derselben  dienenden  oder  diensamen  Entschei- 
dungen ausländischer  Gerichte;  unter  denselben  Voraussetzungen  zu 
einer  Grundlage  für  inländische  Zwangsvollstreckung  zuzulassen  bezw. 
nicht  zuzulassen.^ 


68)  So  auch  v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2  §  414  S.  420. 
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Dieser  Satz  ist  für  das  Gebiet  der  deutschen  Zivilprozessordnung 
bedeutungslos  y  da  es  nach  derselben  keine  actio  iudicati  mehr  gibt. 
Wäre  dies  aber  der  Fall,  so  müsste  trotz  des  §  661  Abs.  2  wenn 
das  ausländische  Urtheil  intemationalrechtlich  die  Rechtskraft  be- 
schritten hat,  aus  demselben  die  actio  iudicati  zugelassen  werden.  Dies 
ist  die  einzige  logisch  mögliche  und  in  der  Natur  der  Sache  begrün- 
dete Entscheidung. 

Vor  dieser  das  BechtsgefUhl  allerdings  beleidigenden  Folge  des 
Positivismus,  der  eben  in  fast  allen  Fragen  des  internationalen  Privat- 
rechts  unberechtigt  ist  und  aus  dem  summuin  ius  nur  allzu  leicht  die 
summa  iniuria  hervorgehen  lässt,  ist  das  Deutsche  Reich  lediglich 
durch  den  Umstand  bewahrt  worden,  dass  die  Z.P.O.  die  actio  iuditxUi 
nicht  mehr  kennt.  In  anderen  Ländern  aber  mit  anderer  Oesetzgebung 
ist  der  angedeutete  Fall  durchaus  möglich. 

Endlich  sagt  Fra/ncke: 

rV.  „Die  Grundsätze  zu  I  und  II  gelten  auch  entsprechend  flir 
den  Fall,  dass  die  Klage,  welche  im  Ausland  zu  einem  verurtheilenden 
rechtskräftigen  Erkenntniss  gefUhrt  hat,  eine  Feststellungsklage  war. 
„Denn:  istae  sententiae  damnationem  quodammodo  habent  in  venire; 
wenigstens  mittelbar  entstehen  in  dieser  Beziehung  ganz  dieselben 
Verhältnisse,  wie  sie  oben  betreffs  ausländischer  Verurtheilungen  in 
Betracht  zu  ziehen  waren.  ^ 

Dieser  Satz  ist  unrichtig.  Wie  wir  oben  in  §  7  S.  26  nach- 
gewiesen haben,  ist  nur  die  thatsächliche  Ausübung  der  inländischen 
Zwangsgewalt  unmittelbar  auf  Grund  des  in  dem  ausländischen  Urtheile 
enthaltenen  Befehls  der  Organe  einer  fremden  Souveränetät  unzulässig 
und  die  darauf  beruhende  Verwerthung  eines  externen  Urtheils  ausge- 
schlossen. Jede  anderweite  Verwerthung  der  fremdländischen  res  iudi- 
ecUa  ist  dagegen  gestattet. 

Im  weiteren  Verlauf  seiner  Abhandlung  geräth  aber  Francke 
selbst  in  einen  Gegensatz  zu  dem  von  ihm  im  üebrigen  mit  unge- 
wöhnlicher Heftigkeit  vertheidigten  Erkenntniss  des  Reichsgerichts 
vom  29.  Januar  1883**),  da  er  der  Deduktion  desselben: 

dass  §  661  die  Voraussetzungen  der  sogenannten  materiellen  Rechts- 
kraft offenbar  nicht  unberührt  lasse  und  deshalb  diesen  Gegenstand 
in  seinem  ganzen  Umfange  ordne, 
„trotz  alles  Bemühens^,  wie  er  S.  117  versichert,  nicht  fUr  richtig 
halten  kann.  Er  gelangt  sodann  zu  dem  Schlüsse,  dass  §  661  auf 
abweisende  Urtheile  keine  Anwendung  finde  —  eine  Ansicht,  die  mit 
unserer  Theorie  Übereinstimmt,  vom  Standpunkt  FVancke^s  aus  aber  so 
inkonsequent  ist,  dass  v,  Bar  dieselbe  treffend  als  freie  juristische 
Phantasie  bezeichnet. 

Nach   alledem   ist  unsere  Ansicht,    dass   ftir   die  Zulassung   der 


69)  Wir  erinnern  an  den  sachlich  unbegründeten,  rein  persönlichen 
Ausfall  Francke'B  (a.  a.  0,  S.  112  Anm.  1)  gegen  Beauchet 


48    F*  P-  Contuszi,  Advokat,  Professor  des  internat.  Reehto  in  Neapel. 

taet^p^  rei  tutUecUae  aus  einem  ansUndisehen  Urtheile  nach  deutschem 
Reichsrecht  die  Verhttrgong  der  Gegenseitigkeit  nicht  erforderlich  ist, 
auch  darch  Franeke  nicht  widerlegt. 

Als  Endergehniss  der  vorstehenden  Abhandlung  ergiebt  sich  daher 
der  Satz:  die  deutsche  Z.P.O.  enthält  keine  Bestimmungen  über  die 
Anerkennung  der  Bechtskraft  auslKndischer  Urtheile  und  letstere  selbst 
ist  daher  nur  durch  die  Erftillung  der  nach  der  Theorie  des  inter- 
nationalen Privatrechts  nothwendigen  Voraussetsungen  bedingt. 

Hieraus  ergiebt  sich  ftir  das  deutsche  Beichsrecht  die  Bechtsregel: 

Die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  aus  einem 
ausländischen  Urtheile  ist  ohne  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  der 
Entscheidung  zuzulassen. 

Dieselbe  ist  nicht  zuzulassen^ 

I.  wenn  nach  den  für  das  erkennende  deutsche  Gericht  verbind- 
lichen Gesetzen 

1)  die  Gerichte   des   ausländischen   Staates   zur   Entscheidung    des 
Rechtsstreites  unzuständig  waren^ 

2)  die   Parteien   nicht    prozessfähig    oder   nicht   gehörig   vertreten 
waren, 

8)  ausser  im  Falle  des  Unbekanntseins  des  Aufenthalts  des  Be- 
klagten die  Zustellung  der  Klage  oder  ersten  Prozessladung  auf 
Fiktionen  beruht, 
4)  der  durch  das  Urtheil  herbeizuführende  Erfolg  durch  die  Gesetze 
des  Deutschen  Reiches  für  nicht  erzwingbar  erklärt  oder  ver- 
boten ist;  sowie 

n.  wenn  das  ausländische  Urtheil  ein  den  Beklagten  verurtheilen- 
des,  aber  in  Deutschland  nicht  vollstreckungsfähiges  ist.  — 


Die  Aufgabe  der  gerichtlichen  Behörde  im  Auslieferungs- 
verfahren. 

Von  F«  P.  Contiuisiy  Advokat  und  Professor  des  internationalen  Rechts 

an  der  k.  Universität  zu  Neapel. 

I.  Elemente  des  Problems, 

Wenn  von  der  Auslieferung  die  Rede  ist;  so  handelt  es  sich  um 
ein  altes  Institut  ^  das  aber  aus  verschiedenen  Gründen  eine  moderne 
Einrichtung  genannt  werden  kann. 

Die  Auslieferung;  welche  auf  den  Grundsatz  der  Pflicht  und  des 
Interesses  gestützt  ist;  wonach  die  Rechtsstaaten  sich  gegenseitig  zu 
unterstützen  haben;  damit  die  Gerechtigkeit  jedenfalls  au&  kräftigste 
ihr  Ziel  erreiche;  hat  drei  verschiedene  Zeiträume  durchgemacht. 

Im  ersten  Zeitraum  macht  sich  das  System  geltend;  welches  man 
empirisch  oder  der  Willkür  unterstehend  nennen  kann.  In  diesem 
Zeitraum    wird   die  Auslieferung  nachgesucht  oder  nicht;   sie  wird  be- 
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willigt  oder  nicht;  nach  beliebigem  Ermessen  und  ohne  dass  dabei 
bestimmte  Regeln  die  einzelnen  Fälle,  die  Bedingungen  und  die  Art 
und  Weise  der  Auslieferung  festsetzen.  Dieses  System  war  das  vor- 
herrschende im  Alterthum  und  beinahe  im  ganzen  Mittelalter,  weshalb 
die  Ausliefenmg  in  diesem  Zeitalter  als  soziale  Einrichtung  gänzlich 
als  unbekannt  zu  bezeichnen  ist;  es  ist  der  Zeitraimi;  wo  die  ganz 
widrige  Institution  des  religiösen  und  lehnrechtlichen  Asyls  herrschte. 
Im  zweiten  Zeiträume  hingegen  hat  die  Oberhand  das  System, 
welches  man  ein  konventionelles  nennen  kann.  Die  diplomatischen 
Konventionen  trugen  dazu  bei,  die  Fälle  der  Auslieferung  dauernd  zu 
regeln,  während  früher  die  Behandlung  jedes  einzelnen  Falles  von 
Zu&ll  oder  Willkür  abhängig  war.  Diese  Periode  flült  gerade  in  das 
Zeitalter  der  italienischen  Gemeinden;  letztere  schlössen  Auslieferungs- 
kartelle ab,  um  der  Verbrecher,  denen  die  kleinen  Landesstrecken  und 
der  Mangel  an  Yerhaftungsmitteln  die  Flucht  erleichterten,  habhaft  zu 
werden.  Da  sich  auf  diese  Weise  der  Gebrauch  der  internationalen 
Konventionen  eingeführt  hatte,  wurde  derselbe  dann  in  den  Beziehungen 
der  europäischen  Staaten  untereinander  als  System  angewandt.  Und 
80  wurde  das  System  der  internationalen  Verträge  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  ein  allgemeines  nicht  nur  in  Europa  sondern  auch  in 
Amerika. 

Durch  die  lange  Anwendung  des  konventionellen  Systems  entwickel- 
ten sich  leitende  Regeln,  welche  als  anordnende  Grundsätze  der 
Materie  im  allgemeinen  internationalen  Rechte  Platz  nahmen,  so  z.  B. 
dass  man .  die  eigenen  Nationalen  nicht  ausliefern  dürfe,  dass  die  Aus- 
lieferung wegen  politischen  Verbrechens  nicht  zugestanden  werde. 

Im  XIX.  Jahrhundert  hat  in  der  Geschichte  des  Auslieferungs- 
instituts  ein  dritter  Zeitraum  begonnen,  insofern  die  aus  den  Konven- 
tionen abgeleiteten  allgemeinen  Grundsätze  in  einigen  Staaten  Anlass 
zn  normalen  Gesetzen  über  die  Auslieferung  gegeben  haben.  Das  ist 
der  Zeitraum  des  sogOiannten  gesetzgebenden  Systems.  Kraft  dieses 
Systems  hat  die  ausübende  Gewalt,  trotz  der  Befugniss  mit  anderen 
Staaten  Konventionen  abzuschliessen,  die  Pflicht,  hiebei  die  vom  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Grundsätze  einzuhalten. 

Während  diese  dritte  Periode  bei  den  Kulturstaaten  Boden  fasst, 
gewahrt  man  schon  die  Vorboten  einer  neuen  Epoche,  nämlich  jener, 
in  welcher  das  Verfahren,  betreffend  die  Auslieferung,  in  den  ein- 
zelnen Fällen  der  Mitwirkung  der  gerichtlichen  Behörden  unter- 
stellt werden  wird. 

Diese  neueste  Phase  taucht  auf  als  eine  Folge  der  Fortschritte 
de«  internationalen  und  des  inneren  öffentlichen  Rechts.  Der  ver- 
mehrte Handelsverkehr,  die  häufigen  Auswanderungen,  die  Erleichte- 
rungen in  Verkehrsverbindungen,  welche  das  Karakteristische  der 
nenen  Epoche  und  viele  Vortheile  bilden,  tragen  auch  dazn  bei,  die 
Flucht  zu  erleichtem,  das  Asyl  im  Auslande  zu  gewinnen  und  daher 
häufiger  die  Strafrerjfolgnng  unmöglich    zu  machen.     Daher   erscheint 

ZaitMhrin  f.  Intern.  Privatp  u.  Strafireeht  etc.,  Band  III.  4 
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es  nöthig^  den  Wirkungskreis  des  8tra%esetzes  zu  er  weitem  und  der 
so  zugenommenen  Leichtigkeit  der  Flucht  der  Verbrecher  eatgegen- 
zuarbeiten.  Diese  Absicht  kann  aber  nur  dann  erreicht  werdeu,  wenn 
man  den  Grundsatz  der  Auslieferung  der  Verbrecher  zur  wirksameren 
und  allgemeineren  Anwendung  bringt.  Hiebei  müssen  jedoch  gewiss^i- 
haft  jene  Garantien  aufrecht  erhalten  werden  ^  welche  die  modemeu 
politischen  Verüassungen  der  persönlichen  Freiheit  zuerkannt  haben, 
und  hauptsächlich  die  Garantie,  dass  Niemand  weder  verhaftet  noch 
vor  Gericht  gezogen  werden  könne^  als  in  den  durch  das  Gresetz  fest- 
gesetzten Fällen. 

Es  haben  sich  daher  in  der  Wissenschaft  folgende  GmndsStze 
ausgebildet : 

A.  Die  Art  und  Weise  der  Auslieferung  muss  nothwoidig 
zwischen  den  interessirten  Regierungen  durch  Vereinbarung  geregelt 
werden. 

B.  Wenn  auch  die  gesetzgebende  Gewalt  behufs  der  Genehmigung 
der  einzelnen  Verträge  wegen  Mangels  ausdrücklicher  Bestimmungen 
in  der  Verfassung  der  kontrahirenden  Staaten  nicht  beitreten  kann, 
so  soll  sie  doch  wenigstens  durch  ein  Gesetz  gewisse  wesentliche 
Normen^  gewisse  von  der  vollziehenden  Gewalt  nicht  zu  überschreitende 
Grenzen  vorschreiben^  innerhalb  welcher  diese  Verträge  sich  bew^en 
sollten. 

C.  Der  Fremde^  dessen  Auslieferung  nachgesucht  wird,  mnas  auch 
in  dem  ersuchten  Staate  den  Schutz  der  individuellen  Freiheit  finden: 
und  das  kann  nur  erreicht  werden,  wenn  die  Gerichte  bei  der  Aus- 
lieferung mitzuwirken  haben.  ^) 

IL  Französisches  System. 

In  Frankreich  besteht  kein  Gesetz  über  die  Auslieferung.  In  der 
ÄssembUe  ncUioncUe  vom  19.  Februar  1791  wurde  zwar  die  Erlassung 
eines  solchen  Gesetzes  angeregt,  jedoch  ohne  Erfolg. 

Im  Jahre  1878  legte  der  Justiz-Minister  Dufaure  dem  Parlament 
einen  Gresetzentwurf  vor.  Er  war  Gegenstand  interessanter  Be- 
sprechungen im  französischen  Senat  und  erhielt  die  Genehmigung^  am 
4.  April  1879^  aber  nachdem  derselbe  der  Deputirtenkammer  vorgelegt 
wurde  ^  fehlte  die  Zeit  zu  seiner  Berathung  und  so  unterblieb  wieder 
die  Schaffung  eines  Gesetzes. 

In  der  französischen  Jurisprudenz  wurde  nun  bei  der  Frage  der 
Auslieferung  die  Wiederuntersuchung  seitens  der  Gerichtsbehörde 
nicht  zugelassen.  Dieses  System  wird  das  Autoritätssystexn  ge- 
nannt,    weil    dasselbe  jede   gerichtliche  Einmischung   bei  Seite    setzt. 


1)  Obwohl  wir  unseren  Beifall  dem  Herrn  Landgerichtsrath  G,  Pfizer 
über  seinen  in  dieser  Zeitschrift  Bd.n  S.  231  ff.  veröffentlichten  Anfsatz 
„Rechtsschutz  gegen  Auslieferung**  zollen,  können  wir  doch  nicht  aeinej- 
darin  kundgegebenen  Meinung  betreffs  der  Hitwirkung  der  Gerichte  bei> 
treten. 
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Die  Vertheidiger  dieses  Systems  sagen :  die  Kompetenz^  um  Über  einen 
Fremden  abzuurtheilen ,  steht  ausschliesslich  dem  Tribunal  des  an- 
suchenden Staates  zu.  Der  Staate  an  den  das  Ansuchen  gestellt  wird; 
kann  sich  nicht  zum  Richter  über  den  Werth  der  von  der  fremden 
gerichtlichen  Behörde  genügend  geschlitzten  Beweise  erheben  ^  ohne 
dass  er  den  Prozess  umarbeitet  ^  sich  als  Sittenrichter  und  Yer- 
besserer  der  fremden  Urtheile  aufstellt  und  dabei  die  Würde 
und  Souveränität  der  anderen  Kationen  verletzt.  Wenn  der  er- 
suchte Staat  sich  das  Recht  zueignen  wollte ;  die  fremden  Ur- 
theile zu  untersuchen  imd  zu  zensuriren,  so  würde  der  er- 
suchende Staat;  der  Gegenrechte  halber,  aach  die  urtheile  des 
ersteren  untersuchen  und  zensuriren  wollen.  Ein  solches  Verfahren 
würde  Schwierigkeiten ;  Verwickelungen  und  Konflikte  jeder  Art  ver- 
ursachen. Dabei  wird  noch  hervorgehoben ^  dass  vor  dem  Gerichte^ 
welches  mit  der  Auslieferungsfrage  sich  zu  befassen  hätte^  die  Zeugen 
der  Anklage  nicht  abgehört  werden ,  dass  mithin  der  Prozess  in  an- 
deren Formen  sich  bewegt  als  jenen ^  weiche  als  Grundlage  zum  Aus- 
lieferungsbegehren dienten;  wobei  gesagt  wird;  nichts  sei  wahr  schein- 
licher; als  dass  die  Erfolge  verschieden  seien;  dass  man  nachträgliche 
Beweise  zu  verlangen  habO;  dass  man  Zeit  verliere;  dass  man  endlich 
Anlass  zu  Missverständnissen  und  Anstössen  zwischen  den  administra- 
tiven und  justitiellen  Behörden  gebe.  Zuletzt  wird  von  den  Ver- 
theidigem  dieses  Systems  als  Stütze  ihrer  Thesis  noch  Folgendes  an- 
geführt: Wenn  es  sich  um  ein  Ansuchen  handelt;  welches  dem  er- 
suchten Staat  wenig  gerechtfertigt  erscheint;  insbesondere  weil  es  nur 
auf  einen  einfachen.  Haftbefehl  gegründet  ist;  oder  weil  es  von  einem 
Staate  ausgeht;  dessen  Tribunale  nicht  vollkommenes  Vertrauen  ein- 
flössen; so  hindert  es  ganz  und  gar  nicht,  dass  man  Erklärungen  ab- 
fordere und  dass  man  endlich  zur  letzten  ratio  schreite;  womit  man 
die  Auslieferung;  trotz  eines  günstigen  Gutachtens  des  Richters; 
abschlägt. 

Das  System  über  die  Werthschätzung  der  Anzeichen  der  Schuld 
scheint  ihnen  jedenfiEklls  nicht  dem  Ghnindsatze  gemäss ;  welcher  eine 
wesentliche  Ghrundlage  der  Auslieferung  ist  und  in  dem  wechselseitigen 
Vertrauen  der  Nationen  auf  ihre  bezüglichen  gerichtlichen  Einrich- 
tungen; die  Gerechtigkeit  der  Urtheile  oder  Beschlüsse  ihrer  betreffen- 
den Tribunale  besteht.  Wenn  also  dieses  Vertrauen  gegenseitig  ge- 
schenkt wird;  so  unterwirft  sich  der  Richter  des  ersuchten  Staates; 
welcher  den  Fremden  in  Haft  setzt  und  die  Ausliefenmg  auf  Grund 
eines  Anschuldigungsdekretes  oder  eines  anderen  regelmässigen  Aktes 
der  Jurisdiktion  des  fremden  kompetenten  Richters  als  zulässig  erklärt; 
nicht  mehr  der  automatischen  Handlung  eines  blinden  Gehorsams; 
als  wenn  er  den  Verhaftbefehl  ertheilte  und  den  zu  Verurtheilenden 
an  ein  anderes  Gericht  des  Inlandes  verweisen  würde ;  welches  im 
gleichen  Falle  das  Gesuch  um  Ablieferung  mittels  eines  Requisitions- 
schreibens stellen  würde.     Durch  solche  Benrtheilung  der  Sache  geben 
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die  Yertheidiger  des  Aator i täte Bystems  eu  erkennen,  daas  das  System 
der  WiederunterBUchung  von  dem  Grundsatie  des  Misstranens  be- 
einflnsst  ist,  wohingegen  die  allgemeine  Richtung  der  Gegenwart  djJiin 
ziele^  die  Schranken  niederznreissen^  welche  ein  Volk  von  dem  anderen 
trennen,  die  Gesetze  nnd  die  Institutionen  immer  mehr  gemein  zu 
machen,  an  Stelle  des  alten  Absonderungssystems  stufenweise  ein  An- 
näherungsverhältniss  zu  setzen,  sei  es  mittels  gegenseitiger  Yollzieliiiiig 
der  Urtheile  und  Bogatorien,  sei  es  durch  die  wechselseitige  Ueber- 
gäbe  der  Verbrecher. 

Alle  diese  angeführten  Ghünde  sind  jedoch  nicht  genttgend,  das 
besagte  System  zu  rechtfertigen. 

IIl.  Englisch-amerikanisches  System. 

England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben  speaielle 
G^etze,  welche  das  Auslieferungs-Institut  regeln;  Grossbritannien: 
das  Gesetz  vom  9.  August  1870:  „An  Ad  for  Amendmg  the  Lote 
relating  to  the  Extradition  of  OriminaLs''  (38  et  84  Vict.  Ch.  52)  lud 
das  Gesetz  vom  5.  August  1878:  „An  Act  to  ammd  the  ExtradMon 
Act^  1870  (36  et  37  Vict  Gh.  60).  Die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika:  das  Gesetz  vom  12.  August  1848  „An  Act  for  gknng 
effeet  to  oertain  Treaty  stipukUums  between  this  and  foreign  Oovemmenis, 
for  the  apprehension  and  deUvery  up  of  certain  offenders^,  das  Gesetz 
vom  22.  Juni  1860  „An  Act  to  amented  an  Aet  enlOM^  <^,  das 
Gesetz  vom  3.  MXrz  1869  „An  Aet  fuirther  to  provide  forgiving  0Bä 
to  Treaty  stiputaiions  between  this  and  foreign  Oovemments  for  the 
extradition  of  criminals^,  endlich  das  Gesetz  vom  8,  August  1882: 
„Be  it  enacted  by  the  Senate  and  Hause  of  Bepresentatives  of  the 
United  States  of  Amerioa  in  congress  assembted^. ') 

Die  englischen  und  amerikanischen  Gesetae  statuiren  gleichmSaeig 
die  Einmischung  der  Gerichtsbehörde  in  das  Ausliefemngsver&hreny 
deshalb  spricht  man  von  einem  englisch-amerikaniscben  System,  wel- 
ches auch  im  Gegentheil  zu  dem  Autorittttssystem  das  freisinnige 
genannt  wird.  Ersteres  steht  in  Kraft  in  den  Ländern ,  welche  der 
Gresetzgebimg  in  Frankreich  folgten.  Hit  dem  englisch-amerikaniachen 
System  muss  die  Gerichtsbehörde  Über  die  Frage  interpellirt  werden, 
ob  die  Auslieferung  genehmigt  oder  verneint  werden  soll.  Dasselbe 
verleiht  dem  Ausspruche  der  Gerichtsbehörde,  wenn  solche  gegen  die 
Auslieferung  ist,  die  Kraft  eines  Urtheils.  Dieses  System  will  eine 
Wiederuntersuchung  des  Prozesses,  eine  WerthschAtzung  der  verdacht- 
erregenden Anzeichen;  dasselbe  gewährt  dem  Kichter  das  Becht,  sein 
plaoet  zur  Auslieferung  zu  verweigern,  wenn  diese  Anzeichen  ihm  nicht 
der  Art  erscheinen,    dass  der  Anklageakt  gemäss   der  englischen    und 


2)  Lamnuisth^  Ansliefernngspfficbt  und  Asylreoht,  führt  auf  S.  51 5  ff. 
das  Gesetz  vom  3.  März  1869  nicht,  wohl  aber  als  heute  geltendes  Gesetz 
dasjenige  vom  19.  Juni  1876  (Bevised  Stat  stet,  5^1)  an.    Ann.  d.  Bed. 
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amerikamschea  Gesetze  nicht  rechtmässig  erscheint.  Das  Eigenthüm- 
liche  dieses  Systems  gründet  sich  also  auf  die  Wiedenmtersuchmig 
des  ProzesseSi  der  auf  die  Beschnldigmig  bezüglichen  Beweise.  Dieser 
Punkt  unterscheidet  das  freisinnige  System  von  dem  Antoritttts- 
system.  Wir  haben  hierüber  einstweilen  nur  eine  Andeutung  gemacht^ 
in  der  Folge  werden  wir  unser  Urtheil  darüber  geben. 

IV.  Belgisch-holländisches  System. 

Belgien  und  Holland  besitzen  Auslieferungsgesetze,  die  wohl  ver- 
dienen studirt  zu  werden. 

A.  Das  erste  Gresetz  Belgiens  ist  vom  1.  Oktober  1833;  das* 
selbe  wurde  mit  Ausnahme  des  Art.  6  aufgehoben.  Ein  anderes  Gesetz 
wurde  am  22.  März  1856  veröffentlicht^  welches  eine  Zusatzverftgung 
zum  Art.  6  des  Gesetzes  vom  1.  Oktober  1833  enthält.  Ein  weiteres 
Gresetz  vom  5.  April  1868  wurde  durch  das  gegenwärtig  in  Kraft 
stehende  Gesetz  vom  15.  März  1874  aufgehoben. 

B.  Holland  hat  das  Gesetz  vom  6.  April  1875 ,  welches  an  die 
Stelle  des  Gesetzes  vom  13.  August  1849  trat. 

Das  belgisch-holländische  System  hat  mehrere  Berührungs- 
punkte mit  dem  englisch-amerikanischen  System,  indem  sowohl 
in  dem  einen  als  in  dem  anderen  System  die  Grerichtsbehörde  inter- 
pellirt  werden  muss,  ob  die  Auslieferung  genehmigt  oder  verweigert 
werden  soll.  Das  belgisch-holländische  System  aber  legt  dem 
Ausspruche  des  Richters  nur  die  ELraft  eines  einfachen  Gutachtens  bei. 
Ausserdem  schliesst  das  besagte  belgisch-holländische  System  jegliche 
Wiederuntersuchnng  und  jedwelche  Werthschätzung  der  Anzeichen  des 
Verdachtes  aus;  die  Aufgabe  des  Richters  beschränkt  sich  nur  auf 
eine  einfache  Untersuchung  über  die  regelmässigen  Erfordernisse  des 
vorliegenden  Gresuches. 

Das  belgische  Gresetz  bestimmt:  „Le  OouvememerU  prendra  Vavis 
de  la  chambre  des  mises  en  accusation  de  la  oour  d'appel  dorne  le 
ressort  de  laqueüe  VSiranger  aura  Sti  arretS  (Art.  3). 

Das  holländische  Gesetz  enthält  eine  ziemlich  gleiche  Fassung: 
jjEüe  (Veoctradüion)  ne  sera  accordie  qu^apres  Voms  pris  du  Tribunal 
de  l'arrondissement  dans  lequel  Vindividu  rSclamS  a  St6  arr$t4  au  sera 
^ouvS""  (Art.  8).») 

V.  Italienisches  System. 

In  Italien  mangelt  es  an  einem  Auslieferungsgesetze. 

In  Art.  11  des  früheren  italienischen  Stra%esetzbuchs  war  be- 
stimmt,  dass  die  Auslieferung  nur  auf  Befehl  der  königl.  RegieruDg 
bewilligt  werden  kann;  nach  Art.  9  des  Gesetzes  über  den  Staatsrath 


3)  Hier  folgt  der  Text  in  niederländischer  Sprache: 

nZy  (de  nülevering)  nwdi  vUent  toege  skian  dan  na  adviee  van  de 
regtbatdi,  ouder  welker  regtagehied  de  opgeeiechte  pereoon  is  aangehonden  of 
zÜh  bemndt*. 
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war  das  Outachten  dieses  hohen  Rathes  erfordert,  wenn  Ansuchen  am 
Auslieferung  von  fremden  Regierungen  gestellt  wurden.  Ausserdem 
erfordert  der  noch  in  Kraft  stehende  Art.  833  des  Strafprosessver- 
fahrens  das  Gutachten  der  Anklagesektion  über  das  Ersuchen  um 
Auslieferung;  wenn  dieselbe  nicht  direkt  von  der  Regierung  be- 
willigt wird. 

Um  die  in  der  italienischen  Gesetzgebung  befindliche  Lücke 
auszufüllen,  wurde  am  15.  Oktober  1881  eine  ministerielle  Kommis- 
sion mit  dem  Auftrage  ernannt;  einen  Gesetzentwurf  über  die  Aus- 
liefenmg  auszuarbeiten.  Die  Kommission  erfüllte  diesen  Auftrag  im 
Jahre  1885.  Der  von  derselben  verÜMste  Gesetzentwurf  kam  aber 
nicht  zur  Diskussion  vor  dem  gesetzgebenden  Körper. 

VL    Dcts  von  der  Kommission  des  italienischen  Oesetxentumrfs 
aber  die  Altslieferung  vorgeschlagene  System. 

Die  vorherrschende  Idee,  von  welcher  die  Verfasser  des  italieni- 
schen Gesetzentvrurfs  über  die  Auslieferung  geleitet  wurden,  war  die- 
selbe, welche  der  Meinung  des  Ministers  des  Aeussem  zu  Grunde  lag, 
als  er  die  Initiative  zur  Schaffung  eines  organischen  Gesetzes  über  die 
Auslieferung  ergriff.  An  die  Stelle  des  Systems,  nach  welchem  Alles 
der  Willkür  und  der  Verantwortlichkeit  der  vollziehenden  Gewalt  über- 
lassen war,  sollte  ein  System  mit  sicheren  Regeln,  mit  beschützenden 
Formen,  mit  gerichtlichen  Garantien  treten.  Dieses  System  sollte  den 
Angeklagten  die  höchste  Sicherheit  gewähren  und  gleichzeitig  auch  die 
Verantwortlichkeit  der  Regierung  auf  das  mindeste  Mass  einschränken. 
Das  Auslieferungsverfahren  sollte  von  einem  Verwaltungsinstitut  zu 
einem  wesentlich  gerichtlichen  Institut  umgewandelt  werden.'*) 

Bei  der  Ausführung  dieses  Grundsatzes  konnte  die  Kommission 
zwischen  zwei  Systemen  wählen :  entweder  sich  nach  jenem  in  England 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  bestehenden  Systeme  richten 
oder  jenes  wählen,  welches  in  Belgien  und  in  Holland  beobachtet 
wird.  Die  Kommission  gab  einstimmig  den  Vorzug  dem  englisch- 
amerikanischen  System  in  jenem  Sinne,  dass  dem  Ansspruche  des 
Richters  die  Kraft  und  Autorität  eines  Urtbeils  zukomme,  wenn  der- 
selbe gegen  die  Auslieferung  entscheidet.  Art.  14  des  Entwurfs 
lautet:  „Wenn  die  Entscheidung  der  Anklagesektion  gegen  die  Zu- 
lässigkeit  des  Auslieferungsansuchens  ist,  so  findet  die  Auslieferung 
nicht  statt,  vorbehaltlich  des  Rekurses  an  den  Kassationshof.  Das 
englisch-amerikanische  System  wurde  in  beschränkter  Weise  in 
einem  speziellen  Falle  eingeführt,  das  heisst  in  jenem,  wo  das  An- 
suchen  sich  auf  einen  einfachen  Haftbefehl  stützte.  Bezüglich  der  Frage, 
ob  man  in    solchem  Fall    die  Anzeichen    der  Schuld    annehmen    solle 

4)  Siehe  das  Rundschreiben  des  Ministers  des  Aeussem  (Mancini) 
an  die  Mitglieder  der  Rommission,  ebenso  die  auf  die  Verfassung  des 
Gresetzentwnrfs  über  die  Auslieferung  bezüglichen  Dokumente,  welche  zu 
Rom  im  Jahre  1885  durch  Fürsorge  des  Ministers  des  Aeussem  veröffent- 
licht wurden. 
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oder  nicht^  wurde  der  Mittelweg  angenommen;  es  solle  keine  absolute 
Begel  festgesetzt;  wohl  aber  dem  vorsichtigen  Ermessen  des  Richters 
der  Auslieferung  überlassen  werden^  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen^ 
ob  und  welche  Aufklärungen  vom    fremden  Eichter  einzuholen  wären. 

VIL   Vorschriften  des  italienischen  Oesetxentvmrfs  über  das 

Auslieferungsverfahren, 

Im  italienischen  Entwurf  sind  einige  Bestimmungen  aufgenommen 
worden ;  welche  den  Gang  des  Prozessverfahrens  betreffen.  In  den 
normalen  Fällen  ist  der  erste  Akt  dieses  Verfahrens  das  Gresuch  um 
Auslieferung^  welches  die  fremde  Regierung  im  diplomatischen  Wege^ 
mit  den  nöthigen  Dokumenten  begleitet  ^  der  italienischen  Regierung 
vorlegt.  Dabei  ist  vorgeschrieben  ^  dass  das  Ansliefenmgsgesuch  im 
diplomatischen  Wege  gemacht  und  mit  einem  Urtheil  oder  der  Anklage, 
oder  mit  einem  gerichtlichen  Beschluss,  welcher  den  Angeklagten  vor 
das  peinliche  Gericht  ladet ,  oder  mit  einem  Yerhaftbefehl  oder  einem 
anderen  gleichgeltenden  Akt  der  Gerichtsbehörde  begleitet  sein  muss; 
in  welchem  die  Natur  und  der  Umfang  des  Thatbestandes  angegeben 
sein  sollen^  welcher  den  Anlass  zimi  Ansuchen  gab. 

Die  Dokumente  müssen  in  Originalen  oder  beglaubigter  Abschrift 
vorgelegt  werden.  Auch  muss  denselben  immer  eine  Abschrift  des 
Textes  des  Strafgesetzes  beigeschlossen  werden  ^  welcher  auf  das  be- 
zügliche Verbrechen  anwendbar  ist  (Art.  11).  Der  Minister  des 
Aenssern  sendet  nach  erfolgter  Vergewisserung  von  der  Ordnungs- 
mässigkeit  des  Gesuchs  dasselbe  und  die  Dokumente  dem  Justiz- 
minister, welcher  sie  nach  vorhergegangener  Untersuchung  dem  Ober- 
staatsanwalt des  Appellationshofes,  in  dessen  Bezirk  der  Fremde  sich 
befindet,  zusendet  (Art.  12).  Der  Zweck  dieser  doppelten  vorläufigen 
Untersuchung  ist,  zu  sehen,  ob  die  Papiere  in  Ordnung  sind,  ob  das 
Gesuch  nicht  mangelhaft  sei,  ob  nicht  veranlasst  sei,  zur  Vermeidung 
künftiger  Anstösse  und  Zeitverluste,  andere  Aufklärungsdokumente  von 
der  ansuchenden  Regierung  zu  fordern.  Auch  ist  diese  erste  Unter- 
suchung deshalb  unumgänglich,  weil  nicht  immer  der  Verhaftbefehl 
des  Angeklagten  von  der  Gerichtsbehörde  ausgeht,  sondern  auch 
manchmal  von  der  Zentralregierung  verordnet  werden  kann,  bevor  der 
Oberstaatsanwalt  die  Papiere  erhalten  und  geprüft  hat. 

VIIL  Das  italienische  Vertragsrecht. 

Das  Wiederuntersuchungssjstem  ist  in  einigen  Verträgen  auf- 
genommen worden,  welche  vom  Königreiche  Italien  mit  anderen 
fremden  Staaten  abgeschlossen  wurden,  das  heisst  mit  jenen  Staaten, 
wo  dieses  System  die  innere  Gesetzgebung  bildet. 

Alle    Auslieferungsverträge   des    Königreichs  Italien^)    (mit  Aus- 

5)  Die  Aufzählung  der  Auslieferungsverträge  s.  in  Bd.  I  dieser  Zeit- 
Bchrirt  S.  444  in  der  Abhandlung  von  Travaglia,  Auslieferung  nach  den 
Verträgen  und  Gesetzen  des  Königreichs  Italien.    Anm.  d.  R. 
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nähme  jener  mit  Orossbritannien  und  Malta  und  jener  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  von  Mexiko)  bewiUigen  die  Aus- 
lieferung in  Folge  des  im  diplomatischen  Wege  gemachten  Ansuchens 
nach  der  Vorweisung  eines  verurtheilenden  Urtheils  oder  eines  Au- 
klageaktes;  oder  auch  (ausgenommen  der  Vertrag  mit  Brasilien)  eines 
einfachen  Verhaftbefehls^  wenn  solcher  nur  vom  kompetenten  Gericht 
ausgeht^  fordern  nur  jene  Beweise ;  welche  nöthig  sind,  die  per- 
sönliche Identität  des  zurückgeforderten  Individuums  sicher  zu  stellen^ 
und  stellen  dabei  im  Allgemeinen  gar  pichts  über  die  Einmbchnng 
der  Gerichtsbehörde  im  Ausliefenmgs verfahren  fest. 

In  der  Praxis  aber  ist  eine  solche  Einmischung^  obwohl  vom 
Gresetze  nicht  vorgeschrieben;  in  Italien  zugelassen;  so  wird  der  Fremde 
regelmässig  nicht  ausgeliefert;  bevor  er  von  dem  Lokalrichter  nicht 
verhört  worden  ist  und  derselbe  nicht  die  Dokumente  geprüft  und 
sein  Gutachten  über  die  Ordnungsmässigkeit  und  Zulässigkeit  des 
Auslieferungsgesuches  ausgesprochen  hat. 

Handelt  es  sich  aber  um  ein  Auslieferungsansuchen;  welches  von 
der  englischen  oder  malteser  Regierung  oder  von  jener  der  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  oder  von  der  Regierung  Mexikos  gestellt  wird,  so 
erstreckt  sich  die  Prüfung  des  Richters  (denn  die  bezüglichen  Ver- 
träge steUen  es  so  fest)  auf  die  Werthschätzung  der  Beweise  der 
Schuld;  um  zu  seheu;  ob  dieselben  der  Art  seieu;  welche  eine  Prozess- 
eröfihung  rechtfertigen  würden ;  im  Falle  das  Verbrechen  in  Italien 
begangen  worden  wäre. 

IX.  D<is  System  des  in  Italien  in  Kraft  stehenden  Strafgesetz^ 

buckes. 

Am  30.  Juni  1889  wurde  in  Italien  das  neue  Stra%6setzbiich 
promulgirt;  welches  im  Jahre  1890  in  Kraft  trat. 

Dasselbe  hat  Über  die  Auslieferung  folgende  Bestimmung: 
„Art.  9.  Die  Auslieferung  des  Staatsbürgers  ist  nicht  zugelassen. 
Die  Auslieferung  des  Fremden  ist  unzulässig  wegen  politischer  Delikte 
oder  mit  solchen  im  Zusammenhang  stehender  Reate.  Die  Aus- 
lieferung des  Fremden  kann  nur  von  der  königlichen  Re- 
gierung angeboten  und  genehmigt  werden  nach  vorher- 
gegangener entsprechender  Entscheidung  der  Gerichts- 
behörde des  OrtS;  wo  der  Fremde  sich  aufhält.  Dessenungeachtet 
kann  auf  Ansuchen  oder  Anbieten  der  Auslieferung  die  vorläufige 
Verhaftung  des  Fremden  angeordnet  werden.^ 

X.  Auslegung  der  Rechtsprechung. 

Als  der  Kassationshof  zu  Rom  berufen  war;  sich  über  die  recht- 
liche Natur  der  vorläufigen  Entscheidung  der  Gerichtsbehörde 
im  Auslieferungswesen  aiuszusprechen,  hat  er  es  nicht  begriffen;  welches 
die  wahre  Aufgabe  des  Richters  gegenüber  der  Handlung  der  anderen 
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öffentlichen  Behörden  in  Bezug  auf  das  in  Prüfdng  stehende  Institut 
seL  Der  Elassationshof  hat  bei  Gelegenheit  des  von  einem  gewissen 
Raja  Spiridione  vorgelegten  Rekurses  den  folgenden  Grundsatz  auf- 
gestellt: 

^Gegen  das  ürtheil  der  Anklagesektion  in  Landes- 
verweisungssachen wird  kein  Kassationsrekurs  gegeben.^ 

Wir  verweisen  des£alls  auf  den  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  11  S.  393 
von  uns  mitgetheilten  Kechtsfall. 

Wir  können  den  vom  Kassationshof  im  Urtheil  vom  2.  Februar 
1891  aufgestellten  Grundsatz  nicht  genehmigen.  Nach  unserer  Meinung 
ist  es  auch  in  Auslieferungssachen  zulässige  Rekurs  gegen  Urtheile 
der  Anklagesektion  einzulegen. 

um  dies  zu  begründen,  berufen  wir  uns  auf  die  Bestimmungen 
des  positiven  Rechts.  Art.  129  des  Gesetzes  vom  6.  Dezember  1869 
über  die  Gerichtsverfassung  stellt  als  Grundprinzip  folgende  Maxime 
fest:  n^^^  Kassationshof  ist  errichtet^  um  die  genaue  Be- 
obachtung des  Gesetzes  aufrecht  zu  halten.^  Das  Gresetz  vom 
6.  Dezember  1888  (Nr.  5825)  weist  der  Kassation  zu  Rom  die 
Pdifnng  aller  peinlichen  Sachen  im  Königreiche  zu.  Art.  2  dieses 
Gesetzes  theilt  die  peinliche  Sektion  des  Kassationshofes  zu  Rom  in 
zwei  Abtheilungen,  die  erste  urtheilt  über  Rekurse  gegen  die  Ur- 
theile der  Anklagesektionen  und  der  Schwurgerichte,  über 
Konflikte  der  Kompetenzjurisdiktion  der  peinlichen  Sek- 
tion und  der  Verweisung  der  Prozesse  an  ein  anderes  Ge- 
richt aus  Sicherheitsgründen;  die  zweite  urtheilt  über  alle  ande- 
ren Rekurse,  Geschäfte  und  Gesuche  in  peinlichen  Materien. 
Die  erste  Sektion  urtheilt  offenbar  über  alle  Rekurse,  welche  Über  die 
verschiedenen  Hypothesen  vorkommen  können  und  welche  im  Straf- 
gesetzverfahren inbegriffen  sind.  Jeder  andere  Rekurs,  jedes 
Geschäft  oder  Gesuch  in  peinlicher  Materie  gehört  der  zweiten 
Sektion  an. 

Wenn  man  also  die  beiden  Wirktmgskreise  betrachtet,  so  ist  der 
Rekurs  immer  zuljlssig. 

OriveUari  bemerkt  ganz  gut:  „Wenn  die  Kassation  gegen  die 
Beschlüsse  der  Anklagesektion  in  Ausliefenmgssachen  keine  Stütze  im 
ritualen  Gesetzbuch  finden  könnte,  wäre  es  doch  erlaubt,  gegen  die- 
selben Rekurs  einzulegen,  da  es  sich  doch  immer  um  peinliche  Ma- 
terien handelt,  welcher  Rekurs,  um  genau  das  Gesetz  auf- 
recht zu  halten,  von  der  zweiten  Sektion  zu  entscheiden 
ist.  {H  eodice  penaie  per  ü  Begno  d'Italia  interpretato ,  B.  I  S.  555 
Nr.  419.) 

Also  das  Rekursrecht  ist  zulässig,  was  ausser  Zweifel  ist.  Wem 
steht  nun  das  Recht  zu^  zu  rekurriren?  Dem  Staatsanwalt  oder  auch 
dem  Angeklagten?     Wir  antworten:  beiden  steht  dieses  Recht  zu. 

In  der  That  muss  der  Staatsanwalt  die  genaue  Beobachtung 
des   Gesetzes   überwachen;    er    hat   das    Recht    der    direkten 
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Handlung,    um  das  Gesetz   der    öffentlichen  Ordnung   voll- 
ziehen und  beobachten  zu  lassen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  und  Ausübung  dieses  Rechts  steht 
es  dem  Staatsanwalt  zu,  Rekurse  an  den  Kassationshof  zu  richten. 
Das  nämliche  Recht  hat  auch  der  Angeklagte;  denn  nach  den  Grund- 
sätzen des  Prozessverfahreus  sind  Ankläger  und  Angeklagte  auf  gleiche 
Bedingungen  gesetzt.  Auch  wird  das  Gesetz  verletzt,  wenn  das 
Gesetz  die  Garantie  eines  Rechts  des  Individuums  festsetzt  und  nicht 
dann  nur,  wenn  es  sich  um  die  Gesetze  des  öffentlichen  Rechts, 
welche  das  Staatsrecht  angehen,  handelt. 

Der  einzige  Einwurf  gegen  unsere  Meinung  gründet  sich  auf  den 
in  Prüfung  stehenden  Thatbestand,  auf  den  Gegenstand  der  Ausliefe- 
rung. Das  ganze  Missverständniss  liegt  aber  darin^  dass  man  glaubt. 
es  sei  keine  Verletzung  des  Gesetzes,  wenn  die  Verletzung 
eines  internationalen  Vertrages  vorliegt. 

Wenn  also  z.  B.,  um  die  Wirksamkeit  eines  Vertrages  mit  einer 
fremden  Macht  zu  erweitem,  die  Anklagesektion  durch  fehlerhafte 
Auslegung  des  Gesetzes  ein  Verbrechen  aufnehmen  würde,  besüglich 
dessen  Zweifel  besteht,  dass  es  inbegriffen  sei,  um  den  Angeklagten 
als  Ausländer  zu  erklären,  während  dieselbe  glaubt,  derselbe  habe  mit 
Dokumenten  bewiesen,  dass  er  ein  Staatsbürger  sei,  so  sollte  in  diesem 
Falle  dem  Angeklagten  die  Vermittelung  des  Kassationshofes  gestattet 
sein.  Und  eben  deshalb^  weil  der  Kassationshof  errichtet  ist,  um  die 
genaue  Beobachtung  des  Gesetzes  aufrecht  zu  halten:  und  wenn  der 
Angeklagte  glaubt,  dass  die  Gesetze  zu  seinem  Nachtheil  verletzt 
worden  sind,  muss  man  ihm  das  Recht  zugestehen,  zu  rekurriren. 

Die  Juristen,  welche  das  Sjstem  des  Rekurses  gegen  die  Ent- 
scheidung der  Anklagesektion  bekämpfen,  bedienen  sich  anderex  Motive; 
sie  sagen,  dass  eine  derartige  Entscheidung  kein  wahres  Drtheil,  viel- 
mehr ein  Gutachten  sei.  Ihr  Hauptgnmd  besteht  in  folgender  Schluss- 
folgerung:  entweder  nimmt  man  die  Kassation  mit  Verweisung  an 
eine  andere  Anklagesektion  an,  damit  dieselbe  wieder  über  den  Sach- 
verhalt des  Prozesses  urtheile,  oder  ohne  Verweisung.  Lässt  man 
ohne  Verweisung  die  Kassation  zu,  so  wird  der  Kassationshof  berufen, 
Kenntniss  der  Werthschätzung  zu  nehmen  und  den  Thatbestand  selbst 
zu  entscheiden,  in  welchem  Falle  man  denselben  zu  einem  Appella- 
tionshof umwandelt  und  seine  Institution  verfälscht;  wenn  man  aber 
die  Verweisung  zulässt,  so  wird  die  Sache  noch  schlimmer,  denn  man 
wird  den  Streit  von  Anfang  aufnehmen  müssen  und  das  Prozessverfahren 
würde  sich  ins  Unendliche  ziehen,  obgleich  man  die  kürzeste  Frist 
dem  höchsten  Gerichtshofe  auferlegt,  und  es  könnte  sich  ereignen, 
dass  derselbe,  da  er  souverän  und  fehlerfrei  ist,  sich  nicht  verpflichtet 
fühlte,  sie  zu  beobachten. 

Sie  fügen  noch  hinzu,  dass,  wenn  eine  so  achtbare  Gerichtsstelle 
wie  der  Kassationshof  sich  zu  Gunsten  des  Auslieferungsantrages  aus- 
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sprechen  wtirde;  schwerlicli  die  Regierung  noch  die  Macht  haben  könnte^ 
sich  in  entgegengesetstem  Sinne  anszasprechen. 

Aber  die  Einwürfe  werden  dadurch  beseitigt;  dass  man  gewiss 
der  Entscheidung  der  Anklagesektion  nicht  den  Karakter  eines  Urtheils 
leugnen  kanu;  sofern  es  wider  die  Auslieferung  ist. 

Es  ist  dann  aber  nicht  wahr,  dass,  wenn  man  ohne  Verweisung 
die  Kassation  zulässt,  der  Karakter  dieses  Institutes  verfälscht  wird; 
weil  vor  Allem  dieser  üebelstand  grösstentheils  beseitigt  wird,  wofern 
der  Rekurs  nicht  zugelassen  wird  als  wegen  Verletzung  der  Formen 
der  Rechtsgrundsätze;  andererseits  aber  mangelt  es  nicht  an  Beispielen 
anderer  FitHo;  in  welchen  die  italienische  Gesetzgebung  ausnahmsweise 
die  Kompetenz  des  Kassationshofes  zugibt;  um  Über  den  Werth  des 
Streites  endgültig  zu  urtheilen  und  ohne  Verweisung.  Auch  ist  es 
nicht  richtig;  dass  die  Frist  ungestrafterweise  übergangen  werden  kann, 
indem  auch  dann  für  andere  Geschäfte  vor  dem  Kassationshof  die 
nämliche  Gefahr  wäre;  was  ganz  und  gar  nicht  der  Fall  ist. 

Sollte  sich  die  Regierung  gegenüber  einem  Ausspruche  des  Kassa- 
tionshofes minder  frei  föhleu;  so  ist  das  eine  WohlÄat  und  nicht  ein 
Uebel;  da  es  wohl  nicht  wünschenswerth  ist;  dass  die  Regierung  ohne 
sehr  wichtige  Gründe  in  einem  Sinne  entscheide;  welcher  das  Gegen- 
theil  der  Kassationshofentscheidung  ist;  die  Regierung  erreicht  dadurch 
aber  den  Vortheil;  dass  sie  sich  sehr  firei  fühlen  wird;  umso  mehr, 
wenn  sie  entschlossen  ist;  sich  nach  dem  Ausspruche  der  Gerichts- 
stelle zu  richten;  wobei  sie  sich  durch  das  ürtheil  des  Kassationshofes 
decken  kann. 

Die  Juristen,  welche  dem  System  des  Rekurses  in  Kassation 
feindselig  sind;  befinden;  man  soll  nicht  die  Garantien  übertreiben 
und  sich  so  misstrauisch  gegen  die  fremde  Gerechtigkeit  zeigen;  da 
man  zu  der  fremden  Regierung  das  Vertrauen  gehabt  habe,  eine  Aus- 
lieferungskonvention abzuschliessen.  Dieser  Einwurf  aber  ist  nicht 
stichhaltig.  Gewiss  Übertreibt  man  nicht  die  Garantien;  sondern  man 
nimmt  einfach  die  Folgen  des  Grundsatzes  &u,  dass  die  Auslieferung 
nicht  mehr  ein  Verwaltungsinstitut  ist;  es  ist  vielmehr  gericht- 
liches Institut  geworden. 

Endlich  ist  jener  Einwurf  ohne  Ernst  bedacht;  dass  man  mit 
dem  Rekurssystem  Misstrauen  gegen  die  fremde  Obrigkeit  zeigt.  Mit 
diesem  System  hat  man  sicherlich  nicht  das  Vorhaben;  die  Handlungen 
des  ausländischen  Tribunals  zur  Rechenschaft  zu  ziehen;  sondern  das 
BedürfnisS;  die  Handlung  der  nationalen  Richter  zu  überwachen  und 
um  zu  verhindern;  dass  ihre  Fehler  in  einem  so  wichtigen  Geschäfte 
unausbesserlich  seien. 

Wegen  dieser  Betrachtungen  erachten  wir  vom  Gesichtspunkte 
der  Wissenschaft  auS;  dass  es  wohl  Recht  ist;  dass  man  den  Rekurs 
in  Kassation  gegen  einen  Ausspruch  der  Anklagesektion  zulässt.  Und 
wir  billigen  daher  den  Gesetzentwurf  über  die  Landesverweisung  (1885), 
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wo   man   auadrUcklich   sagt^    rg6gen   die  Entscheidimg    der  Anklage- 
sektion wird  man  im  Kassationshof  reknrriren  können^  (Art.  10). 

XL  Nothwendigkeit  der  Einführung   des  Systems  der  Wieder- 

Untersuchung  des  Proxesses» 

Während  wir  unsere  Betrachtungen  über  die  Anordnung  der  ver- 
schiedenen Staatsbehörden  in  Auslieferungssachen  beschliessen^  sagen 
wir  ganz  offen,  dass  wir  das  Sjstem^  welches  die  W i oder unt er- 
suchung des  Prozesses  einführt,  als  das  richtigste  anerkennen.  Der 
Fremde^  dessen  Auslieferung  nachgesucht  wird^  ist  Gast  des  ersuchten 
Staates;  diesem  Fremden  mnss^  so  lange  er  in  dieser  Lage  bleibt,  der 
angesuchte  Staat  den  nämlichen  Schutz  gewähren,  welchen  er  den 
eigenen  Staatsangehörigen  bewilligt.  Der  besagte  Staat  kann  sich 
Dicht  die  Gewalt  zueignen,  den  Fremden  seiner  Freiheit  zu  berauben, 
als  nur  wegen  dessen  Verschulden,  worüber  nach  der  Ueberzeugong 
des  ersuchten  Staates  ein  Beweis  oder  wenigstens  ein  hinlänglicher 
Verdacht  besteht.  Diesen  Fremden  nun  in  Beschlag  zu  nehmen,  weil 
ein  fremder  Staat  mit  dem  Auslieferungsantrage  sagt^  ,,yerhaftet 
ihn'',  ist  ein  blinder  Gehorsam,  den  Willen  einer  fremden  Macht  zu 
vollziehen^  welcher  eine  automatische  Handlung  ist,  die  nicht  einem 
vernünftigen  Wesen,  noch  einem  unabhängigen  und  selbständigen 
Staate  zugeschrieben  werden  kann.  Dieses  Verhältniss  erlangt  umso 
grössere  Wichtigkeit,  insofern  es  sich  um  eine  Auslieferung  handelt, 
bevor  der  Prozess  eingeleitet  worden  ist,  und  dieselbe  nur  auf  Grand 
eines  Verhaftbefehls  nachgesucht  wird,  oder  wenn  dieses  Ansuchen  von 
einem  Staate  herkommt^  dessen  Gerichtsordnung  wenig  Vertrauen  ein- 
flösst.  Dabei  ist  aber  nicht  davon  auszugehen,  dass  der  ersuckte 
Staat  die  ürtheile  oder  die  Akten  eines  fremden  Staates  zu  zensuriren 
sich  anmasste,  sondern  es  handelt  sich  nur  darum,  dass  der  ersuchte 
Staat  seine  Mitwirkung  zum  Vollzug  derselben  entzieht.  Auch  iat 
hiebei  nicht  anzunehmen,  dass  dadurch  die  Würde  des  fremden  Staates 
verletzt;  die  Souveränität  desselben  beleidigt  wird.  Es  ist  unstreitbar^ 
dass  der  ersuchte  Staat  weit  davon  ist,  die  Souveränität  des  fremden 
Staates  beleidigt  zu  glauben,  wenn  er  nachsehen  will,  ob  die  inkrimi- 
nirte  That,  welche  von  einer  gewissen  Strafe  des  Gesetzes  betroffen 
wird  und  bezüglich  welcher  die  Behörde  des  fremden  Staates  eine 
Schuld  des  Verfolgten  feststellt,  einer  gleichen  Strafe  durch  das 
Nation algesetz  unterworfen  ist;  ebenso  ist  auch  dann  jede  Beleidigung 
ausgeschlossen,  wenn  er  die  Zeugenaussagen  und  den  Verdacht  prüfim 
will,  wofür  der  Thatbestand  selbst  der  fremden  Behörde  genügend  be- 
wiesen erschien.  Es  kann  in  diesem  Falle  auch  nicht  die  Bede  davon 
sein,  dass  man  versuche,  den  Prozess  umzuarbeiten.  Wahrlich  handelt 
es  sich  hier  nur  um  die  Kenntnissnahme  von  dem  Resultate  des  von  der 
fremden  Behörde  schon  vollzogenen  Prozesses,  um  sich  zu  überzeugen, 
ob  der  Verdacht  des  Verschuldens  genügend  begründet  erscheint. 

In  praktischer  BQnsicht  wird    wohl    die   Einführung  des  Systems 
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der  Wieder  Untersuchung  zu  keinem  Bedenken  wegen  etwa  entstehen- 
der Schwierigkeiten  und  Verwickelungen  Veranlassung  geben,  weil 
das  in  Bede  stehende  Sjstem  schon  seit  langen  Jahren  in  England 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  praktisch  eingeführt  ist,  und  dasselbe 
wurde  auch  in  der  Konvention  aufgenommen,  welche  Italien  imd  an- 
dere Staaten  des  Kontinents  mit  den  benannten  zwei  Mächten  ab- 
geschlossen, ohne  dass  dabei  die  vorhergesehenen  und  befürchteten 
üebelstände  sich  fühlbar  machten« 

Was  aber  die  angegebene  Abhülfe  anbelangt,  von  dem  Rechte 
der  Verweigerung  der  Auslieferung  auch  nach  der  Gestattimg  derselben 
durch  das  Gericht  Gebrauch  zu  machen,  könnte  man  wohl  sagen,  dass 
dieselbe  auch  das  Richtige  nicht  trifft;  denn  ein  Auslieferungsbegehren 
als  nicht  genügend  gerechtfertigtes  zurückzuweisen,  nachdem  die  kom- 
petente  richterliche  Behörde  dasselbe  als  zulässig  erklärt  hat,  wäre 
eine  Handlung,  welche  der  fremde  Staat  als  beleidigend  und  fehlerhaft 
aufzufassen  berechtigt  wäre. 

Wir  erachten  daher  ob  solcher  sich  verflechtender  Gründe,  dass 
es  zweckmässig  wäre,  das  System  der  Wiederuntersuchung  des 
Proaesses  einzuführen.*) 


6)  Anm.  d.  Red.  Wir  können  durch  die  Ausführungen  des  Herrn  Ver- 
fassers von  der  Nothwendigkeit  oder  auch  nur  der  Zweckmässigkeit  der  Ein- 
führung des  englisch-amerikanischen  Systems  uns  nicht  fiberzeugt  halten, 
so  sehr  wir  im  Uebrigen  der  Betheiligung  der  Gerichte  des  ersuchten 
Staates  bei  dem  Ansliefemngsverfahren  das  Wort  reden  müssen.  Lammaseh 
hat  in  seinem  vorzüglichen  Werke:  „Auslieferungspflicbt  und  Asylrecht** 
auf  S.  554  fr.  bei  Besprechung  des  englisch -amerikanischen  Systems  mit 
Recht  darauf  hingewiesen ,  dass  das  englisch-amerikanische  Verfahren  dem 
Grundgedanken  der  Auslieferung  widersprechei  da  die  Auslieferung  gerade 
jener  Gefahr  für  die  Gerechtigkeit  vorbeugen  sone,  welche  darin  liege,  daas 
über  die  gegen  den  Flüchtling  erhobene  Beschuldigung  im  Zufluchtsstaate 
auf  Grund  von  in  einem  anderen  Lande  aufgenommenen  Zengenprotokollen 
entschieden  werde,  während  die  Auslieferung  an  Stelle  des  Ihrotokollar- 
verfahrens  im  Zufluchtsstaate  das  unmittelbar  unter  Abhörung  der  Zeugen 
vor  dem  erkennenden  Richter  durchgeführte  Verfahren  im  Staate  desThat- 
ortes  treten  lassen  soll.  Auch  setzt  die  gegenseitige  Gewährung  der  Aus- 
lieferung immerhin  ein  gewisses  Mass  von  Vertrauen  in  die  gerichtlichen 
Institutionen  des  anderen  Staates  voraus.  Nur  für  solche  Fälle,  in  welchen 
die  requirirte  Person  in  der  Lage  ist,  ohne  erst  auf  langwierige  Beweis- 
erhebungen antragen  zu  müssen,  sofort  den  sie  betreffenden  Verdacht  zu 
beheben^  erschien  es  wttnschenswerth ,  eine  solche  Rechtfertigung  schon 
in  dem  um  die  Auslieferung  ersuchten  Staate  zuzulassen.  Lammasch, 
empfiehlt  deshalb,  in  die  Auslieferungsverträge  die  Bestimmung  aufzu- 
nehmen, dass  die  Auslieferung  verweigert  werden  könne,  wenn  der  Ver- 
folgte bei  seiner  Vernehmung  durch  die  kompetente  Behörde  des  ersuchten 
Staates  auf  Grund  der  dieser  vorliegenden  Beweise  oder  der  von  ihm  ohne 
Verzug  vorgelegten  Beweise  die  Grundlosigkeit  der  gegen  ihn  erhobenen 
konkreten  Beschuldigung  darthut. 
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Reclitsprecliung. 


Deutschland. 

A.  Bürgerliohee  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Nach   badischem  Landrecht  ist  der  Anspruch-  auf  Anerkennung 
unehelicher  Vaterschafl  zu  beurtheilen  nach  dem  Rechte  des  StacUs, 
welchem  der  als   Vater  Belangte  zur  Zeit  der  Oeburt  des  klagen- 
den Kindes  angehört,  L.R,  8,  3  Abs.  3,  340a. 

Unheil  des  Beichsgerichts,  IL  Zivilsenat,  vom  23.  Februar  1892 
(Zeitschrift  für  französ.  Zivilrecht  Bd.  23  S.  421  ff.)- 

Am  11.  Mttrz  1888  hat  die  ledige  Anna  Augnsta  H.  in  ihrer 
Heimath  zu  Johann-Oeorgenstadt  (Königr.  Sachsen)  die  Augusta  Martha 
H.  geboren;  welche  als  Klägerin  auftritt  Der  Beklagte,  badiscfao- 
Staatsangehöriger,  jetzt  in  Karlsruhe  sich  aufhaltend,  stand  im  Jahre 
1887  in  Johann-Georgenstadt  in  Arbeit  und  hat  dort  in  der  gesetz- 
lich unterstellbaren  Zeit  der  Empfftngniss  mit  der  Anna  Augusta  H. 
den  Beischlaf  vollzogen. 

Der  auf  Anerkennung  der  Klägerin  als  Kind  des  Beklagten,  so- 
wie die  Leistung  eines  Beitrages  zur  Erziehung  und  EmShrung  der 
Klägerin  vom  Tage  der  Geburt  derselben  an  gerichteten  Klage  wurde 
in  I.  und  IL  Instanz  stattgegeben.  Die  Revision  des  Beklagten  gegen 
die  Entscheidung  des  Berufungsgerichts  wurde  in  der  Hauptsache  vom 
Reichsgericht  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen:  Der  Vertreter  des  Revisionsklägers  hat 
den  Angriff  erhoben,  es  habe  das  seine  Entscheidung  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  Landgericht  auf  den  badischen  Landrechtssatz  340  a 
stützende  Oberlaudesgericht  mit  Unrecht  das  badische  Gesetz  auf 
den  gegen  den  Beklagten  geltend  gemachten  Anspruch,  soweit  er  auf 
die  betreffende  Gesetzesstelle  gebaut  wurde,  für  massgebend  erachtet. 
Dieser  Angriff  ist  nicht  gerechtfertigt. 

1)  Der  badische  Richter  hat  bei  einem  ihm  zur  Aburtheilung 
unterbreiteten  Klaganspruch  zuvörderst  die  Vorfrage,  welches  Gre- 
setz  bei  einer  etwaigen  s.  g.  Kollision  der  möglicherweise  in 
Betracht  kommenden  Gesetze  verschiedener  Staaten  bezüglich  der  ma- 
teriellen Begründetheit  des  Anspruchs  massgebend  sei,  nach  dem  b  a  d  i  - 
sehen  Gesetze  za  entscheiden  und  daher  zunächst  zu  erforschen,  welche 
Bestimmungen  das  badische  Gesetz,  sei  es  in  ausdrücklichen  oder 
sonst  aus  dem  badischen  Gesetz  sich  ergebenden  Normen  bezüglich 
einer  s.  g.  Kollision  der  Gesetze  habe,  imd  welches  örtliche  Recht 
zufolge  dieser  Normen  auf  den  konkreten  Anspruch   anzuwenden   sei. 
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Ausdrückliche Bestin^^niungen  bezüglich  einer s.  g. Kollision  der  Gre- 
setze  enthält  das  badische  Recht  unter  Anderem  in  Landrechtssatz  3,  und 
ist  es  fiir  den  jetzt  vorliegenden  Fall  namentlich  von  Bedeutung,  ob 
und  in  welcher  Weise  die  Bestimmung  des  dritten  Absatzes  des  Land- 
rechtssatzes 3,  besagend,  ,^die  Gesetze,  welche  den  Zustand  und  die 
Rechtsfähigkeit  der  Personen  bestimmen,  erstrecken  sich  auf  die  In- 
länder selbst  alsdann,  wenn  sie  im  Auslande  sich  aufhalten^,  ftir  den- 
selben massgebend  ist.  Zn  diesem  Behufe  ist  zu  untersuchen,  welchen 
rechtlichen  Karakter  der  bei  dem  badischen  Richter  gegen  den  Be- 
klagten mit  der  Klage  geltend  gemachte  Anspruch  hat.  Die  Klage 
begehrt  nun  gegen  den  Beklagten  einen  Ausspruch  dahin,  dass  dieser 
das  klagende  uneheliche  Kind  als  sein  (nämlich  natürliches)  Kind 
anzuerkennen  habe;  das  klagende  Kind  will  diesen  Ausspruch  nicht 
etwa  als  eine  blosse  theoretische  Einleitungsformel  für  den  weiteren 
Anspruch  auf  einen  Geldbeitrag  zur  Erziehung  und  Ernährung  des 
klagenden  Kindes,  sondern  als  einen  prinzipalen  Ausspruch  und 
will  diesen  Ausspruch  zugleich  als  Grundlage^  um  auf  die  Eigen- 
schaft des  Beklagten  als  (unehelichen)  Vaters  den  weiter  gegen 
den  Beklagten  geltend  gemachten  Anspruch  auf  einen  Geldbeitrag  zur 
Erziehung  und  Ernährung  des  Kindes  zu  stützen.  Gebaut  ist  der 
Anspruch  nicht  etwa  auf  die  blosse  Thatsache  des  Beischlafs  des  Be- 
klagten mit  der  Mutter  des  Kindes,  sondern  darauf,  dass  der  Beklagte 
der  wirkliche  Erzeuger  des  Kindes  sei,  und  die  Zulässigkeit 
der  Feststellung  dieser  Thatsache  wird  auf  einen  Vorgang  im  Sinne 
des  Landrechtssatzes  340  a  gestützt.  Mit  der  gegen,  den  Beklagten  er- 
hobenen Klage  wird  daher  von  dem  klagenden  Kind  der  Eintritt  in 
die  Familie  des  Beklagten,  die  rechtliche  Eigenschaft  des  Beklagten 
als  Vater  des  klagenden  Kindes,  in  Anspruch  genommen.  Für  die 
familienrechtlichen  Verhältnisse  einer  Person  sind  aber  nach 
Landrechtssatz  3  Absatz  3  —  welcher  unter  dem  Worte  „Zustand^ 
(itcU  des  Code  civil)  insbesondere  auch  diese  begreift  —  die  Gresetze 
des  Staates  der  Staatsangehörigkeit  massgebend. 

2)  und  zwar  sind  für  den  vorliegenden  Anspruch  die  Gesetze 
des  Staates  der  Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  (sonach  des  ba- 
dischen Staates)  mit  der  Massgabe  entscheidend,  dass,  wenn  und  so- 
weit nach  ihnen  der  Anspruch  des  klagenden  Kindes  begründet  ist^ 
der  Anspruch  zuerkannt  werden  muss  unabhängig  davon,  ob  der 
Anspruch  auch  nach  den  Gesetzen  des  Staates  der  Staatsangehörigkeit 
des  klagenden  Kindes  (sonach  des  Königreichs  Sachsen)  begründet  wäre. 

Es  kann  hiebei  unerörtert  bleiben,  ob  und  inwieweit  im  Allge- 
meinen für  familienrechtliche  Beziehungen  eines  badischen  Staatsan- 
gehörigen zu  einem  Angehörigen  eines  anderen  Staates  neben  dem 
Gesetze  des  badischen  Staates  auch  Gesetze  eines  nichtbadischen  Staates 
und  zwar  selbst  mit  der  Wirkung  in  Betracht  kommen  können,  dass 
nach  Umständen  der  Betheiligte  die  Wahl  hat;  das  eine  oder  das 
andere  Gesetz  für  sich  anzurufen.     Es  genügt   fUr  den  jetzigen  Fall; 
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zu  entscheiden ;  ob  der  Beklagte  im  Vorwurf  igen  Fall  sich  ge- 
fallen lassen  mu88;  dass  auf  den  gegen  ihn  erhobenen  Anspruch  das 
badischeKecht  angewendet  werde.  Dies  ist  aber  zu  bejahen.  ZunXcliät 
liegt  es  schon  in  der  Natur  der  Sache,  dass,  wenn  es  sich  um  die 
Regelung  familienrechtlicher  Verhältnisse  zwischen  zwei  Personen 
als  Vater  und  Kind  handelt,  nicht  das  Personalstatut  des  Kindes, 
sondern  dasjenige  des  Vaters,  als  des  Hauptes  der  Familie  als 
massgebend  zu  erachten  ist ;  dies  trifft  aber,  soweit  es  sich  um  die  Re- 
gelung der  eben  bezeichneten  Verhältnisse  handelt,  auch  dann  zn, 
wenn  es  sich  um  den  Anspruch  des  Kindes  auf  den  Eintritt  in  die 
Familie  des  Vaters  nicht  mit  den  Rechten  eines  voll  berechtigten  Mit- 
glieds, sondern  nur  in  der  weniger  Rechte  gewährenden  Eigenschaft 
eines  unehelichen  ELindes  handelt  Im  vorwürfigeu  Fall  handelt  es 
sich  um  eine  Verpflichtung  des  Beklagten  auf  dem  eben  bezeich- 
neten familienrechtlichen  Gebiete,  nämlich  um  die  Verpflichtung 
des  Beklagten,  das  klagende  Kind  als  sein  Kind  anzuerkennen,  nnd 
um  die  aus  der  gerichtlich  auszusprechenden  Vaterschaft  des  Be- 
klagten sich  ergebende  Verbindlichkeit  desselben  zu  einem  geldlichen 
Beitrag  zur  Erziehung  und  Ernährung  des  Kindes.  Es  ist  aber  auf 
Grund  des  Landrechtssatzes  8  Abs.  3  mindestens  die  familienrechtliche 
Verpflichtung  des  Badeners  dem  badischen  Gesetze  und  zwar  in 
der  Weise  unterworfen,  dass  der  Badener  von  ihr  nicht  deshalb 
als  befreit  erachtet  werden  kann,  weil  derjenige,  welchem  gegenüber 
er  die  familienrechtliche  Verpflichtung  erfüllen  soll,  ein  Nicht-Badener 
ist,  beziehungsweise  das  (besetz  des  Staates  der  Staatsangehörigkeit 
des  letzteren  im  gleichen  Fall  eine  solche  Verpflichtung  nicht  auf- 
stellt. Das  badische  Recht  macht  weder  im  Allgemeinen,  noch  speziell 
im  Gebiete  des  Familienredbts  den  Eintritt  einer  Verpflichtung,  welche 
sonst  nach  badischem  Recht  ftlr  einen  Badener  aus  einer  gewissen 
Thatsache  entstünde,  von  dem  Umstände  abhängig,  dass  derjenige, 
welchem  die  Verpflichtimg  obläge,  ein  badischer  Staatsangehöriger  ist, 
oder  dass  das  Gesetz  des  Staates,  welchem  derjenige,  gegen  welchen 
die  Verpflichtung  obläge,  angehört,  bezüglich  der  seinem  Gesetze  Unter- 
worfenen aus  der  nämlichen  Thatsache  ebenfalls  jene  (nach  badischem 
Recht  erwachsende)  Verpflichtung  ausspräche. 

Ebenso  wenig  könnte  ftlr  einen  Wegfall  der  bezeichneten  Ver- 
pflichtung des  Badeners  der  Umstand  verwerthet  werden,  dass  auf 
Grund  des  Landrechtssatzes  3  Abs.  3  der  badische  Richter  sonstige 
familienrechtliche  Verhältnisse  des  als  berechtigt  Auftretenden  (des 
klagenden  Kindes)  nach  dem  Rechte  des  Staates  der  Staatsangehörig- 
keit desselben  (also  bezüglich  des  jetzt  als  berechtigt  auftretenden 
Kindes  nach  sächsischem  Rechte)  zu  beurtheüen  haben  würde.  Möchte 
nämlich  auch  der  badische  Richter  für  gewisse,  jetzt  nicht  einen  Gegen- 
stand des  Rechtsstreits  bildende,  familienrechtliche  Verhältnisse  des 
als  berechtigt  Auftretenden  (des  klagenden  Kindes),  insbesondere  für 
die   fEunilienrechtlichen  Beziehungen    zwischen   dem   klagenden  Kinde 
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and  der  nnehelieheii  Matter  desselben,  das  Gresetz  des  Staates  der 
Staatsangehörigkeit  des  als  berechtigt  Auftretenden  (des  klagenden 
Kindes)  anzuwenden  haben ^  so  folgt  doch  daraus  nicht,  dass  der  ba^ 
dische  Richter  auf  eine  familienrechtliche  Verpflichtung  eines  badischen 
Staatsangehörigen,  welche  der  badische  Richter  bei  Anwendung  des 
badischen  Gresetzes  anerkennen  mttsste,  nicht  dieses,  sondern  das 
fremde  Gesetz  anzuwenden  habe. 

3)  Was  den  f\ir  den  vorliegenden  Anspruch  entscheidenden 
Zeitpunkt  hinsichtlich  der  Staatsangehörigkeit  betrifft,  so  ist  die 
Staatsangehörigkeit  des  als  Vatw  in  Anspruch  Genommenen  zur  Zeit 
der  Geburt  des  Kindes  massgebend,  nicht  etwa  jene  im  Zeitpunkt 
der  Erzeugung.  Denn  wenn  auch  die  Erzeugung  eine  nothwendige 
Bedingung  der  Vaterschaft  bildet,  so  besteht  doch  die  Thatsache  und 
der  rechtliche  Begriff  der  Vaterschaft  erst  mit  dem  Augenblick  der 
Greburt  des  ELindes,  erst  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  in  An- 
sprach Genommene  durch  die  Geburt  eines  Kindes  in  Folge  der  von 
ihm  geschehenen  Zeugung  Vater  wird.  Andererseits  könnte  nicht 
etwa  dafür,  dass  es  hinsichtlich  der  Staatsangehörigkeit  des  als  Vater 
in  Anspruch  GFenommenen  auf  einen  der  Geburt  nachfolgenden 
21eitpunkt  ankomme,  der  Umstand  entscheidend  sein,  dass  die  als  ein 
Vorgang  im  Sinne  des  Landrechtssatzes  340  a  geltend  gemachte  brief- 
liche Aeusserung  des  Beklagten  erst  in  einem  der  Greburt  nachfolgen- 
den Zeitpunkt  erfolgt  ist.  Denn  jener  Vorgang  bildet  —  wie  auch  das 
Reichsgericht  schon  fiilher  ausgesprochen  hat  —  nicht  etwa  den  rechts- 
erzeugenden Akt  ftbr  den  gerichtlichen  Ausspruch  der  Vaterschaft, 
sondern  nur  eine  Voraussetzung  für  die  Zulässig  keit  der  Fest- 
stellung der  Vaterschaft. 

Uebrigens  war  anbestritten  der  als  Vater  in  Anspruch  genommene 
Beklagte  jederzeit  badischer  Staatsangehöriger. 

4)  Hit  der  bisherigen  Erörterung  steht  auch  nicht  etwa  in 
Widerspruch  das  Urtheil  des  Beichsgerichts,  11.  Zivilsenats,  vom 
15.  Dezember  1885  in  Sachen  T.  wider  J.  Bep.  II,  364/85  (abge- 
druckt in  den  Annalen  der  badischen  Gerichte  Bd.  52  S.  41ff.  und 
erwähnt  in  der  Abhandlung  in  dem  gleichen  Bande  S.  170  ff.),  von 
dessen  Ansicht  übrigens  auch  im  Fall  eines  solchen  Widerspruchs  der 
jetzt  erkennende,  nämliche  Zivilsenat  ohne  Verweisung  der  Sache 
vor  die  vereinigten  2iivilsenate  abweichen  könnte.  Wenn  in  jenem  Ur- 
theil unter  den  näher  in  demselben  angegebenen  inländischen  Be- 
ziehungen der  badische  Landrechtssatz  840  a  gegen  einen  Nicht-Badener 
für  anwendbar  erachtet  wurde,  so  wurde  damit  nicht  etwa  ausge- 
sprochen, dass  der  Inländer  (Badener)  nur  unter  den  gleichen  in- 
ländischen Beziehungen  dem  badischen  Gesetz  unterworfen  sei. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  ist  der  Ausspruch  der  Vaterschaft 
gerechtfertigt. 
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Zuständigkeit  der  Preussischen  Oerichte  zur  Bevormundung  in 
Preussen  wohnhafter  sächsischer  Staatsangehöriger.  Umfang  der 
dempreuss.  Oerichte  betreffs  der  Erziehung  eines  sächsischen  Kin- 
des zustehenden  Verfügungsgewalt.  Staatsvertrag  ztvischen  Sach- 
sen und  Preussen  vom  14.  Oktober (30.  November  1839  Art.  15. 

Hierüber  sprechen  sich  die  Oründe  eines  ürtheils  des  OberUndes- 
gerichtes  Dresden  vom  16.  Juni  1892;  O.  I  20/92  (Sachs.  Archiv 
für  bürgerl.  Eecht  und  Prozess  Bd.  2  8.  691  ff.)  folgendennassen  ans: 

In  der  noch  in  Geltung  stehenden  ^  «wischen  den  Königreichen 
Sachsen  und  Preussen  abgeschlossenen  ^Uebereinkunft  zur  Beförderung 
der  Rechtspflege"  vom  U.  Oktober/ SO.  November  1889  (vgl.  SSchs. 
Justizministerialblatt  vom  Jahre  1870;  8.  66)  ist  unter  Art.  15  be- 
stimmt, dass  die  Bestellung  der  Personalvormundschafl  für  Unmündige 
vor  die  Gerichte  des  Staates  gehöre,  in  welchem  die  zu  bevormundende 
Person  ihren  Wohnsitz  hat. 

Der  Wohnsitz  des  ehelichen  Vaters  der  Frida  Elsa  M.  ist  ein- 
Verstandenermassen  schon  seit  länger  als  der  Scheidung  der  Ehe  ihrer 
Eltern  Berlin.  Deshalb  hat  auch  Berlin  als  Wohnsitz  des  minder- 
jährigen Kindes  zu  gelten;  auch  wenn  dasselbe  bereits  seit  dem  1.  März 
1885  bei  dem  Beklagten  in  Dresden  sich  aufhielt.  Nach  der  Fest- 
setzung im  Staatsvertrage,  welche  übrigens  mit  den  Vorschriften  so- 
wohl in  §  22  der  k.  Sachs.  Verordnung,  das  Verfahren  in  nichtstrei- 
tigen Rechtssachen  betreffend,  vom  9.  Januar  1865  wie  mit  §  2  verb. 
§  6,  §  8  der  k.  preuss.  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875 
übereinstimmt,  war  daher  das  Amtsgericht  zu  Berlin  zur  Bestellung 
der  Personalvormundschaft  über  das  genannte  Kind  zuständig,  uner- 
heblich hiebei  wäre  es,  wenn  erst  später,  durch  die  nachmals  auf 
Grund  jener  Zuständigkeit  getroffenen,  die  väterliche  Grewalt  beschrän- 
kenden, bezw.  aufhebenden  Massregeln  des  Vormundschaftsgerichts  selbst 
etwa  der  Wohnsitz  des  Kindes  beeinflusst  worden  wäre. 

Die  Festsetzungen  in  dem  angezogenen  Staatsvertrage,  deren  An- 
wendbarkeit nach  dem  Gesagten  für  den  vorliegenden  Fall  gegeben 
ist,  sind  Theil  des  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Rechts  und 
schliessen  rücksichtlich  des  in  ihnen  behandelten  Gegenstandes  die 
Vorschriften  der  sonstigen  bürgerlichen  Gesetze  aus  (§  6  desB.G.B.). 
Wenn  hienach  die  Bestellung  des  persönlichen  Vormunds  ftir  die  Un- 
mündigen, welche  in  Preussen  ihren  Wohnsitz  haben,  den  sächsischen 
Gferichten  entzogen  und  ausschliesslich  den  preussischen  Gerichten 
übertragen  ist,  so  folgt  hieraus  von  selbst,  dass  letztere  nach  den 
Vorschriften  des  von  ihnen  anzuwendenden  Rechts  sowohl  darüber,  ob 
und  wann  die  Voraussetzungen  zur  Einleitung  einer  Vormundschaft 
vorliegen,  wie  darüber  zu  entscheiden  haben,  welche  Form  der  staat- 
lichen Fürsorge  innerhalb  des  von  der  Ablehnung  jeder  solchen  bis 
zur  Vormundschaft  im  engeren  Sinne,   als   der  weitesten  Ausdehnung 
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jener  Fürsorge  reichenden  Rahmens  und  mit  welchen  Wirkungen  die- 
selbe einzutreten  hat.  Zu  Folge  jener  Vereinbarung  über  die  Zustän- 
digkeit der  preussischen  Gerichte  sind  daher  zugleich  die  von  diesen 
Gerichten  zu  ergreifenden  Massregeln  und  das  gesammte,  der  Kompe- 
tenz des  preussischen  G^ichts  unterliegende  Rechtsverhältniss  dem 
preussischen  Rechte  unterstellt  worden  und  nach  demselben  zu  beur- 
theilen.  Zu  diesem  dem  preussischen  Vormundschaftsgerichte  zugewie- 
senen Gebiete  gehört  aber  im  vorliegenden  Falle  sowohl  die  Ueber- 
tragung  des  ausschliesslichen  Erziehungsrechts  auf  die  Mutter  (vgl. 
Allgem.  Landrecht;  a.  a.  0.,  §  92 ),  wie  die  Bestellung  eines  Pflegers 
für  das  Kind;  mithin  die  Regelung  des  Rechtsverhältnisses  der  Muttor 
zum  Vater  wie  zum  Vormunde  des  Kindes  mit  Bezug  auf  ihre^  der 
Mutter,  elterlichen  Rechte. 

Damit  fallen  die  Folgerungen ,  welche  das  angefochtene  Urtheil 
und  in  der  Berufungsinstanz  der  Beklagte  in  der  Annahme  der  An- 
wendbarkeit des  hierländischen  Rechts,  insbesondere  der  Vorschrift  in 
§  1749  des  B.G.B/s,  ziehen  zu  sollen  geglaubt  haben«  —  —  — 

Ist  hiernach  davon  auszugehen ,  dass  durch  gültige  gerichtliche 
Anordnung  die  Rechte  des  Vaters  rücksichtlich  der  Erziehung  seiner 
genannten  Tochter  beseitigt  sind,  womit  zugleich  die  Bezugnahme  des 
Beklagten  auf  die  vom  ersteren  in  dieser  Beziehung  getroffenen  Ver- 
fügungen sich  erledigt,  so  ist  femer  auch  nach  dem  preussischen  Rechte 
die  Frage  zu  beurtheilen,  inwieweit  der  Wille  des  dem  Kinde  in  Ge- 
mässheit  des  §  86  der  k.  preuss.  Vormimdschaftsordnung  vom  15.  Juli 
1875  verb.  §§  90,  91  des  Allgem.  Landrechts  Th.  II  Tit.  2  bestell- 
ten Pflegers  (vgl.  Dernburg,  das  Vormundschaftsrecht  der  Preuss. 
Monarchie,  §  99,  8.  411,  bei  und  in  Anm.  6),  entgegen  dem  der 
Mutter,  ftir  die  Entscheidung  des  vorliegenden  Streitfalles  in  Betracht 
kommen  könne. 

Welches  Recht  entscheidet  über  die  Verjährung  der  actio  venditi? 
(Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg.) 

Das  Amtsgericht  Hamburg,  Zivilabtheilung  VI,  hat  am  25.  Mai 
1892  i.  8.  Bauer  gegen  Köpke  (Aktenzeichen  VI,  1134/92)  die  Klage 
auf  Zahlung  einer  Waarenforderung  abgewiesen. 

Gründe:  Kläger,  welcher  Inhaber  einer  Zementfabrik  in  Porta 
(Westfalen)  ist,  hatte  im  Juni  1888  dem  damals  in  Peine  (Hannover) 
domizilirenden  Beklagten,  einem  Maurermeister,  Zement  mit  drei  Mo- 
nat Ziel  verkauft.  Der  Kläger  will  dem  Beklagten,  welcher  seit  Sep- 
tember 1891  sein  Domizil  nach  Hamburg  verlegt  hat,  alljährlich  seit 
1889  eine  Rechnung  zum  1.  Januar  zugeschickt  haben. 

Wenn  nun  Beklagter  sich  bei  dieser  Sachlage  auf  die  nach  han- 
noverschem Rechte  eingetretene  Veijährung  beruft  .  •  •,  so  muss  zu- 
nftchst  untersucht  werden,  ob  Überhaupt  dieses  Recht  zur   Anwendung 
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zu  bringen  ist.  Es  herrscht  jetzt  in  Deutschland  ^)  gXnzlich  unbe- 
stritten die  Ansicht,  dass  das  Institut  der  Verjährung  dem  ma- 
teriellen Bechte  angehört  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in 
Zirilsachen  Bd.  2  8.  13,  Bd.  7  S.  22,  Bd.  9  8.226;  v.  Bar,  Internzr 
tionales  Privatrecht,  11  8.  94 ;  Böhm,  Räumliche  Herrschaft  der  Rechts- 
nonnen, 8.  128).  Dem  entprechend  wird  Ton  der  herrschenden  Mei- 
nung gelehrt,  dass  die  Frage  der  YerjXhrung  einer  Forderung  nach 
demjenigen  Recht  zu  beurtheilen  sei,  welches  im  TJebrigen  für 
die  betreffende  Obligation  massgebend  ist  (Reichsgericht  Bd.  9 
8.  226.  Weitere  zahlreiche  Belege  s.  bei  v,  Bar  U  8.  95  und  Böhm 
8.  129).  Als  solches  massgebende  Recht  wird  von  der  Mehrzahl  das 
Recht  des  Erfüllungsorts,  von  Anderen  aber  auch  das  Recht  des  Ent- 
stehungsorts  der  Obligation  oder  das  Recht  des  Wohnsitzes  des  Schuld- 
ners angesehen  (s.  v.  Air  11  8.  95—102;  Böhm  8.  180—131)  ^i. 
Selbstverständlich  können  die  Parteien  vereinbaren,  welches  Recht  das 
massgebende  sein  soll  (Reichsgericht  Bd.  9  8.  227),  das  ist  aber 
hier  nicht  geschehen.  Es  liegen  auch  keine  konkreten  Anhalts- 
punkte vor,  nach  denen  richtiger  der  einen  oder  anderen  Ansicht  zu 
folgen  wäre.  Somit  bleibt  nichts  übrig,  als  die  Regel  des  Rechts  an- 
zuwenden. 

Nach  den  darüber  herrschenden  drei  Ansichten  könnten  entweder 
das  in  Porta  oder  das  in  Peme  oder  das  in  Hamburg  geltende  Recht 
entscheiden.  In  Porta  (West&len)  gilt  für  die  Frage  der  Verjäh- 
rung das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  (vgL  Demburg, 
Preussisches  Privatrecht,  Aufl.  4,  Bd.  1  8.  20 — 21),  wonach  die  Ver- 
jährungsfrist 30  Jahre  beträgt  (A.L.R.  I,  9  §  546).  Allerdings  gilt 
dort  auch  das  Preussische  Gresetz  vom  81.  März  1888  wegen  Ein- 
führung kürzerer  Veijährungsfiristen,  allein  dasselbe  findet  nach  sei- 
nem §  1  Nr.  1  Absatz  2  auf  einen  Fall  wie  den  vorliegenden  keine 
Anwendung  (vgl.  Demburg  a.  a.  0.  8.  420  bei  Note  7).  Dagegen 
gilt  in  Peine,  einer  Stadt  des  früheren  Fürstenthums  Hildesheim, 
welche  somit  zum  gemeinrechtlichen  Theil  des  früheren  Königreiches 
Hannover  gehört  (vgl.  Eudorff,  Hannoversches  Privatrecht,  1884,  S.  1 
Notel,  8.30),  das  Hannoversche  Gesetz  vom  22.  September  18  50, 
betreffend  die  Verjährung  persönlicher  Klagen  und  die  Einführung 
kurzer  Verjährungsfristen.  Nach  dessen  §  2  Nr.  1  verjähren  aber 
Forderungen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  in  2  Jahren,  welche 
Frist  nach  §  5  vom  letzten  Dezember  ab  nach  dem  Fälligkeitstage  §^ 
rechnet  wird.    Hienach  wäre  also  die  eingeklagte  Forderung  am  1.  Ja- 


1)  Umgekehrt  hat  in  England  die  Praxis  trotz  abweichender  Ansicht 
der  Schriftsteller  als  allgemein  anerkannten  Eechtssatz  statuirt,  dass  die 
Verjährung  lediglich  nach  der  lex  /on  beurtheilt  wird  (s.Dieey  in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  II  S.  133,  137).  Anm.  des  Einsenders. 

2)  Zahlreiche  Literaturnachweise,  namentlich  ausländischer  Schrift- 
steller, giebt  Dumercy  in  der  Bevue  ifUemationale  du  droit  maritime  t.  I 
p.  170—172,  Note.  Anm.  des  Einsenders. 
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niiar  1891  verjShrt  gewesen.  Wenn  nun  auch  nach  Hamburg! sehen 
Recht  diese  Forderung  als  eine  inter  absentes  erst  in  20  Jahren  ver- 
jähren würde  (Artikel  2  der  Statuten  von  1608  Buch  I  Titel  21); 
so  wird  dieses  Recht,  wenn  man  auch  das  des  Domizils  als  mass- 
gebend ansehen  wollte ,  im  vorliegenden  Falle  deshalb  keine  Anwen- 
dung finden  kOnnen,  weil  die  Forderung  schon,  als  Beklagter  sein  Do- 
mizil nach  Hamburg  verlegte,  nach  dem  Rechte  des  bis  dahin  gehabten 
Domizils  (Peine)  verjährt  war!  (Vgl,  v.  Bar  IL  8.  102,   103). 

Es  muss  daher  wegen  der  differirenden  Verjährungsfristen  des 
prenssischen  und  hannoverschen  Rechts  entschieden  werden,  ob 
dieses  oder  jenes  Anwendung  findet.  Wenn  Elläger  noch  behauptet 
hat,  dass  dem  Beklagten  alljährlich  eine  Rechnimg  geschickt  und  da- 
durch die  Verjährung  unterbrochen  sei,  so  ist  dies  irrig,  denn  wenn 
man  überhaupt  in  der  einfachen  Zusendung  einer  Rechnung  eine  ausser- 
gerichtliche  Mahnung  erblicken  dürfte,  so  unterbricht  doch  solche  we- 
der nach  prenssischem  Recht  (A.L.R.  I,  9  §  561;  Demburg  a.  a.  0. 
S.  411  bei  Note  15)  noch  nach  dem  insoweit  für  Peine  in  Betracht 
kommenden  gemeinen  Recht  (s.  Windscheid,  Pandekten  I  §  108  bei 
Note  5)  die  Verjährung. 

Man  wird  nim  aber  hier  immer,  einerlei  welcher  der  drei  oben 
gekennzeichneten  Theorien  man  sich  anschliesst,  zur  Anwendung  des 
hannoverschen  Rechts  gelangen.  In  dessen  Gebiet  hatte  Beklagter 
zur  2^it  der  Kontrahirung  und  Lieferung  sein  Domizil  und  dort- 
hin ist  die  Waare  geliefert.  Sowohl  nach  dem  Handelsgesetzbuch 
—  sofern  solches  in  Anwendung  zu  kommen  hat,  was  deshalb  nicht 
ganz  zweifellos  ist,  weil  Kläger  vielleicht  aus  selbstgewonnenem  Ma- 
terial produzirt  (vgl.  Reichsoberhandelsgericht  Bd.  9  S.  19,  Bd.  14  8. 117, 
Bd.  15  8.  237)  —  ist  Peine  Erfüllungsort  für  den  Bekli^^n  (H.6.B. 
Art  824,  825),  als  auch  nach  gemeinem  Recht,  denn  dort  hätte 
er  auf  Leistung  belangt  werden  können  (Windscheid  Bd.  2  §2S2). 
Ebenso  ist  auch  die  Verpflichtung  des  Beklagten  auf  Zahlung  dort 
entstanden,  denn  man  muss  annehmen,  dass  der  Vertrag  unter  Ab- 
wesenden geschlossen  ist.  Man  kann  dem  nicht  entgegenhalten,  dass 
das  Kau^schäft  nur  einen  Entstehungsort  haben  kann,  welcher  even- 
tuell Porta  sein  müsse,  denn  es  handelt  sich  eben  um  einen  zwei- 
seitigen Vertrag  (vgl.  Hans.  O.L.O.  i.  8.  Titzck  gegen  Bollmann; 
Hans.  Ger.Zeitg.  Hauptbl.  1889  Nr.  10  8.  28)  .  .  .  ^). 

Umfang  der  Veriragsp fliehten. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Miitelstein  in  Hamburg. 

Eduard  Weiss  hatte  in  Kempten  eine  Filiale  des  Klägers  6. 
Neidlinger  in  Hamburg  inne  und  hatte  sich  bei  einer  Konventional- 
strafe verpflichtet,  nach  Aufgabe  derselben  dem  Kläger  keine  Konkur- 

8)  8.  ferner  das  Urtheil  des  Reichsgerichts   vom  18.  Februar  1891  in 
dieser  Zeitschrift  Bd.  U  8.  369.  Anm.  des  Einsenders. 
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renz  zu  machen.  Die  Strafe  ist  spXter  gegen  ihn  in  Hamburg  ein- 
geklagt. Das  Hans.  Oberlandesgericht  Zivilsenat  III,  1 4.  Juli  1892 
(Aktenzeichen  Bf.  m  78/92)  sagt  in  den 

Gründen: 
„Richtig  gebt  das  Landgericht  davon  aus,  dass  der  vorliegende 
Rechtsstreit,  bei  dem  es  sich  um  den  Umfang  der  Vertragspflichtea 
des  Beklagten  bezw.  eine  vertragliche  Konsequenz  ihrer  Nichterfüllung 
handelt,  gemäss  den  geltenden  Grundsätzen  über  Statutenkollision  nach 
dem  in  Kempten,  wo  der  Beklagte  seine  Yertragspflichten  zu  erfüllen 
hatte,  als  dem  Sitze  der  Obligation  geltenden  Bajerischen  Landrechte 
zu  entscheiden  ist.  Nach  diesem  Recht  Theil  IV  Kap.  I  §  16  gelten 
aber,  wie  das  beklagtischerseits  angezogene  Ürtheil  des  Oberlandes- 
gerichts München  ergibt,  bezüglich  der  Frage  nach  der  Ungültigkeit 
der  Verträge  keine  anderen  Grundsätze  wie  nach  dem  gemeinen  Rechte 
(Windscheid  Bd.  2  §  314  Nr.  3).  .  .  ." 

Promissory  note,    Zinsen  nach  englischem  Recht  Z.P.O.  §  328. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg. 

In  Sachen  des  Kaufmanns  Drummond  in  London  gegen  Mertems 
hat  das  Hanseatische  Oberlandesgericht,  Zivilsenat  IE,  11.  Juni  1892 
(Aktenzeichen  Bf.  II  220/91)  ausgeführt: 

1)  „Nach  englischem  Rechte  verjährt  eine  einfEush  on  demand 
zahlbare  promissory  note  in  sechs  Jahren,  vom  Ausstellungstage  der 
Note  gerechnet  {Chitty  on  Biüs  of  Excha/nge  11.  Aufl.  S.  889;  Byles, 
a  TreaHse  on  Bills  of  Exchange,  13.  Aufl.  8.  347)*)"  .  .  . 

Der  Zinsfuss  beträgt  in  England  auch  bei  Wechseln  und  Noten 
mangels  anderweitiger  Vereinbarung  5®/^.  Da  im  vorliegenden  Falle 
in  der  Note  nicht  ausdrücklich  ein  Zinsversprechen  gegeben  ist,  beginnt 
der  Zinsenlauf  erst  on  demand,  mit  der  ersten  Zahlungsaufforderung . . . 
(GhiUy  a.  a.  0.  S.  436,  437;  Byles  a.  a.  0.  S.  310;  Borchardty  Samm- 
lung der  Wechsel-  und  Handelsgesetze  Bd.  1  S.  209).  Dagegen  kann 
nach  englischem  Recht  Compound  interest  (Zins  auf  Zins)  im  vorliegen- 
den Falle  nicht  verlangt  werden,  da  für  die  Annahme  einer  still- 
schweigenden Vereinbarung  solcher  Verzinsungsart  nichts  vorliegt. 
Chitty  a.  a.  0.  S.  437 ;  Spämg,  französisches  und  englisches  Handels- 
recht S.  362  Note  49)  .  .  . 

2)  Für  die  gemäss  der  Z.P.O.  §  328  im  Ausland  erfolgte  Be- 
weisaufnahme ist  eine  rechtzeitige  Benachrichtigong  der  Parteien  als 
Voraussetzung  der  Benutzbarkeit  der  Beweisverhandlung  nicht  direkt 
vorgeschrieben.  Aus  der  Bestimmung  des  §  322  der  Z.P.O.  eine 
solche  Vorschrift  für  die   im  Ausland    vorgenommene  Beweiserhebung 


4)  Vgl.  Klöppel  {ob.  Bd.I  8.200),  welcher  deutsches  Recht  hier  angewen- 
det wissen  will.  Nach  amerikanischer  und  englischer  Praxis  entscheidet 
über  die  Verjährung  die  lex.  fori  (s.  ob.  Bd.  I  8.  877  bezw.  Bd.  II  S.  133). 
(Anm.  des  Emsenders.) 
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folgern  au  sollen^  erscheint  schon  deshalb  bedenklich;  weil  die  in  §  828 
Abs.  1  vorgesehene  Beweisau&ahme  durch  eine  ausländische  Behörde 
unter  den  Gresetzen  des  Auslandes  steht;  und  es  keineswegs  gewiss 
ist;  dasB  letztere  stets  eine  Anwesenheit  der  Parteien  gestatten ;  das 
deutsche  Becht  den  auswärtigen  Behörden  aber  eine  solche  Gestattung 
seinerseits  nicht  wirksam  anbefehlen  kann.  Für  den  §  328  der  Z.P.O. 
konunt  nicht  einmal;  wie  auch  das  Reichsgericht  Bd.  2  8.  372  aus- 
gesprochen hat,  der  Absatz  4  des  §  329  der  Z.P.O.  zur  direkten 
Anwendung. '^ 

Englische  Versicherungsbedingungen. 
Mitgetiieilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  MiUelstein  in  Hamburg. 

In  der  Sache  AbduHah;  Elias  und  Co.  in  Manchester  gegen  den 
Rheinisch- WestflUischen  Lloyd  in  Gladbach  (Hans.  Ger.Ztg.  Hauptbl. 
1892  Nr.  6)  handelte  es  sich  um  die  Auslegung  eines  Versicherungs- 
vertrages; bei  dem  die  Polize  ausgefertigt  war  auf  einem  Formular 
der  Hamburger  allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  von  1867 
mit  dem  schriftlichen  Zusatz:  ;,Zu  vollen  englischen  Bedingungen; 
frei  von  3  Prozent  Beschädigung;  jedes  Kollo  eine  Taxe''  u.  s.  w.  In 
dem  die  Klage  abweisenden  Urtheil  des  Hans.  O.L.G.  Zivilsenat  HL, 
vom  15.  Dezember  1891  (Aktenzeichen  Bf.  HI  208/91)  heisst  es: 
;,....  Nun  behauptet  aber  der  auch  von  klägerischer  Seite  in  Vor- 
schlag gebrachte  Sachverständige  Dr.  Wendt  in  London;  dass  in 
England  kein  einheitliches;  allgemein  adoptirtes  Polizenformular  be- 
steht; vielmehr  jeder  Versicherer  und  Makler  seine  besondere  Redaktion 
hat;  die  von  derjenigen  abweicht;  womit  offenbar  gesagt  ist;  dass  es 
in  England  auch  an  allgemeinen  und  der  Regel  nach  Üblichen  Ver- 
sicherungsbedingungen fehlt.  Der  Sachverständige  spricht  dieses  sogar 
in  dem  ersten  Satze  seines  Gutachtens  unzweideutig  aus;  indem  er 
auf  die  Frage:  was  man  unter  vollen  englischen  Bedingungen  versteht? 
erwidert;  dieser  Ausdruck  sei  sehr  unbestimmt.  Vermag  aber  selbst 
ein  notorisch  für  das  englische  Assekurranzrecht  als  Autorität  anerkann- 
ter Gutachter  wie  Dr.  Wendt  die  von  den  Klägern  nach  der  negativen 
Seite  gewollte  Deutung  für  einen  Ausschluss  bestimmter  Bedingrmgen 
ans  der  Polizenklausel  nicht  zu  entnehmen;  und  spricht  er  sich  im  Gregen- 
theil dahin  aus,  dass  man  unter  englischen  Bedingungen  allgemein  soviel; 
wie  frei  von  3  Prozent  Beschädigung  verstehen  werdO;  so  erweist  sich 
die  Meinung  der  Kläger  und  der  VorinstanZ;  dass  durch  die  gedachte 
Klausel  alle  sonstigen;  in  dem  Polizenformular  abgedruckten,  aber 
Susserlich  in  erkennbarer  Weise  nicht  beseitigten  Vorschriften  der  am 
Ort  der  Ausstellung  gültigen  Seeversicherungsbedingungen  ausgeschlossen 
sein  sollten;  ohne  Weiteres  als  hinfällig.^ 

Das  Reichsgericht;  Zivilsenat  I;  hob  am  22.  April  1892  (Hans. 
Ger.Zeitg.  Hauptblatt  1892  Nr.  73)  das  Urtheil  der  Vorinstanz 
»n£    Aus  den  Gründen: 


72  ReohtsprechoBg:  Dentsobland. 

„Es  hat  dem  SachyerstXndigen  Dr.  E.  Wendt  dnrehaiis  fem  ge- 
legen, auBsprechen  zu  wollen,  dasB  die  Klausel  ^zn  vollen  eng- 
lischen Bedingungen^  in  der  vorliegenden  Polize  nur  auf  die 
Franchisebestimmung  bezogen  werden  könne.  Wenn  der  Sachverstän- 
dige erklärt,  dass  der  Ausdruck  ,,zu  vollen  englischen  Bedingungen'' 
wegen  der  Verschiedenheit  der  im  Gebrauche  befindlichen  Polizenfor- 
mulare  sehr  unbestinmit  sei,  so  ergibt  diese  ErklJbrung,  dass  der  Sach- 
verständige nur  an  englische  Polizenbedingungen  gedacht  hat.  Die 
englischen  Seeversicherungspolizen  pflegen,  wie  die  zu  den  Akten 
gegebenen  Formulare  von  Lloyds  poliey  und  die  damit  übereinstimmen- 
den Abdrücke  in  der  Sammlung  von  Victor  von  John  p.  185  und  bei 
Owen,  Marine  insurance,  Notes  and  chuses  p.  4  ergeben,  von  den 
auf  die  geschlossene  Versicherung  anzuwendenden  Vorschriften  des 
Seeversicherungsrechts,  insbesondere  hinsichtlich  des  Verfahrens  bei 
der  Feststellung  von  Schilden,  regelmässig  nichts  zu  enthalten,  auch 
nicht  in  der  Form  einer  allgemeinen  Bezugnahme  auf  die  Rechtssätze 
und  Observanzen.  Andererseits  kommen  jedoch,  neben  vielen  anderen, 
auch  einzelne  hierauf  bezügliche  Spezialklauseln  vor  (vgl.  Owen  a.  a.  O. 
p.  29,  30,  32). 

Diese  Gestaltung  der  englischen  Seeversicherungspolizen  führt  zu 
der  Erwägung,  ob  die  in  der  vorliegenden  Polize  enthaltene  Klausel 
„zu  vollen  englischen  Bedingungen"  überhaupt  von  englischen  Polize- 
bedingungen  zu  verstehen  sei.  Wenn  es,  wie  auch  der  Sachverstän- 
dige Dr.  Wendt  sagt,  einheitliche  englische  Polizebeding- 
ungen  nicht  gibt,  und  wenn  regelmässig  in  den  englischen  Polizen, 
abgesehen  von  den  Franchisebestimmungen  des  angehängten  Memoran- 
dum, auf  das  Recht  der  Versicherung  bezügliche  Bedingungen  nicht 
enthalten  sind^  so  liegt  es  nahe,  dass  bei  den  „vollen  englischen 
Bedingungen^  der  vorliegenden  Polize  nicht  sowohl  an  englische 
Polizebedingungen,  sondern  vielmehr  an  die  nach  englischem  Rechte 
für  Seeversicherungen  geltenden  Bedingungen  gedacht  worden  ist. 
Diese  Erwägung  ist  um  so  weniger  abzuweisen,  als  die  Meinung,  die 
Klausel  bedeute  dasselbe,  was  unmittelbar  hinter  ihr  ausdrücklich 
festgesetzt  ist,  nämlich  „frei  von  drei  Prozent  Beschädigung",  so  dass 
die  letztgedachte  Bestimmung  nur  eine  Erläuterung  der  vorstehenden 
Klausel  darstellen  würde,  gegen  die  namentlich  bei  Versicherungsver- 
trägen, bei  denen  eine  sorgfältige  Redaktion  vorausgesetzt  werden 
darf,  Platz  greifende  Auslegungsregel  verstösst,  dass  in  Verträgen 
nichts  als  überflüssig  anzusehen  ist. 

Eine  wesentliche  Unterstützung  für  die  Ansicht,  dass  die  frag- 
liche Klausel  den  Sinn  habe:  „ganz  nach  englischem  Seeversicherongs- 
recht"  kann  aus  den  den  Versicherungsnehmern  Mund  ft  Fester  er- 
theilten  Ordres  entnommen  werden.  Durch  dieselben  wurden  Mund  & 
Fester  nicht  nur  beauftragt,  die  Versicherung  nach  englischen  Be- 
dingungen abzuschliessen,  sondern  auch  die  Feststellung  der  Schäden 
nach  englischer  Weise  auszubedingen.     Dass  dies  für  den   englischen 
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Veraiclierten  yon  erheblicher  Bedentang  war,  ergibt  sich  darans,  dass 
das  englische  Seeversichernngsrecht,  faUs  nicht  in  dieser  Besciehnng 
etwas  besonderes  yereinbart  ist,  dem  Versicherten  eine  der  Vorschrift 
des  §  133  der  A.S.V.B.  entsprechende  Verpflichtung  nicht  auferlegt, 
sondern  jede  bona  fide  erfolgte  Schadensfeststellung  zulSsst  Dies 
wird  nicht  nur  von  dem  Sachverständigen  Dr.  Wendt  bezeugt,  sondern 
ergibt  sich  auch  daraus,  dass  die  Werke  englischer  Juristen  über  See- 
yersicherung  nichts  von  einem  bestimmten  Verfahren  bei  der  Fest- 
stellung des  Schadens  enthalten  (ygl.  die  Werke  von  Loumdes,  Amouid 
und  Me.  Arthur,  von  denen  nur  letzterer  S.  254  erwähnt,  dass  es 
rathsam  und  gebräuchlich  sei,  Lloyds  Agenten  zuzuziehen,  wenn  ein 
solcher  zur  Stelle  sei)  .  .  .^ 

Die  OülHgkeit  testamentarischer  Bestimmungen  richtet  sich  nicht 
nach  dem  Orte  der  Errichtung  des  Testaments^  sondern  nach  dem 

letzten  Wohnsitz  des  Erblassers. 

Urtheil  des  Beiehsgerichts  vom  9.  März  1891. 
(Mitgetheilt  von  Hcitu  Laudnchter  Dr.  Meneen  in  Hechingon.) 
Aus  den  Gründen:    Revisionsklägerin   macht    vor  allem  geltend, 
dass  hier  nicht,  wie  die  Vorinstanzen  angenommen,    das   Frankfurter 
und  beziehungsweise   das  Gemeine  Recht  zur  Anwendung  zu  kommen 
habe,    da   der  Wohnsitz    der   Eheleute  L.    zur  Zeit   der    Testaments- 
errichtung Nordhausen   gewesen,    folglich  die   formelle  und  materielle 
Gültigkeit    des    Testaments    nach    dem    dort    geltenden    Allgemeinen 
Preussischen  Landrechte  zu  beurtheilen  sei.   —    Nicht  auf  die  Frage, 
nach  welchem  Orte  sich  das   Erbrecht  richte,    komme  es  an,    sondern 
darauf,  ob  das  in  Nordhausen  errichtete  Testament  formell  und  mate- 
riell dem  Preussischen  Landrechte  entsprochen  habe. 
Diese  Rüge  ist  verfehlt. 

Nur  die  Form  eines  letzten  Willens  bestimmt  sich  nach  den 
Gresetzen  des  Ortes,  an  welchem  es  errichtet  wurde.  —  Der  Inhalt 
des  Testaments,  insbesondere  die  gesetzliche  Gültigkeit  oder  Ungültig- 
keit desselben,  bestimmt  sich  nach  dem  Wohnorte  des  Erblassers.  — 
Mit  diesem  Wohnorte  ändert  sich  nicht  nur  die  Intestaterbfolge  der- 
art, dass  der  Erblasser  nach  dem  Erbrechte  seines  letzten  Wohnortes 
beerbt  wird,  sondern  die  Gesetze  des  letzteren  Ortes  sind  auch  bei 
der  testamentarischen  Erbfolge  bei  Beurtheilung  der  Gültigkeit  des 
letzten  Willens,  sowohl  in  Beziehung  auf  seine  Zulässigkeit  Überhaupt 
als  auf  seinen  materiellen  Inhalt  massgebend. 

Windscheid,  Pandekten  Bd.  1  §  35  (Nr.  5);  v.  Wächter  im  Ar- 
chiv für  zivilistische  Praxis  Bd.  25  S.  381;  Scnngny,  System 
Bd.  8  S.  312  Nr.  3;  Demburg,  Pandekten  Bd.  1  §  46  Nr.  2 
lit.  d;  Stötibe,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1  8.  250  Nr.  X; 
von  Bar,  Internationales  Privatrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  2  S.  329; 
Urtheil  des  I.  Zivilsenats  v.  29.  Januar  1883,  Entscheidungen 
Bd.  8   S.    145;    ürtheU   des    L    Zivilsenats   v.   7.   Juli    1883, 
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Entaeheidimgen  Bd.  14  B.  188;    ürtheil   des  111.  Zivikeaiato  t. 
18.  Mftn  1885,  Boke  Bd.  1  Nr.  46;  Urtheil  dei  IL  ZiTÜsenats 
V.  29.  Dezember  1886,  Bohe  Bd.  4  Nr.  17;  UrtheU  des  VI.  Zi- 
vilsenats Y.    19.  Desember  1887,    Bohe  Bd.  5   Nr.  25  u.  810; 
Urtheil  des  VI.  Zivilsenats  v.  3./14.  Januar  1889,    Boke   Bd.  7 
Nr.  19. 
Zn  den  materiellen,  erbrechtlichen  Bestimmungen  sind  aber  anch 
die   Beschränkungen  der  TestirfiShigkeit   des  Ehegatten,    welcher   eine 
sweite  Ehe  eingegangen   hat,    sowie   die  entsprechende  BeschrSnkimg 
in  der  Erbfähigkeit  des  neuen  Ehegatten  au  rechnen.    Ob  und  inwie- 
weit bei  Wiederverheirathung  der  neue  Ehegatte  erben  könne,  ist   da- 
her (vorbehaltlich  der  von  den  Kindern  etwa  bereits  früher  erworbenen 
Rechte,  deren  Sicherung  gegen  Benachtheiligung  durch  den  neuen  Ehe- 
gatten und  etwaige  Kinder  der  zweiten  Ehe  den  ersichtlichen  Zweck 
der  sämmtlichen  Vorschriften  über  die  Folgen  der  Wiederverheirathung 
bildet)  gleichfalls   von  dem  Gesetze  abhängig,    welches  über  das  Erb- 
recht in  den  Nachlass  des  conjux  und  beziehungsweise  parena  bimibus 
entscheidet^  also  vom  Rechte  des  letzten  Domizils. 

Der  Grund  für  die  Annahme  dieses  weitgreifenden  Einflusses  des 
letzten  Wohnsitzes  liegt  in  der  Natur  des  Erbrechts,  als  des  Ein- 
trittes des  Erben  in  das  Vermögen  des  Verstorbenen  als  gedachte  Ein- 
heit Als  Sitz  dieses  Vermögens  gilt,  wo  auch  seine  einzelnen  Be- 
standtheile  sich  finden  mögen,  regelmässig  und  abgesehen  von  bestimm- 
ten, hier  nicht  einschlagenden  Ausnahmen,  der  Wohnsitz  des  Erblas- 
sers. Es  würde  aber  der  Natur  der  Sache  widerstreiten,  die  Nachfolge 
in  die  Rechtseinheit  des  nachgelassenen  Vermögens  nach  verschiedenen 
von  einander  abweichenden  Gesetzen  bestimmen  zu  lassen. 

Eine  Erbschaft  kann  nur  einheitlich  geregelt  werden  imd  müssen 
daher  alle  auf  dieselbe  bezüglichen  erbrechtlichen  Fragen  auf  einer 
und  derselben  gesetzlichen  Grundlage  entschieden  werden. 

(Vgl.  Urtheil  des  11.  Zivilsenats  v.  27.  Januar  1888,  Ent- 
scheidungen Bd.  20  S.  351  tL) 
Soll  aber  nur  ein  Gesetz  entscheiden,  so  kann  dies  kein  anderes 
sein,  als  das  am  Wohnorte  des  Erblassers  geltende,  denn  alle  Rechts- 
verhältnisse, die  das  gesammte  Vermögen  einer  Person  als  gesetzliche 
Einheit  betreffen,  müssen  sich  immer  nach  dem  Gesetze  richten,  unter 
welchem  die  Person  selbst  steht,  weil  dasselbe  nur  durch  die  Beziehung 
auf  die  Person  des  Eigners  zur  Sacheneinheit  wird. 

Es  kommt  also  nicht  darauf  an,  ob  gegebenen  Falls  der  mate- 
rielle Inhalt  des  Testaments  zur  Zeit  seiner  Errichtung  in  Nordhausen 
dem  dort  geltenden  Preussischen  Landrechte  entsprach,  sondern,  ob 
derselbe  dem  Rechte  der  Erbschaft  entspricht.  Ob  der  Wechsel  des 
Domizils  innerhalb  desselben  Staates  oder  von  einem  Staate  in  den 
anderen  erfolgt,  ist  für  die  hier  zu  entscheidende  Frage  völlig  gleich- 
gültig; denn  bei  Konkurrenz  verschiedener  Rechte  macht  es  regel- 
mässig keinen  Unterschied,  ob  das  Recht,  welches  konkurriert,  ein  Recht 
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desselben  Staates  oder  ob  es  das  Recht  eines  fremden  Staates  ist. 

Attch  innerhalb  desselben  Staates  beherrscht  jedes  Recht  zunächst 
nur  das  ihm  unterworfene  Territorium  und  hat  gegenüber  anderen  in 
demselben  Staate  geltenden  Rechten  im  Falle  der  Kollision  keinen 
weitergehenden  Einfluss  als  gegenüber  dem  Rechte  eines  fremden 
Staates. 

Das  preussische  Landrecht  kann  also  in  der  imter  der  Herr- 
schaft des  gemeinen  Rechts  stehenden;  wenn  auch  politisch  zu  Preussen 
gehörigen  Stadt  Frankfurt  a.  M.  für  die  Beerbung  eines  daselbst  ver- 
storbenen Einwohners  ebensowenig  massgebend  sein,  als  wenn  der 
Erblasser  in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates,  in  welchem  gemeines 
Recht  gilt;  gezogen  und  dort  verstorben  wäre. 

Von  einem  Yerstosse  wider  die  öffentliche  Ordnung  oder  einer 
nach  dem  einen  Rechte  erlaubten,  nach  dem  anderen  unerlaubten  Hand- 
lung ist  hier  nicht  die  Rede. 

Die  sogenannten  poenae  secundarum  nuptiarum  sind  ihrer  recht- 
lichen Natur  nach  keine  Strafen,  sondern  sie  sind  Vortheile,  welche 
im  Interesse  der  Elinder  der  früheren  Ehe  eingeführt  sind  und  eben, 
insofern  sie  eine  Beeinträchtigung  der  Erbrechte  dieser  Kinder  durch 
einen  neuen  Ehegatten  in  höherem  Betrage,  als  dem  eines  Kopftheiles, 
hintanhalten  sollen,  in  der  That  erbrechtlicher  Natur. 

Dass  der  Gesichtspunkt  des  Erbvertrages  hier  nicht  anschlägt, 
hat  schon  der  zweite  achter  ohne  ersichtlichen  Rechtsirrthum  ausge- 
führt; es  bedarf  darum  keiner  Untersuchung  der  weiteren  Frage,  ob 
nicht  auch  Erbverträge  nach  dem  am  Wohnsitze  des  Erblassers  gelten- 
den Rechte  zu  beurtheilen  sind   {Savigny,  Bd.  8  8.  314  Nr.  8). 

B.  Strafreoht  und  Strafprozese. 

Ort  der  begangenen  That.     Oerichtsstand  bei  durch  Verbreitung 
von  Druckschriften  verübten  Beleidigungen'.  St.P.O.  §  7,  St.Ö.B. 

§§  3,  4. 

Aus  den  Gründen  des  Urtheils  des  Reichsgerichts  vom  17.  Juni 
1892,  Reg.  1671/92  (Entsch.  in  Strafs.  Bd.  23  S.  156  ff.): 

Weder  das  Strafgesetzbuch,  noch  die  Strai^rozessordnung  enthält 
eine  Bestimmung  darüber,  welcher  Ort  als  Begehungsort  anzusehen 
sei.  Unzweifelhaft  hat  im  Sinne  des  materiellen  Strafrechts  (§3 
des  St.G.B.)  als  Begeh angsort  der  Ort  zu  gelten^  an  welchem  der 
Thäter  die  zum  Thatbestande  erforderliche  körperliche  Thätigkeit 
(Muskel-  und  Nervenbewegung)  entwickelt  hat.  Die  verbrecherische 
Thätigkeit  kommt  aber  mit  dem  Aufhören  der  körperlichen  Thätigkeit 
nicht  zum  Abschlüsse,  sie  setzt  sich  vielmehr  fort  in  der  Wirksamkeit 
der  vom  Thäter  in  Bewegung  gesetzten  Kraft.  Dieses  Wirken  der 
fremden  (natürlichen,  mechanischen,  thierischen,  menschlichen)  Kraft 
ist    ein  Bestandtheil    der  Handlung   des  Thäters.     Setzt   sich    danach 
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der  Thatbestand  ans  mehreren^  rXnmIieh  getrennten  VorgiBgen  snfam- 
men,  so  gilt  als  Begehungsort  jeder  Ort,  an  welchem  die  Thal,  sei  es 
nnmittelbar  dorch  die  Körperbewegung  des  Thiiters  oder  dnxch  die 
von  ihm  in  Bewegung  gesetzte  Kraft  sur  Ausfiihnmg  gelangt.  Diesen 
Standpunkt  hat  das  Beich^^ericht  in  einer  Reihe  von  Entscheidungen 
dargelegt.  (Vgl.  Entsch.  d.  RG/s  in  Strafs.  Bd.  1  8.  274,  Bd.  3 
8.  816,  Bd.  10  8.  420,  Bd.  11  8.  20,  Bd.  18  8.  887,  Bd.  15  8.  232, 
Bd.  16  8.  188,  Bd.  19  8.  147,  Bd.  20  8.  146,  169;  Recfatspr.  l 
R.O.'s  in  8tra&.  Bd.  6  8.  188). 

Im  Sinne  des  Prosessrechts  muss,  wie  der  erste  Richter 
im  Anschlüsse  an  die  gemeine  Meinung  ausftüirt,  als  Begehungsort 
derselbe  Ort  gelten,  welcher  als  solcher  im  Gfebiete  des  materiellen 
Strafirechtes  anzusehen  ist  (vgl.  Entsch.  des  R.6.'s  in  Strafii.  Bd.  15 

8.  282). In  der  Doktrin  wird  allerdings    ftr  Pressdelikte  in 

bald  grösserem,  bald  geringerem  Um&nge  eine  AusnahmssteUnng  in- 
sofern in  Anspruch  genommen,  als  fllr  sie  als  Ort  der  begangenen 
That  ausscliliesslich  der  Ort  gelten  soll,  an  welchem  das  Presserzeug- 
niss  erschienen  (oder  ausgegeben)  ist,  oder  von  welchem  aus  die  Ver- 
breitung (oder  der  Vertrieb)  der  Druckschrift  stattgehabt  (oder  be^nnen ) 
hat.  Allein  die  hierfür  angegebenen  Gründe  sind  nicht  Oberzeugend. 
Ausser  Betracht  bleiben  hier  die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  im 
Pressgesetze  vom  7.  Mai  1874  enthaltenen  Gebote  und  Verbote. 

Was  aber  die  Delikte  des  gemeinen  Rechts  (im  Gegensatze  n 
denen  des  Pressgesetzes)  anbetrifft,  so  ist  keine  gesetzliche  Vorschrift 
vorhanden,  welche  sie  för  den  Fall,  dass  sie  mittels  der  Presse  be- 
gangen werden,  den  flir  die  Bestimmung  des  Thatorts  geltenden  Regeln 
entzieht.  —  — 

Es  leuchtet  nicht  ein,  dass  die  Delikte  des  gemeinen  Rechtes 
(wieder  im  Gegensatz  zu  denen  des  Pressgesetzes)  allgemein  oder  doch, 
soweit  sie  in  Meinungsäusserungen  bestehen,  einen  wesentlich  anderen 
Karakter  tragen,  je  nachdem  sie  durch  die  Presse  verübt  werden  oder 
nicht.  Wird  z.  B.  eine  Beleidigung  durch  Ausstreuen  einer  grossen 
Zahl  von  Exemplaren  einer  Schmähschrift  verübt,  so  ist  es  offenbsr 
für  den  Thatbestand  ohne  Bedeutung,  ob  die  Exemplare  durch  Ab- 
schreiben oder  auf  mechanischem  Wege  (§  2  des  Pressgesetzes)  her- 
gestellt worden  sind.  Aus  der  angeblich  eigenartigen  Natur  der  durch 
die  Presse  begangenen  Delikte  ISsst  sich  daher  nicht  die  Nothwendig- 
keit  begründen,  für  solche  Delikte  den  Thatort  abweichend  von  den 
allgemeinen  Regeln  zu  bestimmen.  Von  der  Gesetzgebung  ist  ein  der- 
artiger Unterschied  zwischen  den  diurch  die  Presse  begangenen  und 
anderen  Delikten  nicht  anerkannt  Er  würde  auch  in  der  erstrebten 
oder  doch  nach  Lage  der  Gresetzgebung  gebotenen  Anwendung  auf  das 
materielle  Recht  (§§  8,  4  St.G.B.)  zu  unannehmbaren  Konsequen- 
zen fllhren  .... 
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C.  Reohtshülfe. 

Rechiskülfe  in  Schwängenmgssachen.    Bheinpreussische  Anas- 

gerichte. 

Das  Amtsgericht  zu  Kassel^  bei  welchem  die  in  Köln  wohnende 
P.  Seh.  bevonnundet  ist;  hatte  das  Amtsgericht  in  Köln  ersucht,  die 
P.  Seh.  darüber  zn  vernehmen,  wer  der  Vater  ihres  am  4.  Mai  1891 
in  Düsseldorf  ausserehelich  geborenen  Kindes  seL  Das  ersuchte  Gericht 
hatte  mit  Rücksicht  auf  die  Verbotsbestimmung  des  Art.  340  B.6.B. 
es  abgelehnt,  die  P.  Seh.  über  die  Vaterschaft  zu  befragen.  Auf  Be- 
schwerde des  Amtsgerichts  Kassel  gemäss  §  160  des  6.V.6.  entschied 
das  Oberlandesgericht  K9ln  unterm  17.  Februar  1892  wie  folgt: 

„Es  handelt  sich  vorli^end  um  einen  rheinischen  Schwttngerungs- 
fall,  da  das  Kind  zu  Düsseldorf  konzipirt  und  geboren  worden  ist. 
Die  Bechte  eines  unter  der  Herrschaft  des  rheinischen  Hechts  konzi- 
pirten  und  geborenen  Kindes  gegen  seinen  Erzeuger  sind  aber  nach 
rheinischem  Bechte  zu  beurtheilen  und  durch  Anerkennung  des  Vaters 
in  einer  öffentlichen  Urkunde  bedingt.  Da  eine  solche  nicht  vorliegt, 
80  hat  das  Kind  keinerlei  Becht  gegen  seinen  Erzeuger.  Darauf,  dass 
die  Mutter  zur  Zeit  der  Konzeption  und  Geburt  Domizil  bei  ihrem 
Vormunde  zu  Kassel  hatte,  kann  es  nicht  ankommen.  Das  Bestreben, 
den  Vater  des  Kindes  zu  ermitteln,  hat  also  keinerlei  rechtliche  Be- 
deutung; selbst  wenn  letzterer  zur  2^it  der  SchwI&ngerung,  eveutuell  der 
Geburt  in  einem  Bechtsgebiete  gewohnt  haben  sollte,  wo  Paternitäts- 
klagen statthaft  sind,  würde  er  von  dem  Vormunde  des  Kindes  nicht 
auf  Anerkennung  oder  auf  Alimente  belangt  werden  können. 

Unter  diesen  Umständen  liegt  für  den  rheinischen  Bichter  keine 
Berechtigung  vor,  unter  Verletzung  des  Art.  340  des  B.6.B.,  wodurch 
ihm  jegliche  Nachforschung  der  Vaterschaft,  also  auch  jede  Unter- 
stützung oder  Hülfeleistung  einer  solchen  Nadiforschung,  untersagt  ist, 
dem  nicht  rheinischen  Gerichte  in  irgend  einer  Form  Hülfe  zu  leisten, 
welche  Hülfe  keine  Bechtshülfe  sein  würde  (Zeitschrift  f.  französ.  Zi- 
vilrecht Bd.  23  S.  496)  ^). 

Bechtshülfe  für  Anlegung  des  CHrundbuchs  in  den  preussischen 

BheinJanden. 

Der  mit  der  Anlegung  des  Grundbuchs  in  den  preussischen  Bhein- 
landen  be&sste  Bichter  hat  die  Bechtshülfe  nur  dann  in  Anspruch  zn 
nehmen,  wenn  dieselbe  im  wesentlichen  Interesse  der  Betheiligten  liegt^ 
oder  von  diesen  selbst  die  Vernehmung  an  ihrem  Wohnorte  bean- 
tragt wird. 

Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  19.  Februar  1890. 

Das  Amtsgericht  zu  Stolberg  hatte  durch  Beschluss  vom  81.  Ja- 
nuar 1890   das  Ersuchen  des  Amtsgerichts    zu  Eschweiler   um  noch- 


5)  Vgl.  hiesu  Bd.  11  dieser  Zeitschrift  8.  GOO  f. 


78  Rechtapreehong:  Dentschland. 

malige  Yernehmimg  eines  BetheOigten  abgelehnt.  Die  gegoi  diesen 
Beschlass  erhobene  Beschwerde  wurde  durch  Beschluss  des  IV.  Senats 
des  Oberlandesgerichts  zu  Köln  vom  19.  Febmar  1890  zurückgewie- 
sen unter  folgender  Begründung: 

Die  in  den  §§  42  ff.  des  Gesetzes  vom  12.  April  1888  gegebe^ 
nen  Vorschriften  über  die  Anlegung  der  Grundbücher  gehen  davon  aus, 
dass  alle  zur  Eintragung  bestimmten  Anmeldungen  bei  demjenigen  Amts- 
gerichte zu  erfolgen  haben,  in  dessen  Bezirk  die  Grundstücke,  auf 
welche  sie  sich  beziehen,  belegen  sind,  und  dass  alle  Vwhandlungen 
und  Urkunden,  welche  zur  Anlegung  des  Grundbuches  erforderlich 
sind,  von  diesem  Gerichte  aufsunehmen  sind.  Der  ursprüngliche  Ent- 
wurf des  Gesetzes  liess  demgemäss  auch  die  Mitwirkung  eines  anderen 
Gerichts  nicht  zu.  Erst  bei  der  über  denselben  stattgehabten  Be- 
rathung  wurde  anerkannt,  dass  die  Verhandlungen,  welche  snr  An- 
legung des  Ghrundbuches  erforderlich  seien,  auch  von  einem  anderen 
Gerichte,  als  demjenigen,  in  dessen  Bezirk  das  betreffende  Grandbuch 
angelegt  werde,  aufgenommen  werden  könnten  (Protok.  zu  §  62  des 
Entwurfs).  Aus  diesem  Beschlüsse  ist  der  §  71  des  Oesetees  hervor- 
gegangen, welcher  in  beschränkter  Ausdehnung  die  Bechtshttife  auch 
für  Grundbuchsachen  einführt.  Wenn  diese  Vorschrift  dem  Amts- 
gericht nun  auch  das  Re^t  gewährt,  andere  Gerichte  um  Au&ahme 
von  Verhandlungen  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Anlegung  des 
Ghrundbuchs  zu  ersuchen,  so  entspricht  es  doch  der  Aufgabe  dea  Rich- 
ters, welchem  die  Anlegung  obliegt,  und  welchem  die  Grundatiteks- 
verh&ltnisse  in  seinem  Bezirke  bdcannter  sein  werden,  als  dem  aus- 
wärtigen Kichter,  wie  dem  Inhalt  des  Gesetzes,  die  Bechtshttife  nur 
dann  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  dieselbe  im  wesentlichen  Interesse 
der  Betheiligten  liegt,  oder  von  diesen  selbst  die  Vernehmung  an  ihrem 
Wohnorte  in  begründeter  Weise  beantragt  ist,  dag^;en  davon  abzu- 
sehen bei  Verhandlungen,  welche  eine  eingehende  Information  des 
^suchten  Gtoichts  erfordern,  insbesondere  aber  dann,  wenn  die  un- 
mittelbare Ladung  vor  das  Gericht  der  belegenen  Bache  eine  erheb- 
liche Belästigung  des  Geladenen  nicht  annehmen  lässt. 

Auf  jeden  Fall  war  es  im  vorliegenden  Falle  mit  Bücksicht  auf 
die  geringe  Entfernung  der  betreffenden  Orte  und  ihre  Verbindung 
durch  die  BsJm,  mit  Rücksicht  femer  auf  die  dem  ersuchenden  Ge- 
richte bekannte  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  für  die  Gesammtheit 
der  betheiligten  Erben  smgezeigt,  diesen  zur  Vornahme  der  für  die 
Anlage  des  Grundbuchs  wichtigsten  und  umfassendsten  Vernehmung 
direkt  vorzuladen  und  zur  Erfüllung  der  Pflichten  des  §  44  des  Ge- 
setzes anzuhalten. 

Uebrigens  hat  das  Amtsgericht  zu  Stolberg  die  nachgesuchte 
Beehtshülfe  keineswegs  verweigert,  das  Ersuchen  des  Amtsgerichts  zu 
Ettchweiler  vielmehr  an  sich  erledigt  und  nur  gegen  die  abweichende 
AufßEussung  des  letzteren  betreffs  vorschriftsmässiger  Erledigung  sich 
verwahrt   und   deshalb   die    wiederholte  Vernehmung  abgelehnt.     Die 
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zur  Begrttndtmg  derselben  vorgetragenen  Bedenken  gind  von  dem  er- 
suchenden G^ichie  selbst  demnächst  mit  Recht  zum  Theil  als  nicht 
erheblich  anerkannt^  im  Uebrigen  aber  sehr  wohl  auf  schriftlichem 
Wege  xn  erledigen ,  welchen  das  Amtsgericht  zu  Eschweiler  für  den 
vorliegenden  Fall  ohne  Grund  (vgl.  z.  B.  §  17  der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  21.  November  1888)  für  unzultosig  erachtet. 

Der  Beschwerde  konnte  hienach  keine  Folge  gegeben  werden. 

Auch  hei  Ersuctien  um  Rechtshiilfe  in  Sachen  betreffend  die  An- 
legung des  Orundbuches  ist  dem  ersuchten  Richter  die  Beurthei- 
lung  der  praktischen  Bedeutung  sovne  eine  Prüfung  der  Zweck- 
mässigkeit oder  Nothwendigkeit  der  beantragten  Rechtshandlung 

entzogen. 

Beschlusfi  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  23.  April  1890. 

Das  Amtsgericht  zu  Köln  hatte  das  Ersuchen  des  Amtsgerichts 
zu  Trier  um  persönliche  Vernehmung  eines  an  dem  Anlegungsver£diren 
Betheiligten  mit  Rücksicht  auf  eine  von  diesem  Betheiligten  ausgestellte 
Vollmacht  al^elehnt.  Auf  die  Besehwerde  des  ersuchenden  Gerichts 
wurde  das  Amtsgericht  zu  Köln  durch  Beschluss  des  IV.  Senats  des 
Oberlandesgerichts  zu  Köln  vom  28.  April  1890  angewiesen;  dem 
Ersuchen  des  Amtsgerichts  zu  Trier  stattzugeben  unter  folgender  Be- 
gründung: 

Nach  §  44  des  G^esetzes  vom  12.  April  1888  sind  die  in  dem 
Flurbuehe  als  Eigenthümer  der  einzelnen  Grundstücke  verzeichneten 
Personen  behufs  Anlegimg  des  Grundbuchs  vorzuladen  und  verpflichtet^ 
dem  Amtsgerichte  die  erforderlichen  Erklttnmgen  abzugeben  und  die 
bezüglichen  Urkunden  vorzulegen.  Das  mit  der  Anlegung  für  die 
Gemeinde  Crettnach  befasste  Amtsgericht  zu  Trier  hat  demgemitss  die 
Erben  des  im  Flurbuche  Artikel  214  eingetragenen  Eigenthümers  Ni- 
kolaus Schmitt;  soweit  dieselben  in  seinem  Bezirke  wohneu;  vernom- 
men und  um  entsprechende  Vernehmung  des  zu  Köln  in  Festungshaft 
befindlichen  Miterben  Peter  Schmitt  das  Amtsgericht  in  Köln  ersucht. 
Das  ersuchte  Grericht  hat  von  Peter  Schmitt  eine  Vollmacht  angenom- 
men für  seinen  zu  Crettnach  wohnenden  Bruder  Mathias  Schmitt  und 
das  wiederholte  Ersuchen  um  Vernehmung  des  Peter  Schmitt  abge- 
lehnt Zur  Begründung  dieser  Ablehnung  wird  angeführt;  dass  für 
die  persönliche  Vernehmung  des  Peter  Schmitt  Gründe  nicht  erfindlich 
seien;  zumal  eine  Bevollmfichtigung  seitens  anderer  Erben  zugelassen 
sei;  dass  auf  derselben  nur  bestanden  werden  könne  bei  koUidirenden 
Interessen  der  Betheiligten ,  dass  die  Vorlesung  der  in  Trier  aufge- 
nommenen Verhandlung  ohne  jede  praktische  Bedeutung  sei;  welche 
nur  durch  Einsicht  der  Flurkarte  verstttndlich  werde^  dass  Peter  Schmitt 
aber  audi  ein  Recht  habC;  sich  der  Vollmacht  zu  bedienen  und  end- 
Heb;  dass  seine  Vorführung  Umstünde  verursache» 

Die  Ablehnung  ist  tmbegründet  und  unzulässig. 
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Um  Anfiialime  einer  Vollmacht  ist  das  Amtsgmeht  su  K5ln  nieht 
ersucht,  Air  eine  solche  fehlte  daher  die  dem  ersuchten  (Berichte  nur 
in  den  Grenzen  der  zu  leistenden  Bechtshülfe  durch  §  71  des  Ge- 
setzes vom  12.  April  1888  ertheilte  Zuständigkeit^  der  betreffenden 
Vollmacht  gemXss  §  880  der  Zivilprozessordnung  daher  die  Voraus- 
setzung ihrer  BechtsgUltigkeit. 

Dass  Peter  Schmitt  die  von  ihm  verlangte  Erkllbrung  verweigert 
und  die  Aufiiahme  einer  Vollmacht  verlangt  hat,  ist  nicht  ersichtlich. 
Eventuell  war  die  Weigerung  bezw.  die  Berufung  auf  das  vermeint- 
liche Becht  zu  beurkunden,  und  so  dem  ersuchenden  Gerichte  die 
Unterlage  zu  gewähren  für  weitere  Beschlussfassung  gemäss  §§47  und  68 
des  Gesetzes. 

Die  Beurtheilung  der  „praktischen  Bedeutung^  wie  dne  Prüfung 
der  Zweckmässigkeit  oder  Nothweudigkeit  der  beantragten  Rechtshand- 
lung ist  dem  ersuchten  Richter  durch  §  159  des  Gerichtsver&esungs- 
gesetzes,  welcher  zufolge  des  §  87  des  Ausführungsgesetzes  ftlr  die 
Bechtshülfe  in  Angelegenheiten,  welche  zu  der  streitigen  Gerichtsbar- 
keit nicht  gehören,  zu  entsprechender  Anwendung  kommt,  sehlechtw- 
dings  entzogen.  Die  Ablehnung  des  Ersuchens  war  daher  schon  aus 
formellen  Gründen  unzulässig,  sie  ist  aber  auch  sachlich  unbegründet 

Die  Zulassung  eines  Bevollmächtigten  für  einzelne  Betheiligte  be- 
schränkt den  Richter  nicht  in  seinem  Rechte,  einen  Anderen  pers^Sn- 
lich  zu  hören,  und  die  Unzulässigkeit  einer  Vollmacht  bei  koUidirenden 
Interessen  von  Machtgeber  und  Bevollmächtigten  lässt  den  Schluss 
nieht  zu,  dass  bei  vorhandenem  gleichen  Interesse  der  Eine  das  Becht 
habe,  den  Anderen  zu  bevollmächtigen. 

Dass  endlich  die  Vorführung  des  zu  Vernehmenden  Umstände 
verursacht,  kann  niemab  einen  Grund  abgeben,  von  derselben  absu- 
stehen. 

Bechtshülfe  bei  ReguKrung  eines  alten  Orundbuehs  nach  den  Vor- 
schriften der  Orundbuchordnung.     Zuständigkeit  der  rheinischen 
Amtsgerichte  xur  Aufnahme  desfaUsiger  Verhandlungen. 

Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Köln  (IV.  Smiat)  vom  81*  De- 
zember 1889. 

Das  k.  Amtsgericht  zu  EQlchenbach  im  Landgerichtsbezirk  Arns- 
berg hatte  zum  Zwecke  der  Regulirung  des  dortigen  alten  Ghnndbucks 
das  k.  Amtsgericht  zu  Wissen  unter  dem  8.  Dezember  1889  erancht, 
dieWittwe  des  Obersteigers  Franz  darüber  zu  vernehmen,  ob  sie  einen 
Antrag  auf  Löschung  der  noch  bestehenden  Eintragung  einer  Dar- 
lehnsforderung  stellen  wolle,  und  war  dieses  Ersuchungsschreiben  an 
das  k.  Amtsgericht  in  Waldbroel,  in  dessen  Bezirk  die  Wittwe  Franz 
wohnt,  abgegeben  worden.  Das  Amtsgericht  zu  Waldbroel  lehnte  die 
Leistung  der  Bechtshülfe  ab,  weil  die  Bearbeitung  fertiger  Grundbuch- 
Sachen  noch  nicht  zmn  Geschäftskreise  der  rheinischen  Amtsgerichte 
gehöre.    Auf  die  Beschwerde    des  Amtsgerichts   zu  EQlchenbach    wies 
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das  Oberlandesgericht  zu  Köln  jedoch  das  Amtsgericht  zu  Waldbroel 
an^  dem  erwähnten  Ersuchen  vom  3.  Dezember  1889  stattzugeben, 
aus  folgenden  Orttnden: 

Das  Amtsgericht  zu  Waldbroel  hat  die  „aus  Anlass  der  Begu- 
limng  des  Grundbuchs^  nachgesuchte  Vernehmung  einer  in  dem  Be- 
zirke des  ersuchten  Gerichts  wohnenden  Person  Über  die  Löschung 
einer  in  dem  zu  regulirenden  Grundbuche  noch  eingetragenen,  bereits 
qnittirten  Post  abgelehnt,  weil  „dem  im  Geltungsbereiche  des  rhei- 
nisohen  Rechts  belegenen  Amtsgerichte,  zu  dessen  Greschäftskreise  die 
Bearbeitung  fertiger  Grundbuchsachen  noch  nicht  gehöre,  die  Zustän- 
digkeit mangele^. 

Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  die  Aufnahme  einer 
Verhandlung  beziehungsweise  einer  Urkunde,  welche  zur  Regulinmg 
des  alten  Grundbuchs  nach  den  Vorschriften  der  Grundbuchordnung, 
mithin  zur  Anlegung  des  Grundbuchs  erforderlich  ist,  ftir  welche 
das  Gesetz  Über  das  Grundbuchwesen  im  Geltungsbereiche  des  rhei- 
nischen Rechts  vom  12.  April  1888  die  rheinischen  Amtsgerichte  zur 
Leistung  der  Rechtshülfe  verpflichtet.  Die  vermisste  Zuständigkeit  ist 
dem  ersuchten  Gericht  durch  die  §§71  und  75  des  angezogenen  Ge- 
setzes mit  dem  1.  Januar  1889  ausdrücklich  verliehen  und  zwar  ohne 
eine  wmtere  Beschränkung  als  die  des  §  71.  Das  Ersuchen  vom 
8.  Dezember  1889  ist  daher  ohne  Grund  abgelehnt. 

Ablehnung  des  Ersuchens  in  einer  anhängigen   Streitsache  um 
Beunrkung  der  Vorlage  der  Bücher  einer  Partei  und  Entgegen- 
nahme deren  Erklärung. 

Hitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  DxMenzen  in  Hechingen« 

BescUusB  des  Oberlandesgerichts  (IT.  Zivilsenat)  Frankfurt  a/M.  vom 

13.  April  1892. 

Das  Ersuchen  des  Amtsgerichts  Hamburg,  durch  welches  in  Er- 
ledigung eines  in  einer  anhängigen  Streitsache  nach  vorausgegangener 
kontradiktorischer  Verhandlung  ergangenen  Gerichtsbeschlusses  die  Vor- 
lage von  Geschäftsbüchern  vom  Kläger  und  Erklärung  des  letzteren 
hinsichtlich  der  Einträge  in  dieselben  gefordert  wird,  enthält  das  An- 
suchen um  Gewährung  der  Rechtshülfe  in  einer  bürgerlichen  Rechts- 
Btreitigkeit  und  wenn  das  ersuchte  Gericht  diese  Gewährung  mit  der 
Begründung  ablehnte,  dass  die  ihm  angesonnene  BLandlung  eine  ver- 
botene sei,  so  begreift  diese  Ablehnungsverfügung  nicht  eine  Verletzung 
der  Dienstpflicht  des  Richters  in  sich,  welche,  wie  das  Amtsgericht 
Hamburg  annimmt,  im  Wege  der  Dienstaufsicht  ihre  Korrektur  zu 
finden  hätte,  sondern  die  Ablehnung  ist  aus  einer  in  dem  §  159  des 
Gerichtsverfaflsungsgesetzes  enthaltenen  ausdrücklichen  Vorsdirift  her- 
geleitet und  für  einen  solchen  Fall  der  Ablehnung  ist  die  Entschei- 
dung, ob  Rechtshttlfe  zu  gewähren  sei,  dem  Oberlandesgerichte  gemäss 
§  160  zit*  Gesetzes  vorbehalten. 

Z«llMhrltt  f.  Intern.  PriT«t-  n.  Strnfreebt  etc.,  Band  lU.  g 
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In  der  Sache  selbst  war  die  Yerftlgiing,  durch  welche  das  Amts- 
gericht hierselbst  die  Gewährung  der  BechtshUlfe  ablehnt,  nicht  auf- 
recht zu  erhalten.  Der  Gericht sbeschluss,  auf  Grund  dessen  das  Er- 
suchen des  Amtsgerichts  zu  Hamburg  erging,  stellt  sich  dadurch,  dass 
die  Ergänzung  eines  mit  Produktion  von  Geschäftsbüchern  angetretenen 
Urkundenbeweises  durch  die  Vorlegung  dieser  BUcher  an  den  inswi- 
sehen  nach  Frankfurt  a/M.  verzogenen  Kläger  zur  Erklärung  imter 
Hinweis  auf  die  darin  enthaltenen  von  seiner  Hand  herrührenden  Ein- 
wägungen angeordnet  wird,  als  ein  Beweisbeschluss  dar,  mit  dessen 
Erledigung  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  399  der  Zivilprosessord- 
nung  im  Hinblick  auf  die  weite  Entfernung  des  gegenwätrigen  Wohn- 
sitzes des  Klägers  von  dem  Orte  des  Prozessgerichts  ein  anderes  Ge- 
richt beauftragt  werden  konnte. 

Insoweit  ferner  in  den  Beschlüssen  die  Verftlgung  getroflbn  wird, 
dass  Kläger  sich  zu  erklären  habe,  welche  Posten  des  Lagerboches  er 
bestreite  und  welche  Berechnung  des  Kassenbuches  er  nicht  anerkenne, 
verlangt  das  Grericht  das  persönliche  Erscheinen  einer  Partei  zur  Auf- 
klärung des  Sachverhaltes.  Der  Bestimmung  des  §  132  ZJ^.O.  ent- 
sprechend ist  diese  Verfügung  von  dem  Prozessgericht  erlassen  worden. 
Dass  angeordnet  wurde,  es  habe  dieses  Erscheinen  vor  einem  beauftrag;ten 
Richter  zu  erfolgen,  mag  der  Partei  zur  Beschwerde  Veranlassimg 
geben.  Die  Frage  der  Zulässigkeit  einer  solchen  Anordnung  im  Sinne 
der  Zivilprozessordnung  ist  aber  hier  nicht  zu  entscheiden.  Denn  der 
Umstand,  dass  die  Ermächtigung  des  Prozessgerichts,  diese  Aufklänug 
vor  einem  ersuchten  Richter  stattfinden  zu  lassen,  in  der  Zivilprozess- 
ordnung nicht  ausdrücklich  vorgesehen  ist,  stempelt  diese  Behandlung 
nicht  zu  einer  gemäss  §  159  Abs.  2  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
verbotenen,  als  welche  nur  solche  Handlungen  anzusehen  sind,  welche 
dem  Richter  durch  Gesetz  untersagt  sind  oder  klaren  Rechtsgrund- 
sätzen  widersprechen  (vgl,  Wilmowski  u.  Levy,  Kommentar  zur 
Zivilprozessordnung  und  Gerichtsverf&ssungsgesetz  S.  1213). 


Belgien. 

Rechtsprechimg  der  belgischen  Gerichtshofe. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Maurice  Vauthier^  Advokat  am  Appellhof  und  Cni- 

versitäts-Professor  zu  Brüssel. 

Attsland,  —  Akt  der  Souveränität,  —  ühxtiständigkeit  der  belgi- 
schen Gerichte. 

Ein  Individuum,  das  im  Dienste  des  unabhängigen  Kongostaates 
als  Zivilbeamter  fiir  eine  Zeit  von  drei  Jahren  stand,  war  anrück- 
geschickt  worden.  Vor  dem  Tribunal  zu  Brüssel  beantragte  es  Auf- 
lösung des  Vertrages  mit  Schadenersatz.  Das  Gericht  erklärte  sich 
schlechthin  für  unzuständig  in  der  Würdigung  der  Akte  eines  fremden 
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Staates:    ^ein    Staat    kann   nicht   der    Gerichtsbarkeit    eines    anderen 
Staates  unterworfen  werden^. 

Der  Appellhof  zu  Brüssel  drückte  sich,  obwohl  er  das  Urtheil 
bestXti^e^  weniger  kategorisch  aus.  Wohl  begründet  stützte  er  die 
UnziistXndigkeit  der  belgischen  Gerichte  auf  die  Natur  des  AkteS; 
den  der  fi>Nnde  Staat  vollzogen  hatte.  Die  also  verhandelte  Frage^ 
ob  ein  souveräner  Staat  grundsätzlich  der  Gerichtsbarkeit  eines  anderen 
unterworfen  sei^  wurde  vorsichtiger  Weise  vorbehalten:  ^Selbst  wenn 
man^  entgegen  dem  vom  Erstrichter  angenommenen  absoluten  Satze, 
die  Annahme  zulftsst,  dass  die  belgischen  Gerichte  zuständig  seien  in 
Bezug  auf  einen  fremden  Staat ,  der  mit  einer  Zivilperson  ins  Be- 
nehmen tritt  und  zivilrechtliche  Verträge  schliesst,  so  muss  man  doch 
entscheiden,  dass  diese  Gerichte  immer  unzuständig  sind,  wenn  man 
bei  ihnen  klagt,  um  Über  einen  Regierungsakt  zu  urtheilen,  der  von 
einem  ausländischen  Staate  in  Ausübung  seines  impermm  ausgeht,  so 
insbesondere,  wenn  es  sich  um  Ernennung  oder  Rückberufung  eines 
Beamten  handelt^  (Appellhof  von  Brüssel,  1.  Juli  1891,  Pasien  1891, 
2,  419;  V.  Bar  BA.  2  N.  581  S.  673). 

Zuständigkeit  der  belgischen  Gerichte  in  Bezug  auf  Ausländer.  — 
Ausländische  Oesellschaft.  —  Aufenthalt  in  Belgien, 

Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  52  §  2  des  Gesetzes  vom 
25.  März  1876*  können  die  Ausländer  vor  die  Crerichte  des  König- 
reichs geladen  werden,  wenn  sie  in  Belgien  einen  Wohnsitz  oder  einen 
Aufenthalt  haben. 

Die  Vorschrift  ist  auf  Gesellschaften  (Personenvereine  und 
juristische  Personen)  anwendbar  ebenso  wie  auf  Einzelpersonen.  Die 
Frage,  ob  ein  Aufenthalt  wirklich  besteht,  ist  eine  reine  Thatfrage. 
Eine  ausländische  Eiseubahngesellschaft,  deren  Gesellschaftssitz  in 
Paris  ist,  und  die  in  einer  belgischen  Stadt  (Lüttich)  einen  General- 
agenten hat,  der  jedoch  im  Bezirke  eines  anderen  belgischen  Gerichts 
(Charleroi)  eine  Eisenbahn  betreibt,  die  dort  Bahnhöfe,  Einrichtungen  etc. 
besitzt,  soll  als  daselbst  sesshaft  betrachtet  werden  und  gehört  folglich 
vor  das  eben  genannte  Gericht  (Appellhof  Brüssel,  14.  Februar  1891, 
Pasien  1892,  2,  210). 

2kiständigkeit.  —  Klage  eines  belgischen  Klägers  vor  einem  aus- 
ländischen Oerichte,  —  Verxicht  auf  die  belgische  Gerichtsbarkeit. 

Das  Gesetz  vom  25.  März  1876  über  die  Zuständigkeit  (Art.  52 
bis  54)  zählt  die  Fälle  auf,  in  denen  der  ELläger  seinen  ausländischen 
Gegner  vor  den  belgischen  Gerichten  verfolgen  kann.  Dieses  Recht 
kann  ihm  jedoch  verweigert  werden,  wenn  er  seine  Klage  vor  das 
ausländische  Gericht  gebracht  hat. 

Zwar  kann  der  beklagte  Ausländer  im  Einzelfalle,  wenn  er  gleich- 
seitig auch  in  Belgien  vor  Gericht  geladen  ist,  seinem  Gegner  nicht 
die  Einrede   der  Rechtshängigkeit   der  Sache    entgegenhalten    (welche 

6* 
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auf  den  Fall  beschrXnkt  ist,  wo  die  swei  angegangenen  Tnstanaen  awei 
Grerichten  desselben  Landes  angehören),  aber  er  kann  dem  Gegner, 
der  den  Streit  der  ausländischen  Gerichtsbarkeit  unterwarf,  seinen 
stillschweigenden  Verzicht  auf  das  Forum,  welches  das  belgische  Geseti 
ihm  gewährte^  als  Einrede  entgegensetzen.  Es  fragt  sich  daher  zu 
erwXgen,  ob  dieser  Verzicht  wirklich  stattfand,  worüber  das  Ermessen 
des  Bichters  entscheidet  Nach  der  Entscheidung  des  Brüsseler  Appell- 
hofes muss  dieser  Verzicht  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Er- 
klärung sich  klar  aus  den  Umständen  der  Sache  selbst  ergeben.  Im 
vorliegenden  Falle  entschied  er  entgegen  der  Entscheidung  des  Han- 
delsgerichts, dass  der  Kläger,  der  seiner  in  Kussland  gelegenen  Güter 
entsetzt  war,  seine  Wiedereinsetzung  in  dieselben  vor  dem  Gerichte  zu 
Kiiarkoff  betreiben  muss,  ohne  sein  Recht  au&ugeben,  anderswo  als 
in  Kussland  Klage  auf  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Schadens  zu  stellen 
(Trib.  von  Brüssel,  30.  Oktober  1890,  Pasien  1891,  8,  5  und  Appell- 
hof von  Brüssel,  80.  Dezember  1890,  Pasien  1891,  2,  159). 

CavUo  jvMcatum  söhn.  —  RSf&rS-  Verfahren, 

Kann  die  Cauiio  judicaium  aolvi  im  i2^/er^- Ver£fthren  vom  aus- 
ländischen Kläger  gefordert  werden?  Diese  Frage  ist  in  Belgien  be- 
stritten. Neuerdings  sind  widersprechende  Entscheidungen  exgangen. 
Indessen  scheint  in  Wissenschaft  und  Rechtsprechung  die  Verneinung 
der  Frage  zu  überwiegen.  (Für  die  Bejahung:  Trib.  von  Brüssel 
5.  September  1891,  Pasien  1892,  8,  45;  für  die  Verneinung:  Trib. 
von  Lüttich  31.  März  1892,  Pasien  1892,  3,  243.) 

CavMo  judicatum  solvi.  —  Handelssache.  —  BesteUung  als  Zivil- 

partei  vor  dem  ZuchtpoHzeigerieht. 

Die  Cautio  judicatum  solvi  hat  der  ausländische  Kläger  in  Handels- 
sachen nicht  zu  leisten  (Art.  16  Code  civil  und  428  der  Zivilprozess- 
ordnung). 

In  einem  dem  Zuchtpolizeigericht  von  Brüssel  unterliegenden  Falle 
waren  belgische  Kauf  leute  des  Vergehens  der  Nachbildung  beschuldigt. 
Der  Ausl&ider,  Opfer  der  Nachbildung,  bestellte  sich  als  Zivilpartei. 
Die  Beschuldigten  beantragten  Stellung  einer  cauiio  judicatum  solvi. 
Das  Gericht  entschied,  dass  die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des  Schadens, 
wegen  dessen  die  Zivilpartei  Beschwerde  fUhrte,  handelsrechtlicher 
Natur  sei,  dass  folglich  ein  Gebiet  vorliege,  auf  dem  der  Ausländer 
von  der  Leistimg  der  Elaution  befreit  sei,  dass  der  Umstand,  dass  die 
Klage  vor  ein  anderes  Gericht  als  das  Handelsgericht  gebracht  ist, 
eine  Abweichung  von  der  allgemeinen  Regel  nicht  gestatte  (Trib.  von 
Brüssel,  31.  Oktober  1890,  Pasien  1892,  2,  69). 

Ckzutio  judicatum  solvi.  —  Handelssache  in  der  Person  des  Klägers^ 

2iivilsache  in  der  des  Beklagten. 

Nach  Art.  16  des  Code  civil  und  Art.  453  der  ZivUprozessoidnimg 
ist    der   Ausländer    in    Handelssachen   von    der   Leistung    der   ea^uHo 
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judtcahim  sohl  befreit.  Wenn  jedoch  eine  Sache  nur  fUr  den  aus- 
ländischen Kläger  eine  Handelssache  ist  und  eine  Zivilobligation  für 
den  belgischen  Beklagten  bildet ,  so  hat  der  letztere  das  Recht,  die 
Kaution  zu  beanspruchen.  Dieser  Punkt  steht  in  der  belgischen  Recht- 
sprechung fest  (TVib.  von  Mons,  29.  November  1890,  Pasien  1891, 
3,  148). 

Arrest  —  Ausländer.  —  Onmd  der  Klage, 

Art.  52  des  Gesetzes  vom  25.  März  1875  erklärt  die  belgischen 
Gerichte  für  zuständig,  selbst  für  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Aus- 
ländem, wenn  es  sich  um  Klagen  auf  Gültigkeit  oder  Aufhebung  von 
Arresten,  die  im  Königreiche  ausgesprochen  wurden,  handelt.  Diese 
Zuständigkeit  besteht  selbst  in  dem  Falle,  wo  die  Gültigkeit  des 
Arrestes  bestritten  ist,  nicht  aus  Formgründen,  sondern  aus  denen  in 
der  Sache  selbst.  Das  Gesetz  drückt  sich  allgemein  aus,  und  hat  der 
Richter  nicht  die  Befugniss,  in  der  Bestimmung  seiner  Zuständigkeit 
zwischen  Form  und  Grund  zu  unterscheiden.  Von  dem  Zeitpunkt  an, 
wo  die  Verhandlung  über  einen  Arrest  begonnen  hat,  hat  der  Richter 
auf  eine  absolute  Art  über  den  Gnmd  des  Prozesses  zu  erkennen 
(Trib.  von  Antwerpen,  21.  November  1891,  Pasien  1892,  3,  89). 

Arrest.    —   DrittschiUdner.   —    Oegenstände,    Werthpapiere  und 

Summen,  die  sich  im  Ausland  befinden. 

Im  Falle  des  Arrestes  soll  der  Drittschuldner  nach  Art.  573  der 
Zivilprozessordnung  den  Grund  und  Betrag  seiner  Schuld  erklären. 
Nicht  kann  er  von  dieser  Erklärung  die  Werthpapiere  ausnehmen,  die 
sich  im  Auslände  befinden.  Der  Punkt,  ob  diese  Werthpapiere  von 
dem  Kläger  mit  Arrest  belegt  werden  können,  und  ob  der  Dritt- 
schuldner verpflichtet  ist,  sie  diesem  letztwen  herauszugeben,  bildet, 
wenn  nöthig,  den  Gegenstand  einer  besonderen  Verhandlung,  aber  kann 
den  DrittschuMner  nicht  von  der  Verpflichtung  befreien,  eine  voll- 
ständige Erklärung  abzugeben  (Trib.  von  Lüttich,  26.  März  1892, 
Pasien  1892,  3,  280). 

Arrest  beschlossen  gegen   einen  Ausländer.    —   Anwendung   des 
belgischen  Gesetzes.  —  Locus  regit  actum. 

Nach  Art.  560  der  Zivilprozessordnung  soll  der  in  die  Hände 
von  Personen,  die  nicht  in  Belgien  wohnen,  verfügte  Arrest  an  die 
Person  oder  am  Wohnorte  zugestellt  werden.  Der  Verwalter  eines  in 
Belgien  eröffneten  Konkurses  Hess  kraft  einer  belgischen  gerichtlichen 
Entscheidung  einen  Arrest  in  die  Hände  von  Personen  legen,  die  in 
Amsterdam  wohnen.  Der  Arrest  wurde  vollzogen  durch  den  Akt  eines 
Gerichtsvollziehers  zu  Amsterdam  und,  was  die  äusseren  Förmlichkeiten 
anlangt,  nach  den  Vorschriften  des  holländischen  Gesetzes.  Obwohl 
der  Arrest  vom  Gesichtspunkte  des  holländischen  Gesetzes  nicht  gültig 
war,    weil    die  Ermächtigung   dazu   von    einem   holländischen  Richter 
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nicht  g^eben  war^  imd  obwohl  er  vom  Gerichte  in  Amsterdam  ftLr 
nichtig  erklärt  wurde,  so  wurde  er  doch  vom  Tribunal  und  Appellhof 
zu  Brüssel  für  rechtswirksam  erklärt.  Der  Kassationshof  hat  diese 
Entscheidung  aus  nachstehenden  Gründen  bestätigt:  a)  die  Begel: 
locus  regit  actum  ist  nicht  verletat.  Dieser  Grundsatz  gilt  nur  für 
die  äusseren  Formen  der  Akte,  und  diese  Formen  wiuden  hier  be- 
rücksichtigt. Die  Ermächtigung  des  holländischen  Bichters,  welche  das 
holländische  Gesetz  erfordert,  ist  eine  äusserliche  Form,  auf  die  sich 
der  erahnte  Grundsatz  nicht  bezieht,  b)  Es  ist  eine  Grundregel  des 
belgischen  öffentlichen  Rechts,  dass  die  Urtheile  der  belgischen  Oe- 
richte  von  Rechtswegen  vollstreckbar  sind  ohne  irgend  eine  ergän> 
zende  Förmlichkeit  und  ohne  Mitwirkung  eines  ausländischen  Richters. 
c)  Die  Verletzung  des  ausländischen  Gesetzes  gibt  keinen  Grund  für 
die  Nichtigerklärung,  wofern  sie  nicht  zugleich  eine  Zuwiderhandlang 
gegen  das  belgische  Gesetz  enthält. 

Wir  zweifeln,  dass  diese  Erwägungen  endgültig  sind.  Anlangend 
den  Grundsatz:  ,jlocu8  regit  actum^  erscheint  der  Unterschied  zwischen 
den  äusseren  und  inneren  Förmlichkeiten  sehr  fein.  Wenn  die  Zu- 
stimmung des  Richters  eine  der  Bedingungen  für  die  GHlltigkeit  eines 
Arrestes  ist^  so  fällt  es  uns  schwer  zuzugeben,  dass  dieser  Arrest  in 
Ermangelung  dieser  Gestattung  als  ein  regelrechter  in  Betreff  der 
Form  betrachtet  werden  kann.  — 

Sehr  richtig  ist,  dass  die  Entscheidungen  der  belgischen  Gerichte 
von  Rechtswegen  vollstreckbar  sind,  aber  diesen  Vorzug  gemessen  sie 
nur  in  Belgpien,  und  die  Frage  war  gerechtfertigt,  ob  ein  belgisches 
Urtheil  thatsächlich  im  Auslande  vollstreckt  worden  war. 
Art.  560  der  Zivüprozessordnung  begnügt  sich  auszusprechen,  dass  der 
Arrest,  der  wirklich  im  Auslande  vollzogen  wurde,  der  Person  oder 
im  Wohnort  zugestellt  werden  soll ;  aber  indem  er  eine  Zustellung  im 
Auslande  erfordert,  schliesst  er  in  keiner  Weise  die  Anordnung  der 
ergänzenden  Förmlichkeiten  aus,  die  im  ausländischen  Gesetze  vorge- 
schrieben wären.  —  Gemäss  einer  stehenden  Rechtsprechung  glauben 
wir,  dass  im  vorliegenden  Falle  kein  Grund  zur  Nichtigerklärung 
vorlag,  weil  kein  belgisches  Gesetz  positiv  verletzt  worden  war.  Un- 
sere Bemerkungen  sind  gegen  die  vom  Richter  dem  Grunde  nach  er- 
gangene Entscheidung  gerichtet  (Kassationshof,  4.  Juni  1891,  Pasicn 
1891,  1,  162). 

Das  vorstehende  Urtheil  des  EiiBsationshofes  hat  wenigstens  in 
Belgien  zu  mehreren  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  Anlass 
gegeben  und  ziemlich  zahlreiche  richterliche  Entscheidungen  hervor- 
gerufen. Man  findet  sie  gesammelt  in  der  Bevtte  praUque  de  droit 
international  prw6  de  M.  BenS  Vincent,  Jahrgang  1890/91  8.  436 
bis  446. 
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Ans  der  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichtshöfe  ^). 

Mitgetheilt  von  Herrn  L.  Beattehetj  Professor  an  der  Universität  in  Nancy. 

Zivilproze88. 

OerichtUche  Klage.  —  Äicsländische  Regierung. 

Die  Agenten  einer  provisorischen  Begierung  haben  nur 
soweit  die  Fähigkeit  vor  Gericht  zu  stehen^  selbst  um  einstweilige 
VerfHgongen  bezüglich  der  im  Namen  der  nicht  bestrittenen  Begierung 
ihres  Landes  nach  Frankreich  kommandirten  und  dort  befindlichen 
Schiffe  zu  beantragen^  als  sie  nachweisen,  dass  diese  provisorische 
Regierung  gegenwärtig^  thataächlich  wenigstens^  gänzlich  an  Stelle 
der  Regierung  getreten  ist,  die  den  Vertrag  abgeschlossen  hat.  Dieser 
Beweis  wird  leicht  erbracht,  wenn  der  zwischen  den  beiden  Begierungen 
bestehende  Kampf,  dessen  Verlust  durch  die  eine  derselben  dekretirt 
wurde,  bis  jetzt  das  Einzige  bildet,  das  von  der  fi-anzösischeu  Begie- 
rung, bei  der  ein  voll  bevollmächtigter  Ministerresident  gesetzlich 
akkreditirt  ist,  anerkannt  wurde.  (Paris,  9.  Juli  1891,  RP.  1892 
S.  20.)  —  Diese  Entscheidung  wurde  mit  Bücksicht  auf  die  Schiffe 
erlassen,  die  von  der  Begierung  in  Chile,  deren  Präsident  Bohnaceda 
damals  der  unbestrittene  Chef  war,  nach  Frankreich  kommandirt  waren 
und  deren  Sequestration  die  provisorische  Begierung  der  Kongressisten- 
partei  beantrt^e.  —  Eine  vom  Präsidenten  des  Seinetribunals  im 
Rtfi6r^erfahren  erlassene  Ordonnanz  vom  18.  Juli  1891  {KP.  1892 
S.  28)  hat  in  demselben  Sinne  entschieden,  dass  die  Agenten  einer 
provisorischen  Begierung,  die  an  Stelle  der  bisherigen  getreten,  aber 
in  Frankreich  nicht  anerkannt  ist,  nicht  die  rechtliche  Befähigung 
haben,  Namens  dieses  fremden  Staates  Zustellungen  zu  machen  und 
Einwendungen  vorzubringen,  welche  sich  auf  den  Nachlass  oder  Vor- 
schüsse auf  Forderungen,  die  ihm  zustehen,  beziehen,  wenn  es  fest- 
steht, dass  ein  regelrecht  bei  der  französischen  Begierung  akkreditirter 
Vertreter  des  fremden  Staates  vorhanden  ist. 

Diplomatischer  Agent. 

Die  ausländischen  diplomatischen  Agenten  haben  während  der 
Dauer  ihrer  Mission  den  Gerichtsstand  nicht  vor  den  französischen 
Gerichten  und  kann  ihnen  keine  Vorladung  zu  denselben  zugestellt 
werden.  Die  Nichtigkeit  der  einem  diplomatischen  Agenten 
zugestellten  Ladung  ist  öffentlicher  Ordnung,  und  das  Grericht 
muss  sie  in  jedem  Stande  der  Sache  aussprechen,  selbst  wenn  sie  von 


1)  Abkürzungen:  2>.  P.  =  DdOoz  piriodique;  S.  =  Sirey;  P.  F,  = 
Pandectes  frangaises  periodiquea;  R.  P.  =  Bevue  pratique  de  droit  inter- 
noHmud  privi. 
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der  Partei  weder  behauptet  noch  beantragt  wird.  Andererseits  hört 
ein  Sekretär  der  ausländischen  Gresandtschaft  erst  von  dem  Tage  au^ 
offiziell  akkreditirt  zu  sein,  an  welchem  das  Aufhören  seiner  amt- 
lichen Stellung  dem  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  bekannt 
gegeben  ist.  (Trib.  Seine,  11.  Februar  1892,  RP.  1892  S.  113.)  — 
In  Wissenschaft  und  Bechtsprechung  lässt  man  allgemein  zu,  da« 
die  Immunität,  deren  die  diplomatischen  Agenten  geniessen,  der  An- 
nahme, dass  man  ihnen  eine  Vorladung  unmittelbar  bekannt  geben 
kann,  widerstrebt.  Man  muss  ihnen  gegenüber  wie  bezttglieh  der 
ausserhalb  des  Landesgebiets  wohnhaften  Personen  Yerfahren.  Ebenso 
wurde  entschieden,  dass  der  OerichtsyoUzieher,  der  die  Abschrift  einer 
Ladung  im  Gesandtschaftsgebäude  übergab,  disziplinar  strafbar  ist. 
(Trib.  Seine,  2.  Juli  1834.) 

CauHo  jvdicatum  solvi. 

1.  Die  Kaution  ,^jiidicatum  solvi^  muss  von  einer  Gesellschaft, 
die  aus  Ausländern  besteht,  geleistet  werden,  wenn  dieselbe 
einen  Franzosen  vor  einem  französischen  Zivilgericht  verfolgt,  selbst 
dann,  wenn  diese  Gesellschaft  in  Frankreich  errichtet  wurde,  hier 
ihre  Geschäfte  betreibt  und  ihren  gesellschaftlichen  Sitz  hat.  (Trib. 
P6rigneux,  6.  August  1891,  P.K  12.  5.  6.)  —  Diese  Entscheidung 
ist  jedoch  sehr  bestritten,  denn,  um  zu  beurtheilen,  ob  die  Kaution 
judicatum  solvi  von  einer  Gesellschaft  geschuldet  wird,  muss  man  nicht 
die  Staatsangehörigkeit  der  verschiedenen  Glieder,  aus  denen  sich  diese 
moralische  Person  zusammensetzt,  in  Betracht  ziehen,  sondern  die 
Staatsangehörigkeit  der  moralischen  Person  selbst.  Da  sich  im  vor* 
liegenden  Falle  der  gesellschaftliche  Sitz  und  der  materielle  Mittel- 
punkt der  Geschäfte  in  Frankreich  vereinigt  findet,  so  kann  kein 
Zweifel  über  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschaft  entstehen.  Sie 
war  die  französische  und  als  solche  befreit  von  der  ELaution  „jWt- 
eaiwn  solm^. 

2.  Der  Ausländer,  der  einen  Gegenstand  mit  der  Eigenthums- 
klage  fordert,  der  zu  einem  Nachlass  gehört,  an  den  die  Erben  die 
Siegel  haben  anlegen  lassen,  hat  die  Bolle  des  Klägers  und  kann  des- 
halb zur  Leistung  der  Kaution  y^judicatum  aolvi^  gezwungen  werden. 
(Trib.  Nizza,  23.  Dezember  1890.)  —  Diese  Entscheidung  entspricht 
der  Bechtsprechung,  welche  den  Ausländer,  der  die  von  einem  IMtten 
mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  als  Eigenthümer  beansprucht,  der 
Leistung  der  Kaution  jttdicatum  solvi  unterwirft. 

Zuständigkeit, 

1.  Der  Beklagte,  welcher  im  Zeitpunkt  der  ihm  zugestellten 
Ladung  Franzose  ist  und  nachher  seine  Staatsangehörigkeit 
ändert,  kann  keinen  Einwand  aus  seiner  neuen  ausländischen  Eigen- 
schaft ableiten,  um  beim  französischen  Bichter  zu  beantragen,  sich  für 
unzuständig  zu  erklären,  unter  dem  Verwände,    dass   es  sich  um  eine 
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StfttiiBfrage  zwischen  KISger  tmd  Beklagten  handle,  ob  der  eine  oder 
andere  AoBländer  sei.  (Orleans,  16.  März  1892,  S.  92.  2.  106.)  ~ 
Das  nämliche  Urtheü  entscheidet  entsprechend  der  Bechtsprechnng, 
dasB  die  französischen  Gerichte,  welche  mit  einer  Streitigkeit  zwischen 
Ausländem  befiisst  sind,  sich  selbst  von  Amtswegen  für  unzuständig 
erklären  können. 

2.  Wenn  es  auch  den  Franzosen  gestattet  ist,  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  auf  das  ihnen  zustehende  Recht  zu 
verzichten,  ihre  Streitigkeiten  durch  die  Gerichte  Frank- 
reichs entscheiden  zu  lassen,  so  soll  dieser  Verzicht  doch  ge- 
wiss sein  und  kann  nur  aus  Thatsachen  geschlossen  werden,  die  in 
dieser  Richtung  eine  förmliche  Absicht  kund  geben.  Folglich  kann 
dieser  Verzicht  nicht  daraus  abgeleitet  werden,  dass  Franzosen  eine 
Handelsgesellschaft  im  Auslande  gegründet  hätten,  namentlich  dann, 
wenn  der  Gesellschaftsakt  die  Bezeichnung  eines  Sitzes  der  Gresell- 
schaft  im  Auslande  nicht  enthält,  und  dass  im  Gegentheil  nach  Ab- 
sicht der  vertragschliessenden  Parteien  von  ihnen  gewählte  Schiedsrichter 
alle  aus  ihrer  Gesellschaft  sich  ergebenden  Streitigkeiten  entscheiden 
sollten.  (Pau,  8.  Juni  1891,  D.P.  92.  92.  91.)  Die  in  den  Akt 
eingereihte  schiedsrichterliche  Klausel  scheint  uns  einen  Verzicht  auf 
die  Entscheidung  durch  französische  Gerichte  zu  enthalten,  wenn  der 
Akt,  um  den  es  sich  handelt,  im  Auslände  errichtet  ist  und  wenn  die 
schiedsrichterliche  Klausel  den  ausländischen  Schiedsrichtern  die  Auf- 
gabe übertragt,  künftige  Streitigkeiten  zu  entscheiden.  (Paris,  9.  März 
1887,  D.P.  88.  2.  49.) 

3.  Die  Bestimmung  des  Art.  14  B.G.B.,  nach  welcher  der  Aus- 
länder, selbst  wenn  er  nicht  in  Frankreich  wohnt,  wegen 
Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  die  er  mit  Franzosen  in 
Frankreich  oder  sogar  im  Auslande  eingegangen  hat,  vor 
die  französischen  Gerichte  geladen  werden  kann,  ist  auch 
auf  juristische  Personen  anwendbar  und  insbesondere  auf  Gesell- 
schaften ebenso  wie  auf  Individuen.  Wenn  sich  also  eine  Gesell- 
schaft, indem  sie  zum  Begeben  und  zur  Anlegung  ihrer  Schuldtitel 
die  Ermächtigung  gibt,  gegenüber  Dritten,  die  demgemäss  Inhaber  der- 
selben werden,  verpflichtet,  ihnen  die  mit  den  Titeln  ausgegebenen 
Zinsscheine  zu  bezahlen,  so  sind  die  französischen  Grerichte  zuständig, 
um  über  eine  ELlage  zu  erkennen,  die  von  französischen  Inhabern 
solcher  Schuldtitel  gegen  eine  spanische  Gesellschaft  dahin  erhoben 
ist,  dass  die  mit  den  Titeln  ausgegebenen  Zinsscheine  bezahlt  werden, 
selbst  dann,  wenn  die  französischen  Inhaber  der  Titel  nicht  die  ersten 
Inhaber  derselben  waren.  (Paris,  9.  März  1892,  D.P.  92.  2.  284.)  — 
Die  Rechtsprechung  gestattet  in  ständiger  Weise,  dass  der  Art.  14 
B.G.B.  auf  G^esellsohaften  mit  juristischer  Persönlichkeit,  ebenso  gut 
wie  auf  Individuen  anwendbar  ist.  Jedoch  soll  die  Anwendung  des 
Ajrt.  14  naturgemäss  auf  die  Gesellschafter  unter  denselben  Bedingungen 
stattfinden^  wie  auf  Individuen,  das  heisst,  es  muss,  damit  dieser  Ar- 
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tikel  angerufen  werden  kann^  einerseits  die  ^age  von  einem  Fran- 
zosen  erhoben,  andererseits  die  Schuldverbindlielikeit  beattglich  des 
Ursprungs  mit  einem  Franzosen  eingegangen  sein.  Indessen  gestattet 
die  Bechtspreehnng  gegenwirtig,  dass  der  Franzose,  welcher  Zessionar 
eines  verkXuflichen  Werthpapiers  ist,  das  von  einem  AuslSnder  anf 
einen  AuslSnder  gezogen  ist,  zum  Unterschied  von  dem  Zessionar 
einer  gewöhnlichen  Schuldverbindlichkeit^  den  Art.  14  geltend  machen 
und  den  Ausllinder,  auf  den  gezogen  wurde,  vor  die  Gerichte  in 
Frankreich  laden  kann;  hienach  geht  der  die  Papiere  Ausgebende 
eine  direkte  Verpflichtung  mit  allen  Inhabern  ein,  nicht  nur  mit  dem 
ersten  Inhaber,  sondern  auch  mit  denjenigen,  auf  die  er  seinen  Titel 
überträgt     (Paris,  80.  Juni  1888,  D.P,  89.  2.  88.) 

4.  Wenn  auch  die  gegenseitige  Unabhängigkeit  der  Staaten  ein 
wesentlicher  Omndsatz  des  Völkerrechts  ist,  und  wenn  sich  auch 
hieraus  ergabt,  dass  eine  Staatsregierung  in  Bezug  auf  die  einge> 
gangenen  Verbindlichkeiten  der  Jurisdiktion  eines  ausländischen 
Staates  nicht  unterworfen  werden  kann,  so  muss  eine  Ausnahme  von 
diesem  Ghrundsatze  in  dem  Falle  Platz  greifen,  wenn  eine  Staats- 
regierung die  ausländische  Jurisdiktion  bestimmt  für  den  Einselfall 
akzeptirt  hat.  (Trib.  Seine,  80.  Juni  1891,  P.F.  92.  5.  5.)  — 
Die  Rechtsprechung  entscheidet  allgemein,  dass  ein  ausländischer 
Staat,  der  yon  einer  Staatsregierung  vertreten  wird,  niemals  vor  ein 
französisches  Gericht  wegen  Verbindlichkeiten  geladen  werden  kann« 
die  er  mit  einem  seiner  Staatsangehörigen  eingegangen  hat.  Aber  eine 
gewisse  Zahl  von  Schriftstellern  unterscheidet  nach  der  Natur  und  dem 
Karakter  des  Aktes,  auf  Grund  dessen  die  Verbindlichkeit  entstanden 
ist.  Sie  entscheiden,  dass  dieser  Akt  der  Würdigung  der  französischen 
Gerichte  unterworfen  ist,  ob  er  von  der  Staatsregierung  innerhalb  der 
Sphäre  ihrer  politischen  Befugnisse  errichtet  woiden  ist.  Im  Geg^i- 
theil  lassen  sie  die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  zu,  wenn 
der  Akt  von  der  ausländischen  Begierung  in  der  Eigenschaft  ein«' 
Privatperson  errichtet  wurde,  als  f<Üiig,  wie  jede  andere  Person  es 
wäre,  Bechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  einzugehen,  oder 
wenn  kein  Grund  besteht,  dem  fremden  Staate  eine  Immunität  sn  be- 
willigen, die  anderen  Schuldnern,  dem  französischen  Staate  selbst  ver- 
weigert wird. 

5.  Die  französischen  Gerichte  sind  selbst  gegenüber  Ausländem 
zuständig,  um  die  Richtigkeit  der  Form  einer  einstweiligen  Beschlag- 
nahme zu  würdigen,  die  in  Bezug  anf  ein  ausländisches  Schiff  voll- 
zogen wird.  (Douai,  22.  Januar  1890,  RP.  1891  S.  398.)  Die 
Rechtsprechung  steht  in  diesem  Sinne  fest. 

6.  Der  Beklagte  kann  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  selbst 
dann  entgegensetzen,  wenn  er  vorher  im  R6f<6r^verfahren  die  Zustän- 
digkeit der  französischen  Gerichte  angenommen  hat,  falls  seine  Zu- 
stimmung in  dieser  Hinsicht  durch  den  Umstand^  dass  sein  €l^ner 
die  Eigenschaft  eines  Franzosen  angenommen  hat,    ungültig  geworden 
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war.  (Donai^  22.  Janaar  1890  a.  a.  0.)  —  Wenn  in  der  That  der 
Ausländer  ansdrücklich  oder  BtUlscliweigend  auf  die  Einrede  der  Un- 
zuBtftndigkeit  veraichten  kann  und  wenn  eine  Vermutiiung  dafür  sprielit^ 
dass  er  es  thut^  da  er  sie  bei  Beginn  der  Verhandlung  nicht  geltend 
machte  so  muss  man  doch  einen  Vorbehalt  bezüglich  des  Falles  machen, 
wo  seine  stillschweigende  Zustimmung  in  Folge  eines  durch  die  Hand- 
lungen des  Gregners  begangenen  lerthums  ungültig  wird. 

7.  Ist  die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte,  die  mit 
einer  Streitigkeit  zwischen  Ausländern  befasst  sind,  rein 
fakultativ,  so  haben  sie  das  Recht  und  selbst  die  Pflicht,  über  den 
Streit  za  erkennen,  insbesondere  bezüglich  einer  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  und  zwar  alle  Mal,  wenn  in  Folge  Ungewissheit, 
die  in  Beeng  auf  den  Wohnsitz  der  beklagten  Partei  besteht,  für  die 
klägerische  Partei  Unmöglichkeit  bestände,  Richter  zu  finden.  (Trib. 
Seine,  25.  Mai  1891,  RP.  1891  S.  405.)  —  Eine  andere  Kammer 
desselben  Oeriehts  hat  im  Gfegensatz  dazu  ausgesprochen,  dass  die 
französischen  Glerichte  unzuständig  sind  und  dass  sie  sich  Ton  Amts- 
wegen für  unzuständig  erklären  sollen  in  Bezug  auf  eine  Ehesohei- 
dungssache  zwischen  ausländischen  Ehegatten,  wenn  sie  nicht  ermäch- 
tigt worden  waren,  ihren  Wohnsitz  in  Frankreich  zn  nehmen.  (Trib. 
Seine,  22.  Juni  1891,  RR  1891  S.  405.)  —  Der  Widerspruch 
der  beiden  Entscheidungen  zeigt,  welche  Unsicherheit  in  der  fran- 
zösischen Rechtsprechung  in  Ermangelung  gesetzlicher  Regelung  der 
Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  in  den  Prozessen  zwischen 
Ausländem  besteht. 

8.  Der  Verzicht  eines  Franzosen  auf  die  Rechtswohlthat  des 
Art.  14  Code  cwil  ergibt  sich  nicht  daraus,  dass  er,  vorgeladen  vor 
die  ausländischen  Gerichte  und  verurtheilt  durch  ein  Versäumnissur- 
theil,  Berufung  eingelegt  und  zur  Sache  selbst  vor  dem  ausländischen 
Appellhof  verhandelt  hat,  insbesondere  dann,  wenn  er  Verwahrung 
eingelegt  und  förmliche  Vorbehalte  gemacht  hat,  indem  er  nur  gleich- 
sam gezwungen  vor  dem  ausländischen  Oeridite  handelte.  (Paris, 
26.  Januar  1891,  RP.  1892  S.  91.)  —  Die  Grundsätze,  welche  in 
Frankreich  befolgt  werden,  sind  dieselben  wie  in  anderen  Ländern, 
wo  die  Beohtspreehnng  für  den  Staatsangehörigen  das  Recht,  auf  die 
nationale  Jurisdiktion  zu  verzichten,  in  dem  Falle,  dass  sie  ihm  er- 
worben ist,  ausspricht  und  diesen  Verzicht  nicht  aus  dem  Umstände 
allein  ableiten  lässt,  dass  die  Gerichte  eines  anderen  Landes  mit  dem 
Streite  hehtut  wären. 

9.  Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  eine 
Klage  eines  Gläubigers  selbst  von  ausländischer  Staatsangehörig- 
keit zu  erkennen,  die  sich  auf  den  Nachlass  eines  Ausländers  be- 
zieht, auch  wenn  er  im  Auslande  gestorben  war,  falls  er  im  Zeitpunkte 
seines  Todes  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  hatte.  (Paris,  8.  De- 
zember 1891,  RP.  92.  2.  69.) 

10.  Art.  59  §  6  der   franz.    Zivilprozessordnung,    der  bezüglich 
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des  NachlasMB  eines  Erblassers  das  (Bericht  des  Orts,  wo  die  Erih 
Schaft  eröffiiet  wurde,  d.  h.  das  Gerieht  seines  WohnsitEes  f^  n- 
ständig  erklärt,  ist  «iwendbar,  wenn  es  sich  mn  den  Nachlass  eines 
Ausländers  handelt,  anch  wenn  er  im  Auslände  gestorben  ist,  fidk 
ans  den  Umständen  des  Falles  hervorgeht,  dass  er  seinen  Wohnsiti 
in  Frankreich  hatte.  Die  Thatsache,  dass  er  im  Jahre  1870  das 
fransösische  Land  in  Folge  der  gegen  die  in  Frankreich  wohnhaften 
Deutschen  verordneten  Austreibung  verlassen  hatte,  enthält  nicht  notli- 
wendig  ein  Au%eben  des  vorher  in  Frankreich  anfge«chlag«o«B 
Wohnsitses.     (Trib.  Bebe,  8.  Dezember  1891,  RP,  1892  8.  69.) 

Die  Austreibungsverordnung  begründete  in  der  That  kein  uiibe 
diagtes  Hindemiss  dafür,  dass  die  Deutschen,  die  von  der  Verord- 
nung betro£Een  wurden  (es  handelte  sich  um  den  Herzog  von  Btsud* 
schweig)^  ihren  Wohnsitz  in  Frankreich  behielten.  Diese  Poltiei' 
massregel,  welche  durch  die  politischen  umstände  nothwendig  geworden 
war,  konnte  nur  eine  der  Zeit  nach  vorübergehende  Dauer  haben  nnd 
wurde  einige  Monate  nachher  durch  die  Bestimmungen  des  Frank- 
furter Friedens  wieder  angehoben. 

Ausländische  ürtheile. 

1.  Die  von  einem  ausländischen  Gerichte  gegen  einen 
Franzosen  zu  Gunsten  eines  Ausländers  erlassenen  gericht- 
lichen Entscheidungen  sind  in  Bezug  auf  den  in  Frankreich  be- 
antragten Vollzug  der  Revision  seitens  der  französischen  Ge- 
richte unterworfen,  welche  berechtigt  und  verpflichtet  sind^  sie  so- 
wohl bezüglich  der  Form  als  auch  der  Sache  zu  prüfen.  Folglich 
ist  der  ausländische  Kläger  zum  Zwecke  des  Vollzuges  dadurch  allein, 
dass  er  Kläger  ist,  verpflichtet,  dem  mit  der  Klage  befftssten  Gerichte 
nicht  nur  die  rechtlichen  und  thatsächlichen  Voraussetzungen  kennean 
zu  lassen,  unter  denen  das  geltend  gemachte  ürtheil  erlassen  wurde, 
sondern  auch  alle  gesetzlichen  Wirkungen,  die  sein  Vollzug  nach  sieh 
ziehen  soll  nach  dem  ausländischen  G^esetze,  selbst  wenn  in  dem  u 
Bede  stehenden  ürtheile  keine  Erwähnung  davon  gethan  ist.  Insbe- 
sondere kann  der  Ausländer,  der  ein  ausländisches  ürtheil,  das  eke 
Verurtheilung  zu  den  Kosten  gegen  mehrere  Parteien  ausspricht,  in 
Frankreich  für  vollstreckbar  hat  erklären  lassen,  gegenüber  den  firan- 
zösischen  Schuldnern  nicht  die  Solidarität  geltend  machen^  die  eine 
Vorschrift  des  ausländischen  Gresetzes  von  Rechtswegen  an  diese  Ver- 
urtheilung knüpft,  wenn  die  Solidarität,  von  der  im  ausländischen  Ür- 
theil nicht  die  Sprache  bt,  nicht  von  dem  vor  dent  französischen  Ge- 
richte die  Vollstreckbarkeit  beantragenden  Kläger  gefordert  wurde. 
Jedoch  soll  diese  Solidarität  im  Gegentheil  wirksam  sein,  obwohl  sie 
nicht  ausdrücklich  durch  das  ausländische  ürtheil  ausgesprochen  Wr 
wenn  der  die  Vollstreckbarkeit  beantragende  Kläger  in  den  Antrlgen 
vor  dem  französischen  Gerichte  erklärt  hatte,  dass  diese  Wirkung  Ton 
Bechtswegen   vom    ausländischen    Gesetze    an   die   von    ihm   erwirkte 
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VemrdieQimg  geknüpft  ist  imd  das  Gericht  yerordnet  hat^  dass  diese 
Yemrtheilimg  in  Früakreich  vollstreckbar  ist.  Die  VoUstreckbarkeits- 
erklämng  soll  dann  so  betrachtet  werden^  als  wftre  sie  dem  auslän- 
dischen Urtheile  mit  der  Solidarität,  welche  es  nach  sich  zieht,  be- 
willigt worden.  (Cass.,  9.  Februar  1892,  S.  92.  1.  201.)  Diese 
Lösungen  sind  übereinstimmend  mit  dem  in  der  Bechtsprechung  zuge- 
lassenen Grundsätze;  nach  dem  die  französischen  Gerichte  das  Recht 
haben,  dem  Grunde  nach  das  ausländische  Urtheil  zu  prüfen,  dessen 
Vollstreckbarkeit  beantragt  wird. 

2.  Eine  ausländische  Entscheidung  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung,  erlassen  in  Abwesenheit  der  beiheiligten  Personen,  kann 
in  Frankreich  nicht  die  Rechtswirksamkeit  einer  entschiedenen  Sache 
(res  judieaia)  erlangen.  Eine  gleiche  Entscheidung,  hätte  sie  selbst 
die  Natur  eines  ausländischen  Urtheils,  kann  in  Frankreich  nur  voll- 
streckt werden,  wenn  sie  mit  der  Vollstreckbarkeitserklärung 
versehen  ist,  welche  die  französischen  Gerichte  ihr  verweigern 
müssen,  da  das  Recht  sich  zu  vertheidigen  fa/udicUur  et  altera  pars) 
zur  öflfentlichen  Rechtsordnung  gehört  (Amiens,  26.  November  1891, 
S.  92.  2.  97.) 

3.  Die  Vollstreckbarkeitserklärung  muss  kraft  des  Grundsatzes 
öffentlicher  Ordnung  einem  ausländischen  Urtheil  verweigert 
werden,  das  in  formellem  Widerspruch  zu  einer  franzö- 
sischen richterlichen  Entscheidung  steht,  die  gleichfiJls  voll- 
streckbar ist.  Insbesondere  ist  dies  der  Fall,  wenn  nach  Einweisung 
von  Universalvermächtnissnehmem,  die  in  einem  eigenhändig  ge- 
schriebenen Testamente  eingesetzt  sind,  der  französische  Richter  die 
Herausgabe  von  Werthpapieren  angeordnet  hat,  die  sich  in  Händen 
eines  Depositars  befinden,  und  wenn  die  Vollstreckbarkeit  für  ein 
ausländisches  Urtheil  beantragt  ist,  das  dem  nämlichen  Depositar  die 
Herausgabe  derselben  Werthpapiere  an  andere  Universalvermächtniss- 
nehmer,  die  in  einem  späteren  eigenhändig  geschriebenen,  im  Auslande 
gefandenen  Testamente  eingesetzt  sind,  verordnet.  (Gass.,  18«  No- 
vember 1891,  &  92.  1.  52.) 

Handelerecht. 

Zusammenstoss  van  Schiffen» 

Die  Verantwortlichkeit  des  Rheders  eines  Schiffes  für  den 
Schaden,  der  durch  ein  anderes  Schiff  in  Folge  eines  Zusammenstosses 
durch  Schuld  des  Kapitäns  des  enternden  Schiffes  auf  offsnem  Meere 
entstanden  ist,  leitet  sich  nicht  aus  einem  vom  ELapitän  begangenen 
Qoasidelikt  ab.  Denn  wenn  das  enternde  und  geenterte  Schiff  ver- 
schiedenen Staaten  angehören,  wird  die  Sache  nach  dem  Gesetze  des 
Orts,  wo  der  Aufrragsvertrag  geschlossen  wurde,  das  ist  nach  dem 
persönlichen  Gtesetse  des  Rheders  oder  dem  Gesetze  der  Flagge  des 
enternden    Fahrzeuges,    bezüglich    des    Umfangs    des    erlittenen 
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Schadens  benrtheilt*  Folglich  wird,  im  Falle  der  Znsammenstoes  ein«; 
fraiiBöüschen  8ehi£PeB  mit  einem  englischen  dnrch  das  schnldhafte  Ver- 
fahren des  KapitXns  des  letsteren  veranlasst  ist,  dem  englischen  Rhedfr 
nicht  bewilligt;  von  der  Befngniss  des  Abandon  des  ScJiiffea  Gehrsnd 
Btt  machen,  nm  sich  der  Yerantwortliehkeit  ftlr  den  Unfall  zu  ent- 
ziehen,  da  das  englische  Gfesetz  keine  dem  Art.  216  des  firans.  H.6.B. 
analoge  Bestimmung  enth&lt.  (Cass.,  4.  November  1891 ,  Annaks  dt 
commerce,  1892  8.  65.)  —  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  spriclit 
sich  ebenso  aus  wie  der  Kassationshof  in  Bezug  auf  das  G^etz  dfr 
Flagge  des  enternden  Schiffes,  das  mit  dem  persönlichen  Gresetie  des 
Rheders  des  genannten  Schiffes  zusammenfiQlt. 

Schiffamäkler. 

Der  französisch-mssiscfae  Vertrag  vom  1.  Aprü  1874,  dessen  Be- 
stimmungen von  einem  Englttnder  kraft  der  Vertragsklausel  fiber 
die  meist  begünstigte  Nation,  die  sich  in  dem  französisch-englischa 
Vertrage  vom  28.  Februar  1882  befindet,  angerufen  werden  könneo. 
gibt  den  russischen  KapitXnen  nur  die  Rechte  der  französischen  Kapi- 
täne. Wenn  sie  also  einen  Rückgriff  an  einen  BevollmSchtigt^i 
wegen  verschiedener  Handlungen  in  der  Führung  des  Schiffes  haben, 
so  muss  der  letztere  nothwendiger  Weise  gemftss  dem  Art.  80  des 
französischen  H.O.B.  ein  Mäkler  sein.  (Trib.  Bordeaux^  10.  April 
1890,  R.P.  1891  S.  396.) 

Schutzmarken, 

1.  Das  Wort  j^eompaund^ ,  das  „Mischung^  bedeutet  und  nur  die 
Qualität  eines  Erzeugnisses  bezeichnet,  kann  nicht  die  ausachliesflende 
Wirkung  beanspruchen,  welche  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Juni 
1857  den  Namen  und  Bezeichnungen  zukommt,  die  eine  unterscheideDde 
Natur  haben.  Der  Umstand^  dass  dies  Wort  einer  fremden  Sprache 
angehört,  ist  unerheblich  und  verleiht  ihm  nicht  einen  besonderen 
Werth,  zumal  es  feststeht,  dass  dies  Wort  in  der  französischen  Inda- 
strie  üblich  ist  und  dass  es  hier  in  die  Kategorie  der  generellen 
Namen  gehört,  die  ein  ausschliessendes  Recht  nicht  begründen  können 
(Paris,  26.  November  1890,  RR  1891  S.  421.)  —  Die  einer  fremden 
Sprache  entlehnten  Worte  und  Ausdrücke  können  unzweifelhaft  in 
Frankreich  ebenso  gut  als  Schutzmarken  dienen,  wie  ein  französiacbe» 
Wort.  Indessen  sind  es  thatsächliche  Umstände  in  jedem  EinzelfsUe. 
welche  die  Lösung  bestimmen  sollen.  Ebenso  nach  M.  PouiUei  (üeber 
die  Schutzmarken  Nr.  59):  „Wenn  das  Wort  in  keiner  Beziehimg. 
wir  sagen  nicht  in  unsere  Sprache,  aber  in  unsere  Handelsgewohn- 
heiten aufgenommen  wurde,  wenn  es  in  gebräuchlicher  Anwendung 
ist  und  wenn  es,  mit  einem  Worte,  bei  uns  wie  eine  Benennung  der 
Phantasie  betrachtet  werden  kann,  tragen  wir  kein  Bedraken,  an^' 
nehmen,  dass  es  den  Gegenstand  eines  Privateigenthums  bilden  kano* 
Anders  würde   es   im  entgegengesetzten   Falle   sein.^  —  Ein    Urtheil 
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des  Tribunals  der  Seine  vom  25.  April  1891  (&P.  1891  S.  422) 
hat  in  Folge  davon  ausgesprochen;  däss  ein  in  einer  ausländischen 
Sprache  allgemein  übliches  Wort  (Bodega)  Gegenstand  eines  Privat- 
eigenthums  als  Schutzmarke  in  Frankreich  sein  kann,  wenn  dies  Wort 
nicht  eine  noth wendige  Bezeichnung  ist,  sondern  im  Gregentheil  ftlr  den 
französischen  Klienten  eine  reine  Phantasiebezeichnung  bildet. 

2.  Art.  6  der  Uebereinkunft  vom  20.  März  188  3  muss 
in  dem  Sinne  ausgelegt  werden^  dass  die  Schutzmarke  so  ge- 
schützt werden  soll,  wie  sie  im  Ursprungslande  hinter- 
legt wurde;  d.  h.  ohne  dass  es  möglich  ist;  sie  zu  ändern.  (Trib. 
Seine,  18.  Juni  1891;  RP.  1892  S.  115.)  —  Die  in  Frankreich 
herrschende  gleichwohl  sehr  bestrittene  Doktrin  ist;  dass  der  Kaufiotiann 
oder  Fabrikant;  der  im  Auslande  seinen  Geschäftssitz  hat;  in  Bezug 
auf  seine  Schutzmarke;  wenn  er  sie  in  Frankreich  hinterlegt  hat, 
nicht  mehr  Recht  haben  kann  als  in  seinem  Ursprungslande.  Was 
Gegenstand  des  Schutzes  in  Frankreich  sein  kann,  ist  nur  daS;  was 
im  Auslande  geschützt  ist.  Wenn  also  die  in  Frankreich  eingeführte 
Marke  im  Ursprungslande  nicht  oder  nicht  mehr  geschützt  ist,  so  kann 
sie  aucb  nicht  den  Gregenstand  eines  Privateigentbums  in  Frankreich 
bilden. 

Ausländisches  Schiff. 

1.  Nach  Art.  215  des  franz.  H.G.B.  kann  das  zum  Abgehen 
fertige  (segelfertige)  Schiff  nicht  mit  Besehlag  belegt  werden;  ausge- 
nommen ftlr  Schulden;  die  zum  Behufe  der  anzutretenden  Reise  ge- 
macht wurden.  In  diesem  letzteren  Falle  hindert  die  Sicherheitsstel- 
lung für  diese  Schulden  die  Pfändung.  BUenach  wurde  entschieden;  dass 
die  Frage;  ob  der  SchutZ;  den  Art.  215  dem  segelfertigen  Fahr- 
zeuge gewährt;  auch  auf  ausländische  Schiffe  anwendbar 
ist;  nach  den  Ortsgebräuchen  und  nach  dem  Grundsatze  der  Gegen- 
seitigkeit gelöst  werden  muss.  (Trib.  Havre;  22.  Dezember  1890; 
iZ.P.  1891  S.  897.)  —  In  Bezug  auf  diese  Frage  wurden  andere 
Systeme  vorgeschlagen.  Nach  einer  Meinung;  die  übrigens  gegen- 
wärtig in  Frankreich  aufgegeben  zu  sein  scheint;  entscheidet  maU; 
dass  der  Art.  215  ein  Vorzugsrecht  der  Staatsangehörigkeit  bildet 
und  dass  die  ausländischen  Schiffe  die  Unpfändbarkeit;  welche  der 
Artikel  zu  Gunsten  des  segelfertigen  Schiffes  bestimmt;  nicht  geltend 
machen  können.  Nach  einer  anderen  Ansicht  verleiht  man  dem 
Art  215  einen  reellen  Karakter;  der  ihn  auf  alle  Schiffe  ohne  Aus- 
nahme der  Staatsangehörigkeit  anwendbar  macht.  Endlich  behaupten 
Andere;  dass  man  in  dieser  Frage  dem  Gesetze  der  Flagge  des  Sohiffas 
folgen  muss. 

2.  Die  französische  Jurisdiktion  soll  nur  nach  dem  französischen 
Gesetze  erkennen;  wofern  nicht  entgegengesetzte  Vereinbarungen 
unter  den  Parteien  bestehen.  Der  französische  Versicherer;  der 
eben  ausländischen  Kapitän  kraft  Art.  14  Cbde  cn^  auf  Schadens- 
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ersfttz  wegen  Unthätigkeit  bei  der  Bergang  der  Ladan^  vor  die 
fraxuEdfliflchen  Gerichte  ladet,  kann  auf  ihn  nicht  das  aoslCndische  Ge- 
setz, das  des  Landes,  wo  der  Befrachtungsvertrag  (CharU-pariie)  abge- 
schlossen wurde,  anwenden.  (^IVib.  Nantes,  3.  Mai  1890,  ILP,  1891 
8.  401.) 

Ausländische  Oesellschaft 

Aus  Art.  2  des  Dekrets  vom  24.  Mai  1872  und  Art  3  d& 
Reglements  der  öffentlichen  Verwaltung  vom  6.  Dezember  1872  er- 
gibt sich,  dass,  wenn  eine  ausländische  Oesellschaft  in  Frank- 
reich Obligationen  ausgibt,  die  Zahl  der  Titel,  welche  der 
Stempelpflicht,  üebertragung  und  Einkommensteuer  unterliegen, 
nicht  unter  ^/^^  des  Anleihekapitals  sein  kann.  Unerheblich  ut,  daäs 
die  Verausgabung  in  Wirklichkeit  nur  für  eine  Zahl  von  Obligationen 
geschehen  ist,  die  geringer  ist  als  ^/^^  des  Kapitals.  Die  oben  er- 
wähnten Vorschriften  unterwerfen  die  ausländischen  Gesellschaften  der 
Steuer  in  Bezug  auf  eine  bestimmte  Quote  ihres  Kapitals  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Bedeutung  der  wirklich  ausgeführten  Geschäfte,  deren 
Gregenstand  ihre  Titel  gewesen  sein  können,  bestimmen  eine  Pauschal- 
summe und  das  Minimum,  das  sie  angeben,  liegt  der  Verwaltung  wie 
den  Gesellschaften  ob.  (Trib.  Seine,  8.  August  1890,  RP.  1891 
S.  424.) 

Strafrecht. 

Verjährung. 

Die  Verjährung  wird  unterbrochen  gegen  das  Individuum,  das  in 
Frankreich  durch  Versäumnissurtheil  verurtheilt  und  ins  Ausland  ge- 
gangen ist.  Es  kann  an  die  französischen  Behörden  nur  nach  Er- 
stehung der  ihm  im  Lande  der  Zuflucht  auferlegten  Strafe  ausgeliefert 
werden.  (Caön,  4.  Juni  1891,  R.R  1891  S.  415.)  —  Wenn  ein 
Individuum  im  Auslande  nicht  wegen  einer  im  Auslande  begangenen 
strafbaren  Handlung  festgehalten  ist,  so  kann  es  immittelbar  an  die 
firanzösbchen  Behörden  ausgeliefert  werden.  Zu  entscheiden,  dass  die 
Verjährung  in  Folge  der  für  die  Staatsanwaltschaft  bestehenden  Un- 
möglichkeit, gegen  dasselbe  wegen  einer  Zuwiderhandlung,  die  ihm  in 
Italien  zur  Last  gelegt  ist,  vorzugehen,  nicht  unterbrochen  wird,  hiesse 
zu  der  in  Wahrheit  unsittlichen  Folgerung  zu  gelangen,  dass  dies 
Individuum,  indem  es  im  Auslände  ein  neues  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen begeht,  sich  dem  Vollzuge  des  in  Frankreich  gegen  es  ear- 
gangenen  Urtheils  hätte  entziehen  können,  während  es  dann,  wenn 
es  durch  ein  ehrenhaftes  Leben  seine  Vergangenheit  wieder  gut  zn 
machen  suchte,  die  Folgen  davon  nicht  wUrde  umgehen  können. 
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Niederlande. 

Berieht  Ober  nieder! ändisehe  Beehtsprechang  in  Bezug  auf 
internationales  Priyat-  und  Strafreelit  aus  den  Jahren  1890 

und  1891. 

Mitgetheüt  von  Herrn  H.  J.  A,  Mulder^  Doktor  der  Rechte  im  Haag  (Holland), 
Mitglied  der  Gesellschaft  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  in  Paris. 

A.  Zivilrecht. 
Ehevertrag;  Erbrecht. 

Der  niederländische  Richter  anerkennt,  dass  Fremde  sich  auf  ihr 
SkUiäum  personale  herafen  können.  Das  eheliche  Güterrecht  Premder 
wird  beurtheilt  nach  dem  Gesetze  des  Landes  der  Eheschliessung. 

Die  Meinung,  dass  das  Gesetz,  welches  das  ausländische  Ehe- 
güterrecht regelt,  nicht  ausser  den  Grenzen  des  fremden  Landes  geltend 
gemacht  werden  kann,  ist  ohne  Grund. 

Wo  das  fremde  Gesetz  zur  Anwendung  kommt  in  Bezug  auf  eine 
Erbschaft,  ist  das  Recht  auch  anwendbar  auf  die  hier  zu  Lande  ge- 
legenen Immobiliargüter  der  Erbschaft. 

Bezirkstribunal  zu  Groningen,  24.  Januar  1890;  Weekblad  van 
het  Recht  Nr.  5911. 

Gründe:  „Dass  der  niederländische  Gesetzgeber  durch  die  Be- 
stimmung des  Art.  6  des  Gesetzes,  enthaltend  allgemeine  Normen  der 
Gesetzgebung  für  das  Königreich,  wonach  die  Gesetze  in  Bezug  auf  die 
Rechte,  Personalstand  und  die  Kompetenz  der  Personen,  die  Nieder- 
länder binden,  auch  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten,  das  Per- 
sonalstatut anerkannt  hat,  und  dass  Art.  9  desselben  Gesetzes  als 
stehend  zu  erachten  ist,  dass  das  Zivilrecht  für  das  Königreich  das- 
selbe ist  sowohl  für  Fremde  als  für  Niederländer,  wenn  das  Gresetz 
nicht  ausdrücklich  das  Gegentheil  annimmt,  Fremde  aber  nicht  ausge- 
schlossen sind  von  dem  Genuss  des  Personalstatuts; 

dass  Kläger  und  Beklagte  Fremde  sind,  und  doch  nicht  bewiesen 
ist  oder  angeführt  worden,  dass  die  Beklagten  naturalisirt  sind,  oder 
solche  Umstände  vorliegen,  wonach  Fremde  mit  Niederländern  gleich- 
gestellt worden  sind,  in  Folge  dessen  sie  in  Niederland  Fremdlinge 
geblieben  sind; 

dass  ihr  Ehegüterrecht  folglich  beherrscht  wird  durch  das  Gesetz 
des  Landes  der  Eheschliessung,  sodass  der  Kläger  sich  nicht  auf 
niederländisches  Recht  berufen  kann; 

dass  der  Meinung,  wonach  angenommen  wird,  dass  die  Polizeiord- 
nung  der  Stadt  Münster  nicht  ausser  den  Grenzen  wirken  kann,  die 
Art.  6  und  10  des  G^etzes  enthaltend  allgemeine  Normen  der  Qe- 
eetzgebimg  für  das  Königreich  entgegenstehen,  welche  in  gewissen 
Fällen  die  Ausführung  des  fremden  Gesetzes  dem  niederländischen 
Richter  auferlegen.^ 

Zelttebitft  f.  Intern.  PriTftt>  n.  Strafreoht  ete.,  Band  III.  7 
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Nationalität,  Natu/raUsation, 

Das  Bezirkstribunal  zu  Rotterdam  hat  am  16.  Januar  1889  er- 
kannt (Weekblad  van  het  Recht  Nr.  5689): 

Eine  verheirathete  niederlftndische  Frau  kann  nur  durch  eine 
persönliche  Handlung  ihre  NationalitKt  verlieren;  als  eine  solche 
betrachtet  das  niederlKndische  Gesetz  ihre  Verheirathung  mit  einem 
Ausländer. 

Wenn  sie  das  nicht  gethan  hat^  ist  sie  in  Bezug  auf  ihr  Per- 
sonalstatut nur  dem  niederländischen  Gesetz  und  der  Jurisdiktion 
des  niederländischen  Richters  unterworfen. 

Desshalb  kann^  obwohl  ihre  Ehe  durch  Urtheil  des  fremden 
Richters  gelöst  worden  ist,  die  Scheidung  der  Ehe,  was  die  Frau  an- 
geht, nicht  anerkannt  werden. 

Der  Gerichtshof  zu  Arnhem  urtheilte  ebenso,  als  er  erkannte,  dass 
eine  verheirathete  niederländische  Frau  gegen  ihren  Willen  nicht  ihrer 
Nationalität  deshalb  verlustig  angesehen  werden  kann,  weil  ihr  Ehe- 
gatte im  Auslande  naturalisirt  und  ihr  auf  sein  Gesuch  die  Naturali- 
sation verliehen  worden  ist.  (G^ichtshof  zu  Arnhem,  16.  Mai 
1890;  Weekblad  van  het  Recht  Nr.  5894.) 

Der  oberste  Gerichtshof  aber  hat  mit  ürtheil  vom  20.  März 
1891  (Weekblad  van  het  Recht  Nr.  6006)  dem  Revisionsrekurse  Folge 
gegeben  und  zwar  in  Erwägung: 

„dass  laut  Art.  9  Nr.  1  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  die  nieder- 
ländische Staatsangehörigkeit  verloren  wird  durch  die  Naturalisirong 
im  Auslande,  dass  das  bürgerliche  Gesetzbuch  also  nicht,  wie  in  Art  10 
des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1850  (Staatsblad  Nr.  44)  geschieht,  fordert, 
dass  die  fremde  Naturalisation  akzeptirt  worden  ist  imd  ebenso  wenig, 
wie  im  Urtheil  des  Gerichtshofes  angenommen  wird,  nöthig  ist,  daas 
die  Person,  für  welche  die  Naturalisation  nachgesucht  wird,  zu  diesem 
Gesuche  selbst  mitwirkt  oder  die  Naturalisation  später  ausdrücklich 
approbirt; 

dass  vielmehr  die  Thatsache,  dass  ein  Niederländer  im  Auslande 
zufolge  der  dort  geltenden  Gesetze  naturalisirt  wird,  zur  Folge  hat, 
dass  er,  was  den  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  angeht,  die  Qualität 
eines  Niederländers  verliert,  wenigstens  so  klar  und  so  wie  hier  durch  die 
Thatsachen  bewiesen  ist,  dass  die  betreffende  Person,  bekannt  geworden 
mit  der  Verleihung  der  Naturalisation,  sich  dagegen  weder  durch 
Wort  noch  durch  That  widersetzt  hat; 

dass  diese  Meinung  aus  dem  Wortlaut  von  Art.  9  Nr.  1  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  hervorgeht,  und  also  übereinstimmt  mit  dem 
Grund  dieser  Gresetzbestimmung,  welche  vermöge  ihrer  Geschichte  keine 
andere  ist  als  diese,  dass  die  Thatsache  allein  der  Erhaltung  der 
Fremdennationalität  unvereinbar  ist  mit  der  Qualität  und  den  Pflichten 
der  niederländischen  Staatsangehörigkeit,  so  dass  eine  doppelte  Nationali- 
tät vorkommen  würde. 
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B.  Handelsrecht. 
Ausländische  Handekgesellschaft;  Firmenrecht. 

Die  Handelsgesellschaft  unter  einer  Firma,  welche  ihren  Sitz  in 
Belgien  hat,  besitzt  nach  dem  belgischen  Gesetze  vom  18.  Mai  1873 
Art.  2  eine  eigene  juristische  Persönlichkeit.  Nach  Art.  111  dieses 
Gesetzes  bleibt  sie  als  Kechtsperson  fortbestehen,  auch  in  Bezug  auf 
ihre  Liquidation.  Fremde,  welche  vor  dem  niederländischen  Richter 
auftreten,  sind  der  hier  zu  Lande  geltenden  Prozessordnung  unter- 
worfen. 

Eine  Handelsgesellschaft,  den  Bestimmungen  des  Art.  6  der  Z  vil- 
prozessordnung  gemäss  auftretend,  repräsentirt  alle  Theilhaber;  also 
kann  ein  Mitglied  in  dieser  seiner  Qualität  nicht  als  interrenirende 
Partei  in  dem  Prozess,  worin  die  Handelsgesellschaft  schon  repräsentirt 
worden  ist,  zugelassen  werden. 

Gerichtshof  zu  s' Hertogenbosch  5.  August  1890  (Weekblad  van 
het  Becht  Nr.  5926). 

WecliseL 

Eine  in  Belgien  tmterzeichnete  und  ausgegebene  Schrift  lautend: 
„Dovrnik,  18.  Nov.  1889,  gut  ftlr  500  fr.  Den  ....  1890  werde  Ich 
zahlen  an  den  Herrn  E.  d.  M.  oder  ordre  die  Summe  von  500  frs. 
für  Bechtshülfe.  (Grezeichnet  A.  W.  Casino.)  Amsterdam"  muss  als 
ein  rechtsgültiges  BiUet  d  ordre  erachtet  werden.  Wer  ein  solches 
Billet  unterzeichnet  hat,  kann  zur  Zahlung  angehalten  werden  an 
jedem  Tag  des  angegebenen  Jahres  nach  der  Wahl  des  Gläubigers. 

Das  Bezirkstribunal  in  Amsterdam  zog  in  seiner  Entscheidung 
vom  10.  März  1891  (Weekblad  van  het  Becht  Nr.  6060)  in  Er- 
wägung: 

„Dass  die  streitige  Urkunde  in  Belgien  gezeichnet  und  ausgegeben 
ist,  und  also  nach  Art.  10  der  allgemeinen  Vorschriften,  was  die  Form 
betrifft,  nach  dem  belgischen  Gesetze  beurtheilt  werden  muss; 

dass  in  Art.  84  des  belgischen  Handelsgesetzbuches  die  formellen 
E2rfordemisse  also  festgesetzt  sind: 

Le  bittet  d  ordre  est  date, 

II  inonce:  la  somme  d  payer,  le  nonU  de  celui  d  Vordre  de  qui  il 
est  souscrü,  V&poque  d  laqueüe  le  payement  doit  s'iffectuer.  A  difaut 
d'indieation  ii^poque,  le  billet  est  payable  d  vtte,^ 

C.  Prozessverfahren. 

Klagen  im  Handelsgeschäfte. 

Die  Bestimmung  von  Art  814  der  niederländischen  Zivilprozess- 
Ordnung  lässt  dem  ELläger  die  Wahl,  in  Handelsgeschäften  die  Klage 
aasustellen  entweder  vor  dem  Gerichte  des  Orts  des  Vertragsabschlusses 
oder  des  Liefernngs-  bezw.  des  Zahlungsortes.    Dies  ist  auch  anwend- 

7* 
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bar;  wenn  der  Beklagte  Fremder  ist  nnd  hier  an  Lande  keinen  Wohn* 
sitz  hat 

Gerichtshof  an  Amsterdam;  19.  Joni  1891.  Weekblad  van  het 
Recht  Nr.  6083. 

CatUio  jtuUcatum  söhn. 

Die  Verpflichtung  von  Art.  152  der  uiederlindischen  Ziyilprosefls- 
Ordnung  tritt  im  Sinne  ihres  Wortlautes  nicht  ein^  wenn  ein  Fremder 
mit  einfachem  Request  die  KonkurserklKrung  eines  NiederlXnders  be- 
antragt. 

Beairkstribunal  in  Amsterdam,  28.  Oktober  1890,  Weekblad  Tan 
het  Recht  Nr.  6001. 

Kompetenz. 

Der  niederlttndische  Richter  ist  nicht  kompetent  in  der  Ent- 
scheidung über  eine  Erbschaftsforderung  und  in  einem  Verfahren  sur 
Liquidation  und  Theilung  einer  ELinterlassenschaft  eines  Niederllbdders, 
der  im  Auslande  gestorben  ist  und  dort  seinen  Wohnsiti  hatte. 

Gerichtshof  zu  Amsterdam,  10.  Dezember  1890  (Weekblad 
van  het  Recht  Nr.  5971);  konform  einem  Urtheil  im  gleichen  Sinne 
des  Bezirkstribunals  zu  Amsterdam  vom  31.  Dezember  1889  (Week- 
blad Tan  het  Recht  Nr.  5862). 

Zeugenvernehmung  auf  Requisition  eines  niederländischen  Biehters 

im  Auslände, 

Der  niederländische  Richter  ist  in  einem  Tor  ihm  anhSngig  ge- 
machten Prozess  befugt,  eine  ZeugeuTemehmung  dem  ausländischen 
Richter  aufzutragen. 

(Bezirkstribunal  'sHertogenbosch,  15.  Mai  1891;  Weekblad  Tan 
het  Recht  Nr.  6044). 

Das  Bezirkstribunal  beschloss,  dass  eine  Rogatoire  Kommission  Über- 
reicht werden  sollte,  folgenden  Inhalts:  „Das  Bezirkstribunal  zu  Amster- 
dam hat  die  Ehre,  das  Amtsgericht  oder  jede  kompetente  Autoritftt 
zu  bitten,  vernehmen  zu  wollen  oder  Ternehmen  zu  lassen  den  Zeugen 
N.  N.  zu  Karlsruhe,  und  über  dessen  Aussage  Protokoll  aufnehmen 
zu  wollen  über  folgende  Punkte,  worüber  Beweis  zugelassen  ist  durch 
Urtheil  dieses  Tribunals  d.  d.  10.  Oktober  1890^. 

Beweiskraft  ausländischer  UrtheHe. 

Ein  von  einer  ausländischen  befugten  Autorität  geflültes  Urtheil 
hat  auch  hier  zu  Lande  Beweiskraft  in  Bezug  auf  die  darin  festge- 
stellten Thatsachen.  Bezirkstribunal  in  Rotterdam,  24.  Juni  1891 
(Weekblad  Tan  het  Recht  Nr.  6070). 

Gründe:  „Weil  ein  authentisches  Aktenstück  nicht  nur  gegenüber 
den  Personen,  welche  darin  Parteien  sind,  sondern  auch  im  Allge- 
meinen beweiskräftig  ist  und  dass  dies  auch  der  Fall  ist  in  Bezug 
auf  eine  Akte,    welche  im  Auslände  nach  dem  dort  geltenden  Gesetze 
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und  durch   die   dort    angestellte   kompetente  Autorität    ist   ausgestellt 
worden." 

Beweis. 

Ein  Prozessverbal  einer  Zeugeavemehmung  durch  die  kompetente 
Autorität  in  Böhmen  ist  nicht  beweiskräftig  vor  dem  niederländischen 
Richter. 

Gerichtshof  zu  Amsterdam^  20.  März  1891.  (Weekblad  van  het 
Recht  Nr.  6084.) 

Gründe:  Weil  es^  als  nicht  den  Gesetzesbestimmungen  über 
Zeugnissablegung  gemäss^  niemals  als  Zeugnisserklärung  geltend  ge- 
macht werden  kann. 

KonatoMrung  ausländischer  Oesetxesvorschriften  durch  die  Konsuln 

nicht  beweiskräftig. 

Die  Erklärung  eines  niederländischen  Generalkonsuls^  betr.  die 
im  Auslande  am  Ort  seiner  Residenz  geltenden  gesetzlichen  Verord- 
nungen und  Gebräuche;  ist  nicht  gesetzlich  beweiskräftig  vor  dem 
niederländischen  Richter. 

(Bezirkstribunal  zu  Rotterdam^  28.  Juni  1890:  Weekblad 
van  het  Recht  Nr.  5902). 

Das  Tribunal  begründete  sein  Urtheil  auf  die  Thatsache,  dass 
kein  einziges  Gesetz  oder  gesetzliche  Verordnung  einer  solchen  Er- 
klärung Beweiskraft  gibt. 

Ärrestbeschlagndhme. 

Der  niederländische  Richter  ist  kompetent  gegen  einen  Fremden, 
welcher  hier  kein  Domizil  hat,  einem  anderen  Fremden  gegenüber, 
welcher  hier  ebenso  wenig  Wohnsitz  hat,  Arrestbeschlagnahme  zu 
gestatten. 

(Bezirkstribunal  zu  Groningen,  18.  Juli  1890;  Weekblad  van 
het  Recht  Nr.  6064.) 

Das  Tribunal  gründete  seine  Entscheidung  auf  Art.  9  des  Ge- 
setzes enthaltend  allgemeine  Gesetzesbestimmungen  für  das  Königreich, 
wo  gesagt  wird,  dass  das  bürgerliche  Recht  des  Königreichs  dasselbe 
ist  für  Niederländer  und  Fremde,  solang  das  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lich das  Gtegentheil  bestimmt  hat,  und  darauf,  dass  in  Art.  764  der 
Zivilprozessordnung  das  Gfesetz  jedem  Gläubiger  erlaubt,  ohne  schrift- 
lichen Beweis  und  ohne  vorgehenden  Befehl  des  Tribimals  Beschlag 
auf  die  Güter  des  Schuldners  zu  legen,  welcher  kein  festes  Domizil 
im  Königreiche  hat,  während  weder  da  noch  irgendwo  anders  das 
Gresetz  diese  Befiigniss  an  Fremde  versagt;  dass  Art.  127  der  Zivil- 
prozessordnung, dem  Niederländer  die  Macht  gebend  gegen  einen 
Fremden  ohne  Domizil,  nicht  derogirt  den  Art.  9  der  allgemeinen  Be- 
stimmungen, sondern  vielmehr  umgekehrt  aus  Art.  9  folgen  muss,  dass 
auch  der  Fremde  die  Befagniss,  welche  Art.  127  dem  Niederländer 
giebt,  anrufen  kann;  dass,  wenn  ein  fremder  Gläubiger  beftigt  ist  zur 
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Be8chlagleg:iing  nach  Art.  764  der  ZivilproBessordniingy  er  das  Reckt 
80  wie  der  Niederländer  ausUben  darf  gegen  Fremde,  welche  Gfifter 
in  Niederland  besitzen  ohne  dort  festen  Wohnsitz  zn  haben;  dAss  das 
Recht  eines  Fremden  gegenüber  einem  Fremden  nicht  ein  Priyilegiinn 
ist,  da  niemals  davon  die  Rede  sein  kann,  wenn  einem  fremden  Gläu- 
biger ein  Recht  gegeben  wird  gegen  einen  fremden  Schuldner,  dies 
nnr  der  Fall  sein  würde,  wenn  unter  ganz  gleichen  Umständen  an 
einen  Fremden  ein  Recht  gegeben  werden  sollte,  das  einem  anderen 
verweigert  würde.     (Weekblad  van  het  Recht  Nr.  6069). 

Offenkundigkeit 

Offenkundigkeit  kann  nicht  als  Beweis  geltend  gemacht  werden, 
dass  jemand  ohne  Erlaubniss  des  Königs  sich  in  fremden  Militärdienst 
begeben  hat,  in  Folge  dessen  er  seine  Qualität  als  Niederländer  ver- 
loren hat.  Für  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Beweismittels  ist  nöthig, 
dass  die  kompetente  Autorität  erklärt,  dass  eine  solche  Erlaubniss 
nicht  nachgesucht,  oder  zwar  nachgesucht,  aber  abgewiesen  wurde,  zu- 
sammenhängend mit  dem  Beweis,  dass  der  Betreffende  dessen  unge- 
achtet dem  fremden  Militärdienst  beigetreten  ist. 

(Bezirkstribunal  zu  Rotterdam,  8.  Mai  1890;  Weekblad  van  het 
Recht  Nr.  5909.) 

Oesierreich. 

Rechtsprechung  der  österreichischen  Gerichtshofe. 

Zuständigkeit  für  Ehetrennungsgesuehe  von  Ausländem. 

Die  Österreichischen  Gerichte  sind  zur  Annahme  und  Entscheidung 
über  ein  einverständliches  Ehetrennungsgesuch  von  Ehegatten,  welche 
ihren  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  im  Sprengel  des  angerufe- 
nen Grerichtshofes  hatten,  auch  dann  zuständig,  wenn  beide  Ehegatten 
Ausländer  sind,  ihre  Ehe  im  Auslande  geschlossen  haben  und  zur  Zeit 
der  Einbringung  des  Gesuchs  im  Auslände  domiziliren  (Entsch.  des 
obersten  G.H.  vom  10.  November  1891  Ziff.  13572^  Jur.  Bl.  1892 
8.  204  f.). 

Das  Oberlandesgericht  erachtete  die  Zuständigkeit  des  angegange- 
nen k.  k.  Landesgerichts  in  Wien  nicht  gegeben,  weil  der  Ehemann 
ungarischer  Staatsbürger  sei  und  weil  derselbe  zur  Zeit  der  Einbrin- 
gung des  Gesuches  nicht  mehr  in  Wien  domizilirte,  abgesehen  davon, 
dass  das  österreichische  bürgerliche  Recht  nur  für  österreichische  Staats- 
bürger (§  1  a.  b.  G.B.)  und  für  Ausländer  nur  ausnahmsweise,  wenn 
sie  in  Oesterreich  Rechtsgeschäfte  unternommen  haben  (§§  35  und  36 
a.  b.  G.B.)  in  Anwendung  zu  kommen  hatte,  demnach  Über  die  Tren- 
nung einer  im  Auslande  von  nicht  mehr  in  Oesterreich  domizüirenden 
Ausländem  (einem  Ungarn  und  einer  Preussin)  geschlossenen  Ehe  von 
österreichischen  Gerichten  nicht  erkannt  werden  könne. 
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Der  oberste  Gerichtshof  hat  jedoch  in  Stattgebung  des  Revi- 
sionsreknrses  aa%ehoben,  in  der  Erwägung,  ^dass  die  von  dem  Ober- 
landesgerichte von  Amtswegen  wahrgenommene  Inkompetenz  des  k.  k. 
Liandgerichts  in  Wien  keineswegs  vorliegt;  da  ausgewiesen  ist;  dass 
die  Eheleute;  welche  allerdings  nicht  österreichische  Staatsbürger  sind 
und  die  Ehe  im  Auslande  geschlossen  haben;  ihren  letzten  gemein- 
schaftlichen Wohnsitz  in  Wien  gehabt  haben  (§  14  a  u.  letztes  Alinea 
Z.J.N.)  und  dass  überdies  beide  Ehegatten  sich  in  dieser  Angelegen- 
heit der  Kompetenz  des  k.  k.  Landgerichts  in  Wien  unterworfen  haben; 
dass  somit  die  Vorschriften  der  §§  47  u.  48  der  Z.J.N.  hier  Anwen- 
dung finden;  auch  keiner  der  im  zweiten  Absätze  dieser  beiden  Para- 
graphen bezeichneten  AusnahmsftUe  yorhanden  ist." 

Ist  die  Bestirmnung  des  §  406  a.  G.O.  auf  den  im  Inlande  als 
Kläger  auftretenden  k.  preuss,  Fiskus  anwendbar? 

Entscheidung  des  obersten  O.H.  vom  10.  August  1892  Z.  9764. 
Bestätigung  der  den  Bescheid  des  k.  k.  städt.  del.  Bezirksgerichts  der 
inneren  Stadt  I  Wien  vom  30.  April  1892  Zahl  16081  lediglich  im 
Kostenpunkte  abändernden  Entscheidung  des  k.  k.  Oberlandesgerichts 
in  Wien  vom  14.  Juni  1892  Zahl  7598. 

Das  vom  Geklagten  B.  gestellte  Begehren  auf  Verhaltung  des 
k.  preuss.  Fiskus  zur  Leistung  einer  Klagskaution  in  dessen  wider 
ihn  wegen  Zahlung  von  91  Mk.  70  Pf.  bei  dem  k.  k.  städt.  del. 
Bezirksgerickte  der  inneren  Stadt  I  Wien  anhängig  gemachten  Rechts- 
streite wurde  von  dem  genannten  Gerichte  nach  durchgeführtem  Neben- 
streite abgewiesen;  weil  die  Begüterung  des  k.  preuss.  Fiskus  zweifel- 
los feststeht;  daher  auch  im  Erzherzogthume  Oesterreich  unter  der 
Enns  sattsam  kundbar  ist;  und  weil  die  Bestimmung  des  §  406  a.  0.0. 
im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  Anwendung  finden  kann.  Der  Spruch 
über  die  Kosten  dieses  Nebenstreites  aber  ist  der  Entscheidung  des 
Hauptstreites  vorbehalten  worden. 

Von  den  beiderseits  dagegen  überreichten  Rekursen  war  nur  jener 
des  klägerischen  Fiskus  im  Kostenpunkte  von  Erfolg  begleitet;  indem 
die  zweite  Instanz  in  Abänderung  dieses  Theiles  des  angefochtenen 
Bescheides  den  Geklagten  in  den  binnen  14  Tagen  bei  Exekutions- 
vermeidung an  den  klägerischen  Fiskus  zu  leistenden  Ersatz  der 
Kosten  des  Nebenstreites  und  des  Rekurses  verfällte,  weil  es  an  jedem 
Grunde  fehlt;  die  vom  Kläger  in  unberechtigter  Weise  verursachten 
Kosten  von  der  in  der  Hauptsache  zu  fällenden  Entscheidung  abhängig 
zu  machen;  tmd  weil;  da  der  Kläger  in  dem  selbständig  zu  behandeln- 
den Inzidenzstreite  obsiegt  und  der  Geklagte  vollständig  unterliegt; 
gemäss  §  401  a.  G.O.  und  §  24  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1874 
R.G.B1.  Nr.  69  die  Bedingungen  zur  VerfäUung  der  Geklagten  in  den 
Ersatz  der  Gerichtskosten  gegeben  sind.  Dagegen  wurde  über  den 
gegen  die  Abweisung  des  Kautionsbegehrens  gerichteten  Rekurs  des 
G^lagten   der   erstrichterliche  Bescheid    in    der    Erwägung   bestätigt; 
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dass  im  BeBtande  der  Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes 
▼om  16.  Februar  1892  Z.  1411  und  der  von  den  Revidenten  der 
k.  Gerichtskasse  zu  Breslau  dem  B.  ausgestellten,  mit  der  Le- 
galisirungsklausel  des  k.  Landgerichts  Breslau  vom  10.  MXrz  1892 
versehenen  Vollmacht  die  Befiigniss  der  für  den  k.  preuss.  Fiskus 
einschreitenden  Personen  zur  Vertretung  des  letzteren  als  ausge- 
wiesen zu  halten  ist,  dass  der  preuss.  Staat,  als  im  Sinne  des  §  406 
a.  0.0.  kundbar  sattsam  bemittelt  anzusehen  ist,  weil  es  notorisch 
ist  und  darüber  nicht  der  geringste  Zweifel  bestehen  kann,  dasa  der 
preuss.  Staat  hinreichend  Vermögen  und  Einkommen  besitzt,  um  die 
O^richtskosten  ersetzen  zu  können,  und  weil  im  Hinblick  auf  die  das 
g^enseitige  Beziprozitfttsverhttltniss  regelnden  und  verbttrgend^i  Be- 
stimmungen des  Hofdekretes  vom  18.  Hai  1792  J.O.S.  Nr.  16  vom 
18.  Januar  1799  J.O.S.  Nr.  452  und  vom  15.  Februar  1805  J.6.8. 
Nr.  714  und  der  mit  dem  JJIi.-Erla88  vom  28.  März  1880  Z.  3938 
bekannt  gegebenen  §§  660  und  661  der  deutschen  Z.F.O.,  dann  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  k.  preuss.  Fiskus  durch  Anbringung  der 
Klage  der  Jurisdiktion  der  österr.  Oerichte  sich  freiwillig  unterworfen 
hat,  keineswegs  vorliegt,  dass  das  Urtheil,  welches  über  den  mit  der 
oberwähnten  Klage  eingeleiteten  Prozess  von  dem  österr.  Oerichte  er- 
lassen wird,  insofern  mit  demselben  der  klägerische  k.  preuss.  Fiskus 
zum  Ersätze  der  Oerichtskosten  an  den  Greklagten  verhalten  würde, 
zwangsweise  nicht  vollstreckt  werden  könnte,  endlich  dass  die  Vor- 
schrift des  §  406  a.  O.O.,  welche  nicht  die  Absicht  hat,  dem  Rechts- 
suchenden  die  gerichtliche  Oeltendmachung  seines  Anspruches  zu  er- 
schweren, in  dem  Falle,  wo  die  Voraussetzung  der  Oeföhrdung  des 
Beklagten  in  Betreff  der  Forderung  des  Ersatzes  seiner  Prozesskosten 
nicht  genügend  begründet  erscheint,  nicht  zur  Anwendung  gebracht 
werden  kann. 

Ueber  den  Revisionsrekurs  des  Oeklagten  wurde  die  nur  in  dem 
abändernden,  den  Kostenzuspruch  betreffenden  Theile  angefochtene 
und  anfechtbare  obergerichtliche  Entscheidung  von  dem  obersten  Oe- 
richtshofe  mit  Hinweisnng  auf  die  richtige  oberlandesgerichtliche  Be- 
gründung bestätigt. 

Ist  die  Partei  verpflichtet,  die  einem  von  Amtswegen  erlassenen 
Sequisitiansschreiben  beigeschlossenen  Beilagen  auf  eigene  Kosten 

übersetzen  xu  lassen? 

Entscheidung  des  oberst.  O.H.  vom  21.  April  1892,  Z.  5091. 
Das  Kreisgericht  in  Trient  hat  in  einer  Vormundschaftsangelegen- 
heit  das  Landesgericht  Oraz  um  Einvernahme  einer  sich  in  Oraz  auf- 
haltenden betheiligten  Person  ersucht  und  dem  in  italienischer  Sprache 
abgefassten  Ersuchschreiben  mehrere  Beilagen  ebenfalls  in  italienischer 
Sprache  angeschlossen.  Da  das  Landesgericht  Oraz  die  Beistellung  einer 
deutschen  Üebersetzung  des  Ersuchschreibens  und  der  Beilagen  desselben 
fUr  den  Fall  abverlangte,   als  es  nicht  ermächtigt  werden  würde,   die 
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in  Bede  stehenden  Uebersetznngen  anf  Kosten  der  Partei  besorgen  zn 
lassen,  hat  sich  das  Kreisgericht  Trient  an  das  Oberlandesgericht  mit 
der  Bitte  gewendet,  das  Nöthige  vorzukehren,  damit  das  erwähnte  Er- 
suchschreiben  seiner  Erledigung  zugeführt  werde.  In  Erledigung  die- 
ses Berichtes  hat  das  Oberlandesgericht  die  erste  Instanz  beauftragt, 
die  Beilagen  ihres  Ersuchschreibens  an  das  Landesgericht  in  Graz  auf 
Kosten  der  ansuchenden  Partei  übersetzen  zu  lassen. 

Deber  den  Sekurs  der  letzteren  hat  nun  der  oberste  Grerichtshof 
die  angefochtene  oberlandesgerichtliche  Verordnung  aufgehoben  und 
dem  Landesgerichte  in  Graz  aufgetragen,  unter  Abstandnahme  von  dem 
an  das  Kreisgericht  in  Trient  gerichteten  Ersuchen  mit  der  ordnungs- 
massigen  Erledigung  des  Requisitionsschreibens  unverzüglich  vorzu- 
gehen; dies  in  der  Erwägung,  dass  die  Sprache,  in  welcher  die  Ge- 
richtsbehörden unter  einander  zu  verkehren  haben,  eine  die  Parteien 
nicht  berührende,  innere  Angelegenheit  der  Gerichtsbehörden  bildet, 
dass  die  Einvernehmung  des  X.  von  Amtswegen  angeordnet  wurde, 
dass  der  Partei  die  Beibringung  von  Uebersetznngen  keineswegs  auf- 
gebürdet werden  kann,  und  dass  vielmehr  dem  requirirten  Gerichte  die 
Pflicht  obliegt,  sich  von  dem  Inhalte  des  Requisitionsschreibens  sammt 
Beilagen  im  geeigneten  Wege,  nöthigenfalls  auf  Kosten  des  eigenen 
Amtspauschales,  Kenntniss  zu  verschaffen.  (Allg.  österr.  Gerichtszeitg. 
1892  S.  319). 

Sietierpflicht  ausländischer  Aktiengesellschaften. 

Eine  ausländische  Aktiengesellschaft  wird  von  dem  Zeitpunkte 
an,  da  sie  aus  ihrem  im  Geltungsgebiete  des  Einkommensteuer-Paten- 
tes verwendeten  Vermögen  ein  Einkommen  bezieht,  einkommensteuer- 
pilichtig,  wenn  sie  auch  ein  Geschäft  betreibt,  ohne  die  Zulassung  in 
Oesterreich  im  Sinne  der  kaiserl.  Verordnung  vom  29.  Nov.  1865 
(R.G31.  S.  127)  erwirkt  zu  haben,  weil  nach  dem  Einkommensteuer- 
Patente  die  Ausländer  oder  im  Auslande  Wohnenden  ohne  Rücksicht 
auf  Staatsbürgerschaft  und  Aufenthaltsort  keine  Steuerfreiheit  g^niessen. 
Bntsch.  des  Verwaltungs- Gerichtshofe  vom  16.  Januar  1892  Z.  187 
(Spmchpraxis  etc.  1892  S.  359). 

MarkevischtUx  nach  Handelsvertrag  mit  Orossbritannien  vom 

5.  Dez.  1876  Art.  VI. 
Die  Gewährung  des  Markenschutzes  in  Oesterreich  an  Waaren, 
welche  von  Angehörigen  Grossbritanniens  in  deren  dort  gelegenen  Eta- 
blissements erzeugt  werden,  hat  zur  Voraussetzung,  dass  diese  Waaren 
im  Heimathsorte  ein  Markenrecht  geniessen. .  Der  Markenschutzerwerber 
hat  nur  die  im  obenbezeichneten  Handelsvertrage  stipulirten  Bedingungen 
zu  erfüllen,  d.  i.  zwei  Exemplare  seiner  in  Grossbritannien  geschützten 
Marken  bei  den  Handelskammern  zu  Wien  und  zu  Budapest  zu  hinter- 
legen. Entscheid,  des  Verwaltungs- Gerichtshofs  vom  3.  März  1892 
Z.   744  (Spruchpraxis  etc.  1892  S.  357). 
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Gesetzgebung,  Verordnungen ,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaitungsstellen  etc. 

Auswärtige  Staaten. 

Oemtmrreieh. 

1.  Gesetz  vom  18.  September  1892,  betr.  die  Entrichtang 
der  Stempelgebühren  von  anslKndischen  Aktien,  Renten 
und  Schuldverschreibungen  (R.G.B1.  S.  723  Nr.  171),  tritt  azs 
1.  Januar  1893  in  Kraft. 

Von  in  das  Inland  eingebrachten  ausländischen  Aktien,  Aktien- 
antheilscheinen,  Renten  und  Theilschuldverschreibungen  ausllbidischer 
Staaten,  Korporationen,  Aktiengesellschaften  oder  industrieller  Unter- 
nehmungen oder  von  Interimsscheinen  über  Einzahlungen  auf  solcbe 
ViTerthpapiere  ist  eine  Stempelabgabe  zu  entrichten,  wenn  sie  im  In- 
lande  ttbertragen,  verttussert,  zum  Verkaufe  ausgeboten,  verpfändet, 
oder  wenn  darauf  Zahlungen  geleistet,  oder  auf  Grundlage  derselben 
andere  rechtsverbindliche  Handlungen  vorgenommen  werden  sollen 
(§  1  des  Ges.). 

In  Ansehung  der  in  den  Ländern  der  k.  ungarischen  Krone 
ausgegebenen,  in  das  Geltungsgebiet  des  Gresetzes  gelangenden 
Aktien  y  Obligationen  und  anderen  Werthpapiere  finden  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  keine  Anwendung,  insolang  die  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1868  (R.G.Bl.  Nr.  94)  und  der  Finanz- 
miuisterialverordnimg  vom  2.  Oktober  1868  (R.G.Bl.  Nr.  135)  dauert. 

Desgleichen  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  Schuld- 
verschreibungen mit  Prämien  keine  Anwendung  und  bleibt  das  Gesetz 
vom  28.  März  1889  (R.G.B1.  Nr.  32)  unberührt.  (§  12  des  Ges.). 

2.  Gesetz  vom  18.  September  1892,  betr.  die  Besteuerung 
des  Umsatzes  von  Effekten  [Effektenumsatzsteuer]  (R.6.BI. 
S.  725  Nr.  172),  am  1.  Januar  1893  in  Kraft  tretend. 

Bei  ausländischen  Effekten  ist  die  Steuer  in  der  doppelten 
Höhe  zu  entrichten.  Ungarische  Effekten  sind  unter  den  oben  bei 
Nr.  1  angeführten  Voraussetzungen  gleich  den  inländischen  Effekten  zn 
behandeln  (§  22  des  Ges.). 

3.  Finanzministerial Verordnung  vom  10.  November  1892,  betr. 
die  Durchführung  dos  Gesetzes  vom  18.  September  1892  über  die 
Besteuerung  des  Umsatzes  von  Effekten  [Effektenumsatzsteuer]  (R.G.BL 
S.  867  Nr.  197). 

Umsätze  der  in  den  §§7,  10,  12  und  13  des  Gesetzes  bezeich- 
neten Art,  welche  zwischen  Personen  abgeschlossen  werden,  wovon  sich 
die  eine  im  Auslande,  d.  h.  ausserhalb  des  Geltungsgebietes  des  Ge- 
setzes befindet,  unterliegen  der  Effektenumsatzsteuer,  wenn  sich  der 
zur  Entrichtung  der  Steuer  zunächst  Verpflichtete  (Vertragstheil 
Handelsmakler)  im  Inlande  befindet  (§  3  der  V.O.). 
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4.  Gesetz  vom  27.  Oktober  1892,  betr.  die  Dnrchftthrang 
des  internationalen  Uebereinkommens  vom  14.  Oktober  1890 
und  einige  Bestimmungen  Über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
(R.G.BL  1892  8.  841). 

5.  Yerordunng  des  Handelsministerinms  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  vom  29.  Oktober  1892,  womit  für  den 
Bodensee  Vorschriften  zum  Zwecke  der  Sicherheit  der 
Schiffahrt  erlassen  werde n,  erlassen  auf  Orund  der  zwischen 
den  Regierungen  der  Bodenseeuferstaaten  getroffenen  Vereinbarung  in 
theilweiser  Abihiderung  der  Bestimmungen  der  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Bodensee  vom  22.  September  1867  (R.O.Bl.  1868 
Nr.  19)  und  der  Ministerialverordnung  vom  5.  Juni  1884  (R.G.B1. 
Nr.  90),  ,,betr.  die  Ertheilung  von  Schiffspatenten  an  die  den  Boden- 
see beüahrenden  Ruder-,  Segel-  und  Dampfschiffe^  (R.0.B1.  1892 
S.  848  ff.). 

6.  Verordnung  des  Justizministeriums  V.  8.  November  1892  Z.  17227, 
womit  auf  Grund  Erklärung  der  k.  schwedischen  Regierung  den  k.  k. 
Gerichten  zum  entsprechenden  Vorgehen  bekannt  gegeben  wird,  wie 
die  Behörden  in  Schweden  sich  in  Bezug  auf  die  Behand- 
lung der  Nachlässe  von  Angehörigen  der  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  der  Ost err. -ungarischen  Monar- 
chie verhalten  (J.M.V.B1.  1892  S.  167). 

Hienach  beschränken  sich  in  Schweden  die  Gerichte  bei  Todes- 
fällen von  Ausländem  darauf,  in  Ermangelung  einer  hiezu  berufenen 
Person,  und  wenn  sie  dazu  aufgefordert  werden,  für  die  Konservirung 
des  beweglichen  Nachlassvermögens  Sorge  zu  tragen. 

Die  Zuweisung  des  Nachlasses,  sowie  die  Entscheidung  Über 
streitige  Erbansprüche  wird  den  Gerichten  der  Heimath  des  Verstor- 
benen überlassen,  und  zwar  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Umstand,  ob 
der  Verstorbene  in  Schweden  seinen  Wohnsitz  oder  nur  vorüber- 
gehenden Aufimthalt  hatte. 

In  einer  Note  zu  obiger  Verordnung  ist  angeführt,  dass  bezüg- 
lich der  Behandlung  der  beweglichen  Nachlässe  nach  norwegischen 
Staatsangehörigen  der  Justizministerialerlass  vom  7.  März  1883  Z.  2457 
aafirecht  erhalten  bleibe.  Inhaltlich  letzteren  hat  die  k.  norwegische 
Regierung  die  Erklärung  abgegeben,  dass  in  Norwegen  das  Domizil 
des  Verstorbenen  für  die  Behandlung  des  beweglichen  Nachlasses  dort- 
lands  verstorbener  Staatsangehöriger  entscheidend  ist. 

Das  schweizerische  Bundesblatt  1892  IV  8.  639  ff.  enthält  die 
Botschaft  des  Bundesraths  an  die  Bundesversammlung  vom  25.  Ok- 
tober 1892  zu  dem  Entwurf  eines  Bundesgesetzes,  betr.  den  Trans- 
port auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen,  und  den  Entwurf 
dieses  Gesetzes. 
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Behandlung  der  NachUUee  von  AnslXndem,  b.  „Oesterreieh". 

Mehweden. 

Behandlung  der  NachlXsse  von  Ausländern^  s.  „Oesterreich^. 


Internationale  Verträge. 

1.  Uebereinkommen  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Schwji^ 
Olarus  und  St.  Qallen,  betr.  die  Fischerei  im  Zürichaee,  im 
Linthkanal  und  im  Wallensee,  vom  9.  Augast  1891  (Schweis. 
Bundesblatt  1892  IV  S.  530).  ' 

Alle  Yerzeigungen  wegen  Uebertretung  der  Vorschriften,  betr. 
Fischerei  im  Vertragsgebiete,  haben  ohne  Rttcksicht  auf  das  Territo- 
rium, auf  welchem  das  Vergehen  verübt  wurde,  bei  der  zustftadigen 
Behörde  des  Wohnorts  des  Fehlbaren  zu  geschehen.  Behufs  nothig 
werdender  Feststellung  des  Vergehens  kann  dieselbe  Amtshandlongen 
auf  dem  Grebiete  desjenigen  Kantons  vornehmen,  auf  dem  das  Ver- 
gehen verübt  wurde  (Art.  23). 

Wenn  ein  Bestrafter  seinen  Wohnsitz  auf  das  Gebiet  eines 
anderen  betheiligten  Elantons  verlegt,  so  soll  das  Urtheil  von  dem 
letzteren  vollzogen  werden,  gleich  als  wenn  es  durch  die  eigenen  Be- 
hörden gesprochen  worden  wäre  (Art.  24). 

2.  Die  internationale  üebereinkunft  über  den  Eisenbahn  fr  acht- 
verkehr d.  d.  Bern  14.  Oktober  1890  tritt,  nachdem  am  30.  Sep- 
tember 1892  die  Bevollmächtigten  der  Segierungen  von  Belgien^ 
Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  der  Niederlande,  voq 
Oesterreich-Ungam,  Russland  und  der  Schweiz  die  Ratifikationsurkun- 
den dem  Vorsteher  des  eidgen.  Departements  des  Auswärtigen  znr  Auf- 
bewahrung im  eidgen.  Archiv  abgegeben  haben,  gemäss  Art.  60  am 
1.  Januar  1893  in  Kraft. 

3.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  dem  Kongostaat  vom 
24.  Januar  1891  (D.H.A.  1892  I  S.  943). 

Die  Bürger  und  Bewohner  eines  jeden  der  vertragschliessenden 
Theile  geniessen  in  Allem,  was  den  Erwerb,  dtm  Nachlass,  den  Be- 
sitz und  die  Veräusserung  von  unbeweglichem  und  beweglichem  £igeii- 
thum  betrifft,  in  dem  Gebiete  des  anderen  alle  Rechte,  welche  die 
betreffenden  Gesetze  in  diesem  Grebiet  den  Bürgern  und  AngehSrigen 
der  meistbegünstigten  Nation  jetzt  und  künftig  gewähren  (Art.  2).  Sie 
sollen  unter  Beobachtung  der  einschlägigen  Gesetze  sowohl  zur  Ver- 
folgung als  zur  Vertheidigung  ihrer  Rechte  freien  Zutritt  zu  den  Ge- 
richtshöfen des  anderen  Theils  haben  (Art.  3).  Die  beiderseitigen 
Konsuln  geniessen  alle  Vorrechte,  Immunitäten  und  Rechte  der  meist- 
begünstigten Nation.    Sie   unterliegen   keiner  Untersuchungshaft,    so- 
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fem  es  sich  nicht  nach  der  Lokalgesetzgebung  nm  Verbrechen  han- 
delt Ihre  GeschKftsrSnme  sind  jederzeit  unverletzlich.  Sie  haben  die 
sogenannten  Notariatsbefugnisse  und  schlichten  alle  zwischen  den  Kapitä- 
nen oder  den  Offizieren  und  den  Matrosen  der  Seeschiffe  ihrer  Nation 
entstehenden  Streitigkeiten  (Art  4).  Bestimmungen  wegen  gegenseitiger 
Auslieferung  von  Verbrechern  enthält  Art.  9. 

4.  Schiffahrts-  und  Polizei-Reglement  für  die  untere 
Donau  y.  19.  Hai  1881  (s.  Bd.  11  d.  Zeitschr.  S.  91),  Abänderung 
desselben  in  einigen  Punkten  vom  9.  Mai  1892  (D.H.A.  I  S.  967). 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

Das  Heichsgesetzblatt  1892  veröffentlicht  in  Nr.  38  S.  789  ff. 
die  auf  Grund  der  §§  1  und  3  Ziff.  2  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  Schutzgebiete,  für  das  südwestafrikanische  Schutzge- 
biet zur  Ergänzung  der  das  Bergwesen  betreffenden  Verordnung  vom 
15.  August  1889  (R.G.B1.  S.  179)  erlassene  kaiserl.  Verordnung  vom 
6.  September  1892,  betr.  das  Bergwesen  im  südwestafrikani- 
schen Schutzgebiet,  welche  das  öffentliche  Au%ebot  zur  Fest- 
stellung der  auf  die  Aufsuchung  und  Grewinnung  von  Mineralien  be- 
züglichen Gerechtsame;  deren  Anmeldung  und  Prüfung  zum  Gegen- 
stande hat. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Bechtshülfeleistung  zur  Vollstreckung  vonFreiheits- 
strafen.)  Der  Literaturbericht  in  Bd.  13  der  Zeitschrift  für  die  ge- 
sammte  Strafrechtswissenschaft  S.  150  reproduzirt  aus  den  Erörterungen 
von  Dr.  K,  B.  in  den  Blättern  für  Bechtspflege  in  Thüringen  und  An- 
halt N.  F.  Bd.  18  S.  205  ff.,  289  ff.  und  N.  F.  Bd.  19  S.  97  ff.  folgende 
Punkte: 

A*  Ist  ein  unmittelbares  Ersuchen  des  Amtsrichters 
um  Vollstreckung  einer  amts-  oder  sch9ffengerichtlich  er- 
kannten Freiheitsstrafe  zulässig?  In  der  Praxis  werdC;  wie 
Verf.  unter  Mittheilung  von  Belegen  für  Thüringische  Staaten^  Preussen, 
Sachsen  nachweist^  die  Frage  nicht  bejaht^  das  Beichsgericht  (Beschluss 
des  Feriensenats  vom  25.  Juli  1882^  Blum,  Annalen  VI,  209)  sei 
anderer  Meinung  gewesen,  ebenso  vereinzelte  Stimmen  in  der  Literatur. 
Verf.  bejaht  die  Frage,  indem  er  in  ausführlicher  Begründung  darlegt, 
dass  ein  solches  Verfahren  zwar  scheinbar  gegen  den  Wortlaut,  keines- 
falls aber  gegen  den  wahren  Sinn  des  §  164  O.V.G.  Verstösse. 

B.  Beschwerde  wegen  Ablehnung  des  Ersuchens  um 
Strafvollstreckung.  Zur  Entscheidung  zuständige  Behörde. 
Verf.  führt  aus,  dass  die  §§157  bis  160  Q.V.G.  nicht  zur  Anwendung 
kommen  könnten,  wenn  Amtsgerichte   in  ihrer  Eigenschaft  als  Straf- 
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vollstrecknngsbehörden  ersacht  würden.  Es  sei  deshalb  bei 
rung  der  Bechtshülfe  eiue  Beschwerde  an  das  Oberlandesgericht  nicht 
zulftssigy  sondern  nur  eine  solche  an  die  mit  der  dienstlichen  Aa&icht 
über  das  fragliche  Gericht  betrauten  Behörden,  da  das  Amtsgericht 
beim  Strafvollzug  nur  Verwaltungsfunktion  ausübe  ^). 

C.  Bechtshülfeleistung  zur  Vollstreckung  polizeilicher 
Strafyerfügungen^  insbesondere  im  Bezirke  des  Thüringi- 
schen Oberlandesgerichts.  Sehr  einfach  liege  die  Sache^  wenn  ee 
sich  um  den  Vollzug  innerhalb  desselben  Bundesstaates  handle.  Bei 
der  Vollstreckung  in  einem  anderen  Bundesstaate  sei  zu  unterscheiden^ 
ob  es  sich  um  eine  Geldstrafe  als  solche  oder  um  eine  vom  Amts- 
gericht in  Haft  umgewandelte  Geldstrafe  handle.  Im  ersteren  Falle 
liege  ein  Akt  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  vor,  also  könne 
Beichsrecht  auch  nicht  in  Anwendung  kommen,  es  bleibe  nichts  Übrig, 
als  hier  die  Strafvollstreckung  durch  Verträge  zwischen  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  regeln,  wie  das  z.  B.  zwischen  Thüringischen  Staaten 
geschehen  sei.  Im  letzteren  Falle  handle  es  sich  dagegen  um  einen 
Akt  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit,  auf  den  die  allgemeinen  Grund- 
sätze über  Bechtshülfe  zur  Anwendung  kämen. 

2.  (Verlust  der  bayerischen  Staatsangehörigkeit  durch 
Entlassung.)  Ein  Angehöriger  des  Königreichs  Sachsen  erwarb 
unter  der  Herrschaft  des  Beichsgesetzes  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  die 
bayerische  Staatsangehörigkeit  und  das  Heimathrecht  in  einer  bayeri- 
schen Gemeinde.  Die  Entlassung  aus  dem  sächsischen  Staatsverbande 
hat  derselbe  niemals  erhalten.  Nach  Umfluss  yon  einigen  Jahren 
suchte  er  die  Entlassung  aus  dem  bayerischen  Staatsverbande  nach, 
erhielt  solche  auch,  blieb  aber  in  Bayern  wohnen. 

Da  der  Mann  irrsinnig  wurde  und  ins  Irrenhaus  verbracht  werden 
musste,  kam  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  und  Heimath  in  An- 
regung. Es  ist  nun  die  Frage^  ob  derselbe,  trotzdem  er  innerhalb 
der  in  §  18  Abs.  2  des  oben  erwähnten  Beichsgesetzes  festgesetzten 
Frist  das  Bundesgebiet  nicht  verlassen  hat,  durch  seine  Entlassung 
die  bayerische  Staatsangehörigkeit  und  damit  die  Heimath  verloren 
hat.  Dies  wird  zu  bejahen  sein.  Nach  §  18  Abs.  2  des  Beichs- 
gesetzes wird  die  Entlassung  dann  unwirksam,  wenn  der  Ent- 
lassene seinen  Wohnsitz  nicht  innerhalb  6  Monaten  ausserhalb  des 
Beichsgebietes  anlegt  oder  nicht  die  Staatsangehörigkeit  in 
einem  Bundesstaate  erwirbt. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  würde  der  Betretende  die 
bayerische  Staatsangehörigkeit  also  nur  dann  verloren  haben,  wenn 
er  —  nach  erfolgter  Entlassung  —  eine  neue  Staatsangehörigkeit  in 
einem  anderen  deutschem  Bundesstaate  erworben  hätte.  Dieser 
Auf&ssung  widerspricht  jedoch  die  ratio  legis  insofern,    als   nach  den 
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Motiven  zu  §  18  des  BeicliBgesetseB  durcli  diese  Bestimmung  ledig- 
lich fingirten  Auswanderungen  au  dem  Zwecke,  um  sich  IXstigen  Ver- 
pflichtungen gegen  das  bisherige  Vaterland  zu  entziehen,  namentlich 
in  Bezug  auf  Erfüllung  der  Militärpflicht  entgegen  getreten  werden 
wollte.     (Bl.  £  administr.  Praxis  etc.  Bd.  42  S.  350.) 

3.  (Nichteinhebung  von  Abfahrtsgeldern  in  Elsass- 
Lothringen.)  Laut  einer  an  das  österr.  Justizministerium  gelangten 
Denkschrift  des  Ministeriums  für  Elsass-Lothringen,  Abtheilung  für 
Justiz  imd  Kultus,  besteht  das  französische  Gesetz  vom  14.  Juli  1819, 
durch  welches  das  Fremdlings-  und  Abschossrecht  fdroü  d'aubaine  et 
de  detraetion)  abgeschafft  wurde,  in  Elsass-Lothringen  unverändert  fort. 
(Kundmachung  des  österr.  Justizminist^ums  vom  5.  April  1892, 
R.G.B1.  8.  489.) 


Literaturberichte. 

a)  BfieheranBelKen. 

i.  I>r.  Bergbohtn,  Dozent  des  öffentlichen  Rechts  an  der  Universitfit 
Dorpat.  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie.  Kritische  Abhandlungen. 
Verlag  von  Bnncker  &  Humblot  in  Leipzig.    Preis  12  M. 

Wie  das  Vorwort  sagt,  beabsichtigt  der  Verfasser  in  diesen  kritischen 
Abhandlungen  philosophische  Vorfragen  und  allgemeine  Grundbegriffe  der 
gesammten  Jurisprudenz  zu  besprechen.  Dieses  Werk  besteht  aus  mehreren 
selbständigen  Monographien  in  drei  Bänden,  von  denen  der  erste  erschienen 
ist;  der  Verfasser  glaubt  die  ^^Dicke**  dieses  Bandes  —  566  Seiten  — 
rechtfertigen  zu  müssen;  allein  wenn  auch  die  Geduld  des  Lesers  durch 
die  Schwierigkeit  des  Stoffes  und  den  Umfang  der  Schrift  sehr  in  Anspruch 
genommen  wird,  so  entschädigt  doch  reichlich  die  geistreiche  Behandlung 
des  Stoffes  und  die  Schönheit  der  Sprache.  In  der  Ueberzeugung,  dass  dem 
System  der  Juristischen  Wissenschaften  ein  schwerer  Mangel  anhaftet,  wenn 
der  Kreis  derselben  nicht  durch  eine  philosophische  Rechtslehre,  die  allen 
einzelnen  Tbeilen,  aber  keinem  besonders  angehört,  zusammengehalten 
wird  und  dass  ein  blosses  Agglomerat  von  allerlei  mehr  oder  weniger  tief- 
sinnigen Redensarten  über  luristische  Dinge  als  Rechtsnhilosophie  nie  an- 
erkannt werden  könnte  und  dass  die  geistreichen  Betrachtungen  über  Recht 
noch  lange  keine  Pliilosophie  des  Recnts  sind,  hat  der  Verfasser  es  unter- 
nommen, dieses  von  umfassendem  Wissen  und  tiefem  Studium  zeugende 
Werk  zu  verfassen.  Dasselbe  soll  durchaus  wissenschaftlich  und  zugleich 
durchaus  juristisch  sein  und  darthun,  was  das  bereits  bestehende  Recht 
seinem  innersten  Wesen  und  letzten  Grunde  nach  ist  und  den  Schlüssel  zu 
all  den  Räthseln  liefern,  welche  die  rechtlichen  Phänomene  enthalten,  zu- 
gleich aber  unter  den  mannigfachen  unrichtigen  Vorstellungen,  die  wir  von 
der  Rechtsphilosophie  vergangener  Zeiten  ererbt  haben,  hier  und  da  auf- 
räumen und  die  Rechtswissenschaft  aus  den  Banden  des  Natur-  oder  Ver- 
nunftrechts und  sonstiger  a  priori  verfahrender  Richtungen  der  Rechts- 
philosophie befreien. 

Die  erste  Abhandlung  —  der  vor  uns  liegende  552  Seiten  starke 
Band  —  bezweckt  in  der  Gestalt  einer  Abrechnung  mit  dem  Subjektivis- 
mus in  der  Rechtsphilosophie  eine  Reinigung  des  Objektes  aller  und  jeder 
Rechtswissenschaft  von  Dingen,  mit  denen  sich  Juristen  und  Rechtsphilo- 
sophen als  solche  nicht  zu  befassen  haben.  Der  zweite  Band  wird  den 
Beruft  die  Methode  und  die  Stufen  der  Rechtswissenschaft,  insbesondere 
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aach  die  Aufgabe  der  Philosophie  des  Rechts  feststellen  und  der  dritte 
Band  hat  das  Problem  des  Zwangsmoments  im  Recht,  dessen  Ltfsuag  fttr 
eine  unabsehbare  Reihe  anderer  Lehren  präjudizirlich  ist,  im  Auge. 

In  der  Einleitung  des  ersten  Bandes  schildert  der  Verfasser  die  tiefe 
Noth  unserer  Wissenschaft  um  die  iuristischen  Grundbepiffe  und  was  da- 
mit zusammenhängt,  insbesondere  die  Mängel  der  Terminologie  der  allge- 
meinen Rechtslehren,  die  Mängel  der  juristischen  Haupt-  und  Grundbegriffe 
und  die  Mängel  einer  systematischen  Verbindung  derselben.  Nach  dieser 
Einleitung  folgt  die  erste  Abhandlung  über  das  Naturrecht  der  Gegenwart. 
Die  Fülle  des  Stoffes  macht  es  unmöglich,  von  diesem  äusserst  interessanteo 
Werke  auch  nur  einen  kurzen  Abriss  zu  geben*,  vir  müssen  uns  mit 
einigen  Andeutungen  begnügen  und  es  dem  Leser  überlassen,  dasselbe 
näher  kennen  zu  lernen.  Dei  Verfasser  geht  von  dem  Satze  aus:  Das 
Recht  ist  wesentlich  eins,  der  Rechtsbegriff  ein  einheitlicher;  indem  man 
zweierlei  Recht  annimmt,  korrumpirt  man  ihn  und  begeht  eine  wissen- 
schaftliche Todsünde.  Thatsächlich  ist  nämlich  in  der  Wissenschaft  der 
Rechtsbegriff  zwiespältig  in  dem  Sinne,  als  gehe  dem  positiven  Rechte  be- 
ständig ein  ihm  übergeordnetes  und  antagonistisches,  mit  ihm  rivalisiren- 
des  anderes  Recht  parallel,  nämlich  das  Naturrecht.  Nach  eingehender 
Definition  des  Begriffli  Naturrecht  wird  es  in  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wicklung von  der  Zeit  der  Griechen  und  Römer  bis  auf  die  Gegenwart 
dargestellt,  sodann  in  seinen  Wirkungen  und  Formen  in  der  Vwgangen- 
heit  und  in  der  Gegenwart  bei  den  Deutschen,  sowie  bei  den  übrigen 
Nationen  besprochen  und  hieraus  der  Schlnss  gezogen,  dass  trotz  des  an- 
geblichen Sieges  der  historischen  Rechtstbeorie  auch  während  der  zweiten 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  die  Rechtsphilosophie  vom  Naturrecht  mehr 
oder  weniger  infizirt  ist  und  dass  sehr  vieles  unter  dem  Deckmantel  der 
„herrschenden  Prinzipien",  „anerkannter  Grundsätze** ,  „massgebender 
Ideen**  und  dergl.  in  das  geltende  Recht  hineingetragen  worden.  Hiebei 
wird  namentlich  das  Handelsrecht  und  Wechselrecht  hervorgehoben,  bei 
welchem  auch  die  Zivilisten,  die  verhältnissmässig  weniger  als  die  anderen 
Juristen  zu  naturrechtlichen  Ausschreitungen  geneigt  sind,  aus  dem  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  eine  ergiebige  Rechtsquelle  machen,  ferner  behaup- 
tet, dass  sich  die  aprioristische  Manier  des  Naturrechts  in  keiner  Abthei- 
lung der  Rechtswissenschaft  ungebundener  tummelt,  als  im  Strafrecht,  ob> 
gleich  doch  kein  Rechtstheil  so  ausschliesslich  und  in  so  ausreichender 
Weise  auf  Gesetze  gestellt  ist,  wie  gerade  dieses. 

Mit  gröSBtem  Interesse  haben  wir  die  Kritik  des  Naturrechts  gelesen; 
der  Verfasser  zeigt  in  geistreicher  durch  viele  Beispiele  belegter  Darstel- 
lung die  völlige  Unkraft  jedes  nichtpositiven  Rechts  *,  wirkt  das  Naturrecht 
wie  ein  Recht,  so  ist  es  ein  Rechtsbmch;  es  gibt  höchstens  die  zeitweilige 
Anschauungs-  und  Empfindungsweise  grösserer  Menschengruppen  als  öffent- 
liche Meinung  wieder  und  kann  sich  in  Folge  dessen  in  positives  Recht 
verwandeln,  aber  vorher  ist  es  in  den  Augen  der  Jurisprudenz  nichts  oder 
alles  mögliche,  nur  kein  Recht.  Das  Naturrecht  ist  also  vom  priaktischen 
wie  vom  theoretischen  Standpunkte  gerichtet  und  von  der  Jurisprudenz 
ganz  und  gar  aufzugeben.  Nachdem  gezeigt  ist,  dass  das  Naturrecht 
keineswegs  seit  dem  Aufkommen  der  historischen  Rechtstheorie  verdorrt 
und  verschwunden  ist,  vielmehr  in  üppigster  Blüthe  steht,  wird  die  histo- 
rische Rechtstheorie  einer  näheren  Betrachtung  unterzogen,  insbesondere 
die  naturrechtlichen  Elemente  der  SavtgnV'Puchta'scheji  Rechtslehre.  Die 
grössten  Mängel  derselben  findet  der  Verfasser  in  deren  Grunddogma  von 
dem  stillwaltenden  Rechtsbewusstsein,  woraus  das  Recht  sich  gleichsam 
von  selbst  entwickeln  und  alle  Motive  der  Aenderung  empfangen  soll; 
denn  in  dem  Satze:  „Der  Inhalt  des  Rechtsbewusstseins  ist  das  Recht** 
Hegt  eine  Ueberschätzung  des  Gewohnheitsrechts  und  eine  Unterschätzung 
der   Schaffenskraft  des    Gesetzes.     Die   Savigny-PuMa'Bche  Lehre   vom 
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Werden  des  Rechts  selgt  das  überaus  lehrreiche  Bild  eines  unaufhörlichen 
Kampfes  zwischen  der  realistischen  Grundansicht  über  das  Wesen  des  Rechts, 
die  beide  als  positive  und  geschichtliche  Juristen  unbewusst  hegten,  und 
Ewiscben  der  spiritualistischen  Naturrechtsphilosophie,  zu  der  sie  nach  der 
allgemeinen  Denkart  ihres  Zeitalters  bestimmt  wurden.  Zwei  Seelen 
wohnten  in  ihrer  Brust,  deren  keine  die  andere  zu  besiegen  vermochte. 
Damm,  so  schliesst  der  erste  Band,  kann  es  für  die  Jurisprudenz  einer- 
seits keine  wichtigere  Aufgabe  geben,  als  die  subtilste  Bestimmung  sämmt- 
licher  Merkmale  des  Rechtsbegriffs  bis  an  die  Grenze  des  Möglichen  durch- 
zuführen, andererseits  Iceine  lohnendere,  als  die  Ausarbeitung  einer  Theorie 
der  Rechtsquellen,  welche  uns  gegen  die  Versuchung  des  täglich  in  neuen 
Verkleidungen  prangenden  Naturrechts  eine  grössere  Widerstandskraft 
verleiht,  als  die  grossen  Juristen  der  historischen  Schule  ihrerzeit  zu  ent- 
wickeln f&hig  waren.  Schmidt, 

2»  Dr.  App^4uB.  Die  Behandlung  jugendlicher  Verbrecher  und  verwahr- 
loster Kinder.  Bericht  der  von  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  (Gruppe  Deutsches  Reich)  gewählten  Kommission.  Verlag 
von  J.  Gattentag  in  Berlin. 

Eine  der  brennendsten  Fragen  des  sozialen  Lebens  ist  die  Behandlung 
jugendlicher  Verbrecher  und  verwahrloster  Kinder;  auf  der  Tagesordnung 
der  am  %.  März  1891  in  Halle  zusammengetretenen  zweiten  Landes- 
versammlnng  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  (Gruppe 
Deutsches  Reich)  stand  daher  als  dritter  Gegenstand  der  Verhandlung  die 
Frage:  „Nach  welcher  Richtung  hin  ist  eine  Umgestaltung  der  über  Be- 
handlung jugendlicher  Verbrecher  im  Strafgesetzbuche  gegebenen  Be- 
stimmungen wfinschenswerth  ?**  Dieser  Gegenstand  wurde  jedoch  zur 
Beschlussfassung  noch  nicht  für  reif  erachtet  und  deshalb  ein  Ausschuss 
beauftragt,  das  Material  zu  sammeln  und  Bericht  zu  erstatten.  Aus  der 
Berathnng  der  Kommission  entstanden  die  „Eisenacher  Vorschläge**;  nach 
Vertheilnng  derselben  lief  eine  grosse  Anzahl  umfangreicher  und  werth- 
voller  Gutachten  ein  und  in  Folge  dessen  fand  im  Dezember  1891  in 
Berlin  eine  Konferenz  von  39  Personen  aller  Berufskreise  statt.  Den  Bericht 
über  diese  „Berliner  Beschlüsse**  liefert  uns  vorstehendes  Werk.  Der 
Verfasser  geht  von  der  Anschauung  aus,  dass  jeder,  der  den  staatser- 
haltenden  Elementen  der  Gesellschaft  zugezählt  werden  will,  die  Pflicht 
hat,  weitere  Kreise  aufzuklären  ttber  die  Gefahren,  die  ftir  die  Gesammtheit 
aus  der  unrichtigen  Behandlung  jugendlicher  Verbrecher  oder  verwahr- 
loster Kinder  in  Folge  unangemessener  und  unzureichender  gesetzlicher 
Bestimmungen  erwachsen,  und  die  Mittel  zu  zeigen,  durch  welche  diesen 
Schäden  begegnet  werden  kann.  Dieses  Werk  hält,  was  es  verspricht; 
es  beweist  gründliches  Studium  und  reiche  Erfahrungen  des  Verfassers 
ober  diese  wichtige  Frage;  durch  kritische  Beleuchtung  aller  für  und 
wider  sprechenden  Gründe  und  durch  eingehende  Behandlung  aller  ein- 
schlägigen Fragen  gibt  er  ein  Gesammtbild  über  diese  Hülfsdisziplin  des 
Strafrechts. 

Naeh  Darstellung  des  gegenwärtigen  Rechtsznstandes  und  seiner  Er- 
folge, sowie  der  Ursachen  der  hohen  Kriminalitätsziffer  der  Jugendlichen 
und  der  Mittel  zur  Vermeidung  derselben,  sodann  nach  Widerlegung  des 
Vorwurfs,  die  internationale  kriminalistische  Vereinigung  sei  erfüllt  von 
modernen  Humanitätsideen  nnd  gehe  darauf  aus,  das  Strafrecht  auf  den 
Kopf  zu  stellen  und  soweit  abzuschwächen  und  umzugestalten  durch  Straf- 
losigkeit für  erste  Verfehlungen  u.  s.  w.,  dass  es  zu  einem  Hohne  für  die 
Verbrecher  werde,  erörtert  der  Verfasser  die  Frage,  bis  zu  welchem  Alter 
die  Strafbarkeit  der  Kinder  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen  bleiben 
solle.  Gestützt  auf  den  Grundsatz,  dass  die  Strafbarkeit  Jugendlicher 
nicht,  wie  das  Reiohs-Strafgesetzbuch  bestimme,   von  der  Verstandesreife 
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abhängig  gemacht  werden  dflrfe,  Boodern  dam  der  Grad  der  Blttliehen  Beife 
des  Kindes  ansschlaggebend  sein  mttsse,  und  auf  Grund  zahlreicher  Gut- 
achten fordern  die  «Berliner  Beschlösse"  Hinaufrückung  der  Strafun- 
mündigkeit auf  das  14.  Lebensjahr  und  bezüglich  der  verbrecherischen 
Kinder  unter  14  Jahren  Zulässigkeit  einer  staatlich  überwachten  Elrsiehung, 
sodann  gegen  Personen ,  welche  bei  Begehung  einer  strafbaren  Handlung 
das  14.  aber  nicht  das  18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  bedingungslose 
Annahme  der  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit  der  That  erforderlichen 
Einsicht,  Einschränkung  der  Strafmittel  und  Berechtigung  des  Richters, 
entweder  auf  Strafe  oder  auf  Freiheitsstrafe  und  Erziehung,  beziehungs- 
weise Ueberweisung  an  die  Familie  zu  erkennen.  Hieran  schliesst  sich 
eine  Erörterung  über  die  vielumstrittene  Frage  der  Behandlung  der  ver- 
wahrlosten Kinder  und  soll  nach  den  «Berliner  Beschlüssen'*  die  staatlich 
überwachte  Erziehung  verwahrloster  Personen  unter  16  Jahren  für  zuliUsig 
erklärt  werden.  Was  das  Yerfiihren  betrifft,  so  soll  die  Vormundschafts- 
abtheilung des  Amtsgerichts  die  zur  Erlassung  der  er/orderlichen  Ent- 
scheidungen znständijp^e  Behörde  sein  und  gegen  deren  Entscheidung  den 
Betheiligten  die  sofortige  Beschwerde  zustehen.  Sodann  werden  die 
Grundsätze  über  die  Ausführung  der  staatlich  Überwachten  Erziehung  dar- 
gelegt und  die  Organe  bezeichnet,  denen  die  Ausführung  obliegt.  Dieser 
Vollzug  bietet  wohl  die  g^össten  Schwierigkeiten,  denn  mit  Einführung 
dieses  Gesetzentwurfs  ist  eine  fundamentale  Umgestaltung  der  bestehenden 
Einrichtungen  verbunden.  Die  Bildung  von  Erziehungsämtem,  die  Auf- 
stellung einer  grossen  Anzahl  von  Vertrauenspersonen  für  eine  verant- 
wortungsvolle und  dornenvolle  Thätigkeit,  die  Herstellung  von  Erziehungs- 
anstalten u.  s.  w.  sind  nicht  blos  schwer  zu  überwindende  Hindernisse, 
sondern  überdies  mit  so  grossen,  nahezu  unberechenbaren  Kosten  verbunden, 
dass  eine  Ausführung  dieses  Gesetzentwurfs  in  den  nächsten  Jahren  nicht 
denkbar  sein  wird.  Allein  mit  Recht  betont  der  Verfasser,  dass  die  staat- 
liche Erziehung  gute  Früchte  bringt,  wenn  wir  in  Deutschland  erst  von 
Staatswegen  erziehen  gelernt  haben,  dass  diese  staatliche  Erziehung  der 
verwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugend  eine  Herabmindemng  der 
Verbrecher  und  der  Verbrechen  und  hiedurch  eine  Minderung  des  Schadens 
und  der  Kosten  für  die  Verbrecherwelt  zur  Folge  hat,  dass  daher  mit  dem 
idealen  Gewinn  auch  ein  realer  Vortheil  verbunden  ist. 

Zum  Schlüsse  bespricht  der  Verfasser  die  bedingte  Verurtheilung,  die 
er  im  Allgemeinen  für  nicht  wünschenswerth,  jedoch  für  Jugendliche  als 
zweckentsprechend  erklärt,  und  befürwortet  eine  Aenderung  der  Bestim- 
mungen über  vorläufige  Entlassung. 

Wir  bedauern,  an  dieser  Stelle  dieses  Werk  nicht  eingehender  be- 
sprechen zu  können,  empfehlen  es  aber  zum  Studium  Jedem,  der  sieh  Über 
diese  Frage  vollständig  unterrichten  will  und  dem  Satze  huldigt:  „Wer 
ein  Kind  vom  Verderben  rettet,  der  errettet  ein  Geschlecht."*     Schmidt 

3»  Dr»  AschviM.   Die  Behandlung  der  verwahrlosten  und  verbrecherisohen 
Jugend  und  Vorschläge  zur  Reform.   Verlag  von  Otto  Liebmann  in  Berlin. 

Wer  als  Strafrichter  Jahre  lang  am  Amtsgerichte  in  Berlin  thätig  war* 
wie  der  Verfasser,  hat  Anspruch  darauf,  dass  man  seinen  Vorsehlägen  über 
Reform  des  Strafrechts  Beachtung  schenkt.  In  der  erwähnten  Schrift,  die 
aus  einem  in  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin  gehaltenen  Vortrag 
entstanden  ist,  bespricht  der  Verfasser  die  Strafbestimmungen  gegen 
jugendliche  Personen.  Dass  dieses  Thema  zeitgemäss  ist,  davon  liefern 
uns  die  Gerichtsverhandlungen  und  die  Gefängnisse  Beweis.  Wer  in  der 
Lage  ist,  einen  Blick  in  die  Untersuchungsgefängnisse  zu  thun,  wird 
staunen  über  die  grosse  Zahl  jugendlicher  Personen,  fast  ausnahmslos 
männlichen  Geschlechts,  die  die  Gefängnisse  bevölkern.  Die  Frage,  ob  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  genügen,   ist  daher  eine  vollberechtigte.     Der 
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Verfueer  ist  der  Uebenengung,  dass  die  jagendlichen  Delinquenten  die 
Rekraten  einer  Verbreofaerarmee  bilden  und  daas  gegen  sie  die  Strafmittel 
des  bestehenden  Rechts  sich  als  machtlos  erweisen,  dass  aber  eine  Besserang 
nur  dann  entielt  werden  kann,  wenn  der  Entwicklung  des  Verbrecherthums 
unter  der  heranwachsenden  Jugend  durch  Fürsorge  für  die  gefährdeten 
Kinder,  fUr  die  sogenannten  Verwahrlosten  entgegen  gearbeitet  wird  und 
wenn  die  Reformmassregeln  sich  gleichzeitig  auf  die  verwahrloste,  wie  auf 
die  yerbrecherische  Jugend  erstrecken. 

Nach  Mittheilung  der  Statistik  gibt  der  Verfasser  einen  Rückblick  auf 
die  in  früherer  und  neuerer  Zeit  von  den  Staaten  getroffenen  Massnahmen ; 
hiebe!  hebt  er  hervor,  dass  die  bisherige  Gesetzgebung  unterscheidet 
zwischen  verwahrlosten  Kindern,  die  eine  strafbare  Handlung  noch  nicht 
begangen  haben,  verwahrlosten  Kindern  unter  12  Jahren,  die  eine  strafbare 
Handlang  begangen  haben,  jugendlichen  Personen  im  Alter  von  12—18  Jahren, 
die  bei  Begehung  einer  strafbaren  Handliing  die  zur  Erkenntniss  ihrer 
Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  noch  nicht  besassen,  und  jugendlichen 
Personen  im  Alter  von  12--18  Jahren,  die  mit  der  erforderlichen  Einsicht 
eine  strafbare  Handlung  begangen  haben.  An  diese  vier  Kategorien 
sehlieasen  sich  die  Reformvorsehläge  des  Verfassers  an.  Unter  eingehender 
Begründung  bezeichnet  er  als  das  nach  seiner  reichen  Erfahrung  anzu- 
strebende Ziel:  Berechtigung  des  Staats  zor  Zwangserziehung  verwahr- 
loster Kinder  jeder  Kategorie  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  eine  strafbare 
Handlung  begangen  haben  oder  nicht,  Hinanfrückung  des  Alters  der 
Strafonmfindigkeit  auf  das  vollendete  14.  Lebensjahr,  Einführung  der 
Zwangserziehung  —  Unterbringung  in  einer  Besserungsanstalt  •—  als 
Straäiittel  gegen  Jugendliche  im  Alter  von  14—18  Jahren  und  zwar  so- 
wohl als  alleinige  Strafe,  wie  als  Zusatzstrafe  zu  den  übrigen  Strafmitteln 
gegen  Jagendliche.  Zur  Ausführung  dieser  staatlich  überwachten  Erziehung 
verwahrloster  Kinder  tbeilt  der  Verfasser  eine  Skizze  mit,  in  welcher  näher 
dargelegt  ist,  wie  die  entscheidende  Behörde  einzurichten  und  das  Ver- 
fahren, sowie  die  staatlich  überwachte  Erziehung  zu  gestalten  sei  Zum 
Schlüsse  werden  die  von  den  internationalen  GefÜnguisskongressen  zu  Rom, 
zu  Petersburg  und  zu  Antwerpen,  femer  von  der  rheinisch-westfälischen 
Geflngnissgesellschaft  und  von  der  internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigong,  sowie  von  der  Kommission  der  Deutschen  Landesgruppe  derselben 
gefaMten  Beschlüsse  mitgetheilt. 

Wenn  wir  aneh  auf  Grund  unserer  mehr  als  SO  jährigen  auf  diesem  Ge- 
biete gemachten  Erfahrungen  uns  mit  den  Anschauungen  des  Verfassers 
nicht  in  allen  Punkten,  insbesondere  nicht  mit  der  Hinanfrückung  des  Alters 
der  Strafunmttndigkeit  einverstanden  erklären  können,  so  ist  doch  diese 
Schrift  ein  sehr  schätzenswerther  Beitrag  für  die  Reform  des  Strafrechts 
bezUglieh  der  Jugendlichen;  insbesondere  stimmen  wir  bei,  dass,  für  den 
Fall  die  „bedingte  Verurtheilung"  richtiger:  „Die  Verurtheilung  mit  be- 
dingtem Strafvollzug''  in  Deutschland  eingeführt  werden  soll,  zunächst  bei 
den  Jugendlichen  ein  Versuch  mit  diesem  neuen  Strafmittel  gemacht 
werde.  Schmidt 
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Die  Zappa'sche  Angelegenheit  im  Lichte  des   inter- 
nationalen Rechts. 

Von  Dr.  FlaiMblen   in   Folticeni,    Präsident  des    Tribunals  Sueeava- 
FoUieenif  O/ficier  de  Vlnstrudion  publique  de  France. 

Die  Zappa'sche  Angelegenheit  hat;  besonders  durch  den  Abbruch 
der  offiziellen  Beziehungen  Griechenlands  mit  RumSnien^  nicht  blos  in 
RumiCnien  selbst ,  sondern  weit  ttber  dessen  Grenzen  hinaus^  in  der 
gesammten  Kulturwelt  so  viel  Aufsehen  erregt,  dass  einige  Aufschlüsse 
auch  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  vielleicht  willkommen  sein 
möchten. 

Der  Sachverhalt  ist  kurz  der,  dass  ein  in  seinen  jungen  Jahren 
nach  RumXnien  eingewanderter  und  dort  naturalisirter  Grieche,  Namens 
Zappa,  nach  seinem  Tode  ein  Testament  hinterliess,  worin  er  sein 
ganzes,  eiica  20  Millionen  Francs  betragendes,  hauptsächlich  in  Land- 
gütern   bestehendes    Vermögen   der    griechischen  Regierung  vermachte. 

Diese  ungewöhnliche  Bestimmung  wirft  zunächst  die  Frage  auf, 
ob  ein  fremder  Staat,  als  solcher,  in  einem  gegebenen  Lande  überhaupt 
Grundeigenthum  erwerben  kann,  und  ob  und  inwieweit  dies  von 
der  Zustimmung  des  betreffenden  Landes  abhängt  Es  ist  dies  ein 
sehr  heikler  Punkt  des  internationalen  Rechts.  Bisher  konnte  er  nur 
von  der  spekulativen  Theorie  ins  Auge  gefasst  werden,  da,  unseres 
Wissens,  die  genannte  Angelegenheit  der  erste  Fall  ist,  in  welchem 
dieses  Problem  aus  der  Sphäre  der  rein  akademischen  Erörterung  in 
die  reale  Welt  tritt  und  so  akute,  praktische  Bedeutung  erhält  Die 
Gesandtschaftshotels,  die  meist  Eigenthum  des  betreffenden  Staates 
sind,  bieten  zu  wenig  Oberfläche^  um  in  dieser  Hinsicht  irgendwelche 
Tragweite  zu  haben. 

Die  Antwort  dürfte  eher  eine  verneinende  als  eine  bejahende 
sein.  Wir  werden  vielleicht  später  einmal  Veranlassung  nehmen,  in 
der  Zeitschrift  auf  diesen  Punkt  zurückzukommen.  Jedenfalls  ist  das 
eine  Frage,  zu  der  zunächst  die  Regierung  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiet  die  betreffenden  Immobilien  liegen,  Stellung  zu  nehmen  hat. 
Kommt  solche  zu  dem  Entschlüsse,  dass  aus  diesen  oder  jenen  Gründen 
—  es  ist  dies  eine  Ueberlegung  vorwiegend  opportunistisch-politischer 
Katur  —  der  AnfiJl  von  Grund  und  Boden  seines  Territoriums  an 
eine  fremde  Regierung,  beziehungsweise  einen  fremden  Staat,  unzu- 
lässig ist,  so  muss  sie  sich  der  betreffenden  Regierung  gegenüber  da- 
hin aussprechen.  Die  betreffenden  Immobilien  sind  dann  bona  vacantia, 
die  der  Staat  der  belegenen  Sache  mit  Beschlag  belegt,  und  nun  be- 
ginnen die  Verhandlungen  mit  dem  zum  Erben  eingesetzten  Staat,  in 
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welcher  Weise    und   in    welcher  Höhe   dessen  Entschfidigung   stattzu- 
finden hat. 

Dies  würde  die  Situation  und  der  natürliche  Verlauf  der  Dinge 
in  jedem  Staat  gewesen  sein^  dessen  Grund  und  Boden  den  Fremden 
sonst  zugängig  ist,  wo  es  sich  also  blos  darum  handeln  würde ,  ob, 
wenn  fremde  Individuen  —  physische  oder  juristische  —  Grundbesitz 
unbehindert  erwerben  können,  diese  Freiheit  auch  auf  fremde  Regie- 
rungen oder  Staaten  Anwendung  findet. 

In  Bumiinien  standen  die  Dinge  von  vornherein  anders. 

Die  am  13/25.  Oktober  1879  revidirte  Verfassung  bestimmt 
unter  Art.  7  al.  5,  dass  nur  die  Bumttnen  oder  die  als  Rum&nen 
Naturalisirten  in  Rumänien  ländliche  Grundstücke  erwerben  können. 
Der  Ausdruck  ^ erwerben^  (dobfindi,  acqu^ir)  umfasst  nach  Art.  644  des 
Zivilgesetzbuches  (Codice  civil)  —  entsprechend  dem  Art.  711  des  Code 
Napol^n  —  auch  die  Uebertragung  durch  Erbschaft,  sowohl  gesetz- 
liche als  auch  testamentarische.  Somit  war  von  vornherein  die  f&r 
andere  Staaten  vielleicht  schwierige  und  peinliche  Beschlussfassnng 
über  die  Frage,  ob  ein  fremder  Staat  überhaupt  Grund  und  Boden  auf 
dem  nationalen  Territorium  erwerben  kann,  eo  ipso  im  verneinenden 
Sinne  erledigt.  Denn  selbstverständlich,  wenn  das  Individuum  vom 
Grundbesitz  ausgeschlossen  ist,  so  unterliegt  die  firemde  Begienmg 
oder  der  fremde  Staat  a  fortiori  dieser  Beschränkung.  Die  Ausdrücke, 
deren  sich  der  Gesetzgeber  bedient,  sind  übrigens  so  allgemeine;,  dass 
eine  jede  interpretative  Unterscheidung  ausgeschlossen  ist. 

Was  die  Fassung  des  soeben  zitirten  Gesetzestextes  anbetrifft,  so 
glauben  wir  persönlich,  dass  sie  nicht  eine  sehr  glückliche  ist.  Die 
Kapazität  des  Individuums  im  Allgemeinen,  und  insbesondere  seine 
Erwerbsfähigkeit,  ist  rein  persönlichen  Karakters,  unterliegt  dem  Per- 
sonalstatut. Man  liest  zwar  vielfach  bei  den  Autoren,  dass  diese 
Personalität  des  Fähigkeitsstatuts  vor  den  Bücksichten  des  ö£fentlichen 
Wohls  zurücktritt  und  dem  Bealstatut  den  Platz  räumt.  Allein  es 
will  uns  bedünken,  dass  die  Aufstellung  einer  solchen  Ausnahme 
vollkommen  ungerechtfertigt  bt,  und  dass  sie  einen  Akt  der  reinen 
Gewalt  —  wenn  auch  einer  in  den  gegebenen  Umständen  tmd  nach 
der  allgemeinen  Völkerpsychologie  gerechtfertigten  —  zum  Recht 
stempeln  will.  Der  Selbsterhaltungstrieb,  der  dem  Staatswesen  wie 
dem  einzelnen  Menschen  innewohnt,  legitimirt  oder  entschuldigt  aller- 
dings ausserordentliche  und  willkürliche  Massregeln,  wie  die  Aus- 
schliessung der  Fremden  von  dem  Erwerb  von  Grundstücken,  bis  zur 
ofienen  Gewalt,  bis  zum  Krieg.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass 
solche  Gewaltmassregeln  rechtlich  fnndirt  sind.  Noth  bricht  Eisen, 
aber   macht   kein   Becht^).     Die  Erwerbsföhigkeit   der  Fremden    wird 


1)  Wir  haben  versucht,  diese  und  die  folgenden  Gedanken  des  Weiteren 
in  einem  Aufsatz  auszuführen,  der  unter  dem  Titel:  „Du  Statut  national 
de  la  capaciti  persanneUe  des  Hrangers  et  de  leur  prohMttan  d*aequirir  des 
immeubles'^  demnächst  in  Brüssel  erscheinen  wird. 
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Yon  ihren  heimischen  Gesetzen  bestimmt^  nnd  kein  anderer  Staat  kann 
darin  gesetzgeberisch  eingreifen.  Die  Fremden  unfähig  zam  Erwerb 
von  Immobilien  oder  sonstigen  Sachen  erklären  wollen  ^  heisst  die- 
selben einer  capitis  diminntio^  wenn  auch  nur  partialis,  unterziehen; 
und  dazu  hat  der  Staat  rei  sitae  nicht  das  nöthige  Imperium.  Die 
Erwerbefkhigkeit;  wie  überhaupt  die  Kapazität  des  Fremden ,  entzieht 
sich  seiner  Gesetzeshoheit. 

Will  aber  der  Gesetzgeber  auf  legale  Weise  die  Erwerbung  von 
Immobilien  durch  Fremde  yerhindem,  so  muss  er  die  korrelative  Ver- 
äussemngsfreiheit  seiner  eigenen  Unterthanen^  deren  Ki^azit&t  er  nach 
Belieben  erweitem  oder  beschränken  kann,  in  dem  entsprechenden 
Maasse  einengen.  Denn  alle  diese  Eigen  thumsübertragungen,  mit 
Ausnahme  der  Erbschaft,  sind  synallagmatischer  Natur  ^  und  auch  die 
Erbschaft  per  testamentum  bedingt  einen  Willensakt,  ein  Testament 
des  Eigenthümers  zu  Gunsten  des  Fremden  ^  wozu  der  lokale  Gesetz- 
geber die  Fähigkeit  ebenfalls  absprechen  kann.  Um  also  auf  legale 
Weise  die  Fremden  vom  Eigenthumserwerb  auszuschliessen ,  muss  der 
Gesetzgeber  die  Sache  nicht  bei  der  Kapazität  dieser^  sondern  bei  der 
seiner  eigenen  Unterthanen  anpacken. 

Die  Gesetze  dieser  Art;  die  den  Schwerpunkt  auf  die  Kapazität 
des  Fremden  legen^  präkonisiren  eine  Gewaltmassregel  und  mUssen  sie 
deshalb;  um  wirksam  zu  sein^  die  Gewalt  organisireu;  die  Behörden 
und  die  Prozedur  vorschreiben;  durch  welche  diese  Zwangsmassregeln 
zu  vollstrecken  sind.  So  bestimmt  der  russische  Ukas  vom  19.  März 
1887;  dass  in  einigen,  daselbst  angegebenen  Bezirken  die  Fremden 
keinen  Grundbesitz  haben  dürfen.  Es  wird  ihnen  ein  Termin  von 
3  Jahren  gewährt;  um  dieselben  zu  verkaufen,  und  nach  Ablauf  dieser 
Frist  liat  die  Pro vinzial Verwaltung ;  bezw.  der  Staatsanwalt;  die  be- 
treffenden Liegenschaften  mit  Beschlag  zu  belegen  und  deren  Yer- 
steigenmg  vor  Gericht  zu  verlangen.  Dasselbe  Verfahren  wird  aus- 
drücklich für  den  Erbanfall  eines  Grundstückes  an  einen  Fremden 
vorgeschrieben.  Die  russische  Regierung  ist  sich  der  wahren  recht- 
lichen Sachlage  bewusst;  weisS;  dass  sie  einen  Gewaltstreich  thut  und 
BUckt  sich  nicht  hinter  juristischen  Trugbildern  zu  verschanzen.  Sie 
hat  den  Muth  ihrer  Meinung.     Sic  volo,  sie  iubeo. 

Es  bieten  diese  Art  Gesetze  in  vielen  Punkten  eine  Analogie  mit 
den  Expropriationen  im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt. 

Alle  derartigen  Gesetze;  die  diese  weiteren  Bestimmungen  nicht 
enthalten;  sind  unvollständig  und  in  der  Folge  oft  unwirksam;  ja 
unanwendbar.  Die  Gewalt  kann  nicht  vermuthet  werden.  Wo  sie 
nicht  ausdrücklich  angegeben  und  organisirt  ist;  kann  sie  der  Richter 
nicht  durch  Yermuthimg  oder  Interpretation  induziren. 

Wenn  aber  eine  relative;  auf  dem  Personalstatut  der  Erwerbs- 
föhig^eit  basirende  Auslegung  solcher  unvollständiger  Vorschriften  die 
Intestaterbfolge  der  Schärfe  des  Gesetzesbuchstabens  zu  entziehen 
vermag;  so  bleibt  die  testamentarische  Üebertragung  von  einheimischen 
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Grundstücken  an  Fremde  in  solchem  Falle,  als  Ausfluss  eines  dnrch 
das  Gesetz  indirekt  den  eigenen  Staatsbürgern  verbotenen  Willensaktes^ 
immer  nnzolässig.  Das  Testament  mag  an  und  fUr  sich  in  der  Form 
gültig  sein,  aber  die  Bestimmungen  in  Betreff  der  Immobilien  sind 
unausführbar,  während  die  anderen  Punkte  hinsichtlich  des  beweg- 
lichen Vermögens  vollkommen  zu  Recht  bestehen  und  vollstreck- 
bar sind. 

Im  gegebenen  Falle  handelt  es  sich  um  das  Testament  eines 
naturalisirten  Bumänen  zu  Gunsten  eines  fremden  Staates.  Dasselbe 
war  in  der  Form  vollkommen  gültig  angefertigt,  aber  die  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Eigenthumsübertragung  an  den  Grundstücken 
der  B[interlassenschaft  waren  unausführbar. 

Die  griechische  Begierung,  die  sich  auf  das  Testament  stützte, 
konnte  also  direkt  nur  die  Ausfolgung  des  beweglichen  Vermögens 
verlangen.  In  Betreff  der  Liegenschaften  konnte  sie  nur  eine  Ent- 
schädigung beanspruchen  auf  Gnmd  des  Prinzips:  nemo  in  detrvtnen- 
tum  alteritis  locupletior  fieri  potesL  Die  Fixirung  derselben  wäre  ein 
Gegenstand  diplomatischer  Verhandlungen  zwischen  beiden  Begienmgen 
gewesen. 

Nun  aber  erhoben  sich  die  natürlichen  Erben  des  Verstorbenen, 
meistentheils  ebenfalls  in  Bumänien  naturalisirte  Griechen^  die  also 
die  vollen  Bechte  eines  rumänischen  Staatsbürgers  gemessen,  wandten 
sich  an  das  rumänische  Gericht,  als  das  forum  successionis  und  m 
sitae,  und  verlangten  die  AnnuUirung  des  ganzen  Testaments,  als 
solchen.  Bei  Wegfall  desselben  würde  dann  die  Intestaterbfolge  er- 
öffnet werden,  kraft  deren  die  gesammte  Hinterlassenschaft  ihnen  allein 
zufiele,  oder,  soweit  sie  Fremde  sind,  wenigstens  das  Mobiliarvermögen. 
Es  war  somit  ein  Duell  eröffnet  worden  zwischen  den  natürlichen 
Erben  einerseits,  und  andererseits  allen  denen ^  welche  irgend  ein 
Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  des  Testaments  hatten,  also  der 
griechischen  Begierung  als  Hauptbetheiligten  und  auch  der  rumänischen 
Begierung,  die  im  gegebenen  Falle  die  Pflicht  gehabt  hätte,  die  Güter 
als  bona  vacantia  an  sich  zu  nehmen  und  eine  Entschädigung  dafür  zu 
zahlen. 

Während  dieses  Bechtsstreites  hätten  also  beide  Begienmgen 
gegen  den  gemeinsamen  Feind  Front  machen  müssen.  Erst  nach 
Zurückweisung  der  natürlichen  Erben,  also  nach  definitiv  erstrittener 
Aufrechterhaltung  des  Testaments,  würden  die  Auseinandersetzungen 
zwischen  den  beiden  Streitgenossen    ihren  Fortgang  genommen  haben. 

Sobald  die  zuständigen  richterlichen  Behörden  angegangen  sind, 
müssen  selbstverständlich  diese  sich  erst  endgültig  aussprechen  ^  ob 
das  Testament  zu  Becht  besteht  oder  nicht.  Da  es  sich  nun  um  ein 
grosses  Vermögen  handelt,  der  Gewinn  folglich  ein  sehr  lohnender  ist, 
werden  natürlicherweise  alle  zu  Gebote  stehenden  Hülfs-  und  Bechts- 
mittel  ins  Grefecht  geführt  werden.  Es  kann  also  noch  lange  dauern, 
bis  diese  Vorfrage    endgültig   entschieden  ist.     Aber  die  Entscheidung 
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selbst  steht  einzig  und  allein  den  Gerichten  zu.  Es  ist  das  eine 
reine  Rechtsfrage  und  zwar  eine  Frage  des  positiven  bürgerlichen 
Privatrechts  y  über  die  nur  die  Justiz  sich  massgebend  auszu- 
sprechen hat. 

Diplomatische  Verhandlungen  finden  nur  von  Staat  zu  Staat  statt. 
Privatpersonen,  die  ihre  Ansprüche  auf  das  geltende  bürgerliche  Recht 
gründen,  gehören  vor  die  Landesgerichte,  und  müssen  die  an  der  Ab- 
weisung dieser  Ansprüche  interessirten  Parteien,  seien  es  auch  Regie- 
rungen, denselben  dort  Rede  und  Antwort  stehen.  Nachdem  nun  die 
mmSnischen  richterlichen  Instanzen,  die  hier  formell  und  materiell 
allein  zuständig  sind,  offiziell  von  den  natürlichen  Erben  angegangen 
sind,  vermag  keine  Macht  der  Erde  diese  Entscheidung  aus  ihren 
Händen  zu  rebsen. 

Das  Verlangen  der  griechischen  Regierung,  die  Angelegenheit 
den  rumänischen  Gbrichteu  zu  entziehen,  war  somit  ein  unmögliches, 
dem  Rumänien  ausser  Stande  war  nachzukommen,  imd  wenn  Griechen- 
land daraufhin  die  diplomatischen  Beziehungen  abbrach,  so  ist  das 
ein  übereilter  Schritt,  der  einer  jeden  Begründung  entbehrt. 

Die  praktische  Folge  davon  wird  sein,  dass,  falls  die  natürlichen 
Erben  in  ihrer  Anfechtung  des  Testaments  unterliegen,  die  rumänische 
Regierung  die  gesammte  Erbschaft  an  sich  nehmen  wird,  und,  bis 
Griiechenland  die  offiziellen  Beziehungen  nicht  wieder  aufnimmt,  an 
keine  Entschädigung  zu  denken  hat. 

Man  hat  in  der  fremden  Presse  diese  Angelegenheit  vielfach  mit 
einer  andern,  der  Bedmar' sehen  Erbfolge  in  Verbindung  gebracht. 
Jedoch    mit  unrecht.     Beide  Fälle    haben   nichts    miteinander  gemein. 

Die  Sache  verhält  sich  dort  folgendermassen :  Die  Tochter  einer 
vornehmen  rumänischen  Bojarenfamilie  hatte  seinerzeit  den  spanischen 
Granden,  Marquis  von  Bedmar  geheirathet  und  ihm  mehrere,  im  Amts- 
bezirk des  Tribunals  (Landgericht)  von  Suceava-Folticeni  belegene 
Güter  in  die  Ehe  gebracht.  Sie  starb  mit  Hinterlassung  eines 
Sohnes,  der  bald  darauf  ebenfalls  starb,  sodass  der  Marquis  denselben 
beerbte  und  so  Eigenthümer  der  genannten  Immobilien  wurde.  Er 
heirathete  nochmals  und  hinterliess  bei  seinem  Tode  mittels  Testament 
sein  ganzes  Vermögen  seiner  Wittwe.  Diese  verlangte  und  erhielt 
seinerzeit  vom  besagten  Tribunal  die  Erbeinweisung  (die  französische 
sesine  des  Art.  724  Code  NapoUon  =  Art.  653  des  rumänischen  Codice 
cwü,  von  dem  nur  die  Deszendenten  und  Aszendenten  dispensirt  sind). 

Nunmehr  starb  auch  diese  Wittwe  und  vermachte  den  Niessbrauch 
der  genannten  Güter  einer  Frau  Lemotheux  in  Paris,  und  das  blosse 
Eigenthumsrecht  daran  fnue  propriete)  den  minderjährigen  Kindern  der- 
selben. Beide  Legatare  verlangten,  da  sie  keine  direkten  Erben  sind, 
vom  Tribunal  Suceava-Folticeni  die  gerichtliche  Investitur  [saisim)'. 
Das  Gericht  ertheilte  dieselbe  für  den  Niessbrauch  der  Frau  lemotheux 
und  verweigerte  sie  in  Betreff  des  nackten  Eigenthumsrechts ,  als  der 
Konstitution  widersprechend.    Der  Appellhof  in  Jass^  bestätigte  diesen 


122  Amtsrichter  Dr.  jur.  Delius  in  Hamm. 

letzteren  Entscheid;  der  erstere  wurde  seiner  Jurisdiktion  nicht  unter- 
breitet. Die  Legatare  des  blossen  Eigenthumsrechts  haben  ihre  Sache 
nunmehr  vor  den  Kassationshof  in  Bukarest  gebracht;  dieser  hat  sich 
jedoch  in  dieser  so  ungemein  wichtigen  Frage;  ob  und  inwieweit 
das  Verbot  des  Art  7  der  Konstitution  auch  den  Erwerb  durch  Erb- 
schaft trifft;  bisher  noch  nicht  ausgesprochen. 

In  dieser  Situation  intervenirte  der  rumänische  Staat,  erhob  Ein- 
rede (Opposition)  gegen  die  Erbschaftsinvestitur  der  Niessbraucherin 
und  verlangte;  da  zu  dem  nackten  Eigenthumsrecht  sich  kein  beföhig- 
ter  Erbe  gemeldet  habe,  auf  Grund  seines  allgemeinen  Subsidiar- 
erbrechtS;  das  ihm  Art.  680  des  rumänischen  Zivilgesetzbuchs  (ent- 
sprechend Art.  768  G.  Nap.)  gewährt;  selbst  in  den  Besitz  dieses  Eigen- 
thumsrechts gesetzt  zu  werden.  Dieser  letztere  Antrag  wurde  vom 
Gericht  angenommen  und  zur  Entscheidung  über  die  Einrede  Tag£fthrt 
anberaumt.  Jedoch  bevor  es  zur  Verhandlung  kam,  zog  der  Fiskus 
beide  Anträge  zurück. 

Die  Beweggründe  hieftir  sind  für  diese  Darstellung  irrelevant. 
Es  genügt  hervorzuheben,  dass  hier,  in  der  Bedmar'schen  Angelegen- 
heit es  sich  um  fremde  Individualerben  handelte;  deren  Niessbrauch; 
beziehungsweise  nacktes  Eigenthumsrecht;  der  rumänischen  Begiemng 
ungefährlich  erscheinen  konnte,  während  in  der  Zappa' sehen  Sache 
die  griechische  Regierung;  der  griechische  Staat  als  solcher;  Herr  von 
rumänischem  Grund  und  Boden  werden  wollte,  die  betre£Fenden  rumä- 
nischen Immobilien  also  firemde  Enklaven  werden  sollten.  Der  grosse 
prinzipielle  Unterschied  zwischen  Erwerb  eines  Grundstückes  durch 
einen  fremden  Privatmann  und  durch  einen  fremden  Staat  trat  hier 
in  seiner  ganzen  Schärfe  hervor,  beleuchtete  grell  die  relative,  wirth- 
schaftlich-politische  Geringfügigkeit  des  ersteren  Falles  und  die  un- 
geheuere, weittragende  Bedeutung  des  zweiten,  die  schwerwiegenden 
Folgen  und  die  grossen  Gefahren;  die  eine  Zulassung  von  solchen 
fremden  Enklaven  im  Herzen  Rumäniens  bedingten. 

Es  ist  das  Verdienst  der  Zappa'schen  Angelegenheit,  diesen 
Punkt  ins  volle  Licht  gesetzt  zu  haben,  und  deshalb  wird  sie,  auch 
abgesehen  von  der  diplomatischen  Ruptur;  eine  cause  c61ebre  in  den 
Annalen  des  internationalen  Rechts  werden,  wie  seinerzeit  der  Prozess 
Beaufiremont-Bibesco  und  andere. 


Auslieferung  Wehrpflichtiger,  insbesondere  aktiver 

Militärpersonen. 

Von  Amtsrichter  Dr.  jur.  Deltas  in  Hamm. 
Bei    den   Strafthaten   von  Militfirpersonen  ^)    muss    bezüglich    der 


1)  Die  Auslieferung  desertirter  Schiffsmannschaften,  insbesondere  An- 
gehöriger der  Kriegsmarine,  ist  nicht  Gegenstand  der  nachfolgenden 
Erörterung  (vgl.  darüber  Pereis,  Auslieferung ,  1883). 
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Auslieferung  unterschieden  werden    zwischen    rein    militärischen ,    rein 
gemeinen  nnd  gemischt  militftrisch-gemeinen  Delikten. 

Die  rein  militärischen  Delikte,  z.  B.  Gehorsamsverweigerung 
u.  B.  w.y  unterliegen  der  Auslieferung  nicht.  In  den  Auslieferung^ 
vertragen  sind  dieselben  eben  nicht  au%efUhrt^).  Aber  auch  im  übrigen 
ist  völkerrechtlicher  Grundsatz,  derartiger  Strafthaten  wegen  die  Aus- 
lieferung zu  weigern;  da  sie  den  politischen  Delikten  gleichgestellt 
werden« 

Eine  Ausnahme  macht  nur  der  Fall  der  Fahnenflucht  (Desertion)'). 
In  früherer  Zeit  bestanden  eine  Beihe  von  sog.  Deserteurkartellen, 
Verträge,  welche  zur  gegenseitigen  Auslieferung  Fahnenflüchtiger  ver- 
pflichteten. Dieselben  sind  seit  dem  4.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts 
meistentheils  gekündigt  worden  oder  stillschweigend  ausser  Uebung 
gekommen.  Ausser  den  weiter  unten  erwähnten  besteht  jetzt  noch 
ein  Deserteurkartell  zwischen  Spanien  und  Portugal,  soweit  ermittelt 
werden  konnte.  PMussen  hat  bezw.  hatte  ein  solches  Kartell  mit 
Frankreich,  Sussland,  Dänemark  und  den  Niederlanden.  Ausserdem 
wurde  im  Jahre  1831  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten  eine  all- 
gemeine Bundeskartellkonvention  abgeschlossen. 

Die  französisch-preussische  Kartellkonvention  vom  25.  Juli  1828 
(G.S.  8. 111)  ist  nach  ihrem  Ablauf  nicht  wieder  erneuert.  Seit  1880 
bereits  wird  seitens  Frankreichs  eine  Auslieferung  von  Deserteuren  der 
Landtruppen  nicht  mehr  gewährt  (vgl.  Biüot,  Tradti  de  Vextradütony 
8.  95).  Am  7.  bezw.  21.  Juni  1858  ist  jedoch  mit  Preussen  ein 
Abkommen,  welches  inhaltlich  mit  dem  bajerischen  vom  18.  Mü  bezw. 
27.  August  1858  übereinstimmt,  zustande  gekommen  in  Bezug  auf 
iüickgabe  der  von  den  Deserteuren  mitgeführten  Militäreffekten.  Das- 
selbe ist,  wie  von  MartiiZy  Internat.  Bechtshülfe  in  Strafsachen  S.  248 
Anm«  72,  bezeugt,  noch  heute  in  Kraft  (vgl.  auch  de  Gkrcqj  Traitis 
de  France  VH  412,  496). 

Ebenso  ist  die  auf  Grund  älterer  Verträge,  insbesondere  auch  des 
Kartells  von  1844  (abgedruckt  bei  v.  Bohrseheidt,  Staatsverträge 
Preussens  8.  894)  abgeschlossene  Konvention  Preussens  mit  Russland 
von  1857  nicht  mehr  in  Geltung^),  da  eine  Erneuerung  derselben  nicht 
stattgefunden  hat. 


2)  Die  Verträge  des  Deutschen  Reiches  mit  Italien  (R.G.B1. 1871  S.  446) 
und  der  Schweiz  (R.G.Bl.  1874  S.  1 18)  enthalten  das  Verbot  der  Durch- 
führung eines  Verbrechers,  welcher  einer  rein  militärischen  Strafthat  be- 
schuldigt n.  s.  w.  wird,  durch  das  Gebiet  der  kontrahirenden  Staaten. 
Sonst  findet  sich  keine  Bemerkung  wegen  militärischer  Delikte  in  den 
Auslieferungsverträgen.  Der  Entwurf  des  ital.  Auslieferungsgesetzes  von 
1884  verbietet  im  Art.  3  die  Auslieferung  wegen  ^reati  puramente  militari*^, 

3)  Grossbritannien,  Italien,  Belgien  und  die  Niederlande  verweigern 
grundsätzlich  jede  Auslieferung  wegen  Denertion. 

4)  Vgl.  Stengely  Handwörterbuch  des  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  277; 
anderer  Meinung  Fiedler^  Amtsrichter,  Bd.  1  S.  437,  jedoch  ohne  Angabe  von 
Grflnden. 
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Das  Deserteurkartell  zwischen  Freussen  und  DHnemark')  vom 
25.  Dezember  1820  (G.S.  1821  S.  88)  ist  durch  die  allgemeine  Be- 
stimmung des  Artikels  11  des  Wiener  Friedens  vom  80.  Oktober  1864 
wieder  in  Kraft  gesetzt,  v,  Martitx,  a.  a.  O.  8.  248  meint,  dass  yerfiusungs- 
massig  die  bestehenden  preussischen  Kartells  fortbeständen  und  An- 
wendbarkeit für  das  ganze  Deutsche  Reich  mit  Ausnahme  des  in 
Reservatstellung  befindlichen  Königreiches  Bayern  beanspruchten. 
Dem  kann  indess  nicht  beigepflichtet  werden.  Gemäss  Art.  61  der 
Reichsverfusung  ist  zwar  die  preussische  Militänrer£usung  im  ganzen 
Reich  einzuftihren.  Allein  diese  Bestimmung  berührt  auslftndisclie 
Staaten  nicht.  Allerdings  erstreckt  sich  das  dänische  Kartell  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  gemäss  auf  die  im  Jahre  1866  seitens  PrensaeDS 
erworbenen  Grebietstheile.  Dadurch  aber^  dass  Preussen  mit  den 
deutschen  Bundesstaaten  eine  Militärkonvention  abgeschlossen  hat, 
sind  die  letzteren  nicht  auch  in  den  zwischen  Preussen  und  Dänemark 
abgeschlossenen  Staatsvertrag  eingetreten.  Es  hätte  dazu  doch  min- 
destens einer  Zustimmung  der  dänischen  Regierung  bedurft.  Der 
dänische  Verfasser  der  Abhandlung  in  der  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafirecht,  Bd.  I  S.  251  Anm.  2,  welcher  übrigens  be- 
zeugt, dass  das  Kartell  auch  jetzt  noch  häufig  Anwendung  finde,  hebt 
auch  hervor,  dass  jener  Staatsvertrag  nur  mit  Preussen^  nicht  auch 
mit  anderen  deutschen  Staaten  ^  bestehe.  Gültigkeit  lediglich  für 
Preussen  nimmt  gleichfalls  an  Lammaseh,  Auslieferungspflicht  und 
Asjlrecht  S.  865. 

Die  Auslieferung  deutscher,  nicht  preussischer  Deserteure,  welche 
infolge  der  Militärkonventionen  in  preussischen  Truppentheilen  dien- 
ten zwecks  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  Militärpflicht,  kann  auf  Grund 
des  Kartells  nicht  beansprucht  werden.  Dagegen  sind  ausserhalb 
Preussens  garnisonirende  preussische  Truppentheile  die  AusUeferang 
von  Deserteuren  preussischer  Staatsangehörigkeit  von  Dänemark  zu 
verlangen  berechtigt.  Gehört  der  Flüchtling  nicht  mehr  der  aktiven 
Armee  an  (§  140  R.St.G.B.),  so  besteht  nur  dann  eine  Auslie- 
ferungspflicht, wenn  er  preussischer  Unterthan  ist  und  zuletzt  in  Preussen 
sich  aufgehalten  hat. 

Die  preussische  Kartellkonvention  mit  den  Niederlanden  vom 
11.  Juni  1818  (G.S.  1819  S.  13),  verlängert  zufolge  Deklara- 
tion vom  10.  Juni  1828  (G.S.  S.  88),  besteht  nicht  mehr  zu 
Recht.  V.  MaartüXj  a.  a.  O.  S.  249,  behauptet  zwar,  dass  das 
Königreich  der  Niederlande  nebst  den  Kolonien  der  Bundeskartell- 
konvention  von  1831  beigetreten  sei,  und  dies  Verhältniss  auch  noch 
jetzt  fortbestehe,  indem  er  sich  dabei  auf  Lagerrumns,  Traües  des 
Pays-bas  I  p.  C.  V  p.  100,  206,  265—267  beruft.  Der  holländisch^ 
Schriftsteller  Harbord   erklärt   indess  in  seinem  Werke   Jets   over  uti-' 

5)  Zwischen  Dänemark  und  den  deutschen  Bundesstaaten  besteht«  ab- 
gesehen von  dem  weiter  unten  erwähnten  Abkommen  yom  14,  «funnar 
1881,  kein  die  Auslfeferupg  re^elnd^r  Stiuitsvertrag. 
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levermg  van  misdadigers,  Amsterdam  1879  8.  40  Anm.  1^  dass  sämmt- 
liehe  Desertenrkartelle  der  Niederlande^  insbesondere  dasjenige  mit 
Preoflsen  und  Hannover  (von  1815)  ausser  Wirksamkeit  getreten  seien. 
Allerdings  gestattete  Art.  16  des  holländischen  Fremdengesetzes  vom 
13.  Angast  1849  noch  die  Abschliessung  von  Verträgen  über  Ans- 
liefemng  von  Deserteuren.  Seit  dem  Aoslieferungsgesetze  vom  6.  April 
1875  ist  jedoch  jene  Bestimmung  auch  formell  aufgehoben.  That- 
sfichlich  erfolgt  seitens  der  Niederlande  keine  Auslieferung  wegen 
Desertion.  Die  Bundeskartellkonvention  vom  10.  Februar  1831 
(Prenss.  6.8.  8.  41)  mit  den  Abänderungen  vom  15.  Juni  1832 
(G.S.  8.  177)  und  10.  September  1864  (G.8.  8.  572)  wird  zwischen 
Oesterreich  und  den  deutschen  Bundesstaaten  als  fortdauernd  gttltig 
anerkannt^*).  Art.  13  des  Prager  Friedens  von  1866  erhält  dieselbe 
ausdrücklich  aufrecht.  Auf  Elsass-Lothringen  erstreckt  sich  die  Kon- 
vention nicht  ^^),  ebensowenig  auf  Luxemburg,  da  der  deutsche  Bund 
aa%elÖ8t  ist.  Bezüglich  Lichtensteins  wird  dasselbe  gelten  müssen. 
Andererseits  wird  das  Kartell  von  Ungarn  nicht  für  verbindlich  ge- 
achtet (vgl.  Lammasch,  a.  a.  0.  8.  365  Anm.  6)*),  jedoch  thatsäch- 
lich  befolgt.  Letzteres  gilt  auch  von  Bosnien  und  der  Herzegowina. 
Nach  den  Kartells  mit  Dänemark  (§  2)  und  Oesterreich  (Art.  2) 
werden  als  Deserteurs  angesehen,  ohne  Unterschied  des  Grades  oder 
der  Waffe,  alle  diejenigen,  welche  zu  irgend  einer  Abtheilung  des 
stehenden  Heeres  oder  der  bewaffneten  Landesmacht'')  nach  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  eines  jeden  der  beiden  Staaten  gehören,  und 
durch  Eid  zur  Fahne  verpflichtet  sind^  wenn  sie  ohne  Pass^  Ordre 
oder  sonstige  Legitimation  sich  in  das  Grebiet  des  anderen  Staates 
oder  zu  dessen  Truppen  begeben.  Das  dänische  Kartell  schliesst 
noch  ein:  die  bei  der  Artillerie  oder  sonstigem  Fuhrwesen  ange- 
stellten Knechte^).  Es  ist  also  Erfordemiss,  dass  der  Fahneneid  ge- 
leistet ist. 


5  a)  Die  Erklärung  des  österreichischen  Ministers  des  Innern  vom 
12.  Dezember  1869  (R.G.Bl.  Nr.  182)  erwähnt  zwar  nur  die  Staaten:  Bayern, 
Sachsen,  Wflrttemberg,  Baden,  Hessen,  Sachsen- Weimar,  Eoburg-Gotha, 
Meiningen  und  Altenburg  (vgl.  Qfanichstädten,  Internat.  Strafrechtsverkehr, 
1892  S.  187).  Die  sonstige  Auslieferung  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und 
den  deutschen  Bundesstaaten  regelt  der  Bundesbeschluss  vom  26.  Januar 
1854  (Preuss.  G.S.  S.  359  und  555). 

5b)  Sie  wird  in  der  Praxis  jedoch  beobachtet,  lieber  die  Anwendbarkeit 
des  Bnndesbesehlnsses  von  1854  auf  das  YerhSItniss  zwischen  Oesterreich- 
Üngarn  und  Elsass-Lothringen  bat  im  Jahre  1880  eine  ansdrflekliche  Ver- 
ständigung stattgefunden.  (Vgl.  JeHel^  Internat.  Privat-  u.  Strafrecht  1893 
S.  279.) 

6)  Anderer  Auffassung  ist  die  preussische  Regierung,  da  der  Minister 
des  Innern  in  seiner  YerfOgung  vom  30.  Mai  1877  (M.B1.  S.  165)  von  der 
Auslieferung  eines  Deserteurs  nach  Oesterreich-Üngarn  spricht.  Die 
RarteUkonvention  erwähnt  auch  ausdrücklich  die  nicht  zum  deutschen 
Bunde  gehörigen  Gebietstheile  und  umfasst  dieselben  mit. 

7)  Gendarmerie. 

8)  An  Angehörige  der  Kriegsmarine  ist  offenbar  nicht  gedacht.    Am 
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Der  strafrechtliche  Begriff  ^Desertion^  ist  aus  den  Stra%e8ets- 
büchern  der  beiden  Staaten  zu  entnehmen ,  für  das  Deutsche  Reich 
sind  massgebend  die  §§  64  ff.  des  Militärstrafgesetsbuches  vom  22.  Juni 
1872  (R.G.B1.  8.*  173). 

Der  Auslieferung  sind  ebenfalls  unterworfen  alle  nach  der  Ver- 
fassung der  beiderseitigen  Staaten  reserve-  oder  landwehr-  und  über- 
haupt militär-pflichtigen  Unterthanen,  welche  sich  ohne  obrigkeitliche 
Erlaubniss  in  das  Grebiet  oder  zu  den  Truppen  eines  der  kontrahi- 
renden  Staaten  begeben  (§14  der  dänischen^  §  12  der  öster- 
reichischen Konvention).  Letztere  setzt  noch  ausdrücklich  hinzu:  ^sie 
mögen  yereidet  sein  oder  nicht''.  Dasselbe  gilt  natürlich  auch  gegen- 
über Dänemark.  Die  Vergehen  des  §  140  StG.B.  und  §  360  Abs.  3 
des  St.G.B.  (^Verletzung  der  Militärpflicht)  sind  daher  Ausliefemngs- 
delikte.     Wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  wird  bestraft: 

^£in  Wehrpflichtiger^  welcher  in  der  Absicht,  sich  dem  Eintritte 
in  den  Dienst  des  stehenden  Heeres  oder  der  Flotte')  zu  entziehen, 
ohne  Erlaubniss  entweder  das  Bundesgebiet  verlässt  oder  nach  er- 
reichtem militärpflichtigen  Alter  sich  ausserhalb  des  Bundesgebiete« 
aufhält  (§  140  Ziff.  1\ 

Ein  Offizier  oder  im  Offizierrange  stehender  Arzt  des  Beurlaubten- 
Standes  (§  140  Ziff.  2)  oder  ein  beurlaubter  Reservist  oder  Wehr- 
mann der  Land-  oder  Seewehr,  welcher  ohne  Erlaubniss  auswandert  ^^) 
(§  360). 

Ein  jeder  Wehrpflichtige ,  welcher  nach  öffentlicher  Bekannt- 
machung einer  vom  Kaiser  fi\r  die  Zeit  eines  Kri^es  oder  einer 
Kriegsgefehr  erlassenen  besonderen  Anordnung  in  Widerspruch  mit 
derselben  auswandert  (§140  Ziff.  3)."^ 

Auch  auf  Grund  der  §§  140,  360  Abs.  3  des  StG.B.  bereits 
Verurtheilte  müssen  ausgeliefert  werden. 

Wegen  Verleitung  zur  Desertion  (§  141  des  StG.B.)  wird  nicht 
ausgeliefert.  Eine  Strafe  für  dieses  Vergehen  ist  zwar  in  beiden 
Kartells  festgesetzt,  über  die  Auslieferung  aber  nichts  bestimmt 

Die  Auslieferung  darf  nur  verweigert  werden,  wenn  der  Deserteur 

1)  zu  dem  Staate,    in  welchen  er  entweicht,    durch  Geburt  oder 

rechtliche  Erwerbung  —  abgesehen    von  dem  anderswo  über- 


14.  Januar  1881  ist  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Dänemark  ein  Ab- 
kommen bezfiglich  desertirter  Schiffmannsehaften  abgeschlossen  (vgl.  Hetzer^ 
deutsche  Auslieferungsverträge,  1883  S.  48  und  v.  MartiU,  a.  a.  0.  S.  250). 
Zwischen  Oesterreicb-Ungarn  und  Deutschland  existirt  eine  derartige  Ver- 
einbarung nicht. 

9)  Streng  genommen  erstrecken  sich  die  Kartells  nicht  auf  Wehr* 
Pflichtige  der  Marine.  Die  Ausliefenmg  derselben  wird  jedoch  wohl  kaum 
geweigert  werden. 

10)  Abweichend  von  dem  sonstigen  AuBlieferungsreobt,  welches  nur 
Verbrechen  und  Vergehen  zum  Gegenstände  hat,  wird  hier  wegen  einer  Ueber- 
tretung  ausgeliefert 
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nommenen    Militärdienste  —   im    Unterthanenverbande    steht 
(Art.  4  a  Österreich.  Kartell), 

2)  aus  demStaate^  in  welchen  er  geflohen  ist,  gebürtig  ist  (§  4  a 
dänisch.  Kartell), 
also  vermittels  der  Dersertion  nur  in  seine  Heimath  zorttckkehrt 

Nach  dem  Wortlaute  würde  Dänemark  die  Auslieferung  eines 
dortselbst  geborenen  Deserteurs  sogar  dann  weigern  dürfen,  wenn  der- 
selbe später  deutscher  Reichsangehöriger  geworden  ist  und  als  solcher 
die  Fahnenflucht  begeht.  So  ist  indess  diese  Bestimmung  nicht  auf- 
zufassen. Gemeint  ist,  dass  die  Auslieferung  eigener  Unterthanen 
nicht  stattfinden  soU,  ein  Grundsatz,  welcher  im  §  9  des  St.G.B. 
reichsgesetzlich  festgelegt  ist.  Massgebend  ist  die  Nationalität  in  dem 
Zeitpunkte,  wo  das  Ersuchen  um  Auslieferung  bei  der  kompetenten 
Behörde  eingeht  Praktisch  wird  der  Fall  wohl  jetzt  nur  höchst 
selten  vorkommen,  da  die  Söldnerheere  abgeschafft  sind  tmd  die  Armeen 
der  Kartellstaaten  aus  Nationalen  bestehen. 

Die  Auslieferung  darf  hinausgeschoben  werden  —  aber  nur  in 
diesem  Falle  — ,  wenn  der  Deserteur  in  dem  Gebiete  des  Staates,  in 
welchen  er  sich  geflüchtet,  ein  Verbrechend^)  begangen  hat.  Diesfalls 
wird  er  erst  nach  überstandener  Strafe  ausgeliefert.  Nach  dem 
dänischen  Kartell  sollen  die  betreffenden  üntersuchungsakten  entweder 
im  Original  oder  auszugsweise  und  in  beglaubigter  Abschrift  mit  über- 
geben werden,  damit  man  ermessen  kann,  ob  ein  dergleichen  Deserteur 
noch  zum  Militärdienst  geeignet  ist  oder  nicht  (§  4).  Die  öster- 
reichische Konvention   schreibt  nur  Mittheilung  des  Strafurtheils  vor. 

Schulden  und  andere  von  einem  Deserteur  eingegangene  Ver- 
bindlichkeiten geben  dagegen  dem  Staate,  in  welchem  er  sieh  aufhält, 
kein  Recht,  die  Auslieferung  zu  verweigern. 

Ob  das  Vergehen  der  Fahnenflucht  nach  dem  Rechte  des  er- 
suchten Staates  verjährt  ist,  darauf  kommt  es  nicht  an.  Im  Gegensatz 
zu  den  Auslieferungsverträgen  der  neueren  Zeit  ist  die  Pflicht  zur 
Auslieferung  hierdurch  nicht  beschränkt. 

Militärpersonen,  d.  h.  solche,  welche  sich  noch  im  aktiven  Dienst 
befinden,  werden,  wenn  sie  ein  rein  gemeines  Delikt  begangen 
haben,  ausgeliefert  nach  Massgabe  sämmtlicher  Auslieferungsverträge. 
Es  pflegt  dies  in  denselben  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  zu  wer- 
den, nur  die  österreichisch-italienische  Nachtragskonvention  vom  15.  Mai 
1871  (vgl.  ÄtÜmayr,  Oesterreichisches  Seerecht  IX  S.  360)  macht  eine 
Ausnahme.  Die  Vorschriften  der  Verträge  beziehen  sich  auf  alle 
Staatsangehörigen,  nicht  nur  auf  Zivilpersonen  allein.  Die  Flucht 
ins  Ausland  schliesst  regelmässig  das  Delikt  der  Desertion  in  sich. 
Es  ist  im  Allgemeinen  üblich,  dass  ein  Militärflüchtling,  welcher  wegen 
emes  gemeinen  Delikts  ausgeliefert  wird,    nicht    wegen  Desertion   be- 


ll) Unter  «Verbrechen**  wird  hier  Jede   strafbare  Handlung   zu  vcr- 
Bteben  sein. 
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straft  werden  darf^^),  ebensowenig  ihm  die  bei  seiner  Flucht  er- 
folgte Mitnahme  von  MontirungsstÜcken  u.  s.  w.  als  Diebstahl  oder 
Unterschlagnng  in  Anrechnung  gebracht  werden  darf:  vgl.  jedoch  die 
weiter  unter  folgenden  Einschränkungen  dieses  Grundsatzes. 

Gemischt  militärisch -gern  eine  Delikte  begründen  die  Aus- 
lieferungspflicht,  soweit  die  That  nach  dem  Ziyilstrafgesetzbuch  straf- 
bar ist.  Missbrauch  der  Dienstgewalt;  §§  122  und  123  des  Militär- 
strafgesetzbuches;  welche  darin  besteht^  dass  ein  Vorgesetzter  seinem 
Untergebenen  eine  schwere  Körperverletzung  zufUgt,  verpflichtet  hin- 
sichtlich des  zivilstrafrechtlichen  Kerns,  nämlich  der  Körperverletzung 
im  Sinne  der  §§  223  ff.  des  Reichs-Strafgesetzbuches,  zur  Auslieferung. 
Regelmässig  wird  wohl  die  ausliefernde  Regierung  die  Bedingung 
stellen,  dass  eine  Bestrafung  auf  Grund  des  Militärstra^esetzbuches 
nicht  statthaben  darf. 

Lammasch,  a.  a.  O.  8.  366,  ist  der  Ansicht,  dass  wenn  ver- 
traglich die  Auslieferung  nur  wegen  Verbrechen,  nicht  auch  wegen 
Strafthaten  geringerer  Kategorie  gewährt  wird,  dem  Ansuchen  um 
Auslieferung  eines  der  Veruntreuung  von  Regimentsgeldem,  des 
Kameradschaftsdiebstahls  oder  des  Diebstahls  von  Monturstttcken  be- 
schuldigten Soldaten  Folge  gegeben  werden  müsse,  wenn  auch  die 
ihm  zur  Last  fallende  That  nur  nach  dem  Militär-,  nicht  auch  nach 
dem  Zivil  strafrechte  der  beiden  kontraliirenden  Staaten  unter  einen 
zur  Auslieferung  verpflichtenden  Thatbestand  subsumirt  werden  könne. 

Nach  den  Auslieferungsverträgen  des  Deutschen  Reiches  und  d& 
einzelnen  Bundesstaaten  wird  nur  wegen  Verbrechen  und  Ver- 
gehen ausgeliefert.  Der  sog.  Munddiebstahl  ist  nach  §  370  Ziff.  5 
des  St.G.B.  eine  Uebertretung.  Wird  derselbe  gegen  einen  Vorge- 
setzten, Kameraden,  den  Quartierwirth  oder  eine  zu  dessen  Hausstand 


12)  Ein  wflrttembergischer  Unterthan  war  seitens  der  Schweiz  an  Baden 
wegen  Diebstahls  ausgeliefert  Da  derselbe  deutscher  Militärflüchting  war, 
so  knüpfte  die  Schweiz  daran  die  Bedingung,  dass  er  wegen  Desertion  im 
Deutschen  Reiche  nicht  verfolgt  werden  dürfe.  Die  badische  Regierung, 
welche  von  dieser  Einschränkung  erst  später  Nachricht  erhielt,  hatte  den 
Betreffenden  alsbald  nach  seiner  Auslieferung  dem  zuständigen  wflrttem- 
bergiscben  Militärgericht  zur  Aburtheilnng  übergeben.  Auf  Remonstration 
des  schweizerischen  Bundesrathes  erklärte  sie  sich  bereit,  sich  bei  dem 
Wfirttembergischen  Ministerium  um  Einstellung  des  Verfahrens  verwenden 
zu  wollen.  Die  württembergische  Regierung  zog  es  jedoch  im  Interesse 
des  militärischen  Dienstes  vor,  die  erfolgte  Auslieferung  als  eine  nichtige 
zu  behandeln  und  den  Flüchtling  wieder  an  die  Schweizer  Grenze  zu 
bringen,  statt  ausdrücklich  auf  dessen  Verfolgung  wegen  Desertion  zu 
verzichten  (Bericht  des  Schweiz.  Bundesrathes  v.  1885,  abgedruckt  in  den 
Ärchives  diplomatiques  IL  Serie  t,  XVIII  S.  225). 

Nach  dem  schweizerischen  Ausliefern ngsgesetze  vom  22.  Januar  1892 
(Art.  11)  darf,  wenn  der  Auszuliefernde  sich  auch  einer  Uebertretung  der 
militärischen  Gesetze  des  ersuchenden  Staates  schuldig  gemacht  hat,  die 
Auslieferung  nur  unter  der  Bedingung  gewährt  werden,  dass  diese  lieber« 
tretung  weder  eine  Verurtheilung  nach  sich  ziehen  noch  als  erschwerender 
Umstand  betrachtet  werden  soll. 
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gehörige  Person  begangen,  so  liegt  ein  militärisches  Vergehen  im 
8inne  des  §  138  des  Militärstra%esetzbnches  vor.  Nach  Lofmmasch 
würde  also  der  fremde  Staat  ausliefern  müssen.  Diese  Auffassung  ist 
jedoch  nicht  zu  billigen.  Der  Karakter  des  Auslieferungsdeliktes  be- 
stimmt sich  nach  dem  Zivilstrafgesetzbuch  (vgl.  auch  Oranichstädteny 
a.  a.  O.  8.  161  Nr.  82). 

Inwieweit  ist  nun  aber  die  Strafverfolgung  und  Strafvollstreckung 
beschränkt,  einmal  gegenüber  einem  Militärflüchtling,  hinsichtlich  anderer 
militärischer  oder  gemeiner  Strafthaten  und  sodann  gegenüber  einer 
ausgelieferten  Zivilperson  in  Beziehung  auf  militärische  Delikte? 

Hat  die  fremde  Begierung  bei  der  Auslieferung  nur  die  Bestrafung 
wegen  bestinmiter  Strafthaten  zugelassen,  so  wird  es  dabei  sein  Be- 
wenden haben.  Allerdings  haben  derartige  Abmachungen  der  beider- 
seitigen Begierungen  keine  Gesetzeskraft,  allein  die  Gerichte  werden 
sie  berücksichtigen  müssen,  da,  wenn  die  von  einem  Organ  (Begierung) 
des  Staates  übemonmiene  Pflicht  seitens  eines  anderen  Organs  (Gericht) 
desselben  nicht  beobachtet  wird,  der  Abbruch  des  Bechtshülfeverkehrs 
zwischen  den  beiden  Staaten  die  Folge  sein  würde. 

Mangels  besonderer  Elrklärungen  der  ausliefernden  Begierung  gilt 
folgendes: 

Ist  wegen  Desertion  beziehungsweise  wegen  Verletzung  der  Wehr- 
pflicht (§§  140,  360^  St.G.B.)  ausgeliefert,  so  kann  die  betreffende 
Militär-  bezw.  Zivilperson  wegen  noch  sonst  begangener  rein  militä- 
rischer, rein  gemeiner  und  gemischter  Strafthaten  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  Selbstverständlich  ist  Bestrafung  wegen  des  mit  der 
Desertion  ideell  konkurrirenden  Diebstahls  bezw.  Unterschlagung  von 
Montbungsstücken  zulässig.  Ein  Staat,  welcher  wegen  Fahnenflucht 
—  dieses  Prototyp  und  das  Wichtigste  eines  rein  militärischen  Delikts  — 
ausliefert,  hat,  wenn  er  nicht  das  Gegenteil  erklärt,  kein  Interesse 
daran,  die  Bestrafung  wegen  anderer  militärischer  Strafthaten  auszu- 
schliessen. 

Ist  wegen  eines  gemeinen  Deliktes  die  Auslieferung  gewährt,  so 
ist  ebenfalls  das  Strafirecht,  sowohl  hinsichtlich  militärischer  als  anderer 
Vergehen  unbeschränkt. 

Wo  ein  Auslieferungsvertrag^^)  besteht,  ist  in  den  Fällen,  wo 
eine  Einschränkung  des  Strafirechts  des  ersuchenden  Staates  nicht 
konstituirt  ist,  dasselbe  auch  bezüglich  rein  bezw.  gemischt-militärischer 
Delikte  anzunehmen.  Darf  nur  wegen  eines  Auslieferungsdeliktes  Straf- 
verfolgung eintreten,  so  ist  dieselbe  wegen  einer  rein  militärischen 
Strafthat  absolut  ausgeschlossen,  wegen  einer  gemischt -militärischen 
nur  insoweit  zulässig,  als  in  demselben  ein  die  Auslieferungspflicht 
begründendes,  nach  Zivilrecht  strafbares  Delikt  steckt 

Die  Auslieferung  eines  flüchtigen,    im  Auslande  befindlichen  Ver- 


IS)  Vgl.  DeliuSf    Strafverfolgung    und  StrafvoUstreckang    gegenüber 
Ausgelieferten,  in  OoUdammer's  Archiv,  Bd.  39,  S.  112  ft*. 


130  Amtsriohter  Dr.  jur.  Deltas  in  Hamm. 

brechers  ist  von  den  Militärgerichten  bei  dem  Kriegsministerinm  m 
Antrag  zu  bringen ,  insofern  hierüber  die  bestehenden  Kartellkon- 
yentionen  oder  andere  Bestimmungen  nicht  besondere  Vorschriften  ent- 
halten (§  42  der  preussischen,  jetzt  flir  das  Deutsche  Reich  mit  Aus- 
nahme von  Bayern  und  Württemberg  gültigen,  §  41  der  sächsischen 
Militürstrafgerichtsordnung) . 

Ist  eine  fremde  Militärperson  nach  Deutschland  geflüchtet,  so  ist 
das  Verfahren  dasselbe,  wie  bei  einer  Zivilperson  ^*).  Die  deutschen 
Militärbehörden  sind  hier  zu  keiner  Mitwirkung  berufen,  ausgenommen 
bei  Auslieferungen  auf  Orund  der  noch  bestehenden  beiden  Deserteur- 
kartells. 

Bowohl  nach  dem  dänischen  (§  6)  als  auch  nach  dem  öster- 
reichischen (Art.  1)  Kartell  geschieht  die  Auslieferung  in  der  Regel 
freiwillig  und  ohne  erst  eine  Requisition  abzuwarten.  Sobald  eine 
Militär-  oder  Zivilbehörde,  insbesondere  diejenige  an  der  Grenze,  einen 
Deserteur  entdeckt,  hat  sie  denselben  unter  Aufsicht  zu  stellen  oder 
nach  Umständen  zu  verhaften  und  sodann  die  Auslieferung  desselben 
sowie  der  bei  ihm  vorgefundenen  Effekten,  Pferde,  Waffen  u.  s.  w. 
zu  veranlassen.  Sollte  ein  Deserteur  der  Aufmerksamkeit  der  Be- 
hörden entgangen  sein,  so  erfolgt  die  Auslieferung  auf  die  erste  dies- 
bezügliche Requisition,  selbst  dann,  wenn  er  in  die  Militärdienste  des 
Staates,  in  den  er  entwichen,  getreten  ist,  oder,  wie  das  österreichische 
Kartell  (Art.  7)  hinzusetzt,  sich  daselbst  ansässig  gemacht  hat. 

Nur  wenn  über  die  Richtigkeit  wesentlicher,  in  der  Requisition 
angegebener  Thatsachen,  welche  die  Auslieferung  überhaupt  bedingen, 
solche  Zweifel  obwalten,  dass  zuvor  eine  nähere  Aufklärung  derselben 
zwischen  der  ersuchenden  und  ersuchten  Behörde  nöthig  wird,  ist  die 
Auslieferung  vorläufig  auszusetzen  (dänisches  Elartell  §  7). 

Erst  auf  ergangene  Requisition  werden  ausgeliefert:  nicht  aktive 
Militärpersonen,  also  Reservisten  und  Wehrmänner  (Art.  14;  §12), 
nach  dem  Österreich.  Kartell  (Art.  2):  Offiziere. 

Requisitionen  zur  Auslieferung  eines  Deserteurs,  welcher  in  den 
anderen  Staaten  Kriegsdienste  angenommen  hat,  werden  an  das  Greneral- 
kommando  der  Provinz,  wo  der  Deserteur  sich  aufhält,  gerichtet,  in 
allen  übrigen  Fällen  an  die  betr.  preuss.  Provinzialregierimg,  also  das 
Oberpräsidium,  bezw.  an  den  Polizeidirektor  in  Kopenhagen  oder 
ausserhalb  Kopenhagens  an  die  Amtmänner  (§  8). 

Requisitionen  zwischen  deutschen  und  Österreichischen  Behörden 
werden  an  die  oberste  Zivil-  oder  Militärbehörde  der  Provinz,  wohin 
der  Deserteur  sich  begeben  hat,  gerichtet  (Art.  7),  an  die  letztere 
wohl  nur  dann,  wenn  der  Flüchtling  in  dem  anderen  Staate  wieder 
Soldat  geworden  ist. 

Die  preussische  Justizbehörde  (Untersuchungsrichter,   Amtsrichter 


14)  Vgl.  DeliuSf  Anslieferongsverfahren  in  Prenssen,  in  der  Zeitschrift 
f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft,  Bd.  11. 
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oder  Staatsanwalt),  welche  die  Auslieferung  eines  flüchtigen  Wehr- 
pflichtigen auf  Grund  der  §§  140  bezw.  360*  des  St.6.B.  beansprucht^ 
wird  eben&lls  diesen  Weg  beschreiten  müssen,  nicht  etwa  denjenigen^ 
welcher  für  die  Auslieferung  von  Zivilpersonen  vorgeschrieben  ist 
(vgl.  preuss.  Justizministerialblatt;   1889,  S.  8  ff.). 

Durch  Erlass  des  österreichischen  Jnstizministers  ^')  vom  9.  Nov.  1890 
(Ziff.  20910)  wurde  die  von  einem  preussischen  Gerichte  begehrte  Aus- 
lieferung eines  deutschen  Staatsangehörigen  wegen  Vergehens  gegen 
§  140  des  St.G.6.  abgelehnt,  weil  sich  deutscherseits  Bedenken  er- 
geben haben,  die  durch  das  im  Jahre  1831  abgeschlossene  Deserteur- 
kATtell  im  Speziellen  geregelte  Auslieferung  von  Wehrpflichtigen  nun- 
mehr dem  späteren  allgemeinen  Bundesbeschlusse  vom  26.  Jan.  1854 
zu  unterstellen,  und  weil  das  Kartell  auch  fortan  die  unanfecht- 
bare Grundlage  für  Auslieferungen  der  mehrbezeichneten  Art  bildet 
(vgl.   Oraniehstädten  a.  a.  O.  S.  28). 

Die  Entscheidung  über  die  Auslieferung  steht  in  Deutschland 
bezw.  Preussen  nicht  dem  Kriegsminister  bezw.  dem  Minister  des 
Innern  y  sondern  dem  Oberpräsidenten  bezw.  dem  kommandirenden 
General  zu. 

Die  Auslieferung  erfolgt  nach  dem  österreichischen  Kartell,  wenn 
der  Deserteur  schon  von  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  ent- 
wichen ist,  an  denjenigen  Bundesstaat,  in  dessen  Diensten  er  zuletzt 
gestanden. 

Die  übrigen  diesbezüglichen  Bestimmungen,  insbesondere  auch 
diejenigen  des  dänischen  Kartells,  sind  antiquirt,  weil  Dänemark  und 
Oesterreich-Ungam  keine  anderen  Deserteurkartells  mehr  haben. 

Vollzogen  wird  die  Auslieferung  an  der  Grenze  der  beiden  Staaten 
(§  ^^9  zwischen  Deutschland  imd  Oesterreich  au  dem  nächsten  Grenzort, 
wo  sich  entweder  eine  Militärbehörde  oder  ein  Grendarmeriekommando 
befindet  (Art  6)  ^•). 

Muss  der  Deserteur  noch  durch  einen  anderen  Staat  geführt  werden 
—  dieser  Fall  kann  nur  im  Verhältniss  zu  Oesterreich  vorkommen  — , 
so    wird    derselbe    an    die  Militärbehörde    des    dazwischen   liegenden 


15)  lieber  die  Auslieferung  entscheidet  in  Oesterreich  regelmässig  der 
Justizminister,  nachdem  sich  die  betr.  Gerichtshöfe  I.  und  IL  Instanz 
gutachtlich  geäussert  haben  (§  59  der  Österreich.  St.P.O.  v.  23.  Mai  1873). 
Das  Kartell  von  1831  räumt  den  Gerichten  bei  der  Auslieferung  von  Deser- 
teuren eine  Mitwirkung  nicht  ein.  Das  Justizministerium  ist  daher  auch 
nicht  zu  einer  Ingerenz  bei  der  Durchführung  eines  deutschen  Deserteurs 
durch  Österreichisches  Gebiet  berufen,  die  Extradition  hat  vielmehr  durch 
die  Sicherheits-  oder  Militärbehörden  zu  erfolgen  (Erlass  des  österr.  Justiz- 
minitters  vom  28.  März  1872  und  17.  Dezember  1877  bei  Oraniehstädten 
a.  a.  0.  S.  24). 

16)  Den  Transport  des  Deserteurs  hat  die  Militärbehörde  zu  über- 
nehmen. Ergriffene  Deserteurs  sind  seitens  der  Zivilbehörden  an  die  nächste 
Garnison  abzaliefem  (Verfügung  der  Minister  des  Innern  und  des  Krieges 
vom  24.  Juli  1858-,  Min.Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  151). 
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Bundesstaates  unter  Ersatz  der  nothwendigen  Auslagen  übergeben,  von 
derselben  Übernommen^  die  Unterhaltungskosten  desselben  während  des 
Transports  bestritten  und  mit  Beobachtung  der  sonstigen  Bestimmungen 
dem  Staate^  dem  er  gehört,  abgeliefert  (§  6). 

Die  Verbindlichkeit  zur  Auslieferung  erstreckt  sich  auch  auf  die 
Pferde,  Sättel,  Reitzeug,  Armatur  und  Montirungsstücke;  welche  der 
Deserteur  mitgenommen  hat,  selbst  in  dem  Falle,  wo  der  Deserteur 
nach  §  bezw.  Art.  4  nicht  oder  nicht  sofort  ausgeliefert  wird  (§.  5, 
Art.  5). 

Die  Kosten  der  Verpflegung  des  Deserteurs  und  der  mitgebrachten 
Pferde  fallen  nach  dem  dänischen  Kartell  dem  ersuchenden  Staate  aur 
Last  (§  10).  Ausserdem  hat  derselbe,  wenn  der  Deserteur  eine  aktive 
Militärperson  ist,  ein  sog.  Fanggeld  (Kartellgeld)  zu  entrichten,  näm- 
lich 5  Thaler  preuss.  Courant  (dänischerseits  6  Beichsbankothaler 
4  Mark  in  Silbermünze)  fUr  einen  Mann  ohne  Pferd,  10  Thaler  pr. 
Courant  (dänischerseits  13  Beichsbankothaler  2  Mark  in  Silbennünze) 
für  einen  Mann  mit  Pferd.  Dieses  Geld  erhält  derjenige  Unterthan, 
welcher  einen  solchen  Deserteur  einliefert  Behörden  können  darauf 
keinen  Anspruch  machen. 

Im  Verkehr  mit  Oesterreich  ist  das  Fanggeld  abgeschafil.  Nach 
demselben  Bundesbeschluss  vom  2.  Juli  1868  (vgl.  preuss.  6.  1864 
S.  572)  werden  die  durch  die  Auslieferung  von  Deserteuren  entstehen- 
den Kosten  —  für  Transport,  Bewachung  u.  s.  w.  für  den  Unterhalt 
der  Deserteure  und  der  mitgebrachten  Pferde  —  seitens  des  ersuchenden 
Staates  nicht  erstattet  (vgl.  auch  Verfügung  des  Ministers  des  Innern 
vom  30.  Mai  1877  (M.Bl.  8.  165). 


Eheliches  Güterrecht  und  Erbrecht. 

Ein  Beitrag  zur  Lehre  Tom  intematioiialeii  FriTfttreeht. 

Von  Amtsrichter  Dr.  IV«  Silberflelmiidt  in  Nfimberg. 

Zu  den  für  den  Praktiker  unerquicklichsten  Eechtsstreitigkeiteu 
gehören  die  aus  dem  Schoosse  der  Familie  entsprossenen.  Da  kom- 
men die  StrömuDgen,  die  sonst  durch  den  Bann  des  Blutes  und  der 
Sitte  niedergehalten  werden,  an  die  Oberfläche  und  enthüllen  Begehr- 
lichkeit und  Unfrieden,  wo  man  so  gerne  Liebe  und  Eintracht  ge- 
wünscht hätte.  Wenn  dabei  der  Streit  sich  um  Thatfragen  dreht,  so 
bleibt  dem  Richter  meist  nichts  Anderes  übrig,  als  eben  den  Beweis 
zu  erheben;  wenn  aber  wie  in  der  im  Titel  dieser  Studie  beseichne- 
ten  Lehre  die  Rechtsfragen  selbst  im  höchsten  Grade  bestritten  sind, 
so  wird  sich  eine  wiederholte  Prüfung  derselben  rechtfertigen,  nicht 
nur  vom  Standpunkt  der  Rechtswissenschaft  aus,  sondern  auch  von 
dem  der  Praxis,  der  Rechtsprechung  und  Streitschlichtung. 
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J.  Ausgang  der  U^itersiichung, 

Die  vermögensrechtliclien  Wirknngeo  der  Eheschliessung  rnttssen 
im  Zusammenhang  stehen  mit  den  Wirkungen  der  Ehe  überhaupt,  und 
wie  diese  letztere  die  ganze  Persönlichkeit  erfasst;  so  kann  auch  im 
Zweifel  das  eheliche  Güterrecht  sich  nur  nach  dem  Personalstatut 
richten^);  nach  dem  persönlichen  Rechte ,  und  zwar  nach  dem  des 
Ehemannes  ^)y  weil  dieser  das  Haupt  der  Familie  ist  und  weil  ihm 
die  Ehefrau  nach  dem  Wesen  der  Ehe  und  den  Bestimmungen  des 
positiven  Rechts  nachzufolgen  hat.  Das  Personalstatut  des  Ehemannes 
aber  bestimmt  in  Deutschland  Theorie^)  und  Praxis^)  übereinstim- 
mend nach  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes.  Die  Frage, 
ob  dies  richtig  ist,  beantwortet  sich  wiederum  danach,  wie  das  per- 
sönliche Recht  überhaupt  festzustellen  ist.  Wälirend  nun  die  Länder 
des  Code,  das  italienische  bürgerliche  Gesetzbuch,  das  österreichische 
und  sächsische,  einzelne  schweizerische  Kantone  etc.  die  Staats- 
angehörigkeit für  die  Bestimmung  des  Persoualstatuts  entscheiden 
lassen^),  hat  sich  historisch  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  und 
analog  in  England  sammt  Nord-Amerika  die  Bestimmung  des  Personal- 
Statuts  durch  das  Recht  des  Wohnsitzes  *)  herausgebildet,  so  dass  (von 
der  Frage,  ob  das  Recht  des  ersten  Wohnorts  die  Ehe  ständig  be- 
herrscht, zunächst  abgesehen)  die  Stellung  der  deutschen  Jurisprudenz 
im  ehelichen  Güterrecht  jedenfalls  eine  prinzipgemässe  ist,  da  sie  mit 
ihrer  allgemeinen  Stellung  gegenüber  dem  Personalstatut  überein- 
stimmt. Soweit  in  Deutschland  zwischen  Deutschen  abgeschlossene 
Ehen  in  Betracht  kommen,  ist  die  EDtscheidung  auch  unter  allen 
Umständen  richtig*^).  Denn  sowohl  historisch  als  nach  gegenwärtigem 
deutschen  Staatsrecht  ist  mit  der  Staatsangehörigkeit  in  den  einzelnen 
deutschen  Bundesstaaten  keinerlei  ausschlaggebende  privatrechtliche  Folge 
verbunden,  ein  Deutscher  kann  unter  Fortdauer  seines  bisherigen  In- 
digenats  Angehöriger   eines  oder  mehrerer   anderen  Bundesstaaten,  ja 


1)  9.  BoTj  Theorie  und  Praxis  des  iutemat.  Privatrechts,  2.  Auf!.  Bd.  1 
S.  509  unten. 

2)  Vgl.  Entsch.  d.  Reichsgerichts  in  Zivils.  Bd.  25  S.  343  ff. 

3)  Bar  a.  a.  0.  S.  507  Anm.  9  n.  10;  ausser  den  dort  zitirten  z.B. 
Savigny,  System  des  heutigen  röm.  Rechts  Bd.  8  S.  325  u.  327  Anm.  e  und 
Zitate;  üoiA,  Bayer.  Zivilrecht  l.Bd.  2.  Aufl.  S.  IGOu.Zit;  JStiiule,  Deutsches 
eheliches  Güterrecht  §  96 ;  Siebenkees,  Von  der  Intestaterbfolge  nach  Nttm- 
bergiscben  Rechten  §  126;  Seuffert,  Prakt  Pandektenrecht  Bd.  1  §  17 
Anm.  3  u.  Zit;   StobbCf  Handbnch  d.  deutsch.  Privatrechts  §  34  Anm.  11». 

4)  Vgl.  ausser  der  bei  Bar  a.  a.  0.  zit.  Entscheid,  des  R.O.H.6.  in  Seuff. 
Arch.  Bd.  34  Nr.  81  dortselbst  Bd.  32  Nr.  103/4  und  Entsch.  des  Reichs- 
gericbts  Bd.2d  S.382,  Entscheid,  d.  bay er.  Obersten  Gerichtsh.  Bd.  5  S.  546. 

5)  Bar  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  265. 

6)  Als  Gesetz  z.B.  nach  Erbacher  Recht.  Weber j  Darstellung  der 
s2mmtlichen  Provinzial-  und  Statutarrechte  des  Königreichs  Bayern  Bd.  5 
S.  326. 

7)  Stobbe  §  30  sub  I  2a  a.  Anf. 

ZaltMhrltt  f.  iatern.  Privat-  n.  Btrafk-eeht  etc.,  Band  ni.  J  Q 
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sogar  eines  auswärtigen  Staats  werden  %  im  Glebiete  des  gemeinen 
Rechts,  mit  dem  wir  es  hier  zu  thun  haben,  mangelt  auch  jede  that- 
sMchliche,  von  einem  Bundesstaat  ausgehende  Rechtseinheit,  die  Reichs- 
angehörigkeit wird  überhaupt  nur  durch  die  Angehörigkeit  in  einem 
Bundesstaat  erworben,  lauter  Momente,  die  es  unmöglich  machen,  das 
Personalstatut  mit  der  Staatsaugehörigkeit  zu  verknttpfen.  Weder  die 
deutsche  noch  etwa  die  bayerische  Staatsangehörigkeit  besagt  eben 
das  Geringste  fUr  das  Gebiet  des  Privatrechts,  die  Vereinigung  der 
mehreren  Indigenate  macht  solche  Folgerungen  ganz  unmöglich*). 
Aehnlich  hat  Wharton,  Ä  treatise  an  the  conflict  of  lawa  2.  ed.  §  20 
die  amerikanischen  YerhKltnisse  geschildert  und  das  Staatsangehörig- 
keitsprinzip als  für  einheitliche,  auch  privatrechtlich  in  sich  geschlos- 
sene Staaten  geeignet  erklXrt^^). 

Je  mehr  nun  die  Tendenz  der  Staaten,  wie  nicht  zu  bezweifeln 
ist,  auf  nationale  Einigung  in  jedem  Sinne  hindrXng^,  desto  mehr 
wird  das  Staatsangehörigkeitsprinzip  zum  Siege  kommen  ^^).  Aber 
auch  heute  schon  wird  man  anerkennen  müssen,  dass  zunächst  der 
Staat  es  ist,  der  dem  Individuum  seinen  Stempel  aufdrückt,  weil  ihm 
die  Macht  zusteht,  die  einzelne  Persönlichkeit  seinem  Willen  zu  beu- 
gen imd  ihr  auch  das  Privatrecht  aufzudrängen.  Hat  er  davon  keinen 
Gebrauch  gemacht,  hat  er  geduldet^  dass  in  seinem  Gebiet  eine  Reihe 
einzelner  Rechtsquellen,  theils  als  Gesetze  und  als.  solche  meist 
üeberreste  früherer,  kleinerer  oder  grösserer  Staat  engebilde,  theils 
als  Gewohnheitsrecht  fortleben,  dann  erübrigt  nichts  Anderes,  als  beim 
Schweigen  des  Staats  das  Unterscheidungszeichen  für  die  Persönlich- 
keit von  demjenigen  dieser  Rechtsgebiete  zu  erholen,  mit  welchem  die 
betreffende  Person  durch  Wohnsitz  in  nächste  Berührung  getreten  ist  ^^). 
„Der  Grundsatz  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  des  Staates  der  Staats- 
angehörigkeit schliesst  nicht  aus,  dass  in  einem  solchen  Falle,  wo 
dieser  Staat  nicht  ein  einheitliches  Recht,  sondern  in  seinen  einzelnen 
Landestheilen  verschiedene  Rechtsnormen  hat,  wieder  weiter  zu  er- 
mitteln ist,  welche  dieser  Rechtsnormen  anzuwenden  ist  und  dass  hie- 


8)  BegeTf  Kleinere  Reichs -Verwaltungsgesetze  zu  §  13  des  B.  und 
StA.G.  und  Zlt. 

9)  Vgl.  Entscheid,  des  bayer.  Obersten  Landesgerichts  Bd.  11  S.  297  zu 
Art  3  der  Reichsverf.  und  Bundes-O.H.G.  in  Seuff.  Arch.  Bd.  25  Nr.  286. 

10)  Vgl.  GMdschmidt,  Handbuch  d.  Handelsrechts  1.  Bd.  2.  Aufl.  §  38 
Anm.  9. 

11)  V.Bar,  Bd.  1  S.271-,  YghDanle,  lieber  internationale  Ehesohliessung, 
Deutsche  Zeitschr.  f.  Kirohenrecht  Bd.  2  S.  12  f.  insbes.  16;  Goldschmidi 
a.  a.  0.;  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  9  Nr.  116;  Statbe  a.  a.  0.  §  30  zu 
Anm.  5e. 

12)  BmU  gründet  die  Domizilstbeorie  auf  Hitwirkung  des  Einzelnen 
am  lokalen  Gewohnheitsrechte;  obige  Konstruktion  dürfte  historisch 
und  thatsächlich  sich  eher  rechtfertigen  lassen;  dagegen  dürfte  DonWs 
Polemik  gegen  Bahr  a.  a.  0.  S.  16  berechtigt  sein.  Vgl.  Böhm,  Handbuch 
der  Internat.  Nachlassbeh.  Ergbd.  S.  3.  Der  Staat  hat  dnrch  Belassung  der 
partikulären  Privatreohte  diese  zu  Trägern  des  staatlichen  Willens  gemacht 
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bei  aach    der   Wohnsitz    in    einem    gewissen    Zeitpunkt    in    Betracht 
kommen  kann'^^'). 

Unserer  Ansicht  nach  ist  demnach  das  Domizilrecht  heute  noth- 
wendig  ein  snbsidiKres;  entstanden  zn  einer  Zeit;  wo  der  Nationalitäts- 
gedanke  noch  schlummerte  und  das  kleine  Partikulargebiet  „den  Staat" 
reprSsentirte,  ist  es  heute  dadurch  bedingt^  dass  auf  Seite  des  Einzelnen 
die  Staatsangehörigkeit  oder  auf  Seite  des  Staats  der  Wille  mangelt^ 
das  Priyatrecht  einheitlich  zu  ordnen  ^^).  Letzteres  ist;  wie  erwähnt, 
der  Fall  in  Deutsehland  bezüglich  Deutscher  ^^).  Wie  nun  aber^  und 
damit  kehren  wir  auf  das  Gebiet  des  GKlterrechts  selbst  zurttck;  wenn 
ein  Ausländer  in  Deutsehland  heirathet?  In  dieser  Beziehung  liegen 
für  das  Güterrecht  genttgende  SpezialftllO;  aus  denen  eine  eot/mmnis 
opmio  geschlossen  werden  könnte,  nicht  vor,  wohl  deshalb;  weil  bei 
der  Zweifelhafitigkeit  der  Frage  die  Nupturienten  meist  zu  dem  rich- 
tigen Aushülfinnittel  des  Vertrages  greifen  werden.  Die  Anwendung 
des  deutschen  Domizilprinzips  als  herrschenden  Rechts  auf  solche  Ehen 
ist  jeden&Qs  deshalb  ausgeschlossen,  weil  dieses  Prinzip  auf  Grund 
der  eigenartigen  deutschen  Verhältnisse  zur  Ausbildung  gelangte. 
Gebt  man  nun  wieder  vom  Personalstatut  aus,  so  kann  nach  unse- 
rem Standpunkt  ein  subsidiäres  Domizilprinzip  fttr  den  Fremden  so- 
lange nicht  in  Frage  kommen,  als  das  Gesetz  seiner  Staatsangehörig- 
keit bestimmend  eingreift.  Der  Franzose,  der  Badenser,  der  Sachse 
heirathen  also  auch  in  Nürnberg  nach  ihrem  heimathlichen  Güter- 
rechte. Ein  BechtssatZ;  dass  die  Eheleute  einen  stillschweigenden 
Vertrag  über  das  Güterrecht  des  Domizils  schliessen  ^*)  oder  sich  aus- 
drücklich demselben  unterwerfen  ^''),  ist  nicht  vorhanden  (wie  schon  hier 
hervorzuheben  und  unten  weiter  zu  betonen  ist).  Das  Gegentheil  ist 
leicht  nachzuweisen  durch  die  zahlreichen  Fälle,  wo  die  Eheleute  an 
die  Frage  des  Güterrechts  Überhaupt  nicht  denken,  während  die  An- 
nahme der  Unterwerfung  auf  die  petüio  princ^i  hinausläuft,  dass 
eben  das  Recht  des  Domizils  massgebend  ist,  weil  kein  anderweiter 
Vertrag  geschlossen  wurde.  Dagegen  trifft  man  von  dem  hier  ein- 
genommenen Standpunkte  aus  wieder  auf  die  Einheit  des  Rechts 
der  Ehe  und  ihrer  Folgen  mit  dem  Güterrechte,  die  noth wendig  er- 
scheint^^):   Reichsrecht ^*)    und   Landesrecht^®)    behandeln    die    Ehe- 

13)  Entsch.  d.  Reichsger.  Bd.  25  S.  343  ff.  Ausserdem  v,  Bar  Bd.  1  S.274f., 
bes.  die  zitlrten  Oxforder  Beschlüsse  des  Instituts  f.  Internat,  llocht. 

14)  Savigny  a.  a.  0.  S.  98  betrachtete  die  Entwickelnng  des  französ. 
Rechts  als  Ausnahme,  sie  ist  aber  thatsächllch  jetzt  Regel;  auch  er  be- 
trachtet jedoch  das  domietlium  als  subsidiilr  der  Origo. 

15)  Vgl.  aber  Entsch.  d.  Reichsg.  Bd.  12  S.  309,  wo  dahingestellt  ge- 
lassen wird«  ob  Staatsangehörigkeit  oder  Domizil  entscheidet 

le)  Vgl.  Windscheid,  Lehrb.  d.  Pandektenrechts  4.  Aufl.  §  35  A.  11; 
v.Bar  a.a.O.  S.506,  Seuf.  Arch.  Bd.  28  No.  187  SUMe  a.a.O.  §  84  A.  12. 

17)  Savigny  a.  a.  0.  S.  112  und  327. 

18)  Fiore  bei  v.  Bar  Bd.  1  S.  509. 

19)  Vgl.  Reichsges.  t.  4.  Mai  1870  §  3. 

20)  Vgl.  bayer.  Ges.  über  Heimath  etc.  v.  16.  April  1868  Art.  39.    Aus- 

10* 
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BcblieBstingen  und  som  Theil  schon  ihre  Wirkungen  vom  Stand- 
punkte der  Heimath  aus,  und  den  gleichen  Grundsatz  hat  die  Praxis 
theils  direkt  ausgesprochen^^),  theils  indirekt  anerkannt,  indem  sie 
für  den  Fremden  als  Bestimmungsgrund  ftir  das  Güterrecht  das  Do- 
mizil allein  nicht  fUr  genttgend  erklärte,  sondern  jenes  Domizil  mit 
Wohnsitzrecht  erfordertet^),  welches  v.  Bar  in  der  ersten  Auflage  seines 
Werkes  näher  ausgeftlhrt  hatte.  Dagegen  darf  man  die  Verbindung 
von  ehelichen  Güter-  und  Erbrechten  m.  £.  nicht  als  Grund  ftir  die 
Forderung  des  Staatsangehörigkeitsprinzips  anführen  ^^);  denn  selbst 
wenn  man  für  das  Erbrecht  das  gleiche  Prinzip  adoptirt,  so  kommt 
im  einen  Fall  die  Staatsangehörigkeit  bei  Absehluss  der  Ehe,  im  an- 
dern diejenige  zur  Zeit  des  Todes  in  Frage,  die  sehr  verschieden  sein 
können. 

Als  Ausgangspunkt  erhalten  wir  sonach:  das  Gütorrecht  bestimmt 
sich  nach  Personalstatut,  dieses  aber  nach  dem  Staatsbürgerrecht, 
wenn  dasselbe  Bestimmungen  enthält,  subsidiär  nach  dem  Wohnsitz- 
recht;  die  auf  letzterem  beruhende  gemeinrechtliche  deutsche  com' 
munia  qpinio  erklärt  sich  aus  den  speziellen  deutschen  Verhältnissen, 
bei  welchen  die  Staatsangehörigkeit  nicht  in  Frage  kommt.  Im 
üebrigen  soll  in  der  Folge  der  regelmässige  Fall  als  Typus  behandelt 
werden:  das  Prinzip  der  Staatsangehörigkeit  kommt  nur  als  Ausnahme, 
bei  Ausländem,  in  Frage. 

IL  Kollisionen  bei  bestehender  Ehe. 

1.  Gleichzeitiger  mehrfacher  Wohnsitz. 

Bei  der  unter  I  erörterten  Streitfrage  ist  wohl  auch  der  Zweifel, 
wie  es  bei  mehrfachem  Wohnsitz  zu  halten  ist,  gegen  das  Domizils- 
prinzip ^*)  aufgeführt  worden,  mit  Unrecht.  Denn  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen können  Grundsätze  nicht  bekämpft  werden.  Aber  auch 
thatsächlich  führt  der  Fall  des  angeblichen  mehrfachen  Wohnsitzes 
leichter  zu  einer  Lösung  als  der  Fall  doppelter  Staatsangehörigkeit, 
bei  welcher  man  keine  der  beiden  in  der  Regel  entscheiden  lassen  kann. 
Beim  Domizil  kommt  für  das  Güterrecht  zunächst  nur  das  erste  in  Frage, 
und  wenn  wirklich  gleichzeitig  mehrere  erste  Wohnsitze  vorhanden  wären, 
so  wird  weitaus  in   den  meisten  Fällen  die  Anleitung  der  1.  7   C,  de 


l&nder,  welche  auf  bayer.  Gebiet  ...  die  Ehe  scbliessen  wollen,  haben  . . . 
den  Nachweis  vorzulegeD^  dass  nach  den  im  Heimathland  des  Mannes  gel- 
tenden Gesetzen  diese  Ehesohliessung  zulässig  ist  und  dieselben  Wir- 
kungen hat,  wie  wenn  sie  im  Heimathland  selbst  erfolgt  wäre. 

21)  Vgl.  die  beiden  Erkenntnisse  in  Seuff.  Arch.  Bd.  31  Nr.  104,  vgl. 
mit  Bd.  20  Nr.  3. 

22)  Seuff.  Arch.  Bd.  32  Nr.  2;  v.  Bar  ist  hie  von  zum  Prinzip  der 
Staatsangehörigkeit  übergegangen;  der  Schritt  war  ein  kleiner.  Stobbe 
a.  a.  0.  §  30  zu  Anm.  1. 

23)  V.  Bar  Bd.  1  507  A.  11. 

24)  V.  Bar  Bd.  1  S.  160.  Die  Möglichkeit  eines  mehrfachen  Wohnsitzes 
kann  nicht  wohl  geleugnet  werden. 
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ineoUs  denjenigen  bestimmen  lassen^  der  wirklich  als  Mittelpunkt 
der  ThXtigkeit  zu  erachten  ist  WXre  dies  aber  nicht  der  Fall,  dann 
hXtte  nicht;  wie  Runde^^)  annimmt ^  ein  mehrfiiches  Güterrecht  unter 
den  Ehegatten  und  gegenüber  den  Gläubigem  einzutreten,  sondern  es 
würde  als  subeventueller  Bestimmungsgrund  des  Personalstatuts  der 
thatwKrhliche  erste  Wohnort  anzunehmen  sein^^. 

Das  Domizil  aber,  welches  der  Ehemann  nur  zu  nehmen  beab- 
sichtigte ^'^^  kann  um  deswillen  keinen  Einfluss  haben,  weil  der  Be- 
griif  des  Domizils  auch  ein  thatsächliches  Wohnen  erfordert 

Endlich  der  Umstand,  dass  Grundstücke  in  anderen  Gerichts- 
spreugeln  liegen,  hat  bei  der  das  ganze  BechtsverhAltniss  durchdringen- 
den Natur  des  Personalstatuts  nach  der  in  Deutschland  herrschenden 
Ansieht  insoweit  keinen  Einfluss,  als  nicht  das  Recht  des  Orts  der 
Grundstöcke  zwingender  Natur  ist^^)  oder  dieselben  zu  Lehen  und 
Stanungtttem  gehören,  in  welchem  Falle  sie  dem  Becht  der  be- 
legenen Sachen  folgen^*). 

2.  Wechsel  des  Wohnsitzes. 

Gegenüber  der  lange  Zeit  hindurch  erörterten  Streitfrage,  ob  bei 
Wechsel  des  Wohnsitzes  das  Recht  des  neuen  Orts  ganz  oder  wenig- 
stens bezüglich  der  zukünftigen  Rechtsverhältnisse  entscheiden  sollte, 
kann  neuerdings  die  Ansicht  von  der  Unwandelbarkeit  des  Eherechts 
als  herrschende  bezeichnet  werden  ^^),  zumal  seitdem  das  Reichsgericht 
in  dieser  Beziehung  Stellung  genommen  hat  r,DM  Güterrecht,  welches 
die  Ehegatten  bei  Abschluss  der  Ehe  annehmen,  tritt  unter  ihnen  in 
Krall  mit  der  Bestimmung,  die  ganze  Dauer  der  Ehe  zu  beherrschen 
und  wird  somit  durch  seine  Entstehung  für  die  ganze  Dauer  der 
Ehe  b^;ründet  Dies  folgt  aus  der  eherechtlichen  Natur  des  GMlter- 
rechts  und  aus  dem  Zusammenhang  des  Güterverhältnisses  unter 
Lebenden  mit  den  Rechten  auf  den  Todesfall^.  Entsch.  d.  Reichsger. 
Bd.  6  S.  224  (vgl.  auch  S.  394).  Dort  wird  weiter  ausgeführt, 
dass  für  manche  Rechte  ein  Uebergang  ohne  Vertrag  gar  nicht  mög- 
lich ist'^),  dass  die  durch  Gresetz  geordneten  Verhältnisse  den  näm- 
lichen Schutz  beanspruchen  könnten  wie  die  durch  Vertrag  geordneten, 
dass  der  Ehemann  andernfalls  nach  seinem  Willen  den  Wohnort  be- 


25)  Bunde  a.  a.  0.  S.  216;  dagegen  spricht  die  nothwendige  Einheit 
der  ehel.  Verhältnisse,  vgl.  Reichsgericht  b.  Bolze  Bd.  13  Nr.  23. 

26)  Laurent,  Avant -prciet  de  revieion  du  C,  c.  art.  18  %  3.  Le  $tatut 
de  cehU  qui  n'  a  pcint  de  natümaliti  est  dHermini  par  9cn  domieüe  et 
e^il  n'a  point  de  domieüe  par  sa  rMdence,  v,  Bar  Bd.  1  S.  274  A.  29. 

27)  V.  Bar  Bd.  1  S.  507  A.  10,  508  A.  14-,  vgl.  StMe  §  34  zu  A.  13. 

28)  Bl.  f.  R.A.  Bd.  11  S.  92,  8euff.  Archiv  Bd.  1  Nr.  152. 

29)  Savigny  a.  a.  0.  S.  320,  Stöbbe  §  34  zu  A.  17. 

30)  8.  SMSe  §  34  Anm.  IIa  und  besonders  18,  ferner  v.  Bar  Bd.  1  8. 515. 

31)  Dies  ist  auch  dargethan  in  einem  Aufsatz  von  Oeigel  in  den  Bl. 
f.  ILA.  Bd.  20  8.  209. 
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stimmen  könnte  zum  Nachtheil  der  Frau'^  und  dass  die  Bttck- 
sieht  auf  dritte  Personen  anch  gegenüber  EhevertrXgen  keinen  Aus- 
schlag gibt  Das  Gesetx  kann  hinsichtlich  der  Wirkung  nicht  hinter 
dem  Vertrag  zurtickstehen.  Zn  demselben  Bchloss  führt  die  an  die 
Spitze  gestellte  Ansicht  von  der  nothwendigen  Einheit  des  Personal- 
statuts der  Ehe  und  des  aus  derselben  folgenden  Güterrechts^  ohne  diss 
man,  wie  bereits  ausgeführt  wurde,  auf  einen  stillschweigenden  oder 
fingirten  Vertrag  znrüdkzukommen  braucht.  Auf  Grund  der  That- 
sache  des  Eheabschlusses  ergreift  das  Recht  des  Personalstatuts,  hXk 
kein  Vertrag  vorliegt,  die  Ehe  und  zwar  die  Ehe  auf  ihre  ganze 
Dauer  *^).  Als  selbstrerständlich  mag  noch  angefügt  werden,  dass 
soweit  das  spätere  Recht  Vorschriften  hat,  die  im  Interesse  der  Öffent- 
lichen Ordnung  und  guten  Sitte,  sowie  zur  Sicherung  der  Glftubiger 
getroffen  sind,    diese    selbstyerstttndlich  Anwendung  zu  finden  haben. 

Reichsgericht  in  Entsch.  Bd.  12  S.  809,  Bolxs  Bd.  1  Nr.  44, 
Bd.  10  Nr.  19,  vgl.  Smff.  Arch.  Bd.  14  Nr.  198. 

^Agegen  sei  schon  jetzt  darauf  hingewiesen,  dass  die  erbrecht- 
lichen Verhältnisse  bei  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  ganz  andere 
sein  können  wie  bei  Eingehung  der  Ehe  und  dass  die  Lehre  von 
der  Wandelbarkeit  des  Güterrechts  (vgl.  Smff.  Arch.  Bd.  14  8.  163) 
manchmal  diesen  Unterschied  nicht  genügend  berücksichtigte,  bezw. 
Güterrecht  und  Erbrecht  verwechselte. 

8.  Eheverträge. 

Dieselben  kommen  hier  nur  insoweit  in  Betracht  als  sie  nicht 
wirkliche  Erbverträge  sind,  in  welcher  Eigenschaft  sie  snb  lU  zu 
betrachten  sind.  Im  Uebrigen  ist  die  Einführung  eines  Güterrechts 
durch  Ehevertrag  freies  Recht  der  Nupturienten,  soweit  nicht  das  be- 
zügliche Recht  der  Ehe  Beschränkungen  enthält;  vom  Standpunkt 
der  vorhandenen  oder  künftigen  Kinder  kann  insbesondere  gegen  Ein- 
führung der  Gütergemeinschaft  etwa  vom  Gesichtspunkte  der  Schenkung 
unter  Ehegatten  aus  nichts  erinnert  werden'*),  wie  ja  historisch  die 
Ehegatten  sich  ihr  Vermögen  häufig  gegenseitig  aufgelassen  haben  ^); 


82)  Nach  Seuff.  Arch.  Bd.  8  Nr.  143  muss  die  Frau  dem  Mann  folgen  und 
darf  die  Folge  nicht  wegen  des  neuen  Güterrechts  verweigern. 

83)  Zur  Judikatur  vgl.  Seuff.  Arohiv  Bd.  1  Nr.  152,  Bd.  7  Nr.  137, 
Bd.  9  Nr.  302,  Bd.  10  Nr.  221,  Bd.  14  Nr.  4,  106,  198,  Bd.  15  Nr.  95 
Bd.  18  Nr.  1  und  Zit,  Bd.  20  Nr.  2,  Bd.  24  Nr.  104,  Bd.  26  Nr.  288, 
Bd.  28  Nr.  187,  Bd.  32  Nr.  108/4,  Bd.  37  Nr.  319.  Dazu  BI.  f.  R.  A 
Bd.  5  S.  61,  Bd.  11,  S.  92,  Bd.  20  S.  209,  225  u.  Bd.  38  S.  42  (konsUnte 
bayerische  Praxis  f.  Unwandelbarkeit,  s.  auch  Bd.  20  1.  o.  S.  211  Anm.8), 
Förster-Eceius^  Theorie  und  Praxis,  1.  Bd.  4.  Aufl.  S.  65  Anm.  40.,  diese 
Zeitsohr.  Bd.  I  S.  361.  Bezüglich  des  positiven  Rechts,  vgl.  ausser  dem 
preuBs.  A.L.R.  und  sächsichen  B.G3«  das  Recht  von  Gastell  f.  Wandelbar- 
keit mit  Schutzrechten  der  Frau,  Wtber  Bd.  2  3.415  f.,  425, 426,  e.  auch  S.577. 

34)  8eug.  Arch.  Bd.  33  Nr.  138;  Bd.  35  Nr.  221. 

35)  StMe,  Handb.  d.  deutschen  Privatrechts  Bd.  4  S.  84,  Schröder^  Ehe- 
liches Güterrecht  Bd.  2  Abth.  3  S.  380. 
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den  Kindern  steht  wlüirend  der  Ehe  überhaupt  kein  Anspruch  in  die- 
ser Besiehung  zu'*). 

Die  Ehepakten  sind  daher  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Ehe  2u  betrachten  und  richten  sich,  wenn  sie  vor  oder  bei  Abschluss 
der  Ehe  errichtet  werden ,  nach  dem  Personalstatut  des  Mannes'''). 
Denn  der  Sitz  des  Bechtsverhttltnisses  ist  das  domicäiu/m  matrimonii^), 
mit  Bücksieht  auf  die  Ehe  wird  der  Vertrag  geschlossen,  und  das  Gresetz 
der  Ehe  ist  auf  ihn  anzuwenden'*);  da  er  ja  abgeschlossen  wird,  um 
diesem  Recht  zu  entsprechen  oder  dieses  Recht  zu  modifiziren  und 
auaznschlieesen.  Indessen  ist  gerade  hier  ein  typischer  Fall  ftbr  die 
Regel  locus  regit  aehim:  «wenn  der  Ehe  vertrag  auch  nur  den  Regeln 
am  Abschliessungsort  entspricht,  so  soll  er  gttltig  sein^).  Anderer- 
seits  wird  aber  bezüglich  der  Eheverträge  sehr  hMufig  die  Gesetz- 
gebung des  Eheorts  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  und  Beständig- 
keit des  ehelichen  Güterstandes  und  auf  die  Rücksichten  des  Ver- 
kehrs bindende  Vorschriften  haben  (Gebot  der  Schriftlichkeit,  Gericht- 
liehkeit  etc.)  oder  bindende  Verbote,  und  dann  müssen  diese  Gesetze 
erfüllt  werden,  auch  wenn  der  Vertrag  ausserhalb  des  bezüglichen 
Gebiets  geschlossen  wird^^).  Die  Entscheidung  in  Seuff,  Arch.  Bd.  6 
Nr.  306  bindet  die  „Inländerin^  an  das  zwingende  Gesetz,  selbst 
wenn  sie  einen  „Ausländer-^  (es  sind  Bayern  bezw.  Württemberger) 
ehelicht  und  die  Ehe  im  Ausland  vollzogen  werden  sollte.  Hingegen 
würde  die  v,Bar^8ehe  Ansicht*^),  wer  keinen  Vertrag  schliesse,  unter- 
werfe sich  dem  Gresetz,  wer  einen  Vertrag  schliesse,  der  mache  seinen 
individuellen  Willen  zum  massgebenden  Faktor,  in  ihrer  Konsequenz 
zum  Gresetze  des  Ortes  des  Vertragsabschlusses  als  dem  entscheidenden 
Gesetze  dieses  Willens  führen.  Erfüllt  aber  der  Ehevertrag  die  bin- 
denden Vorschriften  des  Ehedomizils  ^')  bezüglich  der  Art,  der  Zeit, 
des  Orts  der  Errichtung,  der  Wahl  der  zugelassenen  Güters jsteme 
nicht,  so  erkennt  das  Recht  den  fraglichen  Vertrag  als  Ehevertrag 
eben  nicht  an. 

Schliessen  die  Ehegatten  erst  während  der  Ehe  einen  Ehevertrag 
ab,    so   mnse  die  Frage  nach  dessen  Zulässigkeit   und   Form    meines 


36)  Vgl.  Entsch.  d.  Reiohsger.  Bd.  16  Nr.  27. 

37)  BL  f.  R.A.,  Bd.  33  8. 143^  Seuff,  Archiv  Bd.  2  Kr.  136,  Bd.  5  Nr.  136, 
Bd.  6  Nr.  306,  Bd.  19  Nr.  108,  Bd.  20  Nr.  1,  Bd.  22  Nr.  112.  vgl.  Glück, 
Pandekten  Bd.  1  S.  105,  Bl.  t  R.A.  Bd.  13  S.  237;  Both,  Bayer.  Zivilr. 
Bd.  1  8  17  A.  44. 

38)  L  5  D.  23,  2.  Hiefttr  auch  Reicbsger.  Entsch.  Bd.  20  8.  384,  Bd.  4 
S.  246,  Bd.  9  8.  225,  Bd.  7  8.  339. 

39)  Seuff.  Arch.  Bd.  20  Nr.  1. 

40)  Savigny  a.  a.  0.  8.  350. 

41)  Seuff.  Arch.  Bd.  22  Nr.  112,  vgl.  Entsch.  d.  bayer.  ob.  Gerichtsh. 
Bd.  7  8.  1  und  Bd.  9  8.  69. 

42)  V.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  1  8.  526. 

43)  VgL  historisch  Stdbbe  a.  a.  0.  Bd.  4  8.  85  und  136,  femer  prenss. 
A.LJß.  §  366,  416/7,  422,  II,  1,  Bälge  Bd.  8  Nr.  582,  Bamberg  in  TTefter  Bd.l 
8. 19,  Bayreuth  8.  969. 
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Eracbtens  wiederum  nach  dem  domicüuim  fnatrinumii  aus  den  dar- 
gelegten Gründen  geprüft  werden ;  liess  z.  B.  das  Becht  des  ersten  ehe- 
lichen Domizils  einen  Ehevertrag  nicht  zu,  wohl  aber  das  Becht  des 
jetzigen  Domizils;  dann  wftre,  weil  ja  das  Eherecht  unwandelbar  ist 
nnd  der  Vertrag  nach  dem  Recht  der  Ehe  zn  prüfen  wXre,  die  yer- 
tragsmässige  Begelnng  unznlSssig.  v.  Bar^)  behandelt  diesen  Fall 
nnter  den  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  der  Ehegatten  nnd  l&sst 
das  Personalstatnt  znr  Zeit  der  Aendemng  entscheiden;  so  dass  also  im 
angenommenen  Falle  die  Aendemng  zulässig  wäre^  obwohl  das  Verbot 
der  Aendemng  doch  zwingendes  Becht  des  Ehedomizils  wäre.  Um- 
gekekrt;  wenn  der  zweite  Ort  für  sein  auf  fragliche  Ehe  gar  nicht 
anzuwendendes  Eherecht  die  vertragsmässige  Aendemng  verbieten  wurde, 
hätte  ich  ebenfalls  kein  Bedenken;  die  nach  dem  obwaltenden  Ehe- 
recht gestattete  Aendemng  zuzulassen. 

4.  Dispositionsbeschränkungen  in  der  Ehe. 

Das  sind  Beschränkungen  der  Handlungsfähigkeit;  die  sich  nach 
dem  Personalstatut  zur  Zeit  der  fraglichen  Handlung  richten,  letzteres 
auch  mit  Bücksicht  auf  den  positiven  Karakter  der  Bestimmungen. 

Hieher  gehören: 

a)  Beschränkungen  der  Schenkungen  unter  Ehegatten  ^^). 

b)  Widerrufung  der  Schenkungen  von  Gatten  nach  der  Greburt 
eines  Kindes^*).  Diese  Fälle  hängen  nicht  mit  dem  Becht  der  Ehe 
an  sich  zusammen,  sind  denkbar  unter  verschiedenen  Gütersystemen 
und  beruhen  auf  dem  sittlichen  Bestreben,  die  Beinheit  der  Ehe  zn 
fbrdeni;  bezw.  Freigebigkeiten,  die  das  Erbe  des  Kindes  verringern 
würden  und  vor  der  Geburt  eines  solchen  erfolgten,  mit  Bücksicht 
auf  die  veränderten  Verhältnisse  zurückzunehmen.     Dagegen 

c)  dürfte  der  Satz  „Kinderzeugen  bricht  Ehestiftung ^'');  wonach 
also  die  Geburt  eines  Kindes  den  abgeschlossenen  Ehevertrag  aufheben 
würde ;  bei  dem  Zusammenhang  dieses  Satzes  mit  bestimmten  Güter- 
Hjstemen  wiederum  nach  dem  Ehedomizil  zu  beurtheilen  sein.  Es 
wäre  hienach;  falls  das  Kind  auch  in  einem  diesen  Satz  nicht  aner- 
kennenden Bechtsgebiete  geboren  würde,  der  Satz  anzuwenden;  wenn 
er  am  Ehedomizil  gilt  und  umgekehrt,  indem  die  Konstruktion  anzu- 
nehmen wäre,  dass  der  vertragsmässige  Güterstand  resolutiv  bedingt 
ist  und  dem  gesetzmassigen  Platz  zu  machen  hat  mit  der  Geburt  des 
Eündes.  Es  wäre  also  analog  zu  behandeln  den  Vorschriften,  dass  die 
Gütergemeinschaft  nach  Jahr  und  Tag,  mit  der  Geburt  eines  Kindes  etc. 
eintritt;    für    welche  Fälle    die    hier    erfolgte  Behandlung   anerkannt 


44)  V.  Bar  Bd.  1  S.  524,  vgl.  El.  f.  R.A.  Bd.  33  S.  140. 

45)  Savigny  a.  a.  0.  S.  335,  v.  Bar  Bd.  1  S.  526,  Stobbe  §  34  zu  V  a.  £. 

46)  Reichsgericht  b.  Bolze  Bd.  13  Nr.  22  (frz.  R.),  vgl.  Entsch.  Bd,5  S.  546. 

47)  Vgl.  hiefür  z.  B.  das  gräfl.  Co^toU'sche  Recht,  Weber  Bd.  2  Abth.  2 
S.428,  welches  allerdings  besondere  Bestimmungen  fttr  StatntenkoUision  hat 
und  Würzburg  Weber  Bd.  3  S.  78. 
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wurde ^).     Ebenso   regeln  sich  dum  die  FXlle,    dass   ein  Gttterstand 
durch  bestimmte  Ereignisse  att%ehoben  wird. 

d)  Dispositionsbeschränkungen  Ton  Ehegatten,  besonders  Ehefrauen, 
ohne  Zusammenhang  mit  dem  Güterrecht  richten  sich  nach  jeweiligem 
Personalstatut**). 

///.  Auflösung  der  Ehe, 

1.  Durch  den  Tod. 
a)  Erbrecht. 
Wird  die  Ehe  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten  gelöst,  dann 
tritt  sunlichst,  von  den  Güterrechtsverhältnissen  abgesehen,  Kusserlich 
am  meisten  hervor  die  Frage  der  Beerbung.  Dass  sich  dieselbe  gemäss 
dem  herrschenden  Prinzipe  der  Universalsukzession,  weil  der  Erbe  ab 
Mittelpunkt  in  denjenigen  Kreis  tritt,  welchen  der  Todte  soeben  ver- 
lassen hat,  nach  dem  persönlichen  Rechte  des  Erblassers  su  richten 
hat,  darüber  herrscht  im  gemeinen  Rechte  keinerlei  Zweifel  mehr'*), 
an  die  Person  des  Verlebten  knüpft  sich  die  Beerbung.  Aus  den 
gleichen  Gründen  aber  wie  im  Familienrechte  lässt  die  deutsche  Theorie 
und  Praxis  *^)  für  das  Personalstatut  den  Wohnsitz,  hier  also  den  letzten 
Wohnsitz  des  Erblassers  entscheiden'^),  nur  dass  hier  die  Recht- 
sprechung, insbesondere  auch  des  Reichsgerichts'^)  und  bayerischen 
obersten  Landesgerichts '^)  mit  grossem  Nachdruck  gegen  den  Grund- 
satz der  Staatsangehörigkeit  Stellung  genommen  hat  unter  Betonung 
des  Mittelpunkts  der  Thätigkeit  des  Verlebten  als  des  entscheidenden 
Moments.  Wenn  dabei  nun  allerdings  weder  auf  den  prästnnirten ") 
noch  auf  den  fingirten  Willen  (die  «Sar^^'sche '^)  Annahme  einer 
Vermuthung  der  Gesetze  für  den  präsumtiven  Willen  des  Erblassers 
kommt  darauf  hinaus)  wie  bei  I.  Gewicht  zu  legen  ist  und  wenn  man 
auch  hier  als  Tendenz  der  Entwicklung  das  Staatsangehörigkeitsprinzip 
bezeichnen  kann'''),  so  spricht  doch  hier  viel  weniger  dafür  als  bei 
dem  ehelichen  Güterrecht.     Dort  handelt   es    sich  darum,   das  Prinzip 

48)  V.  Bar  Bd.  1  S.  520. 

49)  Entsch.  d.  Reichsger.  Bd.  6  S.  393:  als  Beschränkungen  der  Hand- 
lungsfähigkeit. 

50)  Satigny  a.  a.  0.  S.  295;  «.  Bar  Bd.  2  S.  309;  Reichsger.  bei  BoUe 
Bd.  4  Nr.  17,  Bd.  5  Nr.  25  u.  810.  Bd.  7  Nr.  19 ;  Smff.  Archiv  Bd.  46  Nr.  267. 

51)  Vgl.  Windscheid  §  35  Ziff.  5;  Boih,  Bayer.  Zivilrecht  §  17  Ziff.  IV; 
Stotibt  §  34  Ziff.  X  vgl.  VL 

53)  BÖhm^  Handb.  der  intern.  Nachlassbehandlung  §  5  u.  Ergänzungs- 
band hiezu. 

58)  Entscheid.  Bd.  8  S.  146,  Bd.  14  S.  183,  Bd.  20  S.  351,  Bd.  24  S.  329. 

54)  Sammlung  Bd.  3  S.  255,  Bd.  4  S.  5,  Bd.  9  S.  440,  Bd.  11  S.  297 ;  in 
letzterer  Entscheidune  wird  nach  Art.  3  d.  Verf.-Urk.  f.  Deutsche  die  Staats- 
angehörigkeit als  einheitliche  bezeichnet. 

55)  17.  Bar  Bd.  2  S.  301  sagt  richtig,  dass  dabei  das  Notberbenrecht  als 
Beerbnng  nach  dem  Willen  des  Testators  gegen  dessen  Willen  in  Frage  käme. 

56)  a.  a.  0.  S.  303. 

57)  «.  Bar  S.  309  a.  a.  0.,  sowie  die  bei  Böhm,  Ergänzungsband  zit. 
Abhandlungen  von  Bahr  und  Mommsen. 
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zu  suchen,  nach  welchem  der  Auslttnder^  der  zur  Zeit  im  Inland  wohnt, 
aber  jederzeit  wieder  heimkehren  kann,  leben  nnd  eine  Familie 
gründen  will,  hier,  nach  welchem  Kecht  das  am  inlXndischen  Wohn- 
sitz abgeschlossene  Dasein  des  ehemaligen  Ausländers  Folgen  haben 
soll;  dort  kamen  die  eigenen  Handlungen  des  Mannes  in  Frage,  hier 
lediglich  das  Schicksal  des  Nachlasses;  der  sich  nun  einmal  an  dem 
inländischen  Wohnsitz  befindet  und  vom  inländischen  Richter  zu  ver- 
theilen  ist.  Da  liegt  dann  die  Annahme  viel  näher,  denjenigen  Grund 
entscheiden  zu  lassen,  welcher  die  Ursache  ist,  dass  der  fremde  Staats- 
angehörige bei  uns  beerbt  wird  und  dass  wir  uns  um  seinen  Nachlass 
zu  kttmmem  haben,  den  letzten  Wohnsitz.  Dass  die  Analogie  deg 
Familienrechts  mit  Unrecht  angeführt  wird,  wurde  bereits  erwähnt 
Auch  das  positive  Recht  hat  sich  &st  ausschliesslich  für  das  Recht 
des  letzten  Wohnsitzes  entschieden '^^). 

Ist  der  Begriff  des  Wohnsitzes  streitig,  so  entscheidet  das  Recht 
des  Sterbeorts  ^*).  Im  Uebrigen  ergreift  das  persönliche  Recht  auch 
auswärts  gelegene  Sachen  und  Grundstücke*®),  falls  für  diese  nicht 
zwingendes  Recht  gilt  oder  sie  zur  Klasse  der  Fideikommiss-  oder 
Stammgüter  gehören,  für  welche  das  jW  m  sitae  anzuwenden  ist  (s.  un- 
ten Anm.  60  allegirte  Entscheidung).  Nach  dem  persönlichen  Recht  des 
Erblassers  bestimmt  sich  der  Inhalt  des  Testaments*^),  insbesondere 
die  Berufung,  Inhalt  und  Umfang  der  aus  derselben  folgenden  Befug- 
nisse*^), Erbfähigkeit  des  eingesetzten  Erben  (vgl.  aber  Stobbe%S4:  Ziff.  X 
a.  E.,  die  Form  und  der  Widerruf  der  Testamente  richten  sich  nach  dem 
Widerrufungs- •^)  und  Errichtungsort**)),  das  Intestaterbrecht,  z.  B.  der 
illegitimen  **)  und  legitimirten  **)  Rinder,  der  Brautkinder*'),  die  Wirkung 
eines  Erbverzichts  *^J,  vor  Allem  das  Pflichttheilsrecht  und  Notherben- 
recht als  diejenigen  Rechte,  welche  nach  dem  persönlichen  Grerichts- 
stand  des  Erblassers  gewissen  Personen  selbst  gegen  den  Willen  des- 
selben zustehen.  Und  zwar  entscheidet  dieses  Wohnsitzrecht  an  sich 
in  gleicher  Weise  gegenüber  den  die  Pflichttheilsrechte  hienach  ver- 
letzenden anderweitig  errichteten  Testamenten**)   und  Erbverträgen'*} 


58)  V.Bar  Bd.  2  S.  303  ff.;  dagegen  nach  franz.  R.  Entsch.  d.  Reichsger. 
Bd.  24  S.  329,  Bd.  20  S.  351. 

59)  Reichsgericht  bei  Bolze  Bd.  13  Nr.  23/24. 

60)  Entsch.  d.  bayer.  ob.  Gerichtsh.  Bd.  4  S.  5. 

61)  Entsch.  d.  ob.  Gerichtsh.  Bd.  3  S.  255. 

62)  Bolze  a.  a.  0.  Bd.  1  Nr.  46. 

63)  Entsch.  d.  Keichsger.  Bd.  14  S.  183  f.;  Seuff.  Arch.  Bd. 38  Nr. 202. 

64)  Entsch.  d.  ob.  Gerichtsh.  f.  Bayern  Bd.  5  S.  469. 

65)  Seuff.  Arch.  Bd.  39  Nr.  84. 

66)  Ä5tt/.  Arch.  Bd.  6  Nr.  308,  Bd.  7  Nr.  332. 

67)  Bolze  a.  a.  0.  Bd.  1  Nr.  47. 

68)  Entsch.  d.  Reichsger.  Bd.  8  S.  146  ff. 

69)  Vgl.  Entsch.  d.Reiohsger.  Bd.  14  S.  184;  Bolze  Bd.  2  Nr.  36;  Seuff. 
Archiv  Bd.  32  Nr.  65. 

70)  Vgl.  Seuf.  Arohiv  Bd.  3  Nr.  64,  Bd.  32  Nr.  105,  Bd.  35  Nr.  221,  Bd.  39 
Nr.  23, 
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besv.  BhevertriKgen  mit  Bestimmangen,  welche  die  Beerbnng  betreffen. 
Die  Ehegatten  können  daher  ihre  Güteirerhttltnisse  ordnen  —  aber, 
wenn  die  Gresetze  am  Sterbeort  des  einen  Gatten  gevrissen  Ebrbberech- 
tigongen  die  Ejraft  beigelegt  haben ,  solche  Dispositionen  zu  durch- 
brechen,  so  tragen  diese  Erbberechtigungen  den  Sieg  davon  (Seu/ferfs 
Arch.  Bd.  32  Nr.  105). 

Inwieweit  solche  Pflichttheilsrechte  auch  dem  ehelichen  Güterrecht 
gegenüber  Torkommen,  ebenso  Anfechtungen  von  testamentarischen  Ver- 
fügungen, femer  inwieweit  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder  gegenüber 
erbrechtlichen  Ehevertrügen  der  Eltern  durch  das  Güterrecht  zurück- 
gedrängt wird;  so  dass  in  allen  diesen  FlQlen  wieder  das  Güterrecht 
entscheidet,  ist  weiter  unten  auszuführen. 

b)  Kollisionen  zwischen  Erbrecht  und  Güterrecht 

Bei  der  Frage  der  Beerbung  nach  dem  am  letzten  Wohnsitz  des 
Erblassers  herrschenden  Gesetze  entsteht  nun  in  den  äusserst  zahlreichen 
Fällen  eine  Ungewissheit,  wo  auch  das  am  ersten  Wohnsitze  der  Ehe 
geltende  d.  h.  das  Güterrecht  Bestimmimgen  enthält,  welche  die  Be- 
erbung der  Ehegatten  regeln  sollen.  Hier  erhebt  sich  die  Frage, 
welches  der  Bechte  ist  anzuwenden  bezw.  welche  Theile  dieser  Rechte 
sind  anwendbar? 

Eoih'^^)    unterscheidet    nun    ein   Güter  erbrecht;    wo  das  Erbrecht 
tbeils  als  Surrogat  theils  wenigstens  in  Verbindung  mit  der  Vermögens- 
auseinandersetzung zwischen    den  Ehegatten  vorkommt,    und  ein  Erb- 
recht, die  „statutarische  Portion^  von  ihm  neu  gegenüber  der  sonstigen 
Bedeutung  dieses  Begriffs  benannt,  welches  unabhängig  von  jeder  Güter- 
ordnung dem  einen  Ehegatten  zustehen  soll.    Das  Gütererbrecht  unter- 
wirft er  den  Schicksalen  des  ehelichen  Güterrechts;  während  die  statu- 
tarische Portion  sich  nach  dem  Gesetze  des  Wohnorts   des  Erblassers 
zur  Zeit  des  Todes  richten  soll.     Als  statutarische  Portion  bezeichnet 
Roth  von  den  bajerischen  Zivilrechten  das  Recht  auf  das  Viertel  vom 
Vermögen  des  Verstorbenen  nach  Bamberger  Landrecht  für  den  Güter- 
stand des   gemeinen  Rechts    oder   der  Errungenschaft  bei    kinderloser 
Ehe,  das  Recht  auf  die  BLälfte  eventuell  drei  Viertheile  vom  Vermögen 
des  Verstorbenen  nach  Nürnberger  Recht  bei  verdingten,    kinderlosen 
Ehen,    das   Alleinerbrecht   bei    kinderloser   bezw.    aszendenzloser  Ehe 
nach  Kemptener,  Augsburger;  Oettinger  und  Münchener  Recht.    Dagegen 
bezeichnet  Boih''^)  als  Gütererbrecht  z.  B.  das  Gattenerbrecht  am  Ver- 
mSgen  des  Verlebten  bei  versammter  unbeerbter  Ehe  des  Nürnberger 
Bechts  und  des  Rechts  vonHohenlohC;  bei  beerbter  Ehe  des  Rechts  der  Stadt 
Kempten  (diese  Fälle  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  angehörig),  das 
Erbrecht  des  Gatten  bei  beerbter  Ehe  nach  Augsburger  Recht  (Beispiel  der 
partikulären  Gütergemeinschaft);    eine   weitere  Begründung   für    diese 

71)  Deutsches  Privatrecht  §  148-,    Bayer.  Zivilrecht  2.  Aufl.   S.  528; 
B.  Stobbe,  Handb.  d.  deutschen  Privatreohts  Bd.  6  §  294  A.  11. 

72)  Bofh,  Bayer.  Zivilrecht  §  86  Ziff.  n. 
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AüBwahl  gibt   Roth  nicht;    clie   Disposition    des  Erblassers    über   sein 
Vermögen    ist  bei  Oütererbrecht  und   statutarischer  Portion  meist  d^ 
Erblasser  gelassen.     Es  ist  nun    an  sich  nicht  abzusehen  ^   warum  d&s 
Erbrecht    des  Gatten  bei  unbekindeter  Ehe    im   nämlichen  Nürnberger 
Recht  ein  innerlich  verschiedenes  sein  soll,   je  nachdem   ein  Vertrag 
vorliegt  oder  nicht,    warum  das  Alleinerbrecht  der  Ehegatten  bei  im- 
bekindeter  Ehe    nach   dem  Rechte    der  Stadt  Kempten    statutarische 
Portion    sein   soll,    nach  ülmer  Stadtrecht  aber  Gütererbrecht     Both 
sagt,    die    statutarische   Portion    ist  „Intestaterbrecht,    allgemein   oder 
doch  in  jenen  Fällen,    wo  die  GrÜterordnung  nicht  Platz  greift^,   aber 
über  die  Zuweisung,  die  er  auch  in  seinem  deutschen  Privatrecht  nicht 
weiter   ausgeführt    hat,    wird   sich   in    jedem   einzelnen   Falle    streite 
lassen.     Gewiss  sind  die  unter  der  statutarischen  Portion  aufgeführten 
Bestimmungen  meist  erbrechtlicher  Natur,  die  unter  dem  Gütererbrecht 
aufgeführten  zum  Theil    mit  dem  Güterrecht    zusammenhängend,    aber 
ebenso  sicher  finden   sich    unter   den  letzteren    wirkliche  erbrechtliche 
Bestimmungen.      Die    von  Roth    nicht    angegebenen    Konsequenzen^') 
wären  aber    folgende:    träfe  Gütererbrecht   oder    statutarische  Portion 
nach    dem    Rechte   der   Ehe    mit    am    Sterbeort   herrschender   statuta- 
rischen   Portion    zusammen,     so    würde    Letztere    entscheiden;    träfe 
aber  Gtttererbrecht    (bei  Eingehung    der   Ehe    begründet)    oder   statu- 
tarische Portion  mit  Gütererbrecht  am  Sterbeort  zusammen,    so  würde 
das    Recht    des    ersten    Wohnsitzes    der    Gatten    zur    Anwendung    zu 
kommen   haben,    weil    dieses   frühere   Güterrecht  wohl   durch   ein   am 
Sterbeort   geltendes    Erbrecht,    nicht    aber    durch    ein   anderes   Güter- 
recht   beeinflusst   werden   kann.     Wäre    also    eine    verdingte    Ehe    in 
Nürnberg    geschlossen    und    würde    kinderlos    durch    den    Tod     eines 
Gatten  in  Ulm  au%elöst  werden,  so  würde  das  in  Ulm  geltende  Allein- 
erbrecht des  Gatten   nicht   angewendet   werden  können   (als  Gütererb- 
recht), sondern  das  Nürnberger  Recht;    würde  der  eine  Gatte  aber  in 
München  sterben,    so  würde  das  dort  ebenfalls  geltende  Alleinerbrecht 
des  Gatten  als  statutarische  Portion  angewendet  werden  können. 

Ist  diese  Roth'sche  Lösung  nicht  befriedigend,  so  ist  andererseits 
die  Praxis,  welche  schlechtweg  für  die  Beerbung  der  Ehegatten  das 
Ehedomizil  entscheiden  lässt,  theoretisch  nicht  zu  rechtfertigen.  Denn 
insoweit  sie  wirkliche  Erbrechte  (z.  B.  das  Erbrecht  der  Kinder  in 
versammter  Ehe  des  Nürnberger  Rechts  gegenüber  der  dem  verlebten 
Elterntheil  zustehenden  Hälfte  des  Ehevermögens)  nach  dem  Gresetz 
des  Güterstands  behandelt^  verletzt  sie  die  Grundlagen  der  Theorie 
des  internationalen  Privatrechts,  ebenso  wie  sie  die  insbesondere  vom 
Reichsgericht'*)  betonte  Nothwendigkeit  der  Einheit  des  Beerbungs- 
prinzips  dann  ins  Gegentheil  verkehrt,  wenn  neben  den  ehelichen  z.  B. 


73)  Vgl.  indessen  bayer.  Zivilrecht  §  17  zu  A.  51:    für  Gütererbrecht 
entscheidet  das  erste  Domizil  der  Ehegatten. 

74)  Seuff.  Arch.  Bd.  46  Nr.  267. 
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uneheliche  Kinder  miterben  oder  sonstige  Fragen  (Testaments-Inhalt  etc.); 
ftoftauchen^  die  zweifellos  nach  dem  Bechte  des  letzten  Wohnorts 
des  Yerlebten  zu  entscheiden  sind.  Hiebei  wird  die  Herrschaft  des 
Güterrechts  yiel  zu  weit  ausgedehnt. 

So  wird  die  Kollision  nicht  gelöst  werden  können.  Aber  auch 
nicht  die  einzelnen  Bechtsquellen  werden  zu  scheiden  sein  in  solche 
des  Guter-  und  wirklichen  Erbrechts,  sondern  innerhalb  der  Bechte 
wird  zu  scheiden  sein  die  Auseinandersetzung  und  die  Beerbung. 

Jedes  eheliche  Gtttersystem,  auch  das  der  blossen  Verwaltungs- 
gemeinschaft  und  des  DotalrechtS;  enthält  die  thatsäch liehe  Ver- 
einigung des  Vermögens  der  beiden  Ehegatten ,  die  Gütergemeinschaft 
natürlich  noch  weit  mehr;  nicht  ohne  Grund  ist  die  Ehe  so  oft  als 
sodeku  bezeichnet  worden '^^).  Diese  thats&chliche  Vereinigung  muss 
in  den  vom  speziellen  Güterrecht  zu  entscheidenden  Momenten  auf- 
gelöst und  jedem  der  Gatten  sein  Theil  zugewiesen  werden.  Es  ist 
sonach  in  jedem  solchen  Falle  eine  Auseinandersetzung,  eine  Liquidation 
erforderlich,  ähnlich  wie  bei  der  Gesellschaft.  Diese  Auseinandersetzung 
wird  unter  UmstäDden  beim  Tod  eines  Gatten  noch  hinausgeschoben 
(fortgesetzte  Gütergemeinschaft),  sie  tritt  auf  Verlangen  des  einen  Ehe- 
theils  bei  Gefährdung  desselben  nach  vielen  Bechten  schon  vor  der 
Auflösung  der  Ehe  ein,  in  der  Begel  fällt  sie  zusammen  mit  der  Auf- 
lösoog  der  Ehe,  und  jedenfalls  muss,  ehe  die  Beerbung  eines  der 
Gatten  in  Frage  kommen  kann,  erst  diese  thatsächliche  Vertheilung 
des  Vermögens  vorhergegangen  sein. 

Diese  thatsächliche  Auseinandersetzung  entnimmt  ihre  Normen 
ans  dem  die  Ehe  beherrschenden  Güterrechtssystem,  wie  die  Liquidation 
der  Gesellschaft  nach  den  im  Begründungsvertrag  vorhergesehenen 
Gründsätzen  erfolgt,  in  beiden  Fällen  ist  eben  die  Vereinigung  mög- 
lichst wieder  auf  den  früheren  Zustand  zurückzuführen  mit  den  pro- 
portionalen Zuschlägen  bezw.  Einbussen;  das  Prinzip  der  Theilung  soll 
an  und  ftir  sich  mit  dem  der  Vereinigung  identisch  sein.  Das  Einzelne 
wird  sich  dabei  nach  den  verschiedenen  Systemen  verschieden  gestalten^ 
wie  im  Folgenden  gezeigt  werden  soll. 

Ist  aber  die  Ausscheidung  einmal  erfolgt  und  handelt  es  sich 
darum,  wer  nun  den  so  ermittelten  Antheil  des  Verlebten  erhalten 
soll,  dann  ist  dies  eine  Frage  des  Erbrechts  und  dies  regelt  sich  nach 
den  am   letzten  Wohnort    geltenden    erbrechtlichen  Bestimmungen''*). 


75)  Es  soll  hier  selbstverständlich  die  Ehe  nicht  als  societas  konstruirt 
werden,  selbst  die  Gütergemeinschaft  nicht;  vgl.  Both,  Deutsches  Privat- 
recht §  102  I. 

76)  .Daat  es  die  allgemeine  Begel  sei,  den  Nachlass  eines  Verstorbenen 
nach  den  Bechten  seines  letzten  Wohnorts  zu  beurtheileo,  .  .  .  dass  extra 
ca9um  cammunümis  bonorum  auch  andere  Bechte  durch  die  Veränderung 
des  domicilii  verändert  würden**.  Suaree  vgl.  FörHer-Eceius,  Theorie  und 
Praxis  4.  Bd.  i.  Aufl.  S.  551.  Vgl.  Siebenkees  a.  a.  0.  S.  88:  Die  andere 
Hälfte  (bei  der  versammten  Ehe  nach  nürnberger  Becht)  ist  eigentlich 
erst  der  Gegenstand  des  Erbrechts. 


77}  Roth,  Deutsches  Privatrecht  §  99. 

78)  Dagegen  Dernburg,  Pandekten  3  Bd.  2.  Anfi.  §  35 ;  vgl.  aber  BM 
a.  a.  0.;    Windacheid  Bd.  2  §  509.    Hinwiederam  Stobbe  Bd.  4  §  234  II  1. 

79)  V.  Bar  Bd.  1  S.  530. 

80)  auMe,  Handb*  d.  deutsch.  Priratrechts  Bd.  4  §  28^ 

81)  Both,  Dentsches  Priyatrecht  §  143;   Stobbe,  Handb.  d.  deutschen 
Privatrechts  Bd.  4  §  233. 

82}  Both  a.  a.  0.  §  144-146. 
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Dagegen  können  abweichende  Erbrechtssätze  des  für  die  Ehe  mass- 
gebend gewesenen  OUterrechts  nicht  mehr  beachtet  werden,  weil  ja 
dieses  Güterrecht  mit  der  erfolgten  Abtheilung  erloschen  ist  und, 
soweit  es  sich  als  Erbrecht  darstellt,  nicht  zur  Entstehung  kommen 
kann  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  des  letzten  Wohnorts.  Dabei  kSnnen 
sich  allerdings  ebenfalls  Schwierigkeiten  ergeben,  wenn  das  in  Frage  \ 
kommende  Erbrecht  noch  Elemente  der  Auseinandersetzung  nach  dem 
dort  herrschenden  Güterrecht  enthält.  Es  ist  das  dann  wieder  eine 
Frage  thatsächlicher  Auseinandersetzung,  indem  eben  die  erbrechtlichen 
Bestimmungen  rein  darzustellen  und  von  den  Schlacken  des  Güter- 
rechts zu  reinigen  sind,  wie  vorher  die  Auseinandersetzung  nach  dem 
Güterrecht  unter  Ausscheidung  aller  erbrechtlichen  Punkte  zu  be- 
thätigen  war. 

aa)  Die  Auseinandersetzung  des  Güterrechts. 

Dieselbe  gestaltet  sich  am  Einfisushsteu: 

1)  bei  Dotalrecht '''^}.  Hier  nimmt  die  Ehefrau  oder  deren  Erben 
einfach  die  dos  zurück,  wobei  die  Frage  der  Vertretung  veräusserter 
Gegenstände  durch  andere,  der  Werthminderungen  und  -Mehrungen 
gesetzlich  geregelt  ist.  Schwieriger  ist  dabei  nur  die  Behandlung  einer 
eventuellen  contrados.  Nimmt  man  die  Rezeption  der  donatio  prapter 
nuptias  an'^^),  dann  ist  dieselbe  nach  Analogie  der  dos  zu  behandeln, 
also  nach  Güterrecht''®)^  und  die  singuläreu  Bestimmungen  der  Nov.  98 
c.  1  und  127  c.  3,  nach  welchen  in  gewissen  Fällen  das  Eigen thum 
an  dieser  donatio  nach  dem  Tode  des  Mannes  an  die  Frau  übergeht 
sind  als  positive^  im  Interesse  der  Sitte  gegebene  Gresetze  zu  erachten, 
welche  als  solche  absolut  gebietendes  Recht  sind  (Prämien  für  Unter- 
lassung zweiter  Ehen).  Im  modifizirten  Dotalsystem  ersteht  dann  ein 
Erbrecht  des  Gatten  an  der  dos^^). 

Aehnlich  wie  bei  Dotalrecht  geht 

2)  das  Recht  der  Verwaltungsgemeinschaft  von  der  Rückgabe  des 
Frauenguts  aus  ^^) ;  hier  wie  dort  ist  als  Prinzip  der  Scheidung  die 
Rückführung  auf  den  Zustand  vor  der  Ehe  gegeben.  Insoweit  dem 
einen  Ehegatten  als  statutarische  Portion  ein  Antheil  an  dem  Vermögen 
des  Verlebten  eingeräiunt  ist,  ist  dies  eine  erbrechtliche  Bestimmung, 
die  sich  nach  erbrechtlichen  Grundsätzen  zu  regeln  hat,  also  z.  B. 
fortflQlt,  wenn  am  Orte  des  letzten  Wohnsitzes  ein  andres  Erbrecht  gilt. 

Ist  dagegen  eine  Quote  von  dem  G  e  s  a  m  m  t  vermögen  ^^)  für 
jeden  Ehegatten  bestimmt  oder  ein  Wahlrecht  zwischen  Eingebrachtem 
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und  Antheil  am  GesammtvermÖgen^  so  gehört  das  zur  Auseinander- 
setzung beeiehungweise  zum  Güterrecht;  die  Quote  des  Gesammtver- 
m^na  ist  hier  nur  der  Ersatz  für  die  Zuweisung  des  auf  den  Ver- 
leiten treffenden  Theils.  Wenn  aber  der  überlebende  Ehegatte  das 
Wahlrecht  hat,  sein  Vermögen  zurückzunehmen  und  das  übrige  Ver- 
mögen nach  Köpfen  zu  theilen  oder  das  gesammte  Vermögen  zur 
Hälfte  ^)y  so  liegt  hier  eine  Verbindung  der  Abtheilung  und  der  Be- 
erbung vor  und  bei  stattfindender  Konkurrenz  der  Statuten  müsste 
zunächst  thatsächlich  festgestellt  werden^  welcher  Theil  als  Abfindung 
und  welcher  als  Beerbung  erscheint  ^^). 

3)  Bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  wie  bei  der  partikulären 
springt  die  Nothwendigkeit  der  Abtheilung  an  sich  in  die  Augen. 
Dass  der  Voraus  ^');  die  Abrechnung  wegen  der  von  einem  Theil  allein 
zu  vertretenden  Aufwendungen ,  das  Beisitzrecht  und  die  fortgesetzte 
Gütergemeinschaft  Theile  des  Güterrechts  sind,  wird  eben&Us  nicht 
leicht  bestritten  werden.  Dagegen  ist  bei  dem  Prinzip  der  Abtheilung 
wieder  zu  untersuchen ^  ob  Güterrecht,  Erbrecht  oder  Verbindung  von 
Beidem  vorliegt.  Hier  wird  z.  B.  das  Alleinerbrecht  des  überlebenden 
Ehegatten  bei  bekindeter  Ehe  trotz  des  Namens  nur  als  ein  die  Fort- 
setzung der  Gütergemeinschaft  in  einer  bestimmten  Form  regelndes 
Güterrechtsverhältniss  zu  erachten  sein,  indem  es  die  Beerbung  ledig- 
lich hinausschiebt^*).  Die  Theilung  zur  Hälfte  wird,  wenn  nicht  als 
gemeines  Recht  *'^)  so  doch  als  das  den  Verhältnissen  Entsprechende 
mangels  anderer  Bestimmungen  fUr  das  Güterrecht  zu  erachten 
sein,  eventuelle  weitere  Zuwendungen  als  Erbrecht. 

4)  Bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft  kommt  als  neues  Ab- 
theilungsmoment die  Errungenschaft  hinzu,  im  üebrigen  ist  bezüglich 
der  Quotenantheile  ^^)  auf  das  Gesagte  zu  verweisen. 

5)  Bei  der  Mobiliargemeinschaft  ist  das  Wahlrecht  der  Frau 
zwischen  Gemeinschaft  und  Zurücknahme  des  Eingebrachten  wiederum 
Güterrechtsfrage. 

Bezüglich  der  Judikatur  ist  in  der  hier  behandelten  Frage  zu 
bemerken  eine  Entscheidung  des  obersten  bayer.  Gerichtshofs^*),   wo- 


88)  Both  §  146  A.  18  u.  19 ;  vgl.  mit  Stobbe  Bd.  4  §  233  Ziff.  3. 

84)  Das  Reichsgericht  (Arch.  Bd.  43  Nr.  196)  scheint  in  solchen  Fällen, 
wo  ein  Erbrecht  als  Surrogat  oder  Ergänzung  der  Abfindung  gegeben  wird, 
schlechthin  für  das  ganze  Verhältniss  Güterrecht  anwenden  zu  wollen. 

85)  SMbe  a.  a.  0.  §  340  Ziff.  3. 

86)  Im  Konsolidationspriniip  liegt  auf  alle  Fälle  nur  eine  Konsequenz 
des  Güterrechts.  Vgl.  Stobbe  Bd.  4  §  242  A.  3  gegen  Bath,  Vgl.  auch 
V.  Bar  Bd.  1  S.  629. 

87)  Boih  a.  a.  0.  §  110,  dagegen  Stobbe  §  240  A.  2 

88)  Bei  der  Abtheilung  wird  das  Verhältniss  während  der  Ehe  zu  be- 
rfleksichtigen  sein,  indessen  ist  oft  bei  der  Abtheilung  das  Verhältniss  ein 
andere»  und  ändert  sieh,  je  nachdem  Mann  oder  Frau  zuerst  stirbt.  Stobbe 
Bd.  4  §  247  A.  a  und  §  222  A.  13. 

89)  Sammlung  Bd.  ö  S.  28. 
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nach  der  aliquote  Theil  bezw.  die  WerthshiQfte,  welche  bei  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  jedem  Oatten  an  dem  in  eine  Masse 
zusammengeflossenen  Vermögen  zusteht ,  einen  selbständigen  Ver- 
mögensbestandtheil  desselben  bildet  ^  der  hienach  (dies  ist  der  notk- 
wendige  Schluss)  erst  einen  Gegenstand  der  Beerbung  bildet.  Anderer- 
seits hat  das  Reichsgericht*^)  erklärt^  dass  zum  ehelichen  Güterrecht 
die  Vorschriften  betr.  Auflösung  der  Errungenschaftsgemeinschaft  ge- 
hören^ sowie  die  Abfindung  aus  der  gemeinschaftlichen  Masse,  während 
die  Beerbung  des  Einen  durch  den  Anderen  Frage  des  Erbrechts  sei. 
Dagegen  scheint  eine  andere  Entscheidung  des  k.  bayerischen  ober- 
sten Gerichtshofes*^)  mehr  auf  dem  ito^'schen  Standpunkt  zu  stehen, 
dass  die  wahren  erbrechtlichen  Bestimmungen  ausser  jedem  Zusam- 
menhang mit  dem  Güterrecht  zu  stehen  hätten,  doch  lässt  sich  ein 
bestimmter  Schluss  nicht  ziehen,  für  entscheidend  witd  jedoch  das 
Recht  des  letzten  Wohnorts  erklärt. 

In  einer  Entscheidung  des  O.A.G.  Celle '^)  wird  ausgesprochen, 
dass  die  statutarischen  Erbrechte  der  Ehegatten  nicht  nach  dem  Gresetz 
des  Wohnorts  zur  Zeit  des  Todes^  sondern  nach  dem  des  ersten  ehelichen 
Wohnsitzes  sich  richten  mit  Rücksicht  auf  den  angenommenen  still- 
schweigenden Vertrag.  Dagegen  erklärt  das  O.A.G.  Kassel*'),  nnr 
da,  wo  der  Anspruch  des  überlebenden  Ehegatten  auf  den  Nachlass 
des  Verstorbenen  aus  der  blossen  Fortwirkuug  der  während  der  Ehe 
bestehenden  Güterverhältnisse  herzuleiten  sei,  den  Wohnsitz,  an  welchem 
die  Ehe  angefangen,  für  das  anzuwendende  Recht  entsdieidend ,  wo 
dagegen  die  Erbfolge  der  Ehegatten  eine  wahre  reine  Intestaterbfolge 
sei,  die  Statuten  des  letzten  Wohnorts. 

ßß)  Unterscheidung  im  Einzelnen. 

1)  Das  Pflichttheil  Brecht  ist  eine  speziell  erbrechtliche  Bestimmung 
und  richtet  sich  zweifellos  nach  den  ftir  die  Beerbung  überhaupt  mass- 
gebenden Gesetzen.  Nun  gibt  es  aber  auch  ein  Pflichttheilsrecht**) 
gegenüber  der  Masse  bei  Gütergemeinschaft,  welches  sich  auf  die  Ab- 
schichtung  des  einen  oder  beider  Ehegatten  von  den  Kindern  bezieht. 
Dieses  Recht  ist  zunächst  ein  güterrechtliches  *^),  und  nur,  soweit  ab- 
geschichtete Kinder  auch  mit  ihrem  Pflichttheil  wirklich  abgefunden 
sind*®),    kommt  das  Erbrecht   in  Frage.     Insbesondere  beurtheilt  sich 


90)  Arch.  Bd.  43  Nr.  196  und  Boise  Bd.  5  Nr.  810. 

91)  Sammlang  Bd.  4  S.  8  vgl.  Bl.  f.  R.A.  Bd.  38  S.  66. 

92)  Seuff.  Arch.  Bd.  1  N.  152. 

93)  Seug-  Arch.  Bd.  15  Nr.  95. 

94)  SUMe  a.  a.  0.  §  240  A.  13,  242  A.  14,  S41  A  45,  bes.  Roth, 
Bayer.  Zivilrecht  §  341  c,  342  A.  78. 

95)  Boih  §  3&  A.  78:  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Pflichttheilsrecht  zu  beurtheilen,  sondern  selbständig.  Vgl.  Weber,  Pro- 
vinzialrecht  Bd.  1  S.  279,  335,  Bd.  2  S.  589,  Bd.  3  S.  257. 

96)  Holh,  Bayer.  Zivilrecht  §  342  A.  81. 
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nach  Güterrecht  die  Verpflichtung  zur  Abtheilung  ^'').  Ebenso  ist  um- 
gekehrt das  Recht  zur  Forthausung  in  unvertheilten  Gütern  eine 
speziell  güterrechtliche  Bestimmung '^);  sowie  die  Einkindschaftung; 
insoweit  sie  als  Surrogat  für  die  Abtheilung  in  Frage  kommt ;  wenn 
daher  der  parens  bmubus  an  einem  anderen  Orte  als  dem  der  ersten  Ehe 
wohnt,  so  ist  die  vor  Abschluss  der  zweiten  Ehe  zu  bethätigende  Einkind- 
Bchaft  nach  dem  Rechte  der  ersten  Ehe  und  in  den  dort  vorgeschriebenen 
Formen  auszuführen.  Insoweit  dieses  Güterrecht  die  Einkindschaft 
nicht  kennt  oder  verbietet,  hat  es  dabei  sein  Bewenden  ®®). 

Die  Vorschriften  über  die  Arten  der  Theilung  ^®®),  die  Rechte  zur 
Gutsübemahme  ^^^\  den  Vorsitz  ^®^),  die  Einstaudrechte  ^®^)  gehören 
zum  Güterrecht.  Dahin  sind  auch  zu  rechnen  die  Bestimmungen  über 
den  Voraus  ^^*)  bei  der  Abtheilung,  die  Gerade  *®*),  das  Musstheil  ^^•), 
Morgengabe  und  Leibzucht  ^®'^). 

2)  Das  Pflichttheilsrecht  erstreckt  sich  insbesondere  in  der  Regel 
auf  Erbverträge,  so  dass  deren  Inhalt  nach  dem  anzuwendenden  Erb- 
recht zu  prüfen  ist^®^.  Hievon  wird  dann  eine  scheinbare  Ausnahme 
gemacht,  wenn  in  einem  nach  dem  bezüglichen  Güterrecht  zulässigen 
EheTertrag  ein  Güterverhältniss  eingeführt  ist,  durch  welches  den  Kindern 
zunächst  eventuell  gar  kein  Recht,  sondern  nur  eine  spes  für  den 
Fall  des  Todes  des  zweiten  Ehegatten  eingeräumt  ist.  Hier  schiebt  sich 
vor  die  erbrechtliche  Frage  die  güterrechtliche  und  entzieht,  falls  die 
Zulässigkeit  bejaht  wird,  dem  Erbrecht  den  Boden  ^®®). 

3)  Während  die  Fähigkeit  zu  testiren  regelmässig  sich  nach  dem 
Recht  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  richtet,  ist  den  Eltern  häufig 
durch  das  spezielle  Güterrecht  verboten,  allgemein  oder  allein  ohne 
den  andern  Ehegatten  zu  testiren  ^^®)  oder  gewisse  Personen  zu  ent- 
erben. In  diesen  Fällen  handelt  es  sich  zweifellos  um  einen  Ausfluss 
des  Güterrechts;  mit  Rücksicht  auf  die  noch  nicht  erfolgte  AbtheUung 
ist  die  einseitige  Verfügung  über  das  gemeinschaftliche  Gut  unmöglich 
gemacht.     Ob   diese  Verbote    bestehen    oder    nicht,    richtet    sich    also 

OT)  Weber  Bd.  2  S.  214,  527 ;  StMfe  Bd.  4  §  222  Z.  IV. 

98)  Seuff,  Archiv  Bd.  7  Nr.  138;  Bolee  Bd.  2  Nr.  1184. 

99)  SUMe  Bd.  4  §  244  u.  A. 

100)  Vgl.  Weber  Bd.  1  S.  985  (Bayreuth :  wer  zu  theilen  und  zu  wählen 
habe). 

101)  Vgl.  ebenda  Bd.  5  S.  360,  Bd.  2  S.  467. 

102)  Vgl.  ebenda  Bd.  1  S.  1052. 
1(^)  Vgl.  ebenda  Bd.  4  S.  748. 

104)  Vgl.  ebenda  Bd.  2  S.  43. 

105)  Vgl.  Stohbe  Bd.  4  §  221  A.  28,  g  222  A.  10,  8.  240  A.3,  Bd.  5  §  293. 
Heergewedde  und  Gerade  vgl.  bes.  A  27. 

106)  Stobbe  §  218  A.  32. 

107)  Stobbe  Bd.  4  §  208     Reichsgericht  bei  Bälge  Bd.  2  Nr.  36. 

108)  Vgl.  oben  zu  III  la  am  Ende. 

109)  Vgl.  «S^#.  Arch.  Bd.l  Nr.  90;  Sammlung  v.Entsoh.  d.  ob.  Landesger. 
München  Bd.  4  S.  309,  Bd.  11  S.  546,  vgl.  Bd.  7  S.  635. 

110)  Stobbe  Bd.  4  §  238,  §  242  Ziff.  4;  Both,  Bayer.  Zivilrecht  Bd.  3  §  341. 

Z^ltaebrlfl  f.  intoni.  Privat-  n.  Sirafrccbt  ote.,  Bftml  III.  |]^ 
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nach  Güterrecht;  bestehen  sie,  dann  kann  auch  das  Gesetz  des  Erb* 
rechtsdomizils  insoweit  nicht  in  Ejraft  treten,  weil  eben  die  nothwendige 
Abtheilung  mangelt,  ist  letztere  vollzogen,  hat  das  Erbrecht  wieder 
freien  Lauf.  Soweit  sich  im  Recht  des  Güterstands  Bestimmungen  über 
Entziehung  der  Testamentsfittiigkeit  etc.  finden,  die  mit  dem  Güter- 
rechte selbst  nicht  zusammenhängen,  sind  sie  dem  abweichenden  Rechte 
des  Beerbungsorts  gegenüber  wirkungslos  ^^^). 

4)  Ebenfalls  nach  dem  gesetzlich  oder  vertragsmftssig  herrschenden 
Güterrecht  ^^^)  bestimmt  sich  schliesslich  die  formelle  Nothwendigkeit 
der  Einleitung  von  Verlassenschaften  und  Pflegschaften,  Inventuren  etc.: 
hat  der  überlebende  Ehetheil  zunächst  mit  den  Kindern  nicht  abzu- 
theilen  und  hienach  z.  B.  kein  Inventar  zu  errichten,  so  entfiftllt 
die  Nothwendigkeit  gerichtlichen  Einschreitens,  wenn  auch  sonst  am 
fraglichen  Orte  unter  Herrschaft  anderer  Güterrechte  Vorschriften  m 
dieser  Beziehung  bestehen.  Indessen  können,  insbesondere  bezüglich 
der  Vormundschaft,  zwingende  Rechtsstttze  am  Sitze  des  Gerichts  be- 
stehen ^^^) ,  während  das  materielle  Vormundschaftsrecht  im  Uebrigen 
sich  nach  dem  Personalstatut  des  Mündels  auf  Grund  der  Staats- 
angehörigkeit ^^^),  eventuell  des  Wohnsitzes  ^^^)  richtet  und  auch  das 
auswärts  gelegene  Vermögen  ergreift.  Das  Recht  des  Vaters  am  Ver- 
mögen der  Kinder  bestimmt  sich  nach  dem  jeweiligen  Wohnsitz  des 
Vaters  vorbehaltlich  bereits  erworbener  Rechte  der  Kinder  ^^*). 

Die  eventuellen  Alimentationsansprüche  der  ehelichen  Kinder  richten 
sich  nach  dem  Personalstatut  dessen,  von  dem  die  Pflicht  verlangt 
wird  1"). 

yy)  Insbesondere  das  Wahlrecht  des  preussischen  Allgemeinen  Landrechts. 

Bekanntlich  wurde  im  Allgemeinen  Landrecht  der  durch  die 
Kollision  geschürzte  Knoten  durchhauen  und  in  §  496  des  A.L.R.  11  1 
bestimmt: 

ELaben  die  Eheleute  während  der  Ehe  ihren  Wohnsitz  verändert, 
so  hat  der  Ueberlebende  die  Wahl,  ob  er  nach  den  Gesetzen  des 
letzten  persönlichen  Gerichtsstands  des  Verstorbenen    odor  nach  den 


111)  Entsch.  d.  bayer.  ob.  Gerichtsh.  Bd.  4  S.  8;  Bl.  f.  R.A.  Bd.  38 
S.  65  ff. 

112)  Bl.  f.  R.A.  Bd.  44  S.  18  •,  Entsch.  d.  bayer.  oberst.  Gerichtsh.  Bd.  7 
S.  684  ff.  und  795;  Reichsgericht  bei  BoUt  Bd.  18  Nr.  537. 

118)  BßQ^y  Bayer.  Zivilrecht  2.  Aufl.  A.  65  a.  Zitate  unterwirft  das 
ganze  Vormundschaftsrecht  der  \tx  fori.  Vgl.  Böhm,  Intern.  Nachlassbehand- 
lung §  6. 

114)  V.  Bar  Bd.  1  S.  572.    Vgl.  Reichsger.  Bd.  24  S.  829. 

115)  Primär  f.  Wohnsitz  s.  Böhm  a.  a.  0.  n.  Zitate. 

116)  V.  Bar  Bd.  1  8.  558;  Stotibe  1.  Bd.  2.  Aufl.  §84  A.  81;  vgl.  Boise 
Bd.  1  Nr.  45,  Bd.  2  Nr.  83:  Seuff.  Archiv  Bd.  20  Nr.  8;  Entsch.  d.  ob. 
Landesger.  München  Bd.  3  S.  467,  Bd.  4  S.  455  ff. 

117)  V.  Bar  Bd.  1  8.  555 :  Boiee  Bd.  4  Nr.  15 :  vgl.  Entsch.  d.  Reicheger. 
Bd.  17  8.  227. 
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Gesetsen  desjenigen  Orts,  wo  die  Eheleute  znr  Zeit  der  vollsogenen 
Heirmth  ihren  ersten  Wohnsitz  genommen  haben,  erben  wolle. 
Hier  also  werden  die  im  Güterrecht  vorhandenen  erbrechtlichen  Be- 
stimmungen denen  des  Orts  der  Beerbung  völlig  gleichgestellt  und  ein  Wahl- 
recht zwischen  beiden  statuirt.  Dabei  ist  nach  den  Erklärungen  von  Suarex 
anzunehmen  ^^^)y  dass  das  Wahlrecht  nur  gelten  soll;  wenn  das  Güter- 
recht der  Ehe  nach  Landrecht;  Statut;  Provinzial-  oder  einem  aus- 
wSrtigen  Recht  getrenntes  Becht  war  und  das  Becht  des  Beerbungsortes  ein 
anderes  getrenntes  Becht  oder;  nicht  vertragmässige;  Gütergemeinschaft 
ist  d.  h.  nach  dem  System  des  Gesetzbuchs  allgemeine  oder  partiku- 
libre;  eventuell  auch  Mobiliargemeinschaft.  Nach  den  Fällen  der  An- 
wendung; da  das  System  der  Gütergemeinschaft  als  geltendes  eheliches 
Becht  nicht  in  Betracht  kommt;  spielt  die  Frage  keine  grosse  Bolle, 
ob  der  überlebende  Ehegatte  etwa  auch  hier  nach  dem  Gütersjstem 
abtheilen  (den  Voraus  z.  B.  zurücknehmen)  und  dann  nach  dem  Becht 
des  Sterbeorts  erben  darf.  Die  Frage  dürfte  hier  zu  verneinen  sein, 
▼eil  eben  das  Landrecht  nicht,  wie  wir  gethau;  zwischen  Auseinander- 
setzung und  Erbrecht  scheidet;  sondern  das  Becht  beider  Orte  als 
Erbrecht  gleichstellt. 

e)  Das  Recht  der  zweiten  und  ferneren  Ehe. 

«)  Im  Allgemeinen. 

An  und  für  sich  entscheidet  für  das  Becht  einer  zweiten  und 
ferneren  Ehe,  sofern  bezüglich  der  früheren  Auseinandersetzung  statt- 
gefunden hatte  bezw.  nicht  erforderlich  war;  das  Personalstatut  des 
Ehemanns  zur  2ieit  dieser  Eheschliessung  wie  bei  der  ersten  Ehe. 
ffienach  bestimmt  sich  also  z.  B.  das  Güterrecht;  das  Becht  eines 
eventuellen  EhevertragS;  die  Einführung  eines  anderweiten  Güterrechts, 
insofern  nicht  durch  das  unter  ß)  zu  Besprechende  weitere  Hinderungs- 
gründe entstehen. 

Würde  also  z.  B.  die  zweite  Ehe  mit  dem  ersten  ehelichen 
Wohnsitze  in  Nürnberg  abgeschlossen,  so  regelt  sie  sich  nach  Nürn- 
berger Becht;  auch  wenn  für  die  erste  Ehe  beispielsweise  das  Winds- 
heimer  Becht  massgebend  war. 

Das  Becht  der  früheren  Ehe  kommt  nur  insoweit  in  Betracht;  als 
es  sich  um  die  Wahrung  von  Bechten  handelt;  die  den  erstehelichen 
Kindern  aus  dem  Güterstand  erster  Ehe  erwuchsen  ^^*).  Entsprechend 
unserem  oben  eingenommenen  Standpunkt  sind  daher  alle  Fälle;  wo 
eme  Abtheilung  noch  nicht  stattgefunden  hat  und  vor  Eingehung  der 
sweiten  Ehe  vorzunehmen  ist,  bis  dahiu;  oder  wo  die  Gütergemeinschaft 
mit  dem  neuen  Gatten  fortgesetzt  wird;  eventuell  unter  Einkindschaftnng 
der  Kinder;  schlechthin  den  Güterrechten  der  ersten  Ehe  und  ihren  allen- 
Ulsigen  Bestimmungen  für  zweite  Ehen  unterworfen.     Hienach  regelt 


118)  F&rsier  a.  a.  0.  Bd.  4  S.  653. 

119)  Sammlung  von  Entscheid,  d.  bajer.  oberst.  Qerichtsh.  Bd.  8  S.  467. 

11* 
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sich  dann  z.  B.  die  Frage^  ob  eingekindschaftete  Kinder  auf  den  Pflicht- 
theil  gesetzt  und  enterbt  werden  können  ^^^)  (mangels  ansdrlicklicher 
vertragsmttssigen  Bestimmung),  ebenso  Beschränkungen  der  Disposition, 
der  Testirfllhigkeit  der  Eltern  ^*i). 

ß)  Die  Strafen  zweiter  Ehen. 

Es  sind  das  positive  Bestimmungen^  durch  welche  die  Wieder- 
verheirathungen  vermindert  werden  imd^  fallfl  trotzdem  solche  erfolgen, 
gewisse  dem  betreffenden  Gatten  anfallende  oder  früher  angefallene 
Rechte  an  die  Kinder  erster  Ehe  zurückgehen  sollen  ^^^). 

V.  Bar^^^)  nimmt  an,  soweit  nicht  die  lex  rei  si^o«  Platz  greife^  oder 
von  dem  erstverstorbenen  Ehegatten  ererbtes  Vermögen  in  Frage 
komme,  sei  das  erste  Personalstatut,  soweit  aber  dasjenige,  was  der 
überlebende  Ehegatte  von  dem  erstverstorbenen  erhielt,  den  Kindern 
zurückgegeben  werden  solle,  dasjenige  Gesetz  massgebend,  welches  fiir 
die  Zuwendung  galt,  also  z.  B.  das  Recht  der  Beerbung  des  erstrer- 
storbenen  Ehegatten.  Gegen  letztere  Auffassung  erklärte  sich  das  preuss. 
Obertribunal  ^^*)  und  z.  B.  auch  das  Appellationsgericht  zu  Celle  ^**), 
indem  beide  Gerichte  den  Rückfall  nicht  auf  Grund  des  Intestaterb- 
rechts erfolgen  lassen,  da  es  gleichgültig  sei,  ob  die  Kinder  der  Yorefae 
Erben  ihres  verlebten  Elterntheils  waren,  vielmehr  ein  positives  Recht 
der  erstehelichen  Kinder,  das  durch  die  zweite  Ehe  erworben  wurde,  in 
Frage  steht,  weshalb  diese  Gerichte  das  Recht  der  zweiten  Ehe  entscbeiden 
und  z.  B.  einen  vertragsmässigen  Erlass  dieser  Ehescheidnngsstrafen 
zwischen  den  ersten  Ehegatten  nicht  wirksam  werden  lassen.  Das  Ober- 
tribunal gibt  den  Kindern  dieses  Recht  auch,  wenn  es  nur  nach  den 
Gresetzen  der  zweiten,  nicht  aber  der  ersten  Ehe  begründet  ist.  Wie  nun, 
wenn  der  Fall  umgekehrt  liegt?  ELann  hier  der  parens  bmuibus  nicht  zoin 
Nachtheil  der  Kinder  bestimmen?  Gegen  diesen  von  Bar  erhobenen 
Einwand  ist  zu  entgegnen,  dass  dann  den  Kindern  für  den  Fall  der 
zweiten  Ehe  bereits  ein  suspensiv  bedingtes  Recht  erworben  ist,  das  durch 
ein  anderes  Recht  der  zweiten  Ehe  nicht  aufgehoben  werden  kann.  Auch 
das  Reichsgericht  ^^^)  macht  in  einem  ähnlich  gelagerten  Falle  den 
Vorbehalt  der  bereits  früher  von  den  Kindern  erworbenen  Rechte,  indem 
es  annimmt,  dass  positive,  zu  Gunsten  der  Kinder  getroffene  Bestim- 
mungen vorliegen,  wenn  auch  nicht  Vorschriften  des  öffentlichen  Rechts. 
Den  Kindern  würden  hienach  die  fraglichen  Rechte  zufallen,  wenn 
sie  nach  dem  ersten  oder  zweiten  Recht  der  Ehe  gegeben  sind,  sei  es  nun 
dass  das  Eigen thum  der  hicra  nuptialiay  dessen,  was  der  hinubus  parens 
durch  Disposition   des   verstorbenen  Gatten  erworben   hat,  zu  Gunsten 


120)  Vgl.  Reichsgericht  in  Seuff.  Arch.  Bd.  37  Nr.  229,  Bd.  38  Nr.  233. 

121)  Vgl.  z.  B.  Weher,  Provinzialrecht  Bd.  2  S.  528  ff. 

122)  Vgl.  8U>t>be  Bd.  4  §  248. 

123)  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  530. 

124)  Entscheidungen  Bd.  25  S.  373  ff.:  Seuff.  Archiv  Bd.  8  Nr.  6. 

125)  Seuff.  Archiv  Bd.  32  Nr.  148. 

126)  Bolee  Bd.  12  Nr.  8  u.  Zit.;  Seuff.  Archiv  Bd.  4(>  Nr.  267. 
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der  eretehelichen  Kinder  verloren  wird  ^^'')  oder  dass  an  letztere  das 
Erbe  eines  Greschwisters  zurttckföUt  oder  dass  das  Erbe  der  Orosseltem 
an  sie  kommt  ^^^)  oder  dass  die  Zuwendungen  an  den  zweiten  Ehe- 
gatten beschränkt  werden  ^^*)  oder  dass  der  Niessbrauch  am  Vermögen 
der  Verstorbenen  verloren  wird. 

Ob  der  neue  Gatte  erben  kann,  ist  von  dem  Gesetz  abhängig, 
das  über  den  Nachlass  des  parens  binvhus  entscheidet  ^'^),  vorbehaltlich 
der  bereits  früher  erworbenen  Rechte  der  erstehelichen  Kinder. 

2.  Auflösung  der  Ehe  unter  Lebenden. 

a)  ÜDgUltigkeitserklärung. 

Hier  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  von  Anfang  an 
ungültige  Ehe  anch  in  ihren  vermögensrechtlichen  Wirkungen  möglichst 
auf  den  Zustand  vor  ihrer  Eingehung  zurückgeführt  wird,  diese  Auf- 
lösung muss  also  nach  dem  Prinzipe  der  Vereinigung  erfolgen  d.  h. 
nach  dem  Recht  des  ersten  Wohnsitzes  ^^^). 

b)  bie  Ehescheidung. 

Während  die  Nullitätsklage  in  ihrem  Erfolge  die  Ehe  auflöst, 
als  wäre  sie  nie  geschlossen  worden,  beendigt  die  Scheidung  wie  der 
Tod  die  Dauer  der  Ehe.  und  analog  dem  Obigen  kommt  die  Abtheilung 
zwischen  den  Gatten  in  thatsächl icher  Hinsicht  zuerst  in  Frage,  während 
in  zweiter  Linie  die  Ehescheidnngsstrafen  die  Stelle  der  Beerbung  in 
Todesfiillen  einnehmen  und  einen  Theil  des  Vermögens  des  einen 
Gatten  dem  andern  zuleiten. 

Was  zunächst  die  Ehescheidimg  selbst  betrifft,  so  ist  zuständig 
das  Gericht  des  Wohnorts  des  Mannes  ^^^).  und  dieses  wendet,  da  es 
9ich  um  sittliche  Vorschriften  handelt,  stets  sein  eigenes  Recht  an  ^'^) 
und  —  nach  deutschem  Recht         nicht  das  der  Staatsangehörigkeit  ^'^). 

Nach  demselben  Recht  aber  bestimmen  sich  auch  die  Wirkungen 
der  Ehescheidimg  sowohl  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  als  was 
die  Erziehung   der   Kinder    betrifft  ^^^).      Insbesondere    bestimmt    sich 

127)  Vgl.  das  römische  Recht,  femer  z.  B.  Bamberger  Landrecht;  Weher 
Bd.  1  S.  3.')6,  Bd.  5  S.  35  (Kegensburg),  Bd.  4  S.  378  (Augsburg). 
138)  Weber  Bd.  2  S.  984  (Dinkelsbühl). 

129)  Weber  Bd   2  S.  42  (Ansbach),  Bd.  4  S.  179  (Oettingen). 

130)  V.  Bar  a.  a.  0.  S   581 ;  Stuff.  Arch.  Bd.  46  Nr.  267. 

131)  Reichsgerichtl.  Entscheidungen  Bd.  23  S.  331 ;  Bcüze  Bd.  8  Nr.  11, 
Bd.  11  Nr.  11;  Böhm,  Räumliche  Herrschaft  S.  47,  diese  Zeitschrift  Bd.  I 
S.  362 

132)  Seuff.  Arch.  Bd.  41  Nr.  1;  Bolze  Bd.  2  Nr.  32,  Bd.  13  Nr.  12; 
Entsoh.  d   oberst.  Gerich  tsb.  München  Bd.  6  S.  363,  Bd.  HS.  205,  782. 

133)  Keichsger.  Entsch  Bd.  9  S  191;  iS'eu/.  Arch.  Bd.  41  Nr.  257,  Bd  39 
Nr.  83;  Bolze  Bd.  13  Nr.  15,  Bd.  9  Nr.  8,  13/14. 

134)  V.  J^or  Bd   IS.  496. 

135)  Seuff.  Arch  Bd  32  Nr.  203,  Bd.  83  Nr.  96,  97,  Bd.  38  Nr.  1 ;  Ent- 
scheid, d.  Reichsger.  Bd.  19  S.  809,  vgl.  Bd.  23  S.  231,  Bd.  5  S.  193;  Bolze 
Bd.  5  Nr.  11,  diese  Zeitschrift  Bd,  I  S.  361,  504, . 
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hienach  die  Ehescheidungsstrafe  ^^%   während  im  Uebrigen^  soweit  die 
Abtheilung  in  Frage  kommt;    lediglich  das  Güterrecht  entscheidet  ^'''). 


ReclLtsprecliung. 
Deutschland. 

A.  Btirgerlichee  Recht  elnschlleeslich  des  Handels- 
wechsel- und  Konkursrechts.  —  Zivllprozess. 

OertUches  Beckt  für  elterliche  Eimailligung  xur  EheschUessung, 

Bezüglich  der  nicht  eingeholten  elterlichen  Einwilligung  ist  das 
Recht  der  Heimath  massgebend.  Wenn  daher  ein  RheinlSnder^  welcher 
daselbst  seinen  Wohnsitz  hat,  vor  vollendetem  25.  Jahre  in  London 
eine  Ehe  schliesst,  so  kann  dessen  Vater  dieselbe  ungültig  erklXreD 
lassen,  selbst  wenn  die  Ehe  nach  Londoner  Kecht  gültig  sein  sollte. 
Urth.  d.  Reichsgerichts  vom  27.  Oktober  1891  (Annalen  d.  grossh. 
bad.  Gerichte  Bd.  58  S.  119). 

Aus  den  Gründen: Die  Revision    führt  aus,    nach  fest^ 

stehender  Rechtsprechung  sei  für  die  Beurtheilung  einer  Ehe  das  Recht 
desjenigen  Ortes  massgebend,  wo  die  Ehegatten  ihren  ersten  Wohnsitz 
erwählten,  der  Beruftmgsrichter  hätte  daher  den  erbetenen  Beweis  nicht 
ablehnen  dürfen,  dass  die  Beklagten  ihren  ersten  Wohnsitz  nach  Ab- 
schluss  der  Ehe  in  London  aufgeschlagen  hätten,  und  nach  Englischem 
Rechte  die  väterliche  Einwilligung  nicht  erforderlich  gewesen  sei.  Der 
aufgestellte  Satz  ist  als  richtig  anzuerkennen,  wenn  es  sich  um  die 
Wirkungen  der  Ehe,  insbesondere  um  die  Vermögensrechte  der  Ehe- 
gatten handelt  und  beruht  auf  der  Annahme,  dass  sich  die  Ehegatten 
dem  Rechte  ihres  ersten  Wohnsitzes  unterwerfen  wollten.  Die  Absicht 
der  Eheschliessenden  ist  aber  bedeutungslos,  wenn  ihre  Fähigkeit  zur 
Eingehung  einer  Ehe  in  Frage  steht;  hier  sind  nach  der  ausdrück- 
lichen Vorschrift  der  Art.  3  und  170  des  B.G.B.  die  Gesetze  des  In> 
landes  massgebend.  Nach  dem  Reichsgesetze  vom  6.  Febr.  1875  war 
die  Einwilligung  des  Vaters  erforderlich  (§  29)^  die  rechtliche  Folge 
ist  gemäss  §  36  nach  Landesrecht,  also  nach  Art.  182  des  B.G.B.  zu 
beurtheilen,  und  dem  Vater  steht  die  in  §  592  Z.P.O.  bezeichnete 
Klage  auf  Ungültigkeit  der  Ehe  zu. 

Nach  welchem  örtlichen  Rechte   bestimmt  sich  die  Wirksamkeit 

des  nach  Abschluss  eines  Lieferungsvertrages  bezüglich  des  nach 

einem  anderen  Orte  ^m  übersendenden  Vertragsgegenstandes  aus- 

bedungenen  Eigenthumsvorbehaltes? 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Der    in   Rüdesheim   domizilirte   ELläger   hatte    auf  briefliche  Of- 
ferte der  beklagten  Firma  in  Halle  a/S.  einen  Vertrag  über  Lieferung 

186)  V.  Bar  Bd.  1  S.  531;  Siuff.  Archiv  Bd.  45  Nr.  192. 

187)  V.  Bar  Bd.  1  S.  532. 
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eines  HinendwasserapparateB  abgeBchloBsen,  worin  beklagte  Firma  Mb 
zur  gänalichen  Abzahlung  das  Eigenthumsrecht  sich  vorbehalten  hat. 
Der  VertragBabschluBB  erfolgte  brieflich;  Beklagte  sendete  dem  KlKger 
unterm  7.  Mai  1889  das  den  Eigenthnrnsvorbehalt  festsetzende  Schrift- 
stück in  zwei  Exemplaren  zu,  davon  eines  von  ihm  unterzeichnet  und 
vom  Kläger  zurückbehalten  worden;  das  andere  unterzeichnete  Kittger 
am  8.  Mai  1889  in  Rttdesheim  und  sandte  Bolches  alsdann  an  Be» 
klagte  zurUck.  Klüger  blieb  mit  der  vertragsmttBsigen  Zahlung  des 
Preises  im  Rückstand.  Beklagte  machte  desshalb,  da  inzwischen  der 
VertragBgegenstand  auf  Andringen  eines  anderen  Gläubigers  des  Klägers 
gepfilndet  worden^  sein  Eigenthumsrecht  geltend  und  erhielt  auch  die 
Maschine  heransg<)geben,  welche  dann  von  ihm  weiterveräussert  wurde. 
fiJäger  verlangte  nun  vom  Beklagten  Rückgabe  der  Maschine  gegen 
Zahlung  des  restigen  Kaufjpreises.  Das  Landgericht  Wiesbaden 
hat  der  Klage  mit  Urtheil  vom  22.  Mai  1891  stattgegeben.  In  den 
Gründen  der  Entscheidung  wird  u.  A.  ausgeführt,  dass  hinsichtlich 
der  Wirksamkeit  des  Eigenthumsvorbehalts  nicht  das  am  Nieder- 
laasongsorte  der  Beklagten  geltende  Preussische  Landrecht,  sondern 
das  Nassauische  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  da  das  Ab- 
kommen erst  durch  Unterzeichnung  seitens  des  Klägers  in  Rüdesheim 
sm  8.  Mai  1889  perfekt  geworden,  der  Eigenthumsvorbehalt  auch  in 
Rudesheim  seine  Wirkung  zu  äussern  bestimmt  gewesen  sei,  somit 
beide  Theile  sich  dem  dortigen  Rechte  hätten  unterwerfen  wollen. 
Zudem  habe  der  durch  den  Eigenthumsvorbehalt  verpflichtete  Vertrags- 
schliessende auch  seinem  Wohnsitze  nach  unter  dem  Nassauischen 
Rechte  gestanden  und  werde  hienach  gesagt  werden  müssen,  dass  auf 
den  Vertrag,  der  zu  Rüdesheim  geltende  §  42  des  Nassanischen  Pfand- 
gesetzes ^)  vermöge  seines  Karakters  als  absolut  gebietendes  Gesetz 
Anwendung  zu  finden  habe.  Da  nach  dem  angezogenen  §  42  der 
Vorbehalt  des  Eigenthumsrechts  an  beweglichen  Sachen,  welche  ver- 
möge eines  die  Uebertragung  des  Eigenthums  bezweckenden  Rechts- 
geschäfts einem  Anderen  übergeben  werden,  ungültig  ist,  so  sei  die 
Klagbitte,  soweit  sie  auf  Rückgabe  der  Maschine  gegen  Zahlung  des 
Kauj^reisrestes  gehe,  liquid. 

Durch  Urtheil  des  Oberlandesgerichts  zu  Frankfurt  a.  M., 
Zivilsenat  I,  vom  4.  Januar  1892  ist  unter  Aufhebung  des  Urtheils 
erster  Instanz  der  Kläger  mit  seiner  Klage  abgewiesen  worden. 

Aus  den  Gründen: 

,,Der  erste  Richter  gelangt  zur  klaggemässen  Verurtheilung  der 
Beklagten    auf  Grund    der  Annahme,    dass    die  letztere   die    in   Rede 


l)  Der  §  42  lautet:  Der  Vorbehalt  des  Eigenthumsrechts  oder  des 
Pfan^echtB  an  beweglichen  Sachen,  welche  vermöge  eines  die  Ueber- 
tragmig  des  Eigenthums  bezweckenden  Rechtsgeschäfts  einem  Anderen 
übergeben  werden,  ist  ungültig.  Auch  hängt  der  Uebergang  des  Eigen- 
tlmms  an  verkauften  beweglichen  Gegenständen  von  der  Bezahlung  des 
KaofBchillingB  nicht  ab. 
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stehende  Minendwassermaschine  dem  Kläger  unbedingt  verkauft  habe^ 
dass  der  von  Beklagter  bei  Abscbluss  dieses  Kaufvertrages  gemachte 
Eigenthumsvorbehalt  auf  Grund  des  §  42  des  Nassauischen  Pfand- 
gesetzes vom  15.  Mai  1851  rechtsunwirksam  und  die  Beklagte  daher 
verpflichtet  sei,  die  von  ihr  dem  Kläger  zwar  überlieferte ^  demnächst 
aber  bei  diesem  gepfllndete  und  in  seine  —  des  Verkäufers  —  Hände 
zurückgelangte  und  von  ihm  anderweit  veräusserte  Maschine  dem 
Kläger  gegen  Zahlung  des  rückständigen  Kaufgeldrestes  zurückznliefem. 
—  Ob  es  richtig  ist,  dass  der  Verkäufer  —  wie  der  erste  Richter 
anzunehmen  scheint  —  auch  nach  geschehener  Tradition  der  Kauf- 
sache ex  emto  verpflichtet  sei,  diese,  wenn  und  so  oft  sie  in  seine 
Hände  zurückgelangt,  dem  Käufer  herauszugeben  (vgl.  dagegen 
Seuffert,  Archiv  Bd.  11  Nr.  27),  mag  hier  unerörtert  bleiben,  weil 
der  Auffassung  des  Vorderrichters  jedenfalls  aus  mehreren  anderen 
Gründen  nicht  beigetreten  werden  kann.  Zunächst  deshalb  nicht,  weil 
beim  Vorliegen  eines  unbedingten  Kaufvertrages  mit  Eigenthumsvor- 
behalt die  Rechtsgültigkeit  des  letzteren  nicht  nach  Nassauischem  Recht 
sondern  nach  Preussischem  Landrecht  beurtheilt  werden  musste.  Der 
§  42  des  Nassauischen  Pfandgesetzes  enthält  nicht  in  dem  Sinne  ab- 
solut zwingendes  Recht,  dass  der  Nassauer  Richter  jeden  einem  Kauf- 
vertrag hinzugefügten  Eigenthumsvorbehalt  als  nicht  existent  zu  be- 
handeln hätte,  sondern  es  ist  in  jedem  Falle  zu  untersuchen,  ob  die 
Obligation,  um  welche  es  sich  handelt,  nach  Nassauischem  Recht  zu 
beurtheilen  ist,  und  nur,  wenn  dies  zutrifft,  tritt  der  §  42  a.  a.  O. 
in  Wirksamkeit. 

Vorliegend  nun  kann  weder  aus  der  Natur  des  Greschäftes  ge- 
schlossen werden,  dass  die  Kontrahenten  dasselbe  in  allen  seinen  Be- 
ziehungen dem  Nassauischen  Recht  haben  unterwerfen  wollen,  noch 
ist  eine  dahin  gehende  Absicht  derselben  irgendwie  zum  Ausdruck 
gekommen.  Es  muss  daher  bei  der  allgemeinen  Regel  sein  Bewenden 
behalten,  dass  die  Obligation  nach  dem  Rechte  des  Erfüllungsorts  zu 
beurtheilen  ist,  während  der  vom  ersten  Richter  besonders  hervor- 
gehobenen Thatsache,  dass  der  Vertrag  im  Gebiete  des  Nassauischen 
Rechts  abgeschlossen  ist,  entscheidendes  Grewicht  nicht  beigelegt  wer- 
den kann.     Vgl.  Demburgy  Pandekten  Bd.  1  §  48  Nr.  2. 

Der  Erfüllungsort  ist  nun  für  beide  Theile  ein  verschiedener  ge- 
wesen. Der  Kläger  hatte  in  Rüdesheim,  der  Beklagte  aber  in  EUle 
a.  S.,  als  dem  Orte  seiner  Handelsniederlassung  zn  erfüllen  (Art.  324 
H.B.),  woran  auch  dadurch  nichts  geändert  wird,  dass  er  die  Maschine 
demnächst  ,^auf  Gefahr  und  Kosten  des  Klägers^  nach  Rüdesheim  ge- 
sandt hat.  Der  Eigenthumsvorbehalt  aber  ist  nicht  ein  Theil  der 
klägerischen  —  lediglich  in  der  Zahlung  der  stipulirten  Geldbeträge 
bestehenden  —  Vertragserfüllung,  sondern  er  ist  integrirender  Bestand- 
theil  der  Leistung  des  Beklagten.  Hat  daher  Letzterer  seine  Ver- 
pflichtung nach  Massgabe  der  Briefe  vom  25.  und  26.  März  1889 
und  des  Vertrages    vom   7.  (8.)  Mai    erfüllt,    indem  er   die  Maschine 
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ohne  den  Willen,  sich  des  Eigenthums  zu  entäussem^  in  Halle  der 
Eiüenbahn  zur  Beförderung  an  Klüger  ttbergab,  so  ist  der  Vorbehalt 
des  Eigenthums  gültig^  weil  er  von  dem  für  die  Erfüllung  des  Be- 
klagten massgebenden  Becht  (A.  L.R.  I.  11  §  266 ff.)  zugelassen  wird. 
Dass  der  Eigenthumsvorbehalt  —  worauf  der  erste  Richter  be- 
sonderen Werth  1^  —  in  Rüdesheim  seine  Wirkung  äussern,  dort 
zur  Sicherheit  des  Beklagten  und  zu  Lasten  des  Klägers  bestehen  und 
eventnell  geltend  gemacht  werden  sollte,  kann  vorstehenden  Er- 
wSgungen  gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen,  denn  Alles  das  kann 
nicht  zu  der  Annahme  führen,  dass  der  Eigenthumsvorbehalt  als  Theil 
der  —  nach  Nassauer  Recht  zu  beurtheilenden  —  klXgerischen  Ver- 
tragsleistung zu  betrachten  sei. " 

Oertliches  Recht  der  Obligation» 

Ein  Rentner  in  Augsburg  schloss  dort  mit  einem  Chemiker  aus 
Lüneburg  einen  Vertrag,  in  welchem  dieser  den  Betrieb  der  Ersterem 
gehörigen  in  Tirol  erbauten  Dynamitfabrik  tibernahm.  Der  Chemiker 
klagte  gegen  den  Fabrikbesitzer  auf  Aushaltung  des  Vertrages.  Das 
Oberlandesgericht  Augsburg  urtheilte  nach  (^dem  dort  geltenden)  ge- 
meinen Recht  auf  Grund  der  Bestimmung  der  bayer.  Gerichtsordnung 
von  1753  in  Verbindung  mit  der  k.  bayer.  Verordnung  vom  11.  Juni 
1816.  Die  Revision  wurde  zurückgewiesen.  Für  die  Annahme,  dass 
die  Parteien  ihr  Vertragsverhältniss  dem  in  Augsburg  geltenden  ge- 
meinen Recht  unterstellen  wollten,  fehlt  es  nicht  an  Gründen.  Denn 
beide  Kontrahenten  waren  deutsche  Reichsangehörige,  hatten  im  Gebiete 
des  gemeinen  Rechts  ihren  Wohnsitz  und  schlössen  in  diesem  Rechts- 
gebiet den  Vertrag.  W^enn  unter  diesen  Verhältnissen  angenommen 
wnrde,  es  sei  eher  zu  unterstellen,  dass  die  Kontrahenten  das  ihnen 
niher  liegende  gemeine  Recht,  als  das  ihnen  völlig  fremde  Oester- 
reichische  Recht  auf  den  Vertrag  angewendet  wissen  wollten,  so  kann 
man  diese  mit  der  gewöhnlichen  Erfahrung  übereinstimmende  Schlusf«- 
folgemng  nicht  als  eine  der  Begründung  entbehrende  bezeichnen. 
Entsch.  des  Reichsgerichts  vom  19.  Oktober  1891  (Bolze  etc.  Bd.  13 
8.  5). 

Miethvertrag.     Ver^jähning, 

Klägerin  hatte  die  Maschine  für  ihre  in  Holstein  belegene 
Brauerei  bestellt;  hier  sollte  dieselbe,  und  zwar  durch  einen  Montem* 
der  Beklagten  aufgestellt  werden  und  während  der  Dauer  des  Vertrags 
verbleiben.  Hier  war  mithin  auch  die  Hauptverbindlichkeit  des  Be- 
klagten: die  Gewähr  der  vertragsmässig  zugesicherten  Leistungsfähig- 
keit der  Maschine  während  der  Dauer  des  Miethvertrages  zu  erfüllen. 
Der  unstreitig  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  belegene  Ort,  au 
welchem  sich  die  Brauerei  des  Klägers  befindet,  ist  hienach  der  Sitz 
des  Vertragsverhältnisses  und  demgemäss  auch  für  die  Würdigung  des 
Verjährungseinwandes  ausschlaggebend.     Dass  Beklagte  nach  §  2  des 
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Vertrages  nur  franko  Bahnhof  Berlin  su  liefern,  KlXgerin  dagegen  die 
Kosten  des  weiteren  Transportes  seu  tragen  hatte ^  ist  für  die  Frage 
nach  dem  massgebenden  Recht  ohne  Bedeutung.  Entsch.  d.  Reichs- 
gerichts vom  11.  Noyember  1891  (Bolze  etc.  Bd.  13  S.  8). 

Anspräche  atis  dem  AnsteUungsvertrage  des  Oeneralagenteyi  einer 

Versicherungsgesellschaft 

Der  Kläger  in  Lübeck  ist  als  Greneralagent  der  beklagten  Hagel- 
Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  in  Berlin  für  den  Betirk 
der  beiden  Mecklenburg  aufgestellt  gewesen  und  fordert  das  ihm  zu- 
gesicherte Mindesteinkommen,  sowie  Rückgabe  der  Kaution;  die  Be- 
klagte macht  Schadensansprüche  aus  der  Greschäftsführung  des  KlXgers 
einredeweise  geltend.  Der  Anstellungsvertrag  ist  in  Berlin  geschlossen 
und  der  ganze  Inhalt  desselben  weist  darauf  hin,  dass  der  Sitz  des 
dadurch  unter  den  Parteien  begründeten  Rechtsverhältnisses  Berlin  sein 
sollte.  Demuach  war  Preussisches  Recht  anzuwenden.  Entsch.  des 
Reichsgerichts    vom    25.  November    1891  (Bohce  etc.  Bd.  18  8.  9). 

Zfusammenstoss  fremder  Schiffe  im  fremden  Hafen. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg. 

In  Sachen  des  Deutscheu  Rhedereivereins  zu  Hamburg  cess,  fwm. 
gegen  die  Rechtsanwälte  Z>re«.  Nolte  und  Schröder  alsEj&venten  u.s.w. 
(Hans.  Ger.Ztg.  Hauptbl.  1892  Nr.  27)  ist  die  so  viel  umstrittene 
Frage  der  Statuteukollision  bei  Schiffszusammenstössen  vom  Hansea- 
tischenOberlandesgericht  nach  eingehender  Untersuchung  prinsipiell 
dahin  entschieden  worden,  dass  für  den  Fall  eines  Zusammenstosses 
nichtdeutscher  Schiffe  in  uichtdeutschen  Gewässern  der  deutsche 
Richter  das  Recht  der  Flagge  des  belangten  Schiffes  anzuwenden  hat, 
soweit  es  sich  um  die  Haftung  des  Rheders  handelt.  Von  besonderen 
Interesse  ist,  dass  der  Pariser  Kassationshof  am  4. November  1891 
ähnliche  Grundsätze  in  der  Sache  der  Schiffe  ,.Appollo"  und  ,,Pr^ur- 
seur^  (s.  Journal  du  droit  international  privS  t,  XIX  1892  p.  153  sq.) 
angenommen  hat,  indem  er  statuirt,  dass  beim  Zusammenstoss  eines 
französischen  und  englischen  Schiffes  auf  hoher  See  der  französische 
Richter  die  Haftung  des  Rheders  des  englischen  Schiffes  für  seinen 
Schiffer  nach  demjenigen  Recht  zu  beurtheilen  hat,  imter  dessen  Herr- 
schaft derselbe  von  ihm  angestellt  worden  ist. 

Der  Entscheidung  des  Hans.  O.L.G.  liegt  zu  Grunde  der  folgende 
Thatbestand:  Das  Schlepp-  und  Taucherdampfschiff  ^ Dwina ^  von 
der  Peter  Bergs  Bergungsenterprise  in  Reval  ist  am  3.  Januar  1888 
im  Hafen  von  Reval,  als  es  den  englischen  Dampfer  ,,Glenmavis'' 
bugsirte,  mit  dem  an  einer  Landungsbrücke  liegenden  hoUändischen 
Dampfer  ,, Venus ^  zusanunengestossen.  „  Dwina ^  und  ^ Venus ^  wurden 
beide  beschädigt.  Den  der  ,,  Venus  ^  entstandenen  Schaden  soll  nach 
klägerischer  Darstellung  die  dafür  in  Anspruch  genommene  Rhederei 
der  „Dwina^  bezahlt  haben.    Der  klagende  Verein  fordert,  als  Zeasionar 
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der  Peter  Bergs  Bergnngsenterprise,  sowohl  Ersatz  dieser  Zahlung  als 
auch  des  an  der  „Dwina^  entstandenen  Schadens  von  der  Rhederei 
des  geschleppten  Dampfers  „Glenmayis^,  dessen  Führer  beschuldigt 
wird,  dnrch  ein  unzeitiges  und  schuldhaftes  Manöver  seines  Schiffes 
den  Zusammenstoss  des  Schleppers  mit  der  „Venus  ^  herbeigeführt  zu 
haben.  Der  Damp£Br  „Olenmavis*^  ist  bei  seiner  Anwesenheit  im 
Hafen  von  Hamburg  am  31.  Januar  1889  wegen  dieser  Anbrüche 
vom  Kläger  mit  Arrest  belegt  worden.  Die  Beklagten  haben  Bürg- 
schaft für   die  Rhederei  des  ^Glenmavis"  übernommen. 

Die  Beklagten  haben  die  Abweisung  der  Klage  beantragt  und 
geltend  gemacht,  dass  Ansprüche  gegen  die  Rhederei  des  ^Glenmavis'^ 
aus  jenem  Unfälle  nicht  hergeleitet  werden  könnten^  weil  der  „Glen- 
mavis'^  damals  unter  Führung  eines  Zwangslootsen  gestanden, 
übrigens  aber  auch  völlig  korrekt  manöverirt  habe  und  weil  in  jedem 
Falle  die  ,,Dwina^,  die  den  Zusammenstoss  habe  vermeiden  können 
und  müssen,  eine  Mitschuld  treffe. 

Das  L.G.  B[amburg  K.  I  f.  U.  hat  durch  Zwischenurtheil  vom 
21.  Januar  1890  die  Einrede  abgewiesen,  dass  im  vorliegenden  Falle 
die  Rhederei  für  Verschulden  des  Lootsen  nicht  zu  haften  habe  und 
hat  sodann,  nach  Erhebung  von  Beweisen  über  die  näheren  Umstände 
des  fraglichen  Zusammenstosses  durch  Urtheil  vom  30.  Juni  1891 
den  Klaganspruch  für  dem  Grunde  nach  gerechtfertigt  erklärt. 

Auf  die  beklagtische  Berufung  hob  das  O.L.G.  das  Urtheil  des 
L.6.  am  25.  Januar  1892  auf  und  wies  die  Klage  ab. 

Gründe:  Es  wird  zunächst  eingehend  dargelegt,  dass  der 
rGlenmavis"^  nach  der  Revaler  Hafenordnung  unter  einem  Zwangs- 
lootsen stand.  „Angenommen  also,  dass  die  für  den  Zusammenstoss 
der  ^Dwina^  mit  der  ,, Venus  ^  zweifellos  kausal  gewesene  Anordnung 
des  Lootsen  unter  den  gegebenen  Umständen  des  Falls  fehlerhaft  war 
und  dass  den  Führer  der  ,,Dwina"  eine  Mitschuld  an  der  Kollision 
nicht  trifft,  so  ist  die  zunächst  zu  entscheidende  Frage  die:  ob  die 
Rhederei  des  englischen  Dampfers  für  die  durch  das  Verschulden  des 
Zwangslootsen  im  EUifen  von  Reval  anderen  Schiffen  zugefügten  Be- 
achSdigungen  zu  haften  hat? 

Das  L.G.  hat  diese  Frage  durch  das  Zwischenurtheil  vom 
21.  Januar  1890  bejaht,  indem  es  davon  ausgeht,  dass  die  Entschei- 
dung nach  dem  in  Reval  geltenden  Rechte  zu  treffen  sei,  und  indem 
es  femer  durch  die  vom  Kläger  vorgelegten  Entscheidungen  russischer 
Gerichte  als  erwiesen  ansieht,  dass  das  in  Reval  geltende  Recht  eine 
Befreiung  des  Rheders  von  der  Eüiftung  für  angerichteten  Kollisions- 
flchaden  um  deswillen,  weil  das  Schiff  unter  Führung  eines  Zwangs- 
lootsen stand,  nicht  anerkenne. 

£s  kann  dahin  gestellt  bleiben,  wie  es  sich  in  diesem  Punkte 
mit  dem  in  Reval  geltenden  Rechte  verhalten  mag.  Denn  das  Be- 
nifimgqgericht  vermag  sich  der  Auffassung  des  L.O.  nicht  anzuschliessen, 
dssB  in   einem   Falle    der   vorliegenden   Art,    wo   es   sich   um   einen 
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zwischen  zwei  nichtdeutschen  Schiffen  verschiedener  Nationalität  in 
einem  nichtdeutschen  Hafen  durch  Zusammenstoss  entstandenen  Schadens- 
ersatzanspruch  handelt,  zu  dessen  Aburtheilung  der  deutsche  Richter 
nur  in  Folge  des  UmstandeS;  dass  sich  das  beschuldigte  Schiff  vorüber- 
gehend in  seinem  Gerichtssprengel  aufhält,  berufen  wird,  die  Haftung 
des  Rheders  nach  dem  Rechte  des  Orts  beurtheilt  werden  müsse^  wo 
der  Zusammenstoss  stattfand. 

Beizustimmen  ist  dem  L.6.  darin^  dass  es  sich  in   einem  solchen 
Falle  nur  fragen  kann,  ob  man  das  sogenannte  Recht  der  Flagge,  d.  h. 
das  im  Heimathshafen  des  beklagten  Schiffes  bestehende   oder  das  am 
Orte    des    Zusammenstosses    geltende   Rechte    die    lex  loci  actus,  anzu- 
wenden habe.     Eine  Aburtheilung  nach  dem  am  Prozessorte  geltenden 
Rechte  der  lex  fori  würde  in  Ansehung  des  wenn  nicht  ganz  zufälligen, 
so   doch    immer   nur   von    einseitiger   Parteientschliessung    abhängigen 
Umstandes,  an  welchem  Orte    es    dem    sein    vermeintliches  Recht  ver- 
folgenden  Kläger    gelingen    mag,  des  von    ihm    beschuldigten   Schiffes 
habhaft    zu    werden^   jeder   rationellen  Grundlage  entbehren.     Anderer 
Meinung   ist   freilich   Wagtier  (Handbuch  des  Seerechts  pag.   137  coli, 
pag.   132  Bub  II).     Er  will   gerade  auch   in  einem  Falle  vorliegender 
Art   das  Recht  des   erkennenden  Richters   angewendet  wissen^   wie   er 
denn  überhaupt  von  allen  neueren  Schriftstellern    in   der   Anwendung 
der  lex  fori  am  weitesten  geht.     Er  stützt   sich   dabei   (a.  a.  O.    pag. 
129 — 131)  auf  die  Annahme  eines  allen  Seefahrt  treibenden  zivilisir- 
ten  Nationen  gemeinsamen  Seerechts,  von  dem  zuzugeben  ist,    dass  es 
noch  in  der  ersten  Hälfte  unseres   Jahrhundert«   nicht  blos   von    eng- 
lischen Gerichten  als  ..general  marüinie  law  a^  administered  in  England"*, 
sondern    auch  von   deutschen  Gerichten  (vgl.  z.  B.  Samml.  d.  Entsch. 
d.  O.A.G.  zu   Lübeck   in   bremischen    Zivilrechtssachen  IT,  pag.  9  und 
10,    ürth.    V.    30.  Januar    1849)    konstruirt    und    angewendet    wurde, 
lind    von    dem    Wagner    voraussetzt,    dass    es    in    den    neuzeitlichen 
nationalen  Kodifikationen  nicht  sowohl  eine  Verneinung,   als  vielmehr 
nur  eine  formelle  Fassung   gefunden   habe,    in   welcher  das,    was   sich 
andern  Kodifikationen     gegenüber   als   Rechtsverschiedenheit   darstellt, 
nichts  weiter  sei  als  der  Ausdruck  der  besonderen  Auffassung  des  ge- 
meinen Seerechts,  wie    sie    sich    in    dem    betreffenden    Lande    heraus- 
gebildet habe  und  die  eben  deshalb  von  den  Gerichten  dieses   Landes 
in   jedem    zu    ihrer    Entscheidung   verstellten    Falle    anzuwenden    sei. 
Indessen,  wenngleich   Wagner  mit  der  Behauptung  eines  noch  jetzt  zu 
konstruirendeu  gemeinen  Seerechts   aller  Nationen    nicht    allein    steht^ 
sondern    sich    in    dieser   Ansicht,   wenn    auch    nicht   in    ihrem    ganzen 
Umfange    mit    Lyon-Caen   begegnet,    der   die    zwischen   Schiffen    ver- 
scliiedener  Nationalität  auf  hoher  See  vorkommenden  Kollisionen  nach 
solchem  Rechte  beurtheilt  wissen  will  (vgl.  Journ.  du  droit  intern, priv, 
tome  9  [1882]  p.   600),  so  muss  doch,  wenigstens  in  der  Praxis  dem 
Ausspruche  Bar^s  (Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts, 
2.  Aufl.;  Bd.  2  pag.  211);  beigepflichtet  werden^  dass  von   einem  ge- 
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meinen  Seerechte  der  Nationen  im  Gebiete  des  Privatrechts  heutzutage 
keine  Bede  mehr  sein  kann.  Denn  der  Zweifel  {Wcbgner,  pag.  131)^ 
ob  die  nationalen  seerechtlichen  Kodifikationen  der  neuereu  Zeit  sich 
in  bewussten  Gegensatz  zu  jenen  mehr  oder  minder  unsicheren  Regeln 
haben  stellen  wollen,  welche  die  ältere  Zeit  als  gemeines  inter- 
nationale Recht  konstruirte^  erscheint  für  den  Richter  nicht  berechtigt. 
Unter  dieser  Voraussetzung  aber  gibt  auch  Wagtier  zu,  dass  die  aus 
der  Statutenkollision  entstehenden  Schwierigkeiten  nicht  auf  dem  von 
ihm  vorgeschlagenen  Wege  zu  lösen  sind. 

Darin,  dass  die  bisher  ergangenen  Entscheidungen  des  R.G.  einen 
Fall  der  hier  vorliegenden  Art  nicht  treffen  und  eine  Regel  darüber, 
nach  welchem  Rechte  hier  zu  urtheilen  sei.  nicht  geben,  hat  das  L.G. 
nicht  geirrt.  Das  Urtheü  im  Bd.  19  Nr.  2  (Entsch.d.R.G.  in  Zivils.), 
auf  das  die  Beklagten  sich  fiir  die  Anwendbarkeit  des  deutschen 
Rechts  berufen  zu  dürfen  meinen,  stützt  sich  weder  auf  einen  Grund- 
satz, dass  Schiffskollisionen,  die  in  einem  der  Territorialhoheit  eines 
ausländischen  Staates  unterstellten  Gebiete  sich  ereignet  haben,  nach 
dem  Rechte  des  Prozessorts  zu  beortheilen  seien  (deshalb  ist  es  un- 
richtig, wenn  Bar  a.  a.  0.  pag.  209  Note  51  a.  £.  bemerkt,  das 
ürtheil  „premire  die  lex  fori-*' ),  noch  auf  den  Grundsatz,  dass  solchen 
Falb  das  Recht  der  Flagge  des  beklagten  Schiffes  zu  entscheiden  habe. 
Das  R.G.  hat  es  ausdrücklich  abgelehnt,  den  damaligen  Fall,  wo  es 
sich  um  die  Haftung  eines  vor  den  deutschen  Gerichten  verklagten 
Rheders  eines  deutschen  Schiffes  handelte,  das  im  Hafen  von 
Oara<^  unter  Führung  eines  Zwangslootsen  ein  englisches  Schiff  be- 
schädigt hatte,  auf  Grund  dieses  oder  jenen  Prinzips  zur  Entscheidung 
zu  bringen  und  hat  vielmehr  die  Anwendbarkeit  der  lex  loci  adua  um 
deswillen  verneint  und  die  Anwendung  des  deutschen  Rechts  um  des- 
wiUen  für  geboten  erklärt,  weil  das  in  Art.  740  des  deutschen  H.G.B. 
vorli^ende  deutsche  Spezialgesetz  nach  richtiger  Erfassung  des  darin 
niedergelegten  gesetzgeberischen  Willens  so  zu  verstehen  sei,  dass  es 
dem  Rheder  eines  deutschen  Schiffes  gegenüber  von  deutschen 
Gerichten  stets  zur  Anwendung  gebracht  werden  wolle.  Einzig  auf 
diesen  den  deutschen  Richter  zwingenden  Befehl  seines  heimischen 
Gesetzes  stützt  sich  die  Entscheidung  und  bildet  kein  Präjudiz  für 
den  Fall,  wo  das  beklagte  Schiff,  wie  hier,  kein  deutsches  ist.  Und 
auf  ganz  derselben  Grundlage,  auf  der  Interpretation  der  in  den  Art 
736 — 741  des  deutschen  H.G.B.  zum  Ausdruck  gelangten  gesetz- 
geberischen Absicht  ruht  auch  die  Entscheidung  des  R.G.  in  Bd.  21 
Nr.  24,  in  welcher  eine  auf  der  Unterelbe  stattgehabte  Kollision 
zweier  englischen  Schiffe  nach  deutschem  Rechte  abgeurtheilt  ist.  Es 
ist  unrichtig,  zu  sagen  (Bar  a.  a.  0.),  dass  diese  Entscheidung  die 
lex  lod  actfM  betone;  denn  damit  erweckt  man  die  irrige  Vorstellung, 
das«  das  R.G.  sich  irgendwie  zu  Gunsten  des  Prinzips  ausgesprochen 
habe,  auf  welches  man  die  Anwendung  der  lex  loci  actus  zu  stützen 
pflegt.     Das  hat  das  Reichsgericht  mit  keinem  Worte  gethan.    Es  liat 
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nur  fttr  selbBtyeratftndlich  erklXrt,  dass  das  deutsche  ELO.B.  seine 
Über  die  Obligationen  aus  Schiffskollisionen  getroffenen  Bestimmungen 
auf  die  innerhalb  seines  eigenen  räumlichen  Geltungsgebietes  sich  er- 
eignenden Fälle  von  den  deutschen  Gerichten  angewendet  wissen 
wolle  und  hat  dann  untersucht,  ob  es  dem  Sinne  jener  Bestimmungen 
entsprechen  würde,  sie  ausnahmsweise  nicht  anzuwenden,  wenn  es  sich 
um  Schiffe  fremder  Flagge  handelt.  Nachdem  dies  unter  Hinweis  auf 
Unzuträglichkeiten,  die  nach  Meinung  des  R.G.  bei  Anwendung  des 
Rechts  der  Flagge  entstehen  müssen,  verneint  ist,  wird  an  der  Auf- 
üassung  festgehalten,  nach  welcher  das  deutsche  Gesetz  bei  allen  auf 
deutschem  Gebiete  vorkommenden  Kollisionen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Nationalität  der  Schiffe  angewendet  sein  wolle,  und  es  wird  unter 
ausdrücklichem  Hinweis  auf  die  in  Bd.  19  Nr.  2  ergangene  Ent- 
scheidung hervorgehoben,  dass  also  hier  wie  dort  der  den  deutschen 
Richter  zwingende  Befehl  des  deutschen  Gresetzes  den  Gh*und  fttr  die 
Anwendung  des  deutschen  Rechts  bilde.  An  der  in  diesen  beiden 
Entscheidungen  des  höchsten  Gerichts  den  Bestimmongen  des  H.G.B. 
zuerkannten  Bedeutung  wird  die  deutsche  Rechtsprechung  festzuhalten 
haben.  Für  die  übrig  bleibenden  Fälle  aber,  wo  ein  vor  dem 
deutschen  Richter  beklagtes  Schiff  von  fremder  Nationalität  Kolli- 
sion mit  einem  gleichfalls  unter  fremder  Flagge  fahrenden  Schiffe 
in  einem  nichtdeutschen  Grewässer,  sei  es  auf  hoher  See^  sei  es  im 
Gebiete  eines  fremden  Staates  gehabt  hat,  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
die  Bestimmungen  des  H.G.B.  zwingenden  Karakters  wären.  Es  fehlt, 
wenn  man  nicht  etwa  eine  Rücksicht  auf  die  Bequemlichkeit  des 
Richters  als  legislatorisches  Motiv  unterstellen  will,  in  solchen  FäOen 
an  einem  inländischen  Interesse,  von  dem  vorausgesetzt  werden  dürfte, 
dass  der  Gesetzgeber  es  durch  Anwendung  des  deutschen  Rechts  habe 
gewahrt  wissen  wollen. 

Die  Frage  nach  dem  in  solchen  Fällen  anzuwendenden  Rechte 
lässt  sich  also  nicht  anders  als  auf  dem  Boden  allgemeiner  wissen- 
schaftlicher Grundsätze  lösen;  nach  Regeln  also,  wie  sie  dem  so- 
genannten internationalen  Privatrechte  zur  Grundlage  dienen.  Auf 
kaum  einem  anderen  Rechtsgebiete  aber  dürfte  zur  Zeit  die  Unt^- 
Scheidung,  was  man  als  den  nach  Meinung  einzelner  oder  vieler  erst 
zu  erstrebenden  und  was  man  als  den  herrschenden  Rechtszustand  an- 
zusehen hat,  so  unsicher  sein  wie  eben  hier.  Es  ist  nicht  zu  be- 
streiten, dass  gerade  au  den  Stellen,  wo  man  im  letzten  Jahrzent  die 
über  internationale  Rechtsfragen  bestehenden  Meinungsverschiedenheiten 
einer  befriedigenden  Lösung  näher  zu  bringen,  vorzugsweise  bemüht 
und  berufen  gewesen  ist,  die  Anwendung  der  lex  loci  aeUts  auf  Fälle 
der  vorliegenden  Art  sich  der  lebhaftesten  Fürsprache  zu  erfreuen  gehabt 
hat,  andererseits  doch  aber  auch  auf  das  lebhafteste  bekämpft  worden  ist. 
Der  von  der  belgischen  Regierung  im  Jahre  1885  nach  Antwerpen  be- 
rufene Kongress  zur  Ausarbeitung  von  Vorschlägen  ftlr  eine  internationale 
Regelung  des  Handelsrechts  hat  allerdings  folgende  Resolution  gefasst: 
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„Uabcrda^  dans  les  poris,  fl&uvea  et  autres  eaux  mUrieures  est 
rSgU  par  ia  loi  du  lieu  ou  il  se  produit/* 

(7gl.  Actes  du  cangris  interrmtioncd  de  droit  commercial  d'Anvers  publiis 
par  les  soins  du  secretariai  pag.  145.)  Nach  Bar  (a.  a.  0.  209)  hat  das 
Institut  de  droit  international  Bich  im  Jahre  1888  in  gleichem  Sinne  schlüssig 
gemacht.  Der  im  selben  Jahre  (1888)  in  Brüssel  wieder  zusammen- 
getretene internationale  Kongress  für  Handelsrecht  aber  hat,  nachdem 
der  Antwerpener  Beschluss  schon  in  der  vorbereiteten  Kommission 
mit  nnr  5  gegen  5  Stimmen  aufrecht  erhalten  war  und  in  derPlenar- 
ritznng  vom  3.  Oktober  nur  eine  Majorität  von  21  gegen  15  Stimmen 
gefunden  hatte,  in  der  Sitzung  vom  4.  Oktober  auf  Vorschlag  seines 
PrSsidenten  einstimmig  beschlossen,  dies  MajoritStsvotum  in  Ansehung 
des  durch  die  Debatte  zutage  getretenen  tiefen  Gegensatzes  der  Rechts- 
Überzeugungen  nicht  unter  die  Resolutionen  au&unehmen,  die  der 
belgischen  Regierung  als  Basis  für  eine  internationale  Vereinbarung 
vom  Kongresse  zu  unterbreiten  waren  (vgl.  Actes  du  cangris  etc.  de 
Bruxelles  i^a^.  Ibh  —  lbS,  168  —  176,  281—284).  Demnach  kann  man 
nicht  sagen,  dass  die  Frage  in  den  zu  ihrer  Erörterung  berufenen  inter- 
nationalen Versammlungen  bereits  geklärt  und  zu  einer  abschliessenden 
Lösung  geführt  worden  sei.  ITeberdies  haben  die  Beschlüsse  sowohl 
des  Institut  de  droit  intemationalj  wie  diejenigen  des  internationalen 
Kongresses  fibr  Handelsrecht  ihre  Bedeutung  nur  de  lege  ferenda.  Es 
liegt  ihnen  fem,  das  aktuelle  Recht  fixiren  zu  wollen. 

„Les  resolutions  ne  disent  pas  le  droit  d'aujourd'hui,  elles  pro- 
posent  les  bases  conventioneües  du  droit  de  demain/^  (Jakobsi  droit 
maritime  beige;   tome  II  pag.  591.) 

Der  Richter  aber  hat  nach  dem  heutigen  Recht  zu  fragen^  und  er 
erhält  nach  Obigem  eine  nicht  zutreffende  Antwort,  wenn  Bar  (a.a.O. 
S.  209)  es  für  |,die  unzweifelhaft  gegenwärtig  herrschende  Aioisicht" 
erklärt,  daas  in  Fällen  vorliegender  Art  lediglich  das  Gesetz  dea  Orts 
der  Beschädigung  anzuwenden  sei.  Es  steht  auch  mit  dieser  Erklärung 
nicht  im  Einklänge,  was  sich  kurz  zuvor  bei  Bar  selber  (S.  207/208) 
imter  Angabe  der  hier  in  Bezug  zu  nehmenden  Litteratumachweise 
konstatirt  findet,  nämlich:  dass  die  gegenwärtig  überwiegende  Meinung 
sich  selbst  bei  Deliktsansprüchen  fUr  die  Haftung  des  Rheders 
lediglich  nach  dem  heimathlichen  Gesetze  des  Rheders 
ausspreche. 

Niemand  bezweifelt,  dass  es  sich  bei  Schadensersatzansprttchen, 
die  sich  auf  einen  Zusammenstoss  von  Schiffen  gründen,  um  ohligaHones 
ex  deüäo  oder  quasi  ex  Miete  handelt.  Die  These,  dass  solche  Ob- 
ligadonen  ihrer  Natur  nach  die  Anwendung  der  lex  loci  actus  erfordern, 
ist  keineswegs  unbestritten.  Gerade  in  Deutschland  hat  es  unter  den 
hervorragendsten  Rechtslehrem  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  an 
Oegnem  dieser  Lehre  gefehlt  (vgl.  Savigny,  Syst.  des  heut.  röm.  R. 
Bd.  B  S.  275  ff.  —    Wächter  im  Arch.  f.  Ziv.Pr.   Bd.  24   S.  287  ff. 
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Bd.  26  8.   1  —  9.  —   Windseheid.,  Lehrb.   d.    Pand.R.,    7.  Aufl.    §  35 
sub  3,  Note  6). 

Aber  wttre  der  Satz  auch  ein  unbedingt   richtiger,    so  vrürde  am;     j 
ihm  immer  nur  gefolgert  werden   können,    dass    die    Ersatzpflicht  des     l 
Delinquenten,  also  im  Falle   einer   SchiffskoUision   die  Verantwortlich- 
keit des  schuldigen  Schifiers,  nach  dem  Rechte  des  Thatorts  beurtheilt     !i 
werden    mtisste.      Für    die    Haftung    des    Rheders,    der    am    Thatorte 
nichts  verschuldet  hat  und  in  Bezug  auf  den  also  von  einem  Thatorte 
gar  nicht  geredet  werden  kann,  folgt  aus  jenem  Prinzip  nichts.  Diese 
Unterscheidung  wird  vielfach  nicht   beachtet.     Man    begnügt    sich  mit 
einer  Argumentation,  wie  sie  sich  bei  Asser-Rivier   (EUniefUs  de  droii 
international  priv6 'p&g.  17)  findet: 

y,la  cause  de  V Obligation  n'est  pas  la  loi  sevle;  il  faul  un  faü 
commissif  an  omissif,  un  dtat  ou  une  sitiuUion  (mxquels  la  loi 
reconnait  cet  effet  de  donner  naissance  d  Vohligaiion  ei  ü  n'est  pas 
question  id  d'une  volonte  qui  doive  etre  respectee,  ni  d'une  inteniioti 
pr6su7n4e,  Uobligation  est  vmposee.  On  ne  conce/vraxt  guere  Vapplir 
cation  d^une  loi  autre  qtte  la  lex  hci^^  l 

und  übersieht  dabei  (^Ässer-Rivier  a.  a.  0.  pag.  200),  dass  in  FKllen  | 
einer  Schiffskollision  die  verpflichtende  Handlung  oder  Unterlassung 
nur  in  der  Person  des  Schiffers  nicht  in  der  des  Rheders  gegeben 
ist.  Wenn  man  {Bar  a.  a.  0.  S.  210)  darauf  verweist,  dass  ohne 
eine  Haftung  des  Rheders  die  Schadensersatzpflicht  des  Schiffers  regel- 
mässig keinen  praktischen  Erfolg  haben,  ja  völlig  illusorisch  sein 
würde,  so  argumentirt  man  nicht  mehr  aus  der  in  die  Deliktsnatnr 
der  Obligation  und  ihre  angebliche  örtliche  Gebundenheit  verlegten 
Prämisse,  sondern  aus  einer  davon  unabhängigen  Zweckmässigkeits- 
rücksicht.  Dieser  unvermittelte  Sprung  in  der  Beweisftihrung  ist  nicht 
wegzuleugnen.  Es  gibt  keinen  Rechtssatz,  dass  der  Rheder  für  Alles, 
was  der  Schiffer,  geschweige  gar  für  Alles,  was  ein  dem  Schiffer  von 
fremden  Behörden  aufgezwungener  Lootse  thut,  ohne  Weiteres  ver- 
antwortlich sei.  Ebensowenig  gibt  es  einen  Rechtssatz,  dass  der  Rheder 
für  alle  Kollisionen,  die  jemand  an  Bord  seines  Schiffes  verschuldet, 
zu  haften  und  für  den  Schaden  immer  so  aufzukommen  habe,  wie  der 
Schuldige  selber.  Das  Prinzip  einer  Verantwortlichkeit  des  Rheders 
für  Beschädigungen,  die  sein  Schiff  anderen  Schiffen  zufügt,  ist  viel- 
mehr in  Ansehung  der  Voraussetzungen  wie  des  Umfieuigs  dieser  Ver- 
antwortlichkeit bei  den  verschiedenen  Nationen  so  grundverschieden 
gestaltet,  dass  im  gegebenen  Falle  für  die  Frage,  ob  und  wie  der 
Rheder  für  einen  Kollisionsschaden  haften  müsse,  mit  dem  Satze,  der 
schuldige  Schiffer  oder  Lootse  haftet  nach  Massgabe  der  Gesetze  des 
Kollisionsorts,  gar  nichts  gewonnen  wird.  Selbstverständlich  kann. 
wo  es  sich  nicht  um  vertragsmässige  Ansprüche,  sondern  um  ein 
Delikt  oder  Quasidelikt  handelt,  nicht  von  einer  den  Rheder  ver- 
pflichtenden Vertretungsbefogniss  des  Schiffers  oder  Lootsen  die  Rede 
sein.     Damit  werden  ohne  Weiteres    die   Konsequenzen    hinfUlig«  dio 
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ndi  auf  den  vom  L.O.  in  Bezug  genommenen,   an  sich  schon  httchst 
bedenklichen  Konstmktionsversuch  von  Kuhns  (in  Ooldsehmidfa  Zeit- 
schrift   f.  d.  gesammte  Hdlsr.  Bd.  12  S.  425  ff.)  stützen  sollen,   dass 
der    Zwangslootse   g^esetzlicher  Substitut   des    Schiffi9fÜhrers    sei.     Aus 
dem  Umstände  femer,    dass    die    f^    einen    Hafenplatz    von   den    zu- 
Btitndigen   Behörden    erlassenen    gesetzlichen    oder    polizeilichen   Vor- 
schriften auch  von  jedem  fremden  Schiffe  befolgt  werden  müssen,  kann 
nichts  weiter  gefolgert  werden,  ab  dass  gegebenen  Falles  ein  Verstoss 
gegen  diese  Vorschriften  dem  Schiffer  zum  Verschulden  gereichen  wird, 
nicht  dass  der  Rheder,  wenn  bei  solcher  Gelegenheit  ein  anderes  Schiff 
Beschädigungen  erlitt,  dem  Beschädigten  haften    und    zwar    so    haften 
moBs,  wie  das  Becht  jenes  Orts   es   vorschreibt.     Man    darf  die  hier 
zur  Erörterung    stehende  Frage   nicht   durch   den   Hinweis  verwirren, 
dass  der  Richter  am  Kollisionsorte,    wenn    er   angerufen   wäre,   muth- 
masslich    nach  keinem   anderen    als   dem  dort  geltenden  Bechte   Über 
die  Ebiftung  des  Bheders  entschieden  haben  würde.     Denn  wie  gerade 
die    beiden    schon   erwähnten  Erkenntnisse   des   B.6.    zeigen,    beweist 
das  einerseits  noch  keine  prinzipmässige  Anerkennung  des  Grundsatzes, 
dass  die  Haftung  des  Bheders    sich   nach   der    lex  loci   actus   richten 
müsse;,  sondern  gestattet  die  näher  liegende  Annahme,  dass  das  örtliche 
Gresetz  kraft  eigenen  Willens   beansprucht,    für   die    in    seinem  räum- 
lichen Geltungsgebiete  zur  Entstehung  gelangten   und  vor  seinen   Ge- 
richten   zur    Entscheidung    gebrachten   Bechtskonflikte   unterschiedslos 
angewendet  zu  werden  imd  andererseits   schliesst  das  nicht  aus,  dass 
dasselbe    Gesetz    —    wie    eben   das    deutsche    H.G.B.   es  thut,  —  in 
Fällen,  die  sich  ausserhalb  seines  räumlichen  Geltungsgebietes  ereignen, 
wieder  anderen  Prinzipien  folgt.     Dass   es   aber  völlig  irrig  und  nur 
eine  Verkennung,  nicht  eine  Beantwortung  der  Frage  nach  dem   an- 
zuwendenden Bechte  sein  würde,  wenn  man   um   deswillen,  weil  etwa 
durch  Anrufen    des   Gerichts   am   Kollisionsort    ein    den  Bheder   ver- 
pflichtender Bichterspruch  zu  erlangen   gewesen  wäre,   von  einem   er- 
worbenen Bechte  reden  und  das  in  einem  dritten  fremden  Staate  an- 
gerafene  Gericht  auf  den  Satz  verweisen  wollte,  dass  jv/ra  quaesüa  zu 
schützen    seien,    ist  in  der  schon    zitirten    Wäehier^a^ea  Abhandlung 
(Arch.   £  ziv.  Pr.  Bd.   25,    S.    1 — 9)    schlagend    auseinandergesetzt. 
Das  angerufene  Gericht    soll    eben    erst   darüber   entscheiden,    ob   der 
Kläger   durch    die    stattgehabte   Kollision  einen  Anspruch   gegen    den 
Bheder  des  beschuldigten  Schiffes  erworben  habe?     Dafür,   dass  dies 
nach  dem  Bechte  des  Kollisionsorts   geschehen    müsse,    ist    ein    über- 
zeugender Grund  nicht  zu  finden. 

Es  ist  nun  unbestreitbar  und  wird  auch,  soweit  man  nicht  durch 
eine  gewaltsam  vorgeschobene  unerweisliche  Prämisse  den  Blick  ge- 
&ngen  nimmt,  von  keinem  Bechtsverständigen  verkannt,  dass  eine 
Hsfbmg  des  Bheders  für  aquilisches  Verschulden  dritter  Personen  sich 
nur  dann  und  nur  in  dem  Umfange  behaupten  lässt,  wenn  und  in- 
soweit  sie   durch  eine    besondere  Bechtsvorschrift    statuirt   wird.     Es 

Z«(taehrift  f.  iatefu.  IVivat-  n.  Htrafreoht  Ate.,  Band  111.  J2 
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handelt  sich  im  eminenten  Sinne  des  Wortes  nm  eine  Obligation  ex  kqe. 
Welches  Gesetz  hat  hier  zu  reden?  Bezweifelt  kann  nicht  werden^ 
dass  der  Rheder  den  Bestimmungen,  die  in  dieser  Hinsicht  im 
Heimathshafen  des  Schiffes  gelten,  unter  allen  Umständen  tmterworfen 
ist.  Daraus  folgt  allerdings  nicht,  dass  fremde  Staaten  genöthigt 
wSren,  jene  Bestimmungen  auch  ihrerseits  gelten  zu  lassen  und  sie 
gegebenen  Falls  bedingungslos  anzuwenden.  Jeder  andere  Staat  kann 
seine  Grerichte  anweisen,  die  Haftung  des  ausländischen  Rheders 
schlechthin  oder  in  bestimmten  FlQlen  nach  ganz  anderen  Gfrundsätzen 
zu  beurtheilen.  Soweit  ein  Staat  aber  hievon  keinen  Grebrauch  macht 
und  keinerlei  Interesse  hat^  dies  zu  thun,  erscheint  es  nur  naturgemäss, 
wenn  seine  Richter  auf  den  Rheder  das  Recht  anwenden,  zu  dem 
dieser  sich,  wohin  immer  sein  Schiff  gelangen  mag,  durch  die  Flagge 
bekennt  und  bekennen  muss.  Bei  Anwendung  des  Rechts,  das  im 
Heimathshafen  seines  Schiffes  gegen  ihn  anzuwenden  sein  würde,  kann 
dem  Rheder  kein  Unrecht  geschehen,  und  für  die  klagende  Partei  ist 
es  keine  Unbilligkeit,  wenn  sie  ausserhalb  des  Heimathshafens  des 
von  ihr  beschuldigten  Schiffes  nicht  besser  und  nicht  schlechter  ge- 
stellt wird,  als  sie  dort  gestellt  gewesen  wäre. 

Dass  es  im  Allgemeinen  das  rationellste  Prinzip  ist,  über  die 
Verantwortlichkeit  des  Rheders  für  kontraktliches,  wie  für  ausser- 
kontraktliches  Verhalten  des  Schiffers  da,  wo  sich  die  Anwendung 
eines  bestimmten  anderen  Rechts  nicht  als  geboten  erweisen  lässt,  nach 
dem  Rechte  der  Flagge  zu  entscheiden,  das  in  dem  beständigen 
Wechsel  der  Rechtsgebiete,  die  das  Seeschiff  auf  seinen  Reisen  be- 
rührt, unverändert,  wie  der  ruhende  Pol  beharrt,  darf  unbedenklich 
als  eine  in  der  Literatur  des  internationalen  Privatrechts  weit  ver- 
breitete Ueberzeugung  bezeichnet  werden  (vgl.  die  schon  in  Bezug 
genommenen  Nachweise  bei  Bear  S.  207/208).  Bar  selber  (S.  211) 
tritt  für  die  Richtigkeit  dieses  Prinzips  da  ein,  wo  es  sich  um 
Kollisionen  auf  offenem  Meere  handelt.  Dass  er  bei  Kollisionen  im 
Gebiete  eines  fremden  Staates  die  Anwendung  der  Ux  loci  actus  für 
geboten  erachtet,  beruht  auf  den  bereits  gewürdigten  nicht  tiber- 
zeugenden Gründen.  Die  Kongresse  von  Antwerpen  und  Brüssel  haben 
das  Prinzip  in  so  weitem  Umfange  als  Basis  für  die  erstrebte  inter- 
nationale Regelung  anerkannt,  dass  man  um*  noch  für  zwei  Fälle  seine 
Anwendung  zu  empfehlen  unterlassen  hat:  für  den  hier  nicht  interessiren- 
den  Fall  der  Regelung  einer  Havarie  und  für  den  vom  Brüsseler  Kongresse 
in  Ansehung  der  bedeutenden  Opposition,  die  sich  gegen  die  hier 
von  der  Majorität  empfohlene  Anwendung  der  lex  loci  actus  gezeigt 
hatte,  absichtlich  noch  offen  gelassenen  Fall  der  Kollision  in  Ge- 
wässern, die  der  Gebietshoheit  eines  bestimmten  Staates  unterstehen, 
so  dass  Charles  Constant  in  der  Eevue  de  droit  commercial  vom  No- 
vember 1888  (pag.  331)  unter  Hinweis  auf  nur  diese  beiden  dem 
Prinzip  noch  nicht  unterworfenen  Fälle  vom  Brüsseler  Kongresse 
sagen  konnte: 
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„Tbu8  les  travaux  du  Congres  sur  ee  point  se  r^sument  d'tm 
mot:  adopiion  de  !a  loi  du  paviUon  powr  regier  les  conflits  de  lai 
en  moHire  de  droit  maritime  privS/' 

Das  Prinzip  entspricht  völlig  dem,  was  Windscheid  (Fand.  7.  Aufl. 
§  35  snb  3)  über  die  ränmliche  Herrschaft  der  Gesetze  lehrt  (vgl. 
auch  MühJenbruch,  Fand.  2.  Aafl.  Bd.  1  Kap.  4  §  78  sub  IV; 
S.  152)  und  ist  grundsätzlich  anerkannt  und  zur  Anwendung  ge- 
bracht in  der  Entscheidung  des  R.O.H.O.  vom  21.  September  1878 
(Entsch.  d.  R.O.H.6.  Bd.  24  Nr.  26).  An  dieser  höchstinstanzlichen 
Rechtsprechung  ist  festzuhalten,  soweit  sie  nicht  durch  die  vom  H.6.B. 
ihr  gezogenen^  in  den  beiden  schon  wiederholt  erwähnten  Erkenntnissen 
des  R.O.  festgestellten  Orenzen  beschränkt  wird. 

Demgemäss  war    im  vorliegenden  Falle  nicht  russisches,  sondern 

englisches  Recht  anzuwenden.     Das  englische  G^etz  bestimmt  in  der 

Merchant  Shvpping  Act.  1854,  17  and  18   Viet  c.  104,  seä.  888: 

,^0  owner  or  mcufter  of  any  ship  shaU  be  answerable  to   any 

person  whatever  for  cmy  loss  or  damage  occasioned  by  tfie  fautt  or 

inoapacity   of  any    qtuüified    pHot   acting   in  Charge   of  su^   ship, 

ivithin  any  district  where  the  employinent  of  such  pilot  is  compulsory 

by  kno/' 

Dass  dieses  Gesetz  unverändert  in  Greltung  ist  und  dass  seine 
Auslegung  und  Anwendung  in  der  englischen  Rechtsprechung  keinen 
Zweifel  darüber  lässt,  dass  in  einem  Falle  der  vorliegenden  Art  den 
Rheder  keine  Haftung  trifft,  bezeugen  die  englischen  Schriftsteller: 
Lowndes,  admiraUy  law  of  coüisions  cU  sea  [1867]  pag.  102,  107.  — 
Boydy  merchant  shippir^  laws  [1876]  pag.  345.  —  Madachlan,  treatise 
on  the  law  of  merchant  shipping.  3  edit.  [1880]  pag.  279.  —  Abbott, 
law  rdatvce  io  merchant  ship  and  seamen;  12  edit,  [1881]  pag.  721 
mi  159.  —  Boscoe,  Jurisdiction  and  practiee  of  the  AdmiraUy  Division 
äe.;  2  edit.  [1882]  pag.  826  and  49.  —  Pritchard,  admiraUy  and 
maHtime  law-,  3  edit.  [1887]  vol.  U  p.  VH,  1457,  1465,  1474 
(pag.  1850/51).  —  Marsden,  Law  of  coüisions  at  sea,  3  edit.  [1891] 
pag.  227,  229. 

Die  Klage  war  also  abzuweisen.^ 

Das  Reichsgericht,  Zivilsenat  I,  hat  am  9.  Juli  1892  die 
vorstehende  Entscheidung  gebilligt,  wenn  auch  aus  ganz  abweichenden 
Gründen  (Akt.  I.  114/1892). 

Gründe:  Das  Berufungsurtheil  nimmt  an,  der  Hafenlootse  Klip- 
per, aus  dessen  Verschulden  die  zur  ELlage  gestellte  Schiffskollision 
entstanden  sei,  sei  Zwangslootse  gewesen.  Wenn  nun  auch  nach 
russischem  Recht  der  Rheder  für  den  durch  Verschulden  des  Zwangs- 
lootsen  entstandenen  Schaden  hafte,  so  sei  für  diese  Frage  nicht  das 
russische  Recht,  sondern  das  englische  Recht  als  das  des  Heimaths- 
bafens  des  Dampfers  Glenmavis  massgebend.  Diese  letztere  Annahme 
erschaut  aber  dem  Reichsgericht  in  hohem  Masse  bedenklich. 

In  dem  ürtheil  I  96/88  vom  80.  Mai  1888  (Entscheidungen  des 

12* 
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BeichegericlitB  in   Zivilsachen  Bd.  21  Nr.  24)    entschied   das  Beichs- 
gericht   über    eine  SchiffskoUision;    welche    zwischen   zwei    englischen 
Schi£fen  in  einem  deutschen  Binnengewässer  stattgefunden  hatte.     Das 
Beiohsgericht  hat  dort  angenommen^    dass  über   den  von   dem  Kläger 
erhobenen  Anspruch   nicht    englisches,    sondern   deutsches  Recht    ent- 
scheide.     Es  wurde  vorausgeschickt;    dass  der  Richter  in  erster  Linie 
das  Recht  seines  eigenen  Landes  anzuwenden  habe  und  nur  insoweit^ 
als    es  dies   gestattet    oder    gebietet ,    auch  ausländisches  Recht.     Es 
wurde  sodann  aber  ausgeführt ,    dass   die   in  den  Artikeln  736 — 741 
des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  getroffenen  Bestimmungen  selbstver- 
ständlich zunächst  gerade  auf  die  innerhalb  des  räumlichen  Geltungs- 
gebietes des  Handelsgesetzbuchs    erfolgten  Schiffskollisionen  anzuwen- 
den seien.  Bei  einer  unter  deutscher  Territorialhoheit  erfolgten  KoUisiou 
könne  das  Gesetz  angesichts  der  sich  bei  der  gegentheiligen  Annahme 
ergebenden,    im    Urtheile    berührten.    Unzuträglichkeiten   nur    gewollt 
haben,  dass  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Nationalität  der  Schiffe   stets 
nach  den  Grundsätzen  entschieden  werde,    welche  das  deutsche  Recht 
über  die  zivilrechtlichen  Folgen  des  Zusammenstosses  von  Schiffen  für 
deren  Rheder  und  Ladungsinteressenten  au%estellt  hat.      Hieven   sei 
auch  eine  Ausnahme  nicht  zu  machen,    wenn  beide  an  einem  Zosam- 
menstoss  auf  deutschem  Gebiet  betheiligte  Schiffe  einer  und  derselben 
fremden  Nationalität  angehören.     Denn  nach  dem  Zwecke  und  Sinne 
des  deutschen  Handelsgesetzbuchs   müsse   die  Anwendung  des  auslän- 
dischen Rechts  auch  in  diesem  Falle  für  ausgeschlossen  erachtet  wer- 
den.   Dieser  Auffassung  des  Gesetzes,  nach  welcher  dasselbe  bei  allen 
auf   deutschen    Gewässern    vorkommenden  Kollisionen   ohne  Rücksicht 
auf  die  Nationalität  der  Schiffe  angewendet  sein  will,  stehe  auch  nicht 
entgegen,  dass  es  sich  hier  um  sogenannte  obligationes  ex  lege  handele: 
denn  es  sei  jedenfalls  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Landesrecht  den 
Grundsatz    für   gewisse  Verhältnisse  nicht  anerkenne,    dass    für    eine 
solche  Obligation  das  Recht  des  Wohnsitzes  als  massgebend  anzusehen 
sei;    auch  widerspreche  dem  nicht    die    im    modernen    internationalen 
Verkehr    prinzipiell  geltende  Rechtsgleichheit    zwischen  Einheimisch^i 
und  Fremden,    da   die  letzteren,    wenn   sie   in   einem  anderen  Staate 
freiwillig  Recht  nehmen  oder  zu  nehmen  gezwungen  seien,  sich  nicht 
darüber  beschweren  können,  dass  sie  nach  denselben  Grundsätzen  be* 
urtheilt  werden,  wie  die  Angehörigen  dieses  Staates. 

Mit  derselben  Begründung  würde  der  russische  Richter,  wenn 
er  seiner  Zeit  von  dem  Zedenten  des  Klägers  angegangen  wäre,  sein 
Recht  gegen  die  Rhederei  des  Glenmavis  angewendet  haben.  Er  würde, 
da  nach  dem  Recht  von  Riga  die  Haftung  des  Rheders  nicht  dadurch 
ausgeschlossen  ist,  dass  das  Schiff  unter  der  Leitung  eines  Zwangs- 
lootsen  stand  ^)    (vgl.  die  betreffenden  Urtheile  in  den  zivilrechtlichen 

2)  Vgl.  Über  die  Haftung  fflr  einen  Zwangslootsen  nach  den  verschie- 
denen Rechten  den  Aufsatz  von  Laurin  in  der  Eevue  intemationaU  du 
droit  maritime  I.  p.  548  ff.  (Anm.  des  Einsenders.) 
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Entscheidmigen  der  Riga'schen  Stadtgerichte^  herausgegeben  von  Zwing- 
mann  Bd.  6  Nr.  1227  und  1230),  bei  angenommenem  Verschulden 
dieses  Zwangslootsen  den  Rheder  des  Olenmavis  verurtheilt  haben. 
Das  Reichsgericht  hat  auch  in  einem  anderen  Falle  —  I,  204/86  vom 
12.  Juli  1886  (Entscheidungen  Bd.  19  S.  13),  —  in  welchem  die 
Kollision  eines  deutschen  und  englischen  Schiffes  im  Hafen  von  Cu- 
racao  vorgekommen  war^),  angedeutet,  dass  möglicherweise  die  Ge- 
richte in  Curacao,  wenn  diese  den  Fall  zu  entscheiden  gehabt  hätten^ 
berechtigt  oder  verpflichtet  gewesen  sein  würden,  in  der  hier  in  Rede 
stehenden  Beziehung  ihr  einheimisches  Recht  in  Anwendung  zu  bringen, 
nach  welchem  das  deutsche  Schiff,  obwohl  es  unter  der  Leitung  eines 
Zwangslootsen  stand,  fUr  haftbar  erklärt  sein  würde. 

Wenn  nun  hiebei  auch  zunllchst  davon  ausgegangen  ist,  dass  der 
Prozessrichter  das  Gesetz  des  eigenen  Staates  anzuwenden  habe^ 
wo  ein  Grrund  ftkr  die  Anwendung  des  ausländischen  Rechts  nicht  vor- 
liege, oder  diese  Anwendung  durch  das  heimische  Recht  verboten  ist, 
so  ist  es  doch,  auch  wenn  man  von  der  Stellung  des  Prozessrichters 
absieht,  nicht  minder  richtig,  dass  das  Gesetz,  welches  Üoer  die  An- 
sprüche aus  Schiffskollisionen,  welche  in  seinem  Gebiete  vorfallen, 
je  nach  dem  Thatbestande  einen  Anspruch  gewährt  oder  versagt,  dem 
Beschädigten  einen  Anspruch  geben  oder  versagen  will.  Und  da  sich  die 
Handlung,  aus  welcher  der  Anspruch  erwächst  oder  nicht  erwächst, 
unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  vollzieht,  in  dessen  Geltungsbezirk 
sie  begangen  wird,  so  lässt  sich  auch  vom  allgemeinen  Standpunkt 
kaum  etwas  dagegen  einwenden,  dass  der  Handelnde,  er  mag  dem 
Staate  angehören,  wo  die  Handlung  begangen  wird  oder  nicht,  durch 
das  Gesetz  des  Staates,  unter  dessen  Herrschaft  er  handelt,  schlecht- 
hin verpflichtet  wird,  so  dass  der  nun  einmal  gegen  ihn  erwachsene 
Anspruch  auch  anderwärts  gegen  ihn  verfolgt  werden  kann,  wenn  die 
Gesetze  des  Ortes,  wo  der  Anspruch  verfolgt  wird,  nicht  diesen  An- 
spruch ausschliessen. 

Dass  in  diesem  Falle  von  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  das  De- 
likt begangen  ist,  bei  dem  Anspruch  auf  Schadensersatz  nicht  abge- 
sehen werden  darf,  ist  denn  auch  die  überwiegende  Ansicht  der  Schrift- 
steller und  Gerichtshöfe  auf  dem  Kontinent  (vgl.  die  Nachweisungen 
bei  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts, 
2.  Aufl.,  Bd.  2  S.  119  Anm.  7^) 

Nim  macht  zwar  das  Berufangsurtheil  geltend,    dass    es    sich  im 


8)  Es  iit  dies  die  8ache  der  Schiffe  „Mediator"  und  ,Tburingia\  Die- 
ser ZusammenstoBs  ist  auch  zur  Kognition  der  französischen  Gerichte 
gelangt,  indem  die  Versicherer  der  Ladung  des  ersteren  Schiffes  die  Rhe- 
derei  des  zweiten  in  Paris  belangten.  Das  TVibunäl  de  commerce  de  la 
Seine  bat  in  seinem  Urtheil  vom  26.  März  1887  ohne  Weiteres  erklärt,  dass 
die  Einrede  des  Zwangslootsen  nicht  durchschlage  {Bevue  intemtUionalt 
du  droit  mariHme  Ul  p.  36).  Vgl.  hiezu  de  Courey  eod.  p.  127  ff. 

(Anm.  des  Einsenden.) 
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vorliegenden  Falle  nicht  xan  den  Anspruch  gegen  den  Urheber  des 
Zosammenstosses  handele;  welcher  in  Bassland  gehandelt  hat,  sondern 
um  den  Anspruch  gegen  den  in  England  domizilirten  Rheder  ans 
einer  Handlung  des  Zwangslootsen,  welcher  das  Schiff  des  Bheders 
leitete;  während  sich  dieses  Schiff  im  russischen  Binnengewässer  be- 
fand. 

Allein  ürtheile  des  Beichsgerichts  und  des  Beichsoberhandels- 
gerichts  haben  in  analogen  Fällen  doch  auch  nach  dieser  Richtung 
das  Becht  des  Thatortes  für  die  gesetzliche  Haftung  des  auswär- 
tigen Prinzipals  in  Anwendung  gebracht. 

In  einem  Urtheil  des  Beichsoberhandelsgerichts  vom  19.  Januar 
1878  (Entscheidungen  Bd.  23  Nr.  60)  wurde  ein  in  seinem  unter 
der  Herrschaft  des  gemeinen  Bechts  stehenden  Wohnsitz  belangter 
Arbeitgeber  aus  dem  Grundsatz  des  Artikels  1384  Code  civil  für  haft- 
bar erklärt  aus  einem  Verschulden  des  Schachtmeisters,  welcher  im 
Auftrage  des  Beklagten  die  Arbeiter  bei  einem  vom  Beklagten  über- 
nommenen und  im  Bechtsgebiet  des  Code  civü  ausgeführten  Eisen- 
bahnbau beaufsichtigte. 

Das  Beichsgericht  urtheilte:  die  im  Interesse  der  öffentlichen 
Wohl&hrt  und  Sicherheit  und  zum  Schutze  des  Verkehrs  gegebene 
Vorschrift;  der  mit  dem  Code  übereinstimmende  badische  Landrechts- 
satz 1384  habe  die  Tendenz,  alle  innerhalb  des  Landes  begangenen 
Delikte  zu  treffen;  wenn  auch  die  danach  haftbar  zu  machenden  Per- 
sonen ausserhalb  Landes  wohnen.  Da  die  wissentlich  falsche  Em- 
pfehlung der  Londoner  Firma  unter  der  Firma  der  in  Hanau  domi- 
zilirten offenen  Handelsgesellschaft  von  deren  einem  Theil- 
haber  damit  in  Pforzheim  erklärt  wurde,  dass  die  betreffenden 
Empfehlungsbriefe  an  die  in  Pforzheim  wohnenden  Kläger  versandt 
sind;  so  sei  auch  das  badische  Landrecht  bezüglich  der  Haftung  der 
offenen  Handelsgesellschaft  aus  ihrem  Quasidelikt  anzuwenden 
(n.  127/87  vom  23.  September  1887).  —  Die  diesen  Entscheidungen 
zu  Orunde  liegende  Ansicht  lässt  sich  in  Anwendimg  auf  den  vor- 
liegenden Fall  wohl  zu  der  Konsequenz  führen,  dass  ein  Bheder, 
welcher  sein  Schiff  nach  einem  fremden  Hafen  sendet,  um  so  sein  Ge- 
schäft zu  betreiben;  auch  mit  dem  Schiff,  welches  wie  die  dort  han- 
delnden Personen  dem  Gesetze  des  fremden  Staates  unterworfen  wird, 
fHir  die  Handlungen  des  Zwangslootsen  haftet;  welchen  das  Schiff  nach 
dem  Gesetze  dieses  Staates  auftiehmen  muss,  wenn  dieses  GesetZ;  wie 
hier  das  Becht  von  Biga;  die  Haftung  des  Bheders  mit  dem  Schiff 
für  die  Ebmdlungen  des  Zwangslootsen  ausspricht.  Allerdings  hat 
ein  Urtheil  des  Beichsoberhandelsgerichts  vom  21.  September  1878 
—  Entscheidungen  Bd.  24  Nr.  26  —  die  Anwendung  des  fremden 
Bechts  auf  die  Haftung  des  Bheders  bei  Abweichung  der  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  des  Heimathshafens  abgelehnt.  Allein  das  Gresetz 
des  Heimathshafens  fiel  hier  zusammen  mit  dem  Gesetz  des  Prozess- 
orts.    Belangt  war    der  Bheder   eines    deutschen  Schiffes    in  Bremen 
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wegea  einer  Kollision,  welche  auf  dem  Fjord  von  Christiania  statt- 
gehabt hatte.  Und  dass  das  Gesetz  des  Prozessorts  in  einem  Fall 
wie  dem  vorliegenden  nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf,  ist  in  dem 
Urtheil  des  Reichsgerichts  I.  204/86  vom  12.  Juli  1886  bereits  aus- 
geföhity  und  wird  auch  in  ähnlichen  Fällen  anzunehmen  sein. 

Die  Praxis  der  englischen  und  nordamerikanischen  Ge- 
richte geht  allgemein  davon  aus,  dass  bei  Klagen  auf  Schadensersatz 
ans  Delikten  y  welche  im  Auslande  begangen  seien,  der  Thäter  nicht 
haftbar  sei,  wenn  das  Gesetz  des  Thatorts  einen  solchen  Anspruch  nicht 
gewährt,  mag  auch  der  Anspruch  begründet  sein,  wenn  die  That  in 
dem  Geltungsgebiete  des  Gesetzes  des  Prozessgerichts  begangen  wäre. 
Die  EJage  wird  aber  auch  abgewiesen,  wenn  zwar  der  Anspruch  nach 
dem  Gesetz  des  Thatorts,  nicht  aber  nach  dem  des  Prozessorts  be- 
gründet ist  ( WesÜake,  a  treatise  on  private  intemationcU  law  [3.  Ausg.] 
London  1890  8.  236.  237 ;  Dicey,  Internationales  Privatrecht  als 
Bestandtheil  des  englischen  Rechts,  in  der  Zeitschrift  für  internatio- 
nales Privat-  und  Strafrecht  Bd.  IT  S.  145;  WharUm,  a  treaiise  on  the 
confliet  of  laws,  2.  Ausgabe  §  478). 

Und  dieser  Grundsatz  wird  auch  bezüglich  der  Haftung  des  Rhe- 
ders  aus  einer  in  einem  fremden  Binnengewässer  stattgehabten  Schiffs- 
kollision zur  Anwendung  gebracht,  sofern  es  sich  darum  handelt,  ob 
der  Rheder  aus  dem  Verschulden  des  Zwangslootsen  haftet  (Westlake 
a.  a.  O.  §  204.  In  cases  of  coüision  at  sea,  the  eompulsory  employ- 
ment  of  eoüiaion  vnü  exempt  the  oumers  m  an  English  court  from  Ita- 
büüy  for  damage  caused  by  his  fatUt,  whatever  he  the  flags  and  the  laws 
ofihem*);  v.  Bar  a.  a.  0.  g  327  S.  209  Anm.  51). 

Wenn  auch  das  Reichsgericht  Bedenken  tragen  würde,  jenen  eng- 
lischen Grundsatz  über  die  Haftung  aus  Delikten  auf  Schadensersatz 
in  seiner  Allgemeinheit  anzuwenden,  so  hat  es  bereits  in  dem  ange- 
zogenen Urtheil  I  204/86  vom  12.  Juli  1886  bezüglich  der  Haftung 
ans  Verschulden  des  Zwangslootsen  denselben  Grimdsatz  befolgt  wie 
die  englischen  Gerichte.  Damals  handelte  es  sich  um  ein  deutsches 
Schiff,  dessen  Rheder  aus  einem  Versehen  des  Zwangslootsen  in  Cura- 
cao  in  Deutschland  belangt  wurde.  Es  wurde  in  jenem  Urtheil  aus- 
gesprochen : 

Da  nach  deutschem  Recht  das  Versehen  eines  Zwangslootsen 
keine  Verbindlichkeit  zum  Schadensersatz  f\ir  den  Rheder  erzeugt, 
könne  es  dem  deutschen  Richter  unmöglich  gestattet  sein,  unter  An- 
wendung eines  fremden,  den  Rhederu  in  dieser  Beziehung  ungünstigeren 
Bechts  einem  deutschen  Rheder  eine  Verpflichtung  aufzuerlegen,  welche 
das  Recht  des  eigenen  Landes  prinzipiell   verneint.    Es  wurde  dem 

4)  So  hat  allerdings  der  Privy  Council  am  2.  Juli  1868  in  der  Sache 
The  Halley  erkannt,  umgekehrt  aber  —  fUr  die  Anwendung  der  lex  loci 
(Utu9  »  die  Vorinitanz  durch  Sir  B.  Fhillimore ,  welcher  auch  jetzt  noch 
seine  Ansicht  aufrecht  erhält  in  seinem  International  law  voh  IF  §DCCCXV,  B. 
(Anm.  des  Einsenders.) 
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Artikel  740  des  Deutschen  Handelsgesetzbachs  die  Bedeu- 
tung eines  zwingenden  absoluten  Gesetzes  vindizirt  und  des- 
halb das  die  Haftung  des  Rheders  versagende  Recht  des  Prozessorts 
als  entscheidend  angesehen.  Dieses  Argument  trifft  aber  in  gleiche 
Weise  zu^  es  mag  der  Rheder  eines  deutschen  Schiffes  oder  es  mag 
der  Rheder  eines  Schiffes  anderer  Nationalität  in  Deutschland  belangt 
werden,  weil  zufällig  hier  ein  Gerichtsstand  für  den  fremden  Rheder 
begründet  ist.  Der  deutsche  Gesetzgeber  ist  von  dem  Gedanken  aus- 
gegangen, dass  die  Haftung  des  Rheders  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfe  für  die  Handlung  eines  Zwangslootsen,  welcher  ihm  auf- 
genöthigt  ist,  auf  dessen  Auswahl  er  und  der  Schiffer  keinen  Einfluss 
haben;  es  handle  sich  für  ihn  hier  um  eine  vis  major.  Die  deutschen 
Gerichte  sind  deshalb  nicht  in  der  Lage,  einen  von  dem  deutschen  Ge- 
setz für  ungerecht  und  verwerflich  erachteten  Anspruch  zuzusprechen 
und  demselben  Schutz  zu  gewähren,  selbst  wenn  das  Gesetz  des  Hei- 
mathshafens  einen  solchen  Anspruch  zugestände,  und  mag  derselbe, 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  des  Heimathshafens  oder  in  Wi- 
derspruch mit  demselben,  nach  dem  Recht  des  lliatorts  gegen  das 
betreffende  Schiff  erwachsen  sein.  Der  Einwurf,  welchen  man  hie 
und  da  gegen  solche  Anwendung  des  Gesetzes  des  ,,zuffQligen^  Pro- 
zessorts vorgebracht  hat,  scheint  auf  einer  Yerwechselimg  zu  beruhen. 
Wird  der  Kläger  wie  im  vorliegenden  Falle  mit  seinem  Anspruch 
von  dem  deutschen  Richter  abgewiesen,  so  ist  damit  nach  dem 
Grunde  dieser  Entscheidung  mehr  nicht  ausgesprochen,  als  dass  dieser 
Anspruch  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nicht  zu  realisiren  ist  Das 
Urtheil  erhebt  keinen  Anspruch  darauf,  über  das  Recht  des  Klägers 
schlechthin  entscheiden  zu  wollen.  Der  Kläger  oder  sein  Zedent  wer- 
den also  dadurch  nicht  behindert,  den  Anspruch  gegen  die  Rhederoi 
bei  dem  Richter  eines  anderen  Staates  zu  verfolgen,  dessen  Gresetz- 
gebong  jenen  Anspruch  nicht  ausschliesst,  wenn  sie  den  Glenmavis 
in  dessen  Gewässern  antreffen:  sollten  auch  die  Gerichte  jenes  Staa- 
tes den  von  den  deutschen  Gerichten  ertheilten  rechtskräftigen  Ent- 
scheidungen sonst  Folge  geben. 

Aus  diesen  Gründen  ist  die  Revision  gegen  das  ürtheil  des  han- 
seatischen Oberlandesgerichts  zurückzuweisen,  wenn  auch  dessen  bis- 
her besprochener  Begründung  nicht  beizutreten  war.  Denn  soweit 
das  Urtheil  angenommen  hat,  dass  der  russische  Lootse  nach  den  im 
Thatbestand  erwähnten  nUes  ein  Zwangslootse  war,  scheitert  die  Re- 
vision daran,  dass  dem  Reichsgericht  die  Nachprüfung  der  Auslegung 
jener  ausländischen  Satzungen  entzogen  ist.  Endlich  hat  auch  der 
Kläger  in  den  Yorinstanzen  eine  für  die  Kollision  kausale  eigene  Ver- 
schuldung des  Kapitäns  des  Glenmavis  in  substantiirter  Weise  nicht 
behauptet.  War  aber  die  Revision  in  der  Hauptsache  zurückzuweisen, 
so  waren  auch  dem  Revisionskläger  die  Kosten  dieser  Instanz  auf- 
»uerlegen. 
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B.  Strafreoht  und  Strafprozess. 

NationaUm  der  Schiffe.     Zu  §§  4,  8  StO.B.,  §  10  StP.O. 
EntflclL  d.  Beiehsgerichts  vom   21.  Oktober  1892    (Jnr.  Wochenscbr.^ 

1892  8.  497). 

Es  ist  ein  völkerrechtlich  anerkannter  Onrndsatz^  dass  alle 
Schiffe,  nicht  Mos  Kriegs-  oder  Btaatsschiffe,  sondern  auch  die  der 
Handelsmarine  auf  hoher  8ee  gleichsam  als  wandelnde  Oebietstheile 
ihres  Heimathslandes  zu  gelten  haben  und  dass  die  Mannschaft  sowohl 
als  selbstredend  auch  der  Schiffer  selbst  den  Gesetzen  des  Heimaths- 
landes unterworfen  bleiben  (vgl.  Heßer,  das  Völkerrecht  §  78).  Dass 
dieser  Grundsatz  auch  für  das  deutsche  Strafrecht  gilt^  kann  nicht  in 
Frage  gestellt  werden.  Denn  auf  ihm  beruht  die  Vorschrift  des  §  10 
der  8t.P.O.  Wie  die  Entstehungsgeschichte  desselben  ergiebt,  ist  bei 
seiner  Berathung  in  der  Kommission  des  Reichstags  vom  Vertreter 
der  verbündeten  Regierungen  zu  seiner  Rechtfertigung  wiederholt  und 
unter  Zustimmung  der  Kommission  geltend  gemacht  worden,  dass  das 
Schiff  ^auf  offener  See^  hinsichtlich  der  Jurisdiktion  als  im  Inland  be- 
findlich, als  eine  Scholle  des  Heimathslandeiä  gelte  (vgl.  Hahn,  Mate- 
rialien 8.  559,  1195).  üebrigens  hat  auch  das  Reichsgericht  bereits 
im  ürtheil  vom  18.  Juni  1889  die  Geltung  des  Grundsatzes  fflr  das 
Strafrecht  anerkannt. 

Antrag  nach  §  4  Nr.  3  Schlusssatx  d.  deutschen  Strafgesetzbuchs. 
Dessen  Bedeutung  und  VerhäUniss  zu  §  61  St.O.B. 

Der  Antrag  ist  nicht  von  dem  zur  Strafv^erfolg^g  im  Auslande 
zuständigen  Beamten,  sondern  von  der  im  internationalen  Verkehre 
zmr  Antragstellung  von  Staat  zu  Staat  zuständigen  Staatsbehörde  zu 
stellen. 

Der  Antrag  ist  an  die  im  §  61  vorgeschriebene  Frist  nicht  ge- 
bunden. 

Entsch.  des  Reichsgerichts  (IV.  Stra&en.)  vom  80.  September  1887 
(Rechtsprechung  des  R.G.  Bd.  9  S.  482). 

Gründe:  Die  Revision  rügt,  dass  es  an  einem  form-  und  fiistge- 
rechten  Antrage  fehle,  wie  ihn  der  Schlusssatz  des  §  4  d.  St.G.B.  zur 
Strafverfolgung  erfordere.  Sie  folgert  aus  der  Entstehungsgeschichte  und 
ans  dem  auf  Einschränkung  der  Strafverfolgung  gerichteten  Zwecke  dieses 
Erfordernisses,  dass  demselben  durch  den  von  dem  russischen  Botschafter 
namens  seiner  Regierung  an  das  Deutsche  Auswärtige  Amt  gerichteten 
nnd  durch  das  Justizministerium  der  Staatsanwaltschaft  mitgetheilten 
Antrag  auf  Verfolgung  der  Angeklagten  nicht  genügt  sei,  dass  viel- 
mehr ein  Antrag  der  zur  Verfolgung  der  Strafthat  im  Auslande  be- 
nifenen  Behörde,  vorliegend  des  Prokurators  in  Kaiisch,  nothwendig 
gewesen  sei,  und  dass  dieser  Antrag,  der  allgemeinen  Regel  des  §  61 
des  StG.B.  gemäss,  innerhalb  drei  Monaten  von  dem  Tage  habe 
gestellt  werden  müssen,  an  welchem  der  Prokurator  Kenntniss  davon 
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erhalten,  das»  die  zu  verfolgende  Angeklagte  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit erlangt  habe.  Diese  Rüge  und  die  ihr  zu  Grunde  lie- 
gende Seclitsaufifassung  ist  verfehlt.  Aus  der  Entstehungsgeschichte 
des  SchlusHsatzes  der  Nr.  3  im  §  4  des  St.G.B.y  dessen  Annahme 
in  seiner  jetzigen  Fassung  im  Reichstage  auf  Grund  eines  Amende- 
ments der  Abgeordneten  Fries  und  Grenossen  erfolgt  ist,  eqpd>t  sich 
zwar^  dass  das  Erfordemiss  eines  Antrages  der  ausländischen  Behörde 
hinzugefügt  worden  ist,  um  zu  verhüten,  dass  gegen  Ausländer,  welche 
durch  Erwerb  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  Inländer  geworden 
und  als  solche  der  Auslieferung  entzogen  sind,  ausnahmslos  wegen 
jeden  früher  von  ihnen  im  Auslande  begangenen  Verbrechens  oder 
Vergehens  eine  strafrechtliche  Verfolgung  im  Inlande  eingeleitet  werde. 
Doch  ist  damit  der  der  ganzen  Nr.  3  des  §  4  a.  a.  0.  zu  gründe  lie- 
gende und  in  Verbindung  mit  §  9  des  St.G.B.  sich  ergebende  ge- 
setzgeberische Grundgedanke  nicht  beseitigt,  dass  eine  Bestrafimg 
der  Inländer  im  Inlande  wegen  der  im  Auslande  an  Ausländem  ver- 
übten Verbrechen  und  Vergehen  entgegen  dem  Territorialitätqpriuzip 
aus  politischen  Gründen  zugelassen  werden  soll,  weil  die  modernen 
Knlturstaaten  als  Glieder  eines  grossen  Staatssjstems  ein  gemeinsames 
Interesse  an  der  gegenseitigen  Unterstützung  der  Strafgewalt  behufs 
Erhaltung  der  Rechtsordnung  haben,  und  nur  dann  ein  vemunft- 
gemässes  Nebeneiuanderbestehen  der  Staaten  möglich  ist^  wenn  das 
Inland  sich  nicht  zum  Asyl  für  Inländer  macht,  welche  im  Auslande 
Verbrechen  begehen.  Der  Reichstag  glaubte  vielmehr  durch  Annahme 
jenes  Zusatzes  nur  die  Verfolgung  der  erst  nach  der  That  Inländer 
gewordenen  Uebelthäter  von  dem  Antrage  des  ausländischen  Staates, 
dessen  Rechtsordnung  gebrochen,  abhängig  machen  zu  müssen,  weü 
Fälle  vorkommen  können,  wo  weder  das  Inland  noch  das  Ausland 
ein  Interesse  au  der  nachträglichen  Bestrafung  eines  solclien  Thäters 
haben.  Dieser  Antrag  soll  demnach  im  Sinne  des  Gresetzes  den  gesetz- 
lich nicht  zulässigen  Auslieferungsantrag  ersetzen.  Daraus  ergiebt 
sich  aber  mit  Nothwendigkeit,  dass  es  sich  bei  diesem  Antrage  um 
eine  Erklärung  von  Staat  zu  Staat  handelt  welche  für  den  betreffen- 
den Staat  nur  von  der  zur  Vertretung  derselben  nach  aussen  völker- 
rechtlich bezw.  durch  abgeschlossene  Staatsverträge  berufenen  Zentral- 
stelle und  deren  Organe,  d.  h.  also  von  der  betreffenden  Staatsregierong 
und  deren  Gesandten  abgegeben  werden  kann,  und  dass  unter  der  zn- 
ständigen  Behörde  in  §  4  Schlusssatz  des  St.G.B.  nicht  der  zur  Ver- 
folgung im  Auslande  zuständige  Staatsanwalt,  sondern  nur  die  im 
internationalen  Verkehr  zur  Antragstellimg  von  Staat  zu  Staat  zu- 
ständige Staatsbehörde,  d.  h.  das  Auswärtige  Amt,  zu  verstehen  ist. 
Ans  dieser  Bedeutung  des  in  §  4  d.  St.G.B.  durch  den  Reichstag 
nacliträglich  eingeführten  Antrages,  als  eines  politischen  Aktes,  ergiebt 
sich  auch  weiter,  dass  derselbe  mit  dem  in  §  61  des  St.G.B.  be- 
handelten Strafantrage  des  Verletzten  oder  anderer  Berechtigten  nur 
den  Namen   gemein   hat   imd   dass    insbesondere   die  Fristbestimmung 
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in  der  letzteren  Gfesetaesstelley  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Frist 
schon  nach  dem  weiteren  Inhalte  unanwendbar  ist,  auf  den  Antrag 
in  §  4  StG^B.  nicht  bezogen  werden  kann.') 

C.  Reohtshülfe. 

Rechishülfe  im  UnfMversicherungsverfahren,    Kann  der  Sektions- 

vorstand  im  Ermittelungsverfahren  hei  Gericht  die  eidliche  Äbhör 

von  Zeugen  nachsuchen?    Instanxenxug. 

Inhaltlich  einer  im  Sommer  1892  zur  Kenntniss  der  Steinbruchs- 
Bemfsgenossenschaft,  Sektion  I  Nürnberg,  gekommenen  Ünfallsanzeige 
will  der  Steinhauer  Joseph  K.  von  F.  am  16.  Okt.  1891  bei  dem 
Aufladen  von  Granitsteinen  eine  körperliche  Beschttdigung  erlitten 
haben.  Bevor  die  genannte  Genossenschaft  den  Entschädigungsanspruch 
anerkennt  und  die  Höhe  der  Entschädigung  feststellt,  wünscht  die- 
selbe durch  eidliche  Vernehmung  eines  bei  dem  Unfälle  anwesenden 
Zeugen  Seh.  näheren  Aufschluss  über  die  Einzelheiten  des  in  Betracht 
kommenden  Vorganges  zu  erhalten. 

Nachdem  das  k.  Amtsgericht  W.,  an  welches  das  von  dem  Vor- 
stande der  Genossenschaftssektion  gestellte  Ersuchen  um  eidliche  Ver- 

5)  Die  obige  Frage  des  Verhältnisses  des  §  4  Nr.  8  des  8t.G.B.  zu 
§61  dieses  Gesetzbuches  ist  auch  ausführlich  behandelt  in  einer  von 
Siegmar  Friedländer  im  Archiv  für  öffentliches  Recbt  Bd.  3  S.  635  ff. 
veröffentlichten  Abhandlung.  Zur  Bestärkung  der  auch  dort  vertretenen 
Auffassung,  dass  der  Antrag  des  §  4  Nr.  3  des  St.G.B.  nicht  nach  den 
Vorschriften  des  §61  I.e.  zu  beurtheilen  sei,  ist  insbesondere  noch  hervor- 
gehoben, dass  die  in  Rede  stehenden  internationalen  Bestimmungen  in  dem 
allgemeinen  Theile  und  zwar  in  den  einleitenden  Bestimmungen  zum  Reichs- 
Btrafgesetzbuche  abgehandelt  sind,  dass  femer  gerade  an  der  entscheiden« 
den  Gesetzesstelle  über  die  Zalässigkeit  oder  Unznlässigkeit  der  Verfolgung 
einer  im  Auslände  begangenen  strafbaren  Handlung  nach  den  Strafgesetzen 
des  Deutschen  Reichs  einander  gegenübergestellt  werden  im  §  4  Nr.  3 
Abs.  2  das  Erfordemiss  des  Ersuchens  der  ausländischen  Behörde  und  im 
§  5  Nr.  3  das  Erfordemiss  eines  Strafantrages  des  Verletzten,  und  dass 
die  in  den  §§  61  ff.  über  den  Strafantrag  enthaltenen  Bestimmungen, 
insbesondere  die  Vorsobrift  des  §  61  über  die  Antragsfrist,  sieh  nach  ihrer 
Fassung  und  ihrem  Inhalte  unzweifelhaft  nur  auf  die  sog.  Antragsdelikte 
(im  Gegensatze  zu  den  Offizialdelikten),  d.  h.  auf  diejenigen  im  besonderen 
zweiten  Theile  des  Strafgesetzbuchs  behandelten  Gesetzesübertretungen, 
deren  Verfolgung  von  einem  Antrage  des  Verletzten  abhängig  gemacht  ist, 
beziehen,  dass  auch  die  ausländische  Behörde,  sobald  sie  über  einen  der 
Bestimmung  des  §  4  Nr.  8  Abs.  2  unterstellten  Fall  Kenntniss  erhält, 
nicht  immer,  sei  es  aus  völkerrechtliohen ,  sei  es  aus  anderen  Gründen,  in 
der  Lage  sein  muss,  sofort  darüber  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ob  sie 
die  Verfolgung  bei  der  deutschen  Regiemng  anregen  soll  oder  nicht,  dass 
sie  auch  nach  geüustem  Beschlüsse  oft  erst  Feststellungen  treffen  wird,  ob 
überhaupt,  bezw.  in  welchem  Umfange  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
eine  Verfolgung  in  Deutschland  möglich  und  zulässig  ist  u.  dgL,  hiesu 
aber,  ganz  abgesehen  davon,  dass  bei  entfernten  Ländern  ein  nicht  un- 
erheblidier  Theil  der  Frist  schon  durch  die  BefOrdemng  des  Antrags  nach 
Deutschland  verloren  geht,  eine  Frist  von  drei  Monaten,  wie  sie  §  61  vor- 
Mhieibt,  in  vielen  Fällen  durchaus  unzureichend  sein  würde. 
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nehmnng  des  Zeugen  Seh.  gelangte,  dasselbe  zuerst  durch  Besehluss 
vom  5.  August  1892  wegen  Vorliegen  eines  Verwaltungsgegenstandes 
dem  k.  Bezirksamte  T.  zur  Erledigung  überwiesen,  das  besagte  Bezirks- 
amt aber  sich  am  8.  August  1892  dahin  ausgesprochen  hatte,  dat» 
nach  dem  Unfallversicherungsgesetze  vom  6.  Juli  1884  nur  dem 
Schiedsgerichte  die  Befugniss  zukomme,  Zeugen  und  zwar  aucli 
eidlich  zu  vernehmen  oder  auf  dem  Verwaltungswege  vernehmen  zn 
lassen  —  §§  50  und  101  des  Unfallversich.-6es.  — ,  lehnte  das 
k.  Amtsgericht  W.  durch  Bescheid  vom  22.  August  1892  ein  neuer- 
liches Ansuchen  des  erwähnten  Sektionsvorstandes  mit  dem  Bemerken 
ab,  dass  die  beantragte  eidliche  Vernehmung  eines  Zeugen  als  gesetz- 
lich begründet  nicht  anerkannt  werde. 

Nunmehr  wendete  sich  der  Sektionsvorstand  mit  einer  schriftlichen 
Vorstellung  vom  1.  September  1892  an  den  Präsidenten  des  dem 
k.  Amtsgerichte  W.  Übergeordneten  Landgerichts  W.  und  stellte  hierin 
unter  Bezugnahme  auf  §  101  des  Unfallversicherungsges.  den  Antrag, 
es  wolle  das  k.  Amtsgericht  W.  zur  Vornahme  der  nachgesuchten  eid- 
lichen Zeugenvernehmung  angewiesen  werden.  Hierauf  erging  ein 
Beschlnss  der  Zivilkammer  des  bezeichneten  Landgerichts  vom  10.  Sep- 
tember 1892,  in  welchem  diese  Gerichtsbehörde  zwar  auf  Grund  des 
Rechtshülfegesetzes  vom  21.  Juli  1869  §  38  seine  Zuständigkeit  zur 
Verbescheidung  des  gestellten  Antrages  gegeben  fand,  den  Antrag 
selbst  jedoch  aus  sachlichen  Erwägungen  als  gesetzlich  ungerechtfertigt 
abwies.  Eine  hiegegen  eingereichte  Beschwerde  vom  26.  Sept.  1892 
wurde  durch  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  N.  vom  4.  Oktober  1892 
zurückgewiesen,  indem  zwar  die  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts 
zur  Verbescheidung  der  Beschwerde  unter  Bezugnahme  auf  §  101  des 
Unfall  Versicherungsgesetzes,  sowie  auf  §  38  des  Bechtshülfegesetzes 
1869  als  bestehend  angenommen,  sachlich  aber  der  angefochtene  Be- 
schluss des  Landgerichts  als  begründet  erachtet  wurde. 

Aus  den  Gründen  des  oberlandesgerichtlichen  Beschlusses  vom 
4.  Oktober  1892: 

,^Es  können  zwar  für  den  vorliegenden  Fall  die  Bestimmungen 
über  Bechtshülfe  in  dem  deutschen  Gerichtsver^assungsgesetze  mud  in 
dem  bayerischen  AusfÜhrungsgesetze  hiezu  vom  23.  Februar  1879  eine 
Anwendung  nicht  finden,  weil  sich  die  in  ersterem  Gesetze  (§§  157ff.l 
geregelte  Rechtshülfe  nach  §  2  des  Einf.Ges.  vom  27.  Januar  1877 
zum  deutschen  G.V.G.  nur  auf  die  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit 
nach  Massgabe  der  Zivilprozessordnung,  der  Stra^rozessordnung  and 
der  Konkursordnung  erstreckt,  das  in  den  §§  58  bis  56  und  59 
Abs.  8  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  normirte 
Untersuchungs-  bezw.  Ermittelungs verfahren  um  so  weniger  einen 
Gegenstand  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  bildet,  als  in 
diesem  Verfahren  Überhaupt  ein  Streit  noch  nicht  vorliegt,  ein  solcher 
nach  §  62  des  genannten  Gesetzes  erst  mit  der  Anrufung  der  schieds- 
richterlichen Entscheidung    entsteht   und   weil    in    Art.  77    des    oben 
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beseielmeten  bftyer.  AusfÜhnmgsgesetzes  nur  diejenige  Rechtshttlfe  ge- 
regelt wird,  welche  sich  die  Gerichte  in  den  nicht  zur  ordentlichen 
streitigen  Gerichtsbarkeit  gehörenden  Angelegenheiten  zu  leisten  haben. 
Dft  jedoch  nach  §  101  des  Unfall versicherungsgesetses  die  öffentlichen 
Behörden,  als  welche  ohne  Zweifel  die  Amtsgerichte  zu  erachten,  ver- 
pflichtet sind,  den  an  sie  ergehenden  Ersuchen  der  Genossenschaft  und 
der  SektionsYorstände  zu  entsprechen,  somit  Rechtshülfe  zu  leisten, 
haben  nach  §  38  des  Kechtshtüfegesetzes  vom  21.  Juni  1869  die  Ge- 
richte im  geordneten  Instanzenzuge  über  die  Zulässigkeit  der  zu 
leistenden  Rechtshülie  oder  über  die  Bechtmfissigkeit  der  Verweigerung 
derselben  zu  entscheiden,  nachdem  die  Bechtshülfe  von  einem  Gerichte 
verweigert  worden  ist. 

Da  eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  überhaupt,  wie  erwähnt, 
im  Untersuchungs-  bezw.  Ermittelungsver&hren  nach  den  angezogenen 
Bestimmungen  des  Unfallversicherungsgesetzes  ein  Streit  nicht  vorliegt, 
in  diesen  Verfahren  auch  ungewiss  ist,  ob  ein  solcher  anhängig  wird, 
die  Requisition  um  Leistung  der  Rechtshülfe  von  dem  Sektionsvorstande 
and  nicht  von  einem  Gerichte  ausgegangen  ist,  der  Sektionsvorstand 
auch  nicht  eine  Partei  im  Sinne  des  §  4  des  Rechtshülfegesetzes  ist, 
war  schon  aus  diesen  Gründen  die  Weigerung  des  Amtsg^chts  W.^ 
einen  Zeugen  eidlich  abzuhören,  somit  eine  richterliche  Handlung  vor- 
zanehmen,  gerechtfertigt. 

Diese  Weigerung  ist  aber  auch  aus  dem  weiteren  Grunde  gerecht- 
fertigt, weil  das  Unfidlversicherungsgesetz  eine  Bestimmung  darüber 
nicht  enthält,  dass  im  Untersuchungs-  bezw.  Ermittelungsverfahren 
Zeugen  eidlidi  zu  vernehmen  seien,  vielmehr  aus  dem  Gesetze  selbst, 
wie  aus  dessen  Begründung  entnommen  werden  muss,  dass  in  diesem 
Verfahren  Zeugen  nicht  eidlich  vernommen  werden  sollen. 

Nach  §  53  des  Gesetzes  ist  jeder  zur  Anzeige  kommende  Un£ftll 
der  dort  bezeichneten  Art  von  der  Ortspolizeibehörde  sobald  wie 
möglieh  einer  Untersuchung  zu  unterziehen,  durch  welche  auch  die 
Veranlassung  und  Art  des  Unfalls,  die  Art  der  vorgekommenen  Ver- 
letzung festzustellen  ist.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  müssen  in 
der  Regel  Zeugen  gehört  werden,  welche  die  Veranlassung  und  die 
Art  des  UnfiJIs  wahrgenommen  haben,  weshalb  auch  nach  dem  vom 
Keichsversicherungsamte  festgestellten  Formulare  über  die  Unialls- 
anzeige  die  Augenzeugen  des  Unfalls  mit  anzugeben  sind. 

Bekanntm.  d.  k.  bajer.  Staatsministeriums  des  Innern  vom  1.  Ok- 
tober 1885,  Min.-Amtsblatt  S.  252. 

Nach  der  Begründung  des  Gesetzes  wurde  die  Feststellung  des 
Unfalls  der  Ortspolizeibehörde  übertragen,  weil  diese  Behörde  die 
Autorität  des  öffentlichen  Amtes  für  sich  hat  und  soll  die  Untersuchung 
hauptsächlich  diejenigen  Verhältnisse  thunlichst  klarlegen,  welche  für 
die  demnächstige  Feststellung  der  Entschädigung  in  Betracht  kommen. 

Vgl.  Stenograph.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags, 
5.  Legislaturperiode  IV.  Session  1884,  Bd.  3  S.  82. 
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DemgemXfls  kann  es  nicht  sweifelhaft  sein^  dass  sieh  diese  Unter- 
suchung auch  auf  die  Vernehmung  der  Augenzeugen  zu  erstrecken  hat 
und  da  die  betreffenden  Verrichtungen  der  Ortspolizeibehörden  in  Bayern 
in  den  Gemeinden  mit  Landgemeindeywfassung  von  den  Bürger- 
meistern, in  den  Gremeinden  mit  städtischer  Verfassung  von  den  Ma- 
gistraten wahrzunehmen  sind, 

V.O.  vom  19.  Juli  1884,  Ges.  u.  V.B1.  S.  689, 
welche  Behörden  nicht  berechtigt  sind,  Zeugen  eidlich  zu  vernehmen, 
ergiebt  sich,  dass  der  Gresetzgeber  nicht  gewollt  hat,  dass  bei  dieser 
Untersuchung,  selbst  bei  dem  Vorhandensein  besonderer  Umstünde,  die 
Zeugen  eidlich  vemoipmen  werden,  da  er  bei  der  obwaltenden  Sach- 
lage irgendwie  hätte  zum  Ausdruck  bringen  müssen,  dass  auch  die 
eidliche  Vernehmung  der  Zeugen  zulässig  sei,  wie  er  dieses  in  §  50 
für  das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  gethan  hat.^ 

Die  Gründe  des  oberlandesgerichtlichen  Beschlusses  führen  dann 
weiter  noch  aus,  dass  die  Beeidigung  der  Zeugen  in  dem  betreffenden 
Verfiihren  und  damit  die  Herbeiführung  einer  grösseren  Gewähr  für 
die  Wahrheit  deren  Aussagen  auch  deshalb  nicht  veranlasst  sei,  weil 
das  Gesetz  in  den  §§  54  und  55  auch  die  Inanspruchnahme  der  Or- 
gane anderer  Genossenschaften  oder  der  Polizeibehörden,  somit  der 
Distriktsverwaltungsbehörden,  Bezirksämter  wegen  Vornahme  der  er- 
forderlichen Ermittelungen  zulässt,  dass  auch  die  Bestimmung  in  §  101 
Abs.  2  des  Unfallversicherungsges.,  wonach  die  durch  Erfüllung  der 
in  Abs.  1  bezeichneten  Verpflichtung  entstehenden  Kosten,  insbesondere 
Tagegelder  und  Reisekosten  von  Beamten  etc.,  Zeugengebühren  etc. 
von  der  Genossenschaft  zu  erstatten  sind,  nicht  für  die  Zulässigkeit 
der  eidlichen  Zeugenabhör  durch  die  Amtsgerichte  verwerthet  werden 
kann,  weil  solche  Kosten  ja  auch  durch  Inanspruchnahme  der  Organe 
anderer  Genossenschaften  bezw.  der  Verwaltungsbehörden  entstehen 
können,  und  dass  femer  für  das  Untersuchungs-  bezw.  Ermittelungs- 
verfahren nicht  jene  Bestimmungen  des  Gresetzes  herangezogen  werden 
dürfen,  welche  dasselbe  bezüglich  des  VerfiEÜirens  vor  dem  Schieds- 
gerichte als  Gericht  erster  Instanz  und  vor  dem  Beichsversicherungs- 
amte  normirt  hat. 

Das  bayer.  Oberste  Landesgericht  hat  mit  Beschluss  vom 
22.  November  1892  die  gegen  die  oberlandesgerichtliche  Entscheidung 
erhobene  Beschwerde  als  unzulässig  verworfen.  Der  G^erichtshof 
ging  hiebei  davon  aus,  dass  seine  Zuständigkeit  in  dem  gegebenen 
Falle,  wo  eine  Genossenschaft  für  ihre  Zwecke  die  gerichtlicbe  Hülfe 
in  Anspruch  nehme,  nach  den  Grundsätzen  zu  bemessen  sei,  welche 
in  Ansehui^  des  für  den  Verkehr  von  Gericht  zu  Gericht  mass- 
gebenden Rechtshülfeverfahrens  in  G^tung  stehen,  dass  das  Bechts- 
hülfegesetz  von  1869  hier  ausser  Betracht  bleiben  müsse,  da  solche 
nur  auf  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen  Bezug  hat^ 
dass  auch  die  in  den  §§  157  ff.  des  Gerichtsver^Bissungsgesetzes  über 
Rechtshülfe  gegeb^ien  Vorschriften   keine  Anwendung  finden  können, 
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da  sie  nur  fttr  die  vor  die  ordentlichen  Gerichte  nach  MasHgabe  der 
Beichs-Jnstizgesetze  gehörigen  bürgerlichen  Rechtsstreiti^eiten  und 
Strafsachen  gegeben  seien,  dass  aber  die  gesetslichen  Anordnungen^ 
welche  durch  Art.  77  des  bayer.  Ausftthrungsgesetzes  zum  6.V.6*  in 
Bezug  auf  zu  leistende  Rechtshülfe  gegeben  sind,  zur  Berücksichtigung 
sich  eignen. 

Die  Gfründe  der  oberstlandesgerichtlichen  Entscheidung  führen 
noch  aus: 

„ An  und  für  sich  ist  ein  Zweifel  daran  nicht  berech- 

tigt,  dass  unter  den  ^Öffentlichen  Behörden^^  welchen  im  §  101 
des  ünfallyersicherungsgesetzes  die  Verpflichtung  auferlegt  wird^  den 
im  YoUzug^  dieses  Gesetzes  an  sie  ergehenden  Ersuchen  der  im  §  101 
genannten  und  für  die  Unfallversicherung  thätigen  Organe  zu  ent- 
sprechen, auch  die  Gerichte  zu  verstehen  sind,  insoweit  ilire  Mit- 
wirkung nach  Massgabe  des  ihnen  an  sich  gesetzlich  zukommenden 
Geschäftskreises  einzutreten  hat  oder  ihnen  durch  das  Unfallversiche- 
nmgBgesetz  eine  solche  Mitwirkung  als  Berufsaufgabe  zugewiesen  wird. 

Wäre  nun  in  dem  Unfall  Versicherungsgesetze  eine  ausdrück- 
liche Vorschrift  enthalten,  durch  welche  die  Gerichte  angewiesen 
werden,  einem  von  einer  Genossenschaft  behufs  Feststellimg  der  Ent- 
schädigung an  dieselben  gestellten  Ansuchen  um  eidliche  Vernehmung 
eines  Zeugen  zu  entsprechen,  so  würde  bei  dem  Vollzuge  einer  der- 
artigen Spezialbestimmung  den  Genossenschaften  im  Wesentlichen 
di^elbe  Stellung  gesichert  sein,  welche  in  dem  Rechtshülfcverfahren 
einem  ersuchenden  Gerichte  dem  ersuchten  Grerichte  gegenüber 
zukommt. 

Eine  solche  besondere  Bestimmung  ist  nun  allerdings  im 
Unfallversichenmgsgesetze  nicht  enthalten.  Wohl  aber  schreibt  der 
Ton  der  Bechtshülfe  handelnde  §  101  dieses  Gesetzes  vor,  dass  die 
öffentlichen  Behörden  verpflichtet  seien,  dem  im  Vollzuge  des 
genannten  Gesetzes  an  sie  ergehenden  Ersuchen  der  Genossen- 
schafts- und  Sektionsvorstände  zu  entsprechen. 

Kann  sohin  ein  Ersuchen  der  Genossenschaften  an  die  Gerichte, 
wenn  auch  nicht  auf  Grund  einer  speziellen  Gesetzesvorschrift,  so 
doch  nach  dem  Inhalte  des  Gesetzes  überhaupt  und  nach  dem  Zu- 
sammenhange seiner  einzelnen  Bestimmungen  als  im  Vollzuge  des 
Gesetzes  gelegen  angesehen  werden,  so  verpflichtet  das  bezeichnete 
£nuchen  die  Gerichte  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Vorschrift  des 
§  101  geradeso  zur  Thätigkeit,  als  wenn  ihnen  diese  Thätigkeit  durch 
eine  für  den  besonderen  Fall  ausdrücklich  gegebene  Gesetzes- 
bestimmung auferlegt  worden  wäre. 

Der  Beurtheilung  der  Frage,  ob  in  der  vorliegenden  Angelegen- 
heit das  von  der  Steinbruchs-Beru&genossenschaft  Sektion  I  an  ein 
Amtsgericht  gestellte  Ersuchen  als  dem  Vollzuge  des  Unfallversiche- 
nmgsgesetzes  entsprechend  zu  betrachten  ist,  dürfte  sich  der  um  Ent- 
scheidung einer  Beschwerde  angegangene  Gerichtshof  erst  unterziehen^ 
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wenn  er  seine  Zustttadigkeit  mit  dieser  Sache  zn  befiassen^  anzuerken- 
nen vermag. 

Durch  Art.  77  des  bayer.  Ansf.Oes.  z.  O.V.G.  wird  verfttgt,  das8 
sich  die  Gerichte  in  den  nicht  zur  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbar- 
keit gehörigen  Angelegenheiten  Bechtshttlfe  zu  leisten  haben.  Als 
eine  Angelegenheit,  welche  nicht  zur  ordentlichen  streitigen  GerichU- 
barkeit  gehört;  Ittsst  sich  das  im  vorliegenden  Falle  gestellte  Ersuchen 
im  Allgemeinen  auffassen. 

Die  angeführte  Gesetzesstelle  spricht  zwar  blos  von  Gerichten: 
allein  nach  den  vorausgehenden  Erwägungen  würde  die  ersuchende 
Genossenschaft  in  dem  gegebenen  Falle  die  einem  Gerichte,  von  wel- 
chem ein  Ansuchen  an  ein  anderes  Gericht  ausgeht,  entsprechende 
Stellung  einnehmen,  und  es  hat  demgemftss  Art.  77  a.  a.  O.  anch 
hier  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Nun  wird  im  Art.  77  a.  a.  0.  das  Bechtshülfeverfeihren  durdi 
Anschluss  an  die  Bestimmungen  der  §§  158 — 160,  162,  164  und  167 
des  Reichs-Gerichtsverfassungsgesetzes  geordnet  und  dabei  der  in  dem 
Verfahren  einzuhaltende  Instanzenzug  durch  die  Bestimmung  näher 
geregelt,  dass  über  die  Beschwerde  gegen  die  Entscheidung  eines 
Oberlandesgerichts  im  Falle  des  §  160  Abs.  1  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes das  Oberste  Landesgericht  zu  entscheiden  hat.  Nach  dem 
für  die  gegenwärtige  Sache  auf  Grund  des  Art.  77  a.  a.  O.  zur  An- 
wendung gelangenden  §  160  des  G.V.G.  entscheidet  das  Oberlandes- 
gericht, zu  dessen  Bezirk  das  ersuchte  Gericht  gehört^  in  zweiter  In- 
stanz und  ist  eine  Anfechtung  der  oberlandesgerichtlichen  Entscheidung 
nur  gestattet,  wenn  diese  die  Rechtshülfe  für  unzulässig  erklärt  hat 
und  das  ersuchende  sowie  das  ersuchte  Gericht  dem  Bezirke  ver- 
schiedener Oberlandesgerichte  angehören. 

Für  die  hier  zu  beurtheilende  Sache  aber  ergiebt  sich  sofort  die 
Wahrnehmung,  dass  das  ersuchende  Organ,  nämlich  die  Steinbruchs- 
Berufsgenossenschaft  Sektion  I,  im  Bezirke  des  Oberlandesgerichts, 
von  welchem  die  angefochtene  Entscheidung  ergangen  ist,  seinen 
Sitz  hat 

Vgl.  auch  §  19  des  Unf.Vers.Ges. 

Der  gegebene  Fall  liegt  also  für  das  Rechtshülfever&hreu 
gerade  so,  wie  wenn  das  ersuchende  und  das  ersuchte  Gericht  dem 
Bezirke  des  nämlichen  Oberlandesgerichts  zugehörig  sind.  Unter 
solchen  Verhältnissen  ist  aber  eine  Anfechtung  der  oberlandesgericht- 
lichen Entscheidung  vor  dem  Obersten  Landesgerichte  nach  §  160  des 
Reichs-Gerichtsverfassungsgesetzes  vgl.  mit  Art.  77  des  bayer.  Ausf.- 
Ges.  hiesu  nicht  statthaft,  auch  wenn  die  Rechtshülfe  durch  Entschei- 
dung des  Oberlandesgerichts  für  unzulässig  erklärt  wurde. 
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Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Kntseheidangen  Amerikanischer  Gerichtshofe  in  Ziyilsachen. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Advokaten  Dr.  Sigmund  Zeisler  in  Chicago'). 

Obligatio  ex  delicto.     Anwendung  der  lex  loci  delicti  auf  die  Be- 
dingungen der  Haftbarkeit. 

Entscheidung   des    obersten  Gerichtshofes   von  Ohio,    8.  Dezbr.  1891, 
im  Falle  Alexander  vs  Pennsylvania  Company. 

Nach  dem  englisch-amerikanischen  gemeinen  Recht  (common  law) 
ist  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  zu  Schadenersatz  verpflichtet ,  wenn 
letzterer  durch  die  Fahrlässigkeit  eines  Angestellten  desselben  Arbeit- 
gebers eine  körperliche  Verletzimg  erleidet^  ausser  wenn  der  Verletzte 
und  der  an  der  Verletzung  Schuldige  ,,fellow  servants^  sind.  j^FeUow 
servanis'^  sind  Arbeiter ^  welche  gemeinsam  eine  Arbeit  verrichten,  in 
gleichem  Bange  stehen  ^  oder  gemeinsam  Aufträge  von  einem  höher- 
gestellten Beamten  oder  von  dem  Herrn  selbst  erhalten.  In  den  ver- 
schiedenen Staaten  der  N.A.  Union  haben  jedoch  die  obersten  Gerichts- 
höfe den  Begriff  y^feÜow  servants'^  verschieden  ausgelegt. 

Im  vorliegenden  Falle  war  Kläger  einer  von  einer  Gruppe  von 
Arbeitern;  welche  mit  dem  Legen  eines  Geleises  auf  einer  der  be- 
klagten Eisenbahngesellschaft  gehörenden  Strecke  im  Staate  Pennsyl- 
vania beschäftigt  waren.  Diesen  Arbeitern  stand  ein  Aufseher  vor^ 
welcher  auch  das  Recht  hatte,  Arbeiter  anzustellen  und  zu  entlassen. 
Kläger  erlitt  durch  die  Fahrlässigkeit  dieses  Aufsehers  eine  schwere 
Verletzung.  Die  Klage  wurde  in  einem  Grerichte  des  Staates  Ohio 
eingereicht.  Nach  den  Entscheidungen  des  Staates  Ohio  wäre  der 
Aufseher  ohne  Zweifel  nicht  ein  ,^feUow  servant^  des  unter  seiner 
Au&icht  stehenden  Bahnarbeiters.  Das  Gregentheil  jedoch  gilt  nach 
den  Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes  von  Pennsylvania. 
Die  von  Letzterem  angenommene  ^  recht  gedehnte  Auslegung  des  Be- 
griffes y^feüow  servants^  wurde  auf  den  vorliegenden  Rechtsfall  ange- 
wendet ^  da  der  Unfall  sich  im  Staate  Pennsylvania  ereignet  hatte, 
und  der  EJäger  wurde  demgemäss  abgewiesen.  Wir  entnehmen  den 
EntscheidungsgrÜnden  Folgendes : 

„Eine  Handlung  muss  nach  dem  Recht  derjenigen  Gerichtsbarkeit 
benrtheilt  werden^  unter  deren  Herrschaft  sie  begangen  wurde.  Man 
muss  nämlich  annehmen;  dass  die  Partei,  welche  handelte  oder  zu 
handeln  unterliesS;  von  dem  Gesetz  sich  leiten  Hess,  welches  zur  frag- 
lichen Zeit  und  am  fraglichen  Ort  Geltung  hatte,  und  dem  sie  Ge- 
horsam schuldig  war.  Wenn  ihr  Verhalten  diesem  Gesetze  entsprach^ 
so  verletzte  sie  kein  fremdes  Recht  und  gab  keinen  Anlass  für  einen 


1)  Die  Entscbeidangsgrttnde  sind  übersetzt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr. 
MüUUUin  in  Hamburg. 
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Klageansprach,  denn  solche  sind  vorgesehen,  um  verletzten  Bechten 
abzuhelfen.  Auch  das  ist  nicht  wesentlich ,  dass  die  Nonnen  des 
.Bechts  von  Pennsylvania,  welche  dem  Kläger  die  Untemttttsnng  vor- 
sagen, das  irrige  Ergebniss  von  Urtheilssprüchen  der  Gerichtshöfe 
dieses  Staates  sind,  und  nicht  gesetzliche  Feststellungen.  Denn  die 
Rechtsnonnen,  welche  durch  richterliche  Entscheidungen  aufgestellt 
sind,  haben  dieselbe  verbindliche  Kraft  wie  gesetzliche  Feststellungen, 
solange  nicht  abändernde  oder  widersprechende  gerichtliche  Entschei- 
dungen oder  gesetzliche  Feststellungen,  welche  für  die  betreffenden 
Gerichte  verbindlich  sind,  ergingen.  In  der  Theorie  mag  es  richtig 
sein,  dass  es  hier  kein  gemeines  Recht  für  Ohio  oder  Pennsylvania 
giebt;  dass  das  gemeine  Recht  ein  und  dasselbe  für  jeden  Staat  ist, 
welcher  seine  Obligationen  anerkennt;  und  dass  die  Entscheidungen 
des  einen  Staates  nur  ein  Beweismittel  für  die  Gerichtshöfe  des  an- 
dern Staates  sind,  nicht  aber  dieselben  binden ;  —  in  der  Praxis  aber 
wissen  wir,  dass  bei  Anwendung  der  Regeln  des  gemeinen  Rechts  auf 
die  Ansprüche  von  Personen  leider  die  Ansichten  in  den  einzelnen 
Staaten  weit  auseinander  gehen,  und  dass  in  Folge  dessen  nothwendi- 
ger  Weise  Handlungen  und  Rechtsgeschäfte,  welche  in  dem  einen 
Staat  zur  Begründung  eines  EJageanspruches  genügen  würden,  in 
dem  andern  Staat  nicht  dasselbe  Ergebniss  herbeiführen,  imd  dass  bei 
Ausübung  der  Rechtspflege  rein  theoretisch  vorgegangen  werden  muss, 
um  der  Wahrheit,  welche  Thatsachen  und  Erfahrung  festgestellt 
haben,  Folge  geben  zu  können. '^ 

Interpretation  eines  Vertrcyes.     Anwendung  der  lex  loci  der  Er- 
füllung. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  von  Pennsylvania  im  Falle 
First  National  Bank  of  Waverly  vs  Hau,  gegeben  am  18.  Juli  1892. 

Durch  einen  im  Staate  Pennsylvania  geschlossenen,  jedoch  im 
Staate  New -York  zu  erfüllenden  Vertrag  verpflichtete  sich  A.,  dem 
B.  die  Summe  von  3000  Dollars  zur  Etablirung  eines  von  B.  zu 
führenden  Geschäftes  vorzustrecken,  wofür,  abgesehen  von  anderer 
Sicherheit,  A.  einen  Theil  des  Reinprofits  erhalten  sollte«  Eine 
Klausel  des  Vertrages  besagte,  dass  keine  darin  enthaltene  Bestinminng 
dahin  ausgelegt  werden  sollte,  dass  die  Kontrahenten  einen  Gresell- 
schaftsvertrag  eingegangen  hätten. 

Die  klägerische  Bank  verklagte  A.  zusammen  mit  B.  auf  Grund 
eines  von  B.  allein  gezogeneu  Wechsels,  und  zwar  in  einem  Gerichte 
des  Staates  Pennsylvania,  unter  der  Behauptung,  dass  auf  Grund  des 
oben  angeführten  Vertrages  A.  als  Gesellschafter  des  B.  mit  ihm  so- 
lidarisch haftbar  sei.  Die  Frage,  ob  auf  die  Auslegung  des  Vertrages 
die  lex  loci  contracttis  (Pennsylvania)  oder  das  Recht  des  Ortes  der 
Erfüllung  (New- York)  Anwendung  zu  finden  habe,  wurde  zu  Gunsten 
des  letzteren  entschieden.     In  der  Entscheidung  heiset  es: 
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„Obwohl  der  Vertrag  in  diesem  Staate  (Pennsylvania)  geschlossen 
worden  ist;  so  sollte  er  doch  im  Staate  New- York  zrxr  Aosfühmng 
gelangen.  Es  ist  nnn  aber  durch  anerkannte  Rechtsschriftsteller 
festgestellt;  dass  derartige  Fälle  eine  Ausnahme  ron  der  allge- 
meinen  Begel  bilden ,  wonach  die  lex  loci  über  die  Natur,  die  Bechts- 
Terbindlichkeiten  und  die  Konstruktion  von  Verträgen  entscheidet. 
Diese  Ausnahme  ist  vom  Bichter  Story  so  formulirt :  ,, Wenn  aber  der 
Vertrag  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  an  einem  anderen 
Orte  erfüllt  werden  sollte ,  so  ist  die  allgemeine  Hegel  die,  dass,  in 
Uebereinstinmiung  mit  der  vermutheten  Parteienabsicht;  der  Kontrakt, 
was  seine  Gültigkeit;  Natur,  verbindliche  Kraft  und  Auslegung  angeht, 
Ton  dem  Gesetz  des  Ortes  seines  Abschlusses  beherrscht  wird"  {Oon^ 
fliä  of  Laws  §  280).  Kanzler  KerU  stellt  die  Ausnahme  in  sachlich 
gleichen  Wendungen  fest  und  fügt  dann  hinzu,  dass  ;,dieser  Zweig 
der  Lehre  (von  der  lex  hei)  mehr  als  irgend  ein  anderer  verwirrt  ist 
diurch  allerlei  Unterscheidungen  und  &lsche  Aussprüche"  {Gommentariea 
vol  27;  459).  Welche  Autoritäten  aber  auch  immer  über  diese  Aus- 
nahme mit  einander  streiten  mögen,  so  stimmen  doch  alle  darin  überein, 
dass  die  Fragen ;  welche  mit  der  Erfüllung  eines  Vertrages  verknüpft 
sind;  durch  das  Gesetz  des  Erfüllungsortes  geregelt  werden  (Brown 
r.  Raüroad  Co.,  83  Pä,  St.  316;  Seudder  v.  Bank,  91  U.  8.  406). 
Dass  unter  dem  vorliegenden  Kontrakt  die  Parteien  Dritten  nicht 
verhaftet  werden  konnten  ohne  ihre  darauf  gerichtete  Vereinbarung; 
liegt  klar,  und  ebensO;  dass  desshalb  die  Frage  solcher  Haftung  noth- 
wendig  verbunden  sein  muss  mit  oder  entstehen  musste  aus  solcher 
Vereinbarung  und  sich  daher  nach  dem  Recht  von  New- York  su  be- 
stimmen hat.^ 

unterschied  xvnschen  Vef  jährung  und  kontraktlicher  Klagefrist. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  von  Pennsylvania;  28.  März 
1892;  im  Falle  Sea  Orove  Building  Association  vs.  Stockton. 

Ein  am  28.  März  1881  erlassenes  Gesetz  des  Staates  New  Jersey 
bestimmt;  dass  in  allen  Fällen;  in  welchen  ein  Schuldner  für  einen 
von  ihm  ausgestellten  Schuldschein  (bond)  hypothekarische  Sicherheit 
(mortgag^  giebt,  der  Gläubiger  zum  Zwecke  der  Eintreibung  seiner 
Forderung  zunächst  ein  Verficüiren  zum  Zwecke  des  gerichtlichen  Ver- 
kaufis  des  belasteten  Grundstückes  (to  foredose  the  mortgage)  einleiten 
muBS;  falls  jedoch  der  bei  solchem  gerichtlichen  Verkaufe  realisirte 
Betrag  die  Schuldforderung  sammt  Zinsen  und  Kosten  ^'QA  Verfahrens 
nicht  deckt;  soll  der  Gläubiger  das  Hecht  haben ;  für  den  Bestbetrag 
seiner  Forderung  eine  Klage  auf  Grund  des  Schuldscheins  einzureichen. 
Letztere  Klage  muss  innerhalb  6  Monaten  vom  Tage  des  gericht- 
lichen Verkaufs  des  belasteten  Grundstückes  eingeleitet  werden;  Ur- 
Üieil  und  Zwangsvollstrecknng  sollen  aber  nur  für  den  Bestbetrag  der 
Forderung     sammt   Gerichtskosten     ergehen.      Innerhalb    6   Monaten 

13* 
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nachdem  solches  Urtheil  ergangen  ist^  steht  es  dem  Schuldner  hei, 
das  gerichtlich  verkanfte  OmndstUck  gegen  Zahlung  der  Gesammt- 
schuld  sammt  Zinsen  und  allen  Kosten  lastenfrei  zurückzuerwerben 
(to  redeem)  und  zu  diesem  Zwecke  innerhalb  der  bezeichneten  Frist 
eine  Klage  einzureichen. 

Auf  Grund  des  angeführten  Gesetzes  hatte  ein  Gläubiger  durch 
ein  Gericht  des  Staates  New  Jersey  ein  daselbst  belegenes  zur  Siche- 
rung seiner  Forderung  hypothezirtes  Grundstück  zum  Verkauf  bringen 
lassen.  Die  dadurch  realisirte  Summe  deckte  die  Schuld  nicht  voll* 
ständig.  Mehr  als  6  Monate  nach  dem  Tage  des  Verkaufs 
reichte  der  Gläubiger  in  einem  Gerichte  des  Staates  Pennsylvania,  in 
welch  letzterem  der  Schuldner  sein  Domizil  hatte,  eine  auf  den  Schuld- 
schein basirte  Klage  für  den  Restbetrag  seiner  Forderung  ein. 

Der  beklagte  Schuldner  wendete  ein,  dass  das  Hechtsmittel  der 
persönlichen  Klage  auf  Grund  des  Schuldscheins  dem  Kläger  nicht 
mehr  zustehe,  weil  er  dieselbe  nicht  innerhalb  der  6  monatlichen,  vom 
Gesetze  des  Staates  New  Jersey  bestimmten  Frist  eingereicht  habe. 
Der  Kläger  replizirte,  dass  besii^e  Frist  eine  Verjährungsfrist  (atatuU 
of  hmitationsj  sei ,  dass  in  Bezug  auf  Verjährungen  jedesmal  die  lex 
fori  anzuwenden  wäre  und  dass  nach  den  Gesetzen  des  Staates  Penn- 
sylvania die  Verjährung  noch  nicht  eingetreten  sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  von  Pennsylvania  entschied,  dass  die 
6  monatliche  Frist  nicht  eine  Verjährungsfrist  im  gewöhnlichen  Sinne 
ist,  sondern  dass  sie,  wie  auch  das  ganze  oben  angeführte  Gresetz,  als 
eine  in  den  Hypothekarvertrag  zwischen  den  Parteien  hineinznlesende 
Bestimmung  anzusehen  ist^  und  wies  daher  die  Eüage  ab. 

In  den  Entscheidungsgründen  heisst  es: 

„Diese  Thatsachen  lassen  die  Frage  aufwerfen ^  ob  auf  Grund 
der  oben  angeführten  Beschlüsse  der  gesetzgebenden  Versammlung  von 
New  Jersey  der  Kläger  mit  der  von  ihm  auf  Grund  des  oben  bezeich> 
neten  Schuldscheins  angestrengten  Klage  in  diesem  Bezirke  etwas  er- 
reichen kann;  und  die  Antwort  auf  diese  Frage  muss  davon  ab- 
hängen, ob  die  wiedergegebenen  Vorschriften  Bestimmungen  über 
Verjährung  oder  Bestandtheile  des  Kontraktes  sind  und  daher  das 
Recht  der  Parteien  selbst  betreffen.  Ist  ersteres  richtig,  so  entscheidet 
die  lex  fori^);  ist  letzteres  richtig^  so  die  lex  loci  contractus.  Ver- 
jährungsfristen bilden,  wie  zutreffend  bestimmt  ist,  keinen  Theil  des 
Kontraktes  selbst,  sondern  berühren  allein  den  Anspruch  bei  seiner 
gerichtlichen  Geltendmachung.  Eine  Verjährungsfrist  ist  definirt  wor- 
den als  „eine  Bestimmung^  welche  eine  gewisse  Zeit  gewährt,  nach 
deren  Ablauf  Rechte  nicht  mehr  gerichtlich  durchgeführt  werden  kön- 


2)  Dass  die  Verjährung  sich  lediglich  nach  derlei  fori  entscheidet, 
ist  in  der  amerikanischen  und  englischen  Praxis  ebenso  unstreitig,  wie 
jetzt  in  Deutschland  die  gegentheilige  Ansicht  vorherrscht  (vgl.  ob.  S.  68 
und  70  die  Noten).    Anm.  des  Uebersetzers. 
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nen"^;    und  Richter  Oreen  hat  in   Sachen    Tmant  v.  Tenant,    HO  Pa. 
St,  485,  1  AU,  Bep,  532   ihren   Einflnss    resp.    ihre  Wirknng    so  be- 
schrieben:   ^Der  Staat   erklärt  einfach,    dass,    wenn    sein  Prozessweg 
benutzt    werden    soll,    dies    binnen    ganz    bestimmten   Zeiträumen    ge- 
schehen muss,    und  dass,    wenn    diess    nicht  geschieht,    der  Beklagte, 
weuB    er    will,    die    Saumseligkeit    des    Klägers    im  Prozesse    geltend 
machen    und    so    die    Wohlthat    der    Klagabweisung    sich    verschaffen 
kaun.     Materiell    liegt    somit   eine  Verhinderung   der   Benutzung   des 
Klageweges  nach  Ablauf  einer   bestimmten  Periode  vor,    und   folglich 
handelt  es  sich  hier  um  eine  Frage  der  Rechtsvertheidigung,  während 
die  Verpflichtung   aus    dem  Kontrakt    nicht  begrenzt    oder  gar    ange- 
hoben ist.^     Es  begrenzt  nun  das  Gesetz  von  1881  das  Klagerecht  des 
P&ndgläubigerB  aus  seinem  Schuldschein  auf  ,,  sechs  Monate  seit  dem  Ver- 
kauf der  bezeichneten  gepfändeten  Liegenschaften^.     Ebenso   begrenzt 
das  Urtheil  das  Recht  des  Schuldners,  eine  Klage  auf  Rttckgewährung 
anzustrengen    auf   ,.  sechs  Monate    nach  Erlass    eines    solchen  Urtheils 
über  den  nicht  gedeckten  Theil  der  Schuld  *^     Jede  dieser  Vorschriften 
enthält  alle  wesentlichen  Merkmale  einer  Verjährungsfrist,    nnd  wenn 
das  Gfesetz  nur  eine  oder  beide  enthielte  und  weiter  nichts,  so  würden 
wir  kein  Bedenken  tragen,  hier  auf  eine  Verjährungsfrist  zu  erkennen, 
welche    folglich    die  Rechtsverfolgung    allein    beträfe.     Jedoch  müssen 
wir  das  Gesetz  als  ein  Ganzes  betrachten    und  auslegen    und  uns  be- 
mühen   seine  Absicht    und  seinen  Gegenstand    festzustellen,    und    von 
diesem  weiteren  Gesichtspunkte  aus  erhellt,  dass  es  nicht  lediglich  die 
Zeit  begrenzen  wollte,  in  der  die  Klagen  aus  dem  Schuldscheine  oder 
auf  Rückgewähmng    zu    erheben    sind    (dies    sind    nur   Nebenpunkte), 
sondern   dass  es,    und  zwar    in    befehlender  Weise,    anordnen  wollte, 
wie  Schulden,    welche  durch  Schuldschein    und  Pfand    gesichert  sind, 
eingetrieben  werden  sollen:    und  es  ist    eine   zutreffende  Regel,    dass, 
wenn  eine  bestimmte  Art  des  Verfahrens  vorgeschrieben  ist,    alle  an- 
dern Arten     völlig     ausgeschlossen     sind.     In     gleicher  Weise    ist   es 
eine  richtige  R^el,  anzunehmen ,  dass  alle  Kontrakte  in  Hinblick  auf 
die  geltenden  Gesetze  gemacht  werden,    und  dass  letztere,    soweit  sie 
anwendbar  sind,    einen  Theil  des  Kontraktes  selbst  bilden.     Der  vor- 
liegende Pfandvertrag  war  daher  unter   und  im  Hinblick  auf  die  gel- 
tenden Gresetze  von  New  Jersey  gemacht,  welche  somit  zum  Kontrakt 
gehören    und    einen  stillschweigenden  Theil  der  Abmachung  der  Par- 
teien   bilden.     Zur   Erfüllung   der   Erfordernisse   dieser    Gresetze    war 
der  Pfandgläubiger  bei  nicht  erfolgender  Zahlung  gebimden,  zunächst 
das  Verfahren  zum  Zwecke    des  gerichtlichen  Verkaufs    des    belasteten 
Grundstücks  einzuleiten.  Hätte  er  in  Verletzung  dieser  stillschweigen- 
den AbnuMÜiung  zuerst  seinen  Schuldschein  eingeklagt,  sei  es  in  New 
Jersey  oder  in  Pennsylvania,  so  hätte  das  Gesetz  von  1881   eine  volle 
Qüd  ganze  Vertheidigung  hergegeben   und  hätte  eine  Eintreibung  ver- 
hindert,   nicht  weil    es  Fristen    für  gewisse  Klagen  enthält,    sondern 
weil  hier    eine  Verletzung  des  Vertrages  vorgelegen  hätte,    denn    der 
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Pfimdgl&ubiger  hätte  auerst  das  Ffiand  gerichtlich  verkaufen  lassen 
müssen^  und  wenn  er  dann  auf  Grund  des  Schuldscheins  einen  et- 
waigen Ausfall  eingetrieben  hätte ,  so  würde  der  Schuldner  sechs  Mo- 
nate seit  Erlass  des  Urtheils  über  solchen  Ausfall  gehabt  haben, 
binnen  deren  er  seine  Klage  auf  Bttckgewährung  hätte  erheben  können, 
deren  er  sonst  beraubt  sein  würde.  Es  würden  somit  nicht  nur  die 
Bechtsyerfolgung,  sondern  die  Rechte  der  Parteien  selbst  betroffen 
sein.  Das  Oesetz  von  1881  ist  kein  Yerjährungsgesetz ,  sondern  ein 
solches  Gesetz,  welches  die  Yerfahrensart  für  alle  Pfandverträge  ordnet 
und  regelt,  die  im  Staate  New  Jersey  eing^angen  sind.  £s  zwingt 
nicht  nur  den  Pfandgläubiger,  zuerst  den  gerichtlichen  Verkauf  des  1 
Pfandes  einzuleiten,  und,  wenn  er  auf  Grund  des  Schuldscheins  wegen 
des  Ausfalles  vorgehen  will,  mit  seinem  Klagever&hreii  binnen  sechs 
Monaten  seit  dem  Datum  des  Verkaufes  der  verpfiCudeten  Liegen- 
schaften zu  beginnen,  sondern  gestattet  auch  im  Fall,  dass  das  Ur- 
theil  auf  Grund  des  Schuldscheins  zur  Befriedigung  führt,  die  Wieder- 
eröffnung des  Verfahrens  über  den  gerichtlichen  Verkauf  der  Liegen- 
schaften und  gewährt  dem  Schuldner,  welcher  dem  Urtheil  genügt 
hatte,  eine  Frist  von  sechs  Monaten  seit  Erlass  jenes  Urtheils,  um 
darin  seine  Klage  auf  Rückgewährung  anzubringen.  Obwohl  das  Ge- 
setz nicht  sagt,  dass  die  Schuld  erloschen  ist,  falls  der  Pfiiuidgläabiger 
seine  Klage  aus  dem  Schuldschein  in  der  bezeichneten  Frist  nicht 
erhebt,  so  ist  dies  doch  gewiss  eine  gegebene  und  logische  Folgerung, 
denn  wenn  sie  nicht  erloschen  wäre  und  die  Klage  noch  später  er- 
hoben werden  könnte,  so  würde  das  Verfahren  über  den  gerichtlichen 
Verkauf  der  Liegenschaften  nicht  wieder  eröffiiet  werden  können.  Dann 
aber  wäre  der,  welcher  dem  Urtheil  genügt  hatte,  seines  Bechtes 
auf  Rückgewährung  beraubt,  und  die  ihm  hiezu  gewährte  Frist  von 
sechs  Monaten  würde  ohne  Sinn  und  Zweck  sein.  Weiter  ergiebt 
sich  aber  aus  dem  Titel  des  Gesetzes  selbst,  dass  es  nicht  von  der 
Verjährung  handelt,  denn  es  bezeichnet  sich  als  „ein  Gresetz,  betreffend 
die  gerichtliche  Geltendmachung  von  Schuldscheinen  und  Pfändern  für 
dieselbe  Schuld  und  das  gerichtliche  Verfahren  zur  Verwerthung  der- 
artig verpfändeter  Liegenschaften".  Wir  sind  daher  der  Ansicht,  dass 
die  Akte  der  gesetzgebenden  Versammlung  von  New  Jersey  vom 
23.  März  1881  einen  Bestandtheil  des  Kontraktes  bildete  und  daher 
nicht  nur  das  gerichtliche  Verfahren  auf  Grund  des  Kontraktes,  son- 
dern auch  die  Rechte  der  Parteien  aus  demselben  berührt,  und  dass, 
da  Kläger  es  unterlassen  hat,  auf  Grund  seines  Schuldscheins  binnen 
sechs  Monaten  seit  der  Versteigerung  der  ihm  verpfändeten  Liegen- 
schaften Klage  zu  erheben,  die  Schuld  erloschen  ist,  wesshalb  er  mit 
dieser  Klage  nichts  mehr  erreichen  kann.'' 


Grieehenland«  187 

Griechenland. 

Beehtsprechung  der  griechischen  Gerichtshofe. 

KanJcurserÖffnung    über    eine    ausländische,    im   ausländischen 
Domixilort  bereits  in  Konkurs  gerathene  Aktiengesellschaft 

Entscheidung  des  Appellationsgerichts  Atheu^  Nr.  1002  des  Jahres  1892. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Kechtsanwnlt  Dr.  v.  Streit  In  Athen. 

Die  Appellklägerin  behauptet: 

1)  dass  sie,  als  im  Ausland  domizilirte  Gesellschaft,  zu  Unrecht 
von  der  angefochtenen  erstinstanzlichen  Entscheidung  in  Konkurs 
erklXrt  worden,  da  den  griechischen  Gerichten  die  Kompetenz  dazu 
mangele; 

2)  dass  der  Antrag  auf  Konkurseröffnung  hätte  verworfen  werden 
müssen ,  weil  bereits  im  Domizil  der  Gresellschaft  (in  Belgien)  über 
dieselbe  der  Konkurs  eröffnet  worden:  auch  seien  bereits  dort  Liqui- 
datoren bestellt; 

3)  dass  sie  auch  deswegen  zu  Unrecht  in  Konkurs  erklärt  worden 
sei,  weil  die  Gesellschaft  auf  Grund  des  belgischen  Gresetzes  vom 
29.  Juni  1887  —  welches  ein  vorläufiges,  die  Konkurseröffnung 
hinderndes  Vergleichsverfahren  eiugeHihrt  —  sich  verglichen  habe. 

Diese  AnfechtungsgrUnde  der  Appellklägerin  wurden  verworfen. 
In  Ermangelung  gesetzlicher  Bestimmungen  in  Griechenland  müsse 
die  Frage  nach  dem  anzuwendenden  Prinzip  auf  Grund  der  Wissen- 
schaft sowie  nach  Utilitätsrücksichten  gelöst  werden.  Nun  bezwecke 
der  Konkurs  die  Regelung  der  Interessen  der  Gläubiger  und  diese 
Interessen,  die  sonstige  Kompetenz  vorausgesetzt,  müssen  und  dürfen 
von  jedem  Staate  in  Schutz  genommen  werden,  ohne  Bücksicht  auf 
die  Nationalität  des  Gemeinschuldners.  Die  Eigenschaft  als  Ausländer 
sei  einer  Konkurseröffnung  in  Griechenland  durchaus  nicht  im  Wege, 
um  so  weniger,  als  die  in  Belgien  domizilirte  Aktiengesellschaft  in 
Griechenland  nicht  nur  Handelsgeschäfte  treibe  (sie  hat  die  Kon- 
struktion der  Myli-Kolamata-Bahn  übernommen),  sondern  auch  einen 
in  Griechenland  ansässigen  Agenten  und  Repräsentanten  habe,  der  im 
Namen  der  Gesellschaft  zu  zeichnen  und  mit  Staat  und  Privaten 
Verträge  zu  schliessen  befugt  sei  und  von  dieser  Befugniss  mehrfach 
Gebranch  gemacht  habe. 

Die  zweite  Behauptung  aber  sei  um  deswillen  unbegründet,  weil 
die  Zulässigkeit  der  Konkurseröffnung  im  Inland  über  eine  Gesellschaft, 
die  zwar  im  Ausland  ihre  Niederlassung  und  den  eigenüichen  Mittel- 
punkt ihrer  Arbeiten  hat,  aber  auch  im  Inland  eine  selbständige 
Filiale  mit  besonderen  Gläubigern  und  Schuldnern  besitzt,  selbst  wenn  sie 
am  Niederlassungsort  bereits  in  Konkurs  gerathen  sei,  durch  die  Noth- 
wendigkeit  des  Schutzes  dieser  besonderen  Gläubiger  und  Schuldner 
geradezu  geboten  erscheine,  trotzdem  auch  dadurch  das  Prinzip  der 
Einheitlichkeit  des  Konkurses  verletzt  wird.  Eine  strenge  Durchführung 
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dieses  Prinzips  würde  zu  unüberwindbaren  Schwierigkeiten  bei  der 
Regelung  der  Konkursrechtsverhältnisse  fUhren.  Der  durch  die  aus- 
ländische Sentenz  eröffiiete  Konkurs  wird  zwar  in  Griechenland  an- 
erkannt und  die  durch  dieselbe  ernannten  Liquidatoren  resp.  Konkurs- 
verwalter reprSsentiren  auch  vor  den  griechischen  Gerichten  das 
Konkursvermögen^  sogar  ohne  dass  die  Sentenz  in  Griechenland  be- 
sonders für  vollstreckbar  erklärt  zu  werden  braucht^  aber  nur  be- 
züglich des  im  Ausland  befindlichen  Vermögens  und  der  das  Aus- 
land  betreffenden  Geschäfte. 

Was  endlich  die  dritte  Behauptung  beträfe^  so  folge  schon  aus 
obigen  Ausführungen,  dass,  wenn  der  Konkurs  über  die  Appellklägerin 
hier  hat  eröffiiet  werden  dürfen^  das  hiesige  Gericht  die  einheimischen 
Gesetze  wird  anzuwenden  haben^  zumal  es  sich  um  eine  Aktienge- 
sellschaft handle;  welche  kraft  inländischer  staatlichen  Anerkennung 
nur  sich  hier  etabliren  und  Handelsgeschäfte  betreiben  kann. 

Anmerkung.  Zur  Erhärtung  obiger  Entscheidung  werden  mehrere 
französische  Schriftsteller  und  Sentenzen  angeführt:  u.  A.  DSmangeatj 
Ccndition  des  Etrangers  en  France  p.  397,  Älatijet  Nr.  2431,  Journal  du 
droit  inUm.  privi  1874  S.124,  1877,  S.  144,  Apoll.  Ger.  Paris  23.  Dezember 
1867  {Sirey  48,  IV,  S.  335),  23.  März  1868,  22.  Februar  1872  (Sirey  72,  S.  290). 
30.  August  1867  etc. 

Betreffs  der  Frage  sub  2  ist  entgegengesetzter  Meinung  das  Handels- 
rechtslehrbuch  von  BoMis,  im  Anbang  des  3.  Bandes  (S.  366),  welcher 
das  internationale  Konkursrecht  (wesentlich  auf  Grund  von  Karh,  Bei 
faUimento  secondo  ü  diritto  privato  iwUmazionohy  1870  ausgearbeitet)  ent- 
hält. —  Die  Praxis  jedoch  scheint  wesentlich  aus  Zweckmässigkeitarttck- 
sichten  der  in  der  mitgetheilten  Entscheidung  verfochtenen  Ansicht  sich 
anzuflohliessen. 


Niederlande. 

Niederländische  Beelitsprechiiiig. 

Mitgetheilt  von  Herrn  H.  J.  A.  Mülder,  Doktor  der  Rechte  im  Haag,  Mit- 
glied der  Gesellschaft  für  vergleichende  Reohtewiasenschaft  in  Paris. 

Aufstellung  eines    Vertreters  für  einen  in   einem  ausländischen 
Irrenhmise  untergebrachten  Oeisteskranken. 

Nach  Art.  83  des  Irrsinnigen-Gesetzes  kann  kein  provisioneller 
Vertreter  ernannt  werden  ^  wenn  jemand  nicht  in  den  Niederlanden, 
sondern  in  einem  ausländischen  Irrenhause  aufgenommen  ist. 

Das  Bezirkstribunal  zu  Arnheim  wies  den  Antrag  auf  Ernen- 
nung ab^  aus  dem  Grunde  des  Art.  88  des  obenerwähnten  Gesetzes, 
welches  allein  Wirkung  hat  in  Bezug  auf  Stiftungen,  die  der  Staats- 
kontrole  hier  zu  Lande  unterworfen  sind. 

Bezirkstribunal  zu  Arnheim^  S9.  April  1891  (Weekblad  van  het 
Beoht  No.  6038), 
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Oerichtsxuständigkeit  über  Fremde. 

Die  Artikel  42  des  Ricfaterl.  OrganiBatiousgesetzes  und  98 
sab  4  des  Zivilprozessordnungsgesetzbnches  sind  anwendbar,  selbst 
wenn  die  Parteien  Fremde  sind;  Art.  127  der  Zivilprozessordnimg 
nur  dann,  wenn  persönliche  Forderaugen  in  Frage  stehen,  wo  die  Kom- 
petenz angegeben  wird  durch  den  Wohnsitz  oder  das  Domizil  der 
Kläger  oder  Beklagten  nach  Art.  126  a — c  und  97. 

Hohe  Rath  der  Niederlande  20.  Februar  1891  in  Kassation 
eines  Urtheils  des  Bezirkstribunals  zu  Maastricht  vom  9.  Oktober 
1890  (Weekblad  van  het  Recht  Nr.  5995). 

Recht  der  Beschlaglegung, 

Das  Recht  der  Beschlaglegung  nach  Art.  764  der  Zivilprozess- 
ordnung ist  nicht  davon  abhängig,  ob  jemand  Fremder  ist  oder  nicht 
sondern  nur  vom  Nichtbesitze  eines  festen  Domizils  des  Schuldners^ 
gleichgültig  ob  dieser  Fremder  ist  oder  nicht.  Das  Recht  des  Be- 
schlags ist  also  den  Fremden,  die  hier  zu  Laude  domizilirt  sind, 
nicht  entzogen.  Art.  127  der  Zivilprozessordnung  muss  als  eine 
Ausnahme  von  Art.  9  der  allgemeinen  Bestimmungen  betrachtet  werden. 

Gründe:  Dass  Art.  764  der  Zivilprozessordnung  jedem  Gläubiger 
die  Befngniss  verleiht,  mit  Erlaubniss  des  Bezirkstribunals-Fräsidenten 
des  Orts,  wo  die  Güter  gelegen  sind^  und  selbst  des  Kantonrichters 
im  Orte,  wo  kein  Tribunal  besteht ,  Besclilag  auf  das  Gut  seines 
Schuldners  zu  legen,  wenn  dieser  kein  bekanntes  Domizil  im  Reiche  hat; 

dass  das  Recht  also  nicht  abhängig  davon  ist,  ob  jemand  Fremdling 
ist  oder  nicht,  sondern  nur  von  dem  Nichtbesitze  eines  festen  Domi- 
zils des  Schuldners,  gleichgültig,  ob  dieser  Niederländer  ist  oder  Fremder; 

dass  die  Wirkung  der  niederländischen  Gesetze  beschränkt  ist 
auf  das  niederländische  Territorium,  dass  aber  auch  Fremde  hier 
Rechtshandlungen  vornehmen  können,  und  dass  zufolge  Art.  9  der 
allgemeinen  Bestimmungen  das  bürgerliche  Recht  des  Königreiches 
dasselbe  ist  für  Fremde  wie  für  Niederländer,  wenn  das  Gesetz  nicht 
ausdrücklich  das  G^entheil  bestimmt; 

dass  infolge  dessen  auch  ein  Fremder  vor  dem  Niederländischen 
Richter  kann,  belangt  werden,  wenn  er  hier  zu  Lande  Domizil  oder 
eine  feste  Residenz  hat;  dass  Art.  127  d.  Zivilprozessordnung  eben 
eine  Ausnahme  enthält  von  der  erwähnten  Regel,  in  Folge  dessen 
^  den  Fall,  dass  ein  Fremder,  welcher  nicht  allein  hier  kein  be- 
kanntes Domizil  hat  oder  hierselbst  nicht  verweilt  und  welcher  einem 
Niederländer  gegenüber  Verbindlichkeiten  eingegangen  ist,  mit  Aus- 
nahme von  Fremden  diesem  das  Recht  gegeben  ist,  ihn  vor  den  Nieder- 
ländischen Richter  zu  rufen.  Tribunal  zu  Utrecht,  den  5.  November 
1890  (Weekblad  van  het  Recht  Nr.  5960). 
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Oesterreich. 

Beehtsprechnng  der  osterrelehischeii  Ctorlehtshofe. 

Det'  ZMstellung  einer,   auf  Ortind  des   Oerichtsstandes  des  Ver- 
trages   bei   eitlem    k.  preussischen    Gerichte  Überreichten    Klage 
—  an  den  in  Oesterreich  domixilirenden  Geklagten,  steht  ein  ge- 
setzliches Hindemiss  nicht  entgegen. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofs  vom  7.  Dezember  1892 
Z.  14847  (Bestätigung  der  gleichförmigen  Erledigungen  des  k.k.  Han- 
delsgerichts in  Wien  vom  28.  Oktober  1892  Z.  171243  und  des 
k.  k.  Oberlandesgerichts  in  Wien  vom  17.  November  1892  Z.  15820». 

In  der  bei  dem  k.  Landgerichte  in  Frankfurt  a.  M.  anhängigen 
Rechtssache  der  Genossenschaftsbank  A  wider  B  in  Wien  pto. 
1608514  Mark  20  Pf.  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  dem  Rekurse 
des  B  gegen  den  erstrichterlicheu  Bescheid,  womit  in  Folge  der  Re- 
quisition des  genannten  Landgerichts  die  Zustellung  der  Klage  an  B 
verfügt  wurde,  keine  Folge  zu  geben  imd  den  angefochtenen  Bescheid 
zu  bestätigen  befunden;  —  weil  nach  den  bestehenden  Greaetzen^  ins- 
besondere nach  den  Bestimmungen  der  Hofd.  vom  18.  Mai  1792 
ZI.  16  J.G.8.  —  und  vom  4.  August  1840  ZI.  560  J.G.S.  —  und 
der  Verordnung  des  J.M.  dto.  17.  Jänner  1857  ZI.  15.  R.6.B1.  - 
die  inländischen  Gerichte  verpflichtet  sind,  den  königl.  preussischen 
Gerichten  —  soweit  nicht  durch  spezielle  Normen  etwas  anderes  ver- 
fügt wird  —  Rechtshülfe  zu  leisten,  —  insbesondere  auch  dem  Er- 
suchen um  Zustellung  von  Klagen  an  Qsterr.  Staatsangehörige  zu  ent- 
sprechen und  weil  das  in  früherer  Zeit,  in  Folge  der  im  Königreiche 
Preusseu  damals  geltenden  G.O.,  nach  dem  Grundsatze  der  Reziprozit&t 
bestandene  Hinderniss  der  Zustellung  solcher  Klagen,  welche  g^en  einen 
österreichischen  Staatsangehörigen,  auf  Grund  des  Gerichtsstandes  des  Ver- 
trages, bei  einem  preussischen  Gerichte  angebracht  und  von  letzterem 
verbeschieden  worden  waren,  mit  Rücksicht  auf  die  seither  eingetre- 
tene Veränderung  der  Gesetzgebung  im  Deutschen  Reiche  und  die 
seitdem  auch  bezüglich  der,  in  Folge  des  erwähnten  Gerichtsstandes, 
bei  den  beiderseitigen  Gerichten  angebrachten  Klagen  in  üebung  be- 
findliche Gegenseitigkeit  der  Rechtshülfe,  hinwegge&llen  ist,  und 
weil  hiernach  das  k.  k.  Handelsgericht  dem  an  dasselbe  von  dem 
k.  Landgerichte  I  in  Frankfurt  a.  M.  gestellten  Ersuchen  zu  ent- 
sprechen hatte. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  den  a.  o.  Revisionsrekurs  des 
B.  verworfen,  dies  in  Erwägung,  dass  die  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums vom  14.  August  1857  Nr.  153  R.G.Bl.  lediglieh  die 
damals  im  Königreiche  Preussen  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  des 
Vertrages  bestandenen  Vorschriften  den  k.  k.  Gerichten  zum  Behnfie 
der  Anwendung  der  Reziprozität    bekannt  gegeben  hat,    dass  diese  in 
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Preasflen  bestandenen  Vorschriften  dnrch  den  §  29  der  seit  1.  Okto- 
ber 1879  für  das  Deutsche  Reich  in  Wirksamkeit  getretenen  Zivil- 
prozessordnnng  derogirt  erscheinen ,  dass  nach  den  Grundsätzen  der 
Gegenseitigkeit  der  Zustellung  einer  auf  Grund  des  Grerichtsstandes 
des  Vertrages  bei  einem  k.  preussischen  Gerichte  überreichten  Klage 
an  den  in  Oesterreich  domizilireuden  Geklagten  ein  gesetzliches 
Hindemiss  nicht  entgegensteht  und  dass  daher  im  gegebenen  Falle 
die  zur  Aufhebung  oder  Abänderung  gleichlautender  Entscheidungen 
nnd  Verfügungen  im  Sinne  des  Hofdekrets  vom  15.  Februar  1883 
Z.  2593  I.G.S.    nothwendigen  Voraussetzungen   keineswegs  vorliegen. 

Im  Verfahren  wegen  Anerkennung  der  Vollstreckbarkeit  eines 
ausländischen    Urtheils    kann    die    Bestellung    einer   aktorischen 

Kaution  nicht  begehrt  werden, 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofs  vom  29.  November  1892 
Z.  18982  (Zurückweisung  eines  ausserordentlichen  Revisionsrekurses 
^^^l^  die  gleichförmigen  Entscheidungen  des  k.  k.  Handelsgerichts  in 
Prag  vom  4.  August  1892  Z.  42907  und  des  k.  k.  Oberlandesgerichts 
daselbst  vom  13.  September  1892  Z.  27257.) 

Im  Zuge  des  über  das  Gesuch  der  Firma  Te.  &  To.  in  Berlin 
am  Vollstreckbarkeitserklärung  oines  Urtheils  der  IX.  Handelskammer 
des  k.  Landgerichts  I  zu  Berlin  wider  S.  F.  in  Frag  wegen  12253  Mark 
eingeleiteten  Verfahrens  im  Sinne  der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792 
I.G.8.  Nr.  16  und  vom  15.  Februar  1805  I.G.S.  Nr.  11  stellte  letzterer 
das  Begehren  um  Verhaltung  der  oben  genannten  Firma  zum  gericht- 
lichen Erläge  einer  Kaution  im  Betrage  von  300  fl.  zwecks  Sicher- 
stellnng  der  ihm  in  diesem  Verfahren  erwachsenden  Gerichtskosten. 

Dieses  Begehren  wurde  nach  erfolgter  Einvernahme  der  Parteien 
von  beiden  Untergerichten,  vom  Oberlandesgerichte  deshalb  abgewiesen, 
weil  das  G^esetz  im  §  406  a.  G.O.  nur  dem  KlKger  die  Verpflichtung 
znr  Bestellung  einer  aktorischen  Kaution  auferlegt,  somit  eine  Klage, 
fiber  welche  nach  den  Bestimmungen  der  a.  G.O.  ein  kontradiktorisches 
Verfahren  einzuleiten  ist,  zur  nothwendigen  Voraussetzung  hat,  diese 
gesetsliche  Bestimmung  daher  im  Delibationsverfahr^i,  in  welchem 
weder  ein  kontradiktorisches  Verfahren  stattzufinden  hat,  noch  über- 
haupt über  die  Liquidität  eines  bestrittenen  Rechtsanspruches  zu  ent- 
scheiden, sondern  lediglich  nach  Einvernehmung  der  Parteien  fest- 
zustellen \aXj  ob  im  konkreten  Falle  die  durch  das  Gesetz  in  dem 
Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  I.G.S.  Nr.  16  und  vom  15.  Februar  1805 
J.0.8.  Nr.  11  festgesetzten  Bedingungen  zur  Ertheilung  der  Exeku- 
tion auf  das  von  dem  ausländischen  Richter  gefüllte  Erkenntniss  vor- 
handen sind^  keine  Anwendung  findet. 

Den  dagegen  überreichten  ausserordentlichen  Revisionsrekurs  fand 
der  oberste  Gerichtshof  wegen  Abganges  der  Voraussetzungen  des  Hof- 
dekiets  vom  15.  Februar  1883  J.6.S.  Nr.  2598  zurückzuweisen. 
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Zur  Einleitung  des  Delibationsverfahrens  ist  ein  Ersucßt8(Areiben 
von  Seite  de^  italienischen  Gerichts,  welches  das  in  Oesterreich 
XU  rollstreckende  Urtheil  erlassen  hat,  an  die  österreichische 
Oerichtshehörde  nicht  nothwendig,  sondern  kann  das  Artsuchen 
um  Einleitung  des  Delibationsverfahrens  direkt  bei  der  letzteren 
angebracht  werden  (Minist.- Verord.  v.  29,  September  1879  Nr,  120 
R,0,BI,  und  Art,  942  ital.  Ziv,Pr,Ord,). 

Die    Parteien   sind    als    vorschriftsmässig  vorgeladen   anzusehen, 
wenn    die   Ladung   nach    den    Vorschriften   der    ital,    Oerichts- 
Ordnung  stattgefunden  hat  (M,  Vdg,  29,  September  1879  Nr.  120 
'  R,0,BI,  und  Art  141,  142  der  ital  Ziv,Pr,Ord,) , 

Das  von  A  gegen  B  beim  k.  k.  Laudesgerichte  in  IViest  über- 
reichte Gesuch,  in  welchem  das  Begehren  um  MobiliarpflUidimg  und 
Einantwortung  eines  Gehaltes  des  Exekuten  zur  Hereinbringung  einer 
Forderung  von  100  Lire  nach  vorausgegangenem  Delibationsver£ahren 
gestellt  wurde,  wurde  vom  Landgerichte  sofort  znrfickgewiesen ,  und 
das  Oberlaudesgericht  in  Triest  hat  über  Rekurs  des  A  den  erst- 
richterlichen Bescheid  bestätigt.  Die  Entscheidung  der  untergericht- 
lichen  Instanzen  stützen  sich  auf  folgende  Gründe: 

Die  Ministerialverordnung  vom  22.  Januar  1853  Z.  13  H.G.B1. 
verlangt  zur  Einleitung  des  Delibationsverfahrens  ein  Ersuchschreiben 
von  Seite  der  erkennenden  italienischen  Gerichtsbehörde ^  wie  es  in 
Italien  von  Seite  des  erkennenden  österreichischen  Grerichtes  erfordert 
wird.  Diese  Ministerialverordnung  wurde  durch  die  spätere  Ministerial- 
verordnung vom  29.  September  1879  Z.  120  R.G.BL,  was  die  Form 
und  die  Art  eines  Gesuches  um  Eiuleitimg  des  Delibationsverfahrens 
betrifft,  nicht  aufgehoben.  Nachdem  nun  ein  derartiges  Ersuchschreiben 
nicht  vorliegt,  so  war  das  direkt  Überreichte  Gesuch  abzuweisen. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom 
2.  Juli  1891  Zahl  7625  über  den  ausserordentlichen  Revisionsrekurs 
des  A  beide  untergerichtlichen  Entscheidungen  aufgehoben  und  dem 
Landesgerichte  in  Triest  aufgetragen,  über  das  Gesuch  des  A  das 
Delibationsverfahren  einzuleiten,  weil  nach  der  Ministerialverordnung 
vom  29.  September  1879  Nr.  120  R.G.B1.  bei  Vollstreckung  italirai- 
scher  Zivilurtheile  in  Oesterreich  die  Reziprozität  beobachtet  werden 
musB,  weil  nach  Art.  942  der  Zivilprozessordnung  des  italienischen 
Königreichs  zur  Erwirkung  eines  Delibationsurtheils  nicht  nothwendig 
ist,  dass  das  Exekutionsgesuch  von  einem  Ersuchschreiben  der  firemden 
Gerichtsbehörde,  welche  das  zu  vollstreckende  Urtheil  erlassen  hat. 
begleitet  werde,  sondern  dieses  Gresuch  auch  direkt  von  der  Partei  bei 
dem  zuständigen  Appellationshofe  eingebracht  werden  kann,  weshalb 
auch  das  Exekutionsgesuch  des  Rekurrenten  direkt  beim  k.  k.  Landes- 
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geriehte  in  Trieet  eingebracht  werden  konnte,  and  weil  es  sich  gegen- 
wärtig nnr  um  eine  Verfügung  wegen  Einleitung  des  Delibationsver- 
&hren8  handelt. 

Auf  Grund  dieser  Entscheidung  hat  nun  die  erste  Instanz  nach 
duvhgeführtem  Delibationsverfahren,  in  der  Erwägung,  dass  der 
Exekut  behauptet,  dass  ihm  die  Vorladung  nie  zugestellt  wurde  und 
iu  jedem  Falle  die  k.  Prätur  in  Tolmezzo  nicht  kompetent  war,  das 
fragliche  UrtheO  zu  fallen,  weil  er  (Greklagter)  seinen  Aufenthaltsort 
iu  Triest  hat:  in  Erwägung,  dass  die  letztere  Einwendung  nicht 
begründet  erscheint,  in  der  Erwägung  aber,  dass  die  erste  Ein- 
wendung gerechtfertigt  erscheint,  weil  dem  Gesuchsteller  schon  bei 
Ueberreichung  der  Klage  der  Aufenthaltsort  des  Geklagten  bekannt 
war,  weshalb  Kläger  die  zur  persönlichen  Zustellung  nach  der  vom 
Art.  142  ital.  Z.F.O.  vorgeschriebenen  Norm  noth wendiger  Angaben 
dem  angerufenen  Gerichte  zu  machen  verpflichtet  war;  iu  Erwägung, 
dass  es  unbestritten  ist,  dass  die  Zustellung  der  Vorladung  zu  Hän- 
den des  Geklagten  nicht  erfolgte,  und  dass  daher  die  Ladung  nicht 
nach  den  in  Oesterreich  bestehenden  Nonnen  erfolgt  ist,  dem  Exe- 
kutionsgesuche  des  A  keine  Folge  gegeben. 

Ceber  Appellationsrekurs  des  A  wurde  diese  Entscheidung  vom 
Oberlandesgerichte  abgeändert  und  dem  erwähnten  Exekutionsgesuche 
Folge  graben,  weil  der  fragliche  Rechtsstreit  in  Italien  durchgeführt 
wurde,  und  nach  der  von  der  Ministerial Verordnung  vom  29.  Septem- 
ber 1879  Nr.  120  voi^schriebenen  Beobachtung  der  Gegenseitigkeit 
die  Parteien  als  vorschrifbsmässig  vorgeladen  anzusehen  sind,  wenn 
die  Zustellnng  nach  den  Vorschriften  der  italienischen  Zivilprozess- 
ordnung stattgefunden  hat:  weil  in  dieser  Richtung  die  Vorschrift;  der 
Art.  141,  142  der  itaL  Z.P.O.  massgebend  ist  und  da  der  Geklagte 
B  im  italienischen  Königreiche  weder  wohnhaft,  noch  domizilirt  ist, 
noch  seinen  Aufenthalt  hat,  gemäss  Art.  142  nach  der  von  Art.  141 
bestimmten  Norm  vorzuladen  war,  nach  welcher  der  Vorzaladende  als 
eine  Person  ohne  bekanntes  Domizil,  Wohnung  oder  Aufenthaltort 
zn  betrachten  ist;  weil  zu  seiner  Vorladimg  die  Vorschriften  des 
Art.  141  beobachtet  wurden  und  weil  B  von  dem  gegen  ihn  anhängig 
gemachten  Zivilprozesse  Kenntniss  erlangt  hat,  da  er  gegen  das  Bei- 
ortheil  Beschwerde  eingebracht  hat. 

Diese  Entscheidung  wurde  vom  Obersten  Grerichtshofe  mit  Er- 
ledigung vom  22.  November  1892  Z.  18717  ans  deren  sach-  und 
gesetzgemässen  Begründung  bestätigt. 
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Schweiz. 

Beehtsprechnng  sehwebserificher  Geriehtshofe. 

Entschädigu7ig8klage  für  eine  von  einem  Berner  auf  franxcsi- 
schem  Boden  begangene  rechtsundrige  Handlung  tvird  hinsichtUch 
der  Frage  der  Klageverjährung  vom  Schweiz.  Rechte  beherrscht  — 
Der  franxösisch-schweixe^^che  Staatsvertrag  regelt  nur  die  Präge 
des  Oerichtsstandes ,    entscheidet  aber  nicht  über  das  anwendbare 

materielle  Recht, 

£iit8ch.  des  bern.  Appell-  und  Kass.-Hofs  vom  5.  Mai  1892;  Donzelot 
c.  Bieri.  (Zeitscbr.  d.  Bern.  Juristen- Vereins  Bd.  28  8.  592  ff.) 

£in  in  Montandon  (Doubs^  Frankreich)  wohnhafter  Oneste  Donzelot 
wurde  am  17.  Oktober  1889  auf  der  Strasse  zwischen  Maiehe  und 
Montandon  von  einem  Einspänner-Fuhrwerk  überfahren ,  auf  welchem 
die  Pferdehändl^  Marx  aus  Aarburg  und  Bieri  aus  Burgdorf  sasseu: 
er  erlitt  einen  Beinbruch  und  wandte  sich  an  den  letztgenannten 
brieflich,  aber  erfolglos,  um  Entschädigung,  als  Betrag  der  letzteren 
1000  Fr.  fordernd  und  ging  sodann  die  Behörden  um  Beistand  an. 
Nach  langen  Weiterungen,  von  Behörde  zu  Behörde  hin  und  berge- 
schoben,  erlangte  er  endlich  am  27.  Dezember  1890  vom  bern.  App.- 
u.  Kass.-Hof  das  Armenrecht,  um  seinen  Bechtsauspruch  vor  den  Ge- 
richten verfolgen  zu  können.  Am  3.  März  1891  wurde  die  Ladung 
ziui  Sühnevers  ach  dem  Beklagten  zugestellt;  die  Einreichung  der 
Klage  fand  am  11.  Juni  gl.  J.  statt.  Letztere  stützte  sich  auf  die 
Bestimmungen  des  franz.  Zivilgesetzbuches;  besonders  hinsichtlich  der 
Verjährungsfrage  wurde  behauptet,  es  finde  die  dreissigjährige  Frist 
des  Art.  2262  e.  civ,  Anwendung.  Beklagterseits  erhob  man  dagegen 
die  Verjährungseinrede,  gestützt  auf  die  Bestimmungen  des  Schweiz.  O.R. 
Dem  gegenüber  suchte  dann  der  Kläger  aus  den  vielfachen  von  ihm 
bei  französischen  und  schweizerischen  Behörden  vor  förmlicher  Ein- 
leitung des  Rechtsstreites  getroffenen  Schritten  Unterbrechungsthatsachen 
herzuleiten  (Art.  2244,  2246  c.  dv.) ;  er  berief  sich  auch  auf  die  straf- 
rechtliche Natur  der  an  ihm  verübten  Handlung,  wonach  ihm  eine 
mindestens  zweijährige  Frist  zu  gute  komme.  —  Auf  die  einlfisslich 
beiderseits  geltend  gemachten  Thatumstände  braucht  hier  angesichts 
der  getroffenen  Entscheidung  nicht  eingegangen  zu  werden.  Der  App.- 
u.  Kass.-Hof  sprach  nämlich  die  Verjährungseinrede  zu. 

Aus  den  Gründen: 

Der  Kläger  Oneste  Donzelot  verlangt  vom  Beklagten  Christian 
Bieri  Ersatz  des  Schadens,  der  ihm  durch  ein  Ereigniss  entstanden 
sein  soll,  für  dessen  Folgen  nach  der  Ansicht  des  Klägers  der  Be- 
klagte einzustehen  hat.  Der  Unfall  ereignete  sich  in  Frankreich: 
der  Kläger  ist  Franzose  und  in  Frankreich  domilizirt,  und  der  Be- 
klagte ist  Bemer  und  im  Kanton  Bern  wohnhaft.  Es  liegt  somit  ein 
Fall  des  s.  g.  internationalen  Privatrechtes  vor  und  es  ist,  da  Parteien 
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hierttber  nicht  einige  gehen;  zunächst  an  EUnd  der  Quellen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  zn  entscheiden,  welches  Recht  im  yorliegenden 
Falle  bei  der  Prüfimg  des  Schadensersatzanspruches  des  Klägers, 
speziell  yorab  der  Yerjährnngseinrede  des  Beklagten  anzuwenden  sei. 
Lhircli  die  dem  positiven  Rechte  eines  Staates  zu  vergleichende  Quelle 
des  Staatsvertrages  nun  ist  für  den  vorliegenden  Rechtsstreit  nur  der 
Gerichtsstand  bestimmt  (Art.  1  des  französisch-schweizerischen  Staats- 
Vertrags  betreffend  Gerichtsstand  und  Urtheilsvollziehung  vom  15.  Juni 
1869).  Welches  materielle  Recht  für  das  eingeklagte  Rechtsverhält- 
niss  zwischen  Parteien  massgebend  sei,  ist  damit  nur  insofern  ent- 
sckieden,  als  vielleicht  andere  Regeln  des  internationalen  Privatrechts, 
die  hier  zur  Anwendung  kommen,  die  lex  fori  rückwärts  für  die  6e- 
Qitlieilung  der  Sache  nicht  massgebend  sein  lassen. 

Das  ist  hier  der  Fall. 

Unzweifelhaft  nämlich  kann  die  überdies  in  den  meisten  Gebieten 
noch  sehr  schwankende  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  da 
dem  Richter  nicht  als  Richtschnur  dienen,  wo  das  positive  Recht, 
unter  welchem  jener  steht,  seine  örtliche  Anwendbarkeit  und  damit 
die  Grenzen  der  Anwendbarkeit  fremden  Rechtes  selbst  bestimmt. 
(Vgl.  Scmgny,  System  Bd.  8  S.  257 ;  Wächter,  Ueber  die  Kollision 
der  Privatrechtsgesetze  verschiedener  Staaten,  im  Archiv  für  zivil. 
Praxis,  Bd.  24,  S.  237 ff.:  WindachM,  Pandekten  Bd.  1,  S.  84 ff.). 
Wenn  nun  §  281  P.,  welcher  den  Grerichten  eine  allgemeine  Weg- 
leitnng  für  die  Urtheilsfindung  giebt,  dieselben  auf  fremdes  Recht  als 
Hechtsquellen  nur  da  verweist,  wo  nach  der  ausdrücklichen  Bestim- 
mung der  Kantonsgesetze  solches  zur  Anwendung  kommt,  so  ist  damit 
doch  wohl  ein  auf  communis  oonsensus  basirendes  Gewohnheitsrecht 
der  Anwendbarkeit  fremden  Rechtes,  ausgeschlossen.  Nun  ist  die  An- 
wendbarkeit fremden  Rechts  durch  die  bemischen  Gerichte  für  die 
Benrtfaeilung  von  Obligationen  aus  Delikten  ausdrücklich  nirgends 
vorgesehen,  und  eine  freiwillige  Unterwerfung  des  angeblichen  Delikt- 
äcknldners  unter  das  Recht  der  begangenen  Handlung,  welche  bei 
Kontraktsobligationen  regelmässig  angenommen  werden  mag,  darf  hier 
nicht  präsumirt  werden.  Diese  Erwägungen  führen  dazu,  dass  vor- 
liegend die  Vorschriften  des  Schweiz.  O.R.  bei  der  Prüfung  des  ein- 
gddagten  Anspruches  massgebend  sind.  • —  Will  man  aber  auch  der 
Theorie  über  internationales  Privatrecht  und  damit  einer  gewohnheits- 
rechtlichen Anwendung  fremden  Rechts  durch  den  einheimischen 
Richter  im  allgemeinen  eine  weitergehende  Bedeutung  beimessen,  so 
ist  zu  bedenken,  dass  über  die  vorwürfige  Frage  eine  übereinstim- 
mende Ansicht  nicht  besteht  und  die  Praxis  nicht  nur  der  verschie- 
denen Länder,  sondern  auch  des  nämlichen  Rechtsgebiets  nicht  eine 
konstante  ist  Während  nämlich  auf  der  einen  Seite  {Savigny, 
Wächter  —  englisch-amerikanische  Rechtsprechung)  die  lex  fori  als 
anwendbar  bezeichnet,  bezw.  angewendet  wird,  treten  eine  andere 
Kchtnng  (ühger,  StobbCj  Demburg,  Bar)  und  beinahe  die  ganze  deutsehe 
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Bechtsprechung  f  ttr  die  lex  loci  actus  ein^  wobei  jedoch  wiederum  hin 
und  wieder  bei  der  Frage  des  Untergangs  der  Forderung  durch  Ver- 
jährung die  lex  fori  oder  die  lex  domicilii  des  Schuldners  angewendet 
wird.  (8.  z.  B.  Bar,  internationales  Privatrecht  Bd.  2j  S.  98 ff.;  SeuffnU 
Archiv  Bd.  23  Nr.  2.)  Bei  solcher  Unsicherheit  und  Nichtüberein- 
stimmung in  Theorie  und  Rechtsprechung  ist  aber  offenbar  der 
Richter^  wenn  ihn  nicht  seine  Gesetzgebung  dazu  zwingt ,  jedenfalls 
befugt,  sein  Recht  anzuwenden.  Auch  diese  Erwägungen  führen  somit 
dazU;  dass  zum  mindesten  die  Verjährungsfrage  vorliegend  nach 
Schweiz.  O.R.  zu  beurtheilen  ist.  Art.  882  Ziff.  3  O.R.  trennt  übri- 
gens auf  dem  Gebiete  der  Abgrenzuu^^  der  zeitlichen  ELerrschafi  Her 
Gesetze  die  Frage  der  Uebertragung  und  des  Untergangs  von  Forde- 
rungen von  derjenigen  ihrer  Entstehung  und  ihres  Inhalts,  woraus  ge- 
schlossen werden  kann,  dass  durch  das  O.R.  eine  ähnliche  Abtrennung 
auf  dem  Gebiete  der  Abgrenzung  der  räumlichen  Herrschaft  nicht 
ausgeschlossen  werden  sollte,  so  dass  von  daher  der  Anwendbarkeit 
der  Bestimmungen  des  O.R.  Über  Untergang  der  Obligationen  durch 
Verjährung  durch  den  Schweiz.  Richter  auch  in  Fällen,  wo  im 
übrigen  das  Rechtsverhältniss  durch  fremdes  Recht  beherrscht  wird, 
nichts  entgegen  steht. 

Die  Beurtheilung  der  peremtorischen  Einrede  des  B^lagten 
richtet  sich  somit  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  O.R., 
insbesondere,  was  Dauer  und  Beginn  der  Frist  betrifft,  nach  Art.  69, 
was  die  vom  Kläger  geltend  gemachte  Unterbrechung  betrifft,  nach 
Art  154  O.R.;  denn  selbstverständlich  ist  für  die  Frage  der  Unter- 
brechung der  Verjährung  das  nämliche  Recht  massgebend,  wie  dts 
die  Verjährungsfrage  überhaupt  beherrschende  (Bar  Bd.  2,  8.  lOo 
unten). 

Räumliche  Herrschaft   der  Rechtsnormen   betreffend  die  2jessiofi 

M.  K.  &  Cie  in  Paris  belangten  den  K.  für  eine  Kau^reisforde- 
rung  für  Baumwolle,  welche  K.  bei  P.  &  Cie.  in  Nordamerika  gekauft 
hatte.  P.  &  Cie.  hatten  für  die  Forderung  einen  Wechsel  gezogen 
und  ihn  an  Seh.  &  R.  in  New- York  indossirt,  welche  ihn  an  die 
Kläger  weiter  indossirten.  K.  verweigerte  die  Annahme  und  Zahlung 
des  Wechsels.  M.  K.  &  Cie.  stützten  ihre  Klage  darauf,  dass  ihnen 
mit  dem  Wechsel  auch  die  Fakturakopie,  das  indossirte  Konnossement 
und  der  Originalschlusszettel  Über  den  Kauf  behändigt  worden  sei. 
worin  eine  Abtretung  der  ELau^reisf orderung  liege.  In  Frage  kam 
in  erster  Linie,  nach  welchem  Rechte  zu  beurtheilen  sei,  ob  die 
Kau^reisforderung  an  Kläger  übergangen  sei.  Hierüber  sprach  sich 
das  Bundesgericht  folgendermassen  aus: 

Diejenigen  Handlungen,  in  welchen  die  EJäger  eine  Abtretung 
der  Forderung  an  sie  erblicken,  die  Indossirung  des  Wechsels  und 
die  Uebersendung    des   Konnossements  u.  s.  w.  von  P.  &  Cie.  durch 
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VermittelniLg  des  Maklers  B.  an  Seh.  und  R.  und  von  diesem  an 
das  klSgerische  Bankhaus,  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  vorgenommen  worden,  und  es  sind  die  Zedenten,  von  wel- 
chen die  KlSger  ihre  Bechte  herleiten,  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  domizilirt.  Demnach  ist  denn  aber  die  streitige 
Frage  nicht  nach  schweizerischem,  sondern  nach  amerikanischem 
Rechte  zu  beurtheilen.  Denn:  die  Abtretung  von  Forderungen 
berührt  einerseits  die  zwischen  dem  Zedenten  und  dem  Schuldner 
der  abzutretenden  Forderung  begründete  Obligation,  andererseits  er- 
scheint sie  als  selbständiges  Rechtsgeschäft  zwischen  Zedenten 
und  Zessionar.  In  ersterer  Richtung  muss  offenbar  dasjenige  Recht 
massgebend  bleiben,  welches  die  ursprüngliche  Obligation  beherrscht. 
Als  selbständiges  Rechtsgeschäft  zwischen  Zedenten  und  Zessionar  da- 
gegen untersteht  die  Abtretung  nicht  schlechthin  dem  Ortsrechte  der 
abzutretenden  Obligation,  sondern  es  entscheidet  Über  ihre  Voraus- 
setzungen und  Wirkungen  (z.  B.  über  die  Haftung  des  Zedenten  und 
dgl.)  dasjenige  Ortsrecht,  unter  dessen  Herrschaft  eben  das  selbstän- 
dige Zessionsgeschäft  steht,  d.  h.  in  der  Regel  das  Recht  des  Wohn- 
ortes des  Zedenten:  es  gilt  auch  rücksichtlich  ihrer  Form  der  Grund- 
satz locus  regit  actum.  Es  darf  hiefür  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  nach  Art.  882  Abs.  8  O.R.  die  Uebertragung  älterer  Forde- 
rungen in  der  Zeit  nach  Inkrafttreten  des  O.R.  sich  nach  neuem 
Rechte  richtet,  so  dass  also  hier  das  Gesetz  die  Abtretung  als  selb- 
ständiges Rechtsgeschäft,  als  selbständige  juristische  Thatsache,  be- 
handelt. Demnach  ist  denn  Vorhandensein  und  Gültigkeit  einer  an- 
geblich am  Wohnorte  des  Gläubigers  vorgenommenen  Abtretung  einer 
Forderung,  welche  einem  ausländischen  Gläubiger  an  einen  inländi- 
schen Schuldner  zusteht,  nach  ausländischem  und  nicht  nach  einheimi- 
schem Rechte  zu  beurtheilen.  Dagegen  darf  allerdings  durch  eine 
solche  Zession  die  Stellung  des  Schuldners  der  abgetretenen  Forderung 
in  keiner  W^eise  erschwert  werden.  Die  Stellung  des  Schuldners  bleibt, 
insoweit  derselbe  ein  rechtliches  Interesse  daran  besitzt,  auch  nach 
stattgefundener  Zession  durch  dasjenige  Recht  beherrscht,  welches  für 
die  abzutretende  Forderung  von  Anfang  an  massgebend  war.  Eine 
nach  einheimischem  Rechte  gültige  Zahlung  an  den  ursprünglichen 
Gläubiger  z.  B.,  welche  der  Schuldner  vor  Empfang  der  Zessionsan- 
zeige in  gutem  Glauben  geleistet  hat,  bleibt  gültig,  auch  wenn  sie 
dies  nach  dem  ausländischen  Rechte  nicht  sein  sollte;  vgl.  von  Bar, 
Theorie  und  Praxis  des  intern.  Privatrechts  Bd.  2  S.  79,  Lehrbuch  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  S.  116  ff..  Im  vorliegenden 
Falle  nun  liegt  einzig  im  Streite,  ob  eine  wirksame  Abtretung  der 
Forderung  des  ursprünglichen  Gläubigers  an  die  Kläger  stattgefunden 
habe^  diese  also  zur  Sache  legitimirt  seien;  irgend  welche  Erschwerung 
der  Stellung  des  Schuldners  in  Folge  der  behaupteten  Zession  steht 
gar  nicht  in  Frage«  Demnach  ist  denn,  wie  bemerkt,  amerikanisches 
und   nicht    schweizerisches   Recht   massgebend.     Entsch.    des   Bundes- 
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gerichts    vom    17.  September    1892    i.  8.    Marcuard  Elraus  &  CHe.  c. 
Kindlimann.     (Revue  der  Gericbtspraxis  etc.  Bd.  11  8.  5f. )  ^'. 

Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstelien  etc. 

L  Deutschland. 
Belehsgesetze,  kaiserliehe  Yerordniingen  ete. 

1.  Yerkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
vom  15.  November  1892  (K.0.61.  928  ff.  i,  mit  1.  Januar  1893  an 
die  Stelle  des  Betriebsreglements  fUr  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
vom  11.  Mai  1874  getreten. 

Nach  den  Eingangsbestimmungen  findet  die  Yerkehrsordnung  An- 
wendung auf  den  Yerkehr  sftmmtlicher  Eisenbahnen  Deutschlands. 
Auf  den  internationalen  Yerkehr  dieser  Bahnen  findet  solche  nur  in- 
soweit Anwendung;  als  derselbe  nicht  durch  besondere  Bestimmungen 
geregelt  ist.  Bestimmungen  der  Eisenbahnverwaltungen,  welche  die 
Yerkehrsordnung  ergänzen,  sind  mit  Grenehmigung  der  Landesaufsichts- 
behörde zulässig.  Abweichende  Bestimmungen  können  für  Bahnen 
untergeordneter  Bedeutung,  wie  auch  dort,  wo  dies  durch  die  Eigenart 
der  Betriebsverhältnisse  bedingt  erscheint,  von  der  Landesaufeichtsbehörde 
mit  Zustimmung  des  Reichseisenbahnamts  bewilligt  werden.  Alle  er- 
gänzenden und  abweichenden  Bestimmungen  bedürfen  zu  ihrer  Gültig- 
keit der  Aufiiahme  in  die  veröffentlichten.  Die  Genehmigung  muss 
aus  der  Yeröffentlichung  zu  ersehen  sein. 

2.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Yereinbarung  erleich- 
ternder Yorschriften  für  den  wechselseitigen  Yerkehr 
zwischen  den  Eisenbahnen  Deutschlands  einerseits  und 
Oesterreichs  und  Ungarns  andererseits  rücksichtlich  der  be- 
dingungsweise zur  Beförderung  zugelassenen  Gegenstände,  in  G^mäss- 
heit  des  §  1  letzter  Abs.  der  Ausführuugsbestimmungen  zum  inter- 
nationalen Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr;  vom 
15.  November  1892  (R.G.B1.  S.  1015  ff.). 

3.  Nach  kais.  Yerordnung  vom  14.  Dezember  1892,  betreffend 
die  Einführung  von  Reichsgesetzen  in  Helgoland  (R.G.Bl. 
S.  1052)  sind  die  dort  bezeichneten  Reichsgesetze  nebst  den  zu  ihrer 
Ergänzung  oder  Ausführung  erlassenen  Bestimmungen  auf  der  Insel 
Helgoland  mit  1.  Januar  1893  in  Kraft  getreten. 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Oesterreieh. 

1.  Yerordnung  des  Handelsministeriums  vom  8.  November  1892, 
betr.    die  Durchführung   der  Art.  8  und  4   des  Uebereinkommens 

1)  Vgl.  hiezu  auch  Böhm ,  räuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen  S.  121 
und  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  u.  Strafr.  Bd.  II  S.  161 ,  162, 
370  und  477. 
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vom  6.  Dezember  1891  (R.6.BL  1892  Nr.  23)  mit  dem  Deut- 
schen Reiche  zum  gegenseitigen  Schutze  der  Erfindungen, 
Marken  und  Muster  (R.6.B1.  1892  S.  991).  Die  Yeroidnung 
entfaSlt  die  Vorschriften,  welche  Nachweise  Angehörige  des  Deutschen 
Reichs,  sowie  die  ihnen  gleichgestellten  Personen  für  Inanspruch- 
nahme des  Schutzes  ihrer  Erfindungen ;  Grebrauchs-  und  Geschmacks- 
muster, Modelle  und  Marken  bei  der  Anmeldung  in  den  im  Reiehs- 
rathe  rertretenen  Königreichen  und  Ländern  beizubringen  haben. 

2.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und 
des  Ackerbaues  vom  1.  Dezember  1892,  womit  die  zur  Durchführung 
der  Vereinbarung  im  Punkte  5  des  Schlussprotokolles  III  zum  Tarif  B 
des  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Italien  vom  6.  Dezember  1891  erlassene  Verord- 
nung vom  10.  August  1892  fRG.Bl.  Nr.  125)  erläutert,  bezw.  ergänzt 
wird  (RG.B1.  8.  891). 

3.  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  17.  November  1892, 
betr.  die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  18.  September  1892  (s. 
Zeitschr.  Bd.  n  8.106)  über  die  Entrichtung  der  Stempel- 
Gebühren  von  ausländischen  Aktien,  Renten  und  Schuld- 
verschreibungen (R.G.B1.  8.  999  Nr.  224.). 

4.  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  14.  Dezember  1892, 
enthaltend  die  Ergänzung,  bezw.  Richtigstellung  der  Anlage  A  zur 
Verordnung  vom  10.  November  1892  (s.  Zeitschr.  Bd.  II  8.  106), 
betr.  die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  18.  September  1892  über 
Effekten  Umsatzsteuer  (R.G.B1.  8.  998  Nr.  223). 

tlchweia. 

1.  Verordnung  des  Bundesraths  vom  29.  November  1892,  betr. 
das  schiedsrichterliche  Verfahren  in  den  vor  das  Zentral- 
amt für  den  internationalen  Transport  gebrachten  Streit- 
fSllen  (Schw.  Bttnd.-Bl.  1892,  V  8.  554),  seit  1.  Januar  1893  m 
Kraft. 

2.  Tessinisches  Verfassungsgesetz  vom  2.  Juli  1892 
(Schw.  Bund.-Bl.  1892,  V  8.  388). 

Nach  Art.  16  wird  die  richterliche  Gewalt  ausgeübt:  a)  von  den 
Friedensrichtern,  b)  von  den  Gerichten  erster  Instanz;  c)  vom  Appel- 
lationsgmcht.  Letzteres  urtheilt  nach  Art.  20  in  letzter  Instanz, 
soweit  nicht  gegentheilige  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  und 
darauf  bezügliche  Gresetze  in  Zivil-  und  Strafsachen  bestehen.  Die 
Ausübung  des  Advokatenberufs  ist  unvereinbar  mit  der  Ausübung  ge- 
richtlicher Amtsthätigkeit,  abgesehen  von  derjenigen  eines  Ersatz- 
mannes bei  einem  Gerichte  erster  Instanz  oder  beim  Appellations- 
gericht  (Art.  24.  1.  c). 
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Internationale  Verträge. 

Internationales  Uebereinkommen  Über  den  Eisenbahn- 
frachtverkelir  vom  14.  Oktober  1890,  abgeschlossen  zwischeu 
Deutschland;  Belgien^  Frankreich,  Italien,  den  Niederlanden,  Luxem- 
burg, Oesterreich- Ungarn,  d.  zugleich  für  Liechtenstein,  Bussland  und 
der  Schweiz,  nebst  Protokoll  vom  gleichen  Tage  (Deutsch.  B.6.B1. 
1892  S.  793 ff.,  Oest.  B.G.Bl.  1892  S.  757 ff.,  Eidgen.  amtl.  Samm- 
lung N.F.  Bd.  13  S.  59ff.J. 

Art.  1.  Das  gegenwärtige  internationale  Uebereinkommen  findet  An- 
wendung auf  alle  Sendungen  von  Gütern,  welche  auf  Grund  eines  durch- 
gehenden Frachtbriefes  aus  dem  Gebiete  eines  der  vertragschliessenden 
Staaten  in  das  Gebiet  eines  andern  vertragschliessenden  Staates  auf  den- 
jenigen Eisenbahnstrecken  befördert  werden ,  welche  zu  diesem  Zwecke  in 
der  anliegenden  Liste,  vorbehaltlich  der  in  Art.  58  vorgesehenen  Aende- 
rangen,  bezeichnet  sind. 

Die  Bestimmungen,  welche  zur  Ausführung  des  gegenwärtigen  Ueber- 
einkommens  von  den  vertragschliessenden  Staaten  vereinbart  werden,  sollen 
dieselbe  rechtliche  Wirkung  haben,  wie  das  Uebereinkommen  selbst. 

Art.  2.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Üebereinkommens  finden 
keine  Anwendung,  auf  die  Beförderung  folgender  Gegenstände : 

1.  Derjenigen  Gegenstände,  welche  auch  nur  in  einem  der  am  Trans- 
porte betheiligten  Gebiete  dem  Postzwange  unterworfen  sind; 

2.  derjenigen  Gegenstände,  welche  wegen  ihres  Umfangs,  ihres  Ge- 
wichts oder  ihrer  sonstigen  Beschaffenheit,  nach  der  Anlage  und  dem  Be- 
triebe auch  nur  einer  der  Bahnen,  welche  an  der  AusfElhrung  des  Trane- 
portes theilzunehmen  haben,  sich  zur  Beförderung  nicht  eignen; 

3.  derjenigen  Gegenstände,  deren  Beförderung  auch  nur  auf  einem  der 
am  Transporte  betheiligten  Gebiete  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung 
verboten  ist. 

Art.  3.  Die  AusfÜhrungsbestimmungen  werden  diejenigen  Güter  be- 
zeichnen, welche  wegen  ihres  grossen  Werthes,  wegen  ihrer  besonderen 
Beschaffenheit  oder  wegen  der  Gefahren,  welche  sie  für  die  Ordnung  und 
Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes  bieten,  vom  internationalen  Transporte 
nach  Massgabe  dieses  Üebereinkommens  ausgeschlossen  oder  zu  diesem 
Transporte  nur  bedingungsweise  zugelassen  sind. 

Art.  4.  Die  Bedingungen  der  gemeinsamen  Tarife  der  Eisenbahn- 
vereine oder  Verbände,  sowie  die  Bedingungen  der  besonderen  Tarife  der 
Eisenbahnen  haben,  sofern  diese  Tarife  auf  den  internationalen  Transport 
Anwendung  finden  sollen,  insoweit  Geltung,  als  sie  diesem  Uebereinkommen 
nicht  widersprechen;  andernfalls  sind  sie  nichtig. 

Art.  5.  Jede  nach  Massgabe  des  Art.  1  bezeichnete  Eisenbahn  ist 
verpflichtet,  nach  den  Festsetzungen  und  unter  den  Bedingungen  dieses 
Üebereinkommens,  die  Beförderung  von  Gütern  im  internationalen  Verkehr 
zu  übernehmen,  sofern 

1.  der  Absender  den  Anordnungen  dieses  Üebereinkommens  sich  unter- 
wirft; 

2.  die  Befördemng  mit  den  regelmässigen  Transportmitteln  möglich  ist; 

3.  nicht  Umstände,  welche  als  höhere  Gewalt  zu  betrachten  sind,  die 
Beförderung  verhindern. 

Die  Eisenbahnen  sind  nur  verpflichtet,  die  Güter  zum  Transport  an- 
zunehmen, soweit  die  Beförderang  derselben  sofort  erfolgen  kann.  Die 
flir  die  Versandtstation  geltenden  besonderen  Vorschriften  bestimmen,  ob 
dieselbe  verpflichtet  ist,  die  Güter,  deren  Beförderang  nicht  sofort  erfolgen 
kann,  vorläwg  in  Verwahrang  zu  nehmen. 
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Die  Beförderung  der  Güter  findet  in  der  Beihenfolge  statt,  in  welcher 
sie  zum  Transport  angenommen  worden  sind,  sofern  die  Eisenbahn  nicht 
zwingende  Gründe  des  Eisenbahnbetriebes  oder  das  öffentliche  Interesse 
für  eine  Ausnahme  geltend  machen  kann. 

Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  be- 
gründet den  Anspruch  auf  Ersatz  des  dadurch  entstandenen  Schadens. 

Art.  6.  Jede  internationale  Sendung  (Art.  1)  muss  von  einem  Fracht- 
brief begleitet  sein,  welcher  folgende  Angaben  enthält: 

a)  Ort  und  Tag  der  Ausstellung; 

b)  die  Bezeichnung  der  Versandtstation,  sowie  der  Versandtbahn; 

c)  die  Bezeichnung  der  Bestimmungsstation,  den  Namen  und  den  Wohn- 
ort des  Empföngers; 

d)  die  Bezeichnung  der  Sendung  nach  ihrem  Inhalt,  die  Angabe  des 
Gewichtes  oder  statt  dessen  eine  den  besonderen  Vorschriften  der 
Versandtbahn  entsprechende  Angabe;  femer  bei  Stückgut  die  An- 
zahl, Art  der  Verpackung,  Zeichen  und  Nummer  der  Frachtstücke; 

e)  das  Verlangen  des  Absenders,  Spezialtarife  unter  den  in  den  Art.  14 
und  35  für  zulassig  erklärten  BediDgungen  zur  Anwendung  zu  bringen; 

f)  die  Angabe  des  deklarirten  Interesses  an  der  Lieferung  (Art.  38 
und  40); 

g)  die  Angabe,  ob  das  Gut  in  Eilfracht  oder  in  gewöhnlicher  Fracht 
zu  befördern  sei; 

h)  das  genaue  Verzeichniss  der  für  die  zoll-  oder  steueramtliche  Be- 
handlung oder  polizeiliche  Prüfung  nöthigen  Begleitpapiere; 

i)  den  Frankaturvermerk  im  Falle  der  Vorausbezahlung  der  Fracht 
oder  der  Hinterlegung  eines  Frankaturvorschusses  (Art.  12,  Abs.  3) ; 

k)  die  auf  dem  Gute  haftenden  Nachnahmen,  und  zwar  sowohl  die  erst 
nach  Eingang  auszuzahlenden,  als  auch  die  von  der  Eisenbahn  ge- 
leisteten Baarvorschüsse  (Art.  13); 

1)  die  Angabe  des  einzuhaltenden  Transportweges,  unter  Bezeichnung 
der  Stationen,  wo  die  Zollabfertigung  stattfinden  soll. 

In  Ermangelung  dieser  Angabe  hat  die  Eisenbahn  denjenigen 
Weg  zu  wählen,  welcher  ihr  für  den  Absender  am  zweckmässigsten 
scheint.  Für  die  Folgen  dieser  Wahl  haftet  die  Eisenbahn  nur,  wenn 
ihr  hierbei  ein  grobes  Verschulden  zur  Last  fällt. 

Wenn  der  Absender  den  Transportweg  angegeben  hat,  ist  die 
Eisenbahn  nur  unter  den  nachstehenden  Bedingungen  berechtigt, 
für  die  Beförderung  der  Sendung  einen  andern  Weg  zu  benutzen: 

1.  Dass  die  Zollabfertigung  immer  in  den  vom  Absender  be- 
zeichneten Stationen  stattfindet; 

2.  dass  keine  höhere  Fracht  gefordert  wird  als  diejenige, 
welche  hatte  bezahlt  werden  müssen,  wenn  die  Eisenbahn  den  im 
Frachtbrief  bezeichneten  Weg  benutzt  hätte ; 

3.  dass  die  Lieferfrist  der  Waare  nicht  länger  ist,  als  sie  ge- 
wesen wäre,  wenn  die  Sendung  auf  dem  im  Frachtbrief  bezeichneten 
Wege  ausgeföhrt  worden  wäre. 

m)  die  Unterschrift  des  Absenders  mit  seinem  Namen  oder  seiner  Firma, 
sowie  die  Angabe  seiner  Wohnung.  Die  Unterschrift  kann  durch 
eine  gedruckte  oder  gestempelte  Zeichnung  des  Absenders  ersetzt 
werden,  wenn  die  Gesetze  oder  Reglements  des  Versandtortes  es 
gestatten. 
Die  näheren  Festsetzungen  über  die  Ausstellung  und  den  Inhalt  des 

Frachtbriefes,  insbesondere  das  zur  Anwendung  kommende  Formular,  bleiben 

den  Ausführungsbestimmungen  vorbehalten. 

Die  Aufnahme  weiterer  Erklärungen  in  den  Frachtbrief,  die  Ausstellung 

anderer  Urkunden  anstatt  des  Frachtbriefes,  sowie  die  Beifügung  anderer 
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Schriftstfloke  sam  Frachtbriefe  ist  unzulässig,  sofern  dieselben  nicht  durch 
dieses  üebereinkommen  für  statthaft  erklärt  sind. 

Die  Eisenbahn  kann  indess,  wenn  es  die  Gesetze  oder  Reglements  des 
Yersandtortes  vorschreiben,  vom  Absender  ausser  dem  Frachtbrief  die 
Ausstellung  einer  Urkunde  verlangen,  welche  dazu  bestimmt  ist,  in  den 
Händen  der  Verwaltung  zu  bleiben,  um  ihr  als  Beweis  Aber  den  Fracht- 
vertrag zu  dienen. 

Jede  Eisenbahnverwaltung  ist  berechtigt,  fUr  den  internen  Dienst  ein 
Stammheft  zu  erstellen,  welches  in  der  Versandtstation  bleibt  und  mit 
derselben  Nummer  versehen  wird,  wie  der  Frachtbrief  und  das  Duplikat. 

Art.  7.  Der  Absender  haftet  für  die  Richtigkeit  der  in  den  Frachtbrief 
aufgenommenen  Angaben  und  Erklärungen  und  trägt  alle  Folgen,  welche 
aus  unrichtigen,  ungenauen  oder  ungenügenden  Erklärungen  entspringen. 

Die  Eisenbahn  ist  jederzeit  berechtigt,  die  Uebereinstimmung  des  In- 
haltes der  Sendungen  mit  den  Angaben  des  Frachtbriefes  zu  prüfen.  Die 
Feststellung  erfolgt  nach  Massgabe  der  am  Orte  des  Vorganges  bestehendcD 
Gesetze  oder  Reglements.  Der  Berechtigte  soll  gehörig  eingeladen  werden, 
bei  der  Prüfung  zugegen  zu  sein,  vorbehaltlich  des  Falles,  wenn  die  letz- 
tere auf  Grund  polizeilicher  Massregeln,  die  der  Staat  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  oder  der  öffentlichen  Ordnung  zu  ergreifen  berech- 
tigt ist,  stattfindet. 

Hinsichtlich  des  Rechtes  und  der  Verpflichtung  der  Bahnen,  das  Ge- 
wicht oder  die  Stückzahl  des  Gutes  zu  ermitteln  oder  zu  kontroliren,  sind 
die  Gesetze  und  Reglements  des  betreffenden  Staates  massgebend. 

Bei  unrichtiger  Angabe  des  Inhaltes  einer  Sendung,  sowie  Im  Falle 
der  Ueberlastung  eines  oem  Absender  zur  Selbstverladung  gestellten  Wagens, 
sofern  er  die  Verwiegung  nicht  verlangt  hat,  ist  —  abgesehen  von  der 
Nachzahlung  der  etwaigen  Frachtdifferenz  und  dem  Ersätze  des  entstandenen 
Schadens,  sowie  den  durch  strafgesetzliche  oder  polizeiliche  Bestimmungen 
vorgesehenen  Strafen  —  ein  Frachtzuschlag  an  die  am  Transporte  be- 
theiligten Eisenbahnen  zu  zahlen,  dessen  Höhe  durch  die  AusfÜbrungsbe- 
stimmungen  festgesetzt  wird. 

Art.  8.  Der  Frachtvertrag  ist  abgeschlossen,  sobald  das  Gut  mit  dem 
Frachtbriefe  von  der  Versandtstation  zur  Beförderung  angenommen  ist 
Als  Zeichen  der  Annahme  wird  dem  Frachtbriefe  der  Datumstempel  der 
Versandtexpedition  aufgedrückt. 

Die  Abstempelung  hat  ohne  Verzug  nach  vollständiger  Auflieferung 
des  in  demselben  Frachtbriefe  verzeichneten  Gutes  und  auf  Verlangen  des 
Absenders  in  dessen  Gegenwart  zu  erfolgen. 

Der  mit  dem  Stempel  versehene  Frachtbrief  dient  als  Beweis  über 
den  Frachtvertrag. 

Jedoch  machen  bezüglich  derjenigen  Güter,  deren  Aufladen  nach  den 
Tarifen  oder  nach  besonderer  Vereinbarung,  soweit  eine  solche  in  dem 
Staatsgebiete,  wo  sie  zur  Ausführung  gelangt,  zulässig  ist,  von  dem  Ab- 
sender besorgt  wird,  die  Angaben  des  Frachtbriefes  über  das  Gewicht  und 
die  Anzahl  der  Stücke  gegen  die  Eisenbahn  keinen  Beweis,  sofern  nicht 
die  Nachwiegung,  beziehungsweise  Nachzählung  seitens  der  Eisenbahn  er- 
folgt und  dies  auf  dem  Frachtbriefe  beurkundet  ist. 

Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  den  Empfang  des  Frachtgutes,  unter 
Angabe  des  Datums  der  Annahme  zur  Beförderung  auf  einem  ihr  mit  dem 
Frachtbriefe  vorzulegenden  Duplikate  desselben  zu  bescheinigen. 

Dieses  Duplikat  hat  nicht  die  Bedeutung  des  Originalfrachtbriefes  und 
ebensowenig  diejenige  eines  Konnossements  (Ladescheins). 

Art.  9.  Soweit  die  Natur  des  Frachtgutes  zum  Schutze  gegen  Verlust 
oder  Beschädigung  auf  dem  Transporte  eine  Verpackung  nöthig  macht, 
liegt  die  gehörige  Besorgung  derselben  dem  Absender  ob. 

Ist  der  Absender  dieser  Verpflichtung  nicht  nachgekommen,  so  ist  die 
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Eüenbalin,  falls  sie  nicht  die  Annahme  des  Gutes  verweigert,  berechtigt, 
zn  verlangen,  dass  der  Absender  auf  dem  Frachtbriefe  das  Fehlen  oder 
die  Mängel  der  Verpackung  unter  spezieller  Bezeichnung  anerkennt  und 
der  Yersandtstation  hierüber  ausserdem  eine  besondere  Erklärung  nach 
Massgabe  eines  durch  die  Ausfllhrungsbestimmungen  festzusetzenden  For- 
mulars ausstellt. 

Ftlr  derartig  bescheinigte,  sowie  für  solche  Mängel  der  Verpackung, 
welche  äusserlich  nicht  erkennbar  sind,  hat  der  Absender  zu  haften  und 
jeden  daraus  entstehenden  Schaden  zu  tragen,  beziehungsweise  der  Bahn- 
verwaltang zu  ersetzen.  Ist  die  Ausstellung  der  gedachten  Erklärung 
nicht  erfolgt,  so  haftet  der  Absender  für  äusserlich  erkennbare  Mängel  der 
Verpackung  nur,  wenn  ihm  ein  arglistiges  Verfahren  zur  Last  fällt. 

Art.  10.  Der  Absender  ist  verpflichtet,  dem  Frachtbriefe  diejenigen 
Begleitpapiere  beizugeben,  welche  zur  Erfüllung  der  etwa  bestehenden 
Zoll-,  Steuer-  oder  Polizeivorschriften  vor  der  Ablieferung  an  den  Em- 
pfänger erforderlich  sind.  Er  haftet  der  Eisenbahn,  sofern  derselben  nicht 
ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  für  alle  Folgen,  welche  aus  dem  Mangel, 
der  Unzulänglichkeit  oder  Unrichtigkeit  dieser  Papiere  entstehen. 

Der  Eisenbahn  liegt  eine  Prüfung  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit 
derselben  nicht  ob. 

Die  Zoll-,  Steuer-  und  Polizeivorschriften  werden,  so  lange  das  Gut 
sich  auf  dem  Wege  befindet,  von  der  Eisenbahn  erfüllt.  Sie  kann  diese 
Aufgabe  unter  ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit  einem  Kommissionär  über- 
tragen oder  sie  selbst  übernehmen.  In  beiden  Fällen  hat  sie  die  Ver- 
pflichtungen eines  Kommissionärs. 

Der  Verfügungsberechtigte  kann  jedoch  der  Zollbehandlung  entweder 
selbst  oder  durch  einen  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Bevollmächtigten 
beiwohnen,  um  die  nöthigen  Aufklärungen  über  die  Tarifirung  des  Gutes 
zu  ertheilen  und  seine  Bemerkungen  beizufügen.  Diese  dem  Verfügungs- 
berechtigten ertheilte  Befugniss  begründet  nicht  das  Recht,  das  Gut  in 
Besitz  zu  nehmen,  oder  die  Zollbehandlung  selbst  vorzunehmen. 

Bei  der  Ankunft  des  Gutes  am  BestimmunsTsorte  steht  dem  Empfänger 
das  Recht  zu,  die  zoll-  und  steueramtliche  Behandlung  zu  besorgen,  falls 
nicht  im  Frachtbriefe  etwas  anderes  festgesetzt  ist. 

Art  11.  Die  Berechnung  der  Fracht  erfolgt  nach  Massgabe  der  zu 
Recht  bestehenden,  gehörig  veröffentlichten  Tarife.  Jedes  Privatüberein- 
kommen, wodurch  einem  oder  mehreren  Absendern  eine  Preisermässigung 
gegenüber  den  Tarifen  gewährt  werden  soll,  ist  verboten  und  nichtig. 
Dagegen  sind  Tarifermässigungen  erlaubt,  welche  gehörig  veröffentlicht 
sind  und  unter  Erfüllung  der  gleichen  Bedingungen  jedermann  in  gleicher 
Weise  zugute  kommen. 

Ausser  den  im  Tarife  angegebenen  Frachtsätzen  und  Vergütungen  für 
besondere  im  Tarife  vorgesehene  Leistungen  zu  Gunsten  der  Eisenbahnen 
dürfen  nnr  baare  Auslagen  erhoben  werden  —  insbesondere  Aus-,  Ein-  und 
Durchgangsabgaben,  nicht  in  den  Tarif  aufgenommene  Konten  für  Ueber- 
führung  und  Auslagen,  für  Reparaturen  an  den  Gütern,  welche  infolge 
ihrer  äusseren  oder  inneren  Beschaffenheit  zu  ihrer  Erhaltung  nothwendig 
werden. 

Diese  Auslagen  sind  gehörig  festzustellen  und  in  dem  Frachtbriefe  er- 
sichtlich zu  machen,  welchem  die  Beweisstücke  beizugeben  sind. 

ArL  12.  Werden  die  Frachtgelder  nicht  bei  der  Aufgabe  des  Gutes 
sor  Beförderung  berichtigt,  so  gelten  sie  als  auf  den  Empfanger  angewiesen. 

Bei  Gütern,  welche  nach  dem  Ermessen  der  annehmenden  Bahn 
Bchnellem  Verderben  unterliegen  oder  wegen  ihres  geringen  Werthes  die 
Fracht  nicht  sicher  decken,  kann  die  Vorausbezahlung  der  Frachtgelder 
gefordert  werden. 

Wenn  im  Falle   der  Frankirung  der  Betrag   der  Gesammtfracht  beim 


204  Internationale  Verträge. 

Versandt  nicht  genau  bestimmt  werden  kann,    so  kann  die  Venuuidtbahn 
die  Hinterlegung  des  ungefähren  Frachtbetrages  fordern. 

Wurde  der  Tarif  unrichtig  angewendet,  oder  sind  Recbnungsfehler  bei 
der  Festsetzung  der  Frachtgelder  und  Gebühren  vorgekommen,  so  ist  das  zu 
wenig  Geforderte  nachzuzahlen,  das  zu  viel  Erhobene  zu  erstatten.  Ein 
derartiger  Anspruch  kann  nur  binnen  Jahresfrist  vom  Tage  der  Zahlung 
an  geltend  gemacht  werden.  Die  Bestimmungen  des  Art,  45,  Abs.  3, 
finden  Anwendung  auf  die  im  gegenwärtigen  Artikel  erwähnten  Forde* 
rungen,  mögen  diese  von  der  Eisenbahn  oder  gegen  dieselbe  erhoben 
werden.  Die  Bestimmung  des  Art.  44,  erster  Absatz,  findet  keine  An- 
wendung. 

Art.  18.  Dem  Absender  ist  gestattet,  das  Gut  bis  zur  Höhe  des  Werthes 
desselben  mit  Nachnahme  zu  belasten.  Diese  Nachnahme  darf  jedoch  den 
in  den  Ausftthrungsbestimmungen  festgesetzten  Höchstbetrag  nur  insoweit 
tibersteigen,  als  sämmtliche  am  Transport  betheiligte  Bahnen  einverstanden 
sind.  Diejenigen  Güter,  für  welche  Vorausbezahlung  der  Fracht  verlangt 
werden  kann  (Art.  12,  Abs.  2)  dürfen  nicht  mit  Nachnahme  belastet  werden. 

Für  die  aufgegebene  Nachnahme  wird  die  tarifmässige  Provision  be- 
rechnet. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  dem  Absender  die  Nachnahme 
eher  auszuzahlen,  als  bis  der  Betrag  derselben  vom  Empfänger  bezahlt  ist. 
Dies  findet  auch  Anwendung  auf  Auslagen ,  welche  vor  der  Aufgabe  für 
das  Frachtgut  gemacht  worden  sind. 

Ist  das  Gut  ohne  Einziehung  der  Nachnahme  abgeliefert  worden,  so 
haftet  die  Eisenbahn  für  den  Schaden  bis  zum  Betrag  der  Nachnahme  und 
hat  denselben  dem  Absender  sofort  zu  ersetzen,  vorbehaltlich  ihres  Rück- 
griffs gegen  den  Empfanger. 

Art.  14.  Die  AusfÜhmngsbestimmungen  werden  die  allgemeinen  Vor- 
schriften, betreffend  die  Maximallieferfristen,  die  Berechnung,  den  Beginn, 
die  Unterbrechung  und  das  Ende  der  Lieferfristen  feststellen. 

Wenn  nach  den  Gesetzen  und  Reglements  eines  der  Vertragsstaaten 
Spezialtarife  zu  reduzirten  Preisen  und  mit  verlängerten  Lieferfristen  ge- 
stattet sind,  so  können  die  Eisenbahnen  dieses  Staates  diese  Tarife  mit 
verlängerten  Fristen  auch  im  internationalen  Verkehr  anwenden. 

Im  übrigen  richten  sich  die  Lieferfristen  nach  den  Bestimmungen  der 
im  einzelnen  Falle  zur  Anwendung  kommenden  Tarife. 

Art.  15.  Der  Absender  allein  hat  das  Recht,  die  Verfügung  zu  treffen, 
dass  die  Waare  auf  der  Versandtstation  zurückgegeben,  unterwegs  ange- 
halten oder  an  einen  anderen  als  den  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Em- 
pfänger am  Bestimmungsorte  oder  einer  Zwischenstation  abgeliefert  werde. 

Dieses  Recht  steht  indess  dem  Absender  nur  dann  zu,  wenn  er  das 
Duplikat  des  Frachtbriefes  vorweist.  Hat  die  Eisenbahn  die  Anweisungen 
des  Absenders  befolgt,  ohne  die  Vorzeigung  des  Duplikatfrachtbriefes  zu 
verlangen,  so  ist  sie  für  den  daraus  entstandenen  Schaden  dem  Empfänger, 
welchem  der  Absender  dieses  Duplikat  übergeben  hat,  haftbar. 

Derartige  Verfügungen  des  Absenders  ist  die  Eisenbahn  zu  beachten 
nur  verpflichtet,  wenn  sie  ihr  durch  Vermittlung  der  Versandtstation  zu- 
gekommen sind. 

Das  Verfügungsrecht  des  Absenders  erlischt,  auch  wenn  er  das  Fracht- 
briefduplikat besitzt,  sobald  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte 
der  Frachtbrief  dem  Empfänger  übergeben,  oder  die  von  dem  letzteren 
nach  Massgabe  des  Art.  16  erhobene  Klage  der  Eisenbahn  zugestellt 
worden  ist.  Ist  dies  geschehen,  so  hat  die  Eisenbahn  nur  die  Anweisungen 
des  bezeichneten  Empfängers  zu  beachten,  widrigenfalls  sie  demselben  für 
das  Gut  haftbar  wird. 

Die  Eisenbahn  darf  die  Ausführung  der  im  Abs.  1  vorgesehenen  An- 
weisungen nur  dann  verweigern  oder  verzögern,  oder  solche  Anweisungen 
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in  Terrnnderter  Weise  aasftihren,   wenn  durch  die  Befolgung  derselben  der 
regelmässige  Transportverkehr  gestört  würde. 

Die  im  ersten  Absätze  dieses  Artikels  vorgesehenen  Verfügungen 
müssen  mittels  schriftlicher  und  vom  Absender  unterzeichneter  Erklärung 
nach  dem  in  den  AusfÜhrnngsbestimmungen  vorgeschriebenen  Formular 
erfolgen.  Die  Erklärung  ist  auf  dem  Frachtbriefduplikat  zu  wiederholen« 
welches  gleichzeitig  der  Eisenbahn  vorzulegen  und  von  dieser  dem  Ab- 
sender zurückzugeben  ist. 

Jede  in  anderer  Form  gegebene  Verfügung  des  Absenders  ist  nichtig. 

Die  Eisenbahn  kann  den  Ersatz  der  Kosten  verlangen,   welche  durch 

die  Ausführung  der  im  Abs.  1  vorgesehenen  Verfügungen  entstanden  sind, 

hifloweit  diese  Verfügungen  nicht  durch  ihr  eigenes  Verschulden  veranlasst 

worden  sind. 

Art.  16.  Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  am  Bestimmungsorte  dem  be- 
zeichneten  Empfänger  gegen  Bezahlung  der  im  Frachtbriefe  ersichtlich 
Seemächten  Beträge  und  gegen  Bescheinigung  des  Empfanges  den  Fracht- 
brief und  das  Gut  auszuhändigen. 

Der  Empfänger  ist  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  be- 
rechtigt, die  durch  den  Frachtvertrag  begründeten  Rechte  gegen  Erfüllung 
der  sieh  daraus  ergebenden  Verpflichtungen  in  eigenem  Namen  gegen  die 
Eiaenbahn  geltend  zu  machen,  sei  es,  dass  er  hiebei  in  eigenem  oder  in 
fremdem  Interesse  handle.  Er  ist  insbesondere  berechtigt,  von  der  Eisen* 
bahn  die  Uebergabe  des  Frachtbriefes  und  die  Auslieferung  des  Gutes  zu 
verlangen.  Dieses  Recht  erlischt,  wenn  der  im  Besitze  des  Duplikats  be- 
findliche Absender  der  Eisenbahn  eine  nach  Massgabe  des  Art.  15  ent- 
gegenstehende Verfügung  ertheilt  hat. 

Als  Ort  der  Ablieferung  gilt  die  vom  Absender  bezeichnete  Be- 
stimmungsstation. 

Art.  17.  Durch  Annahme  des  Gutes  und  des  Frachtbriefes  wird  der 
Empfänger  verpflichtet,  der  Eisenbahn  die  im  Frachtbrief  ersichtlich  ge- 
machten Beträge  zu  bezahlen. 

Art.  18.  Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des  Eisenbahntrans- 
portes durch  höhere  Gewalt  oder  Zufall  verhindert  und  kann  der  Trans- 
port auf  einem  anderen  Wege  nicht  stattfinden,  so  hat  die  Eisenbahn  den 
Absender  um  anderweitige  Disposition  über  das  Gut  anzugehen. 

Der  Absender  kann  vom  Vertrage  zurücktreten,  muss  aber  die  Eisen- 
bahn, sofern  derselben  kein  Verschulden  zur  Last  fällt,  für  die  Kosten 
zw  Vorbereitung  des  Transportes,  die  Kosten  der  Wiederausladung  und 
die  Ansprüche  in  Beziehung  auf  den  etwa  bereits  zurückgelegten  Trans- 
portweg entschädigen. 

Wenn  im  Falle  einer  Betriebsstörung  die  Fortsetzung  des  Transportes 
aaf  einem  anderen  Wege  stattfinden  kann,  ist  die  Entscheidung  der  Eisen- 
bahn überlassen^  ob  es  dem  Interesse  des  Absenders  entspricht,  den  Trans- 
port auf  einem  anderen  Wege  dem  Bestimmungsorte  zuzuführen,  oder  den 
Transport  anzuhalten  und  den  Absender  um  anderweitige  Anweisung  an- 
zugehen. 

Befindet  sich  der  Absender  nicht  im  Besitze  des  Frachtbriefduplikates, 
80  dürfen  die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Anweisungen  weder  die 
Person  des  Empfängers,  noch  den  Bestimmungsort  abändern. 

Art.  19.  Das  Verfahren  bei  Ablieferung  der  Güter,  sowie  die  etwaige 
Verpflichtung  der  Eisenbahn,  das  Gut  einem  nieht  an  der  Bestimmungs- 
station wohnhaften  Empfänger  zuzuführen,  richtet  sich  nach  den  für  die 
abüefemde  Bahn  geltenden  gesetzlichen  und  reglementarischen  Bestim- 
mungen. 

Art.  90.  Die  Empfangsbahn  hat  bei  der  Ablieferung  alle  durch  den 
Frachtvertrag  begründeten  Forderungen,  insbesondere  Fracht-  und  Neben- 
gebfihren,   Eilgelder  und  andere  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Trans- 
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portes  gehabte  Ansiagen,  sowie  die  auf  dem  Gute  haftenden  Nachnahmen 
und  sonstigen  Beträge  einzuziehen,  und  zwar  sowohl  für  eigene  Rechnung, 
als  auch  für  Rechnung  der  vorhergehenden  Eisenbahnen  und  sonstiger 
Berechtigter. 

Art.  21.  Die  Eisenbahn  hat  fttr  alle  im  Art.  20  bezeichneten  Forde- 
rungen die  Rechte  eines  FanstpfandglSubigers  an  dem  Gute  Dieses 
Pfandrecht  besteht,  so  lange  das  Gut  in  der  Verwahrung  der  Eisenbahn 
oder  eines  Dritten  sich  befindet,  welcher  es  für  sie  inne  hat 

Art.  22.  Die  Wirkungen  des  Pfandrechtes  bestimmen  sich  nach  dem 
Rechte  des  Landes,  wo  die  Ablieferung  erfolgt 

Art.  23.  Jede  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  nachdem  sie  bei  der  Aufgabe 
oder  der  Ablieferung  des  Gutes  die  Fracht  und  die  anderen  aus  dem 
Frachtvertrage  herrührenden  Fordernngen  eingezogen  hat,  den  bet^eiligten 
Bahnen  den  ihnen  gebührenden  Antheil  an  der  Fracht  und  den  erw&hnten 
Forderungen  zu  bezahlen. 

Die  Ablieferungsbahn  ist  für  die  Bezahlung  der  obigen  Beträge  ver- 
antwortlich, wenn  sie  das  Gut  ohne  Einziehung  der  darauf  haftenden 
Forderungen  abliefert.  Der  Anspruch  gegen  den  Empfänger  des  Gutes 
bleibt  ihr  jedoch  vorbehalten. 

Die  Uebergabe  des  Gutes  von  einer  Eisenbahn  an  die  nächstfolgende 
begründet  für  die  erstere  das  Recht,  die  letztere  im  Kontokorrent  sofort 
mit  dem  Betrage  der  Fracht  und  der  sonstigen  Forderungen,  soweit  die- 
selben zur  2ieit  der  Uebergabe  des  Gutes  aus  dem  Frachtbriefe  sich  er- 
geben, zu  belasten,  vorbehaltlich  der  endgültigen  Abrechnung  nach  Mass- 
gabe des  ersten  Absatzes  dieses  Artikels. 

Aus  dem  internationalen  Transporte  herrührende  Forderungen  der 
Eisenbahnen  untereinander  können,  wenn  die  schuldnerische  Eisenbahn 
einem  anderen  Staate  angehört,  als  die  forderungsberechtigte  Eisenbahn, 
nicht  mit  Arrest  belegt  oder  gepfändet  werden,  ausser  in  dem  Falle,  wenn 
der  Arrest  oder  die  Pfändung  auf  Grund  einer  Entscheidung  der  Gerichte 
des  Staates  erfolgt,  dem  die  forderungsberechtigte  Eisenbahn  angehört. 

In  gleicher  Weise  kann  das  rollende  Material  der  Eisenbiüinen  mit 
Einschluss  sämmtlicher  beweglicher,  der  betreffenden  Eisenbahn  gehörigen 
Gegenstände,  welche  sich  in  diesem  Material  vorfinden,  in  dem  Gebiete 
eines  anderen  Staates  als  desjenigen,  welchem  die  betrefiTende  Eiaenbahn 
angehört,  weder  mit  Arrest  belegt  noch  gepfändet  werden,  ausser  in  dem 
Falle,  wenn  der  Arrest  oder  die  Pfändung  auf  Grund  einer  Entscheidung 
der  Gerichte  des  Staates  erfolgt,  dem  die  betreffende  Eisenbahn  angehört. 

Art.  24.  Bei  Ablieferungshindernissen  hat  die  Ablieferungsstation  den 
Absender  durch  Vermittlung  der  Versandtstation  von  der  Ursache  des 
Hindernisses  unverzüglich  iu  Kenntniss  zu  setzen.  Sie  darf  in  keinem 
Falle  ohne  ausdrückliches  Einverständniss  des  Absenders  das  Gut  zurück- 
senden. 

Im  übrigen  richtet  sieh  —  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  folgen- 
den Artikels  —  das  Verfahren  bei  Ablieferungshindernissen  nach  den  für 
die  abliefernde  Bahn  geltenden  gesetzlichen  und  reglementarischen  Be- 
stimmungen. 

Art.  25.  In  allen  Verlust-,  Minderungs-  und  Beschädigungsfällen  haben 
die  Eisenbahnverwaltungen  sofort  eine  eingehende  Untersuchung  vorzu- 
nehmen, das  Ergebniss  derselben  schriftlich  festzustellen  und  dasselbe  den 
Betheiligten  auf  ihr  Verlangen,  unter  allen  Umständen  aber  der  Versandt- 
station mitzutheilen. 

Wird  insbesondere  eine  Minderung  oder  Beschädigung  des  Gutes  von 
der  Eisenbahn  entdeckt  oder  vermuthet,  oder  seitens  des  Verfügungsbe- 
rechtigten behauptet,  so  hat  die  Eisenbahn  den  Zustand  des  Gutes,  den 
Betrag  des  Schadens  und,  soweit  dies  möglich,  die  Ursaahe  und  den  Zeit- 
punkt der  Minderung  oder  Beschädigung  ohne  Verzug  protokoUariaoh  fest- 
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zoBtellen.    Eine  protokollarische  Fesstellung  hat  auch  im  Falle  des  Ver- 
liutea  stattzufinden. 

Die  Feststellimg  richtet  sich  nach  den  Gesetzen  und  Reglements  des 
Landes,  wo  dieselbe  stattfindet. 

Ansserdem  steht  jedem  der  Betheiligten  das  Recht  zu,  die  gericht- 
liche Feststellung  des  Zustandes  des  Gutes  zu  beantragen. 

Art.  26.  Zur  gerichtlichen  Geltendmachung  der  aus  dem  internationalen 
Eisenbahnfrachtyertrage  gegenüber  der  Eisenbahn  entspringenden  Rechte 
ist  nur  derjenige  befugt,  welchem  das  VerfÜgungsrecht  Ober  das  Fracht- 
gut zusteht 

Vermag  der  Absender  das  Duplikat  des  Frachtbriefes  nicht  vorzuzeigen, 
so  kann  er  seinen  Anspruch  nur  mit  Zustimmung  des  Empfängers  geltend 
machen. 

Art.  27.  Diejenige  Bahn,  welche  das  Gut  mit  dem  Frachtbriefe  zur 
Beförderung  angenommen  hat,  haftet  fttr  die  Ausführung  des  Transportes 
auch  auf  den  folgenden  Bahnen  der  Beförderungsstrecke  bis  zur  Ab- 
lieferung. 

Jede  nachfolgende  Bahn  tritt  dadurch,  dass  sie  das  Gut  mit  dem  ur- 
sprönglichen  Frachtbriefe  übernimmt,  nach  Hassgabe  des  letzteren  in  den 
Frachtvertrag  ein  und  übernimmt  die  selbständige  Verpfiichtnng,  den 
Transport  nach  Inhalt  des  Frachtbriefes  auszuführen. 

Die  Ansprüche  aus  dem  internationalen  Frachtvertrage  können  jedoch 
—  unbeschadet  des  Rückgriffs  der  Bahnen  gegen  einander  —  im  Wege 
der  Klage  nur  gegen  die  erste  Bahn  oder  gegen  diejenige,  welche  das 
Gut  zuletzt  mit  dem  Frachtbriefe  übernommen  hat,  oder  gegen  diejenige 
Bahn  gerichtet  werden,  auf  deren  Betriebsstrecke  der  Schaden  sich  er- 
eignet hat.    Unter  den  bezeichneten  Bahnen  steht  dem  Kläger  die  Wahl  zu. 

Die  Klage  kann  nur  vor  einem  Gerichte  des  Staates  anhängig  ge- 
macht werden,  in  welchem  die  beklagte  Bahn  ihren  Wohnsitz  hat  und 
welches  nach  den  Gesetzen  dieses  Landes  zuständig  ist 

Daa  Wahlrecht  unter  den  im  dritten  Absätze  erwähnten  Bahnen  er- 
üseht  mit  der  Erhebung  der  Klage. 

Art.  28.  Im  Wege  der  Widerklage  oder  der  Einrede  können  Ansprüche 
aus  dem  internationalen  Frachtvertrage  auch  gegen  eine  andere  als  die  im 
Art.  27y  Abs.  8,  bezeichneten  Bahnen  geltend  gemacht  werden,  wenn  die 
Klage  sich  auf  denselben  Frachtvertrag  gründet. 

Art.  29.  Die  Eisenbahn  haftet  für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen, 
deren  sie  sich  bei  Ausführung  des  von  ihr  übernommenen  Transportes  bedient, 

Art.  30.  Die  Eisenbahn  haftet  nach  Massgabe  der  in  den  folgenden 
Artikeln  enthaltenen  näheren  Bestimmungen  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  des  Gutes  seit  der  Annahme  zur 
Beförderung  bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  zu  be- 
weisen vermag,  dass  der  Schaden  durch  ein  Verschulden  des  Verfügungs- 
berechtigten oder  eine  nicht  von  der  Eisenbahn  verschuldete  Anweisung 
desselben,  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Gutes  (namentlich  durch 
iuieren  Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage)  oder  durch  höhere  Ge- 
walt herbeigeführt  worden  ist. 

Ist  auf  dem  Frachtbrief  als  Ort  der  Ablieferung  ein  nicht  an  der 
Eisenbahn  liegender  Ort  bezeichnet,  so  besteht  die  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahn auf  Grund  dieses  Uebereinkommens  nur  für  den  Transport  bis  zur 
Empfangsstation.  Für  die  Weiterbeförderung  finden  die  Bestimmungen 
des  Art.  19  Anwendung. 

Art  31.    Die  Eisenbahn  haftet  nicht: 

1.  In  Ansehung  der  Güter,  welche  nach  der  Bestimmung  des  Tarifes 
oder  nach  Vereinbarung  mit  dem  Absender  in  offen  gebauten  Wagen 
transportirt  werden,  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dieser  Trans- 
portart verbundenen  Gefahr  entstanden  ist^ 
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2.  in  Ansehung  der  Güter,  welche,  obgleich  ihre  Natnr  eine  Verpackung 
zum  Schutze  gegen  Verluat,  Minderung  oder  Beschädigung  auf  dem  Trans- 
port erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders  auf  dem  Frachtbriefe  (Art.  9) 
unverpackt  oder  mit  mangelhafter  Verpackung  aufgegeben  sind,  nir  den 
Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel  oder  mit  der  mangelhaften 
Beschaffenheit  der  Verpackung  Tcrbundenen  Qefahr  entstanden  ist; 

3.  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  deren  Auf-  und  Abladen  nach  Be- 
stimmung des  Tarifes  oder  nach  besonderer  Vereinbarung  mit  dem  Ab- 
sender, soweit  eine  solche  in  dem  Staatsgebiete,  wo  sie  zur  Ansfttfarung 
gelangt,  zulässig  ist,  von  dem  Absender,  beziehungsweise  dem  Empfänger 
besorgt  wird,  fuir  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Auf-  und  Ab- 
laden oder  mit  mangelhafter  Verladung  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist; 

4.  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer  eigenthümlichen 
natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  ausgesetzt  sind,  Verlust, 
Minderung  oder  Beschädigung,  namentlich  Bruch,  Rost,  inneren  Verderb, 
anssergewöhnliche  Leckage,  Austrocknung  und  Verstreuung  zu  erleiden, 
für  den  Schaden,  welcher  aus  dieser  Gefahr  entstanden  ist; 

5.  in  Ansehung  lebender  Thiere,  für  den  Schaden,  welcher  ans  der 
mit  der  Beförderung  dieser  Thiere  für  dieselben  verbundenen  besonderen 
Gefahr  entstanden  ist; 

6.  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  einschliesslich  der  Thiere,  welchen 
nach  der  Bestimmung  des  Tarifs  oder  nach  besonderer  Vereinbarung  mit 
dem  Absender  ein  Begleiter  beizugeben  ist,  für  den  Schaden,  welcher  aus 
der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die  Begleitung  be- 
zweckt wird. 

Wenn  ein  eingetretener  Schaden  nach  den  Umständen  des  Falles  aus 
einer  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Gefahren  entstehen  konnte,  so 
wird  bis  zum  Nachweise  des  Gegentheils  vermuthet,  dass  der  Schaden  ans 
der  betreffenden  Gefahr  wirklich  entstanden  ist. 

Art.  32.  In  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  nach  ihrer  nattirlichen 
Beschaffenheit  bei  dem  Transporte  regelmässig  einen  Verlust  an  Gewicht 
erleiden,  ist  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Gewichtsverluste  bis  au  dem 
aus  den  Ausftthrungsbestimmungen  sich  ergebenden  Normalsatze  ausge- 
schloseen. 

Dieser  Satz  wird,  im  Falle  mehrere  Stücke  auf  einem  und  demselben 
Frachtbrief  befördert  worden  sind,  für  jedes  Stück  besonders  berechnet, 
wenn  das  Gewicht  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbriefe  verzeichnet  oder 
sonst  erweislich  ist. 

Diese  Beschränkung  der  Haftpflicht  tritt  nicht  ein,  insoweit  nachge- 
wiesen wird,  dass  der  Verlust  nach  den  Umstanden  des  Falles  nicht  infolge 
der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes  entstanden  ist,  oder  dass  der 
angenommene  Prozentsatz  dieser  Beschaffenheit  oder  den  sonstigen  Um- 
ständen des  Falles  nicht  entspricht. 

Bei  gänzlichem  Verluste  des  Gutes  findet  ein  Abzug  für  Gewichtsver- 
lust nicht  statt. 

Art.  33.  Der  zur  Klage  Berechtigte  kann  das  Gut  ohne  weiteren 
Nachweis  als  in  Verlust  gerathen  betrachten,  wenn  sich  dessen  Ablieferung 
um  mehr  als  80  Tage  nach  Ablauf  der  Lieferfrist  (Art.  14)  verzögert. 

Art.  34.  Wenn  auf  Grund  der  vorhergehenden  Artikel  von  der  Eisen- 
bahn für  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlust  des  Gutes  Ersatz  geleistet 
werden  muss,  so  ist  der  gemeine  Handelswerth,  in  dessen  Ermangelung  der 
gemeine  Werth,  zu  ersetzen,  welchen  Gut  derselben  Art  und  Beschaffen- 
heit am  Versandtorte  zu  der  Zeit  hatte,  zu  welcher  das  Gut  zur  Beförde- 
rung angenommen  worden  ist.  Dazu  kommt  die  Erstattung  dessen,  was 
an  Zöllen  und  sonstigen  Kosten,  sowie  an  Fracht  etwa  bereits  bezahlt 
worden  ist. 

Art.  35.    Es  ist  den  Eisenbahnen  gestattet,   besondere  Bedingungen 
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(Spexialtarife)  mit  FeBtsetzang  eines  im  Falle  des  Verlustes,  der  Mindemng 
oder  Beschädigung  zu  ersetzenden  Hazimalbetrages  zu  yeröffentlichen,  so- 
fern diese  Spezialtarife  eine  Preisermässigunjr  für  den  ganzen  Transport 
gegenüber  den  gewöhnlichen  Tarifen  jeder  Eisenbahn  enthalten  und  der 
gleiche  Maximal  betrag  auf  die  ganze  Transportstrecke  Anwendung  findet. 

Art.  36.  Der  Entscbädigungsberechtigte  kann,  wenn  er  die  Ent- 
schädigung für  das  in  Verlust  gerathene  Gut  in  Empfang  nimmt,  in  der 
Quittung  den  Vorbehalt  machen,  dass  er  für  den  Fall,  als  das  Gut  binnen 
Tier  Monaten  nach  Ablauf  der  Lieferfrist  wieder  aufgefunden  wird,  hievon 
seitens  der  Eisenbahnverwaltnng  sofort  benachrichtigt  werde. 

In  diesem  Fall  kann  der  Entscbädigungsberechtigte  innerhalb  30  Tagen 
nach  erhaltener  Nachricht  verlangen,  dass  ihm  das  Gut  nach  seiner  Wahl 
an  den  Versandt-  oder  an  den  im  Frachtbriefe  angegebenen  Bestimmungs- 
ort kostenfrei  gegen  Rückerstattung  der  ihm  bezahlten  Entschädigung 
ausgeliefert  werde. 

Wenn  der  im  ersten  Absätze  erwähnte  Vorbehalt  nicht  gemacht  worden 
ist,  oder  wenn  der  Entschädigungsberechtigte  In  der  im  zweiten  Absätze 
bezeichneten  dreissigtägigen  Frist  das  dort  yorgesehene  Begehren  nicht 
gestellt  hat,  oder  endlich,  wenn  das  Gut  erst  nach  4  Monaten  nach  Ablauf 
der  Lieferfrist  wieder  aufgefunden  wird,  so  kann  die  Eisenbahn  nach  den 
Gesetzen  ihres  Landes  über  das  wieder  aufgefundene  Gut  verfügen. 

Art.  37.  Im  Falle  der  Beschädigung  hat  die  Eisenbahn  den  ganzen 
Betrag  des  Minderwerthes  des  Gutes  zu  bezahlen.  Im  Falle  die  Beförde- 
rung nach  einem  Spezialtarife  im  Sinne  des  Axt.  35  stattgefunden  hat, 
wird  der  zu  bezahlende  Schadensbetrag  verhältnissmassig  reduzirt. 

Art.  38.  Hat  eine  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  statt- 
gefunden, so  kann  dem  Berechtigten  im  Falle  des  Verlustes,  der  Minderung 
oder  der  Beschädigung,  ausser  der  durch  den  Art.  34  und  beziehungs- 
weise durch  den  Art.  37  festgesetzten  Entschädigung  noch  ein  weiterer 
Schadenersatz  bis  zur  Höhe  des  in  der  Deklaration  festgesetzten  Betrages 
zugesprochen  werden.  Das  Vorhandensein  und  die  Höhe  dieses  weiteren 
Schadens  hat  der  Berechtigte  zu  erweisen« 

Die  AusfUhmngsbestimmungen  setzen  den  Höchstbetrag  des  Fracht- 
zuschlages  fest,  welchen  der  Absender  im  Falle  einer  Deklaration  des 
Interesses  an  der  Lieferung  zu  zahlen  hat. 

Art.  39.  Die  Eisenbahn  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch  Ver- 
säumung der  Lieferfrist  (Art.  14)  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist, 
dass  die  Verspätung  von  einem  Ereignisse  herrührt,  welches  sie  weder 
berbeigeführt  hat,  noch  abzuwenden  vermochte. 

Art.  40.  Im  Falle  der  Versäumung  der  Lieferfrist  können  ohne  Nach- 
weis eines  Schadens  folgende  Vergütungen  beansprucht  werden: 

Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  Vio  der  Lieferfrist:  Vi«  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  '/^^  der  Lieferfrist:  '/jq  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  '/,o  der  Lieferfrist:  '/^^  der  Fracht. 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  */ip  der  Lief eifrist:  */|q  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  von  längerer  Dauer:  "/j^,  der  Fracht 
Wird  der  Nachweis  eines  Schadens  erbracht,  so  kann  der  Betrag  bis 
zur  Höhe  der  ganzen  Fracht  beansprucht  werden. 

Hat  eine  Deklaration  des  Interesses  stattgefunden,  so  können  ohne 
Kachweis  eines  Schadens  folgende  Vergütungen  beansprucht  werden: 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  Vio  der  Lieferfrist :  '/^^  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  Vio  der  Lieferfrist:  ^/i,  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslich  '/j^  der  Lieferfrist:  '/j«  der  Fracht. 
Bei  einer  Verspätung  bis  einschliesslieh  */jo  der  Lieferfrist:  '/lo  der  Fracht 
Bei  einer  Verspätung  von  längerer  Dauer:  die  ganze  Fracht. 
Wird  der  Nachweis  eines  Sohadena  erbracht,  so  kann  der  Betrag  des 
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Schadens  beansprucht  werden.  In  beiden  Fällen  darf  die  Vergtttiing  den 
deklarirten  Betrag  des  Interesses  nicht  Übersteigen. 

Art.  41.  Die  Vergtttang  des  vollen  Schadens  kann  in  allen  Fällen 
gefordert  werden,  wenn  derselbe  infolge  der  Arglist  oder  der  groben  Fahr- 
lässigkeit der  Eisenbahn  entstanden  ist. 

Art«  42.  Der  Fordeningsberechtigte  kann  6  Prozent  Zinsen  der  als 
Entschädigung  festgesetzten  Summe  verlangen.  Diese  Zinsen  laufen  von 
dem  Tage,  an  welchem  das  Entschädigungsbegehren  gestellt  wird. 

Art.  43.  Wenn  Gegenstände,  welche  vom  Transport  ausgeschlossen 
oder  zu  demselben  nur  bedingungsweise  zugelassen  sind,  unter  unrichtiger 
oder  ungenauer  Deklaration  zur  Beförderung  aufgegeben,  oder  wenn  die 
fttr  dieselben  vorgesehenen  Sicherheitsvorschriften  vom  Absender  ausser 
Acht  gelassen  werden,  so  ist  jede  Haftpflicht  der  Eisenbahn  auf  Grund 
des  Frachtvertrages  ausgeschlossen. 

Art.  44.  Ist  die  Fracht  nebst  den  sonst  auf  dem  Gute  haftenden 
Forderungen  bezahlt  und  das  Gut  angenommen,  so  sind  alle  Ansprüche 
gegen  die  Eisenbahn  aus  dem  Frachtvertrage  erloschen. 

Hievon  sind  jedoch  ausgenommen: 

1.  Entschädigungsansprüche,  bei  welchen  der  Berechtigte  nachweisen 
kann,  dass  der  Schaden  durch  Arglist  oder  grobe  Fahrlässigkeit  der 
Eisenbahn  herbeigeführt  worden  ist; 

2.  Entschädigungsansprüche  wegen  Verspätung,  wenn  die  Reklamation 
spätestens  am  siebenten  Tage,  den  Tag  der  Annahme  nicht  mitgerechnet, 
bei  einer  der  nach  Art.  27,  Abs.  3,  in  Anspruch  zu  nehmenden  Eisen- 
bahnen angebracht  wird; 

3.  Entschädigungsansprüche  wegen  solcher  Mängel,  deren  Feststellung 
gemäss  Art.  25  vor  der  Annahme  des  Gutes  durch  den  Empfänger  erfolgt 
ist,  oder  deren  Feststellung  nach  Art.  25  hätte  erfolgen  sollen  und  durch 
Verschulden  der  Eisenbahn  unterblieben  ist; 

4.  Entschädigningsansprüche  wegen  äusserlich  nicht  erkennbarer  Mängel, 
deren  Feststellung  nach  der  Annahme  erfolgt  ist,  jedoch  nur  unter  nach- 
stehenden Voraussetzungen: 

a)  Es  muss  unmittelbar  nach  der  Entdeckung  des  Schadens  und  späte- 
stens sieben  Tage  nach  der  Empfangnahme  des  Gutes  der  Antrag 
auf  Feststellung  gemäss  Art.  25  bei  der  Eisenbahn  oder  dem  zu- 
ständigen Gerichte  angebracht  werden; 

b)  der  Berechtigte  muss  beweisen,  dass  der  Mangel  während  der  Zeit 
zwischen  der  Annahme  zur  Beförderung  und  der  Ablieferung  ent- 
standen ist. 

War  indessen  die  Feststellung  des  Zustandes  des  Gutes  durch  den 
Empfanger  auf  der  Empfangsstation  möglich  mud  hat  die  Eisenbahn  sich 
bereit  erklärt,  dieselbe  dort  vorzunehmen,  so  findet  die  Bestimmung  unter 
Nr.  4  keine  Anwendung. 

Es  steht  dem  Empfanger  frei,  die  Annahme  des  Gutes,  auch  nach 
Annahme  des  Frachtbriefes  und  Bezahlung  der  Fracht,  insolange  zu  ver- 
weigern, als  nicht  seinem  Antrage  auf  Feststellung  der  von  inm  behaup- 
teten Mängel  stattgegeben  ist.  Vorbehalte  bei  der  Annahme  des  Gutes 
sind  wirkungslos,  sofern  sie  nicht  unter  Zustimmung  der  Eisenbahn  er- 
folgt sind. 

Wenn  von  mehreren  auf  dem  Frachtbriefe  verzeichneten  Gegenständen 
einzelne  bei  der  Ablieferung  fehlen,  so  kann  der  Empfänger  in  der  Em- 
pfangsbescheinigung (Art.  16)  die  nicht  abgelieferten  Gegenstände  unter 
spezieller  Bezeichnung  derselben  ausschliessen. 

Alle  in  diesem  Artikel  erwähnten  Entschädigungsansprüche  müssen 
schriftlich  erhoben  werden. 

Art.  45.  Entschädigungsforderungen  wegen  Verlustes,  Minderung, 
Beschädigung  oder  Verspätung,  insofern  sie  nicht  durch  Anerkenntniss  der 
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Eiienbahn,  Vergrleich  oder  gerichtlicfaes  Urtheil  festgestellt  sind,  verjähren 
in  einem  Jahre  und  im  Falle  des  Art.  44,  Nr.  1,  in  drei  Jahren. 

Die  Verjähmng  beginnt  im  Falle  der  Beschädigung  oder  Minderung 
an  dem  Tage,  an  welchem  die  Ablieferung  stattgeninden  hat,  im  Falle 
des  gänzlichen  Verlustes  eines  Frachtstückes  oder  der  Verspätung  an  dem 
Tage,  an  welchem  die  Lieferfrist  abgelaufen  ist. 

Bdsfiglich  der  Unterbrechung  der  Verjährung  entscheiden  die  Gesetze 
des  Landes,  wo  die  Klage  angestellt  ist. 

Art  46.  Anspräche,  welche  nach  den  Bestimmungen  der  Art.  44  und  45 
erloschen  oder  verjährt  sind,  können  auch  nicht  im  Wege  einer  Widerklage 
oder  einer  Einrede  geltend  gemacht  werden. 

Art.  47.  Derjenigen  Eisenbahn,  welche  auf  Grund  der  Bestimmungen 
dieses  Uebereinkommens  Entschädigung  geleistet  hat,  steht  der  Rückgriff 
gegen  die  am  Transporte  betheiligten  Bahnen  nach  Massgabe  folgender 
Bestimmungen  zu: 

L  Diejenige  Eisenbahn,  welche  den  Schaden  allein  verschuldet  hat, 
haftet  für  denselben  ausschliesslich. 

2.  Haben  mehrere  Bahnen  den  Schaden  verschuldet,  so  haftet  jede 
Bahn  füi  den  von  ihr  verschuldeten  Schaden.  Ist  eine  solche  Unter- 
sebeidnng  nach  den  Umständen  des  Falles  nicht  möglich ,  so  werden  die 
Antheile  der  schuldtragenden  Bahnen  am  Schadenersatze  nach  den  Grund- 
sätzen der  folgenden  Nummer  3  festgesetzt. 

3.  Ist  ein  Verschulden  einer  oder  mehrerer  Bahnen  als  Ursache  des 
Schadens  nicht  nachweisbar,  so  haften  die  sämmtlichen  am  Transporte  be- 
theiligten Bahnen  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  beweisen,  dass  der 
Schaden  auf  ihrer  Strecke  nicht  entstanden  ist,  nach  Verhältniss  der  reinen 
Fracht,  welche  jede  derselben  nach  dem  Tarife  im  Falle  der  ordnungs- 
mässigen  Ausführung  des  Transportes  bezogen  hätte. 

Im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  einer  der  in  diesem  Artikel  be- 
Miehneten  Eisenbahnen  wird  der  Schaden,  der  hieraus  für  die  Eisenbahn 
entsteht)  welche  den  Schadenersatz  geleistet  hat,  unter  alle  Eisenbahnen, 
welehe  an  dem  Transport  theilgenommen  haben,  nach  Verhältniss  der 
reinen  Fracht  vertheilt. 

Art.  48.  Die  Vorschriften  des  Art.  47  finden  auch  auf  die  Fälle  der 
Veraänmong  der  Lieferfrist  Anwendung.  Für  Versäumong  der  Lieferfrist 
haften  meluere  schuldtragende  Verwaltungen  nach  Verhältniss  der  Zeit- 
dauer der  auf  ihren  Bahnstrecken  vorgekommenen  Versäumniss. 

Die  Vertheilung  der  Lieferfrist  unter  den  einzelnen  an  einem  Trans- 
porte betheiligten  Eisenbahnen  richtet  sich,  in  Ermangelung  anderweitiger 
Vereinbarungen,  nach  den  durch  die  AusfUhrungsbestimmungen  festge- 
setzten Normen. 

Art.  49.  Eine  Solidarhaft  mehrerer  am  Transporte  betheiligter  Bahnen 
findet  für  den  Rückgriff  nicht  statt. 

Art.  50.  Fflr  den  im  Wege  des  Rückgriffs  geltend  zu  machenden 
Anspruch  der  Eisenbahnen  unter  einander  ist  die  im  Entschädigungsprozesse 
gegen  die  rflckgriffnehmende  Bahn  ergangene  endgültige  Entscheidung 
hinsichtlich  der  Verbindlichkeit  zum  Schadenersatz  und  der  Höhe  der 
Entschädigung  massgebend,  sofern  den  im  Rttckgriffsweffe  in  Anspruch 
zn  nehmenden  Bahnen  der  Streit  in  gehöriger  Form  verkündet  ist  und 
dieselben  in  der  Lage  sich  befanden,  in  dem  Prozesse  zu  interveniren. 
Die  Frist  för  diese  Intervention  wird  von  dem  Richter  der  Hauptsache 
nach  den  Umständen  des  Falles  und  so  kurz  als  möglich  bestimmt. 

Art  51.  Insoweit  nicht  eine  gütliche  Einigung  erfolgt  ist,  sind  sämmt- 
liche  betheiligte  Bahnen  in  einer  und  derselben  Klage  zu  belangen,  widrigen- 
falls das  Recht  des  Rückgriffs  gegen  die  nicht  belangten  Bahnen  erlischt. 

Der  Richter  hat  in  einem  und  demselben  Verfahren  zu  entscheiden. 
Den  Beklagten  steht  ein  weiterer  Rückgriff  nicht  zu. 
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Art.  52.  Die  Verbindung  des  Bttokgriffverfahrens  mit  dem  £nt- 
Bch&digangsyerfahren  ist  unzulässig. 

Art  53.  Für  alle  Rttckgriffsansprüche  ist  der  Richter  des  Wohnsitzes 
der  Bahn,  gegen  welche  der  Rückgriff  erhoben  wird,  ausschliesslich  zu- 
ständig. 

Ist  die  Klage  gegen  mehrere  Bahnen  zu  erheben,  so  steht  der  klagenden 
Bahn  die  Wahl  unter  den  nach  Massgabe  des  ersten  Absatzes  dieees 
Artikels  zuständigen  Richtern  zu. 

Art.  54.  Die  Befugniss  der  Eisenbahnen,  über  den  Rtickgriff  im  voraus 
oder  im  einzelnen  Falle  andere  Vereinbarungen  zu  treffen,  wird  durch  die 
vorstehenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 

Art.  55.  Soweit  nicht  durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  andere 
Bestimmungen  getroffen  sind,  richtet  sich  das  Verfahren  nach  den  Ge- 
setzen des  Prozessrichters. 

Art  56.  Urtheiie,  welche  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Ueber- 
einkommens  von  dem  zuständigen  Richter  infolge  eines  kontradiktorischen 
oder  eines  Versäumnissverfahrens  erlassen  und  nach  den  fUr  den  urtheilenden 
Richter  massgebenden  Gesetzen  vollstreckbar  geworden  sind,  erlangen  im 
Gebiete  sämmtlicher  Vertragsstaaten  Vollstreckbarkeit,  unter  firlfUlung 
der  von  den  Gesetzen  des  Landes  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  For- 
malitäten, aber  ohne  dass  eine  materielle  Prüfung  des  Inhalts  zulässig 
wäre.  Auf  nur  vorläufig  vollstreckbare  Urtheiie  findet  diese  Vorsduift 
keine  Anwendung,  ebensowenig  auf  diejenigen  Bestimmungen  eines  UrtheiLs, 
durch  welche  der  Kläger,  weil  derselbe  im  Prozesse  unterliegt,  ausser  den 
Prozesskosten  zu  einer  weiteren  Entschädigung  verurtheilt  wird. 

Eine  Sicheratellung  für  die  Prozesskosten  kann  bei  Klagen,  welche 
auf  Grund  des  internationalen  Frachtvertrages  erhoben  werden,  nicht  ge- 
fordert werden. 

Art.  57.  Um  die  Ausführung  des  gegenwärtiffen  Uebereinkommens 
zu  erleichtern  und  zu  sichern,  soll  ein  Zentralamt  Süt  den  intamationalen 
Transport  errichtet  werden,  welches  die  Angabe  hat: 

1.  Die  Mittheilungen  eines  jeden  der  vertragschliessenden  Staaten  und 
einer  jeden  der  bethoiligten  Eisenbahnverwaltungen  entgegenzunehmen  und 
sie  den  übrigen  Staaten  und  Verwaltungen  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

2.  Nachrichten  aller  Art,  welche  für  das  internationale  Transportwesen 
von  Wichtigkeit  sind,  zusammeln,  zusammenzustellen  und  zu  veröffentlichen. 

3.  Auf  Begehren  der  Parteien  Entscheidungen  über  Streitigkeiten  der 
Eisenbahnen  unter  einander  abzugeben. 

4.  Die  geschäftliche  Behandlung  der  behufs  Abänderung  des  gc^n- 
wärtigen  Uebereinkommens  gemachten  Vorschläge  vorzunehmen,  sowie  in 
allen  Fällen,  wenn  hierzu  ein  Anlass  vorliegt,  den  Vertragsschliessenden 
Staaten  den  Zusammentritt  einer  neuen  Konferenz  vorzuschlagen« 

5.  Die  durch  den  internationalen  Transportdienst  bedingten  finanziellen 
Beziehungen  zwischen  den  betheiligten  Verwaltungen,  sowie  die  Ein- 
ziehung rückständig  gebliebener  Forderungen  zu  erleichtem  und  in  dieser 
Hinsicht  die  Sicherheit  des  Verhältnisses  der  Eisenbahnen  unter  einander 
zu  fördern. 

Ein  besonderes  Reglement  wird  den  Sitz,  die  Zusammensetzung  und 
Organisation  dieses  Amtes,  sowie  die  zur  Ausführung  nöthigen  Mittel 
feststellen. 

Art.  58.  Das  im  Art.  57  bezeichnete  Zentralamt  hat  die  Mittheilungen 
der  Vertragsstaaten  in  Betreff  der  Hinzufügung  oder  der  Streichung  von 
Eisenbahnen  in  den  in  Gemässheit  des  ^^t.  1  aufgestellten  Listen  ent- 
gegenzunehmen. 

Der  wirkliche  Eintritt  einer  neuen  Eisenbahn  in  den  internationalen 
Transportdienst  erfolgt  erst  nach  einem  Monat  vom  Datum  des  an  die 
anderen  Staaten  gerichteten  Benachrichtigungsschreibens  des  Zentralamtes. 
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tHe  Streicbnng  einer  Eisenbahn  wird  yon  dem  Zentralamte  vollzogen, 
sobald  es  von  einem  der  Vertragsstaaten  davon  in  Kenntniss  gesetzt  wird, 
dass  dieser  festgestellt  hat,  dass  eine  ihm  angehörige  und  in  der  von  ihm 
aufgestellten  Liste  verzeichnete  Eisenbahn  ans  finanziellen  Grttnden  oder 
infolge  einer  tbatsächlichen  Behinderang  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  den 
Verpfliehtnngen  zu.  entsprechen,  welche  den  Eisenbahnen  durch  das  gegen- 
wärtige Uebereinkommen  auferlegt  werden. 

Jede  Eisenbahnverwaltnng  ist,  sobald  sie  seitens  des  Zentralamtes  die 
Nachricht  von  der  erfolgten  Streichung  einer  Eisenbahn  erhalten  hat,  be- 
rechtigt, mit  der  betreffenden  Eisenbahn  alle  ans  dem  internationalen 
Transporte  sich  ergebenden  Beziehungen  abzubrechen.  Die  bereits  in  der 
AasfOluiuig  begriffenen  Transporte  sind  jedoch  auch  in  diesem  Falle  voll- 
standig  auszufohren, 

Art.  69.  Wenigstens  alle  drei  Jahre  wird  eine  ans  Delegirten  der 
Vertragsschliessenden  Staaten  bestehende  Konferenz  zusammentreten,  um 
zu  dem  gegenwärtigen  Uebereinlcommen  die  für  nothwendig  erachteten 
Abänderungen  und  Verbesserungen  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Auf  Begehren  von  wenigstens  einem  Viertel  der  betheiligten  Staaten 
kann  jedoch  der  Zusammentritt  von  Konferenzen  auch  in  einem  frtlheren 
Zei^nnkte  erfolgen. 

Art.  60.  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  ist  für  jeden  betheiligten 
Staat  auf  drfei  Jahre  von  dem  Tage,  an  welchem  dasselbe  in  Wirksamkeit 
tritt,  verbindlich.  Jeder  Staat ,  weicher  nach  Ablauf  dieser  Zeit  von  dem 
Uebereinkommen  zurückzutreten  beabsichtigt,  ist  verpflichtet,  hievon  die 
fibrigen  Staaten  ein  Jahr  vorher  in  Kenntniss  zu  setzen.  Wird  von  diesem 
Rechte  kein  Gebrauch  gemacht,  so  ist  das  gegenwärtige  Uebereinkommen 
bis  fBr  weitere  drei  Jahre  verlängert  zu  betrachten. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  von  den  vertragschliessenden 
Staaten  sobald  als  möglich  ratifizirt  werden.  Seine  Wirksamkeit  beginnt 
drei  Monate  nach  erfolgtem  Austausch  der  Ratifikationsurkunden. 

Zu  Urknnd  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  das  gegenwärtige 
Uebereinkommen  unterzeichnet  und  demselben  ihre  Siegel  beigedrttckt. 

So  geachehen  in  Bern  am  vierzehnten  Oktober  eintausend  achthundert 
and  neunzig. 

Weiter  wurden  am  gleichen  Tage  von  den  betheiligten  Regierungen 
unterzeichnet : 

a)  Die  in  Art  1  bezeichnete  Liste  der  Eisenbahnen,  auf 
welche  das  Uebereinkommen  Anwendung  findet  (D.  R.6.B1.  8.  835  ffl^ 
Gest.  RG.Bl.  S.  770 ff.,  Eidgen.  amtl.  Big.,  N.  F.  Bd.  18  8.  92  ff.); 

b)  das  Reglement,  betreffend  die  Errichtung  eines 
Zentralamtes  (dessen  Sitz  in  Bern  und  dessen  Geschäftsführung 
der  Bnndesrath  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  zu  Überwachen 
hat  (D.  R.6.B1.  8.  870ff.,  Oest.  RG.Bl.  8.  778  f.,  Eidgen.  amtl.  Big., 
N.F.  Bil3  8.113  ff.). 

c)  Die  Ausftthrungsbe Stimmungen  zum  Uebereinkommen 
(D.  R.G.B1.  8.  8 74  ff.,  Oest.  R.G.B1.  8.  780  ff.,  Eidg.  amtl.  SIg.,  N.  F. 
Bd.  13  8.  116  ff.). 

Femer  wurden  nachbezeichnete  Aulagen  unterzeichnet: 
AnL  1.     Vorschriften  ttber  bedingungsweise  zur  Beförderung  zu- 
gelassene G^enstände; 

Anl.  2  und  3.  Formulare  ftir  Frachtbriefe  und  für  Annahme- 
akllmiig  der  Güterezpedition ; 

Zeitaehrift  f.  inten,  PriTa^  u.  Stnfrecbt  ete.,  Band  III.  ]^5 
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Anl.  4.  Formnlar  für  nacHtrKglicbe  AnveiBung  der  Güterexpedition. 
Das  Protokoll  (D.  K.G.B1.  8.718,  Oest.  R.G.B1.  8.797,  Eidg. 
amtl.  81g.,  N.  F.  Bd.  13  8.  143),  welches  als  integrirender  Be- 
standtheü  des  Uebereinkommens  zu  betrachten  ist  und  dieselbe  Kraft 
und  Dauer,  wie  dieses  letztere  selbst  hat,  enthält  noch  folgende  Be- 
stimmungen : 

I.  In  Betreff  des  Art.  1  besteht  darüber  allseitiges  Einverständniss, 
dass  Sendungen,  deren  Abgangs-  und  Endstation  in  dem  Gebiete  desselben 
Staates  liegen,  nicht  als  internationale  Transporte  zu  betrachten  sind, 
wenn  dieselben  auf  einer  Linie,  deren  Betrieb  einer  Verwaltung  dieses 
Staates  angehört,  das  Gebiet  eines  fremden  Staates  nur  transitiren. 

Im  weiteren  ist  man  darüber  einverstanden,  dass  die  Bestimmungen 
dieses  Uebereinkommens  keine  Anwendung  finden,  wenn  eine  Sendung  von 
irgend  einer  Station  eines  Staatsgebietes  entweder  nach  dem  Grenzbahn- 
hofe  des  Nachbarstaates,  in  welchem  die  ZoUbehandlnng  erfolgt,  oder 
nach  einer  Station  stattfindet,  welche  zwischen  diesem  Bahnhofe  und  der 
Grenze  liegt;  es  sei  denn,  dass  der  Absender  für  eine  solche  Sendung  die 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  verlangt.  Diese  Be- 
stimmung gilt  aucn  flir  Transporte  von  dem  genannten  Grensbidinhofe 
oder  einer  der  genannten  Zwischenstationen  nach  Stationen  des  anderen 
Staates. 

n.  In  Betreff  des  Art.  11  erklären  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten, 
dass  sie  keine  Verpflichtung  eingehen  können,  welche  die  Freiheit  ihrer 
Staaten  in  der  Regelung  ihres  internen  Eisenbahnverkehrs  beschiSnken 
wtlrde.  Sie  konstatiren  übrigens,  jeder  für  den  von  ihm  vertretenen  Staat, 
dass  diese  Regelung  zur  Zeit  mit  den  im  Art.  11  des  Uebereinkommens 
festgestellten  Grundsätzen  sich  im  Einklänge  befinde,  und  sie  betrachten 
es  ids  wtlnschenswerth,  dass  dieser  Einklang  erhalten  bleibe. 

III.  Ea  wird  ferner  anerkannt,  dass  durch  das  Uebereinkommen  das 
Verhältniss  der  Eisenbahnen  zu  dem  Staate,  welchem  sie  angehören,  in 
keiner  Weise  geändert  wird,  und  dass  dieses  Verhältniss  auch  in  Zukunft 
durch  die  Gesetzgebung  iedes  einzelnen  Staates  geregelt  werden  wird, 
sowie  dass  insbesondere  durch  das  Uebereinkommen  die  in  jedem  Staate 
in  Geltung  stehenden  Bestimmungen  über  die  staatliche  Genehmigong  der 
Tarife  und  Transportbedingungen  nicht  berührt  werden. 

IV.  Es  wird  anerkannt,  dass  das  Reglement,  betreffend  die  Errichtung 
eines  Zentralamtes,  sowie  die  Ausftthrungsbestimmungen  zu  dem  inter- 
nationalen Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  und  die  An- 
lagen 1,  2,  3  und  4  dieselbe  Kraft  und  Dauer  haben  solleUi  wie  das  Ueber- 
einkommen selbst. 

Das  Uebereinkommen  nebst  dem  Protokoll  ist  von  den  Vertrags- 
Staaten  ratifizirt  und  die  Ratifikationsurkunden  sind  in  den  Archiveu 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  zu  Bern  am  30.  September 
1892  niedergelegt  worden. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Yollstreckbarkeit  österreichischer  [böhmischer]  ür- 
theile.)  Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.Menxen  in  Hechingen. 
Klüger  Z.  hatte  bei  dem  österreichischen  Kreis-  und  Berggerichte 
Kuttenberg  in  Böhmen  gegen  die  Firma  K.  &  Cie.  zu  Köln  am 
25.  Juni  1887  ein  rechtskräftiges  Urtheil  erlangt,  wodurch  die  Lösohung 


Vermischte  Mittheilungen.  215 

gewisser  Eintragangen  angeordnet  und  die  beklagte  Firma  verurtheilt 
wurde,  dem  obsiegenden  Kläger  die  Kosten  im  Betrage  von  888  fl. 
92  kr.  binnen   14  Tagen  zu  bezahlen. 

Bei  der  zam  k.  Landgerichte  zn  Köln  auf  Ertheilung  der  Yoll- 
streckungsklausel  in  Gemässheit  des  §  660  der  Z.P.O.  erhobenen 
Klage  legte  Kläger  ausser  einer  Bescheinigung  des  Berggerichts  zu 
Knttenberg  vom  29.  November  1887;  inhalts  deren  das  obenerwähnte 
Crtheil  vom  25.  Juni  1887  rechtskräftig  und  das  angegangene  Ge- 
richt nach  den  dort  geltenden  Gesetzen  zur  Entscheidung  zuständig  sei^ 
Dachstehendes  Gesetzeszeugniss  des  österreichischen  Justizministeriums 
vom  23,  Dezember  1887  vor: 

Gesetzeszeugn  iss. 

Auf  Grund    des  §  282    des  kaiserlichen  Patents  vom  9.  August 
1854,  Reichs-Gesetzblatt  Nr.  208,  welcher  lautet: 
^Zeugnisse    über    das    in    dem    österreichischen  Staate  geltende  Ge- 
setz sind    denjenigen,    welche    derselben   zur  Verfolgung   oder  Yer- 
theidignng   ihrer  Rechte  im  Auslande  bedürfen,    von    dem  Minister 
der  Justiz  anzufertigen.     In  Zeugnissen    dieser  Art   ist   das  gegen- 
wärtig geltende  Gesetz  bestimmt  zu  bezeichnen  und  dessen  wesent- 
lieher  Inhalt  mit  den  eigenen  Worten  desselben  anzuführen,  jedoch 
alle  Elrläiitenmg  oder  Anwendung  des  Gesetzes  auf  einen  bestimmten 
RechtsfaU  zu  vermeiden^, 
wird  dem  Grundbesitzer  Johann  Z.  in  Haslach,  zu  Händen  des  Advo- 
katen   Leopold  K.    in  Kuttenberg,    zur    Verfolgung    von    Rechten    im 
Deutschen  Reiche  von  dem  k.  k.  Justizministerium  das  folgende 

Amtszeugniss 
ertheilt: 

L  Die  §§  52  und  65  der  Ziviljurisdiktionsnorm  vom  20.  No- 
vember 1852,  Reichs-Gesetzblatt  Nr.  251,  haben  im  Königreich  Böhmen 
volle  Gesetzeskraft  und  lauten: 

§  52.  ,,Klagen,  welche  ein  dingliches  Recht  auf  ein  unbew^- 
liches  Gut  zum  Gegenstande  haben,  können  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person  des  Besitzers,  und  selbst  wenn  dieser  der  Militärgerichtsbar- 
keit oder  dem  Hofmarschallamte  unterliegen  sollte,  nur  bei  der  Real- 
instanz  angebracht  werden," 

§  65.  „Die  zur  Ausübung  der  Berggerichtsbarkeit  bestimmten 
Gerichtshöfe  erster  Instanz  entscheiden  innei'halb  ihres  Sprengeis  in 
&llen  Streitsachen: 

1)  Ueber  dingliche  Rechte  auf  Bergwerke  und  deren  Zugehör, 
worunter  nicht  nur  alle  von  der  Bergbehörde  bewilligten  Schürf-  oder 
Mathungsbaue  und  verliehenen  Bergbaue,  sondern  auch  alle  diejenigen 
Taggebäude,  Grundstücke  und  Anlagen  zu  rechnen  sind,  welche  zur 
Gewinnung  und  Aufbereitung  der  Mineralien  bestimmt  oder  sonst  als 
ein  Ganzes  mit  dem  Werke  verbunden  sind  und  benutzt  werden.^  .  .  . 

n.  Die  QAchstehenden   gesetzlichen  Bestimmungen   in  Bezug   auf 

o 
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die  Yollstreckung   auglSndiBcher  Urtheile  hubeii  in  Oesterreich,  insbe- 
sondere auch  in  Böhmen  Gesetzeskraft: 

a)  das  Hofdekret  vom  18.  Mai  1792^  Nr.  16  Just.-Gesetzsamm- 
long  lü,  a, 

b)  das  Hofdekret  vom  18.  Januar  1799,  Nr.  452  JnBt.-6es6tz- 
Sammlung;  und 

c)  das  Hofdekret  vom  15.  Februar  1805,  JuBt.-Gesetseammlimg 
Nr.  711. 

Diese  Gresetze  lauten: 

Hofdekret  vom  18.  Mai  1792,  Nr.  16  Just.-6esetzsammlung,  an 
das  mfthrisch-Bchlesische  Appellationsgericht,  lü,  a: 

,,Auch  über  die  von  einem  Gerichtsstände  eines  fremden  Staates 
wider  einen  hiesigen  Unterthan  geschöpften  Urtheile  ist  auf  Ersuchen 
des  auswärtigen  G^ichtsstandes,  oder  auf  Anlangen  der  obsiegenden 
Partei  wider  den  Verftillten  die  Exekution  von  den  hiesigen  Gerichts- 
ständen zu  ertheilen: 

1)  wenn  der  auswärtige  Gerichtsstand  zur  Schöpfung  des  Urtheils 
wider  den  hiesigen  Unterthan  berechtigt  gewesen  ist:  2)  wenn  von 
dem  fremden  Staate,  dessen  (Gerichtsstand  gesprochen  hat,  über  die 
Urtheile  hierländiger  Gerichte  ebenfalls  die  richterliche  Hülfe  ge- 
leistet wird." 

Hofdekret  vom  18.  Januar  1799^  Nr.  452  Just.-GesetzBammlung. 
an  das  Ost-  und  West-Galizische  Appellationsgericht: 

y^Obgleich  nach  den  bestehenden  Vorschriften  und  dem  Hof- 
dekrete  vom  18.  Mai  1792,  Nr.  16  der  Gresetzsammlung,  die  Urtheile 
eines  auswärtigen  Gerichtsstandes  unter  den  bestimmten  Vorausetzungen 
von  hiesigen  Gerichten  vollstreckt  werden  müssen,  so  können  doch 
weder  die  fremden  Gerichte  noch  Parteien  eine  weitere  Einschreitung 
hierländiger  Gerichte  in  Anspruch  nehmen,  als  die  allgemeine  Ge- 
richtsordnung bei  inländischen  Parteien  dem  Richter  vorschreibt.  Es 
können  daher  die  Gerichte  weder  in  amtliche  Dispositionen,  noch  in 
die  Einhebung  und  Uebersendung  der  Forderungen  eingehen,  sondern 
der  auswärtige  Obsieger  hat  entweder  selbst  oder  durch  Bevollmäch- 
tigte die  Exekution  nach  der  Gerichtsordnung  zu  betreiben. 

Allein,  wenn  es  auf  die  Respektirung  solcher  Urtheile  und  die 
Ertheilung  der  Exekution  ankommt,  kann  dabei  nicht  anders  als  nach 
Vorschrift  der  allgemeinen  Gerichtsordnung,  nicht  durch  amtliche 
Dispositionen  auf  Ansuchen  auswärtiger  Gerichte,  sondern  über  ordent- 
liches Anlangen  des  obsiegenden  Theiles,  nach  dem  vorgeschriebenen 
Zuge  der  Exekution  vorgegangen  werden,  und  können  die  Urtheile 
auswärtiger  Gerichte  fremder  Länder  kein  anderes  Benehmen  an- 
sprechen, als  über  die  Urtheile  hierländiger  Gerichte  stattfindet;  da- 
mit, wenn  auf  der  einen  Seite  dem  Obsieger  zu  seinem  Rechte  ver- 
helfen wird,  auf  der  anderen  Seite  der  Schuldner  nicht  in  seinem 
Eigenthum  leide.  ' 

Auch  können  sich  die  exequirenden  Stellen  mit  der  amtlichen  Ein- 
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hebimg,  sohinigen  Uebermachung  solcher  Forderungen  und  mit  Oeld- 
manipulationen  im  Privateigenthume  solcher  Leute^  welche  sui  juris 
sind,  nicht  befassen  oder  in  etwas  verfönglich  machen:  sondern  die 
Ordnung  und  Gerechtigkeit  bringt  lediglich  mit  sich,  dass,  wenn  gegen 
einen  hierortigen  Ünterthan  im  Auslande  von  einem  kompetenten 
Richter  der  Ordnung  nach  ein  Urtheil  erwirkt  worden  ist  und  da- 
rüber die  Exekution  von  dem  hierl&ndigen  G^erichte  erhalten  werden 
viJ],  der  Obsieger  entweder  selbst ^  oder  mittels  eines  ordentlich  be- 
gewalteten  Berollmächtigten  die  Exekution  nach  Vorschrift  der  Ge- 
richtsordnung ansuche  und  verfolge.^ 

Hofdekret  vom  15.  Februar  1805,  Nr.  711  Just.-(}esetz8amm- 
Inng,  an  das  Appellationsgericht  in  Lemberg  und  Eürakau: 

.Um  die  Vollstreckung  eines  auswärtigen  ürtheils  zu  bewilligen, 
ist  es  vor  Allem  nöthig,  dass  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen 
Richters,  die  Rechtskraft  des  Unheils  und  die  jenseitige  gleiche  Be- 
bandlnng  diesseitiger,  wie  der  eigenen  Unterthanen  ausser  Zweifel 
gesetzt  sei. 

In  jedem  Falle  steht  es  der  obsiegenden  Partei  frei,  um  die  Voll- 
streckung eines  auswärtigen  Ürtheils  beim  hiesigen  Gerichte  unmittel- 
bar anzulangen,  und  in  diesem  Falle  ist  sich  nach  der  bestehenden 
allgemeinen  Grerichtsorduung  vorschriftsmässig  zu  benehmen;  wird 
hing^en  von  einem  auswärtigen  Gerichtsstande  um  die  Vollstreckung 
des  Ürtheils  ein  amtliches  Ersuchschreiben  an  ein  hierländiges  Gericht 
erlassen,  so  muss  demselben  doch  immer  das  zu  vollstreckende  Urtheil 
beigelegt  sein. 

Da  nach  den  hierländigen  Gesetzen  der  Richter  von  Amtswegen 
aiemals  einschreiten  darf,  sondern  vermöge  §  811  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  der  Gegenstand,  worauf  die  Exekution  geführt  werden 
soll  dem  Richter  namhaft  gemacht,  und  so  auch  in  fernerem  Zuge  der 
Verfügung  der  Exekutionsgrade  von  dem  Exekutionswerber  erwirkt 
werden  muss,  so  ist  sich  in  Fällen,  da  ein  auswärtiger  Gferichtsstand 
am  die  Urtheilsvollstreckung  einschreitet,  folgendermassen  zu  benehmen: 

a.  Wenn  in  dem  Ersuchungsschreiben  des  auswärtigen  Richters 
der  Gegenstand,  worauf  die  Exekution  geftlhrt  werden  soll,  nicht  an- 
gedeutet ist,  so  hat  der  hiesige  Richter  dem  obsiegenden  Theile  einen 
Rechtsvertreter  von  Amtswegen  aufzustellen,  der  diesen  Gegenstand 
namhaft  zu  machen,  und  dergestalt  im  Namen  der  auswärtigen  Partei 
das  Exekutionsgesuch  einzureichen  hat. 

b.  EUt  abor  der  auswärtige  Richter  den  Gegenstand,  auf  welchen 
die  Exekution  zu  ftlhren  ist,  in  dem  Ersuchschreiben  namhaft  gemacht, 
so  hat  das  hierländische  Gericht  hierauf  die  Pfändung,  das  P&ndrecht 
oder  sonst  den  ersten  Grrad  der  Exekution  auf  eben  jene  Art  zu  er- 
theilen,  wie  dasselbe  auf  Ersuchen  eines  inländischen  Gerichts  nach 
den  Gesetzen  zu  thun  verpflichtet  wäre:  zugleich  ist  aber  dem  ab- 
wesenden Exekutionswerber  ein  Rechtsfreund  von  Amtswegen  zu 
bestelliai;    welcher    die    Fortsetzung    der    ExekutionsfÜhrung    gesetz- 
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massig   betreiben  und  über   die  Bechte  und    Gerechtsame   der   Partei 
wachen  muss. 

Was  immer  ein  hierländisches  Gericht  auf  ein  Vollstreckungsein- 
schreiten  eines  auswärtigen  Grerichts  verftlgt^  muss  dem  letzteren  lur 
Verständigung  des  obsiegenden  Theiles  bekannt  gegeben,  übrigens  aber 
der  Partei  ausdrücklich  freigestellt  werden^  ob  sie  sich  mit  dem 
immer  auf  ihre  Grefahr  bestellten  Bechtsfreunde  in  das  Einvernehmen 
setzen,  oder  an  dessen  Statt  einen  anderen  Bevollmächtigten  hiezu  be- 
steUen  woUe.  Sollten  aber  über  ein  solches  vom  auswärtigen  Ge- 
richtsstande eingekommenes  Ersuchschreibeu  Bedenken  oder  Anstände 
eintreten,  so  ist  darum  das  Ersuchen  nicht  geradehin  abzuweisen: 
sondern  der  jenseitigen  Behörde  muss  unter  Anführung  des  Gresetzes. 
welches  der  Willfahrung  ihres  Ersuchens  im  Wege  steht,  bekannt  ge- 
geben werden,  was  allenfalls  noch  nachzutragen  und  zu  erörtern 
wäre.  In  jedem  Falle  muss  aber  zugleich  mit  der  jenseitigen  Behörde 
Bücksprache  gepflogen  werden,  damit  die  hierländigen  Taxen  sowohl. 
als  die  Gebühr  des  amtlich  angestellten  Vertreters  versichert  werden.'* 

III.  Das  Hofdekret  vom  4.  August  1840,  Nr.  460  Just.-Gesetz- 
sammlung,  an  sämmtliche  Appellationsgerichte  ergangen,  lautet: 

„Die  königlich  preussische  Begierung  hat  über  die  Vollziehung 
der  in  Oesterreich  geschöpften  Urtheile  folgende  Erklärung  abgegeben : 
Von  Seite  der  preussischen  Gerichte  wird  den  Bequisitionen  der 
österreichischen  Gerichte  um  Vollziehung  der  von  ihnen  geschöpften 
Urtheile  auch  femer,  wie  bisher,  genügt  werden,  ftJls  nicht  etwa 
nach  den  Vorschriften  der  preussischen  Gesetze  Bedenken  gegen  die 
Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte,  von  denen  die  Urtheile  ge- 
schöpft worden  sind,  eintreten.  Diese  Zusicherung  erstrecke  sich  je- 
doch nicht  auf  Bheinpreussen.  Nach  der  in  der  preussischen  Bhein- 
provinz  bestehenden  Gesetzgebung  könne  dort  nur  eine  VoUstreckung 
derjenigen  Erkenntnisse  stattfinden,  welche  von  einem  rheinischen  Ge- 
richte mit  der  ezekutorischeu  Klausel  versehen  worden  sind;  letztere 
Klausel  dürfte  nur  ertheilt  werden,  nachdem  von  demjenigen  Richter, 
in  dessen  Sprengel  die  Partei  wohnt,  gegen  welche  das  Urtheil  voll- 
streckt werden  soll,  über  die  Zulässigkeit  der  beantragten  Vollstreckung 
unter  Zuziehung  der  Parteien  verhandelt  und  über  diejenigen  Ein- 
wendungen,- welche  etwa  von  der  betreffenden  Partei  gegen  die  Voll- 
streckung erhoben  werden,  erkannt  worden  ist. 

Die  österreichischen  Gerichte  erhoben  daher,  zufolge  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  16.  Juni  1840,  auch  ihrerseits,  in  Ansehung  der 
Exekution  der  sowohl  in  Bheinpreussen  als  in  den  übrigen  preussi- 
schen Staaten  geschöpften  Urtheile,  eben  die  Grundsätze,  welche  nach 
der  angeführten  Erklärung  in  einem  und  dem  anderen  Theile  der 
preussischen  Monarchie  befolgt  werden,  zur  Anwendung  zu  bringen, 
mithin  auf  das  Urtheil  eines  rheinpreussischen  Gerichts  nur  wenn  vor- 
her bei  einem  österreichischen  Gerichte  über  die  Exekution  verhandelt 
und  erkannt  worden  ist,    auf  die  in  anderen  preussischen  Staaten  ge- 
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schöpften  ürtheile  aber  nnr^  wenn  das  erkennende  Gericht  nach  Öster- 
reichischen Gesetzen  kompetent  gewesen  ist,  die  Exekution  zu  be- 
willigen.** 

IV.  In  Bezug  auf  die  VoUstreckbarkeit  preussischer  Ürtheile  in 
Oestenreich  wird  Ihnen  eröffnet,  dass  die  Bewilligung  des  Vollzugs 
preussischer  Ürtheile  in  Gestenreich  eine  Frage  ist,  welche  in  die  Ju- 
dikatur der  Gerichte  fiült,  dass  es  daher  denselben  überlassen  werden 
miiss«  sich  Yon  Fall  zu  Fall  Über  die  durch  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen geforderten  Voraussetzungen  der  Vollstreckbarkeit  ausländischer 
ürtheile  schlüssig  zu  machen  und  dass  die  Gerichte  zur  Beobachtung 
der  G^egenseitigkeit  die  in  Deutschland  seit  Einführung  der  mit  dem 
1.  Oktober  1879  für  den  Umfang  des  Deutschen  Reiches  ins  Leben 
getreteneu  Zivilprozessordnung  geltenden  Bestimmungen  über  die  Voll- 
streckbarkeit von  Urtheilen  ausländischer  Gerichte,  insbesondere  die 
einschlägigen  §§  660  und  661  dieser  Ziyilprozessordnung  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen  haben. 

Hiezu  wird  bemerkt,  dass  seit  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit 
dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  zwischen  Oesterreich  und  dem  Deut- 
schen Reiche,  sowie  auch  gegenüber  den  einzelnen  Staaten  des  Deut- 
schen Reiches,  ein  Austausch  von  die  Gegenseitigkeit  verbürgenden 
Erklärungen  nicht  stattgefunden  hat. 

V.  Der  §  83  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom 
1.  Juui  1811,  lautend: 

§  83.  ..Den  Fremden  kommen  überhaupt  gleiche  bürgerliche 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  den  Eingeborenen  zu,  wenn  nicht 
zn  dem  Genüsse  dieser  Rechte  ausdrücklich  die  Eigenschaft  eines 
Staatsbürgers  erfordert  wird.  Auch  müssen  die  Fremden,  um  gleiches 
Recht  mit  den  Eingeborenen  zu  genioRsen.  in  zweifelhaften  Fällen 
beweisen,  dass  der  Staat,  dem  sie  angehören,  die  hierländigen  Staats- 
bürger iu  Rücksicht  des  Rechts,  wovon  die  Frage  ist,  ebenfalls  wie 
die  ^  seinigen  behandele  *^ , 
steht  hierlands,  insbesondere  auch  in  Böhmen,    in  voller  Wirksamkeit. 

VI.  Eine  Verpflichtung  des  Klägers,  Kosten  und  Gebühren  der  Ge- 
richte bei  Anbringung  der  Klage  sicher  zu  stellen,  ist  dem  hierlän- 
digen Rechte,  welches  diesbezüglich  nur  eine  Siclierstellung  der  Kosten 
des  Beklagten  kennt  (§  406  der  allgemeinen  Gerichtsordnung),  völlig 
fremd,  und  es  besteht  überhaupt  keine  gesetzliche  Vorschrift,  nach 
welcher  ein  Ausländer  wogen  dieser  Eigenschaft  zu  einer  Vorausbe- 
zahhmg  oder  Sicherstellung  von  Gerichts-  oder  Prozesskosteu  dem 
Gerichte  oder  dem  Beklagten  gegenüber  verpflichtet  wäre. 

2.  (Nachtrag  zum  Bericht  über  die  14.  Tagung  des 
institut  de  droit  international.  —  Druckfehlerberichtigung.) 
Dem  auf  8.  580  Bd.  II.  dieser  Zeitschrift  über  die  Beschlüsse  des 
Instituts  betr.  die  Gründung  einer  internationalen  Union  für 
Veröffentlichung  der  Verträge  Gesagten  kann  die  erfreuliche 
Mittheilong  hinzugesetzt  werden,  dass  die  dort  ausgesprochene  Erwar- 
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tung  sich  inzwischen  insoweit  erfüllt  hat,  als  der  schweizerische  Bundes- 
rath  durch  ein  Rundschreiben  vom  4.  Oktober  189  2  die  Ent- 
würfe des  Instituts  den  fremden  Regierungen  Übermittelt  und  bei  den- 
selben die  Beschickung  einer  diplomatischen  Konferenz  im  Jahre  1893 
in  Anregung  gebracht  hat,  welche  sich  mit  der  Gründung  der  Union 
und  mit  der  Gestaltung  ihres  Bureaus  zu  befassen  hätte.  —  Wir 
benützen  die  Gelegenheit,  mehrere  in  obenerwähntem  Berichte  durch 
Versehen  der  Redaktion  bei  Abscbluss  des  6.  Hefites  bezw.  des 
II.  Bandes  unliebsam  unberichtigt  gebliebene  Druckfehler  nachträglich 
richtig  zu  stellen,  nämlich  S.  577  Z.  21  und  S.  580  Z.  40  v.  o.  l. 
Gent  statt  Genf,  S.  577  Z.  25  und  8.  578  Z.  15  v.  o.  1.  Jaeqtiemfffis 
statt  Jacquemjns,  8.  577  Z.  25  v.  o.  1.  Berather  statt  Beamter, 
8.  578  Z.  22  V.  o.  1.  annehmen  statt  vornehmen,  8.  586  Z.  9  v.  o.  l. 
Definition  statt  definitiven. 
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s)  BllcherAiiBeiir^ii. 

1.  JK«  d^OHvecrona,  De  la  peine  de  moriy  2.  idit. ;  Traductüm  et  pr^aee 
par  Ludio.  Beauchet;  Paris  1893. 

Im  vorigen  Bande  dieser  Zeitschrift  habe  ich  die  zweite  Ausgabe  von 
d^0livecr<ma*8  bedeutendem  Werk  „Om  DÖdsstraffet"  kurz  angezeigt.  Es 
freut  mich  dieser  Anzeige  nunmehr  die  Mittheilung  beifügen  zu  kOnnen, 
dass  auch  diese  zweite  Auflage,  wie  seinerzeit  die  erste,  in  französischer 
üebersetznng  erschienen  und  dadurch  weiteren  Kreisen  zugänglich  gemacht 
ist,  denen  sie  bisher  ans  sprachlichen  Gründen  verschlossen  geblieben  war. 
Die  Uebersetzung  hat  Professor  Beauchet  in  Nancy  besorgt,  ein  Mann, 
welcher  schon  längst  eine  gründliche  Kenntniss  des  schwedischen  Rechts 
durch  eine  Reihe  tüchtiger  Arbeiten  erwiesen  hat.  In  seiner  Vorrede 
spricht  er  sich,  im  Gegensatze  zum  Verfasser,  als  ein  keineswegs  unbe- 
dingter Anhänger  der  AbschafTimg  der  Todesstrafe  aus.  £b  ehrt  ihn  und 
den  letzteren  gleichmässig,  dass  er  nichtsdestoweniger  die  Mühe  nicht 
gescheut  hat,  dem  trefflichen  Werke  durch  seine  Uebersetzung  zu  weiterer 
Verbreitung  zu  verhelfen!  K.  Maurer, 

2.  Der  Oesetxestext  des  Code  dvU  ist  für  Elsass-Lothringen  nach 
seinem  gegenwärtigen  Geltungsumfang  unter  Hinweglassung  der  auf- 
gehobenen Bestimmungen  und  Beifügung  derjenigen,  deren  Geltung 
noch  zweifelhaft  ist,  in  kleinerem  Drucke  mit  Darlegimg  der  Streitfragen 
und  Lösung  nach  eigener  Auffassung  von  Amtsrichter  Aran  in  Straas- 
burg  bearbeitet  worden.  In  den  Anmerkungen  sind  die  einschlägigen 
neuen  Reichs-  und  Landesgesetze  sowie  die  Spruchpraxis  mit  wissen- 
schaftlicher Gründlichkeit  behandelt.  Auch  das  internationale  Recht, 
insbesondere  die  Anwendbarkeit  des  französisch-badischen  Vertrages  vom 
16.  April  1846  ist  sachgemäss  beachtet.  Das  Werk  erscheint  im  Verlage 
von  Bensheimer  in  Mannheim.  Chrünewaid, 

3»  JDr.  WeU,  Josef,  in  Brunn,  die  Geltendmachung  der  Koupons  der 
Staatsbahnprioritäten  im  Auslande  und  das  österreichische  Kuratoren- 
gesetz. Beitrag  zur  Theorie  des  internationalen  Privatreehts.  Wien, 
Manz'sche  k.  u.  k.  Hof-,  Verlags-  und  Universitätsbuchhandlung,  1893. 
8«,  V  und  38  Seiten. 
In  vorliegender  Schrift   (einer  Ueberarbeitung   der   bereits   in  Nr.  49 

und  50  der  „Juristischen  Blätter**  veröffentlichten  Abhandlung)  beleuchtet 
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der  VerfMser  die  internationale  Seite  der  «Staatsbahnfrage'', 
welche  dnreh  die  ansserhalb  des  cisleithanischen  Oesterreicfas 
erfolgte  Anhängigmaehang  von  Prozessen  gegen  die  Staatsbahn 
auf  anyerkflrste  Ansiahlnng  der  Konpons  der  3%^  Prioritäten  dieses  In- 
stitats  sohon  längere  Zeit  von  praktischem  Interesse  und  bisher  von  der 
öffentlichen  Diskussion  nur  gestreift  worden  ist,  während  die  Frage  nach 
demBedit  der  Gesellschaft  zum  Einkommenstenerabzog  nach  verschiedenen 
Riehtongen  Grcgenstand  der  Erörterung  war. 

Der  §  9  des  6ster.  Gesetzes  yom  24.  April  1874  „betr.  die  gemein- 
same  Yertretang  der  Besitzer  yon  auf  Inhaber  lautenden  oder  durch  In- 
doasement  flbertragbaren  Theilschnldverschreibungen  und  die  bücherliche 
Behandlung  der  Ütr  solche  TheUschuldverschreibungen  eingeräumten  Hy- 
pothekenreehte**  —  bestimmt,  dass  „in  Angelegenheiten,  die  gemeinsame 
Rechte  der  Besitzer  von  Theilschuldverschreibungen  betreffen,  die  ein- 
zelnen Besitzer  ihre  Rechte  nicht  selbständig  geltend  machen  kön- 
nen*, sondern  an  die  Vertretung  durch  einen  gemeinsamen  Kurator  ge- 
bimden  sind.  Die  Bestellung  eines  solchen  Kurators  nach  Massgabe  des 
gedachten  §  9  ist  österreichischerseits  auch  schon  im  gerichtlichen 
Wege  erfolgt. 

Es  haben  nun  bereits,  wie  bekannt,  ausländische  Besitzer  yon 
Koupona  der  Staatseisenbahnprioritäten ,  gestützt  auf  den  Prioritätentext, 
der  für  den  Prioritätendienst  mehrere  in  die  Wahl  der  Prioritäten- 
bezw,  Kouponsbesitzer  gestellte  ausländische  Zahlstellen  namhaft  macht, 
die  Entscheidung  ihrer  Gerichte  in  der  sog.  „Staatsbahnfrage''  angerufen, 
bei  ungarischen,  deutschen  und  französischen  Gerichten  Klage 
erhoben  —  und  es  ist  die  weitere  Angehung  ausländischer  Gerichte  in 
dieser  Frage  nicht  ausgeschlossen. 

Mit  Rücksicht  auf  §  9  des  Kuratorengesetzes  fragt  es  sich  nun: 
L  Ob  die  in  der  Staatsbahnfrage  ergehenden  ausländischen 
Urtheile  im  cisleithanischen  Oesterreich  vollstreckbar  sind: 
U.  ob  und  welche  Wirkung  einem  in  dieser  Sache  im  Auslana 
anhängigen  Rechtsverfahren  auf  das  Verfahren  beizumessen 
ist,  das  in  Cisleithanien  von  dem  gemeinsamen  Kurator  an- 
hängig gemacht  werden  soll? 

Nachdem  der  Verfasser  die  hier  einschlagende  wichtige  Vorfrage, 
ob  (was  fraglich  ist)  die  Bestimmung  des  angerufenen  §  9  des  Kuratoren- 
gesetaes  auch  diejenigen  Personen  betrifft,  welche  blos  Koupons  von 
Theilschnldverschreibungen  innehaben,  mit  überzeugenden  Gründen  bejaht 
hat,  darlegend,  dass,  da  im  Falle  der  Staatseisenbahngesellschaft  die  Ku- 
ratel gerade  wegen  Verletzung  des  Zinsenbezugsrechts  bestellt  ist,  die 
Kouponbesitzer,  sowenig  wie  die  Besitzer  der  Theilschuldverschreibung  ihr 
Zinsenbeaugsrecht,  den  Koupon  selbständig  geltend  machen  können,  viel- 
mehr an  die  Vertretung  durch  den  gemeinsamen,  bereits  bestellten 
Kurator  n^bunden  sind,  —  tritt  er  an  die  Beantwortung  der  oben  unter 
I  nnd  II  bezeichneten  Hauptfragen  heran,  welche  den  Kern  seiner  Aus- 
einandezaetsungen  in  vorliegender  Schrift  bildet,  die  übrigens  noch  einen 
anderen  mit  diesen  Auseinandersetzungen  enge  zusammenhängenden  Zweck, 
Dämlich:  die  Klarstellung  des  Begriffs  der  res  judieaia  im  internatio- 
nalen Piivatrecht  verfolgt. 

Frage  I  beantwortet  der  Verfasser  folgendermassen :  Die  von  ein- 
seinen unter  §  1  des  Kuratorengesetzes  fallenden  Interes- 
senten (d*  1l  von  einzelnen  Prioritäten-  oder  Kouponbesitzem)  in  der 
Staatsbahnfrage  auswärts  erwirkten  Urtheile  können  in 
Oesterreich  nicht  vollstreckt  werden. 

Angesichts  der  schlagenden  und  überzeugenden  Gründe  des  Verfassers 
muss  ieh  ihm,  wenn  auch  als  Reichsdeutscher  mit  einem  gewissen 
Widerstreben,  da   viele  Angehörige   des  Deutschen  Reichs  Separatklagen 
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in  Deutschland  erhoben  and  ürtheile  erwirkt  haben,  beipflichten,  der 
juristischen  Richtigkeit  seiner  Darlegungen  die  Ehre  gebend  (dixi  et 
saivavi  animam  meam). 

Die  von  den  einzelnen  unter  §  1  des  Knratorengesetzes  fallenden  In- 
teressenten in  der  Staatsbahnfrage  ausw&rts  erhobenen  ürtheile  koUidiren 
mit  diesem  österreichischen  Gesetae,  weil  solches  in  Angelegenheiten, 
welche  gemeinsame  Rechte  der  Besitaer  von  Theilschuldverschreibungen  be- 
treifen, den  einzelnen  Besitzern  von  Prioritäten  oder  Koupons  das 
Klagerecht  abspricht.  Mithin  hängt,  wie  der  Verfasser  sehr  zutreffend 
betont,  die  Frage  nach  der  Vollstreckbarkeit  dieser  ausländischen  ürtheile 
mit  der  wichtigen  Lösung  der  Rechtsfrage  zusammen,  ob  und  in  wie 
weit  die  ünvereinbarlichkeit  des  Inhalts  eines  ausländischen  Ziyilurtheik 
mit  dem  Rechte  Oesterreichs  der  Vollstreckung  dieses  ürtheile  im 
Wege  steht,  —  wesshalb  zuerst  diese  Rechtsfrage  vom  Verfasser  vom 
Standpunkte  der  österreichischen  Zivilgesetze  sowie  der  österreichischen 
Doktrin  des  internationalen  Prozessrechts  geprüft  wird. 

Aus  dieser  Prttfung  ergiebt  sich  ihm  keineswegs  deren  prinzipielle  Be- 
jahung. 

Nach  Inhalt  der  für  das  sog.  De libationsver fahren  (Verfahren, 
das  in  Oesterreich  ausschliesslich  zur  Feststellung,  ob  das  Auslandsartheil 
in  Oesterreich  als  rechtswirksam  zu  betrachten  ist,  dient,  und  das  strenge 
von  der  eigentlichen  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  geschieden  ist, 
und  in  welchem  die  „Offizialmaxime*^  vorherrscht)  massgebenden  Gkaetze 
Oesterreichs,  d.  h.  der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  und  15.  Februar  1805 
ist  rUcksichtlieh  der  ausländischen  ürtheile  lediglich  zu  untersuchen:  ob  sie 
rechtskräftig  sind,  femer  ob  der  Auslandsrichter  zuständig  war,  und  ob, 
bezw.  unter  welchen  Voraussetzungen  dieser  Richter  österreichische  ürtheile 
gleichfalls  in  Vollzug  setzt  (Grundsatz  der  Reziprozität,  bezw.  Retor- 
sion), —  mithin  hat  nach  Vorschrift  dieser  Gesetze  der  Österreichische 
Richter,  wenn  er  die  oben  erörterten  Momente  fttr  in  eonereio  gegeben 
erachtet,  das  Auslandsurtheil  zu  vollziehen,  und  zwar  ohne  sich  in 
das  Meritum  desselben,  bezw.  der  durch  selbes  entschiedenen 
Streitsache  nur  im  geringsten  einzulassen;  freilich  bei  meritori- 
scher  üeberprüfung  seitens  des  Auslandsstaats,  dessen  Ürtheil  in  Oester- 
reich vollzogen  werden  soll,  in  Betreff  österreichischer  ürtheile  vor  der 
Vollstreckbarkeitserklärung  (wie  z.  B.  in  Frankreich)  ist,  bezw.  wäre 
retorsionsweise  das  fremde  ürtheil  auch  in  Oesterreich  der  gleichen 
üeberprüfung  zu  unterziehen  (es  ist  dies  eine  Einschränkung,  welche  die 
angegebene  Auffassung  allerdings  schon  von  Gesetzes  wegen  durch 
die  Anwendung  des  „Rezi pro zi tat s rechts**  erleidet). 

Diese  in  den  angezogenen  Hofdekreten  enthaltenen  gesetzlichen  An- 
ordnungen gehen  eben  von  der  Auffassung  aus,  dass  auch  ein  aus- 
ländisches ürtheil  (nach  Lösung  gewisser  Vorfragen)  in  Oesterreich  als 
j,re8  judicata^*  anzusehen  ist  und  daher  hinsichtlich  seines  Inhalts 
jeder  Diskussion  entzogen  sein  muss. 

Diese  Auffassung  verkennt  jedoch,  wie  der  Verfasser  überzeugend  dar- 
legt, die  internationale  Bedeutung  der  „res  judicaia**,  indem  diese 
für  das  Inland  allerdings  die  Bedeutung  habe,  dass  der  Inhalt  des  Ür- 
theils  gar  nicht  mehr  in  Erörterung  gezogen  werden  könne,  dass  im  ürtheil 
somit,  wenn  es  rechtskräftig  sei  —  so  führt  er  aus  — ,  auch  wenn  es 
seinem  Inhalt  nach  gegen  unser  Recht  Verstösse,  inter  partes ^  „formelles 
Recht **  bilde  (weil  eben  die  legale  Inlandsbehörde  im  gesetzlichen 
Instanzenzug  über  die  Sache  abgesprochen  hat),  —  aber  ein  Ürtheil  eines 
fremden  Staats  könne  man  im  Inland  nicht  als  ürtheil  im  technischen 
Sinne  auffassen,  zumal  es  ein  ganz  elementarer  völkerrechtlicher  Grundsatz 
sei,  dass  eine  fremde  Behörde  im  Inland  kein  imperium  hat,  und 
mithin  könne  auch  kein  Staat  verlangen,  dass  ein  anderer  Staat  sein  ürtheil 
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|MHie  et  HmpU  (d.  h.  ohne  Rfieksicht  auf  dessen  Inhalt)  anerkenne  nnd 
▼ottsiehe,  dagegen  könne  er  beanspruchen,  dass  der  andere  Staat  sich 
nicht  Aber  sehie  Urtheile  einfach  hinwegsetse  und  neuerlich  in 
derselben  Sache  entscheide. 

Deeshalb  soll  der  fremde  Staat,  bevor  er  die  Sache  neuerlich  ent- 
scheidet^  erst  feststellen,  ob  der  Ausspruch  des  anderen  Staates  ffir  diese 
Rechtsaache  in  Betracht  komme,  sie  entschieden  habe,  welchem  Zwecke 
das  Delibations verfahren  dient,  das  eruirt,  ob  das  fremde  Urtheil 
auch  vom  Standpunkt  des  einheimischen  Richters,  der  dabei  sein  Recht  nicht 
ga&s  ausser  Augen  lassen  kann,  als  Entscheidung  der  Rechtssache  anzu- 
sehen ist.  Kommt  es  hiebei  zur  Bejahung,  dann  macht  eben  erst  diese 
bejahende  Konstatirung  den  Ausspruch  des  fremden  Richters  zum  Urtheil 
im  technischen  Sinne. 

Die  Bedeutung  eines  fremden  Urtheils  erblickt  daher  mit  Recht  der 
Verfasser  darin,  dass  dasselbe  der  neuerlichen  AnhSngigmach- 
ung  derselben  Sache  im  Inlande  insolange  und  insoweit  ent- 
gegensteht, als  es  nicht  durch  einen  inländischen  Richter- 
spruch  behoben  ist.  Hiermit  lehnt  sieb  der  Verfasser  an  die  im  ge- 
meinen Recht  gemachte  Unterscheidung  zwischen  der  positiven  und  nega- 
tiven Funktion  der  res  judieata  an  und  fixirt  damit  die  internatio- 
nale Wirkung  derselben  analog  der  „negativen  Funktion*  der 
res  judieata,  welche  die  Regel:  „ne  bis  de  eodem  sit  aeiio^*  zu  verwirk- 
lichen trachtet,  in  der  angegebenen  Weise. 

Diese  Einschränkung  des  internationalen  Begriffs  der  res  judieata  ist 
aber  auch  gleichzeitig  in  den  Staaten,  die  das  Reziprozitätsrecht  üben, 
für  das  System  der  „Rechtshttlfegewährung"  von  fundamentaler  Be- 
dentong.  Ist  es  doch  zufolge  dieser  Neubeleuchtung  des  erwähnten  Begriffs 
klar,  dass  ein  Staat  nur  dann  als  rechtshttlfeverweigernd  erscheint, 
wenn  er  das  fremde  Urtheil  gar  nicht  berücksichtigt,  d.  h.  ohne  Rücksicht 
aaf  ein  solches  dieselbe  Sache  neuerlich  in  Verhandlung  nimmt, 
besw.  dem  fremden  Urtheil ,  sofern  es  bei  ihm  geltend  gemacht  wird ,  jede 
Wlrkong  versagt,  sohin  über  solches  nicht  immer  ein  Verfahren  einleitet 
(was  B.  B.  in  Frankreich  bis  in  die  jüngste  Zeit  in  Betreff  der  im  Aus- 
land swischen  Nichtfranzosen  gefällten  Urtheile  der  Fall  war). 

Darin  dagegen,  dass  ein  Staat  in  dem  über  ein  fremdes  Urtheil  ein- 
geleiteten Delibationsverfahren  den  „Inhalt**  dieses  Urtheils  über- 
prüft und  auf  Grund  hievon  in  manchen  Fällen  die  Vollstreckung  des 
fremden  Urtheils  ganz  oder  theilweise  verweigert,  wird  man  —  so  argu- 
mentirt  der  Verfasser  zutreffend  —  den  Ausdruck  des  elementar  völker- 
reehtliehen  Grundsatzes  erblicken,  dass  ein  fremdes  Gericht  im  Inland  kein 
imiperium  habe,  und  dass  sohin  erst  vom  Inlandsrichter  geprüft  werden 
mnas,  ob  und  in  wie  weit  der  fremde  Richterspruch  hierlands  zu  respek- 
turen  sei. 

Aber  auch  die  österreichische  Doktrin  des  internationalen  Prozess- 
rechts seheint  bei  der  Auffassung  der  alten  Hofdekrete  über  den  Begriff 
der  f^es  judieata**  im  internationalen  Verkehr  stehen  geblieben  zu  sein, 
eine  Auffassung,  die  unzutreffend,  bezw.  zu  weitgehend  und  dem  inter- 
nationalen Verkehr  nachtheilig  ist  — :  Denn  auch  sie  erkennt  jedes  aus- 
ländische Urtheil  nach  befriedigender  Lösung  gewisser  formeller  Vorfragen 
als  reehtsbeständig  an,  sohin  auch  dann,  wenn  es  mit  dem  österreichischen 
Recht  koUidirt. 

Der  Verfasser  erklärt  nun  den  Standpunkt  der  Hofdekrete  und  bis- 
herigen Doktrin  ilir  unhaltbar,  weil  er  alle  diejenigen,  welche  im  Ausland 
ihre  Rechte  klageweise  geltend  machen,  vollständig  über  die  Oster- 
reichischen Gesetze  stelle,  wie  wohl  sie  diese  Rechte  in  Oesterreich 
durchsetzen.  Es  giebt  nun  aber  privatrechtliche  Bestimmungen,  welche 
die  Inländer  anch  im  Auslände  verbinden  (§  4  d.  allg.  bürg.  Gesetzb.)i 
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UBd  andererseits  erheischen  Oesterreicfas  Öffentlich-rechtliche  Vonichriften 
in  0 es ter reich  unbedingte  Respelctirung  durch  Jedermann,  gans  ab- 
gesehen davon,  dass  es  auch  privatreohtliche  Bestimmungen  giebt,  die 
vermöge  ihrer  ratio  offen tlioh-rechtliohe  Bedeutung  und  somit  auch  all- 
umfassende inländische  Wirlcsamkeit  haben. 

Alles  dies  drängt  dazu,  dem  Richter  ein  Ueberprttfungs recht  in 
Ansehung  des  Inhalts  eines  Auslandsurtheil  einzuräumen,  welches  ihm 
von  Amtswegen  zusteht,  weil  er  ja  von  Amtswegen  auf  Rechte  undGre- 
setze  zu  sehen  hat**  (vgl.  auch  schon  Hofdekret  v.  16.  Januar  1787)  —  und 
zwar  insbesondere  im  Delibationsverfahren,  wobei  jedoch  auch  der 
Partei,  d.  1.  dem Delibationsbeklagten,  Einwendungen  eingeräumt  werden 
müssen,  im  Wege  der  „Aensserung"  oder  des  „Rekurses''.  Da  diese  Ein- 
wendungen jedoch  nicht  über  den  Zweck,  dem  sie  ihre  Berechtigung  ver- 
danken, hinausgehen  dUrfen,  so  finden  sie  in  den  Grenzen  des  richterlichen 
Ueb erprüf nngsrechts  auch  ihre  naturgemässe  Grenze. 

Jene  Grenzen  werden  durch  die  Rücksicht  auf  die  Rechtsordnung  des 
Staats  bestimmt.  Diese  verlangt,  nach  des  Verfassers  Darlegung  gebiete- 
risch im  Privatrechtsverkehr  insofern  unbedingte  und  allseitige  Be- 
rücksichtigung, also  von  Inländern  und  Ausländern,  als  sie  entweder  ge- 
wisse Rechtsinstitute  gar  nicht  kennt,  oder  zwar  kennt,  jedoch  aus  Öffent- 
lich -  rechtlichen  Erwägungen  —  durch  Prohibitivgesetze  in  ihren 
Wirkungen  modifizirt  hat. 

Mithin  hat  der  Richter  stets,  also  auch  bei  einer  Kollision  der  eige- 
nen Rechtsordnung  mit  der  eines  fremden  Staats  auf  dem  Gebiet  der  Recht- 
sprechung  oder  Rechtsinvollzugsetzung,  bezw.  Rechtshfilfege- 
währung  (dies  ist  ein  ganz  allgemeiner  Grundsatz  des  internationalen 
Privatrechts)  seine  Rechtsordnung  in  obiger  Hinsicht  zu  wahren,  da  er 
andernfalls  in  rechtswidriger  Weise  gegen  dieselbe  Verstössen  würde. 
Mithin  steht  es  fest,  dass  der  Richter  im  „D  elibationsverfahren*, 
ganz  einerlei,  ob  das  Gesetz  dies  expressis  verbis  vorschreibt  oder  nicht, 
zu  prüfen  hat,  ob  das  Auslandsurtheil  nicht  gegen  die  inlän- 
dischen privat-  oder  öffentlich-rechtlichen  Prohibitivgesetze 
verstösst  oder  ein  Rechtsinstitut  zur  Grundlage  hat,  das  die 
inländische  Rechtsordnung  nicht  kennt. 

Die  Frage  I  hat  nun  der  Verfasser,  von  allen  diesen  Erwägungen  aus- 
gehend und  namentlich  aus  dem  Grund  verneint,  weil  der  in  §  9  des 
österreichischen  Kuratorengesetzes  ausgesprochene  Grundsatz  Prohibitiy- 
karakter  habe,  d.  h.  nach  Unger's  Sprache  (System  I,  §  22  S.  163) 
den  Karakter  „eines  absoluten  Gesetzes,  welches  eonira 
rationem  juris  aus  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Sittlich- 
keit, das  öffentliche  Wohl  u.  s.  w.  erlassen  ist.*^ 

Der  Verfasser  führt  in  wirklich  überzeugender  Weise  nun  aus,  aus 
welchen  Gründen  der  im  §  9  des  Kuratorengesetzes  ausgesprochene  Grund- 
satz als  „Prohibitivgesetz''  betrachtet  werden  müsse,  darlegend,  dass 
dieses  Gesetz  in  den  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  eingreife ,  dass  jeder  Dis- 
positionsfähige selbst  seine  Rechte  wahrzunehmen  habe  und  daher  um  so 
mehr  selbe  geltend  zu  machen  berechtigt  sein  müsse,  wesshalb  schon  au- 
folge  dieser  Wirkung  des  Kuratorengesetzes,  die  dasselbe  zum  „Ausnahme- 
gesetz'* stempelt,  angenommen  werden  müsse,  dass  die  Gesetzgebung  sich 
nur  aus  höchst  wichtigen,  die  Allgemeinheit  berührenden  Gründen  zu 
dessen  Erlassung  bestimmt  finden  konnte  —  welche  Gründe  zuvörderst, 
wie  in  den  meisten  Fällen,  in  der  „occ<i8io  legis**  zu  finden  seien.  Aus  der 
occasio  legis  weist  sodann  der  Verfasser  in  eingehenden  Ausführungen  den 
Prohibitivkarakter  des  Gesetzes  nach  und  beleuchtet  denselben  auch  im 
Weiteren  vom  Standpunkte  der  Volkswirthschaftslehre  überhaupt. 

Ich  verweise  hier  auf  die  interessanten  Darlegungen  des  Verfassers 
über  den  Prohibitivkarakter  des  Gesetzes.    Sie  haben  mich  durchaus  Über- 
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zeugt.  Sie  dttrften  auch  für  den  Nationalökonomen  vom  Fach  nicht  ohne 
Intereaee  sein. 

Die  Beantwortung  der  Frage  II  ergiebt  sich  dem  Verfasser  von  selbst, 
nachdem  er  ausser  Zweifei  gestellt  hat,  dass  die  hier  einschlagenden  ans- 
landiachen  Urtheile  in  Oesterreich  nicht  yoUstreckbar  sind,  dahin:  dem 
im  Ausland  in  besagter  Richtung  anhängigen  Beohtsver- 
fahren  ist  keine  Wirkung  auf  das  Verfahren  beizumessen, 
welches  in  Oesterreich  von  dem  gemeinsamen  Kurator  an- 
hängig gemacht  werden  soll:  denn  ein  ausländisches  Verfahren  kann 
auf  das  Österreichische  Verfahren,  sei  es  zur  Begründung  der  exceptio  litis 
pendentis  oder  der  exceptio  rei  judicatae,  nur  insofern  Einflnss  haben, 
als  das  im  ersteren  erfliessende  Urtheü  in  Oesterreich  exequirbar  ist. 

Der  juristische  Werth  der  Separataktion  der  deutschen  Staatsbahn- 
priorft&re  reduzirt  sich  nach  dem  Dargelegten  auf  den  Werth  der  in 
Deutschland  befindlichen  Exekutionsobjekte  (bekanntlich  das  gepföndete 
Guthaben  der  Staatsbahn  aus  dem  Abrechnungsverkehr  mit  den  grösseren 
deatachen  Eiseobahnen,  das  aber  vom  nächsten  Jahre  ab,  sohin  auch  für 
das  nächste  Jahr,  zufolge  des  in  diesem  Jahre  in  Kraft  tretenden  Berner 
üebereinkommens  nicht  mehr  pfandbar  ist)  und  auf  die  Möglichkeit,  diese 
Urtheile  in  Ungarn,  das  kein  Kuratorengesetz  hat,  in  Vollzug  zu  setzen. 

Heidelberg  im  Januar  1893.  Baraeetti, 

4m  JeUei,  I>r*  Emii,  Sektionsrath  im  k.  und  k.  Ministerium  des  Kaiserl. 
Hauaes  und  des  Aeussern.  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und 
Strafrechts  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen  Oesterreiehs,  Ungarns, 
Kroatiens  und  Bosniens.  Wien  und  Leipzig,  Braumüller  1893,  XV.  und 
344  S.    8  Mark. 

Die  im  Jahre  1878  erfolgte  2.  Auflage  des  Handbuchs  des  in  Oester- 
reich-üngam  geltenden  internationaleu  Privatrechts  von  Vesque  v.  Püttlingen 
und  die  als  zweite  Auflage  der  „Nachlassbehandlung  der  Ausländer  in 
Oesterreich**  erschienene  „Rechtshfllfe  in  Oesterreich  gegenüber  dem  Aus- 
lande* von  Franz  Starr  haben  seitdem  eine  neue  Bearbeitung  nicht  mehr 
gefunden.  Die  beiden  Herausgeber  der  auch  ausserhalb  Oesterreichs  beliebt 
gewordenen  Werke  haben  schon  vor  Jahren  das  Zeitliche  gesegnet.  In- 
zwiaehen  haben  aber  zufolge  des  namhaft  gesteigerten  internationalen 
Rechtsverkehrs  die  Beziehungen  der  einzelnen  Kulturstaaten  zu  einander, 
sowohl  was  das  Vertragsrecht,  als  auch  die  einzelnen  Gesetzgebungen  be- 
triflft,  vielfache  und  zum  Theile  eingreifende  Aenderungen  erfahren.  Es 
ist  daher  ein  besonderes  Verdienst  JetteU,  die  neue  Bearbeitung  der 
wichtigen  und  weitverzweigten  Materien  des  internationalen  Privat-  und 
Strafrechts  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  Oesierreich-Ungams  etc. 
unternommen  zu  haben.  Die  Bearbeitung  bebandelt  die  einzelnen  Materien 
möglichst  gleichartig  in  der  Weise,  dass  zunächst  das  Karakteristische 
jedes  einzelnen  Rechtsverhältnisses  hervorgehoben,  sodann  die  einschll^igen 
Bestimmungen  der  inländischen  Gesetze,  Verordnungen  und  Normalerlasse 
angegeben,  endlich  die  analogen  Rechtsnormen  anderer  Länder,  die  Ent- 
scheidungen in-  u.  ausländischer  Gerichte  und  die  vorherrschende  Auffassung 
der  Theorie  entsprechend  herangezogen  sind.  Hiebei  haben  insbesondere 
die  praktisch  wichtigen  Gebiete,  wie  die  Behandlung  der  Nachlässe  von 
Ausländem,  die  Vollstreckung  ausländischer  Zivilurtheile,  die  Auslieferung, 
die  Konsulargerichtsbarkeit  a.  a.  m.  sorgfältige  Berücksichtigung  und  ein- 
gehendste Behandlung  gefunden.  Die  amtliche  Stellung  des  Verfassers 
leistet  Gewähr  für  die  sorgfältige,  richtige  und  vollständige  Benützung  der 
der  Darstellung  zu  Grunde  liegenden  Quellen.  Die  Bearbeitung  ist  aber 
hiebei  selbständig  auf  streng  wissenschaftlicher  Grundlage  erfolgt  Es 
wird  daher  mit  diesem  neuen  Werk  dem  Theoretiker,  und  hauptsächlich  dem 
Praktiker  ein  werthvolles  Hülfsbuch  an  die  Hand  gegeben  und  darf  solches 
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insbesondere  auch  über  die  Grenzen  Oesterreich-UnjCftnis  hinaus  der  besten 
Aufnahme  gewiss  sein.  B. 

ö.  Pßr  U  XXXV  anno  dPinaegnamento  di  FiUppo  Seraflni.  Studi 
giuridici,    Firenee,  Barbera,  Giugno  1892.    474  S. 

Dr,  FiUppo  Serafinif  Professor  an  der  k.  Universität  zu  Pisa  und 
Herausgeber  des  ^Archivio  Giuridico^  feierte  im  verwichenen  Jahre  das 
Jubiläum  der  Vollendung  des  35.  Jahres  erfolgreichster  Thätigkeit.  Neben 
vielen  anderen  Ehrungen,  die  biebei  dem  ausgezeichneten,  auch  durch  seine 
ßetheiligung  an  der  Uebersetzung  deutscher  Pandektenwerke  rtthmlichst 
bekannten  Gelehrten  zutheil  wurden,  haben  seine  italienischen  Kollegen 
ihrer  Verehrung  für  den  Jubilar  durch  Widmung  vorliegenden  Werkes  be- 
sonderen Ausdruck  gegeben.  Die  werthvotle  Festgabe  enthält  aas  den 
verschiedenen  Zweigen  der  Rechtswissenschaft  Abbandlungen  von  einer 
namhaften  Reihe  italienischer  Rechtslehrer.  Internationales  Recht  betrifft 
jene  von  Guido  Fusinato:  Di  una  parte  cUqtianto  traaeuraia  dd  diritto 
intemazionäle  e  deüa  sua  organieeazione  scientifica  t  sistematica.  B, 

b)  Zeitschriften. 

ZeU8chrift  für  vergleichende  ItechteuHseenschaftf  11.  Bd.  1.  Heft: 
KoMer,  das  Recht  der  Azteken;  Dicket ^  ans  dem  montenegrinischen 
Sachenrechte;  Henricif  das  Volksrecht  der  Epheneger  und  sein  Verhält- 
niss  zur  Kolonisation  im  Togogebiete ;  Kohler,  Bemerkungen  zam  Rechte 
der  Epheneger. 

ZeitechHft  für  deutschen  Zivilprozes»,  Bd.  XVIII,  1.  Heft:  Pttersen^ 
über  den  Parteibegriff  und  die  Parteifahigkeit;  v,  Schrutka-Rechtefutamm^ 
die  zeitlichen  Grenzen  fQr  die  Widerspruchsklage;  Hellmann^  Zustellung 
an  den  Prozessbevollmächtigten ;  Neubauer  ^  Tod  des  Schwurpflichtigen 
vor  der  Rechtskraft  des  ürtheils;  SchiUUsenstein ,  über  die  Einheit  der 
Rechtsprechung. 

Sächeiaches  Archiv  für  hürgerlichea  Mecht  und  Prozese,   2.  Bd. 

10.  Heft:  Kuntee,  Rudolf  von  Ihering  f;  HiUe,  die  revidirte  Gesinde- 
Ordnung  für  das  Königreich  Sachsen  vom  2.  Mal  1892  in  ihrem  Verhält- 
nisse zur  Öffentlich-rechtlichen  Versicherung.  11.  Heft:  Kuntze,  Bernhard 
Windscfaeid  f;  Keller,  der  Begriff  der  Einrede  im  materiell-rechtlichen 
Sinne  (exceptio)  und  der  Einrede  im  prozessualen  Sinne,  sowie  ihr  Ver- 
hältniss  zu  einander  im  heutigen  Rechte. 

Jnhrhücher  der  TFüi^tiembei^gischen  BechUmfleae»  Bd.  V,  Heft  1: 
üeber  die  Behandlung  von  Erbschaften,  welche  Verscnollenen  anfallen.  — 
Zur  Verfügung  des  k.  Justizministeriums  v.  11.  Mai  1892,  betr.  die  sog. 
Ersatzzustellung  etc.  —  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten  in  der 
Türkei.  Lehmann,  kann  die  Polizeibehörde  im  Falle  realer  Konkurrenz 
mehrerer  Uebertretungen  eine  Strafe  von  mehr  als  14  Tagen  Haft  ver- 
hängen? 

Zeiteehrifi  für  die  freiwUUge  GeriehiebarkeU  eie.  (WttrttembergX 
34.  Jahrgang,  1892:  Ströhmfeld,  über  gegenseitige  Hülfe  der  deutschen 
Bundesstaaten  in  Steuerforderungssachen  und  im  Polizeistrafverfahren 
(9,  10);  ChneUn,  die  vorläufige  Ausfolge  des  Vermögens  Verschollener; 
Hirsch,  Pfändungspfandrecht  an  Mobiliarpertinenzen  einer  verpfändet«! 
Liegenschaft  flO):  L&mmert,  über  die  Voraussetzungen  der  ZwangsvoU- 
Btreeknng  in  aas  in  der  Verwaltung  des  Ehemannes  befindliche  ramen- 
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vemidgen,  iasbes.  Aber  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Zwangsvollstreckung 
US  einem  Titel  gegen  den  Ehemann  (11). 

Anmalen  der  Qrassherzogl.  BadUchen  Gerichte  1892:  Fürst,  über 
die  Aiubildung  der  jungen  Juristen  in  Baden  (Forts,  u.  Schluss,  106,  112)-, 
Qagtur,  Bficktritt  von  der  Mitthäterscbaft ,  Versuch  oder  Vollendung 
(117)? 

Meckienburgi9ehe  Zeitschrifi  für  JRecMspfteae  und  Heehtmvissen^ 
Schaft.  XI.  Bd.  2.  Heft:  Qrohmann,  Wie  sind  die  §§  42  und  43  der 
Gebfihrenordnnng  ftlr  Rechtsanwälte  vom  7.  Juli  1879  zu  verstehen?  und 
mnsa  die  unterliegende  Partei  der  obsiegenden  auch  die  dort  festgesetzten 
Mahnkosten  erstatten?  Qrohmann^  Hindert  der  Widerspruch  des  Ver- 
mietheis  den  Gerichtsvollzieher  an  der  Pfändung  und  Fortschaffung  der 
eingebrachten  Sachen  dos  Miethers? 

JurisHeche  Biätier{Wien),  1892 :  Högel,  zur  materiellen  Stellung  der  Richter 
und  ibrer  Httlfsbeamten  (47);  Hö^el,  das  untaugliche  Mittel  bei  fahr- 
lässigen Handlungen  gegen  die  Sicherheit  des  Lebens  etc.,  insbes.  im 
Eisenbahnbetrieb  (48^*,  Wett,  die  Geltendmachung  der  Koupons  der  Staats- 
eisenbahnprioritäten im  Auslande  und  das  Österreichische  Kuratorengesetz 
(49,  50);  van  Held,  zur  Lehre  von  den  Staatsformen  (öl,  52).  1893, 
XXn.  Jahrgang:  Saxl,  ttber  die  Beziehungen  des  preuss.  Landrechts 
zur  Kodifikation  unseres  Zivilrechts  (1—4). 

AUpenteine  öeierreichiffche  €rerichiezeUung,lS92:  Schuster,  der£ntwurf 
eines  neuen  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  (Fortsetzung  u.  Schluss 
45,  47,  48);  die  Kartellgesetzgebung  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (47) ;  Gtrtseher,  das  italienische  Strafgesetzbuch  v.  30.  Juni  1889 
(Forte,  u.  Schluss,  48^50^;  Beisse,  das  Forum  der  Exekutionsbewilligung 
rar  die  dem  Privatbetheiligten  im  Strafurtheile  zuerkannten  Ansprüche 
(49);  Adier,  zur  Frage  der  Versetzung  der  Bezirksriohter  in  die  VILRang- 
klasae  (50). 

ZeUeehri/t  für  NotuHM  und  freiwiUige  GericMsbarkeU  in  Oester- 
rdehf  1892:  Wöss,  die  Ingerenz  der  Gerichte  bei  Nachlässen  von  Aus- 
ländem (45);  Ofner,  die  Prioritätenkoupons  der  Österreich -ungarisohen 
Staatseisenbahngesellschaft  (45) ;  Boetocil,  auch  der  schenkungsweise 
Erlass  bedarf  zu  seiner  GQltigkeit  der  notariellen  Errichtungsform  (46, 
47);  Fuka,  zur  Juliverordnung  (49);  Bostocil,  das  Notariat  als  Begrün- 
der des  Versicherungwesens  (51);  Boztocü,  zur  Auslegung  des  Termins 
«Ehepakte*'  (52). 

JurisHeche  ViertelJahrsschHft,  XXIV.  Bd.,  N.F.  VIIL  Bd.,  Heft  2  u.  3: 
Lingpf  die  staatsrechtliche  Stellung  der  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie ',  Bopper^ 
zur  Patentrechtsreform  in  Oesterreich. 

ZeUeehrifi  für  «chweizerisches  Beeht,  Bd.  34  N.  F.  Bd.  12,  Heft  1 : 
Schneider,  zu  Art.  640  des  Schweiz.  Obligationrechts ;  Marctisen,  Miszellen 
zum  Schweiz.  Obligationenrecht;  Heusler,  Art.  19  des  B.Ges.  über  die 
zivilreehtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter; 
Huber,  Rechtsgutachten  betr.  Recht  an  Quellen  und  Expropriation  zu 
Gunsten  auswärtiger  Unternehmungen. —  Beigeheftet:  Revue  derGerichts- 
praxiB  im  Gebiete  des  Bundeszivilrechta.  XI.  Bd. 

ZeUeehrifi  des  Berniächen  Juristen-Vereine ,  Bd.  XXVIII,  6.  Heft: 
Ist  die  Revision   der  Zivilgesetzgebung   im  Kanton  Bern  wieder   an  die 
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Hand  zu  nehmen  nnd  in  welcher  Weise  (Referat  von  H.Lienhard  an  die 
Hauptversammlung  des  Bern.  Juristenvereins,  Korreferat  von  Simomn)^ 
Zeerleder,  zwei  Fragen  des  Betreibongsrechts. 

ZeUsehrift  für  Schweizer  Straf  recht  9  V.  Jahrgang,  6.  Heft:  StooM, 
zur  bedingten  Verurtheilnng;  Grautier j  deux  livres  rieents  sur  les  Hisons 
de  Paris;  Jferjp,  Aargauische  Strafrechtsquellen;  StooaSy  die  Straf  losigkeit 
von  Glaubensansichten. 

Joumnl  du  droit  intertuManal  p9'ivi,  19.  ÄntUe,  1892,  JVir.  XI— XII: 
Contuzei,  de  la  tUcessiti  d^cutsurer  aux  Hrangers  le  tneme  traiUment 
qu*a'ux  natiima\AX  dans  la  ripartition  desproduitsdelafaiUite;  Djuvara, 
de  la  condition  des  Hrangers  en  Eaumanie. 

Revue  de  droit  intemtMonal  et  de  HgistoHon  cotnp€ir^,  Tom.  XXIV, 
Nr.  6:  Tor  res  Campos,  L'Espaane  en  Afrique;  Hilty,  le  referendum 
et  l'initiative  en  Suisse;  Bolin^  Institut  de  droit  internationaL  Campte 
rendu sommaire  de  la  Session  deGenhve  en  1892.  Nr.  6:  Olivi,  de  larUro- 
activitS  des  rSgles  juridiques  en  droit  international;  Lehr^  Coup  d^oeü 
sur  le  nouveau  projet  de  code  pinal  pour  la  B6pyil>lique  Argentine^  dahori 
par  M,  M.  FiHero,  Bivarola  et  Matieneo ;  Nys,  histoire  litUraire  du  droit 
international  en  Belgi^[ue, 

Annalea  de  droit  eommereial  fran^aiSf  itrangei'  et  iniemaOo- 

nmlflS92,  Nr.  6:  Thaller ,  de  la^ace  du  commerce  dans  Vhistoire  gh^ak 
et  du  droit  commerci€d  dans  VSnsemhle  des  sdences  (fon);  Saleillet, 
Us  th^ories  aUemahdes  sur  les  droits  gui,  au  cas  de  cowtrat  s^fnaüag- 
matique,  appartiennent  ä  la  partie  poursuivie  en  paiement  lorsg[ue  son 
adversaircy  de  son  eote,  n^exieute  pas  ses  engagements. 

ArchMiO  GiuridicOf  VcH.  XLIX^  Fase,  4 — 5:  Longo,  Viusüme  eontro  ü 
fictus  possessor  nel  diritto  civile  romano  ed  itcdiano;  Oemma,  la  eondi- 
gione  giuridica  ddlo  straniero  nel  passato  e  nel  presente;  Castorf,  Bi- 
vista  di  giurisprudenea  penaU.  Fase.  6:  Vaturi,  la  teoriea  deU'  operü 
novi  nuntiiMtio  nel  Diritto  romano;  Tamassia,  le  noege  in  Omero; 
Straf fa,  GUurisprudenga  commerciale  controversa;  f  Bodolfo  de  Ihering; 
t  Bemardo  WindscJieid» 


Zwangsvollstreckung 
in  Ssierreichische  Patente  deutscher  Schuldner  und 
in  deutsche  Patente   österreichischer   Schuldner  in 

Deutschland  und  Oesterreich. 

Ein  Beitrag  zur  Lehre  Tom  internationalen  Yollstrecknngs- 

recht. 

Von  Dr.  Jl^lianBe,  Regiernngsrath  im  Kaiecrl.  Patentamtc  in  Berlin. 

1. 

Die  nachsteheiiden  Darlegungen  beschränken  sich  auf  Patentrechte 
im  eigentlichen  Siniie;  Ansprüche  auf  Paten tertheilung^  Patentausttbungs- 
befugnisae^  sogen,  Lizenzrechte  können  wohl  auch  den  Gegenstand 
einer  Zwangsvollstreckung  bilden  ^  sollen  aber  hier  nicht  in  Betracht 
flogen  werden. 

Ein  Patentrecht  kann  in  verschiedenem  Sinne  den  Gegenstand 
einer  Zwangsvollstreckung  bilden^  je  nachdem  der  zu  vollstreckende 
Anspruch 

auf  eine  Geldleistung  des  Patentinhabers  geht,  die  durch  Ver- 
werthung  des  Patentrechts  getilgt  werden  soll  —  oder 

auf  Abtretung  des  Patentes  seitens  des  bisherigen  Inhabers. 

Wir  beschäftigen  uns  nur  mit  der  Zwangsvollstreckung  im  ersteren 
Sinne  und  zwar  wird  ausschliesslich  die  Yerwerthung  durch  Pfändung 
and  YeräiiBserung  ins  Auge  gefasst. 

EHe  Bezeichnung  ^deutscher*^,  ^österreichischer^  Schuldner,  Patent- 
inhaber bezieht  sich  im  Nachstehenden  immer  auf  den  Wohnsitz,  nicht 
auf  die  Staatsangehörigkeit. 

Unsere  Untersuchung  setzt  ein  vollstreckbares  Urtheil  voraus. 
Ohne  Belang  ist  es,  ob  es  sich  in  Deutschland  wie  in  Oesterreich  um 
die  Zwangsvollstreckung  einer  einheimischen  oder  um  die  Zwangsvoll- 
Btreeknng  einer  ausländischen  (Österreichischen  bezw.  deutschen)  Ent- 
seheidimg  handelt.  Die  Vollstreckbarkeit  österreichischer  Urtheile  in 
Deutschland  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  in  §  660  und  §  661 
der  deutschen  Zivilprozessordnung;  für  die  Vollstreckung  deutscher 
Urthefle  in  Oesterreich  sind  massgebend  die  Hofdekrete  vom  18. Mai  1792, 
18.  Januar  1799  und  15.  Februar  1805  sowie  die  Just. -Min. -Verord- 
nung vom  28.  März  1880.  Zu  vgl.  Entscheidung  des  K.  K.  oberntoii 
Gerichtshofes  vom  14.  Juni  1892  Z.  7048. 

ZeltMkrtft  f.  intern.  Privat-  n.  Btralreoht  etc.,  Sand  III.  ]^g 
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Es  handelt  sich  um  folgende  Einzelfragen: 
Ist  die  Zwangsvollstreckung  möglich: 

1.  in  Deutschland: 

a)  in  das  deutsche  Patent  eines  österreichischen  Schuldners. 

b)  in  das  österreichische  Patent  eines  deutschen  Schuldners? 

2.  in  Oesterreich: 

a)  in  das  deutsche  Patent  eines  österreichischea  Schuldners. 

b)  in  das  österreichische  Patent  eines  deutschen  SchuldnersV 

IL 

Die  Frage  I  la  ist,  soviel  die  Zuständigkeit  der  deutschen  Ge- 
richte anbelangt^  von  Seligsohn  im  Patentblatt  1886  S.  59  ff.  «nd  von 
Kohler  in  Busch'  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  Handels-  und  Wechsel- 
rechts Bd.  47  8.  339  ff.,  erörtert  worden.  Beide  Schriftsteller  kommen 
in  ihren  Ausführungen,  die  sich  auf  das  deutsche  Patentgesetz  alter 
Fassung  beziehen  und  auf  den  Fall  beschränken,  dass  der  österreichische 
Inhaber  des  deutschen  Patentes  kein  weiteres  Vermögen  in  Deutsch- 
land besitzt,  zu  entgegengesetztem  Ergebnisse.  Seligsohn  legt  dar^ 
dass  es  an  einem  zur  Zwangsvollstreckung  zuständigen  Gerichte  in 
Deutschland  fehle.  Kohler  nimmt  an^  dass  neben  dem  in  §  12  des 
Patentgesetzes  von  1877  bestimmten  Gerichte  auch  dasjenige  €rericht 
zuständig  sei,  in  dessen  Bezirke  das  Patent  ausgebeutet  werde.  — 
Dieser  Streit  um  die  Zuständigkeit  ist  durch  die  deutsche  Patentnovelle 
gegenstandslos  geworden.  Dieselbe  bestimmt  in  §  12:  ^Der  Ort,  wo 
der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in  Ermangelung  eines  aolchen 
der  Ort;  wo  das  Patentamt  seinen  Sitz  hat,  gilt  im  Sinne  des  §  24 
der  Zivilprozessordnung  als  der  Ort,  wo  sich  der  Vermögensgegenstand 
befindet.^  Durch  diese  Vorschrift  in  Verbindung  mit  §  729  der  Zivil- 
prozessordnung wird  der  Mangel  eines  zuständigen  deutschen  Grerichts 
beseitigt. 

Die  Frage  (I  2  a),  ob  die  Zwangsvollstreckung  in  das  deutsche 
Patent  eines  in  Oesterreich  wohnenden  Schuldners  in  Oesterreich  mög- 
lich ist,  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  in  Wien  durch  Entscheidung 
vom  1.  Dezember  1886  {Qeüers  Oesterr.  Zentralblatt  h.  Bd.  8.  809) 
bejaht.     Die  Entscheidung  beruht  auf  den  Erwägungen: 

„dass  Bechte,  sobald  sie  nicht  mit  dem  Besitze  einer  unbeweg- 
lichen Sache  verbunden  sind  oder  durch  die  Landesverfassung  für  eine 
unbewegliche  Sache  erklärt  sind,  welche  Umstände  bezüglich  der  Rechte, 
die  der  Inhaber  eines  Erfindungsprivilegiums  aus  demselben  erlangt, 
hierlands  nicht  vorhanden  sind,  gemäss  §  298  'd.  B.G.B.  den  beweg- 
lichen Sachen  beigezählt  werden; 

dass  die  Rechte,  welche  dem  hierlands  wohnhaften  Beklagten  aus 
demselben  verliehenen  ausländischen  Erfindungsprivilegien  und  Patoiten 
zustehen  mögen,  nach  hierländischen  Gesetzen  zu  dessen  beweglichen 
Vermögen  gehören; 

dasR  die  Exekution  auf  sämmtliches  Vermögen  des  Beklagten,  so- 
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fem  dasselbe  nicht  durch  spezielle  Gesetze  der  Exekution  entzogen  ist, 
ssuUlssig  ist  und 

dftss  die  Frage,  ob  und  inwiefern  die  hierlands  bewilligte  Exekution 
der  anslXndischen  Patentrechte  des  Beklagten  in  den  betreffenden  frem- 
den Staaten  für  den  ExekationsfÜhrer  Erfolg  haben  wird^  nicht  in 
Betracht  kommen  kann."" 

Das  k.  k.  Handelsgericht  zu  Wien  war  anderer  Ansicht  gewesen, 
es  hatte  die  Vollstreckung  in  die  anslllndischen  Patente  abgelehnt, 
,.weil  es  lediglich  zur  Vollstreckung  des  Urtheils  in  Betreff  des  hier- 
lands befindlichen  Vermögens  des  Beklagten  berufen  sei,  in  Rttcksicht 
auf  die  fraglichen  Privilegien  aber  nicht  der  Ort,  wo  sich  die  Privi- 
leginmsurknnde  befinde,  sondern  das  Land,  in  welchem  das  Privilegium 
in  Geltung  stehe,  als  massgebend  angesehen  werden  müsse.*" 

Kohler  (Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht  Bd.  1  8.  35)  schliesst 
sich  diesm'  Auffassung  des  k.  k.  Handelsgerichts  an,  erklärt  die 
EntBcheidung  des  k.  k.  obersten  Grerichtshofes  fWr  irrig  und  macht 
geltend^  cUss  auch  umgekehrt  das  österreichische  Patentrecht  eines 
Deutschen  in  Deutschland  nicht  Gegenstand  der  Zwangsvollstreckung 
sein  könne;  cf.  I  Ib.  Seine  Ausführungen  gehen  dahin :  ,, Jedes 
Patent  ist  lokalisirt  in  dem  Lande,  für  welches  dasselbe  er- 
theilt  ist.  Dieses  Land  hat  die  entsprechenden  Massnahmen  über  Be- 
gistrirung  der  Patente  zum  Eintrag  zu  bringen,  es  hat  überhaupt  zu 
bestimmen^  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Uebertragung, 
eine  Vollübertragung  oder  eine  Theilübertragung  möglich  ist.  Dieses 
Land  hat  darum  auch  zu  erklären,  in  welcher  Weise  ein  Patentrecht 
von  der  Exekution  ergriffen  werden  kann  und  seine  Organe  sind  es, 
welche  die  Exekutionsmassnahmen  zu  treffen  haben.  ^ 

Aus  dieser  Darlegung  darf  wohl  gefolgert  werden,  dass  Kohler 
die  Pfitndong  von  Patentrechten,  gleichviel  ob  ihr  Inhaber  Inländer 
oder  Ausländer  ist,  immer  den  Gerichten  desjenigen  Staates  zuweisen 
will,  der  das  Patent  verliehen  hat,  dass  er  also  die  Fragen  I  la,  2b 
bejaht,  die  Fragen  I  Ib,  2  a  verneint. 

SeUg9ohn  (Patentgesetz  S.  81)  bestreitet  wiederum  die  Richtigkeit 
der  iToAfer'flchen  Ansicht.  Er  führt  aus:  ,^ Zunächst  gehören  die  Patente 
als  Bechte  zu  dem  Mobiliarvermögen,  so  dass  nach  den  Gesetzgebungen, 
in  welchen  der  Satz  ^nwbiUa  oasibus  inhaereni^  gilt,  das  Gericht  des 
WohnsitsoB  des  Patentinhabers  auch  zur  Pfändung  ausländischer  Pa- 
tente befugt  ist.  Aber  selbst  wenn  man  annehmen  wollte,  das  einem 
Deutschen  ertheilte  ausländische  Patent  habe  stets  im  Auslände  seinen 
,,8itz^,  80  würde  daraus  höchstens  folgen,  dass  die  Frage,  ob  das  Pa- 
tent übertragbar  und  exequirbar  sei,  nach  dem  betreffenden  Gesetze 
des  Auslandes  zu  entscheiden  sei.  Dagegen  darf  die  Frage,  wie  und 
diffch  welche  Organe  die  Pfändung  zu  erfolgen  hat,  als  prozessrecht- 
liche stets  nur  nach  dem  Recht  des  Landes,  wo  die  VoUstreckungs- 
bandlung  vorgenommen  wird,  beurtheilt  werden.  Darüber,  dass  Patent- 
rechte der  Zwangsvollstreckung  unterliegen,    stimmen   aber   wohl  alle 
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Gesetzgebungen  Uberein,  so  dass  diese  Frage  nicht  in  Betracht  kommt. 
Bezüglich  der  anderen  Frage  ist  zu  beachten ^  dass  nach  der  ZP.O. 
die  Zwangsvollstreckung  in  Patente  durch  Zustellung  des  gerichtlichexi 
Gebotes  an  den  Schuldner  erfolgt,  also  im  Inlande  stattfiadet,  folglich 
fehlt  es  an  jedem  Orunde,  weshalb  ein  deutsches  Gericht  zu  dieser 
Massnahme  nicht  zuständig  sein  soll.  Dies  ist  um  so  unbedenklicher, 
als  das  Reichsgericht  selbst  bei  einer  Forderungspfkadung,  wo  dio 
PfHndung  durch  die  Zustellung  an  den  Drittschuldner  geschieht,  das 
deutsche  Gericht  auch  in  dem  Falle  ftkr  zuständig  erklXrt  hat,  wenn 
der  Drittschuldner  im  Auslande  seinen  Wohnsitz  hat."* 

Dies  der  gegenwKrtige  Stand  der  Judikatur  und  Literatur. 

III. 

Die  Klarheit  der  Untersuchung  fordert^  dass  folgende  Fragen 
scharf  auseinander  gehalten  werden: 

A.  Nach  welchem  Rechte  sind  die  ein  Patent  betreffenden  Rechts- 
verhältnisse zu  beurtheilen? 

B.  Welches  Gericht  ist  zuständig  fUr  bürgerliche  Rechtsstreit  i  g- 
keiten,  deren  Gegenstand  ein  Patentrecht  ist? 

C.  Welches  Gericht  ist  zuständig  fHr  die  Zwangvollstreckuug 
in  ein  Patentrecht? 

D.  Welches  Grericht  hat  das  Patentrecht  in  seiner  Vollstrecknngs- 
gewalt? 

Der  Umstand,  dass  für  andere  Fälle^  z.  B.  wenn  es  sich  um  ein 
Grundstück  handelt^  auf  jede  dieser  Fragen  die  gleiche  Antwort  -  - 
nämlich:  das  Recht  bezw.  das  Gericht  des  Ortes ,  wo  das  Grundstück 
gelegen  ist  —  zu  geben  wäre,  darf  nicht  dazu  verleiten ^  die  Ver- 
schiedenartigkeit und  Selbständigkeit  obiger  Fragen  zu  übersehen.  Zu 
vgl.  Wacfi,  Handbuch  des  deutschen  Zivilprozessrechts  Bd.  1  8.  220 
unten. 

In  den  bisherigen  Erörterungen  dürfte  dies  nicht  genügend  be- 
rücksichtigt worden  sein.  Insbesondere  scheint  man  ausser  Acht  gt'- 
lassen  zu  haben,  dass  zur  Möglichkeit  der  Vollstreckung  das  Vor- 
handensein eines  zuständigen  Gerichtes  nicht  genügt^  dass  von  solcher 
nur  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn  ein  zuständiges  Gericht  vorhanden 
ist,  welches  die  Vollstreckungsgewalt  besitzt.  Soweit  das  Patentrecht 
»ich  z.  B.  in  Deutschland  ^ befindet^,  ist  allerdings  dem  deutschen  Ge- 
richte mit  der  Zuständigkeit  für  die  Vollstreckung  auch  die  Voll- 
streckungsgewalt gegeben.  Denn  die  durch  den  Vermögensbesitz  be- 
gründete Zuständigkeit  eines  deutschen  Amtsgerichts  zur  ZwangsvoU- 
streckung  in  Vermögensrechte  (Z.P.O.  §  24,  §  729)  ist  nicht  auf  die 
im  Bezirke  dieses  Amtsgerichts  befindlichen  Vermögensobjekte  beschränkt 
sondern  erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Vermögensstücke ^  welche 
ausserhalb  dieses  Bezirkes  liegen.  Anders  gestaltet  sich  aber  die  Sache 
dann,  wenn  das  Patentrecht  im  Auslande  „liegt".     Hier  bedarf  es  der 
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besonderen  Prüfung,  ob  und  in  wie  weit  das  Patentrecht  dem  Zugriffe 
des  an  sich  zuständigen  inländischen  Richters  unterworfen  ist. 

iV. 

Die  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  ein  Patent  betreffenden 
Kechtsverhältnisse  zu  beurtheilen  sind  (III  A),  gehört  dem  internatio- 
nalen Privat  rechte  an  und  ist  nach  deutschem  und  österreichischem 
Kechte,  wie  folgt,  zu  beantworten. 

1.  Was  den  objektiven  Bestand  der  Rechtsverhältnisse  an^ 
belangt,  wie  Entstehung,  Fortdauer,  Boendiguug,  Inhalt  und  IVagweite, 
HO  ist  die  Rechtsordnung  desjenigen  Staates  massgebend,  die  das  Pateut- 
recht verliehen  hat  (des  Yerleihungsstaatcs^.  In  dieser  Beziehung  ist 
das  Patentrecht  territorialer  Natur.  gleichviW  ob  sein  Inhaber  Inländer 
oder  Ausländer  ist.  Besonders  in  den  Vordergrund  tritt  die  territoriale 
Xatur  beim  Patentrecht  um  desswilkn,  weil  die  Befj<^uisse,  welche  es 
gewährt,  räumlich  auf  das  Gebiet  d^ri  Verleihungsstaates  beschränkt 
■sind,  ausserhalb  desselben  keine  Anerkennung  finden.  Bei  der  Ver- 
letzung eines  Patentrechtes  handelt  es  sich  nicht  um  die  Verletzung 
eines  Rechts,  welches  absoltite  Anerkennung  an  jedem  Orte,  wo  Menschen 
in  Beziehung  zn  einander  treten,  beanspruchen  darf,  wie  etwa  bei 
Verletzung  des  Eigenthums  an  einer  Sache  durch  Diebstahl.  Dieb- 
stahl ist  überall  verboten,  gleichgültig,  wo  das  Eigen thum  erworben 
ist  Anders  beim  Pateutrecht.  Das  Patentrecht  d.  h.  die  ausschliess- 
liche Befogniss.  den  Oegenstaud  der  Erfindung  gewerblich  zu  verwerthen, 
wird  immer  nur  fAr  das  Gebiet  des  Verleihungsstaates  ertheilt.  Vgl. 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  15.  Oktober,  Patentblatt  1892 
8.  745  ff. 

2.  Dieser  territorialen  Beziehung  des  Patentrechts  darf  jedoch 
keine  ausschlaggebende  Bedeutung  für  die  Lösung  aller  dem  inter- 
nationalen Recht  angehörigen  Fragen  beigemessen  werden.  Schon  was 
die  Beurtheilung  der  materiellen  Rechtsverhältnisse  anlangt,  kommt  die 
Rechtsordnung  des  Verleihungsstaates  nicht  ausschliesslich  in  Betracht. 
In  so  weit  es  sich  um  Rechtsakte  handelt,  welche  die  subjektive 
Zuständigkeit  des  Patentrechts  betreffen,  gelangen  diejenigen  Grund- 
sätze des  internationalen  Pnvatrechts  zur  Anwendung,  welche  die 
Cebertragung,  den  Uebergang  von  Rechten  regeln.  Hienach  ist  regel- 
mässig das  Recht  des  Ortes  massgebend,  wo  der  Rechtsakt  vorgenommen 
worden  ist.  Dies  gilt  nicht  nur  hinsichtlich  der  Form,  sondern  auch 
hinsichtlich  der  materiellen  Beurtheilung  der  Rechtsakte,  also  hinsicht- 
lich ihrer  Voraussetzungen  und  Wirkungen.  Nur  in  sofern  unterstehen 
anch  diese  Rechtsakte  dem  Rechte  des  Verleihungsstaates,  als  die 
Wirkung  der  Uebertragnng  des  Patents  an  bestimmte  nur  in  diesem 
Staate  erfiillbare  Formen,  z.  B.  Eintragung  in  die  Patentrolle,  in  das 
Pririlegienregister  geknüpft  ist.  Bis  dieser  Form  genügt  ist,  entbehrt 
der  die  Uebertragnng  bezielende  Rachtsakt,  auch  wenn  er  im  Auslande. 
entRprechend  der  dort  geltenden  Form  vorgenommen  ist,  der  durch  die 
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inländiBche  Eintragung  bedingten  und  nach  inländischem  Secht  an  be- 
urtheilenden  Wirkung.  Vgl.  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen PrivatrechtB  Bd.  2  Nr.  274  Nr.  340;  Lehrbuch  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts  (1892)  8.  151;  Böhm,  Die  r&mn- 
liehe  Herrschaft  der  Rechtsnormen  8.  121. 

8.  Aus  dem  Gesagten  folgt:  Die  Frage,  ob  das  Patentrecht  ein 
verXusserlicheS;  der  Zwangsvollstreckung  unterliegendes  YermCgensobjekt 
sei,  ist  immer  nach  der  Rechtsordnung  des  Staates  zu  beurtheilen. 
welcher  das  Patentrecht  verliehen  hat.  Die  Zwangsvollstrecknngshand- 
lungen  aber  und  ihre  Wirkungen  sind  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu 
beurtheilen,  wo  sie  vorgenommen  worden  sind. 

V. 

Die  weiteren  oben  unter  III  B,  G,  D  au%eworfenen  Fragen  siud 
prozessrechtlicher  Natur.  Sie  sind  für  den  deutschen  wie  ffir  den 
österreichischen  Richter  nach  dem  einheimischen  Prozessrechte  zu  be- 
antworten. Zu  in  B  vergleiche  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  etc. 
Bd.  2  Nr.  484.    Näheres  Eingehen  verlangen  die  Fragen  unter  C  und  D. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Zuständigkeit  zur  Zwangsvoll- 
streckung. 

1.  Zuständig  ist  in  Deutschland  zur  Zwangsvollstreckung 

a)  in  das  deutsche  Patent  eines  österreichischen  Schuldners  nicht 
nur  das  Amtsgericht ,  wo  der  inländische  Patentvertreter  de^ 
Schuldners  wohnt  eveut.  wo  das  deutsche  Patentamt  seinen  Sitz 
hat,  sondern  auch  jedes  andere  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirke 
sich  irgend  welches  Vermögen  des  österreichischen  Schuldneiv 
befindet.     Z.P.O.  §  729;  P.G.  §  24. 

b)  in  das  österreichische  Patent  eines  deutschen  Schuldners  das 
Amtsgericht,  bei  welchem  derselbe  in  Deutschland  seinen  all- 
gemeinen Gerichtsstand  hat.     Z.P.O.  §.  729. 

2.  In  Oe  st  erreich  ist  zu  unterscheiden:  Die  Bewilligung  der 
£xekution  und  die  Durchführung  derselben.  Zur  Bewilligung  ist 
regelmässig  dasjenige  ordentliche  Zivilgericht  zuständig,  welches  da^ 
Erkenntniss  gefällt  hat  oder  zu  fällen  berufen  gewesen  wäre.  Die 
Durchführung  der  Exekution  erfolgt  nicht  immer  von  dem  Grerickte. 
welches  die  Exekution  bewilligt  hat,  sondern  wird  in  gewissen  Fällen 
einem  anderen  Gerichte,  in  dessen  Sprengel  die  Exekution  stattfinden 
soll,  übertragen.  Auch  einem  in  Deutschland  wohnenden  Schuldner 
gegenüber  ist  die  Zuständigkeit  eines  Österreichischen  Gerichts  fUr  den 
Rechtsstreit  und  damit  zugleich  mittelbar  für  die  ZwangsvoUstreckung 
nicht  schlechthin  ausgeschlossen,  zu  vgl.  z.  B.  ZiviljurisdiktionsnonB 
§  56.  —  von  Oanstem,  Lehrbuch  der  Geschichte  und  Theorie  des 
österreichischen  Zivilprozessrechts  Bd.  1  S.  888  ff..  Bd.  2  S.  768  f. 

VI. 

Die  Frage  nach  der  Vollstreckungsgewalt  darf^  wie  schon  er- 
wähnt ^   nicht  mit  der  eben   erörterten  Zuständigkeitsfrage   zusammen- 
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geworfen  oder  gar  verwechselt  werden.  Dem  zur  Zwangsvollstreckung 
in  ein  Patentrecht  zuständigen  Gerichte  kann  die  Vollstreckungsgewalt 
fehlen.  Denn  dieselbe  reicht  zwar  Über  das  Grebiet  des  zuständigen 
Gerichts^  niemals  aber  über  die  Grrenzeu  des  Staates  hinaus.  Soweit, 
tun  das  Patentrecht  dem  Vollstreckungszwecke  dienstbar  zu  machen, 
Massregeln  erforderlich  sind,  die  in  ein  fremdes  Staatsgebiet  hinüber 
greifen,  kann  von  einer  Vollstreckungsgewalt  des  Richters  nicht  mehr 
die  Bede  sein. 

Der  Umfang  der  Vollstreckungsgewalt  lässt  sich  nicht  dadurch 
feststellen,  dass  man  bestimmt,  wo  das  Vollstreckungsobjekt  ^ gelegen  "^ 
ist.  Dieser  Ausdruck  wird  in  sehr  verschiedenem  Sinne  gebraucht. 
Bei  Beantwortung  jeder  der  oben  unter  m.  aufgeworfenen  Fragen 
wird  er  als  angebliches  Hülfsmittel  zu  Bathe  gezogen.  Für  jede  dieser 
Fragen  aber  hat  er  eine  andere  Bedeutung.  Aus  der  Lokalisirung  des 
Patentrechts  für  das  internationale  Privatrecht  kann  für  die  Zuständig- 
keit und  flir  die  Vollstreckungsgewalt  kein  sicherer  Schluss  gezogen 
werden  und  vice  versa.  Streng  genommen  enthält  die  Lokalisirung 
eines  Rechtsverhältnisses  ttb^haupt  keine  Lösung,  sondern  nur  eine 
Cmschreibung  des  die  räumliche  Herrschaft  der  verschiedenen  Rechts- 
normen betreffenden  Problems,  welche  der  Lösung  derselben  keinen 
Schritt  näher  führt. 

Die  Frage,  ob  ein  Patentrecht  der  Vollstreckungsgewalt  des  zur 
Vollstreckung  zuständigen  Grerichts  unterworfen  ist,  beantwortet  sich 
nach  den  Vorschriften  Über  das  Vollstreckungs  verfahren.  Die  Voll- 
stredcungsgewalt  gegenüber  einem  Patentrecht  ist  dann  vorhanden, 
wenn  nach  den  Normen,  welche  Über  das  Vollstreckuugsverfahren 
gelten,  für  das  zuständige  Gericht  die  Ausübung  der  Zwangsvollstreckung 
mSglich,  das  Patentrecht  erreichbar  ist.  £s  bedarf  also  des  näheren 
Eingehens  ftuf  die  einschlagenden  Vorschriften  des  deutschen  und  des 
österreichischen  Prozessrechts. 

In  Deutschland  wie  in  Oesterreich  geht  der  Veräusserung  des 
Patentrechts  eine  Pfändung  voraus.  Wir  betrachten  beide  Vollstreckungs- 
akte gesondert  und  lassen  zunächst  völlig  dahin  gestellt,  ob  und  mit 
welcher  Bedeutung  diese  Akte  in  der  Patentrolle,  in  dem  Privilegien- 
register verlautbart  werden. 

vn. 

A.    Die  Pfändung  geschieht 

1)  nach  deutschem  Rechte  in  der  Weise,  dass  das  zuständige 
Amtsgericht  (cf.  oben  V  1)  an  den  Patentinhaber  das  Gebot  erlässt, 
sich  jeder  Verfügung  über  das  Patent  zu  enthalten  und  dass  der 
Gläubiger  dieses  Gebot  dem  Patentinhaber  zustellen  lässt.  Mit  der 
Zustellung  dieses  Pfändungsbeschlusses  an  den  Patentinhaber  ist  das 
Pfandrecht  begründet  ZJ».0.  §§  7aO,  754.  Dieses  Verfahren  ist 
geeignet,  zum  Ziele  zu  führen^  wenn  es  sich 


23()     I^r*  Schanze,  Regierungsrath  im  Kaiscrl.  Paten  tarnte  in  Berlin. 

a)  um  das  deutsche  Patentrecht  eines  Oesterreichers  wie  dann,  wenn 
es  sich 

b)  um  das  österreichische  Patentrecht  eines  Dentscheu  handelt. 
Die  Zustellung  an  den  österreichischen  Schuldner  im  Falle  a)  er- 
folgt durch  Aufgabe  zur  Post.  Z.P.O.  §  780.  Bestritten  ist,  ob  die 
Zustellung  auch  an  den  gemäss  §  12  des  Patentgesetzes  bestellten  in- 
ländischen Vertreter  bewirkt  werden  kann.  Nach  §  12  cit.  ist  der 
inländische  Vertreter  zur  Vertretung  in  den  das  Patent  betreffenden 
,. bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ^  befugt.  Köhler  hat  den  §  12  d^ 
alten  Patentgesetzes,  was  die  Zuständigkeitsfirage  (cf.  oben  IT)  an- 
belangt, in  dem  Sinne  ausgelegt,  dass  unter  ^bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten'' auch  das  VoUstreckungsverfahren  zu  verstehen  sei.  Dieser 
Auffassung  gegenüber  wird  mit  Seligsohn  (Patentblatt  1886  S.  59 
und  Kommentar  zum  Patentgesetz  S.  113  Note  9  b)  anzunehmen  sein, 
dass  die  ^  Rechtsstreitigkeit  ^  mit  dem  rechtskräftigen  Urtheile  endigt, 
dass  die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  Urtheile  zwar  zum  Zivilprozess. 
nicht  aber  zur  ,. Rechtsstreitigkeit *^  gehört.  Vgl.  auch  Fischer  in  der 
Zeitschrift  für  Deutschen  Zivilprozess,  Bd.  10  8.  419  f. 

2)  In  Oesterreich  wird  die  PfUndung  durch  den  Gerichtsdiener 
bewirkt,  der  von  dem  Erkenntnissgericht  oder  von  dem  ersuchten  Ge- 
richt den  Auftrag  zur  PflUidung  erhält.  Der  Gerichtsdiener  nimmt 
dem  Schuldner  die  Privilegiumsurkunde  ab,  versieht  sie  mit  dem 
Pflhidungsvermerk,  übergiebt  sie  in  gerichtliches  Depositum  oder  an  den 
Vertreter  des  Gläubigers  und  nimmt  Über  diese  Akte  unter  genauer 
Bezeichnung  des  gepfändeten  Objektes  ein  Protokoll  (sogen.  Pfand- 
beschreibung) auf,  welches  dem  Pfändungsgerichte  vorgelegt  wird.  Zu 
vgl.  Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  in  Wien  v.  7.  März 
1871;  Sammlung  zivilrechtlicher  Entscheidungen  von  Olaser,  UhgeTj 
Walther  Bd.  9  S.  88  ff. ;  die  oben  unter  11.  angezogene  Entscheidung 
desselben  Gerichtshofes  und  von  Canstein  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  871  f. 

Es  leuchtet  ein,  dass  auf  diesem  Wege  wohl  das  deutsche  Patent- 
recht eines  österreichischen  Schuldners,  nicht  aber  das  österreichische 
Patentrecht  eines  deutschen  Schuldners  gepfändet  werden  kann.  Dem 
deutschen  Schuldner  gegenüber  entbehrt  das  österreichische  Grericht  der 
VoUstreckimgsgewalt. 

B.  Die  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem  gepfändeten  Patent- 
recht wird  regelmässig  durch  die  Veräusserung  des  Patentrechts  be- 
wirkt. Nach  österreichischem  wie  nach  deutschem  Rechte  ist  eine 
unmittelbare  Ueberantwortung  des  gepfändeten  Patentrechts  an  den 
Gläubiger  ausgeschlossen.  Zu  vgl.  die  zitirte  Entscheidung  vom 
7.  März  1871. 

VIII. 
1)  Das  bisherige  Ergebniss  ist,  dass 

A.    in  Deutschland  die  Zwangsvollstreckung 

a)  in  das  deutsche  Patent  eines  österreichischen  Schuldners, 

b)  in  das  österreichische  Patent  eines  deutschen  Schuldners, 
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B.   in  Oesterreich  die  Zwangsvollstreckung 

in  das  deutsche  Patent  eines  österreichischen  Schuldners 
möglich  erscheint. 

Es  fragt  sich  nun^  ob  dieses  Ergebniss  eine  Aenderung  erleidet^ 
weil  und  insoweit  die  Vollstreckungsakte  —  PfÜndung,  Veräusserung  —  - 
in  die  Patentrolle,  in  das  Privilegienregister  eingetragen  und  bekannt 
gemacht  werden.  Diese  Frage  ist  zu  verneinen,  wenn  die  Zwangs- 
vollstreckung in  dem  Staate  stattgefiinden  hat,  welcher  das  Patent  ver- 
liehen hat  und  die  Patentrolle  ftthrt  (A  a).  Schwieriger  gestaltet  sich 
die  Sache,  wenn,  wie  in  den  Fällen  A  b,  B,  Verleihuugsstaat  und  Voll- 
streckungsstaat nicht  identisch  sind.     Hier  entstehen  die  Zweifel: 

ob  die  Eintragung  und  Bekanntmachung  für  die  Wirksamkeit  der 
gerichtlichen  Vollstreckungsmassregeln  von  Bedeutung  ist,   und 

ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Verleihungsstaat  die 
in  dem  anderen  Staate  angenommenen  Vollstreckungshandlungen  an- 
zuerkennen und  ihre  Eintragung  und  Bekanntmachung  zu  bewirken  hat. 
2)  Die  Eintragung  in  die  Paten  trolle,  in  das  Privilegienregister 
nnd  die  Bekanntmachung  derselben  können  eine  verschiedene  Bedeutung 
haben.     Drei  Möglichkeiten  sind  gegeben: 

a)  die  Beehtswirkung  kommt  dem  Rechtsakt  zu,  die  Eintragung  und 
Bekanntmachung  liat   lediglich   die  Bedeutung  der  Kundgebung, 
bi  die  Rechtswirkung  wird  Dritten   gegenüber  erst  durch    die  Ein- 
tragung und  Bekanntmachung  begründet,  der  zu  Grunde  liegende 
Rechtsakt  hat  nur  Wirkung  inter  partes,  nur  die  Bedeutung  eines 
Eintragungstitels. 
c)  die  Rechtswirknng  Dritten  gegenüber  knüpft  sich  zum  Theil  au 
den    Rechtsakt,    zum    Theil    an   die    Eintragung    und   Bekannt- 
machung. 
Welche  dieser  Möglichkeiten  kommt  praktisch  in  Frage? 

IX. 

Die  Pfändung  wird  nach  deutschem  Rechte  nicht  in  die  Paten t- 
roUe  eingetragen^  sondern  nur  in  den  betreffenden  Ertheilungsakteu 
vorgemerkt.  Diese  Vormerkung  hat  blos  deklarativen  Karakter.  -  - 
Nach  österreichischem  Rechte  ist  die  Anmerkung  der  Pföndung  in 
den  Registern  des  Privilegienarchives  zulässig.  Das  österreichische 
Handelsministerium  hat  deshalb  auf  Ansuchen  die  Anmerkung  der 
Pfihidung  im  Privilegienregister  zu  bewirken.  Diese  Registereintraguug 
ist  aber  gleich&Us  nur  eine  Beurkundung  der  Pfändung,  konstitutiver 
Effekt  kommt  ihr  nicht  zu.  Zu  vgl.  die  mehrfach  angezogene  Ent- 
scheidung des  Obersten  Gerichtshofs  in  Wien  vom  7.  März  1871. 

Die  vollzogene  Pfändung  eines  Patents  würde  deshalb  an  sich  d.  h. 
abgesehen  davon^  ob  etwa  die  für  die  Patent  veräusserung  platzgreifende 
Behandlung  zu  einem  anderen  Ergebniss  führt,  sowohl  in  Deutschland 
als  in  Oesterreich  von  der  zuständigen  Behörde,  sobald  sie  zu  ihrer 
Kenntniss  gebracht  wird,  in  der  vorgeschriebenen  oder  üblichen  Weise 
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vorzumerken     sein,    auch    wenn    die    Pftndung    im    Aaslande    statt- 
gefunden hat. 

Diesen  Grundsätzen  entsprechend  ist  seitens  des  deutschen  Patent- 
amtes der  Antrag  österreichischer  Gerichte  auf  Vormerkung  der  Pfiindung 
behandelt  worden.  Ein  zugleich  mit  der  Pfiindungsbewilligung  an  das 
deutsche  Patentamt  gerichtetes  Ersuchen  um  Vormerkung  wurde  zur 
Zeit  abgelehnt;  weil  zunächst  der  Mittheilung  entgegengesehen  werden 
müsse,  ob  und  mit  welchem  Erfolge  die  beschlossene  Pftndung  zur 
Ausführung  gelangt  sei.  In  einem  anderen  Falle  wurde  dem  Gläubiger 
seitens  des  österreichischen  Gerichts  selbst  in  der  Pfibidungsbewüligung 
eröffnet,  dass  über  die  gewünschte  Verständigung  des  deutschen  Patent- 
amtes erst  nach  Massgabe  des  Resultates  der  Pf^dung  Entschlieasung 
ge£asst  werden  würde,  da  doch  nur  die  Verständigung  von  einer 
in  Oesterreich  vollzogenen  Exekution^  nicht  aber  die  Verständigung 
behufs  Vornahme  einer  solchen  in  Deutschland  in  Betracht  kommen 
könne. 

X. 

Die  exekutive  Veräusserung  des  Patentrechts  führt  zu  einem 
Wechsel  in  der  Person  des  Patentinhabers,  der  in  der  deutschen  Patent- 
rolle^  beziehentlich  in  dem  österreichischen  Privilegienregister  ein- 
getragen und  bekannt  gemacht  wird. 

1.  Welche  Bedeutung  die  Eintragung  und  Bekanntmachung  eines 
solchen  Inhaberwechsels  nach  deutschem  Rechte  hat,  ist  sehr  be- 
stritten. Zu  vgl.  Seligsohn,  Patentgesetz  S.  141  f.  und  Jppelius,  Die 
strafrechtl.  Nebengesetze  des  Deutschen  Reichs  1892  8.  147  ff.  Wir 
balten  die  von  diesen  Jächriftstellem,  von  Bobolshi,  Theorie  und  Praxis 
des  deutschen  Patentgesetzes  8.  130,  wohl  auch  vom  Reichsgericht 
(Entscheidungen  in  8trafsachen  Bd.  11  8.  266)  getheilte  Ansicht  für  die 
richtige.  Nach  derselben  ist  die  Umschreibung  und  Bekanntmachung  so 
anzufassen,  dass  sie  für  die  zivilrechtliche  Wirkimg  des  Rechtsaktes 
ohne  Einfluss,  nur  für  das  patentamtliche  Verfahren  und  überhaupt 
dem  Patentamt  gegenüber  von  Bedeutung  sind. 

2.  lieber  die  Wirkung  des  Eintrages  in  das  österreichische 
Privilegienregister  bei  derivativem  Erwerbe  hat  sich  eine  Entscheidung 
des  österreichischen  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  30.  Mai  1888 
(niustr.  Oesterr.  Ungarisches  Patentblatt  Bd.  12  8.  31;  vgL  auch 
Woerx,  Die  Grundsätze  des  österreichischen  Privilegiengesetzes  über 
das  Verfahren  etc.  8.  80 f.)  wie  folgt  ausgesprochen: 

„Allerdings  bestimmt  das  Privilegiengesetz  vom  15.  August  1852 
nicht  ausdrücklich,  dass  im  Falle  der  Uebertragung  eines  Privilegiums 
der  Erwerber  dasselbe  erst  nach  der  im  §  36  vorgeschriebenen  Re- 
gistrirung  der  Uebertragung  geltend  machen  kann;  allein  diese  Kon- 
sequenz ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  des  Privilegiums,  welches  als 
solches,  nämlich  als  ein  gegen  Jedermann  wirksames  Vorrecht  von  der 
behördlichen  Anerkennung  und  Kundmachung  abhängig  erscheint  und 
dies  nicht  blos  nach  seiner  objektiven  8eite,  nämlich  nach  Inhalt  und 
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Umfang  des  Privilegiums,  sondern  auch  nach  der  subjektiven,  das  ist 
in  Bücksicht  auf  die  Person,  welcher  es  zusteht. 

In  letsterer  Beziehung  ist  eben  das  Privilegium  wie  ein  anderes 
subjektives  Recht  anzusehen,  welches  ohne  einen  Berechtigten  nicht 
gedacht  werden  kann  und  wie  demnach  der  Bestand  eines  Privilegiums 
als  eines  gegen  jeden  Dritten  wirksamen  Rechtes  objektiv  die  durch 
die  Eintragung  in  das  Privilegienregister  und  die  Kundmachung  ge- 
kennzeichnete Anerkennung  der  Staatsgewalt  voraussetzt,  so  gehört 
hierzu  subjektiv  auch  die  in  gleicher  Weise  erfolgte  Anerkennung  der 
b^echtigten  Person.  Während  daher  der  Beschwerdeführer,  insoweit 
das  besondere  zivilrechtliche  Verhaltniss  zu  dem  Vorbesitzer  des  au 
ihn  übergegangenen  Privilegienantheils  in  Frage  kam,  zweifellos  sein 
Recht  vom  Tage  der  Uebertragung  des  Privilegiums  erworben  hatte, 
konnte  er  dritten  Personen  gegenüber,  da  er  in  dem  VerhiÜtnisse  zu 
diesen  sein  Recht  nicht  blos  auf  die  Zession  seitens  des  Yorbesitaers, 
sondern  auch  auf  die  Anerkennung  seiner  Person  als  nunmehrigen 
Privilegiumsbesitzer  seitens  der  Staatsgewalt  gründete ,  seine  Rechte 
erst  nach  erfolgter  Eintragung  im  Privilegienregister  wirksam  geltend 
machen.  —  — 

Die  Amtshandlung  der  Behörde  bei  Registriruug  der  Uebertragung 
ist  keineswegs  eine  blos  formelle,  sondern  schliesst  nach  §  36  Abs.  2 
des  Privilegienpatents  eine  Kognition  über  die  Rechtsgültigkeit  und 
Rechtflfbrmlichkeit  des  zu  registrirenden  Aktes  in  sich,  woraus  sich 
eine  doppelte  Konsequenz  ergiebt,  nämlich  erstens  die,  dass  die  Prüfung 
der  subjdLtiven  Berechtigung  des  Zessionars  nur  der  Registerbehörde 
zusteht  und  daher  nicht  etwa  anlässlich  jeder  Klageführung  von  der 
angerufenen  Behörde  —  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Klag^- 
legitimation  —  frei  geprüft  werden  kann;  zweitens  die,  dass  vor  dem 
Vollzuge  der  Registriruug  und  bezw.  der  Kundmachung  derselben  in 
keiner  Weise  feststeht,  ob  der  angebliche  Uebemehmer  des  Privilegiums 
sein  subjektives  Recht  auf  das  letztere  in  einer  für  den  staatlichen  Schutz 
des  Privilegiums  als  eines  ihm  zustehenden  Befugnisses  ausreichenden 
Weise  dargethan,  somit  diesen  staatlichen  Schutz  für  seine  Person  er- 
langt hat'' 

3.  Die  Sache  liegt  demnach  so:  Nach  beiden  Rechten  entbehrt 
die  durch  den  Vollstreckungsrichter  herbeigeführte  Veräusserung  des 
Patentrechts  der  vollen  Wirkung.  Nach  deutschem  Rechte  ist  diese 
Veräusserung  vor  der  Eintragung  in  die  Patentrolle  dritten  Personen 
gegenüber  zwar  wirksam,  aber  doch  nur  in  beschränktem  Umfange: 
soweit  es  sich  um  ein  Verfahren  vor  dem  Patentamte  handelt,  tritt  die 
Wirksamkeit  der  Veräusserung  erst  mit  der  Eintragung  ein.  Nach 
österreichischem  Rechte  macht  überhaupt  erst  die  Eintragung  ins  Privi- 
legienregister  und  die  Bekanntmachung  die  Veräusserung  dritten  Per- 
sonen gegenüber  wirksam. 

4.  Wir  sehen:  Die  Eintragung  und  Bekanntmachung  hat  bei  der 
Veräusserung  eine  andere  Bedeutung  als  bei  derPfkndung;  hier  dekla- 
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rative,  dort  konstitutive  Wirkung.  Allein  es  ist  zu  beachten^  daas  die 
Pfändung  nur  eine  vorbereitende,  unselbständige  Massnahme  ist,  welche 
durch  die  spätere  Veräusseruug  tiberholt  wird,  dass  sie  deshalb  immer 
die  gleiche  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  seitens  des  Yerleihuiigs- 
staates  erfahren  muss,  ¥rie  die  spätere  Veräusserung.  Es  genügt  daher, 
fUr  die  weitere  Untersuchung  ausschliesslich  die  Veräusserung  ins  Auge 
zu  fassen. 

XI. 
1.   Feststeht 

dass  die  im  Auslande  vorgenommene  gerichtliche  Zwangsveräusserung 
nur  dann  zur  vollen  Wirkung  gelangt,  wenn  sie  in  dem  Verleihung«- 
Staate  eingetragen  und  bekannt  gemacht  wird; 

dass  zur  Zeit  eine  Vereinbarung  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
reich  fehlt,  nach  welcher  der  Verleihungsstaat  die  in  dem  anderen 
Staate  vorgenommene  gerichtliche  Zwangsveräusserung  einzutragen  und 
bekannt  zu  machen  hat. 

Was  folgt  daraus? 

2.  Man  kann  sagen:  Bei  Verschiedenheit  des  Staates,  dem  das 
Vollstreckungsgericht  angehört,  und  des  Verleihungsstaates  zerilült  die 
Zwangsvollstreckung  in  zwei  Theile  (richterlicher  Veräusserungsakt  — 
Eintragung  und  Bekanntmachung  ^  von  denen  nur  je  einer  im  Bereiche 
der  Vollstreckungsgewalt  eines  der  beiden  Staaten  liegt.  Diese  Theile 
sind  unselbständig:  erst  beide  zusammen  führen  zum  Vollstreckungs- 
effekt. Da  die  Vereinbarung  wechselseitiger  Rechtshülfe  etwa  im  Sinne 
von  §  700  der  deutschen  Z.P.O.  mangelt,  so  hat  der  Verleihnngsstaat 
keinen  Anlass^  sich  und  seine  Organe  in  den  Dienst  eines  ausländischen 
Vollstreckungsbefehls,  einer  fremden  Zwangsgewalt  zu  stellen.  Das 
angegangene  Vollstreckungsgericht  muss  deshalb  den  Vollstreckung^- 
antrag  ablehnen.  Denn  eine  Vollstreckung  darf  nur  dann  eingeleitet 
werden,  wenn  ihre  Durchführung  von  vornherein  gesichert  ist.  Zu 
vgl.  Boller,  üeber  Pfändung  von  Forderungen  an  ausländische  Dritt- 
schuldner, in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess  Bd.  10  S.  474  ff. 

3.  Diese  Ansicht  ist  unzutreffend,  weil  ihr  Ausgangspunkt,  dass 
die  Eintragung  und  Bekanntmachung  als  Theil  der  Zwangsvollstreckung 
anzusehen  seien,  irrig  ist.  Eintragung  und  Bekanntmachung  fallen 
nicht  in  den  Bereich  der  Zwangsvollstreckung,  sondern  treten  zur  Voll- 
streckimg  hinzu. 

Man  muss  unterscheiden: 

A.  den  Thatbestand,  welcher  den  vollwirksamen  Rechtsübergang  im 
Gefolge  hat,  und 

B.  die   beiden   aus   einander    liegenden   Rechtsvorgänge,    aus   denen 
der  Thatbestand  unter  A.  sich  zusammensetzt,  nämlich 

a)  den  Veräusserungsakt, 

b)  die  Eintragung  und  Bekanntmachung. 

Mit  der  Vollendung  jeder  Einzelthatsache  tritt  der  zu  ihr  gehörige 
rechtliche  Einzelerfolg,  mit  der  Vollendung  des  Gesammtthatbestandes 
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der  Gesammterfolg  ins  Leben.  Der  Ausdruck  „Yeräusserung*^  wird 
sowohl  zur  Bezeichnung  der  Einzelthatsache  Ba,  des  Verttusserungs- 
aktes,  als  auch  zur  Bezeichnung  des  Gresammtthatbestandes  A  gebraucht. 

In  dem  uns  interessirenden  Falle  gehört  nur  der  Yeräusserungs- 
akt  der  Zwangsvollstreckung  an.  Die  Sache  liegt  ganz  so^  wie  wenn 
68  sich  um  eine  freiwillige  Uebertragung  des  Patentrechts  handelt. 
Letztere  zcirflült  in  das  Yerftusserungsgeschäft  und  in  die  Eintragung 
und  Bekanntmachung.  Eintragung  und  Bekanutmachimg  sind  wohl 
Bestandtheile  der  Veräuaserung  als  Oesammtthatbestand,  nicht  aber 
Bestandtheile  des  Verttusserungsgeschäfts  im  Sinne  von  Ba.  Was 
aber  von  dem  Veräusserungsgeschftfit  gilt,  muss  auch  von  dem  Voll- 
streekungsakte  gelten,  d.  h.  auch  letzterer  ist  der  Eintragung  und  Be- 
kanntmachung  nebengeordnet. 

4.  Sind  Eintragung  und  Bekanntmachung  nicht  als  VoUstreckungs- 
akte  anzusehen;  so  bleibt  doch  immer  noch  der  Zweifel  übrig,  ob  der 
Verleihungsstaat  auch  ohne  diesbezüglichen  Staatsvertrag  verpflichtet 
ist,  auf  Grund  des  ausländischen  Vollstreckungsaktes  die  Eintragung 
and  Bekanntmachung  zu  bewirken.  Mttsste  diese  Frage  verneint 
werden,  so  wXre  der  Vollstreckungsakt  so  gut  wie  bedeutungslos,  da 
der  durch  ihn  allein  herbeigeführte  Einzelerfolg  eine  vollwirksame 
Veräuaserung  nicht  ist.  Allein  von  einer  Verneinung  kann  keine  Rede 
sein.  Nach  dem  internen  Rechte  Deutschlands  wie  Oesterreichs  ist 
der  Veränsserungsakt  mit  der  Eintragung  und  Bekanntmachung  kausal 
verknüpft  in  der  Weise,  dass  der  Veränsserungsakt  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Eintragung  und  Bekanntmachung  noth wendig  im 
Gefolge  hat.  In  beiden  Staaten  ist  die  zuständige  Behörde  zur  Ein- 
tragung und  Bekanntmachung  verpflichtet,  wenn  in  beweisender  Form 
zu  ihrer  Kenntniss  gebracht  wird,  dass  nach  den  Bestimmungen  des 
einschlagenden  materiellen  Rechts  (cf.  oben  IV  2)  ein  gültiger  Ver- 
äusserungsakt  vorliegt.  Deutsches  Patentgesetz  §  19,  österreichisches 
Privil^engesetz  §  36.  Dabei  ist  es  völlig  gleichgültig,  ob  der  Veräusse- 
ningsakt  ein  freiwilliges  Rechtsgeschäft  oder  eine  Vollstreckungsmassregel 
und  ob  der  Veränsserungsakt  im  Inlande  oder  Auslande  geschehen  ist. 

xn. 

Das  Ergebniss  unserer  Betrachtung  ist,  dass  das  oben  unter  VIII 1 
aufgestellte  Verzeichniss  der  Vollstreckungsmöglichkeiten   zutreffend  ist. 

E^o  gegentheilige  Ansicht  Köhlers,  nach  welcher  deutsche  Patent- 
rechte nur  in  Deutschland,  österreichische  Patentrechte  nur  in  Oester- 
reich  gepfilndet  und  zwangsweise  veräussert  werden  können,  führt,  ganz 
abgesehen  von  den  im  Vorstehenden  dargelegten  theoretischen  Be- 
denken ^  zu  dem  praktisch  unwillkommenen  Resultate,  dass  das  öster- 
reichische Patentrecht  eines  in  Deutschland  wohnenden  Schuldners  der 
Zwangsvollstreckung  überhaupt  nicht  zugänglich  ist.  Denn  die  deutschen 
Gerichte  sind  nach  Köhler  nicht  zuständig  und  die  österreichischen  Ge- 
richte besitzen  nach  dem,  was  oben  unter  VII  A  2  ausgeführt  wurde, 
nicht  die  Vollstreckungsgewalt. 
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Die  Entwickeiung  des  englischen  Auslieferungsrechts. 

Von  Dr.  Inhfilsen  in  London. 

Die  Pflicht  eines  Staates  ^  flüchtige  Verbrecher  ansauliefera,  — 
eine  Pflicht,  welche  wohl  nur  als  eine  moralische  ansnsehen  ist,  — 
wird  ihrem  Umfange  nach  durch  das  positive  Strafrecht  des  einaelneo 
Staates  begrenzt  Denn  diese  sogenannte  Auslieferungspflicht  besteht  immer 
nur  insoweit,  als  der  betrefiPende  Staat  es  nicht  für  angezeigt  erachtet, 
selbst  die  Bestrafung  des  flüchtigen  Verbrechers  vorzunehmen.  Es 
kann  nur  gefordert  werden,  dass  er  dem  flüchtigen  Verbrecher  keine 
Straflosigkeit  gewähre,  nicht  aber,  dass  er  die  Bestrafung  einem  anderen 
Staat  überlasse.  Die  Frage,  ob  und  inwieweit  ein  im  Ausland  be- 
gangenes Delict  im  Inland  zu  strafen  sei,  hat  in  den  einzelnen  posi- 
tiven Strafrechten  eine  sehr  verschiedene  Beantwortung  gefunden.  Das 
engliche  Strafrecht  steht  im  Prinzipe,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos, 
auf  dem  Standpunkte,  dass  im  Inland  nur  das  im  Inland  begangene 
Delikt  zu  strafen  seL  Man  hat  diesen  Standpunkt  einmal  deshalb  gewählt, 
weil  die  als  unparteiisch  bekannte  englische  Strafrechtspflege  anderen- 
falls einladend  auf  solche  Verbrecher  wirken  würde,  welche  die  That 
in  einem  Staate  begingen,  dem  weniger  Unparteilichkeit  nachzurühmen 
ist,  womit  England  Gefahr  liefe,  Zufluchtsort  aller  möglichen  Verbrecher 
zu  werden.  Sodann  war  der  Umstand  bestimmend,  dass  nach  eng- 
lischem Recht  das  am  Orte  der  begangenen  That  geltende  Recht 
materiell  zur  Anwendung  zu  kommen  hat,  die  Anwendung  analftn- 
dischen  Rechts  aber,  wenn  überhaupt  ausführbar,  nur  mit  grossen  Mtthen 
imd  erheblichen  Unkosten  ausführbar  ist.  Den  Ausschlag  gab  schliess- 
lich die  weitere  Erwägung,  dass  anderenfalls  Anklage  wie  Vertheidignng 
bei  Herbeischa£Fung  des  Beweismaterials  auf  Schwierigkeiten  stossen 
würden,  die  im  Lande  der  absoluten  Mündlichkeit  und  des  Kreuz- 
verhörs enorme  genannt  werden  müssen.  Ein  Staat,  der  in  diesem 
weitgehenden  Umfange  dem  Territorialprinzip  huldigt,  hat  an  sich  für 
die  Bethätigung  der  sogenannten  Auslieferungspflicht  ein  weites  Feld.  Es 
giebt  indessen  wohl  keinen  Staat,  der  diese  Pflicht  so  widerwillig  be- 
thätigt  hat  und  sich  so  schwer  dazu  verstand,  diese  Pflicht  im  Wege 
der  Qesetzgebnng  anzuerkennen,  als  gerade  England.  Selbst  nach  er- 
folgter gesetzlicher  Anerkennung  stellte  die  Praxis  noch  lange  Zeit 
hindurch  derartige  Schwierigkeiten  entgegen,  dass  Auslieferungsgesuche 
in  England  so  gut  wie  aussichtslos  waren.  Der  Grund  liegt  einmal 
in  dem  englischen  UnabhängigkeitsgefÜhl,  welches  jede  von  Aussen 
kommende  Intervention  perhorreszirt,  sodann  aber  auch  in  dem  oft 
nur  zu  begründeten  Misstrauen,  welches  England  den  autokratischen 
und  bureaukratischen  Staaten  entgegenbringt.  Es  widersteht  eben 
der  englischen  Vorliebe  für  fair  play,  dass  man  dem  Ankläger  einen 
geschulten  Beamten    gratis    zur  VerAlgung  stellt,    während  der  Ange- 
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klagte  sich  anf  eigene  Koston  seinen  Vertheidiger  zu  suchen  hat,  dem 
nicht  einmal  die  Gesetagebung  gleiche  Rechte  mit  dem  Vertreter  der 
Anklage  einräumt.  Darin  liegt  auch  zum  Theil  der  Grund,  dass 
amerikanische  Ausliefenmgsgesuche  besseren  Erfolg  gehabt  haben ,  als 
die  vom  Kontinent  einlaufenden^  und  dass  der  erste  Auslieferungs- 
Tertrag  mit  Amerika  geschlossen  wurde. 

Das  geschah  im  Jahre  1842.  Vordem  durfte  in  England  Nie- 
mand blos  ans  dem  Grunde  verhaftet  oder  in  Haft  gehalten  werden, 
weil  er  die  Gesetae  eines  anderen  Staates  verletzt  hatte;  geschah  es 
trotzdem,  so  brachte  der  bekannte  türit  of  habSw  corpus  die  sofortige 
Freilassung:  d.  h.  vor  1842  bestand  keine  rechtliche  Verpflichtung 
ZOT  Auslieferung,  gab  es  kein  Auslieferungsrecht.  Auf  den  amerika- 
nischen Auslieferungsvertrag  folgte  1843  ein  Auslieferungsvertrag  mit 
Frankreich.  Beide  Verträge,  welche  an  sich  nur  die  Exekutivgewalt 
verpflichteten,  wurden  1843  durch  zwei  Gesetze  in  Kraft  gesetzt,  nach- 
dem bei  der  Berathung  des  Amerika  betreffenden  GFesetzes  der  im 
Unterhauae  gemachte  Vorschlag,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf 
Sklaven  auszuschliessen,  abgelehnt  war.  Man  fürchtete  nämlich,  das 
Gesetz  könne  dazu  missbraucht  werden,  um  unter  dem  Vorwande  eines 
Ausliefeningsdelikts  wieder  in  den  Besitz  flüchtiger  Sklaven  zu  kommen. 
Beide  Gesetze  ermächtigton  den  Staatssekretär,  auf  ein  gehöriges  Aus- 
lieforungagesuch  hin,  in  einer  Verfügung  den  Eingang  dieses  Gesuchs 
mitzutheilen  und  alle  Justizofflzialen  zur  Naohachtung  anfiBufordem. 
Daraufhin  konnte  jeder  Friedensrichtor  eidliche  Vernehmungen  über 
die  zur  Last  gelegte  That  abhalten,  und  falls  ihm  soviel  Beweis  vor- 
lag, dass  nach  dem  Bechte  seines  Bezirks,  wenn  die  That  im  Bezirk 
begangen  wäre,  Verhaftung  und  Verweisung  zur  Hauptverhandlung 
gerechtfertigt  sein  würde,  den  Haftbefehl  erlassen  und  den  Verhafteten 
bis  zur  Auslieferung  in  Haft  behalten«  Zum  Nachweise  des  De- 
likts waren  zulässig  Abschriften  der  dem  ausländischen  Haftbefehl 
zu  Grunde  liegenden  VemehmungsprotokoUe,  vorausgesetzt,  dass  sie 
von  der  Person  beglaubigt  waren,  welche  den  ausländischen  Haftbefehl 
erlassen  hatte,  und  femer  vorausgesetzt,  dass  der  Produzent  eidlich 
versicherte,  dass  sie  getreue  Abschriften  der  Originalvemehmungs- 
protokolle  seien.  Erfolgte  die  Ausliefenmg  nicht  binnen  2  Monaten, 
80  konnte  der  Verhaftete  wieder  auf  freien  Fnss  gesetzt  werden«  Ver- 
schieden waren  beide  Gesetze  in  der  Au&ählung  der  Auslieferungs- 
delikte, und  in  dem  Frankreich  betreffenden  Gesetze  war  die  beson- 
dere Bestimmung  getroffen,  dass  der  Haftbefehl  erst  nach  erfolgter 
eidlicher  Versicherung  zu  erlassen  sei,  dass  der  Antragsteller  einen 
von  kompetenter  französischer  Behörde  ausgestellten  Ebiftbefehl  besitze, 
dessen  Echtheit  hinreichend  feststehe,  um  daraufhin  die  Verhaftung  in 
Frankreich  vornehmen  zu  können;  dass  femer  der  Bbftbefehl  nur  au 
erlassim  sei,  nachdem  man  sich  überzeugt  habe,  dass  der  französische 
Haftbefehl  die  zur  Last  gelegte  That  klar  und  deutlich  enthalte«  Ein 
Nachtragsgesetz  von  1845  gab  die  gedachten  Befugnisse  der  Friedens- 
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richter   auch   den    Polizeirichtem    der    Metropole    und    erkl&rte   deren 
Haftbefehle  für  in  ganz  England  voUstreckbü*. 

Damit  hatte  England  ein  auf  den  Verkehr  mit  Amerika  und 
Frankreich  beschränktes  Auslieferungsrecht  erhalten^  desflen  geringen 
praktischen  Werth  bereits  die  uttchsten  Jahre  ausser  Zweifel  setzten. 
Frankreich  überreichte  in  den  Jahren  1843 — 1B52  vierzehn  Ansliefe- 
rungsgesuche  und  vermochte  nur  in  einem  dieser  Fälle  die  Auslieferung 
durchzusetzen.  Dieser  Fall  betraf  einen  Flüchtling,  der  auf  Jersey 
verhaftet  war,  einer  englischen  Insel;  die  sich  bekanntlich  noch  heute 
besonderer  Giasetze  erfreut.  Auf  die  wiederholten  französischen  Vor- 
stellungen antwortete  die  englische  Begierung  1846,  aus  den  Schwimg- 
keiten  sei  nur  dadurch  herauszukommen,  dass  man  einen  neuen  Ver- 
trag eingehe  und  ein  neues  Gresetz  erlasse,  worin  die  Bestimmung  weg- 
fallen müsse,  wonach  die  Auslieferung  soviel  Beweis  für  die  Schuld 
voraussetze,  dass  nach  englischem  Recht  die  Verweisung  zur  Haupt- 
Verhandlung  gerechtfertigt  sei.  Es  wurde  dann  auch  im  Mai  1852 
ein  neuer  Vertrag  mit  Frankreich  geschlossen,  der  die  Zahl  der  Ans- 
lieferuugsdelikte  beträchlich  vermehrte  und  20  Klauseln  der  AufiUhrung 
ihrer  Namen  im  code  pinalj  im  englischen  und  schottischen  Rechte 
widmete.  Der  Gesetzesparagraph,  dessen  Verletzung  den  Gegenstand 
der  Anklage  bildete,  sollte  im  Auslieferungsgesuch  erwähnt  werden. 
Frankreich  sollte  die  Auslieferung  nur  wegen  mit  schweren  und  in- 
famirenden  Strafen  bedrohten  crimes,  England  nur  wegen  solcher 
feUmies  verlangen,  auf  welche  Tod,  Verbannung  oder  Gefkngniss  mit 
schwerer  Arbeit  stand.  Der  Vertrag  bezog  sich  sowohl  auf  angeklagte, 
wie  auf  verurtheilte  Personen.  Der  französische  Botschafter  sollte  mit 
dem  Auslieferungsgesuch  entweder  ein  Strafurtheil  oder  einen  Haft- 
befehl vorlegen,  der  über  die  Art  des  zur  Last  gelegten  Delikts  keine 
Zweifel  bestehen  lasse.  Daraufhin  sollte  der  englische  Staatssekretär 
des  Innern  nach  Prüfung  der  Echtheit  der  Urkunden  und  Fesstellung, 
dass  das  Delikt  unter  den  Vertrag  falle,  unter  Benachrichtigung  von 
diesen  Thatsachen  seine  Verfügung  an  den  Polizeirichter  erlassen, 
welcher  den  Haftbefehl  auszufertigen,  sich  von  der  Identität  des  Vor- 
geführten zu  überzeugen  und  die  Auslieferung  an  den  Vertreter  der 
französischen  Regierung  zu  veranlassen  hatte.  Während  der  Vertrag 
von  1848  politischen  Verbrechern  keine  Ausnahmestellung  einräumte, 
bestimmte  der  Vertrag  von  1862,  dass  dem  Ausgelieferten  weder 
wegen  eines  vor  der  Auslieferung  begangenen  politischen  Delikts,  noch 
wegen  eines  anderen  vor  der  Auslieferung  begangenen,  im  Vertrage  nicht 
genannten  Delikts  der  Prozess  gemacht  werden  dürfe.  Wegen  eines 
Delikts,  welches  mit  dem  der  Auslieferung  zu  Grunde  liegenden  nicht 
identisch  war,  sollte  mithin  ein  Verfahren  dann  zulässig  sein,  falls 
daö  Delikt  unter  den  Vertrag  fiel  und  kein  politisches  Delikt  war. 
Beim  Einbringen  des  Gesetzentwurfes  betr.  Inkraftsetzung  des  ge- 
'  dachten  Vertrages  hielt  der  Regierungsvertreter  es  für  angezeigt,  im 
Oberhause   ausdrücklich  zu  erklären,   dass  die  französische  Regierung 
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jeden  Zusatz  akzeptire^  der  zum  Schutze  politischer  Verbrecher  ge- 
vuDBcht  werden  sollte^  und  als  man  es  fUr  bedenklich  erachtete^  mit 
dem  Prinzip  zu  brechen,  wonach  dem  Polizeirichter  Beweise  fUr  die 
Schuld  zu  erbringen  waren,  beeilte  sich  der  Regierungsvertreter,  Ab- 
finderungsYOrschl&ge  zu  machen,  obwohl  jedes  Amendement  einen  Er- 
ginzungsvertrag  nothwendig  gemacht  haben  würde.  Als  dann  das  Ober- 
hans darauf  aufmerksam  gemacht  wurde,  dass  in  Frankreich  ein  Gesetz 
wieder  aufgelebt  sei,  wonach  die  französischen  Gerichte  für  kompetent 
erklSrt  wurden,  gegen  Auslftnder  wegen  im  Auslande  begangener  De- 
likte Yorzugehen,  kam  die  Vorlage  endgültig  zu  Fall,  und  ist  daher 
der  Vertrag  von  1852  niemals  in  Kraft  getreten. 

Glücklicher  war  Amerika  mit  seinen  Auslieferungsgesuchen;  es 
Überreichte  in  den  Jahren  1854 — 1856  elf  Gauche  und  setzte  6  da- 
von thatsächlich  durch.  Allerdings  waren  in  allen  diesen  6  Fällen,  in 
welchen  es  sich  um  Mord  oder  Mordversuch  handelte,  die  Delikte 
snf  amerikanischen  Liverpool  anlaufenden  Schiffen  begangen,  so  dass 
die  Zeugen  persönlich  vor  dem  englischen  Polizeirichter  erscheinen 
konnten.  Frankreich  hatte  in  den  Jahren  1854 — 1856  sieben  weitere 
Auslieferangsgesuche  ohne  Erfolg  überreicht  und  nahm  in  den  folgenden 
drei  Jahren  von  der  Einreichung  weiterer  Gesuche  gänzlich  Abstand.  Ende 
1864  und  Anfang  1865  wies  der  französische  Botschafter  nochmals 
dwauf  hin,  dass  während  der  22  Jahre  des  Bestehens  des  Vertrages 
nnr  eine  einzige  Ausliefenmg  habe  diuchgesetzt  werden  können,  und 
machte  dann  Ende  1865  von  der  6  monatlichen  Kündigung  mit  der 
Begründung  Gebrauch,  dass  England  die  Auslieferung  Verurtheilter 
ablehne,  und  dass  die  Bestimmung,  wonach  dem  englischen  Polizei- 
richter prima  facie-Beweis  für  die  Schuld  zu  erbringen  sei,  den  Ver- 
trag in  England  unausführbar  mache.  Die  englische  Regierung  er- 
widerte Anfang  1866,  dass  auch  hinsichtlich  der  Frankreich  über- 
reichten Auslieferungsgesuche  der  Vertrag  sich  nicht  bewährt  habe; 
Aendenmgen  seien  indessen  beim  Parlament  zu  beantragen,  das  nach 
den  letzten  Erfahrungen  schwerlich  solchen  Anträgen  Folge  geben 
werde«  Eine  Konzession  liege  auch  schon  bereits  darin,  dass  münd- 
liche Vernehmungen  durch  Abschrifien  der  Vernehmungsprotokolle  er- 
setzt werden  dürften;  an  der  Hand  solcher  Abschriften  Hesse  sich  auch 
dem  Polizeirichter  der  Beweis  erbringen,  und  ausserdem  sei  nur  noch 
der  Nachweis  der  Identität  erforderlich.  Hinsichtlich  des  ersten  Theils 
in  der  Begründung  der  Kündigung  bemerkte  der  englische  Regierungs- 
vertreter  in  einem  Privatgespräch,  die  Auslieferung  Verurtheilter  setze 
den  Erlass  eines  neuen  Gesetzes  voraus,  welches  nur  geringen  Werth 
haben  würde,  falls  es  nicht  im  Kontumazialverfahren  Verurtheilte 
einschliesse,  da  offenbar  andere  Verurtheilte  selten  Gelegenheit  zum 
Entfliehen  fänden.  Eine  Verurtheilung  im  Kontumazialverfahren 
widerspreche  aber  zu  sehr  dem  Geiste  des  englischen  Strafrechts,  als 
dass  ein  bezüglicher  Gesetzentwurf  Aussicht  auf  Erfolg  haben  könnte ; 
zudem   künne  gegen   im  Kontumazialverfahren   Verurtheilte  unter  der 
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Kategorie  der  Angeklagten  verfahren  werden.  Im  Verlaufe  des  diplo- 
matischen Schriftenwechsels  wurde  franzOsischerseits  noch  hervorgehoben, 
dasB  die  Bestimmung;  wonach  der  Produzent  die  vom  fransösischen 
Bichter  bereits  beglaubigten  Abschriften  der  Vemehmnngsprotokolle 
nochmals  eidlich  als  getreue  Abschriften  zu  bestätigen  habe,  eine  Be- 
leidigung für  den  französischen  Richterstand  enthalte.  Es  pflegte 
nSmlich  ein  Polizeibeamter  die  französischen  Akten  einzusehen,  um  zu 
prttfeu;  ob  der  französische  Richter  ordnungsmMssig  beglaubigt  hatte. 
Dieser  Mangel  wurde  auch  wirklich  durch  ein  Gesetz  von  1866  ge- 
hoben,  welches  die  fraglichen  Abschriften  zum  Beweise  zuliess,  nachdem 
der  französische  Justizminister  unter  seinem  Siegel  die  Unterschrift 
des  französischen  Richters  ftir  echt  erklärt  hatte.  Dieses  kurze  Gesetz, 
welches  nicht  ohne  Opposition  durchging,  erhielt  übrigens  nur  eine 
einjährige  Geltungsdauer,  da  man  in  der  nächsten  Parlamentssitznng 
die  ganze  Materie  diskutiren  wollte.  Ende  Mai  1866  theilte  der 
französische  Botschafter  mit,  dass  man  mit  dem  alten  Vertrage  noch 
einmal  einen  Versuch  machen  und  denselben  um  6  Monate  verlängern 
wolle.  Die  englische  Regierung  akzeptirte  diesen  Vorschlag  und  das 
nächste  französische  Auslieferungsersudien  war  thatsäohlich  von  Erfolg 
begleitet. 

Zur  PrUftmg  des  gesammten  Auslieferungsrechts  trat  1868  im 
Unterhause  eine  sehr  zahlreiche  Kommission  zusammen,  aus  deren 
Vorschlägen  das  Auslieferongsgesetz  von  1870  hervorging,  das  die 
Grundlage  des  heutigen  Rechts  bildet  und  zum  Abschluss  von  sahi- 
reichen Auslieferungsverträgen  geftihrt  hat,  insbesondere  auch  zu  dem 
deutsch-englischen  Auslieferungsvertrag  vom  14.  Mai  1872.  Im  Jahre 
1873  wurde  noch  ein  weiteres  Auslieferungegesetz  erlassen,  welches 
dem  Gesetz  von  1870  und  den  darauf  beruhenden  Verträgen  rttck- 
wiriiende  Ejraft  beilegte,  die  Zahl  der  Aaslieferungsdelikte  erweiterte 
und  das  Gesetz  von  1870  auf  Theilnehmer  ausdehnte.  Wie  bereits 
die  oben  geschilderten  Verhandlungen  zwischen  Frankreich  und  Eng- 
land zum  Theil  gezeigt  haben  werden,  hatte  das  frühere  Recht  an 
manchen  schweren  Mängeln  gelitten.  Vor  der  Verhaftung  war  einer 
Reihe  von  Formalitäten  zu  genügen,  deren  Vornahme  den  flüchtigen 
Verbrecher  warnte  und  zur  Folge  hatte,  dass  er  nicht  mehr  zu  finden 
war,  wenn  die  PoUzei  endlich  den  Haftbefehl  in  Händen  hatte. 
Andererseits  war  nicht  ausreichend  dafür  Sorge  getragen,  dase  der 
Verhaftete  über  die  Rechtmässigkeit  der  Auslieferung  eine  gerichtliche 
Entscheidung  herbeiführen  konnte,  und  bestand  mithin  die  G^e&hr, 
dass  Jemand  ausgeliefert  wurde,  der  ein  Auslieferungsdelikt  überall 
nicht  begangen  hatte.  Weder  die  Verträge,  noch  die  Gesetze  hatten 
dem  politischen  Verbrecher  eine  Ausnahmestellung  eingeräumt,  und 
stand  es  offen,  dem  Ausgelieferten  wegen  eines  Deliktes  den  Frozess 
zu  machen,  welches  nicht  das  AusUeferungsdelikt  war^  dessentwegen 
die  Auslieferung  erfolgte.  Endlich  wurde  der  Abschluss  von  Aus- 
lieferungsverträgen  dadurch  wesentlich   erschwert,   dass  in  jedem  ein- 
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seinen  Falle  ein  Geaete  erforderlich  war,  um  den  Vertrag  in  England 
in  Geltung  au  setsen.  Z.  B.  erhielt  der  1864  mit  Preussen  abge- 
schlossene Vertrag  niemals  Geltung  in  England.  Allen  diesen  Mängeln 
suchten  die  Gesetze  von  1870  und  1878  abzuhelfen.  Die  Förmlich- 
keiten vor  der  Verhaftung  sind  verringert  worden,  und  dem  Polizei- 
richter ist  zur  Pflicht  gemacht,  dem  Vorgeführten  bei  der  Verweisung 
zur  Aualiefiarnngshaft  ausdrücklich  mitzutheilen,  dass  die  Auslieferung 
erst  nach  Ablauf  von  15  Tagen  stattfinden  kann  und  dass  ihm  in  der 
Zwischenzeit  das  Recht  zusteht,  zur  Herbeiführung  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  über  die  Bechtmftssigkeit  der  Auslieferung  einen  tarit  of 
habeas  corpus  zn  beantragen.  Die  Auslieferung  ist  femer  abzulehnen, 
wenn  das  Delikt,  dessentwegen  die  Auslieferung  verlangt  wird,  poli- 
tischer Natur  ist,  oder  nachgewiesen  wird,  dass  das  Ausliefernngs- 
gesuch  in  Wahrheit  bezwecke,  die^  Strafverfolgung  wegen  eines  poli- 
tischen Delikts  zu  ermöglichen.  Zu  verweigern  ist  die  Auslieferung 
femer,  wenn  es  an  Garantien  dafür  fehlt,  dass  erst  nach  gebotener 
Gelegenheit,  in  englisches  Territorium  zurückzukehren,  wegen  eines 
vor  der  Auslieferung  begangenen  Delikts  verfahren  werden  kann,  welches 
mit  dem  Delikt,  dessentwegen  die  Auslieferung  erfolgte,  nicht  identisch 
ist.  Bchliesslich  sind  die  beiden  Gesetze  von  1870  und  1878  nicht 
mit  Beschränkung  auf  einen  einzelnen  Staat  erlassen,  sondern  so 
fbnnnlirt  worden,  dass  ihre  Anwendung  auf  den  Verkehr  mit  allen 
fremden  Staaten  möglich  ist.  Ihre  Anwendung  auf  einen  bestimmten 
fremden  Staat  hat  folgende  beiden  Voraussetzungen.  Einmal  mnss 
mit  diesem  fremden  Staat  ein  Auslieferungsvertrag  abgeschlossen  sein, 
und  sodmnn  muss  eine  höchste  Verfügung  vorliegen,  welche  die  Ge- 
setie  auf  diesen  fremden  Staat  —  mit  oder  ohne  Einschränkungen  — 
f&r  anwendbar  erklärt.  Diese  höchste  Verfügung,  welche  spätestens 
mit  dem  Auslieferungsvertrage  abläuft,  beiden  Parlamentshäusem  vor- 
zulegen ist  und  in  der  London  Gazette  publizirt  wird,  darf  nur  er- 
lassen werden^  wenn  der  Vertrag  mit  den  Bestimmungen  der  Gesetze 
konform  geht  und  beiden  Theilen  eine  längstens  einjährige  Kündigung 
vorbehält.  Auf  Deutschland  sind  die  beiden  Gesetze  vom  8.  Juli  1872 
ab  —  dem  Tage  der  Ausgabe  des  betreffenden  Deutschen  Beichsgesetz- 
blattes  —  durch  höchste  Verfügung  für  anwendbar  erklärt  worden. 
Von  der  Aufsählnng  der  einzelnen  Auslieferungsdelikte,  d.h.  Delikte, 
welche,  fidls  im  englischen  Juiisdiktionsbezirk  begangen,  eines  der  in 
den  beiden  (besetzen  aufgeführten  Delikte  bilden  würden,  darf  hier 
abgesehen  werden,  da  diese  Delikte,  soweit  sie  Deutschland  inter- 
essireo,  in  dem  deutsch-englischen  Auslieferungsverträge  aufgezählt  sind 
(R.O.B.  1872  S.  229).  Der  gesetzliche  Thatbestand  bestimmt  sich  nach 
dem  zur  Zeit  der  begangenen  That  in  England  geltenden  Rechte.  Der 
Auslieferung  unterliegen  solche  in  Ihrer  Majestät  Territorien  befind- 
liche oder  vermutkete  Personen,  welche  angeklagt  oder  verurtheilt 
sind,  im  Jurisdiktionsgebiet  des  requirirenden  Staates  ein  Auslieferungs- 
verbreehen  begangen  zu  haben.    Im  Kontumazialverfahren  Verurtheilte 
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fallen  nicht  unter  die  Kategorie  der  Vemrtheilten,  sondern  unter  die 
der  Angeklagten;  die  Theilnehmer  an  einem  Auslieferungfldelikt  werden 
in  Auslieferungssachen  wie  Thttter  behandelt. 

Das  gewöhnliche  Auslieferungsverfahren  ist  heute,  wie  folgt,  ge- 
regelt. Befindet  sich  der  Flüchtling  im  Vereinigten  Königreiche  oder 
wird  er  dort  vermuthet,  so  ist  einem  der  Ersten  Staatssekretäre  Ihrer 
Majestät  ein  Auslieferungsersuchen  zu  Überreichen  und  zwar  durch 
eine  Person,  welche  er  als  diplomatischen  Vertreter  oder  General- 
konsul des  requiiirenden  Staates  anerkennt.  Dem  Ersuchen  brauchen 
weder  Haftbefehl,  noch  Abschriften  von  Vemehmungsprotokollen  an- 
zuliegen; herkömmlich  verlaugt  aber  der  Staatssekretär  prima  ü^cie- 
Beweis  für  die  Schuld  bezw.  Nachweis  der  Veriulheilung.  Der  Staats- 
sekretär hat  sich  sodann  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  er  einem 
der  Ersten  Polizeirichter  der  Metropolitanpolizeigerichte  oder  einem 
der  anderen  Polizeirichter  des  Metropolitanpolizeigerichts  in  Bow  Street 
unter  Benachrichtigung  vom  Eingang  des  Auslieferungsersuchens  den 
Erlass  eines  Haftbefehls  aufgeben  will.  Er  sieht  jedenfalls  dann  da- 
von ab,  wenn  er  das  Delikt  für  ein  politisches  hält,  ein  Grund,  welcher 
ihn  überdies  jeder  Zeit  berechtigt,  die  Freilassung  des  verhafteten 
Flüchtlings  anzuordnen.  Nach  Eingang  der  Verfügung  des  Staats- 
sekretärs kann  der  Folizeirichter  den  Haftbefehl  erlassen,  faUs  ihm 
soviel  Beweis  vorli^t,  dass,  wenn  das  Delikt  in  England  begangen 
oder  der  Verbrecher  dort  verurtheilt  wäre,  der  Erlass  eines  Haft- 
befehls seiner  Ansicht  nach  gerechtfertigt  sein  würde.  Der  vom  Folizei- 
richter erlassene  Haftbefehl  ist  im  ganzen  Vereinigten  Königreich  voll- 
streckbar. Wird  der  Verbrecher  verhaftet  und  vorgeführt,  so  hat  der 
Polizeirichter  den  Fall  ebenso  zu  behandeln,  als  würde  dem  Vor- 
geführten zur  Last  gelegt,  eine  strafbare  Handlung  schwererer  Art  in 
England  begangen  zu  haben;  insbesondere  hat  er  alle  Beweise  dafür 
zuzulassen,  dass  das  Delikt  kein  Auslieferungsdelikt  oder  doch  ein 
politisches  Delikt  ist.  Ist  der  Verbrecher  bereits  verurtheilt  d.  h.  nicht 
blos  im  Kontumazialverfahren  verurtheilt,  so  fordert  der  Polizeirichter 
nur  den  Nachweis  der  Verurtheilung  und  der  Identität;  wird  dieser 
Nachweis  erbracht,  so  lässt  er  den  Vorgeführten  zur  Auslieferungs- 
haft abführen;  anderenfalls  verfügt  er  seine  Freilassung.  Erfolgte 
die  Verurtheilung  im  Kontumazialverfahren  oder  ist  der  Vorgeführte 
blos  angeklagt,  so  ist  der  ausländische  Haftbefehl  zu  produziren  und 
die  Identität  nachzuweisen;  liegt  ausserdem  soviel  Beweis  vor,  dass, 
falls  das  Delikt  in  England  begangen  wäre,  die  Verweisung  zur  Haupt- 
verhandlung nach  englischem  Recht  gerechtfertigt  sein  würde,  so  lässt 
der  Polizeirichter  den  Vorgeführten  zur  Auslieferungshaft  abführen, 
während  er  anderenfalls  seine  Freilassung  verfügt.  Die  Abführung 
erfolgt  in  allen  Fällen  in  eine  Gefangenanstalt  in  Middlesex,  und  hat  der 
Gefangene  dort  die  Auslieferungsverfügung  des  Staatssekretärs  abzu- 
warten, an  welchen  der  Polizeirichter  sofort  zu  berichten  hat.  Vor  der 
Abführung  zur  Auslieferungshaft  hat  der  Pölizeirichter  dem  G^&ngenen 
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mitzntheilen,  dass  seine  Aasliefemng  erst  nach  Ablauf  von  15  Tagen 
stattfinden  kann  nnd  dass  er  berechtigt  ist;  auf  einen  tvrit  of  habeas 
fvrpus  anzutragen.  Durch  diesen  Antrag  erreicht  der  Auslieferungs- 
gefangene eine  gerichtliche  Entscheidung  Über  die  Bechtmttssigkeit 
seiner  Verhaftung  und  damit  über  die  Rechtmässigkeit  seiner  Ausliefe- 
rung. Hat  der  Oerichtshof  den  Antrag  abgewiesen  oder  ist  die  15  tägige 
Frist  ohne  Einbringung  eines  solchen  Antrags  verstrichen,  so  kann 
der  Staatssekretär  die  Auslieferung  an  diejenige  Person  veranlassen, 
welche  zur  Empfangnahme  des  Verbrechers  gehörig  ermächtigt  zu  sein 
scheint.  Wird  der  Auslieferungsgefiingene  nicht  binnen  2  Monaten 
aus  dem  Vereinigten  Königreich  geschafft;;  so  kann  auf  Antrag  ge- 
richtsseitig  seine  Freilassung  verfügt  werden ^  es  sei  denn,  dass  der 
Staatssekretär  die  Verlängerung  der  Auslieferuugshaft  ausreichend  be- 
gründet. 

Daneben  besteht  ein  im  Anfange  abweichendes  Verfahren,  welches 
ein  schnelleres  Herbeiführen  der  Verhaftung  ermöglichen  soll.  Es 
können  nämlich  auch  ohne  vorgängige  Verfügung  eines  Staatssekretärs 
die  gedachten  Polizeirichter,  soMrie  alle  Friedensrichter  im  Vereinigten 
Königreich  den  Haftbefehl  dann  erlassen,  falls  solche  Anzeigen  und 
Beweise  vorliegen,  dass  ihrer  Ansicht  nach  der  Erlass  gerechtfertigt 
sein  würde^  wenn  das  Delikt  in  ihrem  Jurisdiktionsbezirk  begangen 
oder  der  Flüchtige  dort  verurtheilt  wäre.  Ueber  den  Erlass  des  Haft- 
befehls haben  sie  sofort  einem  Staatssekretär  zu  berichten,  der  den 
Haftbefehl  kassiren  und  Freilassung  anordnen  kann.  Nach  der  Vor- 
Hihrung  ist  zu  veranlassen,  dass  der  Verhaftete  nach  London  trans- 
portirt  und  einem  der  gedachten  Polizeirichter  vorgeführt  wird.  Letz- 
terer hat  seine  Freilassung  zu  verfUgen,  falls  ihn  der  Staatssekretär 
nicht  binnen  angemessener  Frist  vom  Eingang  eines  Auslieferungs- 
ersuchens in  Kenntniss  setzt.  Greschieht  letzteres,  so  ist  das  weitere 
Ver&hren  das  gewöhnliche. 

Von  dem  Prinzip  der  Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme  ist 
insofern  abgewichen  worden,  als  1.  ausländische  Haftbefehle,  2.  im 
Ausland  aufgenommene  Protokolle  über  eidliche  Aussagen,  Erklärungen 
und  Versicherungen,  sowie  Abschriften  solcher  Protokolle,  3.  auslän- 
dische Bescheinigungen  der  Vernrtheilung  und  gerichtliche  Urkunden 
über  die  Vernrtheilung  als  Beweismittel  zulässig  sind,  vorausgesetzt, 
dass  die  Echtheit  dieser  Urkunden  erwiesen  ist.  Die  gedachten  Ur- 
kunden müssen  entweder  in  der  für  die  in  Frage  stehende  Zeit  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Weise  oder  auf  folgende  Art  authentizirt  sein. 
Der  Haftbefehl  muss  von  einem  Offizialen  des  Staates  gezeichnet  sein, 
in  welchem  er  erlassen  wurde :  auf  den  unter  2  gedachten  Protokollen 
oder  Abschriften  muss  ein  Offiziale  des  Staates,  wo  sie  aufgenommen 
wurden,  unterschriftlich  bescheinigt  haben,  dass  die  Urkunden  Originale 
oder  getreue  Abschriften  sind:  die  unter  3  aufgeführten  Urkunden  sind 
endlich  von  einem  OfGizialen  des  Staates  zu  beglaubigen,  wo  die  Ver- 
nrtheilung stattfand.     Für   sämmtliche   Urkunden   kommt   noch   hinzu. 


250  ^^'  Inhttlsen  In  London. 

dass  ihre  Echtheit  entweder  durch  einen  Zeugen  eidlich  zu  versichern 
oder  unter  dem  Amtssiegel    eines  Staatsministers  zu  beglaubigen   ist. 

Einige  besondere  Bestimmungen  sind  für  den  Fall  getroffen^  dass 
das  Delikt  auf  hoher  See  auf  einem  Schiffe  begangen  wurde^  welches 
einen  Hafen  im  Vereinigten  Königreich  anlttnft.  Es  sind  nSmlich  die 
Befugnisse  des  Polizeirichters  auch  noch  anderen  Beamten  eingeräumt 
worden;  und  Air  den  Fall,  dass  die  Verhaftung  auf  Grund  eines  ohne 
vorgitngige  Verfolgung  eines  Staatssekretärs  erlassenen  Haftbefehls  er- 
folgt; ist  der  Verhaftete  entweder  dem  Aussteller  des  Haftbefehls  vor- 
zuftihren  oder  dem  kompetenten  Beamten  desjenigen  Bezirks,  in  welchem 
das  Schiff  liegt.  Die  Abführung  zur  Haft  braucht  zudem  nicht  in  ein 
Grefi&ngniss  in  Middlesex  zu  erfolgen.  Aaf  die  Kanalinseln  und  die 
Insel  Man  finden  die  Gesetze  von  1870  und  1873,  soweit  nicht  die 
Vollstreckung  von  Haftbefehlen  in  Frage  steht,  in  derselben  Weise 
Anwendung;  wie  es  der  Fall  sein  würde,  wenn  diese  Inseln  zum  Ver- 
einigten Königreich  gehörten.  Die  Auslieferungsverträge  Indiens  mit 
indischen  Vasallenstaaten  und  angrenzenden  asiatischen  Staaten  sind 
unberührt  geblieben;  im  Uebrigen  gelten  für  die  britischen  Kolonien 
folgende  Grundsätze.  Falls  die  höchste  Verfügung,  welche  die  Gresetze 
von  1870  und  1878  auf  einen  fremden  Staat  für  anwendbar  erklärt, 
nichts  Abweichendes  bestimmt;  gelten  die  beiden  Gresetze  auch  in 
sämmtlichen  britischen  Kolonien;  jedoch  mit  folgenden  Modifikationen. 
Das  Auslieferungsersuchen  ist  an  den  Gouverneur  der  betreffenden 
britischen  Kolonie  zu  richten  und  zwar  durch  eine  Person;  welche  er 
als  Konsularbeamten  oder  Gouverneur  einer  Kolonie  des  requirirenden 
Staates  anerkennt.  Eine  Verfügung  eines  Staatssekretärs  ist  nicht 
nöthig;  die  in  den  beiden  Gesetzen  dem  Staatssekretär  und  Polizei- 
richter  gegebenen  Befugnisse  können  vielmehr  vom  Gouverneur  allein 
ausgeübt  werden.  Die  den  Polizeirichtem  zustehenden  Befugnisse 
werden  thatsächlich  meistens  von  Kolonialpolizeirichtern  ausgeübt.  Die 
Auslieferungshaft  wird  natürlich  in  der  betreffenden  Kolonie  verbüsst, 
deren  Gerichte  auf  Antrag  die  Freilassung  verfügen  können;  &lls  der 
Auslieferungsgefiingene  nicht  binnen  2  Monaten  aus  der  Kolonie  ge- 
scha£Bb  wird.  Die  Anwendung  beider  Gesetze  auf  die  Kolonien  schliesst 
übrigens  nicht  aus;  dass  die  Legislaturgewalt  der  Kolonie  Partikular- 
bestimmungen über  die  Auslieferang  flüchtiger  Verbrecher  erlässt.  Ge- 
schieht das,  so  kann  durch  höchste  Verfügung  entweder  verordnet 
werden,  dass  für  die  Greltungsdauer  dieser  Partikularbestimmungen  die 
Gesetze  von  1870  und  1873  für  den  Verkehr  der  betreffenden  Kolonie 
mit  dem  in  Frage  kommenden  fremden  Staate  suspendirt  bleiben;  oder 
aber;  dass  die  Partikularbestimmungen  —  mit  oder  ohne  Beschränk- 
ungen —  wie  Bostandtheile  der  beiden  gedachten  Gfesetze  in  der 
Kolonie  gelten  sollen. 

Zur  Prüfung  der  Wirksamkeit  der  neuen  Auslieferungsgesetse 
und  -Verträge  trat  1877  eine  sehr  zahlreiche  Kommission  zusammen. 
Sie  empfahl;  ein  Gesetz  zu  erlassen,   welches  die  geeigneten  Behörden 
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zur  Attsliefenmg  ermXchtige^  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  mit  dem  re- 
qairirenden  Staate  ein  Ausliefermigsyertrag  abgeschlossen  sei  oder  nicht, 
vorausgesetzt  nur^  dass  eine  höchste  Veiitigung  das  zu  erlassende  G^- 
sets  auf  den  reqnirirenden  Staat  für  anwendbar  erklärt  habe.  Die 
Kommission  hielt  also  Auslieferongsverträge  für  entbehrlich.  Des 
Weiteren  meinte  die  Kommission,  man  solle  eigene  Staatsangehörige 
nicht  von  der  Auslieferung  eximiren,  ein  Vorschlag,  den  England  in 
späteren  AuslieferungsyertrXgen  auch  thatsMchlich  befolgt  hat.  Die 
Kommission  sprach  sodann  den  Wunsch  aus,  das  Auslieferungsver- 
fiahren  noch  mehr  yon  technischen  Schwierigkeiten  gereinigt  zu  sehen, 
und  befürwortete  schliesslich,  die  Auslieferung  nicht  wegen  eines  nach« 
gewiesenen  politischen  Motivs  abzulehnen,  falls  das  Verbrechen  ohne 
solches  Motiv  ein  gemeines  Verbrechen  sein  würde,  es  sei  denn,  dass 
die  That  zur  Zeit  eines  Bürgerkrieges  oder  offenen  Aufstandes  be- 
gangen sei;  man  möge  jedoch  der  Begierung  die  diskretionüre  Be- 
fiignisB  reserviren,  auch  bezüglich  hiernach  auszuliefernder  Personen  die 
Auslieferung  zu  verweigern. 

Die  Frage,  was  unter  einem  politischen  Delikt  zu  verstehen  ist, 
kam  £nde  1890  zum  ersten  Male  zur  gerichtlichen  Entscheidung.  Man 
wird  sieh  erinnern,  dass  im  September  1890  der  schweizer  Kanton 
Tessin  der  politischen  Welt  das  Schauspiel  einer  Miniaturrevolution 
bot.  Das  sonst  wenig  in  den  politischen  Vordergrund  tretende  Volk 
in  Bellinzona  griff  das  Arsenal  an,  verschaffte  sich  Waffen,  und  eine 
bewaffnete  Menge,  unter  welcher  sich  ein  gewisser  Castioni  befand, 
belagerte,  Einlass  verlangend,  das  RegierungsgebKude.  Es  erschien 
der  Staatsrath  Rossi,  verweigerte  den  Einlass  und  forderte  die  Menge 
auf,  auseinanderzugehen.  Die  lliore  wurden  jedoch  eingeschlagen 
nnd  Castioni  feuerte  einen  Schuss  ab,  welcher  Rossi  zu  Boden  streckte. 
Castioni  begab  sich  sodann  nach  England,  und  die  Schweiz,  welche 
seiner  Zeit  die  Auslieferung  englischer  Königsmörder  verweigert  hatte, 
Hess  der  englischen  Regierung  ein  Auslieferungsersuchen  überreichen. 
CSsstioni  wurde  verhaftet,  dem  Polizeirichter  vorgeführt  und  zur  Aus- 
liefeningshaft  abgeführt.  Er  beantragte  sodann  einen  torit  of  habeas 
corpus  mit  der  Begründung,  es  liege  ein  politisches  Delikt  vor.  Die 
Verhandlung  über  diesen  Antrag,  welche  vor  3  Richtern  der  Queen's 
Bench  stattfand,  ist  beachtenswerth  wegen  der  bei  der  Verhandlung  be- 
theiligten Persönlichkeiten.  Einer  der  Richter  war  Sir  James  F.  Stephen, 
der  bekannte  Verfasser  der  Geschichte  des  Ejriminalrechts ;  die  schweizer 
Begierung  wurde  durch  den  damaligen  Solicitor  General  Sir  Edward 
Clarke  vertreten,  dessen  Abhandlung  über  Auslieferungsrecht  dem  ge- 
schichtlichen Theil  dieses  Aufsatzes  zu  Grunde  liegt;  für  die  Vor- 
^tscheidung  des  Polizeirichters  trat  der  damalige  Attomey  Gkneral 
ein,  während  die  Vertheidignng  Castioni's  in  den  HSnden  des  ge- 
suchtesten Londoner  Anwalts  Sir  Charles  Russell  lag,  der  im  jetzigen 
Ministerium  das  Amt  des  Attomey  General  bekleidet.  Es  wurde  zu- 
QBchst  auf  die  Rede  hingewiesen,  welche  Lord  Stanley  1866  im  Unter- 
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hause  hielt.  Lord  Stanley  meinte  damals^  er  habe  niehts  dagegen, 
dasB  man  politischen  Delikten  eine  Ausnahmestellung  eiurftume,  voraus* 
gesetzt,  dass  man  den  Begriff  des  politischen  Delikts  definire.  £s  sei 
allerdings  nicht  schwierig,  eine  annähernd  richtige,  populäre  Defini- 
tion aufsustellen.  Werde  z.  B.  Jemand  in  einem  Aufruhr  oder  bei 
einem  Versuch,  einen  Tumult  oder  Yolksauflauf  herbeizuführen,  ge- 
tödtet,  so  sei  das  wohl  ein  politisches  Delikt.  Skshwierigkeiten  er- 
gäben sich  aber,  wo  es  sich  um  Mordversuche  handele.  Unsinnig 
sei  es,  zu  behaupten,  dass  während  der,  welcher  in  den  Strassen 
von  Paris  eine  Privatperson  ermorde,  auszuliefern  sei,  ein  poli- 
tisches Delikt  vorliege,  wenn  der  Ermordete  eine  politische  Person 
sei.  Erst  nachdem  der  Unterschied  zwischen  einem  rein  politischen 
Delikt  und  einem  Vergehen  gegen  die  Moral  festgelegt  sei,  k5nne  man 
an  die  Eximirung  politischer  Verbrecher  denken.  Es  kam  in  der 
Verhandlung  über  den  Fall  Gastioni  femer  zur  Sprache,  dass  1866 
J.  S.  Mill  vorschlug,  das  politische  Delikt  zu  definiren  ab  ein  im 
Laufe  oder  in  Förderung  eines  Bürgerkrieges,  Aufstandes  oder  poli- 
tischer Bewegungen  begangenes  Delikt.  Diese  Definition  wurde  von 
der  Richterbank  für  zu  vage  erklärt  und  zitirte  die  Vertheidigung 
darauf  die  bereits  gedachte  Abhandlung  von  Clarke,  wo  hervorgehoben 
wird,  dass  ein  politisches  Motiv  nicht  genügen  könne,  um  das  Delikt 
zu  einem  politischen  zu  machen:  Beispiele  wirklicher  politischer  De- 
likte seien  das  Tödten  eines  Menschen  im  Bürgerkriege  und  die  Be- 
schlagnahme von  Vermögensstücken  seitens  der  Anführer  eines  be- 
waffneten Aufstandes.  Adoptirt  wurde  schliesslich  die  Definition,  welche 
Stehen  in  der  oben  gedachten  Geschichte  des  Kriminalrechts  giebt, 
wonach  ein  Delikt  dann  ein  politisches  ist,  wenn  es  „einen  Theil 
oder  Zwischenfall  einer  politischen  Bewegung  oder  Aufetandes^  bildet. 
Der  Gerichtshof  nahm  an,  dass  die  von  Gastioni  begangene  That  unter 
diese  Definition  falle  und  verfügte  die  Freilassung  des  Auslieferungs- 
gefangenen. 

Es  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  das  englische  Ausliefenmgs- 
recht  in  seiner  heutigen  Gestalt  noch  nicht  ein  durchweg  befriedigen- 
des genannt  werden  kann.  Es  ist  noch  in  der  Entwickelung  begriffen, 
und  ist  zu  wünschen,  dass  die  Weiteren twickelnng  auf  den  Bahnen 
fortschreitet,  welche  seitens  der  Kommission  von  1877  angedeutet 
worden  sind. 
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lieber  das  Wesen  und  die  Organisation   der  inter- 
nationalen Staatengemeinschaft. 

Von  Dr.  Gustav  Bosskowski,  Mitglied   des  Völkerrechtlichen  Jn 

Btitutes,  Reichsrathsabgeordneten  in  Leroberg. 

Es  ist  eine  Thatsache^  dass  das  gesellschaftliche  Leben  der  Mensch- 
lieit  sich  mit  dem  Fortschritte  ihrer  Kultur  entwickelt ,  verbreitet, 
vervollkommnet.  Jene  Form  des  gesellschaftlichen  Lebens ^  welche 
voUstlndig  ausreichend  war,  als  die  Menschheit  noch  auf  einer  niedrigeren 
Stufe  der  Zivilisation  stand,  ist  nicht  im  Stande,  die  Bedürfnisse  ihres 
Lebens  zu  befriedigen,  nachdem  sie  sich  auf  eine  höhere  Stufe  der 
Kultur  emporgehoben  hat. 

Es  gab  eine  Zeit,  in  welcher  die  höchste  Form  des  gesellschaft- 
lichen Lebens  der  Staat  bildete.  Die  in  ihren  Grenzen  geschlossenen 
Völker  haben  abgesondert  gelebt,  ohne  sich  gegenseitig  in  ihren  zivili- 
satorischen Aufgaben  zu  unterstutzen.  Mit  der  Zeit  aber  ist  man  zu 
der  Ueberzeugung  gekommen,  dass  es  einige  zivilisatorische  Aufgaben 
^ebt  —  und  zwar  die  höchsten,  welche  der  ganzen  Menschheit  gemeinsam 
sind,  und  dass,  um  dieselben  realisiren  zu  können,  sich  die  Völker, 
welche  sie  anerkennen,  vereinigen  müssen,  ungeachtet  der  nationalen 
und  historischen  Differenzen,  welche  zwischen  ihnen  existiren. 

Daraus  entstand  eine  neue  gesellschaftliche  Form  —  die  inter- 
nationale Staaten-Gemeinschaft^).  Ihre  Bestandtheile  bilden  die  Staaten 
und  ihre  Aufgabe  besteht  darin:  durch  die  Vereinigung  der  Kräfte 
nnd  Mittel  der  einzelnen  Staateu  die  Thätigkeit  derselben  zu  stärken 
and  dadurch  den  Nationen  die  Realisation  ihrer  zivilisatorischen  Auf- 
gaben zu  ermöglichen,  wozu  sie  vereinzelt  nicht  die  genügenden  Kräfte 
besitzen. 

Die  internationale  Staatengemeinschaft  erscheint  in  der  Geschichte 
der  Menschheit  nur  dann,  wenn  in  Folge  der  höheren  zivilisatorischen 
Entwickelung  der  Menschheit  die  früheren  gesellschaftlichen  Formen 
sich  als  anzulänglich  erwiesen  haben  und  die  Nothwendigkeit  der 
neuen,  vollkommeneren  Formen  allgemein  anerkannt  worden  ist^). 

Je  stärker  das  Bewusstsein  der  Völker  ist,  dass  es  gemeinsame 
zivilisatorische  Lebenszwecke  giebt,  je  grösser  die  Zahl  dieser  Zwecke 
ut,  desto  fester  sind  die  Fundamente  der  internationalen  Staaten- 
Gemeinschaft  und  desto  weiter  breiten  sich  ihre  Grenzen  aus.  — 

Übi  socieUM  Hn  jus  est:  mit  einem  neuen  gesellschaftlichen  Ver- 
bände ist  auch  ein  neues  Recht  ins  Leben  gerufen  worden  und  zwar 
das  internationale  Recht '),  welches  die  gegenseitigen  Verhältnisse  der 

1)  Biffier,  Lehrbuch  des  Völkerr.  1889  S.  4. 

2)  HMsendorff,  Handbuch  des  Völkerr.  1885.  I.  82. 

3)  Särenbaeh^  Das  Problem  des  Völkerr.,  Zeitsohr.  fUr  die  ges.  Staats- 
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Staaten  normirt,  deren  Vereinigung  befestigt  und  die  ThStigkeit  der 
einatelnen  Völker  derart  leitet,  dasa  die  Zwecke  der  ganaen  Staaten- 
Genossenschaft  realisirt  werden  können. 

Das  internationale  Secht  verwirklicht  sich  also  ausserhalb  der 
Gebiete  der  einzelnen  Staaten. 

Subjekte  dieses  Rechtes  sind  nur  die  Staaten;  da  jedoch  in  der 
internationalen  Staaten-Gremeinschaft  gewisse  Individuen  hervortreten, 
wie  z.  B.  die  Vertreter  der  Staaten ,  ja  sogar  Priva^ersonen^  welche 
mit  fremden  Staaten  oder  deren  Angehörigen  in  Verhftltnissen  stehen, 
bezieht  sich  das  Völkerrecht  auf  alle  diese  Personen,  garandrt  ihnen 
gewisse  Rechte^),  aber  nur,  so  weit  auch  den  von  ihnen  vertretenen 
Staaten  die  Rechte  zuerkannt  sind. 

Die  Regelung  der  gegenseitigen  Verhftltnisse  der  Staaten  durch 
das  Völkerrecht  geschieht  auf  dieselbe  Weise,  wie  die  Regelung  aller 
gesellschaftlichen  Verhtfltnisse  durch  jedes  Recht.  Dasselbe  sichert 
die  Existenz  des  Staates  zu  dem  Zwecke,  damit  die  zivilisatorischen  Auf- 
galten,  fUr  deren  Realisation  der  Staat  entstanden  ist,  verwirklicht  werden. 

Das  Völkerrecht  hat  zur  Au%abe,  die  Realisation  jener  zivili- 
satorischen Zwecke  zu  garantiren,  ftlr  welche  die  internationale  Staaten- 
Vereinigung  zu  Stande  gebracht  worden  ist. 

Je  weiter  diese  Zwecke  reichen,  desto  ausführlicher  ist  das  Gebiet 
der  internationalen  Staatenvereinigung  und  des  Völkerrechtes'). 

Das  Wesen  der  Gesellschaft,  in  deren  Schosse  sich  das  Recht 
verwirklicht,  giebt  ihm  seine  besonderen  Merkmale.  Daher  hat  auch 
die  eigenartige  Stellung  der  internationalen  Staatengemeinschaft  unter 
anderen  gesellschaftlichen  Formen  die  Eigenart  des  Völkerrechts  anderen 
Rechtszweigen  gegenüber  zur  Folge. 

Jeder  gesellschaftliche  Verband  hat  seinen  Schwerpunkt  in  einer 
obersten,  leitenden  Gewalt.  In  der  internationalen  Staatengenossen- 
schaft giebt  es  keine  Gewalt,  und  es  kann  auch  keine  geben.  —  Sie 
bildet  keinen  andere  Staaten  beherrschenden  Staat,  sondern  sie  ist 
vielmehr  eine  Vereinigung  souveräner  Staaten*),  welche  ihre  Selbst- 
ständigkeit einbüssen  müssten,  wenn  sie  sich  einer  über  sie  gestellten 
oberen  Gewalt  ftigen  würden.  —  Das,  was  die  souveränen  Staaten  an 
eine  internationale  Genossenschaft  bindet  und  was  dieselbe  aufrecht 
hält,  istl)  das  Bewusstsein  gemeinsamer  zivilisatorischer  Aufgaben,  welche 
blos  mit  vereinigten  Ejräften  realisirt  werden  können,  2)  der  Orgpaniamun 
der  juridischen  Institutionen  dieser  Genossenschaft. 

Zu  verschiedenen  Zeiten  that  man  verschiedene  Vorschläge,  um 
die  Feststellung  einer  oberen  Gewalt  im  internationalen  Staatenverbande 


wiss.  1881.  S.683;  Fricker,  Das  Problem  des  Völkerr.,  daselbst  XXVIII90; 
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4)  Oppenheim,  System  des  Völkerr.  1866.  S.  3. 

5)  Gareis,  Institutionen  des  Völkerr.    Giessen  1888.  S.  1.  2. 

6)  Schfdge,  Grundrlss  zu  Vorlesungen  über  Völkerr.  1880.  S.  2. 
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zu  ermöglichen.  —  Man  versnchte,  demselben  eine  gewisse^  ständige 
Organisation  zn  geben.  —  Als  Mittel  dazn  sollte  die  Feststellung 
einer  gesetigebenden,  gerichtlichen  nnd  vollasiehenden  Gbwalt  in  inter- 
nationaler Staatengenossenschaft  dienen.  — 

Man  schlug  daher  eine  Vereinigung  aller.  Staaten  in  einen  einzigen 
Verband  vor,  nach  dran  Projekte  Heinrichs  des  IV.  und  seines 
Ministers  Sully.  Dieses  Projekt  wurde  spttter  (1713)  von  dem 
berühmten  Abb6  St  Pierre  erneuert.  Einige  schwXrmten  für  die  Her- 
stellung yereinigter  Staaten  in  Europa,  andere  hingegen  sahen  in  einer 
Uniyersal-Monarchie  die  einzig  mögliche  Organisation  des  internationalen 
StaatMirerbandes  '^). 

Eine  andere  Beihe  von  Projekten  unterschied  sich  dadurch,  dass 
ilire  Gründer  ohne  iu  etwas  das  heutige  politische  Verhältniss  der 
Staaten  zu  einander  ftndem  zu  wollen,  einzig  und  allein  die  Herstellung 
^wisser  Institutionen  yorschlugeu;  welche  die  Möglichkeit  einer  Organi- 
sation der  GenossenschaffcsyerhiÜtnisse  sicherten.  So  z.  B.  verlangten 
Leibnitz,  J.  J.  Rousseau  und  Kant  einen  stKndigen  aus  Monarchen 
und  Diplomaten  bestehenden  europäischen  Kongress,  zur  Erledigung 
der  gemeinsamen  Interessen  zivilisirter  Staaten,  dagegen  begnügte  sich 
Famese^  mit  der  periodischen  Berufung  eines  derartigen  Kongresses, 
Lorimer*)  und  Bluntschli^^)  beantragten  die  Gründung  einer  inter- 
nationalen Begierung,  andere  Gelehrte  dagegen  gaben  sich  mit  einer 
gmchtlichen  Institution  zufrieden,  welche  dazu  berufen  wXre,  dass  die 
Staatenstreitigkeiten  durch  das  Ausmass  der  Gerechtigkeit,  nicht  aber 
durch  Kriege  geschlichtet  werden.  —  Den  weitesten  ThXtigkeitskreis 
möchte  diesem  internationalen  Gerichte  der  Graf  Klamarowsky  ^^ )  zuer- 
kennen. Er  verlangt,  dass  in  diesem  Gerichte  besondere  Departements 
f^  die  Kriegs-,  See-  und  diplomatischen  Angelegenheiten,  für  die  dem 
Bereiche  des  internationalen  Privatrechtes  angehörenden  Verhältnisse, 
sowie  für  Post,  Telegraphen,  literarische  und  sonstige  Angelegen- 
heitea,  geschaffen  werden. 

Eduard  Hanson^)  verlangt  ein  ständiges  internationales  Tribunal 
ohne  dieee  Departements,  und  Laveleye^')  ein  ständiges  aus  Diplomaten 
bestehendes  Schiedsgericht. 

Alle  diese  Projekte  aber  sind  gefallen,  denn  die  SouverltnitXt  der 
Staaten  iXsst  sich  mit  der  Errichtung  einer  über  sie  gestellten  Gewalt 
nicht  in  Einklang  bringen.  —  Die  Staaten  dürfen  sich  nicht  des 
Beehtes  entäussem,  über  sich  selbst  zu  entscheiden,  da  sie  sonst  auf- 
h9ren  würden,    selbstXndige  Staaten  zu   sein.  —    Deswegen  hat  auch 


7)  Th.Funck  Brentano  et  Sarel^PrScis  du  droit  des  gens.  Paris  1877.  S.441. 
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11)  0  meg  dunarodnom  sudie.    Moskau.  1881. 
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die  internationale  Staatengenossensohaft^  trotz  ihrer  mehr  als  zweihnndert- 
j ährigen  Existenz,  keine  von  den  bekannten  politischen  Formen,  die 
einer  Monarchie  oder  einer  Republik  angenommen,  und  so  weit  es  sich 
voraossehen  lässt,  wird  dies  nie  der  Fall  sein.  — 

Dagegen  wird  sich  mit  dem  Fortschritte  der  Zivilisation  die 
Solidarit&t  der  Interessen  der  einzelnen  Staaten  steigern:  verschied^ie 
VerhIÜtnisse  ökonomischer  und  moralischer  Natur  werden  mehr  nodi 
als  heute  die  gegenseitige  Abhiingigkeit  der  Staaten  von  einander 
fördern,  und  dadurch  dem  Werke  der  Vereinigung  der  Staaten  die 
Krone  au&etzen,  zu  dessen  Zustandebringung  schon  heute  durch  die 
Religion,  die  politischen  und  zivilisatorischen  Aufgaben  und  duxeh  die 
zu  ihrer  Realisation  unternommenen  Mittel,  als  internationalen  Handel, 
Schiffahrt,  Telegraphen  und  Eisenbahnnetze,  Auslieferung,  Schute  der 
Erfinder-  und  Autorenrechte  u.  s.  w«  die  ersten  Schritte  gethan  sind. 
In  Folge  dieser  unzähligen,  die  Staaten  in  ununterbrochener  gemein- 
samer Abhängigkeit  erhaltenden  Bande,  wird  der  internationale  Staaten- 
verband ohne  irgend  welche  politische  Form  bestehen  können,  lediglich 
nur  durch  die  Ejraft  der  Solidarität  der  gemeinsamen  Interessen, 
welche  mit  der  Entwickelung  der  Kultur  zunehmen  wird.  —  In  Folge 
dieses  Mangels  einer  politischen  Organisation  des  internationalen 
Staatenverbandes  hat  auch  das  in  demselben  herrschende  Völkerrecht 
keine  gesetzgebende,  gerichtliche  und  vollziehende  Gewalt,  was  so  viel 
heisst,  als  dass  die  Völker  für  sich  selbst  Gesetzgeber  sind,  und  auf 
der  Wacht  der  ihnen  zukommenden  Rechte  stehen  ^^). 

Zum  Entstehen  des  internationalen  Staatenverbandes  und  des 
Völkerrechts  sind  gewisse  Bedingungen  nothwendig  und  zwar: 

a)  Eine  höhere  Zivilisationsstufe,  denn  nur  diese  weckt  ein  klares 
Bewusstseiu  in  den  Völkern,  dass  es  gewisse  Lebensau%aben 
giebt,  die  durch  die  Kräfte  einzelner  Staaten  nicht  realisirt 
werden  können  ^^). 

b)  Die  Feststellung  der  politischen  Existenz  der  souveränen  Staaten« 
da    sie    eben    die    Mitglieder   der    Staatengenossenschaft    sind^*), 

und  desw^en  erst  im  XVII.  Jahrhundert  nach  Durchführung  der 
Organisation  und  der  Unabhängigkeit  der  Staaten  konnte  die 
internationale  Staatengenossenschaft  zu  Stande  kommen.  —  Je  mehr 
die  Thätigkeit  der  Individuen  und  der  Genossenschaften  auf  dem 
Gebiete  der  zivilisatorischen  Arbeit  hervortritt,  desto  mehr  übertritt 
sie  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  und  dringt  in  den  Bereich  der 
internationalen  Verhältnisse  ein.  —  Die  Thatkraft  der  Individuen  und 
der  Grenossenschaften  Übt  also  einen  grossen  Einiiuss  auf  die  Ver- 
mehrung der  internationalen  Verhältnisse  ein.  Das  beeinflusst  auch 
ganz  gewiss  die  Verfeissung  des  Staates  und  das  System  seiner  Gesetze. 

14)  Brentafw  et  Sorel,  l,  c.  6. 

15)  F.  MarUns,  Das  Völkerr.  (russisch)  1882.  I.  18. 

16)  Amte,  Programme  du  caurs  de  droit  des  gens,    Bruxelles  1882.  2. 
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Die  Staaten^  welche  die  Thätigkeit  der  Individuen  und  der  Genossen- 
schaften bei  sich  beschränken^  werden  nicht  viel  Arbeitskräflte  auf  der 
Arena  der  internationalen  VerhIÜtnisse  liefern.  Dagegen  werden  aus 
den  Staaten,  welche  jeglicher  berechtigten  Thätigkeit  die  grösste 
Freiheit  gestatten^  nützliche  Elemente  fUr  den  internationalen  Verband 
iu  Menge  zukommen.  — 

Aber  wenn  einerseits  die  Souverlbiität  der  Staaten  eine  Bedin- 
gung der  Entstehung  des  internationalen  Staatenverbandes  und  die 
politische  Freiheit  innerhalb  eines  Staates  die  Bedingung  der  Förderung 
der  internationalen  Angelegenheiten  ist,  so  bietet  andererseits  der 
internationale  Verband  die  Garantie  der  Selbständigkeit  der  Staaten, 
sowie  des  Schutses  der  den  einzelnen  Individuen  und  Gesellschafken 
zukommenden  Rechte.  Was  wäre  bei  den  heutigen  internationalen 
Verhältnissen  die  Arbeit  der  Individuen  und  die  Thätigkeit  der  Gesell- 
schaften, wenn  ihnen  im  Auslande  kein  rechtlicher  Schutz  zukommen 
würde.  Die  Wirksamkeit  dieser  Schutzwehr  ist  zweifelsohne  eine  von 
den  Triebfedern  zur  Entfaltung  ihrer  Thätigkeit,  welche  über  die 
Grenzen  des  Staates  hinaus  sich  erstreckt  ^'^). 

c)  Die  Idee  der  Gleichberechtigung  der  einzelnen  Staaten  zur 
politischen  Existenz  ohne  Rücksicht  auf  die  historischen  und  kulturellen 
Unterschiede  ihrer  Völker.  — 

Da  im  Alterthum  jeder  mächtige  Staat  nur  sich  selbst  die  Existenz- 
berechtigung zugestand  und  zum  Ziele  seiner  auswärtigen  Politik  sich 
die  Vernichtung  der  politischen  Existenz  des  firemden  Staates  setzte, 
nm  auf  dessen  TVümmem  sein  eigenes  Dasein  zu  begründen,  da  in 
Griechenland  sogar  die  Weisen  und  Philosophen  behaupteten,  dass  den 
Völkern  nicht  griechischer  Abstammung  gegenüber  keinerlei  Verträge 
verbindlich  machen,  da  schliesslich  im  Mittelalter  die  christlichen 
Staaten  für  nicht  christliche  Völker  den  grössten  Hass  hegten  —  so 
konnte  sieh  unter-  solchen  Bedingungen  ein  internationaler  Staaten- 
Terbaad  keineswegs  ausbilden.  —  Erst  die  Idee  der  Gleichberechtigung 
der  Völker,  die  ihrer  Lebenskraft  zu  Folge  Existenzberechtigung  haben^ 
imaUiäiigig  von  ihren  historischen  und  kulturellen  Unterschieden,  und 
die  mit  jener  im  Zusammenhange  stehende  Idee  von  der  Gleichheit 
der  Staaten,  ermöglichten  eine  Annäherung  der  Völker  und  die  Ver- 
einigung der  Staaten  in  einen  internationalen  Verband. 

d)  Das  Bewusstsein  der  Völker  von  der  Nothwendigkeit  der 
g^;enseitigen  Beziehungen  der  Staaten  zu  einander  zum  Zwecke  der 
R^isimng  der  zivilisatorichen  Au%aben,  so  wie  auch  die  von  der 
Organisimng  dieser  ständigen  Verhältnisse  nach  den  Regeln  des 
Rechtes.  —  Das  Völkerrecht  bezieht  sich  auf  die  gemeinsamen  Ver- 
bältnisse der  Staaten,  mit  deren  Zunahme  und  Erweiterung  sich  auch 
die  Zahl  der  völkerrechtlichen  Regeln  vermehrt.  Andererseits  be- 
günstig^ die  grosse  Zahl  der  Rechtsregeln^  welche  die  Verhältnisse  der 


17)  r.  HoUgendorf,  Encyk.  der  Rechtswiss.    Leipzig.  1870.  I.  749. 
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Staaten  ordnen ,  die  Ansbildung  neuer  VerhXltnisse  unter  den  Staaten, 
fördert  deren  Entwickelung.  Kurs,  ea  besteht  eine  gegenseitigeAbhIKngig' 
keit  zwiecben  den  internationalen  Verhältniseen  und  der  sich  darauf 
beziehenden  Rechtsregeln. 

So  wie  in  jeder  gesellschaftlichen  Vereinigung  sich  alles  so- 
wohl um  die  Interessen  der  einzelnen  Individuen,  wie  um  den  all- 
gemeinen Zweck  der  Gesammtheit  konzentrirt;  so  ist  dies  auch  im 
internationalen  Verbände  der  Fall:  alle  Angelegenheiten  desselben 
gruppiren  sich  einerseits  um  die  Zwecke  der  einzelnen  Staaten,  anderer- 
seits um  jene  G^sammtheitsintereesen,  welche  die  Bedürfnisse  der 
Weltzivilisation  repräsentiren.  — 

Diese  beiden  Gruppen  der  Interessen  stehen  nicht  immer  in  Ein- 
klang mit  einander.  —  Die  G^eschichte  des  internationalen  Staaten- 
verbandes stellt  tms  ihre  fortwährenden  Antagonismen  und  KXmpfe 
dar.  Im  Alterthum  machte  der  Egoismus  der  einzelnen  Staaten  die 
Entstehung  einer  internationalen  Staatenvereinigung  unmöglich.  — 
Heute  vereinigen  sich  die  Staaten  in  Anerkennung  der  Gemeinschalit 
der  zivilisatorischen  Bestrebungen  zu  einträchtiger  Thätigkeit  in  den 
internationalen  Verband,  aber  nationale  und  Rassenantagonismen, 
egoistische  Bestrebungen  in  der  Politik,  im  Handel  u.  s.  w.  vemr- 
Sachen,  dass  manche  Grossmfichte  ausschliesslich  im  eigenen  Interesse 
handeln  und  der  G^esammtheit  schaden.  —  Der  Nutzen,  den  sie  daraus 
ziehen,  ist  nur  vorbeigehend,  oft  trügerisch.  —  Das  urewige  Natur- 
gesetz vom  allgemeinen  GleichgCMricht  findet  auch  seine  BethXtiguDf 
in  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen.  —  Das  internationale  Leben 
der  Völker  kann  sich  nur  bei  Aufrechterhaltung  des  Gleichgewichte 
in  den  Interessen  der  einzelnen  Staaten,  sowie  deren  Gesammtheit 
regelmässig  entwickeln.  —  Die  Störung  dieses  Gleichgewichtee  droht 
mit  der  Beeinträchtigung,  sei  es  der  einzelnen  Staaten,  sei  es  der 
ganzen  Genossenschaft  derselben^®).  Der  internationale  Staatenverband 
hat  das  Wohl  beider  Theile  zu  berücksichtigen,  und  darauf  zu  achten, 
dass  die  Verträge  der  Staaten  weder  die  Interessen  der  Völker  unt^- 
graben,  noch  die  den  Bund  der  Gesammtheit  zusammenhaltenden 
Knoten  lösen.  — 

Daraus  folgt: 

a)  Dass  der  internationale  Staatenverband  die  höchste  gesell- 
schaftliche Form  ist,  aber  ohne  politische  Organisation.  Da  aber  die 
höchsten  zivilisatorischen  Au%abeäi,  zu  deren  Realisirung  dieser  Verband 
geschaffen  wurde,  wesentlich  allen  zivilisirten  Völkern  gemeinsani 
sind,  daher  giebt  es  auch  nur  einen  einzigen  internationalen  Staatd- 
verband.  Ausserhalb  desselben  ezistiren  Staaten,  welche  nodi  kein 
Bewusstsein  von  der  Nothwendigkeit  einer  ständigen  und  auf  den 
Grundsätzen  der  Rechtsordnung  begründeten  Vereinigung  mit  anderen 
Staaten  haben.  — 


18)  V.  HcUgendorJf,  Encyk.  der  Rechtswiss.    Leipzig.  1B70.  I.  749. 


Ueber  das  Weaen  u.  die  Oiganiastioii  der  internatStaatengemeinsohaft.    259 

b)  Das8  das  Völkerrecht  die  gegenseitigen  StaatenverhiQtnisse 
normirt  im  vollen  Sinne  dieses  WorteS;  d.  h.  sowohl  die  Verhältnisse 
der  Staaten  als  politischer  Gresammteinheiten  nnd  deren  höchsten 
Organe,  als  anch  der  den  einzelnen  Staaten  angehörenden  Individuen.  — 
Diese  letzteren  sind  streng  von  den  ersteren  abhängig,  so  dass  je 
nach  dem  besseren  oder  schlechteren  Einvernehmen  der  Staaten  unter- 
einander auch  die  Rechte  der  Bürger  des  einen  Staates  auf  dem 
Territorium  des  anderen  weniger  oder  mehr  beschränkt  sein  werden.  — 

Alsdann  regulirt  das  Völkerrecht  diese  Verhältnisse  sowohl  im 
Frieden  als  im  Kriege.  Daher  behauptet  Oppenheim  (S.  2)  dass  wir 
unter  dem  Völkerrechte  den  Komplex  aller  Rechtsnormen  für  die 
Besiehungen  und  Konflikte  zwischen  den  Nationen  verstehen.  — 

Da  schliesslich  jedes  materielle  Recht  sowohl  Berechtigungen  er- 
theilt  als  auch  Pflichten  auferlegt,  so  bestimmt  auch  das  Völkerrecht 
die  gegenseitigen  Berechtigungen  und  Pflichten  der  Staaten  unter- 
einander. —  Damit  aber  sowohl  jene  als  die  letztgenannten  nicht  blos 
snf  dem  Papier  bleiben,  daher  bestimmt  auch  das  Völkerrecht  neben 
dem  materiellen  auch  das  formelle  Recht,  d«  h.  die  Art  und  Weise, 
in  welcher  das  materielle  Recht  zur  Realisation  gebracht  werden 
solL  —  Daher  bt  das  Völkerrecht  der  Inbegriff  der  Rechts- 
normen, welche  die  gegenseitigen  Verhältnisse  der  sou- 
Terinen  Staaten,  deren  Rechte  und  Pflichten,  so  wie  auch 
die  Art  der  Realisation  derselben  bestimmen^*). 

c)  Als  solches  umfasst  das  Völkerrecht  blos  die  geltenden  Rechts- 
normen d.  h.  das  positive  Recht,  schliesst  aber  den  Begriff  des  philo- 
wphischen  Rechts  aus^^). 

d)  Sowie  die  internationale  Staatengemeinschaft  die  höchste  chrono- 
logisch zuletzt  entstandene  Form  des  gesellschaftlichen  Lebens  ist^  so 
itt  auch  das  Völkerrecht  der  am  spätesten  ausgebildete  Zweig  des 
Rechts,  welcher  die  breitesten  Schichten  des  geseUschaftlichen  Lebens 
der  Menschheit  umfasst. 

So  wie  die  internationale  Staatengemeinsohaft  alle  anderen  niedrigeren 
Formen  der  Gtesellschaft  nicht  aufhebt,  sondern  sich  vielmehr  auf  sie, 
wie  auf  ein  Fundament  stützt,  und  die  Souveränität  der  Staaten  als 
eine  wesentliche  Bedingung  ihrer  Existenz  ansieht,  stützt  sich  auch 
das  Völkrarecht,  wie  auf  eine  Ghrundlage,  auf  alle  chronologisch  firtther 
entstandenen  Rechtszweige,  ja  es  nimmt  sogar  die  Prinzipien  aller  Rechte^ 
wie  des  öffentlichen,  privaten,  Straf-,  Handels-  und  kanonischen  Rechts 
in  sein  Gelaet  auf.  — 

Zum  Vorschein  kommt  das  Völkerrecht  erst  dann,  wenn  die 
anderen  Rechtszweige   nicht  im  Stande   sind,    allen  Bedürfnissen   des 


19)  In  Betreff  der  Definitionen  d.  VR.  vgl.  Oaho,  Le  droit  imiem. 
Paris  1887.  L  140.  TF^eolon,  EUmtnU  du  droit  intern.  Leipz.  1874. 1.  2—18. 
Pradier-Fodiri.  TraiU  de  droit  intemat.  pMie.  Paris  1885. 1.  2—9.  HoUäen- 
äorff,  Handbuch  Bd.  1  ß.  1. 

20)  F.  MartenSj  1.  c.  I.  16.    Entgegengesetzter  Meinung  ist  AmU  S.  2. 
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gefiellschaftlichen   Lebens  Grenüge    zu   leisten,    wenn  für   die  aussäen 
Verhältnisse  unter  den  Staaten  das  innere  Recht  nicht  ausreicht. 

Zum  genaueren  VerstAndniss  des  Wesens  des  internationalen  Staaten- 
verbaudes  und  des  Völkerrechts,  müssen  wir  noch  seine  Aufgabe  und 
seinen  Zweck  erwägen.  — 

1.  Es  ist  die  Aufgabe  jedes  Rechts,  die  gesellschaftlichen  Verhiüt- 
uisse  den  wesentlichen  Bedürfnissen  dieser  Gesellschaft,  in  welcher  sich 
das  betreffende  Recht  zu  verwirklichen  hat,  zu  regeln.  Daher  ist  auch 
die  Aufgabe  des  Völkerrechts,  die  gegenseitigen  Verhältnisse  der  Staaten 
im  Geiste  der  Bedürfoisse  ihrer  internationalen  Gemeinschaft  zu  ord- 
nen. —  Was  die  Idee  der  Familie,  der  Kirche,  des  Staates  u.  s.  w. 
für  das  Familien-,  Kirchen-  und  Staatsrecht  ist,  das  ist  auch  die  Idee 
des  internationalen  Staatenverbandes  für  das  Völkerrecht.  Sie  bildet 
sein  Fundament  und  ist  zugleich  die  Leiterin  seiner  Bestimmungen.  — 

2.  So  wie  der  Zweck  jedes  Rechts  ist,  vor  allem  die  Erhaltung 
jener  Gesellschaft,  in  welcher  sich  das  betreffende  Recht  realisirt,  also 
der  Familie,  der  Gemeinde,  des  Staates,  der  Kirche  u.  s.  w.  zu  sichern  — 
und  das  ist  sein  nächstes,  unmittelbares  Ziel  —  und  dadurch  die 
Realisation  der  zivilisatorischen  Zwecke  der  Gesellschaft  zu  fordern  — 
und  das  ist  sein  weiteres,  mittelbares  Ziel  —  so  hat  auch  das  Völker- 
recht zur  Aufgabe: 

a)  vor  allem  den  internationalen  Staatenverband  aufrecht  zu  erhalten, 
und  darauf 

b)  die  Realisation  seiner  zivilisatorischen  Zwecke  zu  sichern ^^).  — 

ad  a. 

3.  Die  Erhaltung  der  internationalen  Staatengemeinschaft  geschieht 
auf  folgende  Weise: 

Zum  internationalen  Staatenverbande  gehören  die  souveränen 
Staaten.  Derselbe  beschränkt  nicht  nur  die  Souveränität  der  Staaten 
nicht,  sondern,  wie  ich  es  früher  bemerkt  habe,  betrachtet  diese  als 
eine  Bedingung  seiner  Existenz  und  die  Verbürgung  derselben  für  seine 
wichtigste  Aufgabe  ^^).  —  So  wie  der  Staat  die  Autonomie  der  In- 
dividuen nicht  aufhebt  und  ihre  Thäti^eit  nur  im  allgemeinen  In- 
teresse beschränkt,  so  stützt  sich  auch  der  internationale  Staatenverband 
«uf  die  Souveränität  der  Staaten,  und  beschränkt  ihr  Wirken  nur  so 
weit^  als  das  zur  Erhaltung  und  Entwickelung  der  Staatengemeinschaft 
•unentbehrlich  ist.  Indem  nun  der  internationale  Staatenverband  die 
Souveränität  der  einzelnen  Staaten  achtet,  mischt  er  sich  in  die  inneren 
"^golegoi^oiten  derselben  nicht  ein.  Wenn  jedoch  die  Gesetze  der 
einzelnen  Staaten  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts 
im  Widerspruche  stehen,  dann  trachtet  der  internationale  Staaten- 
verband die  Umwandlung  der  betreffenden  Gesetze  zu  beeinflussen.  — 


21)  Heffter,  Das  europ.  V.R.    Berlin  1888.   S.  4. 

22)  muntsMi,  Droit  intern,  codifii,  tr.  p.  Lardy.  1881.    S.  19. 
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Darauf  stfitzten  sich  die  Beetrebnngen  der  internationalen  Staaten- 
gemeinschaft znr  Aufhebung  der  Sklaverei,  SeerSnberei  a.8.  w»^').  Das 
Sjstem  des  politischen  Gleichgewichtes  diente  in  seinen  Grondstttaen 
znr  Wahmng  der  politischen  Existenz  der  Staaten. 

Diese  Aufgabe  des  Völkerrechts:  die  Existenz  der  einzelnen  Staaten 
sa  verbürgen ,  involvirt  implizite  eine  zweite:  die  normale  Koexistenz 
der  Staaten  nebeneinander  zu  sichern^).  Das  ist  eine  der  wichtigsten 
Angaben  des  Völkerrechts,  die  Verh&ltnisse  der  Staaten  der  Art  zu 
organisiren^  dass  die  Thätigk^t  des  einen  Staates  nicht  in  die  Sphäre 
der  ThStigkeit  des  anderen  eindringe,  und  diese  irgendwie  beschränke.  — 
Schliesslich  würde  die  Au%abe  des  internationalen  Staatenverbandes 
nicht  erfüllt  werden,  wenn  das  Völkerrecht  die  gegenseitige  Unter- 
stützung der  einzelnen  Staaten  bei  ihrer  zivilisatorischen  Arbeit  nicht 
garantiren  sollte.  Sowohl  das  Gewohnheitsrecht  als  auch  die  Staats- 
verträge  streben  die  gegenseitige  Unterstützung  der  Staaten  auf  dem 
Gebiete  der  Industrie,  des  Handels,  der  sanitären  Bedürfiiisse,  des 
Gerechtigkeitsausmasses,  des  Austausches  und  der  Verbreitung  wissen- 
schaftlicher und  künstlerischer  Erzeugnisse,  der  Erfindungen  u.  dergl. 
zu  sichern. 

Mit  der  Erfüllung  dieser  drei  Aufgaben,  d.  h.  mit  der  Wahrung  der 
Souveränität  der  Staaten,  ihrer  Koexistenz  und  gegenseitigen  Unter- 
stützung auf  dem  Gebiete  der  gemeinsamen  Bestrebungen  bestimmt  das 
Völkerrecht  die  Grenzen  der  Thätigkeitssphären  der  einzelnen  Staaten. 
Diese  Abgrenzung  der  einzelnen  Sphären  geht  durch  die  Bestimmung 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Staaten  vor  sich.  — 

So  wie  jedes  Recht,  so  bestimmt  auch  das  Völkerrecht  die  Rechte 
imd  Pflichten  der  Staaten  auf  Grund  der  Gerechtigkeit'^),  denn  es 
ist  eben  seine  Au%abe,  die  Idee  der  Gerechtigkeit  innerhalb 
^®f  gegenseitigen  Verhältnisse  der  Staaten  zu  realisiren. 
Was  für  die  Religion  —  die  Gottesidee,  für  die  Moralität  —  die  Idee 
des  Guten,  das  ist  für  das  Recht  —  die  Idee  der  Gerechtigkeit.  Sie 
ist  die  Richtschnur  für  dasselbe.  Das  Recht  soll  nur  das  gestatten 
oder  verbieten,  was  die  Gerechtigkeit  fordert.  Da  jedoch  jedes  Recht 
fürs  Leben  bestimmt  ist,  so  darf  sich  das  Völkerrecht  nicht  nur  nach 
den  Gerecfatigkeitsprinzipien  richten,  aber  es  muss  auch  im  Geiste  der 
Billigkeit  die  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  der  Völker  be- 
rücksichtigen, welche  sowohl  in  deren  historischen  Vergangenheit  als 
auch  in  dem  gegenwärtigen  Kulturzustande  ihren  Ursprung  haben. 

Eine  Nichtberücksichtigung  der  Bedürfnisse  des  Lebens  der  ein- 
zdneQ  Völker  im  Allgemeinen,  oder  die  Berücksichtigung  blos  der 
Interessen  einiger  Staaten,  und  zwar  der  Grossmächte,  ist  die  Ursache, 
dass  viele  Bestimmungen  des  Völkerrechts  entweder   gar  nicht,   oder 


23)  Blunischli,  1.  c.  S.  59  §  9. 

34)  AmiM,  (S.  1)  hält  es  für  die  einzige  Aufgabe  des  Völkerrechts. 

25)  WheaUm,  l  c.  I.  1.    F.  Härtens,  l  c.  I.  14. 

Zeitoebrift  f.  intern.  Privat-  n.  Sirafrecht  otc.,  Band  III.  |g 
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nicht  gehörig  geachtet  und  vollzogen  werden.  Das  die  Billigkeit  sieht 
beachtende  Recht  hnldigt  dem  Prinzipe:  /M  jusHHa,  pereat  mumdui. 
Dieses  Prinzip  ist  nicht  nur  schädlich,  aber  es  iKsst  sich  auch  in  inter- 
nationalen  Verhältnissen  nicht  ständig  durchführen ,  da  kein  Volk  auf 
das  ihm  gebührende  Recht  ftir  eine  abstrakte  Idee  verzichten  wird.  — 
Das  Aufdrängen  gewisser  Pflichten  den  schwächeren  Staaten  Butens 
der  Grossmächte  wird  ein  immerwährendes  Streben  der  erstei«o  nach 
Befireiung  von  dem  sie  bedrückenden  Joche  zur  Folge  haben,  welches 
Streben  nur  so  lange  dauern  wird,  bis  die  in  ihrer  sdbständigen 
Entwickelnng  hemmende  Kraft  geschwächt  wird.  —  Das  Reeht  da- 
gegen, welches  gegen  die  Gerechtigkeit  die  Rechte  und  Pflichten  nur 
im  Interesse  der  Grossmächte  vertheilt,  ist  Ausdruck  der  Willkür  und 
materiellen  üeberlegenheit  —  Diese  beiden  Grundsätze  sollen  sich 
gegenseitig  ergänzen,  und  nur  die  gehörige  Berücksichtigung  beider 
sichert  dem  Rechte  den  richtigen  Weg.  — 

ad  b. 

4.  Die  Organisirung  der  internationalen  Verhältnisse,  die  Ab- 
grenzung der  Thätigkeitssphären  der  einzelnen  Staaten,  die  Bestimmung 
ihrer  Thätigkeit  durch  die  Gesetze,  ist  nicht  Selbstsweck,  nur  ein 
Mittel  zum  Zweck,  und  zwar,  dass  durch  das  Bestehen  der  internatio- 
nalen Staatengemeinschaft  ihre  Aufgaben  erfüllt  werden  könnten,  d.h. 
dass  die  Realisation  der  höchsten  zivilisatorischen  Ziele  des  internatio- 
nalen Verbandes  und  der  ihn  bildenden  einzelnen  Staaten  durch  die 
Anschaffung  der  entsprechenden  Mittel^*)  ermöglicht  werde. 

Der  Schutz  der  gemeinsamen  zivilisatorischen  Auf- 
gaben der  in  den  internationalen  Verband  gehörenden 
Staaten,  zu  deren  Realisation  dieser  entstanden  ist,  ist 
also  der  letzte  Zweck  des  Völkerrechts.  —  Daher  die  Kon- 
sequenz, dass  das  Völkerrecht  der  getreueste  Ausdruck  für  diese  Ziele 
sein  muss.  —  Steht  aber  dieses  Recht  mit  dem  Zeitgeiste  und  den 
Bedürfnissen  des  internationalen  Staatenverbandes  im  Widerspruche, 
so  wird  die  Fortentwickelung  desselben  gehemmt.  Es  muss  daher  das 
Völkerrecht  an  die  Stufe  und  Richtung  der  Zivilisation  gehörig  an- 
gepasst  werden,  um  nicht  nur  den  heutigen  Bedürfiiissen  gerecht  sn 
werden,  sondern  auch  den  Fortschritt  der  Kultur  der  Menschheit  zu 
ermöglichen.  —  Andererseits  unterliegt  das  Völkerrecht  den  Einflüssen 
der  Zivilisation,  trägt  ihre  Kennzeichen,  ändert  sich  und  gestaltet  sich 
um,  je  nach  ihren  Veränderungen. 

Infolge  dieses  engen  Verhältnisses  zwischen  dem  Völkerrechte  und 
der  Kultur  der  Welt,  ist  die  Geschichte  des  Völkerrechts  mit  der 
Zivilisationsgeschichte  organisch  verbunden.  Infolge  des  in  den  zivili- 
sirten  Massen  tiefsteckenden  religiösen  Gefühls,  der  Anhänglichkeit  an 
Glauben   und  Kirche,    sichert  das  Völkerrecht:   Religionsfreiheit,    die 
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Unabliiagigkeit  der  yerschiedenen  Kircheiiy  soweit  sie  mit  der  Staats- 
und  Sechtsordnimg  vereinbar  ist;  und  die  exzeptionelle  Stellung  des 
Papstes  im  internationalen  Verbände ,  die  ihm  als  dem  Oberhaupte 
jener  Kirche  geb&hrt,  welche  am  meisten  verbreitet  ist^  und  die  Ten- 
denz hat,  die  ganase  Welt  lu  umfassen.  — 

Der  riesige  Aufschwung  der  Wissenschaften,  der  schönen  Künste 
und  industridlen  Erfindungen,  rief  eine  Menge  von  Staatsverträgen 
hervor,  welche  im  internationalen  Staatenverbande  die  Rechte  der 
Autoren,  Künstler  und  Erfinder  sicher  stellen.  — 

Die  weit  vensweigten  ökonomischen,  landwirthschaftliehen,  in-, 
dnstriellen  und  Handels-Verhältnisse  der  sivilisirten  Staaten  sind  durch 
HandelsvertrXge  geordnet,  auf  deren  gehörige  Zusammenfiusung  jetst 
besonders  die  Aufinerksamkeit  der  Staaten  gerichtet  ist 

Die  Eiaenbahn-,  Schifiahrt-,  Post-  und  TelegraphenvertrXge  ver^ 
einfachen  sowohl  den  Personenverkehr,  als  auch  den  Austausch  der 
Wetke  der  Hand  und  des  Geistes.  —  Die  Bechte  der  AusliUider,  die 
auf  die  Naturalisation,  die  freie  An-  und  Uebersiedlung  der  Fremden 
mit  Hab  und  Out  Bezug  habenden  Staatsverträge  bringen  die  Völker 
einander  nahe,  und  vermindern  in  hohem  Orade  die  Bedeutung  der 
Reichsgrenzen.  — 

Die  StaatsvertrSge,  welche  den  Ausländem  Oleichberechtigung  und 
gleichen  Schutz  mit  den  Inländern  sichern,  die  Vollziehung  der  Zivil- 
nitheile  der  ausländischen  Grerichte  sowie  auch  der  im  Auslande  zu 
Stande  gebrachten  Bechtsurkunden  ermöglichen,  schliesslich  die  Aus- 
liefemngsverträge  und  die  Uebereinkttnfte  betreffs  der  Bequisitionen 
der  ausländischen  Grerichte:  wie  die  Aufforderung  zur  Verhörung  der 
Zeugen,  Experten  u.  s.  w.  —  alle  diese  Staatsverträge  heben  in  ge- 
wissem Orade  die  Territorialgrenzen  zu  Ounsten  des  Oerechtigkeits- 
aosmasses  auf,  sichern  jedem  den  Bechtsschntz  im  Auslande,  sowie 
auch  die  Aufrechterhaltung  der  Bechtsordnung  in  internationaler  Staaten- 
gemeinschaft durch  die  Kräfte  der  einzelnen  Staaten*  — 

Endlich  schützen  die  zahlreichen  Staatsverträge  die  sanitären  Ver- 
hältnisse, und  vor  aUem  gegen  die  Verschleppung  von  ansteckenden 
Krankheiten,  verheerenden  Insekten  als  Phylloxera  u.  s.  w. 

Aus  alledem  folgt:  dass  das  Völkerrecht  einerseits  der  Ausdruck 
f^  die  Zivilisation  der  Welt  ist,  und  andererseits  eines  von  den  mäeh^ 
tigBten  Elementen  ihres  Aufschwunges  und  ihrer  Entwickelung. 

Diese  erhabenen  Aufjgaben  erfüllt  das  Völkerrecht  seit  nieht  langer 
Zeit,  denn  erst  seit  ungefähr  250  Jahren.  Im  Alterthum  gab  es  eine 
StutMigemeinschaft  nicht,  denn  jeder  Staat  erkannte  nur  sich  selbst 
^  den  zur  Existenz  Berechtigten  an,  und  gründete  seine  ganze  poU- 
tische  Aufgabe  auf  der  Vernichtung  einer  möglichst  grössten  Anzahl  von 
fremden  Staaten,  um  auf  deren  Trümmern  die  eigene  Macht  zu  gründen^''). 
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Die  Verhttltnisse  der  alterthttmlichen  Völker  waren  blos  momen- 
tane^ nnbentändige^  und  hauptsächlich  von  Nachbarstaaten  angeknüpft, 
anm  Zwecke  der  gemeinsamen  Austtbong  religiöser  Kulte^  der  ge- 
meinsamen Ftthrang  des  Handels,  oder  des  vereinten  Schutzes  vor  dem 
gemeinsamen  Feinde. 

AUianTOn  gründeten  hauptsSchlich  nur  blutsverwandte  Völker  unter- 
einander; und  dies  vorwiegend  aus  religiösen  Motiven  oder  aor  ge- 
meinsamen Abwehr. 

Die  Religion  hatte  auf  die  Verhältnisse  der  alterthümlichen  Völker 
einen  doppelten  Einfluss :  Sie  veredelte  ihre  Gefühle,  aber  sie  hielt  sie 
augleich  auch  fem  von  einander,  da  die  Bekenner  verschiedener  Reli- 
gionen sich  gegenseitig  mit  tödtlichem  Hasse  verfolgten. 

Im  Mittelalter  konnte  sich  eine  internationale  Gemeinschaft  nicht 
ausbilden,  obschon  es  dazu  viele  günstige  Bedingungen  gab. 

Die  Lehre  Oiristi  band  ihre  Bekenner  mit  den  Fesseln  des  ge- 
meinsamen Glaubens  und  der  Nächstenliebe,  aber  sie  war  nicht  im 
Stande,  in  ihnen  den  Hass  gegen  jene  Völker  zu  unterdrücken^  welche 
sich  zum  Ohristenthume  nicht  bekehrten.  —  An  Stelle  eines  Sassen- 
und  G^eschlechtshasses,  welcher  die  Völker  im  Alterthum  kennzeichnete., 
trat  also  der  Beligionshass,  und  je  tiefer  die  religiösen  GbfÜhle  in  die 
Gemttdier  der  Menschheit  eindrangen,  um  so  stärker  wurde  das  sich 
auf  jenen  stützende  Gefühl  des  Hasses  und  um  so  schwieriger  war  es 
zu  bekämpfen.  —  Die  christlichen  Völker  waren  untereinander  nicht 
nur  durch  den  gemeinsamen  Glauben  und  religiösen  Kult  festgebunden, 
sondern  auch  durch  die  Organisation  der  Kirche  und  gemeinsame  Ab- 
hängigkeit vom  Papste. 

Aber  je  stärker  alle  diese  Faktoren  die  Bekenner  Christi  einander 
näherten,  desto  tiefer  wurde  die  Schlucht  zwischen  ihnen  und  den  Un- 
gläubigen. 

£rst  als  unter  dem  Einflüsse  der  religiösen  Reformation  sich  mit 
der  Idee  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  das  Prinzip  des  £reien 
Denkens  und  die  Idee  der  Gleichberechtigung  der  Völker  ausbildete, 
da  konnte  der  internationale  Staatenverband  zu  Stande  kommen. 

Die  fortwährenden  Eroberungskriege  des  XVIl.  und  XV JULI,  Jahr- 
hunderts, die  gewaltsamen  und  blutigen  Störungen  der  öffentlichen 
Ordnung,  schliesslich  die  napoleonischen  Kriege,  welche  gleichsam  eine 
Apotheose  der  alle  Grundsätze  mit  Füssen  tretenden  physischen  Kraft 
waren,  alle  diese  Umstände  hinderten  die  Ausbildung  der  Rechtsnormen 
iHr  internationale  Verhältnisse^^).  —  Deswegen  war  auch  in  dieser 
Zeitperiode  die  Entwickelung  des  Völkerrechtes  unansehnlich.  £rst 
seit  dem  Wiener  Kongresse  vom  J.  1815,  als  die  Kriege  seltener 
wurden  und  vor  allem  sowohl  die  Völker  wie  die  Regierungen  eine 
Konsolidimng  der  Weltverhältnisse  ersehnten  und  zu  der  Ueberzengnng 


28)  Brie,  Die  Fortschritte  des  Völkerrechts  seit  dem  Wiener  Kongress. 
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gelangten,  dass  dies  nur  im  Rechtswege  dnrchgefllhzt  werden  k5nne, 
entstuid  für  die  Entwickelnng  des  Völkerrechts  eine  gttnstigere  Aera. 

Durch  die  sogenannte  heilige  Liga  Russlands,  Preussens  und 
Oesterreichs  vom  Jahre  1815  stellten  sich  diese  drei  Milchte  selbst  auf 
die  Wacht  der  öffentlichen  Ordnung  in  Europa,  verpflichteten  sich, 
die  Ausübung  des  Völkerrechts  zu  hüten,  und  nach  den  Grundprin- 
zipien der  christlichen  Religion  und  der  Moral  au  handeln^').  Auf 
dem  Aachener  Kongresse  im  Jahre  1818  anerkannten  die  Staaten  aus- 
dr&cklich  die  Nothwendigkeit  der  voUstXndigen  Achtung  des  Völkerrechts. 

Seitdem  begannen  die  Regeln  des  Völkerrechts  sich  im  raschen 
Tempo  SU  entwickeln.  Auf  allen  grösseren  internationalen  Kongressen 
bestimmten  die  Staaten  neue  Regeln  des  Völkerrechts  oder  formulirten 
die,  welche  sich  auf  dem  Wege  des  Gewohnheitsrechts  ausgebildet 
haben. 

Auf  dem  Wiener  Kongresse  vom  Jahre  1815  hat  man  dieRang- 
klusen  der  diplomatischen  Agenten  normirt,  die  Regeln  fttr  die 
Schiffiüirt  auf  den  schiffbaren  Flüssen  formulirt,  und  die  Aufhebung 
des  Sklavenhandels  ausgesprochen*^).  Auf  dem  Pariser  Kongresse  vom 
Jahre  1856  erweiterte  man  die  Schiffahrtsbestimmungen  auch  Über  den 
Donaufluss,  überdies  bestimmte  man  die  auf  Seeschiffahrt  Besug  haben- 
den Prinzipien,  deren  riesiger  Einfluss  auf  den  internationalen  Handel 
aiuser  Rede  steht '^).  Die  Genfer  Konvention  vom  Jahre  1864  be- 
stimmte die  Behandlung  der  verwundeten  und  kranken  Kombattanten 
in  Kriegen  zu  Lande,  sowie  auch  die  Vorrechte  des  SanitXtspersonals, 
der  Ambulanzen  und  der  SpitXler'^). 

Die  Petersburger  Deklaration  vom  Jahre  1868  erkannte  den  Ge- 
brauch von  gewissen  Kampfmitteln  für  unerlaubt  an,  weil  sie  mit 
dem  Zwecke  des  SLampfes  und  mit  der  Strömung  der  heutigen  Zivili- 
sation unvereinbar  sind. 

Auf  dem  Berliner  Kongresse  vom  Jahre  1878  erweiterte  man 
die  Schi&hrtsregeln  auf  den  unteren  Lauf  der  Donau"),  und  auf  der 
Berliner  Kongokonferenz  vom  Jahre  1887  auch  auf  Kongo  und  Niger, 
sprach  die  Aufhebung  des  Sklavenhandels  auch  in  Zentralafinka  aus 
tmd  prSzisirte  die  Normen  betreffs  der  Okkupation  der  Territorialbe- 
stimmungen '^). 

Ausser  diesen  allgemeinen  Bestimmungen  hat  man  in  verscfaie- 
denen  BtaatsvertrXgen  eine  Reihe  von  Normen  festgestellt,  welche  nicht 
auf  die  VerhXltnisse  der  ganzen  Staatengemeinschaft,  sondern  Uos 
suf  die  Verhältnisse    einzelner    kontrahirender  Parteien  Bezug  haben. 
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Fassen  wir  jetzt  mit  einem  Blicke  die  gegenwärtigen  Staaten- 
verhältnisse  zusammen,  so  werden  wir  ohne  Zweifel  folgende  Merk- 
male derselben  finden: 

L  Die  alte  Verehrung  des  Ejrieges  verschwindet  bei  stätiger  Zu- 
nahme der  Vorliebe  für  den  Frieden.  —  Weder  die  Begienmgen  noch 
die  Völker  sehnen  sich  heute  nach  den  Kriegen. 

Die  riesigen  Armeen,  welche  nicht  nur  in  grösseren  sondern  auch 
in  mittelgrossen  Staaten  zum  Kriege  bereit  stehen,  ihre  kostspielige 
Ausrüstung  und  vollständige  Versorgung  mit  allen  Kriegsvorräthoi 
und  Requisiten,  die  Vorbereitung  der  mörderischen  Waffen,  welche  den 
alten  Bitterkampf  fast  in  eine  einfache  Metzelei  verwandeln  —  das  alles 
bewirkt^  dass  die  Regierungen  der  Kraft  ihrer  Armeen  nicht  recht  zu- 
trauen, die  Gegner  ftlrchten  und  keinen  Mnth  zur  Erregung  eines 
Krieges  haben. 

Die  öffentliche  Meinung  der  Völker  nimmt  dagegen  entacbieden 
für  den  Frieden. Partei.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  bringt  mit  sich, 
dass  jeder  GManke  vqu  einem  eventuellen  Elriegsausbruche  das  ganze 
Land  erschüttert,  denn  es  giebt  fast  keine  Familie,  die  in  Kriegsseiteii 
nicht  die  Verletzung  oder  den  Tod  ihrer  theuersten  Mitglieder  beftbrch- 
ten  müsste.  Femer  verlangt  die  heutige  zivilisatorische  Arbeit  d» 
Völker  für  ihr  erfolgreiches  Gedeihen  die  Erhaltung  des  Friedeas, 
schliesslich  steht  es  fest,  dass  das  Glück  der  Menschheit  nur  durch 
den  Segen  des  Friedens  bedingt  ist,  dass  die  Kriege  mehr  Schaden 
zufügen  als  Vortheile  bringen  können,  dass  die  Denkmäler  der  Ver- 
gangenheit und  die  Produkte  der  Thätigkeit  ganzer  Geschlechter  sehr 
oft  ein  einziger  Krieg  gänzlich  vernichtet 

Mit  der  Vorliebe  für  den  Frieden  geht  das  Bestreben,  die  inter- 
nationalen Zwistigkeiten  auf  friedlichem  Wege  zu  schlichten,  Hand 
in  Hand. 

Die  Monarchen,  sowie  die  Präsidenten  der  Bepubliken  unterstützen 
nicht  nur  diese  Bestrebungen,  sondern  übernehmen  selbst  bereitwillig 
sowohl  die  Rollen  der  Vermittler,  wie  die  der  Schiedsrichter. 

Die  guten  Dienste  finden  den  Pariser  (1856)  und  den  Berliner 
(1885)  Beschlüssen  zu  Folge  häufige  Anwendung,  —  und  die  Schieds- 
gerichte in  internationalen  Zwistigkeiten  werden  fast  zur  täglichen  Er- 
scheinung. 

Nach  dem  Beispiele  Italiens  wird  von  vielen  Staaten  in  den  Ver- 
trägen eine  Erledigung  der  Streitigkeiten  auf  schiedsgerichtlichem  Wege 
vorbehalten.  Die  Gelehrten  preisen  in  unzähligen  wissenschaft- 
lichen Werken  diese  Einrichtung,  und  mit  vollem  Recht,  denn  sie 
beugt  nicht  nur  den  Kriegen  vor,  aber  sie  bringt  auch  überdies  das 
Ansehen  des  Rechtes  in  internationalen  Verhältnissen  zur  Geltung^  auf 
welchem  die  Urtheile  der  Schiedsgerichte  basiren. 

n.  Ein  Kennzeichen  der  gegenwärtigen  Staatenverhältnisse  ist  die 
grosse  Bedeutung  der  Kongresse,  welche  jetzt  bei  einer  grösseren 
Betheiligung  von  Staaten  häufiger  als  früher  zu  Stande  kommen. 
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Wenn  früher  die  Kongresse  tasi  ausschliesslich  ans  Anlass  der 
Kriege  zu  Stande  kamen^  so  bilden  den  Gegenstand  der  Berathnngen 
der  neneeten  Kongresse  verschiedene  zivilisatorische  Aufgaben,  als :  die 
SLodifiairung  gewisser  Materien  des  Völkerrechts »  die  Begulirung  der 
Kommunikationsmittely  wie  der  Post,  der  Telegraphen  u.  s.  w.  oder  die 
Erledigung  anderer  gemeinsamer  Angelegenheiten,  wie  der  Schuta  der 
Autoren-  und  Erfinderrechte^  die  Regulirung  der  Handels-  und  Zoll« 
verhiltnisse  und  dergleichen.  Schliesslich  die  Bestimmung  der  Bechts- 
nonnen« 

Daraus  erkennen  wir,  dass  die  Kongresse,  obgleich  sie  nicht  die 
BoUe  einer  internationalen  Begierung  spiden,  da  ja  dies  unmöglich 
würe,  dennoch  ein  zur  Erledigung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten 
des  internationalen  Verbandes,  bei  Betheiligimg  aller  interessirten  Par- 
teien berufenes  Oigan  werden. 

m.  Jedesmal  wird  die  Bestrebung  in  internationalen  Verhältnissen 
die  Herrschaft  des  Bechtes  und  der  Gerechtigkeit  einzuftihren  mehr 
ersichtlich.  Zwar  steht  die  voUstitndige  Erledigung  dieser  Aufgabe 
erst  in  femer  Zukunft  zu  erwarten,  aber  der  Fortschritt  im  Verhält- 
nisse zur  Vergangenheit  ist  gross.  Noch  unlängst  waren  die  vor- 
nehmlich bei  Friedensschlüssen  verfassten  Verträge  im  Interesse  der 
grossen  Mächte  diktirt«  Heute  ist  es  klar,  dass  die  zu  Ungunsten 
irgend  eines  Staates  g^eschlossenen  Verträge  keine  Garantie  des  Friedens 
geben,  sondern  dass  sie  im  Gegentheil  den  Keim  zu  grossen  Kriegen 
unter  den  Staaten  enthalten.  Und  es  ist  eben  unzweifelhaft  eine  der 
wichtigsten  Ursachen,  dass  die  Traktate  bisher  nicht  geachtet  wurden^ 
der  Umstand,  dass  man  sie  häufig  mit  Verletzung  der  Bechte  der 
fichwSeheren  Partei  ausschliesslich  zu  Gunsten  der  stärkeren  zu 
seUieBsen  pflegte.  Ein  derartiger  Vertrag  währte  augenscheinlich  nur 
Bo  lange,  bis  die  schwächere  Partei  nicht  an  Kräften  zugenommen  hat, 
denn  damals  benutzte  sie  die  nächste  (Gelegenheit  zur  Abschüttelung 
des  sie  bedrflekenden  Joches,  der  ihr  aufgeworfenen  Pflichten.  Erst 
dann,  wenn  die  internationalen  Verhältnisse  auf  den  Forderungen  des 
Bechtes  und  nicht  auf  politischen  Bücksichten  gegründet  sind,  werden 
ein  wahres  Gleichgewicht  und  eine  Beständigkeit  der  internationalen 
Verhältnisse  zu  Stande  kommen. 

IV.  Der  internationale  Btaatenverband  verbreitet  sich  immer  mehr. 
Znerat  in  territorialer  Hinsicht,  —  seine  Grenzen  reichen  jedesmal 
weiter.  Zuerst  beschränkte  er  sich  auf  Europa  und  die  Kolonien  der 
europäischen  Staaten.  Hit  der  Zeit  wollten  die  neu  entstehenden 
Staaten  und  sogar  die  älteren  unter  dem  Einflüsse  der  höheren  Kultur 
Bieh  an  iet  internationalen  Staatengenossenachaft  betheiligen:  einige 
haben  das  europäische  Völkerrecht  ausdrücklich  anerkannt,  wie  die 
Vereinigten  Staaten  Amerikas  nach  der  Verkündigung  ihrer  Un- 
abhängigkeit, andere  wurden  zom  „Konzert  der  europäischen  Staaten^ 
zugebissen,  wie  dies  mit  der  Türkei  in  dem  Pariser  Traktate  (1856) 
der  Fall  war.     Heute   gehören   zum   internationalen  Staatenv^rbande: 
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europäische^  amerikaniBohe  und  einige  von  den  afnkaniflchea  Staaten, 
wie  KongO;  Liberien,  Marokko  und  Zanzibar.  Schliesslich  sind  einige 
von  den  asiatischen  Staaten  wie  Persien,  China ^  Japan,  Korea  und 
Siam  mit  der  internationalen  Staatengenossenschaft  durch  StaatsvertrSge 
verbunden;  welche  die  ökonomischen  Verhältnisse  des  Moi^eolandes 
mit  denen  des  Abendlandes  normiren,  und  allmählich  den  asiatischen 
Mächten  den  Weg  zur  Betheiligung  an  der  internationalen  Staaten- 
genossenschaft ebnen.  —  Je  mehr  sich  die  europäische  Zivilisation 
verbreiten  wird;  eine  desto  grössere  Anzahl  der  Staaten  wird  dem 
internationalen  Staatenverbande  beitreten. 

Andererseits  erweitert  der  internationale  Staatenverband  den 
Wirkungskreis  der  Staateninteressen;  indem  er  sie  durch  das  Völker- 
recht normirt.  Wenn  er  ursprünglich  die  Sicherstellung  der  politischen 
Interessen  der  Staaten  zum  Zwecke  hatte ;  so  umfasst  er  heute  alle 
Zweige  der  Verwaltung  und  einen  beträchtlichen  Theil  der  Sosial- 
Interessen.  Die  heutige  internationale  Staatengenossenschaft  bewacht 
nicht  nur  die  Souveränität  der  Staaten,  sondern  bietet  auch  eine  g^en- 
seitige  Unterstützung  der  Staaten  auf  dem  Felde  der  Agrikultur,  des 
Handels  und  der  Industrie;  der  sanitären  Angel^;enheiten  und  der 
Kommunikationsmittel;  des  Austausches  der  Werke  der  Kunst  und 
Wissenschaft;  der  Erfindungen  und  Entdeckungen,  schliesslich  Mithülfe 
bei  dem  Ausmasse  der  Zivil-  und  Stra%erechtigkeit. 

Mit  dem  Fortschritte  der  Zivilisation  wird  sich  die  gegenseitige 
Abhängigkeit  der  Staaten  noch  mehr  verstärken  und  die  zum  inter- 
nationalen Staatenverbande  gehörigen  Angelegenheiten  werden  inmier 
mehr  an  Umfang  zunehmen.  — 

Ausdruck  der  heutigen  Sachlage  ist  die  immer  grösser  werdende 
Menge  der  internationalen  Traktate;  an  denen  jedesmal  mehr  Staaten 
theilnehmeu;  während  andererseits  der  Inhalt  dieser  Traktate  gleich- 
lautend bleibt  Schliesslich  ist  auch  dies  karakteristisch;  dass  die 
Zahl  der  sogenannten  allgemeinen  Traktate;  welche  die  ganze  odor 
fast  die  ganze  internationale  Gfenossenschaft  umfassen;  immer  grösser 
wird,  welcher  Umstand  den  Beweis  liefert;  dass  die  Bedürfnisse  der 
Staaten  analog  werden,  und,  dass  der  ganze  internationale  Staaten- 
verband immer  mehr  die  Nothwendigkeit  gleichförmiger  Bechtsnormw 
anerkennt.  — 

V.  Wenn  in  verflossenen  Jahrhunderten  die  diplomatische  Aktion 
heimlich  betrieben  wurde,  so  geschieht  das  jetzt  offen.  —  Nicht  nur 
dass  die  politischen  Journale  weite  Spalten  der  auswärtigen  Politik 
öffnen,  nicht  nur  dass  die  internationalen  Verhältnisse  heutzutage  in 
die  Diskussion  der  gesetzgebenden  Körper  eingezogen  werden,  und  ds- 
durch  gewissermassen  der  Kontrolle  der  Parlamente  unterliegen,  aber 
es  werden  die  diplomatischen  Dokumente  veröffentiicht,  so  weit  das 
Interesse  der  Staaten  es  nicht  erfordert,  sie  einige  Zeit  geheim  >n 
halten.     Doch  ist  dies  heute  keine  so  häufige  Erscheinung.  — 

Infolge  dessen  steht  heute  die  auswärtige  Politik  vor  dem  Foram 
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der  öfcndichen  Meinung  und  sogar  den  grdssten  MMchten  liegt  sehr 
viel  daran,  dass  das  öffentliche  Urtheil  nicht  xn  ihrem  Nachtheile  aus- 
fidle.  —  Geschieht  das  aber,  dann  trachten  die  Staaten  entweder  im 
diplomatischen  Wege,  oder  in  ihrer  amtlichen  Presse,  oder  endlich 
durch  an  fremde  H5fe  abgesandte  Agenten  die  ihnen  'gemachten  Vor- 
würfe klar  zn  steUen  nnd  die  öffentliche  Meinung  an  berichtigen. 

Als  im  Jahre  1870  die  fransösische  Regierung  die  preussische 
Armee  nm  die  Yerletssnng  der  Kriegsgesetze  beschuldigte,  verschickte 
FMrst  Bismarck  eine  ganze  Reihe  Ton  Noten  an  fremde  Höfe  zur 
Niehtigmachung  des  Vorwurfes.  — 

Dasselbe  that  die  russische  Regierung  während  des  letzten  orien- 
talischen Ejrieges  im  Jahre  1877. 

VI.  Ein  Kennzeichen  der  heutigen  internationalen  Verhältnisse 
ist  femer  das  Bestreben,  ein  gewisses  Ehrlichkeitselement  in  die  gegen- 
seitigen Beziehungen  der  Staaten  einzuführen,  und  die  bisherigen 
Gräuelthaten,  wie  besonders  in  Kriegszeiten,  zu  verhindern.  Es  reicht 
schon  hin,  die  Petersburger  Deklaration  vom  Jahre  1868  zu  erwähnen, 
in  welcher  die  R^erungen  selbst  gewisse  Mittel  als  unzulässig  und 
gewaltsam  anerkannten;  die  Bestrebungen  der  Pariser  Qesellschaft  zur 
Verbesserung  der  Lage  der  Kriegsgefangenen,  die  Staaten  zu  einem 
Vertrage  über  die  Behandlung  der  letzteren  zu  bestimmen,  um  Miss- 
bräuche  in  dieser  Hinsicht  zu  vermeiden;  es  reicht  schon  hin,  die 
Genfer  Konvention  (1864)  zu  erwähnen,  sowie  auch  die  unzähligen 
Fälle,  wo  die  Regierungen  an  die  öffentliche  Meinung  appellirten,  so 
oft  das  Völkerrecht  verletzt  wurde,  —  um  zu  der  Ueberzeugung  zu 
kommen,  dass  die  Zeit  grössten  Theils  schon  vorbei  ist,  wo  man  straf- 
los das  Recht,  die  Gerechtigkeit  und  die  Humanität  in  den  Staaten- 
verhältnissc^  mit  Füssen  treten  konnte.  — 

Vn.  Unter  den  neuesten  Staatsverträgen  verdienen  besondere  Be- 
rficksiehtignng  die  Handels-  und  Auslieferungsverträge^  und  diejenigen, 
welche  eine  Union  der  Staaten  für  besondere  Zwecke  begründen. 

a)  Die  Handelsverträge  haben  heute  eine  sehr  grosse  Bedeutung 
ans  zwei  Gründen:  weil  der  Handel  ein  Hebel  (Ür  die  ökonomischen 
Verhältnisse  des  Staates  ist,  und  ausserdem  weil  die  Handelsverträge 
nicht  nur  die  Handels-  und  Schiffahrtsinteressen,  sondern  auch  über- 
baupt  alle  Beaiehungen  der  kontrahirenden  Staaten  regeln.  Insbesondere 
Ulden  die  Handelsverträge  zwischen  den  europäischen  und  den  orien- 
talischen Staaten  die  Magna  Charta  für  alle  ihre  Verhältnisse.  — 

In  den  Handelsbeaiehungen  der  Staaten  herrschten  zwei  Systeme: 
Schutzzoll-  und  Freihandelssystem.  Heute  leben  wir  vorwiegend  unter 
dem  Schutzzollsysteme.  — 

Es  gilt  heute  das  Prinzip:  dass  die  zur  internationalen  Staaten- 
gemeinschaft gehörenden  Staaten  das  Recht  eines  gemeinsamen  Handels 
aneikennen,  und  de  facto  denselben  pflegen,  und  man  kann  keinen 
Staat  durch  die  Vertrilge  weder  vom  gemeinsamen  Handel  überhaupt 
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noch  vom  Handel  mit  einem  gewissen  Staate  ausschliessen.     Dagegen 
steht  es  jedem  Staate  frei: 

a)  die  Handelsbeziehungen  mit  einem  gewissen  Btaate  jederseit  zu 

unterbrechen, 
ß)  den  Handel  mit  gewissen  Qegenstttnden  innerhalb  seines  Terri- 
toriums zu  verbieten, 
y)  seinen  eigenen  Handel  innerhalb  seiner  Beichsgreozen  gOnstig^ 
zu  stellen   als  den  eines  fremden  Staates,    ihn   frei  zu   lassen 
oder  mit  Schutzzöllen  zu  belegen,  schliesslich   DifEerenzialzolle 
für   dieselben  Waaren,   welche  aus    verschiedenen  Staaten   her- 
kommen,   zu  bestimmen,   ja   sogar   einem   gewissen  Staate  das 
Monopol  eines  bestimmten  Handels  zu  lassen.  — 
Die  EUndelsverträge  bestimmen   die  Ansiedlungsfreiheit  der  Aus- 
länder, und  den  Landesgesetzen  gemftss  ihre  Rechte  und  Pflichten. 

Die  Ausländer  sind  heute  mit  Ausnahme  in  Bezug  auf  die  politischen 
Bechte  den  Inländern  gleichgestellt,  imd  insofern  noch  besser  situirt, 
inwiefern  sie  im  Auslande  der  Wehrpflicht  nicht  imterliegen. 

b)  Die  Auslieferungsverträge  binden  heute  fast  alle  Staaten  unter- 
einander und  sichern  ihnen  gegenseitige  Unterstützung  beim  Ausmass 
der  Strafe. 

Ihr  karakteristisches  Merkmal  besteht  darin,  dass,  wenn  die  frühe- 
ren Verträge  nur  im  Interesse  der  Regierungen  und  Dynastien  die 
Auslieferung  zusicherten,  die  heutigen  Verträge  dagegen  es  nur  dort 
thun,  wo  es  sich  um  die  Öffentliche  Rechtsordnung  im  Staate  handelt 
Infolge  dessen,  wenn  die  früheren  Auslieferungsverträge  nur  bei  poli- 
tischen Verbrechen  die  Auslieferung  zusicherten,  schliessen  die  heutigen 
die  Auslieferung  bei  politischen  Verbrechen,  welche  die  Rechtsordnung 
nur  in  einem  Staate  bedrohen,  aus,  sichern  dagegen  die  Extradition 
bei  den  jegliche  Rechtsordnung  verletzenden  Verbrechen  zu.  — 

Das  zweite  Merkmal  der  Auslieferungsverträge  besteht  darin,  dass 
das  Verfahren  in  Auslieferungsangelegenheiteu  nicht  ein  administratives, 
nur  ein  gerichtliches  ist,  und  infolge  dessen,  wenn  früher  dem  Besdinl- 
digten  sein  Schicksal  bekannt,  gemacht  wurde,  bereite,  nachdem  man 
über  dasselbe  entschieden  hatte,  stehen  ihm  heute  in  den  meisten 
Staaten  alle  Vertheidigungsmittel  zu  Grebote,  wie  in  jedem  Straf- 
prozesse. — 

c)  Es  sind  heute  im  Schosse  der  internationalen  Staatengemein- 
schaft besondere,  durch  Staatsverträge  gegründete,  Unionen  für  materielle 
und  geistige  zivilisatorische  Zwecke. 

Auf  diese  Weise  entstand  der  Weltpostverein  (Konferenz  in  Bern 
1874,  in  Paris  1878,  in  Lissabon  1885  und  in  Wien  1891),  der  In- 
ternationale Telegraphenverein  (Konferenz  in  Paris  1865,  in  Wien  1868, 
in  Rom  1871,  in  Petersburg  1875,  in  London  1879,  in  Berlin  1885, 
in  Paris  1890),  der  Staatenverein  zum  Schutze  des  sogenannten  litera- 
rischen und  artntischen  Eigenthums  (Brüsseler  Kongress  1858,  Pariser 
Kongress  1878,  Berner  Kongress  1886),  der  Verein  zum  Schutze  des 
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geirarUidien  Eigenthimis  (1888,  1886,  1890,  1891).  Fttr  die  An- 
gd^enheiteB  dieser  Yereine  bestehen  die  internationalen  Boreauz,  und 
aber  die  wiehtigsten  Angelegenheiten  entscheiden  die  allgemeinen  Ver- 
ssmmlimgen  der  BeprSsentanten  aller  den  Verein  bildenden  Staaten.  — 

Anf  diese  Weise  entwickelt  sich  allmählich  ein  immer  stärker  or- 
gaaisirtes  Zentralorgan  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Staaten- 
gemeinschaft, welches  nicht  als  oberste  Gewalt  fnngirt,  da  es  eine 
solche  nicht  geben  kann,  aber  nach  dem  Willen  nnd  dem  Einverständ- 
nisse aller  an  der  Union  betheiligten  Staaten.  — 

Zn  den  Einrichtmigen,  von  denen  die  Bede  ist,  müssen  das  inter- 
nationale Amt  ftir  Maasse  und  Gewichte  in  Paris  (1875),  sowie  anch 
ein  Amt  in  Brüssel  für  die  Yeröffentlichnng  der  Zolltarife  aller  Staaten 
(1890)  zngesählt  werden.  — 

Vlll.  Eines  von  den  hervorragendsten  Merkmalen  der  heutigen 
internationalen  Beaiehnngen  ist  die  Veredlnng  des  Kriegsredits. 

Vor  aUem  nicht  nnr  die  Theoretiker  (Parodo,  Petmshevecs, 
Blnntschli,  D.  D.  Field,  Lentner,  Dahn,  Acollas  nnd  das  Oxforder 
Projekt),  aber  die  Diplomaten  nnd  die  Begiemngen  erkennen  die  Noth- 
wendigkeit  der  Kodifizimng  des  Eriegsrechts  an.  Beweis  dafür  liefert 
die  Brüsseler  Deklaration  vom  Jahre  1874.  Während  in  verflossenen 
J«hrfannderten  die  eminentesten  Geister  für  die  Anfirechterhaltnng  des 
ewigen  Friedens  schwärmten,  strebt  heute  die  Menschheit  darnach,  dass 
die  Kriege  möglichst  selten  in  onmngänglichen  Fällen  sn  Stande 
kommen,  nnd  dass  ihre  Folgen  möglichst  beschränkt  nnd  gemildert 
werden.  — 

Die  öffentliche  Meinung  sowohl,  wie  anch  die  Wissenschaflt  ver- 
langen,  dass  der  Krieg  erst  nach  der  Aufireibung  aller  friedlichen,  zur 
Erledigung  der  internationalen  Zwistigkeiten  dienenden  Mittel  erklärt 
werde.  Während  in  verflossenen  Jahrhunderten  die  Kriege  einen  immer- 
währenden Zustand,  in  welchem  sich  die  Staaten  be&nden,  bildeten, 
wenn  sie  oft  ans  eitlen  Gründen  hervorgerufen  waren,  wenn  der  Krieg 
einst  in  dem  Kampfe  ganzer  Völker  bestand,  und  für  die  Kri^s- 
führung  eigenilieh  keine  Becktsregeln  vorhanden  waren,  so  muss  heute 
zur  Ehre  der  gegenwärtigen  Zivilisation  konstatirt  werden^  dass  der 
Krieg  Mos  ein  exzeptioneller  Zustand  ist,  welcher  nur  dann  gerecht- 
fertigt erscheint,  wenn  er  zum  Schutze  der  den  Staaten  gebührenden 
Bechte  dient,  dass  der  Krieg  Mos  im  Kampfe  der  Armeen  nicht  aber 
ganzer  Völker  besteht,  und  dass  schliesslich  die  Bechtsnormen  die 
Kriegsmanier  immer  mehr  regeln  und  Völkerhass,  Wildheit  und  Bar- 
barei dämpfen.  — 

Als  Beispiel  für  das  Letzterwähnte  diene  die  Petersburger  Dekla- 
ration vom  Jahre  1868. 

Der  Bevölkerung  gegenüber,  welche  an  der  Kriegsaktion  nicht 
theilnimmt,  wird  vollständige  Neutralität  gewahrt.  Ihr  Eigenthum 
unterliegt  dem  Ejriegsrechte  nicht,  die  Bequisitionen  und  Kontributionen 
ausgenommen,  in  Betreff  deren  heute  zahlreiche  Beschränkungen  bestehen. 


272    ^^-  KoBzkowaki  in  Lomberg,  Mitglied  des  Völkerreehtlichen  Institute  etc. 

Die  Menschlichkeit  und  BiurmfaenBigkeit  im  Kriege  geben  sieh  nicht 
nur  in  dem  hentigen  Verlangen  des  Kriegsrechts  kond,  dass  im  Kriege 
der  gute  Glanbe  gewmhrt  werde^  dass  barbarische  und  ehrlose  Mittel 
(vergiftete  Waffe,  Verschleppung  der  Pest  u.  s.  w.)  keine  Anwendung 
finden,  aber  vor  allem  in  der  Annahme  des  Prinaips:  dass  der  Krieg 
zum  Zwecke  hat,  nur  die  Macht  des  Feindes  su  schwSchen,  nicht  aber 
Rache  an  ihm  zu  üben.  — 

Die  Bestimmung  der  Pflichten  der  Regierungen  den  Kriegsopfern 
(Verwundeten  und  Kranken)  gegenüber,  (G^enfer  Konvention  vom 
Jahre  1864),  die  menschliche  Behandlung  der  Kri^sgefangenen,  ja 
sogar  der  Verräther  und  Spione,  die  Beschränkung  des  Bombardements- 
rechte,  die  milde  Behandlung  der  feindlichen  Unterthanen  im  eigenen 
Lande  —  das  sind  die  wichtigsten  zivilisatorischen  Errungenschaften 
unseres  Jahrhunderte  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts.  — 

Während  der  Kriegsokkupation  werden  persönliche  Rechte  und 
Eigenthum  der  Einwohner,  ja  sogar  das  öffendiche  Eigenthum  des 
feindlichen  Staates,  mit  Ausnahme  seiner  beweglichen  zu  Kriegszwecken 
verwendbaren  Habe  in  Sicherheit  gelassen.  — 

Nur  das  See  -  Kriegsrecht  hat  am  wenigsten  den  Einfiuss  der 
hentigen  Zivilisation  erfahren,  obgleich  die  auf  die  Blokade,  Kriegs- 
kontrabande und  Revision  auf  offener  See  Bezug  habenden  Be- 
scliränkungen,  sowie  die  Zusatzartikel  zur  Genfer  Konvention  vom 
Jahre  1868    den  Beweis   liefern,    dass   auch  auf  diesem  Gbbiete   des 

Völkerrechte  sich  der  Fortschritt  Bahn  bricht.  — 

«  * 

* 

Fassen  wir  nun  die  internationalen  Verhältnisse  in  ihrer  G«- 
sammtheit  ins  Augpe,  um  ttber  die  Bedeutung  des  Völkerrechte  in  diesem 
Gebiete  völlig  klar  zu  werden,  so  gelangen  wir  zu  der  Ueberzeugung, 
dass  es  die  Völker  einander  nahe  bringt,  ihre  Antagonismen  verringert, 
sie  zu  gemeinsamer  zivilisatorischer  Arbeit  vereint,  die  Realisation  der 
höchsten  zivilisatorischen  Aufgaben  ermöglicht,  die  normale  Organisation 
der  gegenseitigen  Staatenverhältnisse  sichert,  indem  es  an  Stelle  der 
physischen  Kraft  die  Herrschaft  der  Gerechtigkeit  zur  Geltung  zu 
bringen  sucht,  die  Existenz  der  einzelnen  Staaten  imd  ihre  Souveränität 
in  Schutz  nimmt,  schliesslich  das  Gleichgewicht  in  den  materiellen  nnd 
geistigen  Staateninteressen  herstellt. 

Und  doch  trotz  dieser  unleugbaren  Verdienste,  welche  sich  das 
Völkerrecht  um  die  Hebung  der  Zivilisation  erworben  hat,  sind  jedes- 
mal Klagen  über  seine  geringe  Nützlichkeit  zu  hören.  —  Seine  Ein- 
richtungen werden  mit  Misstrauen  von  der  Menschheit  betrachtet,  wenn 
bis  jetzt  im  Bereiche  der  internationalen  Staatengemeinschaft  so  viele 
Rechte  verletzt,  so  viel  Blut  unnöthiger  Weise  vergossen,  so  viele 
tüchtige  Kräfte  au%erieben,  ganze  Jahrhunderte  hindurch  die  Völker 
in  ihren  Rechten  beeinträchtigt  wurden,  und  wenn  gleichsam  zum 
Hohne  der  Grerechtigkeit  noch  heute  zu  wiederholten  Malen  die  &aft 
ttber  das  Recht  triumphirt. 
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unstreitig  war  es  so,  aber  nicht  minder  ist  es  Thatsache,  dass 
sich  immer  mehr  in  den  Völkern  das  Bewnsstsein  zn  regen  beginnt, 
dass  man  die  internationalen  Yerhttltnisse  anf  einer  anderen  Grund- 
lage, als  dies  bis  jetst  geschehen,  stützen  mnss,  dass  an  Stelle  der 
Willkür  die  Gerechtigkeit  in  politischen  Weltverhftltnissen  znr  Herr- 
schaft komme  und  Freiheit  die  Völker  beglücke. 

Wie  aber  diese  neue  Grundlage  ftir  die  internationalen  Staaten- 
verhültnisse  beschaffen  sein  soll  —  darin  liegt  das  ganze  Bäthsel. 

Bis  jetzt  hat  man  yerschiedene  GhrundsXtze  fttr  die  internationale 
Staatengemeinschaft  angestellt  —  aber  zwecklos. 

Das  erste  und  zugleich  auch  das  nachhaltigste  —  war  das  poli- 
tische Gleichgewichtsprinzip. 

Dieses  Prinzip,  dem  zufolge  kein  Staat  einen  anderen  zu  seinem 
eigenen  Vortheile  an  der  politischen  Selbstlindigkeit  kränken,  ja  sogar 
nichts  unternehmen  dar^  was  diese  bedrohen  könnte  ^^,  dieses  Prinzip 
ist  unzweifelhaft  vollständig  gerechtfertigt. 

Aber  was  kann  nicht  durch  den  bösen  Willen  zu  falschen  Zwecken 
ausgebeutet  werden?  So  haben  auch  dies  Prinzip  die  Grossmüchte  gar 
oft  im  Betriebe  einer  egoistischen  Politik  als  Mittel  zur  Ingerenz  in 
die  inneren  Angelegenheiten  der  schwICcheren  Staaten,  zur  Kontrolle 
deren  Thätigkeit  verwendet,  und  schliesslich,  unter  dem  Deckmantel 
der  Erhaltung  des  europäischen  Friedens  ihnen  ihren  Willen  auf- 
geworfen, und  zum  mindesten  ihre  innere,  das  allgemeine  Wohl  durchaus 
nicht  bedrohende  Entwickelung  gehemmt.  —  Das  ruft  nun  seinerseits 
in  den  bedrückten  Staaten  Rachgier  hervor,  und  zum  mindesten  das 
Streben  nach  Wiedererlangung  vollständiger  Unabhängigkeit,  und  infolge 
dessen  wurde  das  Prinzip  des  politischen  Gleichgewichts,  welches  der 
W^t  den  Frieden  und  die  Unantastbarkeit  der  Territorialgrenzen 
sichern  sollte,  bei  seiner  schlechten  Anwendung  zur  Quelle  der  Kriege 
und  der  Unsicherheit,  in  welcher  die  schwächeren  Staaten  schweben.  — 

Ueberdies  bemerkte  ganz  richtig  ein  gewisser  Staatsmann:  es 
würde  einen  Zweifel  über  die  Bedeutung  des  Völkerrechts  ausdrücken, 
wenn  wir  sein  Ansehen  mit  politischen  Mitteln  aufrecht  erhalten  wollten. 

Nach  dem  Jahre  1815  stellte  man  als  Grundlage  der  internatio- 
nalen Staatengemeinschaft  das  Legitimitätsprinzip  auf.  Durch  dieses 
Prinzip  sollten  im  Interesse  des  europäischen  Friedens  die  dynastischen 
Rechte  aufrecht  erhalten  und  revolutionäre  Bewegungen  unterdrückt 
werden  *•). 

Alle  Armeen  der  Welt  traten  für  dieses  Prinzip  ein,  und  doch  — 
gleichsam  zum  Beweis,  dass  die  Kraft  des  Geistes  stärker  ist  als  die 
Kraft  der  Bajonette  —  stürzte  es  fast  in  dem  Momente  seiner  Er- 
richtung,   denn   unverzüglich   überzeugte  man   sich,    dass   auf  diesem 


35)  Untersuchungen  über  das  europ.  Gleichgewicht.  1859.    Das  enrop. 
Gleichgewicht  der  Zukunft.  1859. 

36)  BhmteMij  l.  c.  S.  118. 
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Prinzipe  die  WeltverlilQtDisse  nicht  geettttst  werden  können.  —  Die 
natürliche  Strömung  des  Völkerlebens  zermalmt  in  ihrem  Fliuee  die 
ältesten  politischen  Formen^  deren  Lebenskeim  verwelkt  ist,  nnd  schafft 
früher  oder  spttter  neue  politische  Organisationen,  welche  den  neuen 
Lebensbedttr&issen  genauer  entsprechen.  Mit  der  Berufung  auf  das 
hohe  Alter  allein  kann  man  politische  Einrichtungen  noch  nicht  am 
Leben  erhalten,  wenn  ihre  Fimdamente  durch  den  Fortschritt  der  Zeit 
in  Trümmer  zerfallen  sind.  Schliesslich  ist  es  ein  Irrthum,  die  Staats- 
gewalt und  die  dynastischen  Rechte  auf  dem  Begriffe  des  Eigenthums 
au&tellen  zu  wollen.  Das  Völkerrecht  darf  und  soll  nicht  die  freie 
Entwickelung  des  Lebens  der  Völker  durch  seine  Einrichtungen  hemmen. 
Im  Oegentheil  muss  das  Recht  das  Leben  der  Völker  unterstützen  und 
fördern,  in  welcher  politischen  Form  aber  sich  das  Völkerleben  ge- 
stalten soll  —  das  muss  den  Völkern  selbst  überlassen  werden.  Die 
internationale  Staatengemeinschaft  hat  diese  Thatsachen  nur  zu  registriren, 
aber  nicht  zu  schaffen. 

Nach  dem  Sturze  des  Legitimismus,  um  1830,  ist  infolge  der 
politischen  Ereignisse  ein  neues  Prinzip  zur  Geltung  gekommen  — 
und  zwar  das  NationalitXtsprinzip''^). 

Da  liegt^  meiner  Auffassung  nach,  die  Zukunft  der  politischen 
VerhXltnisse  der  Welt. 

Die  internationale  Staatengemeinschaft  bildet  zwar  nicht  die 
Staaten,  regulirt  blos  die  Verhältnisse  der  bereits  existirenden  Staaten. 

Aber  so  wie  die  Religion  die  Glaubensstttze  nur  für  die  OlXubigen 
aufstellt,  so  wie  die  Moral  ihre  Normen  nur  dazu  bietet,  um  den  6e- 
wissensbedür&issen  jener  Genüge  zu  leisten,  welche  den  Sinn  fUr  das 
Gute  haben,  wie  das  Recht  im  Staate  die  Verhältnisse  dessen  zu 
Gunsten  der  Individuen,  der  Familien  und  der  Genossenschaften  ordnet, 
so  regulirt  auch  das  Völkerrecht  die  Verhältnisse  der  Völker  der  Art, 
um  jedem  von  ihnen  die  ihm  zukommenden  Rechte,  tmd  nicht  der 
Politik  sondern  der  (Gerechtigkeit  den  Triumph  zu  sichern.  — 

Eis  sind  Probleme,  die  sich  nicht  auflösen  lassen.  Die  soziale 
Frage  wird  nie  vollständig  gelöst  werden,  denn  wenn  wir  auch  der» 
artige  Institutionen  schaffen  würden,  bei  welchen  die  Arbeit  nicht  vom 
Kapital  unterdrückt  würde,  wird  die  Armuth  dadurch  noch  nicht  ab- 
geschafft, da  die  Unterschiede  der  Reichthümer,  somit  die  von  ihnen 
unlösbare  Armuth  in  der  Natur  der  Sache  selbst  stecken. 

Anders  aber  verhält  es  sich  mit  den  politischen  Problemen.  Sogar 
in  den  Epochen  der  äussersten  politischen  Bedrückung  konnte  man  der 
Menschheit  die  Hoffnung  auf  eine  bessere  Zukunft  nicht  rauben.  In 
diesem  Glauben  schritten  die  Völker  Jahrhunderte  lang  vorwärts,  in 
dieser  Hofiiung  zogen  sie  in  den  Kampf  um  die  politische  Freiheit 
die  Blüthe  ihrer  Jugend  —  ihre   besten  Söhne.     In  diesem  Glauben 


37)  üfanctn»,    DeUa   nagtonälitä  comme  fcmdamenio  del  diHUo  ddU 
gewti,  1871, 
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stiebt  auch  bionte  die  MenscUieit^  seit  der  Befireiung  ItaUeni^  der  Yer- 
einigung  Dentscblands^  seit  der  Wiederberstelliing  der  IVeibeit  in 
Belgien,  GrTieehenland  und  so  vielen  anderen  kleineren  Staaten ,  nach 
Anerkennimg  der  allen  anderen  Völkern  gebührenden  Bechte.  Die 
Bealisining  dieser  grossen  Idee  mass  einmal  zn  Stande  kommen^  und 
wenn  dies  der  Fall  ist,  wird  die  Frage  der  allgemeinen  Entwaffnung 
durch  sieh  selbst  gelöst  s^n,  nnd  sowohl  die  internationale  Staaten- 
gemeioadiafty  wie  das  Völkerrecht  werden  das  Glück  der  Menschheit 
▼erbüigen.  -— 

Gutachtender  Berliner  Juristen-FakultätzumZappa'schen 

Erbfalle. 

Zn  dem  im  laufenden  Bande  dieser  Zeitschrift  S.  117  ff.  schon 
besprochenen  Zappa' sehen  Erbfalle  hat  das  Spruchkollegium  der 
Berliner  Juristenüiikultllt  für  die  Bumänische  Begierung  unterm  27.  De- 
zember 1892  nach  dem  Beferate  des  Herrn  Universitätsprofessors; 
Geheimen  Oberregierungsrathes  Dr.  Hübler  in  Berlin  nachstehendes 
Gutachten*)  abgegeben: 

I. 

Kann  ein  fremder  Staat  in  Deutschland  Grundeigenthum  be- 
sitzeu;  stadtisches  oder  ländliches^  —  oder  ist  diese  FShigkeit 
auf  Gksandtschafts-Hotels  und  ihnen  angeschlossene  Kirchenge- 
bände  beschränkt? 

Keine  der  verschiedenartigen  Gesetzgebungen;  welche  in  Deutsch- 
land den  Erwerb  von  Grund  imd  Boden  durch  Ausländer  an  Erschwer- 
nisse knüpft,  wendet  sich  mit  ihren  Normen  speziell  gegen  den  frem- 
den Staat  als  solchen.  Sie  sprechen  durchweg  nur  von  ausländischen 
Korporationen^  Stiftungen  und  anderen  juristischen  Personen. 

Hieraus  folgt  indess  nicht,  dass  fremden  Staaten  der  Erwerb  von 
Immobilien  in  Deutschland  freigegeben  wird,  umgekehrt  besteht  da- 
rüber kein  Zweifel ,  dass  die  vom  Gesetzgeber  gewählte  Terminologie 
auch  den  fremden  Staat  trifft  und  ihn  treffen  soll.  Denn  YermSgens- 
rechte,  welche  wie  das  Grundeigenthum,  ohne  jede  Beziehung  zu  dem 
Genossenschafts-Verhältniss  des  Staates  stehen,  sind  Privatrechte.  Sie 
verlieren  ihre  Natur  nicht  dadurch,  dass  der  besitzende  Staat  zugleich 
ein  Subjekt  des  öffentlichen  Bechts  ist.  Soweit  daher  der  Staat  als 
Träger  von  Vermögensrechten  auftritt,  bildet  er  eine  juristische  Per- 
son auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  unter  dem  Namen  Fiskus. 

Die  Bechtsstellung  des  Fiskus  aber  ist  in  Deutschland  grund- 
sätzlich keine  andere,  als  die,  welche  den  juristischen  Personen  über- 
haupt zukommt.     Seine  besonderen,  aus  dem  römischen  Becht  erwach- 

*)  S.  18(^151  des  Bnmänisoben  Grfinbiiehs  smn  Zappa'schen  Erbfalle. 
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aeneu  Vorstigsreclite  sind^  als  dem  allgemeinen  Becbtsbewnsstsein 
widersprecbendy  meist  beseitigt  worden^  und  seine  ünterstellong  unter 
die  ordentlichen  Gerichte  ist  für  streitige  Privatrechtsverhältnisse  durch 
eine  Norm  des  deutsehen  Beiehsrechts  ausdrücklich  verbürgt.  £m£ 
Gfes.  s.  Z.P.O.  §  4: 

^Ftlr  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  für  welche  nach  dem  Ge- 
genstände oder  der  Art  des  Anspruches  der  Rechtsweg  aulissig  ist, 
daif  aus  dem  Grunde,  weil  als  Partei  der  Fiskus  .  •  .  betheiligt  bt, 
der  Rechtsweg  durch  die  Landesgesetsgebung  nicht  ausgeschloseen 
werden." 

Nach  alledem  ISsst  sich  die  Frage,  ob  ein  fremder  Staat  in 
Deutschland  Grundeigentfaum  besitzen  kann,  nur  in  Verbindung  mit 
der  unter  Nr.  5  gestellten,  aus  Zweckmftssigkeitsrttcksichten  hier  anzu- 
schliessenden  Frage  11  gewinnen. 

II. 

Kann  eine  ausländische  juristische  Person,  namentlich^  wenn 
sie  anerkannt  ist,  in  Deutschland  Grundeigenthum  erben?  Be- 
jahenden Falls  bedarf  sie  zum  Erwerb  eine  Ermächtigung  des 
deutschen  Staates?  Unter  welchen  Bedingungen  wäre  eine  solche 
Ermächtigung  zu  erlangen? 

Das  moderne  Völkerrecht  hat  den  Begriff  der  „Rechtlosigkeit^ 
des  Fremden  &llen  lassen  und  durch  das  Prinzip  ersetzt,  dass  d» 
Ausländer  für  das  Gebiet  des  Privatrechts  mit  dem  Inländer  im  AU- 
gemeinen  gleiche  Rechtsfähigkeit  geniesst.  Ausnahmen  bestehen 
für  den  FaJl  der  Retorsion  und  beim  Erwerb  von  Grundeigenthum. 
Denn  dass  der  Immobiliarbesitz  den  Fremden  unbedingt  frei  gegeben 
werden  müsse,  ist  noch  heute  kein  Satz  des  Völkerrechts.  Er  gilt  be- 
kanntlich weder  in  Russland  noch  überall  in  Amerika.  Selbst  in  Eng- 
land sind  die  Ausländer  erst  seit  1870  zum  Erwerb  von  Grundeigen- 
thum zugelassen  worden. 

Das  Motiv  für  diese  Ausnahmebestimmimg  liegt  in  der  Erwägung, 
dass  die  unverkürzte  Verstattung  des  Ausländers  zum  Grundbesitz 
den  Staat  unter  Umständen  zu  gefährden  vermag. 

In  besonderem  Masse  gilt  das  für  juristische  Personen.  Schon 
bei  inländischen  Korporationen  hat  der  Staat  aus  volkswirthschaftlieheu 
Gründen  ein  Interesse  daran,  dass,  nicht  durch  die  Isolirung  von 
grossen  Vermögensmassen,  namentlich  von  Immobilien,  die  Kraft  der 
Gesanmitheit  geschwächt  werde.  Ausländische  Korporationen  abtf 
können  direkt  staatsfeindliche  Tendenzen  verfolgen  und  unter  dem 
Schutz  der  fremden  Staatsgewalt  einen  weitgreifenden  ^  wie  tief  ein- 
schneidenden Einflnss  auf  den  Gang  der  öffentlichen  Dinge  ausüben.  Es 
handelt  sich  hier  um  einen  europäischen  Erfahrungssatz. 

Desshalb  wird  neuerdings  den  Korporationen  die  Rechtsfähigkeit 
ausserhalb  ihres  Landes  überhaupt  abgesprochen  (Laurent).     Als  rein 
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küuBtliche  Schöpfbngen  des  Rechts  sollen  sie  ein  Rechtsleben  nur  in 
demjenigen  Gebiete  ftüiren^  wo  sie  ihren  Sitz  haben.  Angeblich  be- 
dtbrfen  sie  daher  für  jeden  Oütererwerb  im  Auslände  einer  besonderen 
Anerkamnng  als  Korporation  seitens  des  betreffenden  Staates.  Diese 
Sätze  entsprechen  zwar  nicht  dem  usuellen  Völkerrecht,  auch  nicht  der 
internationalen  Staatenpraxis  ^  welche  die  allgemeine  Rechts-  und  Er- 
werbsfUhigkeit  im  Inlande,  wie  im  Auslande  gelten  lässt.  Andererseits 
aber  besteht  darüber  volle  Meinungsttbereinstimmnng,  dass  keine  ju- 
ristische Person  des  Auslandes  einen  Anspruch  darauf  hat,  den  juris- 
tischen Personen  des  Inlandes  gleichgestellt  zu  werden  ^  und  dass  es 
namenüich  jedem  Staate  unbenommen  bleibt  ^  den  Erwerb  von  Grund 
und  Boden  innerhalb  seiner  Grenzen  durch  ausländische  Körperschaften 
an  eine  von  ihm  zn  ertheilende  besondere  Genehmigung  zu  knüpfen, 
(von  Bar,  Internationales  Privatrecht  Bd.  1  S.  800  ff.  812  ff.) 

Die  obige  G^edankenreihe  beherrscht  auch  das  deutsche  Staatsrecht 

Wlihrend  sich  aber  die  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  damit 
begnügt,  im  Hinblick  auf  die  Unveräusserlichkeit  des  Kirchenguts  (nia- 
nu8  mortua)  und  die  kirchliche  Steuerfreiheit  [immunitas)  dem  Grund- 
erwerb der  kirchlichen  Korporationen  und  Stiftungen,  des  Inlandes  wie 
des  Auslandes,  durch  sogenannte  Amortisationsgesetze  Schranken  zu 
setzen,  hat  die  neuere  Entwickelung  in  einzelnen  deutschen  Ländern 
dahin  geftihrt,  die  juristischen  Personen  in  Staat  und  Kirche  zu  pari- 
fiziren  und,  je  nachdem  sich  dieselben  im  Inlande  oder  im  Auslande 
befinden,  ihre  Fähigkeit  zum  Erwerb  von  Immobilien  von  Erschwer- 
nissen abhängig  zu  machen. 

I.  In  den  deutschen  Gebieten  des  franxösischen  Rechts  d.  h.  in 
EUsass-Lothringen  und.  mit  einzelnen  Abweichungen,  auch  in  der  baye- 
rischen Rheinpfalz  ist  für  den  Gütererwerb  der  juristischen  Personen 
noch  heute  der  Code  civil  Art.  910  massgebend: 

Alle  lukrativen  Zuwendungen  ^au  pro  fit  des  hospices,  des  pauvres 
d'tms  eommune,  ou  d'StabUssements  d'utiliti  publique'*'  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  staatlichen  Genehmigung,  ohne  Unterschied  des  Werth- 
betrages  und  ohne  Unterschied,  ob  der  Erwerb  durch  y,disposition  entre 
vifs  Ott  par  tesiament^  gemacht  wird. 

Diese  Vorschrift  beaog  sich  zunächst  nur  auf  inländische  Korpo- 
rationen. Ausländische  Korporationen  galten  als  erwerbsunfähig.  Nach- 
dem aber  durch  ein  späteres  Gesetz  vom  14.  Juli  1819  Ausländer 
ganz  allgemein  zum  Erwerb  von  liegenden  Gütern  verstattet  worden  waren, 
bat  eine  Staatsraths-Entscheidung  vom  12.  Januar  1854  ausdrücklich 
auch  aualändischen  juristischen  Personen  die  Fähigkeit  zugesprochen, 
inländische  Immobilien  mit  staatlicher  Grenehmigung  zu  erwerben. 

Dieee  Grenehmigung  wird  grundsätzlich  vom  Statthalter  causa 
0O(^tto  ertheilt.  Dabei  entscheidet  freies  diskretionäres  Ermessen.  Nur 
bei  hohen  Werthsätzen  (über  15000  Frs.)  sowie  bei  Schenkungen  und 
letztwilligen  Zuwendungen,  welche  juristischen  Personen  zu  anderen 
als  ihren    bisher   genehmigten  Zwecken    gewidmet    sind,     oder   durch 
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welche  eine  solche  Person  erst  in's  Leben  gerufen  werden  soll,  ist  die 
Genehmigung  ein  Yorbehaltsrecht  des  Kaisers  (Verordnung  vom  5.  Mai 
1873). 

II.  Im  Gebiet  des  badischen  Rechts  ist  nach  dem  Gesetz  Yom 
5.  Mai  1870 

1.  ^zur  Errichtung  neuer  Stiftungen  als  selbständiger  Bechts- 
subjekte  immer  Staatsgenehmigung  erforderlich.  Auch  soll  die  Ge- 
nehmigtmg  nur  solchen  Stiftungen  ertheilt  werden,  welche  einem  öffent- 
lichen, sei  es  kirchlichem  oder  weltlichem  Zwecke  gewidmet,  sowie 
den  Gesetzen,  den  guten  Sitten  und  dem  Staatswohl  nicht  zuwider  sind. 

2.  Der  staatlichen  Genehmigung  bedürfen  femer,  und  sind  in 
ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  durch  sie  bedingt,  alle  Schenkungen 
und  letztwilligen  Zuwendungen  zu  Gunsten  schon  bestehender  Stif- 
tungen und  juristischer  Personen."* 

Ein  Unterschied  zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarerwerb  ist  hier 
nicht  gemacht,  wohl  aber  zwischen  lukrativen  und  onerosen  Bechtsge* 
Schäften.  Nur  die  lukrativen  Zuwendungen,  gleichgültig  ob  in  Mobilien 
oder  Immobilien  und  ohne  Unterschied  der  Höhe,  sind  genehmigungs- 
pflichtig. Dagegen  trifft  die  Beschränkung  alle  juristisdien  Personen 
(abgesehen  von  den  Aktiengesellschaften)  des  Inlandes  wie  des  Auslandes. 

Gemäss  dem  Ausflihrungs-Edikt  vom  18.  Mai  1870  steht  die 
Genehmigung  aller  neuen  Stiftungen,  deren  Werthbetrag  die  Summe 
von  3000  Mark  übersteigt,  dem  Staatsministerium,  bei  geringerem  Be- 
trage imd  bei  Zuwendungen  an  schon  bestehende  juristische  Personen 
dem  Ministerium  des  Innern  zu. 

IIL  Im  Gebiet  des  preussischen  Rechts  hat  ein  für  den  Gesammt- 
umfang  der  Monarchie  ergangenes  Gesetz  vom  23.  Februar  1870  die 
Materie  hinsichtlich  aller  ,^ Korporationen  und  anderer  juristischer  Per- 
sonen%  mit  Ausnahme  der  Familienstiftnngen  und  Familien-Fideikom- 
misse,  einheitlich  geregelt.     Danach  bedürfen: 

1.  ,,  Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendungen  an  inländische 
oder  ausländische  Korporationen  und  andere  juristische  Personen  zu 
ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Königs  oder  einer  dazu  bero&nen 
Behörde,  wenn  ihr  Werth  die  Summe  von  1000  Thalem  (3000 
Mark)  übersteigt.  (§2)  Diese  Bestimmung  gilt  sowohl  ftlr  den  Mo- 
biliar- wie  fUr  den  Immobiliarerwerb,  erfährt  aber  noch  eine  Erweiterung. 
Denn  gemäss  §  4  sollen 

2.  alle  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  in  Kraft  verbleiben, 
welche  den  Erwerb  von  Immobilien  durch  inländische  oder  ausländische 
Korporationen  und  andere  juristische  Personen  überhaupt^  d.  h. 
ohne  Ri^cksicht  auf  den  Erwerbstitel  (titulo  oneroso  oder  hicraüvo) 
und  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Werth  (über  oder  unter  3000  Mark) 
an  staatliche  Genehmigung  knüpfen. 

Durch  diese  Bestimmung  soll  zunächst  das  in  den  neuen  Gebiets- 
theilen  der  Monarchie  sehr  verschiedenartig  gestaltete  Recht  der  mo- 
ntis  morttui  aufrecht  erhalten  werden.     Sie  hat  aber  auch  das  fUr  die 
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alten   Lande    ergangene    Oesets    vom    4.  Mai    1846  (Gesetzsammlung 
S.  235)  konsenrirt,  kraft  dessen 

3.  auslltndische  Korporationen  und  andere  juristischen  Personen 
des  Auslandes  Orundeigenthum  in  Preussen,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Erwerbstitel  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  erwerben  können.  Die  Rechtsfolgen  bei  Zuwiderhandlungen 
gehen  nach  zwei  Seiten  hin.  Einmal  sind  die  bezüglichen  Rechtsge- 
RchSfte  theils  ungültig  (sub  1  und  2)  teils  nichtig  (sub  3).  Sodann 
trifft  alle,  welche  einer  ausländischen  Korporation  oder  anderen  juris- 
tischen Person  Schenkungen  oder  letzt  willige  Zuwendungen  verabfolgen^ 
bevor  die  dazu  erforderliche  Grenehmigung  ertheilt  ist,  eine  Geldstrafe 
bis  zu  300  Thaler  (900  Mark\  im  UnvermÖgensfiille  entsprechende 
Gefkngnissstrafe. 

Die  Genehmigung  selbst  erfolgt  unbeschadet  aller  Rechte  dritter 
Personen.  Aus  welchen  Gründen  sie  versagt  werden  kann^  wird  in 
den  Gesetzen  nicht  bestimmt.  Als  massgebend  bezeichnet  aber  eine 
noch  heute  geltende  Allgemeine  Instruktion  vom  1.  Februar  1834;  über 
die  Behandlung  der  Gesuche  um  Genehmigung  eines  Erwerbs  seitens 
öffentlicher  Anstalten  oder  Korporationen,  fllnf  Gesichtspunkte: 

a)  ob  nicht  das  Vermögen  des  betreffenden  Instituts  durch  die  Zu- 
wendung zum  Nachtheil  des  öffentlichen  Verkehrs  im  Allgemeinen 
UbermX^  vermehrt  werde; 

h)  ob  flieht  die  betreffende  Anstalt  Mittel  anhäufe,  welche  deren 
durch  ihre  Bestimmung  begrenztes  Bedürfhiss  überschreiten: 

i^  ob  keine  gemeinschlSdliche  Anordnung  an  die  Zuwendung  ge- 
knüpft sei; 

d)  ob  dabei  keine  Verletzung  einer  Pflicht  gegen  httlfsbedürftige 
Angehörige;  oder  endlich 

e)  eine  Ueberredung  zur  Kränkung  der  Rechte  dritter  Personen 
stattgefimden  habe. 

Soweit  in  den  vorbezeichneten  G^etzgebungen  Erschwernisse  fttr 
den  Gf&tererwerb  durch  Ausländer  aufgestellt  sind,  gelten  ihre  Bestim- 
niTiBgen  auch  für  das  sogenannte  deutsche  Ausland;  mithin  für  solche 
juristischen  Personen,  welche  ihren  Sitz  nicht  in  dem  Staat  der  be- 
legenen Sache,  sondern  in  einem  anderen  zum  Deutschen  Reiche  ge- 
hörigen Einzelstaat  haben.  Allerdings  besteht  gemäss  Art  3  der  Reichs- 
ver&SBung  f^  ganz  Deutschland  ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Angehörige  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem 
anderen  Bundesstaat  als  Inländer  zu  behandeln  und  demgemäss  zur 
Erwerbung  von  G^ndstückeu  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  der 
Einhennische  zuzulassen  ist.  Aber  der  Grundsatz  des  Art.  3  findet 
auf  juristische  Personen  keine  Anwendung.  Der  Natur  der  Sache  nach 
können  juristische  Personen  keine  Rechte  für  sich  in  Anspruch  nehmen, 
welche  aus  der  Staatsunterthanschaft  fliessen,  und  nur  um  solche 
handelt  es  sich  hier.    {Seydel,  Kommentar  zur  Verfassnngsurkunde  für 

19* 
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das  Deutsche  Reich  8. 52 ;  Zcnrn,  Deutsches  Reichs-Staatsrecht  Bd.  1 8. 257 ; 
Laband  in  Marquardsen    OefFentliches  Recht  n.  1.  8.  32.) 

m. 

Welche  Gesetze  kommen  zur  Anwendung^  wenn  ein  Privat- 
mann Reinen  in  Deutschland  gelegenen  Grundbesitz  einem  fremden 
8taat  hinterlässt? 

Nach  der  in  der  deutschen  Rechtswissenschaft  herrschenden  An- 
sicht entscheidet  über  das  Erbrecht  hinsichtlich  der  Mobilien  wie  der 
Immobilien  das  letzte  Personal  Statut  des  Erblassers.  Diese  Ansicht 
wird  allein  der  Auffassung  des  Erbrechts  als  einer  Universalsukzessiou 
gerecht  und  hat  in  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  ftlr  das  Königreich 
Sachsen  besonderen  Ausdruck  gefunden.  Im  Einzelnen  gilt  hiebe!  folgendes: 

I.  Für  die  Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  ist  regelmässig 
der  letzte  Wohnsitz  des  Erblassers  massgebend.  Auf  Heimath^  Staats- 
angehörigkeit oder  Ansässigkeit  kommt  es  dabei  nicht  an.  Ebenso  ist 
es  gleichgültig  7  ob  der  Erblasser  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  und 
vielleicht  erst  nach  längerer  Abwesenheit  von  demselben  verstorben  ist 

Soweit  es  sich  um  deutsche  Inländer  handelt,  gelten  die  vorstehenden 
Sätze  unbedingt.     Stirbt  dagegen  ein  Ausländer,  so  ist  ihre  Gültigkeit 

1.  nur  für  die  Behandlung  des  beweglichen  Nachlasses  allgemein 
anerkannt.  Denn  darin  stimmen  alle  deutschen  Gesetzgebungen  über- 
ein, dass  das  Mobiliarvermögen  dem  forwm  damicün  folgt.  Besass 
also  der  verstorbene  Ausländer  in  Deutschland  keinen  Wohnsitz,  so 
hat  sich  die  Thätigkeit  der  Verlassenschaftsbehörde  auf  Sicherstellnng 
des  im  Deutschen  Staatsgebiet  befindlichen  Mobiliamachlasses  zu 
beschränken.  Die  weitere  Behandlung  bleibt  den  zuständigen 
Behörden  desjenigen  Staates  überlassen,  in  welchem  der  Ver- 
storbene seinen  Wohnsitz  hatte,  —  ohne  Unterschied  ob  der  bewegliche 
Nachlass  sich  in  Deutschland  oder  ausserhalb  befindet 

2.  Für  die  Behandlung  des  unbeweglichen  Nachlasses  erstreckt 
sich  dagegen  die  durch  den  Wohnsitz  begründete  Zuständigkeit  der 
Verlassenschaftsbehörde  nur  auf  solche  Immobilien,  welche  der  Erb- 
lasser im  Domizilstand  selbst  hinterlassen  hat.  Denn  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  ist  die  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  auf  den 
Umfang  ihres  eigenen  Gebiets  beschränkt.  Hieraus  folgt  einmal,  dass 
jeder  Staat  berechtigt  ist,  den  Besitzwechsel  von  Immobiliarvermögen 
innerhalb  seiner  Landesgrenzen  nach  den  Landesgesetzen  zu  regeln,  — 
sodann,  dass  für  Nachlassimmobilien  eactra  terrüoriuim  das  forum  rei 
süae  die  Zuständigkeit  zur  Nachlassbehandlung  för  sich  in  Anspruch 
nehmen  kann. 

Differenzen,  welche  über  die  Zuständigkeit  zwischen  den  Behörden 
des  forum  damicüii  und  des  fortmi  rei  sitae  entstehen,  lassen  sich, 
da  die  Gerichte  in  der  Beurtheilung  ihrer  Kompetenz  selbständig  sind. 
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nach    Erschöpfung   des    Instanzenzugs    nur    im    diplomatischen    Wege 
regeln. 

II.  Wie  die  Zust&idigkeit  zur  Nachlassbehandlung ,  richten  sich 
auch  die  Erbfolge  und  die  damit  zusammenhängenden  Kechtsverhält- 
nisse  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Ortes,  wo  der  Erblasser  sein 
letztes  Domizil  hatte. 

Dieser  Satz  gilt  unbestritten:  1)  für  die  Erbfolge  in  das  beweg- 
liche Vermögen  nach  der  Kechtsregel:  Mobilia  ossibus  inhaerent.  Be- 
stritten ist  er 

2)  ftlr  die  Sukzession  in  das  unbewegliche  Vermögen.  Aber  die 
senientia  generalis  geht  in  Deutschland  noch  heute  dahin^  dass  auch 
bier  die  lex  domicilii  zur  Anwendung  kommt;  und  dass  Ausnahmen 
nur  bei  solchen  Immobilien  Platz  greifen,  flir  welche  das  Recht  des 
Orts,  wo  sie  gelegen  sind,  besondere  von  den  allgemeinen  erbrecht- 
lichen Bestinmiungen  abweichende  Grundsätze  aufstellt.  (Fideikommisse, 
Lehn-  und  Stammgüter.) 

m.  Da  letztwillige  Verfügungen  in  einer  Einwirkung  des  letzten 
Willens  des  Erblassers  auf  die  gesetzliche  Erbfolge  bestehen,  sind 
Testamente  nach  demselben  Gesetze  zu  beurtheilen,  welches  für  die 
Intestaterbfolge  massgebend  ist.  Es  entscheidet  daher  das  Gesetz  des 
letzten  Wohnsitzes: 

1.  für  die  Fähigkeit,  ein  Testament  zu  errichten; 

2.  für  die  Form  des  Testaments;  doch  gilt  daneben  fakultativ 
die  Regel  locus  regit  actum; 

3.  für  die  gesetzlichen  Beschränkungen  des  Willens  des  Testators 
durch  Verbote  oder  Gebote,  bestimmten  Personen  etwas  zu  hinter- 
lassen (Notherben,  Pflichttheilsberechtigte) ; 

4.  für  Anordnungen,  welche  die  Wirksamkeit  einer  letztwilligen 
Zuwendung  an  eine  jiiristische  Person,  Korporation  oder  Stiftung  von 
besonderer  staatlicher  Genehmigung  abhängig  machen. 

Demgemäss  kann  zur  Gültigkeit  einer  letztwilligen  Zuwendung 
eine  doppelte  Genehmigung  erforderlich  werden  nicht  nur  des  Staats, 
in  dessen  Gebiet  die  bedachte  juristische  Person  ihren  Sitz  hat,  son- 
dern auch  desjenigen,  nach  dessen  Gesetz  die  letzt  willige  Verfügung 
beurtheilt  wird. 

rV.  Andererseits  ist  die  Inbesitznahme  der  Nachlasssachen,  der 
beweglichen  wie  der  unbeweglichen,  immer  von  dem  Gesetz  der  be- 
legenen Sache  abhängig.  Für  die  Frage,  ob  es  zum  Erwerb  von 
NacUassgrundstUcken  einer  obrigkeitlichen  Autorisation  oder  Mit- 
wirkung bedarf,  wird  daher  nicht  blos  die  lex  domicilii,  sondern 
auch  die  lex  rei  sitae  von  massgebender  Bedeutung.  {Böhm,  Handb. 
der  internationalen  Nachlassbehandlung  S.  19  ff.;  Demburg,  Lehrb.  des 
preussischen  Privatrechts  Bd.  3  S.  213 ff.;  Märrker^  Nachlassbehaudlun^ 
S.  28  ff.) 
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IV. 

Welche  Behörde    entscheidet;   wenn    die  Intestaterben    gegen 
die  Besitzein  Weisung  des  fremden  Staats  Einspruch  erheben? 

I.  In  Deutschland  kommt  den  Gerichten  bei  Nachlasssachen  von 
Inländern  eine  bald  mehr;  bald  weniger  eingreifende  Thätigkeit  zu. 
Diese  Thätigkeit  bezieht  sich  theils  auf  die  Erbschaftsauseinauder- 
setzung;  theils  auf  den  Erbscbaftsantritt  die  Erberklärung  und  die 
Besitzergreifung  der  Erbschaft.  Immer  aber  findet  ein  amtliches  Ein- 
schreiten statt;  um  den  unver wahrten  beweglichen  Nachlass  von  den 
Zugriffen  Unberechtigter  zu  sichern;  die  unverkürzte  Auslieferung  an 
den  berechtigten  Erben  zu  ermöglichen  und  die  Bechte  etwa  vor- 
handener Gläubiger  sicher  zu  stellen. 

In  den  meisten  Staaten  schreiten  die  Behörden  auch  zur  Sicher- 
stellung des  Nachlasses  von  Ausländem  ex  officio  ein,  sofern  die 
Erben  abwesend,  unbekannt  oder  unter  Kuratel  gestellte  Personen 
sind.  Das  Verfahren  findet  seine  Begründung  theils  in  den  Staats- 
gesetzeu;  theils  gründet  es  sich  auf  Reziprozitätsverhältnisse;  zum  Theile 
ist  solches  auch  durch  Staatsverträge  vereinbart.  Derartige  Konven- 
tionen sind  z.  B.  mit  Russland,  Italien  und  Spanien  abgeschlossen.  Regel- 
mässig wird  hier  festgesetzt,  dass  gegenseitig  dieselben  Sicherungsmass- 
regeln getroffen  werden  sollen,  welche  die  bezüglichen  Landesgesetze 
überhaupt  vorsehen. 

Speziell  das  preussische  Recht  (AUg.  Landrecht  I,  9,  §§  460  ff.; 
Preuss.  G.O.  II,  5;  §  4  ff.)  schreibt  gerichtliche  Obsignation  des  Nach- 
lasses vor:  wenn  sich  bald  nach  dem  Tode  des  Erblassers  Niemand 
meldet;  wenn  von  den  bekannten  oder  unbekannten  Erben  keiner  an- 
wesend ist;  wenn  sämmtliche  Erben  Ausländer  sind,  wenn  besondere 
Umstände  es  nothwendig  machen,  dass  alles  in  dem  Stande  erhalten 
werdo;  worin  es  sich  zur  Zeit  des  Todes  befunden;  wenn  ein  Erbe 
oder  ein  Nachlassgläubiger  den  Antrag  auf  Obsignation  stellt. 

Nachlassgericht  ist  das  Amtsgericht  des  letzten  Domizils  des 
Erblassers;  bei  doppeltem  Domizil  gilt  das  Domizilgericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Erblasser  starb;  vorzugsweise  berufen.  Sind  Personen  ohne 
Domizil  im  Inlande  verstorben,  so  kann  das  Gericht  des  Sterbeorts 
Vorkehrungen  treffen. 

Der  Nachlassrichter  hat  in  den  geeigneten  Fällen  die  Siegelung 
des  Nachlasses  zu  veranstalten,  die  Publikation  des  Testaments  herbei- 
zuAlhreU;  für  die  Verwirklichung  des  Testaments  durch  geeignete  Re- 
quisitionen beim  Grundbuchamt  von  Amtswegen  Sorge  zu  tragen;  unter 
Umständen  die  Aufnahme  eines  gerichtlichen  Inventars  vorzukehren. 
die  Erbbescheinigungen  zu  ertheilen,  eventuell  den  Nachlasspfleger  zu 
bestellen;  das  Au%ebot  der  Erben  zu  erlassen  und  die  Ehrbtheilung, 
sofern    sie  gerichtlich  geschehen  soll;    zu   leiten.    Dagegen    liegt  ihm 
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Air  die  Ordnung  der  VerhiÜtniBBe  zwischen  den  Erben^  den  Legatarien 
und  den  Nachlassgläubigem  eine  besondere  Thätigkeit  nicht  ob. 

Immer  hat  das  Nachlassgericht  nur  eine  freiwillige  Jurisdiktion. 
Erheben  sich  daher  Bechtsstreitigkeiten  zwischen  den  Betheiligten^  so 
können  dieselben  vom  Nachlassrichter  nur  pro  informatione  verhandelt 
werden.  Die  Geltendmachung  der  nicht  im  Wege  gütlicher  Einigung 
beigelegten  Streitpunkte  gehört  vor  den  Prozessrichter  und  wird  den 
Interessenten  binnen  bestimmter  Frist  zur  Vermeidung  der  Akteu- 
reposition oder  Nichtbeachtung  des  Anspruchs  aufgegeben.  Wer  sich 
auf  das  Ver&hren  vor  dem  Nachlassrichter  nicht  freiwillig  einlässt. 
gilt  als  widersprechend  und  kann  nur  durch  den  Prozessrichter  zum 
Beitritt  geawungen  werden. 

Die  vorstehenden  Stttze  gelten  namentlich  dann^  wenn  das  Erb- 
recht selbst  zweifelhaft  ist  oder  wenn  über  die  Gültigkeit  eines  Testa- 
ments unter  den  Interessenten  Streit  ausbricht.  Der  Nachlassrichter 
beschliesst  hier  nur:  wer  klagen  oder  verklagt  werden  soll.  Bis  ein 
rechtskräftiges  Urtheil  vorliegt  ^  wird  eine  die  missio  in  bona  be- 
gründende Erbbescheinigung  ausgesetzt.  Doch  kann  einstweilen  aui 
Antrag  der  Interessenten,  sofern  nicht  bereits  ein  rodliclier  Besitzer 
den  Naehlass  in  Verwaltung  genommen  hat,  vom  Nachlassrichter  ein 
besonderer  Pfleger  bestellt  werden,  welcher  den  Naehlass  aktiv  und 
passiv  in  Rechtsstreitigkeiten  vertritt.  Die  Nachlasspflege  dauert,  bis 
der  wahre  Erbe  ausgemittelt  oder  festgestellt  ist,  dass  der  Naehlass 
als  herrenloses  Gut  dem  Fiskus  anheimföllt. 

n.  Ein  Staat,  der  auf  Grund  letztwilliger  Verfügung  ein  Nach- 
lassgmndstück  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  kommt  nicht  als  obrig- 
keitlicher Machtfaktor,  sondern  als  eine  juristische  Person  auf  dem 
Gebiet  des  Privatrechts  in  Betracht.  Als  Fiskus  aber  muss  in  Deutsch- 
land der  Staat  Air  alle  streitigen  Privatrechtsverhältnisse  bei  den  Gre- 
richten  Recht  nehmen.  Seine  Verweisung  auf  den  Rechtsweg  würde 
hienach  an  sieh  keinem  Bedenken  unterliegen. 

1.  Für  einen  deutschen  Einzelstaat,  der  in  einem  anderen 
deutschen  Einzelstaat  als  Erbprätendent  auftritt,  ist  die  bezügliche 
Zuständigkeit  der  Gerichte  auch  reichsgesetzlich  anerkannt.  Denn 
nach  dem  Einf.-Ges.  zur  deutschen  Zivilprozessordnuug  §  4  darf  ^für 
bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  ftlr  welche  nach  dem  Gegenstande  oder 
der  Art  des  Anspruchs  der  Rechtsweg  zulässig  ist,  aus  dem  Grunde, 
weil  als  Partei  der  Fiskus,  eine  Gemeinde  oder  andere  Öffentlich  recht- 
liche Korporation  betheiligt  ist,  der  Rechtsweg  nicht  ausgeschlossen 
weiden"  ^). 


1)  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  alle  fiskalischen  Rechtsstreitigkeiten 
Ziviljustizsachen  seien,  sondern  nur,  dass  diese  Sachen  nicht  nur  deshalb 
Verwaltnngssachen  sein  sollen,  well  der  Staat  oder  eine  andere  Öffentlich 
rechtliche  Korporation  Träger  der  privatrechtlichen  Befugniss  ist  ( Wacht 
Ziv.Proz.  Bd.  IS.  92).  Die  Frage  also,  welche  Ansprüche  seitens  des  Fiskus 
oder  gegen  den  Fiskus  vor  den  Gerichten  zu  verfolgen,   beantwortet  sich 
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Und  nach  Art.  76  der  deutschen  BeicliBverfasBung  werden  ^Streitig- 
keiten zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten  (d.  h.  deutschen  Glied- 
staaten) sofern  dieselben  nicht  privatrechtlicher  Natur  und  daher  von 
den  kompetenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden  sind,  auf  Antrag 
des  einen  Theils  vom  Bundesrath  erledigt''. 

Hier  ist  also  eine  Verpflichttmg  des  Einzelstaats,  sich  der  Ge- 
richtsbarkeit des  anderen  Einzelstaates  zu  unterwerfen,  selbst  flür  den 
Fall  verfassungsmässig  ausgesprochen,  dass  der  bürgerliche  Bechts- 
streit  zwischen  zwei  deutschen  Staatsgewalten  schwebt. 

2.  Zweifelhafter  erscheint  die  Frage,  ob  auch  ein  ausserdeutschor 
Staat,  als  Fiskus,  wegen  Erbansprüche  auf  einen  in  Deutschland  re- 
gulirteu  Nachlass  vor  dem  deutschen  Gericht  Recht  nehmen  müsse. 
Der  §  4  des  Einf.-Ges.  zur  Zivilprozessordnung  lässt  sich  hier  nicht 
verwertheu.  Er  wendet  sich  lediglich  an  die  deutschen  Einselstaaten 
und  verbietet  ihnen  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  welche  nach 
deutscher  Rechtsanschauung  in  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  fallen^ 
durch  partikularrechtliche  Vorschriften  blos  um  deshalb  den  Gerichteu 
zu  entziehen,  weil  der  Fiskus  als  Partei  betheiligt  ist.  Ob  aber  und 
inwieweit  deutsche  Gerichte  überhaupt  zuständig  sind,  Rechtsstreitig- 
keiten zu  entscheiden,  in  welchen  ein  ausserdeutscher  Staat  als  Partei 
auftritt;  —  diese  Frage  ist  durch  §  4  cit.  nicht  entschieden  und  hat 
damit  auch  nicht  entschieden  werden  können  oder  sollen,  weil  sie 
weder  dem  Zivilprozess,  noch  dem  Zivilrecht,  noch  auch  dem  Staats- 
recht, sondern  lediglich  dem  Völkerrecht  angehört. 

III.  Die  völkerrechtlichen  Schriftsteller  knüpfen  die  Frage,  welche 
Befugnisse  den  Gerichten  gegen  fremde  Staaten  gebühren,  regelmässig 
an  die  internationale  Rechtsstellung  des  Souveräns  an.  In  der  älteren 
Literatur  wird  hiebei  Staat  und  Staatshaupt  identifizirt  und  die  Er- 
örterung darauf  beschränkt,  inwieweit  gerichtliche  Massnahmen  gegen 
fremde  Fürsten  zulässig  seien.  Erst  in  neuerer  Zeit  hat  die  Doktrin 
vereinzelt  angefangen,  zwischen  Staat  und  Fürst  zu  unterscheiden  und 
die  Stellungen  zu  sondern,  welche  der  Staat  als  Machtfaktor  oder  als 
Wirthschaftsverband  (Fiskus),  und  entsprechend  der  Fürst  als  Staats- 
haupt oder  als  Privatperson  einnimmt. 

In  der  Sache  selbst  gehen  die  Meinungen  weit  auseinander. 

Von  der  einen  Seite  wird  die  Kompetenz  der  Gerichte  gegenüber 
^mden  Staaten  und  Staatshäuptern  grundsätzlich  verneint,  gleichviel 
ob  es  sich  um  öffentlich  rechtliche  oder  lun  privatrechtliche  Verhält- 
nisse handelt. 


nach  dem  Inhalt  des  betreffenden  Rechtsverhältnisses.  Dass  aber  Erb- 
ansprttche  auf  Immobilien  keine  publizistische,  sondern  privatreohtlicfae 
Natur  haben,  bedarf  keiner  näheren  Darlegung.  Offenbar  stehen  hier  Ver- 
mögensrechte in  Rede,  deren  Erwerbung  und  Ausübung  nicht  durch  staat- 
liche Genossenschaftsbeziehungen  begründet  und  bestimmt  werden,  sondern 
von  jedem  Einzelnen  unter  gleichen  thatsäch liehen  Voraussetzungen  er- 
worben und  ausgeübt  werden  können. 
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Zu  dieser  AufGissimg  bekennen  sich  vor  Allen  Foelix  [Droit, 
intern,  priv,  I  Nr.  215),  Cuvelier  (Bevue  d.  Droit,  intern.  XX,  109), 
B(din'Jaequemyn8  {Rev.  d.  droit,  intern.  VII,  714),  Weatlake  {Priv. 
intern,  lato.  p.  180),  Dudley  Field  {Intern,  eode  §  637),  v.  HoUxenr 
dorff  {Jour.  de  droit  intern,  priv.  III,  341),  Droop  (Gmchot's  Bei- 
träge znr  Erläuterung  des  deutscheu  Rechts  XXYI,  289),  Oabba  {Joum. 
du  droit,  intern,  priv.  XV,  180). 

Von  der  anderen  Seite  werden  die  lokalen  Gerichtshöfe  für  zu- 
ständig erklärt,  sofern  es  sich  um  reine  Privatstreitigkeiten  fremder 
Staaten  nnd  Staatshäupter  handelt.  Das  ist  die  Ansicht  insbesondere 
von  Laurtntj  Droit,  intern,  pr.  III,  44),  A.  Weise  {Droit,  intern,  pr. 
p.  886),  Oianxanay  {Lo  straniero  nel  dir.  civ.  Ital.  II,  103),  Pasgti. 
Fiare  {Diritto  intemi.  publ.  I,  §  500),  Macri  {Diritto  intern.  I,  230), 
F.  r.  Martens  (Völkerrecht  Bd.  1  S.  317). 

Wie  die  Doktrin,  zweit  sich  auch  die  Judikatur.  Die  von  den 
Publizisten  verwertheten  Entscheidungen  von  deutschen,  englischen, 
französischen,  italienischen,  belgischen  und  nordamerikanischen  Ge- 
richten betonen  bald  die  aus  der  Souveränität  fliessende  Unabhängig- 
keit und  folgern  daraus  die  Inkompetenz  der  territorialen  Gerichts- 
barkeit über  fremde  Staaten.  Bald  akzentuireu  sie  die  Integrität  der 
nationalen  Bechtsordnung  und  folgern  daraus  die  Nothwendigkeit,  von 
dem  allgemeinen  Prinzip  der  Exterritorialität  Ausnahmen    zu  machen. 

Speziell  in  Deutschland  hat  die  Reichsregierung  im  Winter  1884/85 
gelegentlich  eines  dem  Reichstag  vorgelegten  Gesetzentwurfs  über  die 
Exemtion  fremder  Staaten  und  Staatshäupter  von  der  deutschen  Ge- 
richtsbarkeit den  Standpunkt  vertreten,  dass  es  nicht  m^lich  sei,  die 
öffentliehrechtlichen  und  privatrechtlichen  Verhältnisse  eines  Staates 
scharf  zu  begrenzen.  Alle  Bemühungen,  solche  Unterscheidungen  in 
das  Völkerrecht  hineinzutragen,  seien  erfolglos  geblieben  (Kommis- 
sionsbericht  Nr.  379  der  XV.  Reichstagskommission  S.  2).  Umgekehrt 
wird  in  einem  kurz  vorher  ergangenen  Erkenntniss  des  kgl.  bayerischen 
Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte  vom  4.  März  1884  ausdrücklich 
bervorgehoben ,  dass  zu  einer  derartigen  kritischen  Unterscheidung 
hiusichtlich  des  öffentliehrechtlichen  imd  privatrechtlichen  Wirkungs- 
bereichs um  so  mehr  Veranlassung  gegeben  sei,  als  es  ein  schon  aus 
dem  römischen  Recht  stammender,  seitdem  konsequent  fortgebildeter 
nnd  nicht  minder  in  den  modernen  Gesetzgebungen  festgestellter 
Grundsatz  ist,  dass  der  Staat,  sobald  er  in  den  Privatrechtsverkelir 
eintritt,  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  und  des  dem  Schutze  des 
Privatrechts  dienenden  gerichtlichen  VerjSfthrens  hinsichtlich  seiner 
Rechte  und  Pflichten  im  Allgemeinen  die  einem  Privatrechtssubjekt 
überhaupt  zukommende  Stellung  einnimmt  (Kommissionsbericht  a.  a.  0. 
S.  35). 

Eines  näheren  Eingehens  auf  diese  zu  den  intrikatesten  Materien 
des  Völkerrechts  gehörende  Kontroverse  wird  es  jedoch  für  die  vor- 
liegende Frage  nicht  bedürfen.    Denn  darüber  herrscht  in  der  Wissen- 
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Schaft  und  Rechtsprechung  heute  volle  Uebereinstimmung,  dass  aiis 
denselben  Grüuden^  aus  welchen  die  Exemtion  der  völkerrechtlichen 
Magistraturen  von  der  Jurisdiktion  des  Empfaugsstaates  eine  mehr- 
fache Durchbrechung  erfährt  (Deutsch.  G.V.G.  §  18)  auch  fremde  Staaten 
und  Btaatshänpter  allwege  unterworfen  sind: 

1.  dem  forum  rei  sitae, 

2.  dem  forum  hereditati^, 

3.  jedem  forum,  welches  sie  selbst  für  den  8treitfall  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  anerkannt  haben^  sei  es  durch  Klageanstellung. 
sei  es  dadurch,  dass  sie  als  Verklagte  die  UnzustHndigkeit  des  Ge- 
richts nicht  geltend  gemacht  haben  (v.  Bar,  Intern.  Privatr.  Bd.  28. 532  ff.J. 

Auf  dieser  Grundlage  beruhen  die  von  dem  Instüut  de  droü  iih 
iem,  in  der  Hamburger  Konferenz  von   1891  ge&ssten  Beschlüsse: 

Art.  IXT  §  1.  Les  setUes  aetians  recevahks  oontre  un  EJkU  Üranger 
sont: 

1.  Les  aetions  r4eUe8,  y  cotnpris  ies  actions  possessoires,  se  rop- 
poriant  d  une  ehose  immeuble  ou  meubk,  qui  se  trouve  sur  le  terrüoirf: 

2.  Les  actions  fondAes  sur  la  qualitS  de  VEtat  etran^er  commt 
heritier  ou  lägataire  d'un  ressortissant  du  terrOoire  ou  comme  ayani 
droit  d  une  suecession  ouverte  dans  le  territaire; 

8.  Les  aetians  pour  lesquelles  l'Etat  Stranger  a  eocpressSment  re- 
connu  la  compStence  du  tribtmal,  L'Etat  etranger,  qui  lui  meme  formt 
une  demande  devant  un  tribunal,  est  ripuU  avoir  reeonnu  la  oonqtämcf 
du  tribunal  .  .  .de  m^me  l'Etat  itranger,  qui  en  rSpondant  d  une  adion 
portSe  contre  lui,  n'excuse  p(zs  de  Vincompitence  du  tribunal,  sera  re- 
pute  en  awnr  recomm  la  competence  (v,  Bar,  Lehrb.  d.  intern.  Privat- 
und  Strafrechts  8.  345). 

Und  auf  diesem  Standpunkt  steht  insbesondere  auch  die  deutsche 
Rechtsprechung.  Ein  Erkenntniss  des  königlich  preussischen  Grerichts- 
hofes  zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  vom  14.  Januar  1882 
spricht  sich  hierüber  folgendermassen  aus:  „Nach  einem  feststehenden 
völkerrechtlichen  Grundsatz  wird  Gerichtsbarkeit  von  einem  Staate 
über  einen  anderen  Staat  nicht  ausgeübt  .  .  .  Beschränkungen  treten 
ein  für  Fälle  der  freiwilligen  Unterwerfung  des  fremden  Staates  nuter 
die  inländische  Gerichtsbarkeit ,  namentlich  bezüglich  des  Immobiliar- 
eigenthums;  sowie  für  den  Fall  der  Anstellung  einer  Klage  seitens 
der  fremden  Regierung  bei  einem  inländischen  Gericht  ^  {Droop  in 
Gruchot's  Beiträgen  Bd.  26  S.300).  Eingehender  wird  die  Frage  in  dem 
bereits  oben  angezogenen  Erkenntniss  deskönigl.  bayerischen  Grerichts- 
hofes  für  Kompetenzkonflikte  vom  4.  März  1884  erörtert: 

^Wie  es  auf  der  einen  Seite  gewiss  ist^  dass  der  Staat  die  Kon- 
sequenzen seiner  besonderen  privatrechtlichen  Stellung  innerhalb  seines 
eigenen  Hoheitsbereichs  in  vollem  Umfange  zu  tragen  hat,  ebenso  it^t 
es  andererseits  in  der  völkerrechtlichen  und  prozessualen  Theorie  und 
Praxis,  zum  Theil  selbst  mittels  direkter  Gesetzbestimmungen,  viel- 
fältig anerkannt;    dass  auf  dem  Privatrechtsgebiete   auch   die  Völker- 
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reehtliehe  Geltung  des  Axioms  der  Nichterstreckimg  der  inläudischen 
Gerichtsbarkeit  Über  einen  fremden  souveränen  Staat  wenigstens  be- 
stimmte Ausnahmen  zu  erleiden  hat,  und  zwar  namentlich  in  solchen 
FSllen,  in  denen  sich  die  Privatrechtsbeziehnngen  des  ausländischen 
Staates  direkt  in  den  territorialen  Hoheitsbereich  des  inländischen 
Staates  erstrecken.  Als  derartige  Ausnahmen  gelten  namentlich  ganz 
allgemein,  und  sind  auch  eigens  vom  königl.  Ministerium  des  Aeussern 
in  seiner  Denkschrift  selbst  bezeichnet,  die  beiden  Fälle  der  Real- 
geriditsbarkeit  des  inländischen  Staates  in  Bezug  auf  Gmndbesitzungen 
des  fremden  Staates  im  Inlands,  dann  der  Gerichtsbarkeit  über  den 
fremden  Staat  in  seiner  Stellung  als  Kläger  und  Widerbeklagter  im 
Zivilprozesse  vor  inländischen  Gerichten.  Diese  beiden  Ausnahmen 
sind  übrigens  keineswegs  abgeschlossener  und  für  sich  bestehender 
Natur.  Sie  fUhren  auf  allgemeine  Prinzipien  zurück.  Während  die 
ostgedachte  Ausnahme  sich  vorwiegend  als  durch  die  Rechtskonsequenz 
ans  der  Grebietshoheit  des  inländischen  Staats  bedingt  darstellt,  beruht 
die  zweite  auf  der  Anschauung,  dass  sich  der  ausländische  Staat  anf 
seine  v5lkerrechtliche  Exemtion  überall  da  nicht  berufen  könne,  wo 
eine  freiwillige  Unterwerfung  unter  die  inländische  Gerichtsbarkeit 
vorliegt. 

Es  sind  die  gleichen  Erwägungen,  aus  welchen  die  deutsche 
Ksichsregierung  in  dem  vorerwähnten  G^etzentwurf  den  Prinzipalsatz 
des  Art.  I: 

^Ein  nicht  zum  deutschen  Reich  gehöriger  Staat  sowie  das  Ober- 
hmupt  eines  solchen  Staates  unterliegen  der  inländischen  Gerichts- 
barkeit nicht  "^9 
mit  der  Erklärung  begrenzte,  dass  hiedurch  weder  die  Vorschrif- 
ten über  den  dinglichen  Gerichtsstand  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten berührt  würden  (Art  2),  noch  die  Zulässtgkeit  einer  frei- 
willigen Unterwerfung  unter  die  inländische  Gerichtsbarkeit  aus- 
gesehlossen  sein  solle  (Motive  S.  4.  Aktenstücke  des  deutschen  Reichs- 
tages 6.  Legislaturperiode  I.  Session,   1884/85  Nr.  114  und  379). 


V. 

Wenn  es  an  Intestaterben  fehlt  und  in  Folge  dessen  ein 
deutscher  Staat  auf  den  in  seinem  Gebiet  belegenen  Immobiliar- 
nachlass  als  bonum  vacans  Anspruch  erhebt,  wer  entscheidet  über 
diesen  Anspruch  imd  den  auf  das  Testament  gestützten  Gegen- 
anspruch des  fremden  Staates? 


I.  Die  Beantwortung  der  vorstehenden  Frage  hängt  zunächst  von 
der  rechtlichen  Natur  des  Kaduzitätsrecbts,  d.  h.  davon  ab,  ob  das 
Becht  des  Staates  auf  die  bona  vaeantia  als  Okkupationsrecht  oder  als 
wahres  Erbreoht  ansosehen  ist. 


288    Gutachten  der  Berliner  Juristen -Fakultät  zum  Zappa'schen  Erbfalle. 

1.  Fasst  man  die  Kaduzitftt  als  Uniyersalsokzesrion  auf;  so  kann 
immer  nur  Ein  Staat:  der  Fiskus  des  letzten  Wohnorts  den  gesamm- 
ten  Nachlass  einziehen. 

2.  Sieht  man  dagegen  in  der  Kaduzitftt  ein  Majestfttsrecht  des 
Staates  zur  vorzugsweisen  Okkupation  von  herrenlosem  Gut^  so  kann 
jeder  Fiskus  der  belegenen  Sache  die  in  seinem  Territorium  befind- 
lichen Nachlassgegenstftnde  einziehen. 

Nach  gemeinem  deutschen  Recht  ist  die  Vorfrage  streitig.  Ein- 
zelne Zivilisten  vertheidigen  die  Okkupationstheorie  {Blume,  Mvers). 
Aber  die  weit  überwiegende  Mehrheit  der  gemeinrechtlichen  Schrift- 
steller erklärt  sich  aus  triftigen  Gründen  für  die  erbrechtliche  Natur 
des  Kadnzitätsrechts  (v.  Saviguy^   Vangerow,  Demburg,   WindsehM), 

Ebenso  gilt  in  den  meisten  deutschen  Partikularrechten  das  Suk- 
zessionsprinzip.  So  in  Sachsen  und  Württemberg.  Nur  in  Preussen 
und  Bayern  werden  Okkupations-  und  Sukzessionstheorie  mit  einander 
kombinirt. 

Speziell  das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  geht  vom  Okku- 
patiousprinzip  aus.  Das  zeigt  einmal  die  Stellung,  welche  die  Materie 
im  System  erhalten  hat:  Die  Kaduzitftt  wird  nicht  beim  EIrbrecLt 
(I.  Tit.  9.  12.  17.  II.  Tit.  1.  2.  3),  sondern  bei  den  Regalien 
(11.  Tit.  14  ff.)  abgehandelt. 

Sodann  die  Entscheidung  der  Frage,  welchem  Fiskus  das  erblose 
Gut  zufällt:  denn  nach  §  28,  II,  16  wird  der  Nachlass  zwischen  den 
Fisci  der  belegenen  Sache  vertheilt,  und  nur  für  Kapitalien  ist  dem 
Fiskus  des  letzten  Wohnorts  ein  alleiniger  Anspruch  vorbdialt^. 
Andererseits  aber  behandelt  das  Allgemeine  Landrecht  den  Fiskus 
durchweg  als  Erben:  gemftss  §  25,  II,  16  hat  er  alle  Rechte  und 
Pflichten  eines  gemeinen  Erben.  Das  Okkupationsrecht  bildet  also 
nur  den  Grund,  auf  welchem  das  Erbrecht  des  Fiskus  beruht  (Entsch. 
des  Ob.-Tr.  Bd.  7  S.  155),  mit  anderen  Worten  die  Okkupation  wandelt 
sich  in  Sukzession  um. 

n.  Als  Erbe  muss  der  deutsche  Fiskus  für  die  bona  vaeantia 
dem  Testamentserben  oder  Legatar  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
Rede  stehen.  Dasselbe  gilt  aber  auch  für  den  Fiskus  als  Okkupanten. 
Denn  bei  der  Einziehung  von  erblosem  Gut  greift  die  Verwaltung  in 
bestehende  Vermögensrechte  nicht  unter  Berufung  auf  das  öffentliche 
Interesse  ein,  sondern  sie  berufen  sich  auf  einen  dem  Staat  zustehen- 
den Eigenthumsanspruch.  Deshalb  gehört  ein  Streit,  welcher  zwischen 
dem  okkupireuden  Fiskus  und  dritten  ErbprStendenten  ausbricht,  als 
privatrechtlicher  nach  deutscher  Rechtsanschauung  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  (t\  Sarwey,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verw. -Rechte 
pflege  S.  373  ff.). 

Diese  Sfttze  gelten  unbedingt,  sofern  der  Gegenanspruch  von 
einer  Privatperson  erhoben  wird,  gleichviel  ob  es  sich  um  einen  In- 
Iftnder  oder  Anslftnder  handelt. 

Anders  wenn  ein  fremder  Staat  ex  tesiamento  Ansprüche  auf  den 
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Nachlass  erhebt.  BUer  stehen  sich  zwei  Staaten  als  Fisci  gegenüber. 
£&  fragt  sich^  ob  zur  Entscheidung  von  derartigen  Differenzen  die  or- 
dentlichen Grerichte  berufen  sind. 

Die  dem  Völkerrecht  angehörende  Frage  ist  in  der  Literatur 
nur  wenig  behandelt.  Von  den  meisten  Schriftstellern  wird  sie  ent- 
weder überhaupt  nicht  berührt  oder  nur  im  Anschluss  an  die  inter- 
nationale Rechtsstellung  des  Souveräns ,  d.  h.  für  die  Kombination 
erörtert,  dass  zwei  Staatshäupter  über  Privatrechte  mit  einander  in 
Streit  gerathen.  Erst  in  neuerer  Zeit  ist  von  einzelnen  Publizisten 
die  Entscheidung  direkt  auf  den  Fall  eines  Zusammen stosses  von  Staat 
ztt  Staat  abgestellt  worden. 

Die  Meinungen  differiren.  1.  Nach  der  einen  Auffassung  können 
Streitigkeiten  zwischen  zwei  Souveränen  oder  zwei  Staaten,  auch  wenn 
es  sieh  dabei  um  Privatrechte  handelt,  nicht  durch  die  ordentlichen 
Gerichte,  sondern  immer  nur  mit  den  Mitteln  des  internationalen 
Rechts  zur  Entscheidung  gebracht  werden. 

Diese  Ansicht  ist  zum  ersten  Male  im  Jahre  1789  von  (?.  F. 
V.  Härtens  (Prieis  de  droit  des  gens  §  173)  mit  voUer  Schärfe  auf- 
gestellt worden. 

,.Les  bims  immeubles,  qu'un  souveram  oranger  possede  chex  nous, 
9ontf  eomme  ceux  qui  appartiennent  immSdieUemeni  d  l'Etat  ou  ä  ses 
Sujets,  soumis  d  la  juridictian  de  VEtat  ou  ils  se  trouvent,  par  cons^» 
quent  ä  la  saisie  et  d  la  Sequestration,  Mais  des  contestations  entre 
deux  Mnsvercnns  par  rapport  d  leiurs  biens  privSs,  ü  en  est  cofnme  des 
disputes  qui  surviennent  imnUdiatement  de  nation  d  nation,  a  savoir 
qu'aueun  des  deux  ne  peut  etre  d  la  fois  juge  et  partie.  Les  saisies 
deeemees  dans  de  tels  eas  ne  sont  done  plus  des  saisies  de  droit  (arresta 
juris),  nuxis  des  saisies  de  fait,  qui  ont  la  naJture  de  rq^rSsailles  et  dont, 
entre  des  Etats  entierement  souverains,  la  UgitimitS  doit  se  juger  d'apris 
ks  mimes  principes,  qui  s'observent  en  ginSrcd  dans  la  defense  et  la 
poursuite  dies  droits  de  nation  d  nation,  dont  ü  sera  parli  dans  le  eha- 
pure  des  represaiUes, 

La  question  de  savoir  jusqu^d  quel  point  un  souverain  peut  se 
permettre  d'employer  les  forces  de  la  nation  d  la  poursuite  de  pritentions, 
qui  hn  sont  persomtelles,  n*est  pas  du  ressort  du  droit  des  gens,  &est  au 
droit  pubUe  ä  la  risovdre'^. 

In  ähnlicher  Weise  geht  Hartmann  (Instit.  d.  prakt.  Völkerrechts 
§  26)  davon  aus,  dass  wenn  Über  den  privatrechtlichen  Oüterbesitz 
zwischen  zwei  Souveränen  Streit  ausbricht,  der  judex  rei  sitae  zu  ent- 
aeheiden  hat.  Denn  als  zivilrechtliche  Person  in  Privatrechtssachen 
Bind  Souveräne  präsumtiv  nur  Privatpersonen.  „Ist  aber  der  Judex 
der  einen  Partei  staatsrechtlich  unterworfen,  so  kann  allerdings  der 
Zweifel  entstehen,  ob  derBichter  unabhängig  gestellt  ist,  um  ein  un- 
parteiisches Urtheil  abgeben  zu  können,  ob  nicht  vielmehr  Richter 
and  Partei  identisch  sind.  Alsdann  wird  der  anderen  Partei  nicht 
%lich  angesonnen  werden  können,  sich  jenem  Urtheil  zu  fllgen.   Der 
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verletzte  Souverän  vnrd  vielmehr,  wie  jeder  seiner  Unterthaoen  in 
ähnlichen  Fällen,  die  Interzession  des  Staates  zu  veranlassen  befi:^ 
sein  und  somit  den  Versuch  machen  können,  den  Streit  au  einer  inter- 
nationalen Frage  zu  erheben.  Ob  der  Staat  die  Privatsache  des  Sou- 
veräns zu  der  seiuigen  macheu  kann^  hängt  sowohl  von  dem  £rmessen 
der  Staatsregierung,  als  auch  von  der  Staatsverfassung  ab"^. 

Gebilligt  wird  diese  Argumentation  neuerdings  von  demjenigen 
Publizisten,  der  in  Deutschland  sonst  am  entschiedensten  für  die  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  gegenüber  fremden  Staaten  und  Souveränen 
eintritt  {v.  Bar,  Intern.  •  Privatrecht  Bd.  2  S.  687): 

,,  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Staaten,  wenn  auch  ttber  ein  Privat- 
recht, sind  als  völkerrechtliche,  der  Kognition  der  Gerichte  entzogen.^ 
Auch  ,, Streitigkeiten  unter  zwei  Souveränen,  welche  die  Staaten  selbst 
nicht  berühren,  werden  als  der  Jurisdiktion  der  Gerichte  nicht  unter- 
worfen betrachtet. 

In  solchen  Fällen  könnte  auch  leicht  von  einer  immerhin  unbe- 
wussten  Parteilichkeit  der  Gerichte  gesprochen  werden.  Prinzipiell 
dürfte  der  Jurisdiktion  nichts  entgegenstehen.  Doch  wird  der  Sou- 
verän, der  Partei  ist,  und  dessen  Staate  etwa  die  Jurisdiktion  zu- 
käme, besser  thun,  ein  Schiedsgericht  zu  proponiren.^ 

2.  Nach  der  anderen  Auffassung  waltet  dagegen  kein  Bedenken 
ob,  die  Entscheidung  von  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  zwei 
Souveränen  oder  zwei  Staaten  den  ordentlichen  Gerichten  zuzuweisen, 
namentlich  wenn  sich  das  Streitobjekt  im  Gebiete  der  einen  Partei 
befindet. 

Dieser  Ansicht  hat  zuerst  im  Jahre  1818  Sf^melzing  (Gründe 
des  prakt.  europ.  Völkerrechts  Bd.  1  S.  287)  Ausdruck  gegeben: 

,,Die  Streitigkeiten  zweier  Souveräne  über  ihre  Privatgttter  kön- 
nen, genau  betrachtet  nicht  anders  wie  die  BechtskoUisionen  zweier 
Privaten  über  ein  Streitobjekt  beurtheilt  werden.  Der  Rechtsstreit  des 
zeitlichen  Staatshaupts  ist  nicht  wohl  mit  einer  Angelegenheit,  welche 
das  Wohl,  die  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  der  Staatsgesammtheit 
betrifft,  zu  verwechseln.  Schwierig  möchte  nur  die  Beantwortung  der 
Frage  bleiben:  wer  der  Richter  des  Privatrechtsstreits  dieser  Souve- 
ränen sei^.  Nach  Schmdzmg  können  sie  sich  dem  ürtheil  einer 
I  richterlichen  Behörde  des  einen    oder    anderen  Staates  in  den    beson- 

deren Instanzen  unterwerfen,  da  sie  als  Privatpersonen  für  privat- 
rechtliche  Ansprüche  unter  ihren  landesherrlichen  Gesetzen  stehen  und 
insoweit  durch  öffentliche  Fiskale  vertreten  werden.  Sie  können  aber 
auch  ein  schiedsrichterliches  Urtheil  herbeiführen. 

In  gleichem  Sinne  äussert  sich  Pinheiro-Forreifn  in  der  von  ihm 
1881  besorgten  Ausgabe  des  Marten'Bch&a  PrMs  (II,  816).  Er  be- 
zeichnet die  gegentheilige  Auffiissung  von  Härtens  als  y^fausse  et  mon- 
siruiuae^.  Derartige  Streitigkeiten  ^pefu/&ent  ei  doiveni  etre  dMdSs 
par  ks  tnbuncaac  du  paya,  oü  se  trauvent  aituies  lea  propnitis  du  aau- 
veröden..   A  cet  egard  ü  n'est  qu^un  swnple  prcprüttme;  et  UnUe  can- 
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tesiation  au  sujei  des  biens,  qu'il  y  passede,  doü  etre  dScidSe  d^aprea  les 
kns  du  pays,  eomme  si  les  biens  appartenaient  d  ioute  autre  per  sonne*'. 

Beigetreten  sind  demnäclist  Phiüimare  (Comment,  up  interlaw  111^ 
§  110)^  Heykmg  (L'exterritarialüS  128)  und,  in  ausführlicher  Be- 
gründung gegen  Mariens  Ansicht,  Qüvo  (Droit  intern.  Hl,  §  1,  475). 

J.II  nous  est  dif fidle  de  par tager  cette  nianiere  de  voir,  surtoui 
hrsque  Vohjet  du  liHge  est  materteUement  plac6  sous  la  juridiction  de 
Vun  des  deux  souverains.  En  pareüle  matiere  tout  depend  de  la  s^ituation 
inamovible  faite  au  jt^e,  de  son  ind6pendanoe  ahsolue  d  Vegard  du  pou- 
voir  eoceeuHf,  des  garanties  de  liberti  et  d^impartialite  qu'offrent  les  for- 
mes  de  procedure,  en  un  mot,  du  respect  absolu  qui  entoure  dans  le 
pays  radministraiion  de  la  justice.  Lorsque  ioutes  ces  canditians  se 
trouvent  rempUes^  nous  n'enh^evoyons  pas  quels  principes  de  droit  on 
pouarrait  imvoquer  pour  soustraire  les  propriMs  privies  d'un  souverain 
etranger  d  l'action  des  Uns  et  des  tribunaux  du  pays,  ou  ces  propriStis 
9ont  süuSes.  Bien  n'empeche  d'ailleurs  les  parties  nUiress6es  de  dessaisir 
d'un  commun  aecord  leurs  propres  tribunaux  et  de  s'enkndre  soit  pour 
vider  leur  differend  par  voie  d^arbitrage,  soit  pour  attribuer  eompitence 
QU  iribunal  d'un  pays  tiers-^. 

Die  Schmehing-Calvo^wh'^  Ansicht,  wonach  der  ordentliche  Rechts- 
weg immer  offen  steht,  wenn  zwei  Staaten  über  privatrechtliche  An- 
sprüche mit  einander  in  Streit  gerathen,  entspricht  zwar  der  l'endenz 
des  neueren  Völkerrechts,  welches  den  alten,  allmählich  typisch  ge- 
wordenen Satz:  dass  Klagen  gegen  fremde  Staaten  und  Souveräne 
vor  den  Grerichten  überhaupt  nicht  angenommen  werden  dttrfen,  und 
eine  Yemrtheilung  fremder  Begierungen  im  Prozess  überall  unzulässig 
sei,  —  als  eine  Verletzung  des  allgemeinen  Bechtsbewusstseins  nicht 
mehr  gelten  lassen  will.  Aber  sie  geht  in  ihrer  Allgemeinheit  ebenso 
zu  weit,  wie  die  ihr  gegenüberstehende  Martens-Bar^i^e  Ansicht,  wo- 
nach streitige  Privatrechte  zwischen  zwei  Staaten  immer  nur  auf 
völkerrechtlichem  Wege  zur  Entscheidung  gebracht  werden  können. 

1.  Wäre  eine  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  stets  und 
überall  begründet,  sofern  zwei  Staaten  als  Fisci  mit  einander  koUi- 
diren,  so  müsste  der  zivile  Rechtsweg  folgerichtig  auch  für  solche 
Ansprüche  gangbar  sein,  welche  aus  Staats  vertragen  mit  privatrecht* 
lichem  Inhalt  für  die  kontrahireuden  Staaten  erwachsen.  Solche  Ver- 
trige  sind  durch  die  Verkehrsentwickelung  der  neueren  Zeit  ausser- 
ordentlich zahlreich  geworden.  Mittels  Staatsverträgen  werden  Käufe 
von  Gruttdeigenthum  abgeschlossen,  Zahlungsverbindlichkeiten  für  die 
Herstellung  und  Eirhaltung  von  Bauwerken  übernommen,  Anschlüsse 
an  Eisenbahnen  zugestanden,  Bürgschaften  für  die  planmässige  Tilgung 
von  Staatsschulden  geleistet  u.  s.  w.  Offenbar  betreffen  derartige  Ab- 
machungen Gregenstände,  welche  unter  rein  privatrechtliche  Gesichts- 
punkte fallen.  Sie  würden  daher,  sofern  die  Kontrahenten  Privat- 
personen wären,  eine  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  begründen. 
Aber  in  Doktrin  und  Staatenpraxis  waltet   kein    Zweifel  darüber  ob^ 
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dasB  derartige  Abkommen,  sofern  sie  zwischen  Staaten  abgeschlossen 
werden,  trotz  ihres  privatrechtlichen  Inhalts  aus  dem  Bahmen  prirat- 
rechtlicher  Beurtheilung  heraustreten  und  als  öffentlich  rechtliche  Ver- 
trftge  allwege  unter  den  Normen  des  Völkerrechts  stehen.  Ob  sie 
gültig  zu  Stande  gekommen,  welchen  rechtlichen  Effekt  sie  äussern. 
unter  welchen  Voraussetzungen  sie  gekündigt  werden  können,  vor 
Allem,  mit  welchen  Mitteln  sie  zu  realisiren  sind:  alle  diese  Fragen 
beantworten  sich  anerkanntermassen  nicht  nach  Privatrecht,  sondern 
nach  den  Normen  des  Völkerrechts.  Was  einen  Vertrag  zum  Staats- 
vertrag stempelt,  ist  eben  nicht  die  Natur  des  Objekts,  sondern  ledig- 
lich die  Beschaffenheit  der  daran  betheiligten  Subjekte  {Störk  in 
V.  Stengel,  Wörterbuch  des  Verwaltnngsrechts  Bd.  1  S.  516  ff.). 

2.  Wäre  umgekehrt,  wegen  der  aus  der  Souveränität  fiiessenden 
Unabhängigkeit  der  Staaten,  eine  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Ge- 
richte stets  und  Überall  da  zu  verneinen,  wo  zwei  Staaten  als  Fisci 
mit  einander  kollidiren,  so  mUsste  der  zivile  Rechtsweg  folgerichtig 
nicht  blos  für  Ansprüche,  die  auf  öffentlich  rechtlichen  l'iteln  (Staats- 
verträgen) beruhen,  sondern  auch  für  alle  Forderungen  ausgeschlossen 
sein,  die  rein  zivilrechtlich  ftmdirt  sind. 

Damit  aber  würde  sich  eine  Antinomie  ergeben,  für  deren  innere 
Berechtigung  ein  luJtbarer  Grund  überall  nicht  zu  erkennen  ist. 
Wie  oben  bemerkt,  unterliegen  fremde  Staaten  dem  Forum  rei  sitae, 
dem  Forum  hereditaiis  und  jedem  Forum,  dem  sie  sich  freiwillig 
unterworfen  haben.  Gilt  dieser  Satz,  was  heute  allgemein  zugestanden 
ist,  für  Streitigkeiten,  bei  denen  der  fremde  Staat  als  Fiskus  einer 
Privatperson  gegenübersteht,  so  ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  er  seine 
Geltung  dann  verlieren  sollte,  wenn  die  Stelle  der  Privatperson  zu- 
fällig durch  einen  anderen  Fiskus  eingenommen  wird.  In  beiden 
Kombinationen  liegt  par  ratio  vor. 

Der  Einwand,  dass  es  einem  Staat  nicht  angesonnen  werden 
könne,  das  Urtheil  eines  ausländischen  Richters  anzunehmen,  wilrde 
die  Zuständigkeit  der  Gerichte  auch  in  solchen  Fällen  ausschliessen. 
wo  die  Parteirollen  zwischen  einer  Privatperson  und  einem  fremden 
Fiskus  vertheilt  sind.  Und  ebensowenig  lässt  sich  hier  ohne  Weiteres 
der  Satz  verwerthen,  dass  Niemand  in  einer  Sache  zugleich  Partei 
und  Richter  sein  dürfe.  Gewiss  wird  er  solchen  Staaten  gegenüber 
gelten  müssen,  in  welchen  Justiz  und  Verwaltung  nicht  von  einander 
getrennt  sind.  Wo  aber  die  Rechtsprechung  in  den  Händen  von 
selbständigen,  unabhängigen  Gerichten  liegt  und  das  gerichtliche  Ver- 
fahren kraft  gesetzlicher  Regelung  eine  Gewähr  für  Freiheit  und  Un- 
parteilichkeit des  Urtheils  bietet,  kann  die  subjektive  Besorgniss  vor 
einer  „immerhin  unbewussten'^  Parteilichkeit  nicht  als  juristisch  zu- 
reichender Grund  erachtet  werden,  um  daraufhin  die  Entscheidung 
des  zuständigen  Richters  abzulehnen. 

Die  gegentheilige  Annahme  würde  der  Willkür  Thür  und  Thor 
öfhen,  der  Justiz  den  Boden  abgraben  und  die  Möglichkeit  gewähren, 
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jeden   Bechtsstreit    zwischen    Staaten    in    einen   Machtgtireit    umzuge- 
stalten. 

Dass  vorstehendes  Urtheil  den  Rechten  gemäss   ist,    wird  hiermit 
urkundlich  unter  Siegel  und  Unterschrift  bescheinigt. 

Berlin^  den  27.  Dezember  1892. 

Senior  und  Professoren  der  Juristen-Fakultät  der  Königlichen 

Friedrich- Wilheims-Universität : 

von  Oneist,    Demhurg^   Hinsehius,   Brunner,   Hvhler,   Pemiee,    Oierke, 

Eck,  Kohkr. 


Reclitsprecliung. 
Deutschland. 

Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

OeriUches  Recht  für  die  Frage  der  Zulässigkeit  des  Rechtsweges. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelßtein  in  Hamburf?. 

Die  Revision  des  Kittgers  gegen  das  in  Band  II  8.  291—292 
mitgetheilte  Urtheil  des  Hans.  O.L.G.  ist  vom  Beichsgericht,  Zivil- 
senat YLf  am  2.  November  1891  verworfen  worden.  In  den  Grttnden 
heisst  es  (Hans.  Ger.Ztg.  Beibl.  1892  Nr.  166): 

yjNachzupriifen  war  hier  hauptsttchlich  nur  die  Frage  ^  ob  nach 
den  die  örtliche  Geltung  der  Bechtsnormen  regelnden  gemeinrecht- 
lichen Grundsätzen  das  Oberlandesgericht  hier  überhaupt  mit  Becht 
das  Preussische  Recht  zur  Anwendung  gebracht  habe.  Dieselbe 
muftste  bejaht  werden.  £s  handelte  sich  hier  um  Ansprüche  des 
Klägers  aus  seinem  vormaligen  Staatsbeamtenverhttltnisse;  denn  ob- 
gleidi  die  Voraussetzungen  und  der  Inhalt  seiner  Pensionsberechtigung 
unter  Beachtung  des  Pensionsreglements  der  früheren  Berlin-lEbunburger 
Eisenbahngesellschaft  zu  bestinmien  waren,  so  beruhte  doch  auch  dies 
auf  den  ihm  bei  seiner  Anstellung  als  Beamten  gemachten  Zusicherungen^ 
keineswegs  auf  einem  privatrechtlichen  Vertragsverhältnisse,  wie  ein 
solches  allerdings  früher  zwischen  ihm  und  der  Berlin-Hamburger 
EisenbahngesellsGhaft  obgewaltet  hatte.  Da  nun  das  fragliche  Staats- 
beamtenverhttltniss  ein  preussisches  war,  so  kann  es  keinem  Zweifel 
UDterli^en,  dass  es  jedenfalls  in  materieller  Beziehung  dturchaus 
nach  preuasischem  Bechte  beurtheilt  werden  musste.  HiefÜr  ist  es 
auch  unerheblich,  dass  der  Kläger  dienstlich  einer  Behörde  unterstellt 
war,  welche  mit  Zustimmung  des  Hamburgischen  Staates  ihren  Sitz 
in  Hamburg  hatte,  und  dass  der  Dienst^  zu  welchem  der  Kläger  an- 
gestellt wurde,  zunächst  in  Mecklenburg  zu  leisten  war. 

Zcitwluift  f.  intorn.  Privat-  n.  Stntfreoht  «t«.,  B*nd  III.  20 
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Ein  Zweifel  konnte  etwa  nur  in  der  Beziehung  entstehen,  ob 
die  Frage  wegen  der  der  Entscheidung  des  Eisenbahnbetriebsamtes 
den  klägerischen  Ansprüchen  gegenüber  zukommenden  Bedeutung  zur 
materiellen  Beurtheilung  der  Streitsache  gehöre.  Das  Bero^gs- 
gericht  bezeichnet  an  einer  Stelle  seiner  Entscheidungsgründe  als 
Gegenstand  dieser  Frage  die  „Zulässigkeit  des  Rechtsweges*'^  indem 
es  sich  auf  v,  Bar,  Internationales  Privatrecht^  Aufl.  2^  Bd.  2  S.  397  f., 
für  die  Ansicht  beruft;  dass  die  Eutscheidimg  derselben  nach  dem 
materiell  Air  die  Sache  massgebenden  Rechte  zu  erfolgen  habe.  Wemi 
diese  Formulirung  der  Frage  zuträfe^  so  würde  die  Entscheidung  für 
richtig  nicht  erachtet  werden  können.  Nach  genauem  Spracbgebrauche 
kann  man  von  einer  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  nur  da 
reden,  wo  die  Entscheidung  über  einen  ParteioDstreit  als  eine 
noch  ausstehende,  zukünftig  nicht  den  Gerichten,  sonderu 
einer  andern  Behörde  zukommt.  Das  ist  allemal  eine  Frage 
der  Behördenorganisation,  öffentlich-rechtlicher  Natur  imd  daher  zweifel- 
los nur  nach  dem  Rechte  des  Gerichtsortes  zu  beurtheilen.  Davon 
sind  aber  allerdings  solche  Fälle  durchaus  zu  unterscheiden,  wo 
die  Existenz,  bezw.  der  Inhalt  eines  Anspruches  sich  materiell- 
rechtlich unter  Anderen  nach  einem  schon  vorliegenden  und  so 
weit  also  massgebenden  Ausspruche  irgend  einer  Behörde 
bestimmt.  Das  Geltungsgebiet  einer  solchen  Vorschrift  des  materiellen 
Rechts  ergiebt  sich  selbstverständlich  nur  aus  den  allgemeinen  privat- 
rechtlichen Grundsätzen  über  die  territoriale  Abgrenzung  der  Herr- 
schaft der  Rechtsnormen.  Der  Unterschied  dieser  beiden  Arten  von 
Fällen  ist  in  der  vom  Oberlandesgericht  angeführten  Erörterung 
V.  Bar^s  unbeachtet  geblieben.  Dagegen  ist  er,  formell  zwar  nicht 
vom  Standpunkte  des  Deutschen  Rechts,  aber  von  dem  des  preussi- 
schen  Landrechts  aus,  schon  hervorgehoben  vom  lY.  Zivilsenat  des 
Reichsgerichts  in  der  Sache  N.  37/86,  eine  Entscheidung,  welche 
daher  zu  der  vom  genannten  Schriftsteller  dargelegten  Auflassung  gar 
nicht  in  einem  so  entschiedenen  Gegensatze  steht,  wie  er  selbst  (a.  a. 
0.  S.  397  Anmerkung  2),  dem  offenbar  nur  der  Auszug  bei  Bohe, 
Praxis  des  Reidisgerichts  Bd.  3  Nr.  30  bekannt  war,  meint;  vgl. 
übrigens  auch  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Ziv.-S.  Bd.  10 
S.  320  und  Bd.  11  S.  227,  sowie  Bahr,  Rechtsstaat,  S.  60  ff. 

Im  vorliegenden  Fall  nun  handelt  es  sich,  sowohl  nach  dem 
wirklichen  Inhalte  des  §  5  des  erwähnten  preussischen  Gresetzes  vom 
24.  Mai  1861,  als  auch  nach  der  vom  Oberlandesgericht  über  den- 
selben getroffenen  Feststellung,  richtig  au^efasst  nicht  um  eine 
eigentliche  Zulässigkeit  des  Rechtsweges,  sondern  um  einen 
Fall  der  zweiten  Art.  Durch  den  §  1  des  angeführten  Gesetzes  ist 
allen  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  der  Staatsbeamten  aus  ihrem 
Dienstverhältnisse  ohne  jede  Einschränkung  der  Rechtsweg  eröffnet 
worden;  allerdings  mit  gewissen  ,, Massgaben ^^;  aber  diese  Massgaben 
betreffen,  soweit  sie  einschränkender  Natur  zu  sein  seheinen,  nur  die 
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materiellen  Varaussetzungen  gewisser  oder  aller  hierher  gehörigen 
Ansprüche  ...  Es  liegt  also  auch  im  Berufnngsurtheile  nur  eine 
Yerkennung  der  Existenz  eines  Unterschiedes  zwischen  den  beiden 
oben  auseinander  gesonderten  Arten  von  FKllen  vor,  wXlirend  die  Ent- 
scheidung selbst  y  dass  für  die  hervorgehobene  Frage  hier  das 
Prenssische  Recht  massgebend  ist,  richtig  ist.'^ 

Prokibttivgesetx.     Kurhess.   Verordnung    vom    20,  August  1800. 

Wenn,  wie  das  Berufungsgericht  angenommen  hat^  die  Kurhess. 
Verordnung  vom  20.  August  1800,  welche  als  höchste  gesetzmftssig 
erlaubte  Belohnung  des  Maklers  2  ^/^  Hakelgeld  festsetzt^  ein  zwingen- 
des Prohibitivgesetz  ist,  was  übrigens  angesichts  des  Wortlautes  und 
des  Inhalts  der  Verordnung  nicht  für  rechtsirrthümlich  angesehen  wer- 
den kann,  so  kann  vor  den  Gerichten  der  vormals  hessischen  Landes- 
theile  eine  höhere  Provision  nicht  verfolgt  werden^  der  Vertrag  mag 
innerhalb  oder  ausserhalb  dieser  Landestheile  abgeschlossen,  sein. 
Entsch.  des  Reichsger.  vom  4.  Dezember  1891  {Bolxe  etc.  Bd.  18 
8.  9). 

Statuten- KoUision,  Nach  welchem  Rechte  bestimmen  sich  die 
obligatorischen  Wirkungen  ein^s  im  Geltungsgebiet  dss  nassauischen 
Rechts  über  ein  in  der  bayerischen  Rheinpfah  belegenes  Orund- 

stUck  geschlossenen  Kaufvertrags? 

Crtheil  des  Reichsgerichts  (^III.  Zivilsenat)  vom  26.  Januar  1892. 

Mitgetheiit  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Menzen  in  Hechiogeu. 

Unter  Berufung  auf  eine  am  27.  Juni  1890  zu  Wiesbaden  mit 
dem  daselbst  wohnhaften  Beklagten  mündlich  geschlossene  Ueberein- 
kunft  über  Verkauf  des  in  der  bayerischen  Rheinpfalz  belegenen 
kläg^ischen  Weinguts  zum  Preise  von  95  000  Mk.  verlangte  Klllger 
mit  der  bei  dem  Landgerichte  zu  Wiesbaden  erhobenen  Klage  Voll- 
ziehung des  Vertrags  durch  Errichtung  einer  Notariatsnrkunde  und 
Zahlung  des  ELaui^reises  oder  Entschädigung  in  Höhe  —  nach  dem 
Antrage  zweiter  Instanz  —  von  15000  Mk.  Die  Klage  ist  von  der 
m.  ZiTÜkammer  des  genannten  Landgerichts  durch  Urtheil 
Tom  7.  Februar  1891  mit  folgender  Begründung  abgewiesen  worden; 

Die  Klage  wird^  nach  der  Behauptung  des  Klägers,  auf 
einen  mAlndlich  zu  Wiesbaden  abgeschlosseneu,  die  Eigenthumsüber- 
tragung  eines  in  der  bayerischen  Rheinpfalz  belegenen  Immobile  be- 
zielenden  Kaufvertrag  gestützt.  Gi«ht  man  nun  in  Uebereinstimmung 
mit  den  im  gemeinrechtlichen  Gebiete  massgebenden  allgemeinen 
GrandaXtaen  des  internationalen  Privatrechts  und  der  auch  sonst  in 
Theorie  und  Praxis  vorwiegend  vertretenen  Ansicht  bei  der  Ent- 
scheidung der  Frage,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  Kontraktsver- 
hXltnisse  zu  beurtheileu  sind,  davon  aus,  in  erster  Linie  die  Fest- 
atellung  für  entscheidend  zu  erachten,    welchem  Rechte    die  Vertrags- 
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Parteien  die  Bechtswirknngen  des  YertrageB  nnterstellen  wollten,  so 
muBB  man  im  vorliegenden  Fall  dazu  gelangen^  das  Recht  der  be- 
legenen Sache  fUr  das  das  streitige  BechtsverhttltnisB  ergreifende  zu 
betrachten.  Denn  der  Vertrag  war,  mangels  anderweiter  Abrede,  Zug 
um  Zug  zu  erfüllen,  daher,  da  ein  Immobile  den  Gegenstand  bildete, 
an  dem  Orte,  wo  dasselbe  belegen.  Der  Natur  der  Sache  nach  be- 
stimmte sich  deshalb  auch  die  Zahlungspflicht  des  Käufers  nach  dem 
gleichen  Becht.  Nun  lautet  Artikel  219  des  bayerischen  Gesetzes 
zur  Ausfuhrung  der  Beichs-Zivilprozessordnung  und  Konkursordnung 
vom  23.  Februar  1879^  im  V.  Abschnitte,  Bestimmungen  fUr  die 
Pfalz:  „üeber  alle  Verträge,  welche  das  Eigenthum  oder  dingliche 
Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  betreffen,  sind  bei  Strafe  der  Nich- 
tigkeit Notariatsurkunden  zu  errichten.*^  „Bezüglich  des  üebertrags 
eines  Vorzugs-  oder  Unterpfandrechts  sowie  des  Verzichts  daran£ 
findet  Abs.  1  keine  Anwendung,  und  verbleibt  es  bei  den  bisherigen 
Bestimmungen."  Unzweifelhaft  muss  also  im  Sinne  dieses,  absolut 
gebietenden,  Gesetzes  jedweder  Veräussenmgs vertrag  über  die  in 
seinem  Gebiete  belegenen  Grundstücke  notariell  beurkundet  sein,  soll 
anders  eine  gültige  Verpflichtung  entstehen.  Weil  dieses  Gesetz  die 
Durchführung  eines  Prinzips,  nicht  nur  die  Beobachtung  einer  Form 
beabsichtigt,  so  trifft  es  jeden  auf  eine  Veränderung  der  rechtlicheu 
Verhältnisse  der  ihm  unterworfenen  Liegenschaften  gerichteten  Akt, 
durch  welchen  der  Uebergang  des  Eigenthums  an  einem  Immobile 
—  in  seinem  örtlichen  Geltungsgebiet  —  als  letzte  und  eigentliche 
Folge  herbeigeführt  werden  soll.  Wie  die  Erwerbung  der  Liegen- 
schaft selbst  untersteht  daher  ein  solcher  Vertrag  der  Benrtheilmig 
nach  dem  Realstatut  und  darum  ist  die  Berufung  des  Klägers  auf  die 
häufig  angezogene,  aber  nicht  immer  zutreffende  Regel  „ioeus  regü 
adum^  für  das  vorliegende  VerhlÜtniss  verfehlt.  Mit  ihrer  Anwen- 
dung käme  man,  da  Kläger  in  der  Pfalz  wohnhaft,  zu  dem  sach- 
widrigen Ergebniss,  dass  Beklagter  aus  dem  Vertrag  zwar  haften,  da- 
gegen bei  einer  in  der  Rheinpfalz  gegen  den  Kläger  zu  erhebenden 
Klage  Rechte  aus  demselben  zu  verfolgen  nicht  im  Stande  sein  würde. 
Vergl.  die  übereinstimmende  Entscheidung  des  O.A.G.  Lübeck,  Seuff. 
Archiv  Bd.  8  Nr.  2  (vgl.  Bd.  22  Nr.  204),  die  Entscheidung  des 
Oberlandesgerichts  Frankfurt  vom  18.  September  1884  in  S.  Flmseher 
c.  Keier'^  sowie   Windscheid  §  35  Nr.  7. 

Demgemäss  ist  also  der  behauptete  Vertrag  nicht  als  mit  rechts- 
verbindlicher Wirkung  abgeschlossen  anzusehen,  und  die  Klage  abzn- 
weisen,  ohne  dass  es  eines  Eingehens  auf  das  übrige  Vorbringen  der 
Parteien  bedarf,  ob  in  der  That  ein  Vertrag  geschlossen,  ob  eventuell 
der  Vertrag,  wie  behauptet,  wieder  rückgängig  gemacht  worden  und 
ob  mit  den  vorgebrachten  Thatsachen  die  verschiedenen  Klageanträge 
in  schlüssiger  Weise  begründet  sind. 

Die  gegen  diese  Entscheidung  von  dem  Kläger  eingelegte  Be- 
rufung    wurde    durch     Urtheil     des     Oberlandesgerichts,      erster 
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ZiTÜflenat.  yom  27.  Jimi  1891^  ans  folgenden  Gründen  anrttckge- 
wiesen: 

Das  Vertragsverhältniss  zwischen  den  Parteien  unterliegt^  wie 
das  angefochtene  Urtheil  zutreffend  ausgeführt  hat,  weil  es  sich  um 
Grundstücke  handelt,  der  Beurtheilung  nach  dem  Rechte  der  belegenen 
Sache,  also  vorliegend  nach  dem  für  die  bayerische  Rheinpfdz  gül- 
tigen Rechte.  Das  bajerische  AusfÜhrungsgesetz  zur  Zivilprozessord- 
mmg  und  Konknrsordnung  vom  23.  Februar  1879  V.  Abschnitt 
^Bestimmungen  für  die  Pädz-^  (Ges.  u.  V.0.B1.  für  das  Königreich 
Bayern  1879  8.  181)  lautet  im  Art.  219  unter  der  üeberschrift: 
^Ekwerb  von  Eigenthnm  und  dinglichen  Rechten  an  unbeweglichen 
Sachen^  dahin:  ^lieber  alle  Verträge,  welche  das  Eigenthnm 
nubeweglicher  Sachen  oder  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen 
Sachen  betreffen,  sind  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  Notariatsurkunden 
zu  errichten^.  Unzweifelhaft  sind  danach  in  Bezug  auf  unbe- 
wegliche Sachen  die  in  der  Rheinpfalz  abgeschlossenen  Kaufver- 
träge, soweit  sie  der  notariellen  Form  entbehren,  unwirksam  und  zwar 
sowohl  hinsichtlich  des  sonst  nach  französischem  Rechte  unmittelbar 
und  ohne  Tradition  erfolgenden  Eigenthumsübergangs  (c.  c.  Art. 
2182 — 2192)  als  auch  in  obligatorischer  Beziehung.  Wenn  aber  die 
Vorinstanz  weitergeht  und  annimmt,  dass  diese  Vorschrift  auch  für 
die  blos  obligatorischen  Wirkungen  aus  einem  ausserhalb  der  Rhein- 
pfiüz  abgeschlossenen  Kaufvertrage  massgebend  sei,  so  erscheint  diese 
Ansicht  nicht  als  genügend  begründet.  Vom  Standpunkte  des  ge- 
meinen Rechts  mnss,  trotz  vereinzeltem  Widerspruche,  wie  er  aus 
den  vom  Vorderrichter  zitirten  Entscheidungen  sich  ergiebt ,  an  der 
mit  grosser  Üebereinstimmung  aufgestellten  Unterscheidung  festgehalten 
werden^  dass  zwar  nicht  für  die  Erfordernisse  der  Bestellung  und 
Cebertragnng  dinglicher  Rechte,  wohl  aber  für  die  blos  obligatorische 
Verpflichtung  zu  dieser  Bestellung  imd  Uebertraguug  auch  bei  Immo- 
bilien der  Satz:  locus  regit  actum  gültig  ist  (vgl.  Wächter ,  Arch.  f.  civ. 
Pr.  Bd.  24,  S.  888  Note  882,  BeseUr,  Deutsches  Privatrecht  2.  Aufl. 
§  39  S.  116  sub.  VII  b.  und  Note  80,  v.  Bar,  Internat.  Privatrecht 
2.  Aufl.  Bd.  1  S.  620—621  Note  12  und  13). 

Indessen  würde  hier  nicht  der  Standpunkt  des  gemeinen  Rechts 
durchgreifen,  welchem  nur  die  Entscheidung  darüber  zu  entnehmen 
war.  welchem  Rechte  das  StreitverhKltniss  unterworfen  sei,  während 
fiber  den  Inhalt  dieses  Rechts,  nachdem  sich  einmal  seine  Anwend- 
barkeit ergeben  hat,  auch  in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage  über 
die  Dothwendige  Form  der  Verträge,  nur  dieses  Recht  selber  die  Aut- 
wort geben  kann  (vgl.  Seuffert,  Arch.  Bd.  22  S.  204,  824,  Reichs- 
genchtsentscheidungen  Bd.  20  S.  864). 

Massgebend  ist  daher  das  in  der  Rheinpfalz  gültige  Recht.  Die 
Kegel:  locus  regit  actum  ist  auch  dem  französischen  Rechte  bekannt 
und  aus  dem  darüber  von  Foelix  iroM  du  droit  international  S.  87 — 111 
bes.  S.  94,  102,  108  Gesagten  ergiebt  sich  auch,  dass  sie  es  wesentlich 
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in  dem  gleichen  Sinne  ist,  wie  er  eben  für  das  gemeine  Becht  ist 
angegeben  worden.  Daraus  lässt  sich  also  ein  entscheidender  Grand 
gegen  die  Anwendung  der  Regel  in  unserem  Falle  nicht  mitaehmen. 
Möglich  bleibt  es  aber,  dass  der  Art.  219  des  zitirten  bayerischen 
Ausfuhrungsgesetzes  im  Sinne  des  Gesetzgebers  die  Bedeutung  haben 
sollte,  dass  damit  auch  jede  Wirkung  der  nicht  vor  einem  Notare, 
wenn  auch  im  Auslande,  abgeschlossenen  VertrIKge  ausgeschlossen  sei. 
Indess  mit  Sicherheit  lässt  sich  dies  weder  aus  dem  Inhalte  noch  ans 
der  Wortfassung  entnehmen,  da  nicht  anerkannt  werden  kann,  dass 
derartige  Formvorschriften,  auch  wenn  sie  den  sachlichen  Zweck  ver- 
folgen, die  bei  Liegenschaftskftufen  vorkommenden  Missbräuche  zu  be- 
seitigen, von  selbst  in  diesem  weitergehenden  Sinne  zu  verstehen 
sind  (vgl.  von  Bar  1.  c.  S.  621  Note  13  und  für  eine  analoge  Frage 
Reichsgerichtsontscheidnngen  Bd.  9  S.  176—177,  Seufferfs  Archiv 
Bd.  1  S.  328 — 31).  Zugegeben  muss  zwar  werden,  dass  gerade  die 
bayerische  Praxis  dem  hier  bekämpften  Standpunkte  zuneigt  (vgl. 
Roth,  Deutsches  Privatrecht,  §  51  S.  296  sub.  V.  1)  und  dass  IM 
selbst  an  dieser  Stelle  (Note  125)  die  Vorschrift  des  bayerischen 
Rechts  über  den  Verbriefungszwang  (Notariatsgesetz  vom  10.  November 
1861)  im  Sinne  des  Ausschlusses  jeder  anderen  Form  auslegt.  Dies 
ist  aber  nicht  genügend,  eine  unzweifelhafte  Entscheidung  zu  ge- 
winnen. Nach  Gestalt  des  vorliegenden  Falles  bedarf  es  einer  solchen 
auch  nicht.  Denn'  wenn  auch  hienach  die  Begründung  des  ersten 
Urtheils  als  zutre£Pend  nicht  erachtet  werden  kann,  so  etgiebt  sich 
doch  die  Zurückweisung  der  Berufung  aus  einem  anderen  Gesichts- 
punkte. Der  in  Wiesbaden  wohnhafte  Beklagte  ist  verheirathet  und 
es  ist  nicht  bestritten,  dass  ftir  seine  Ehe  das  nassauische  eheliehe 
Güterrecht  das  massgebende  ist.  Nach  diesem  aber  konnte  der  Be- 
klagte auch  obligatorisch  nur  dann  gebunden  werden,  wenn  seine 
Ehefrau  dem  Kaufvertrage  über  die  in  Rede  stehenden  Immobilien 
zugestimmt  hätte,  während  er  bis  zu  dieser  Zustimmung  r.i'^n  Kauf- 
vertrag zu  halten  nicht  schuldig  ist'^  (§  ^  ^^  Kontraktenordnung 
vom  21.  März  1774  und  Ministerial Verordnung  vom  5.  Juni  1816 
bezw.  das  damit  eingeführte  Reskript  vom  5.  Juni  1781;  Bertram, 
Nass.  Familienrecht  S.  85—86). 

Auf  diese  die  Handlungs-  und  bezw.  Verfügungsfähigkeit  des 
Beklagten  berührende  Frage  kommt  für  seine  Person,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Lage  der  erkauften  Grundstücke,  das  nassauische  Recht  xur 
Anwendung. 

Der  Kläger  hat  nun  selbst  nicht  behauptet,  dass  die  Einwilligung 
der  Ehefrau  des  Beklagten  erfolgt  sei,  insbesondere  auch  nicht,  dass 
diese  Einwilligung  bei  den  Verhandlungen  vom  27.  Juni  1890  ge- 
geben worden  sei^  während  dies  bei  dem  Besuche  vom  2.  Juli  1890 
nach  der  eigenen  Darstellung  des  Klägers  nicht  der  Fall  war.  In 
der  Angabe  des  Klägers,  Beklagter  habe  ihm  bei  Annahme  des  Ge- 
botes von  95  000  Mk.  erklärt,  er  stehe  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
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dafftr  «b,  dass  seine  Frau  einverstanden  sei,  kann  die  Behauptung 
des  thatsächlich  gegebenen  Konsenses  nicht  gefunden  werden;  dieses 
Vorbringen  ist  daher  unerheblich. 

Nach  Vorstehendem  ist  ein  den  Beklagten  bindender  Vertrag 
nicht  zu  Stande  gekommen  and  es  war  deshalb  die  Berufung  zurück- 
zuweisen, ohne  dass  es  eioer  Beweiserhebung  über  den  erfolgten  bezw. 
nicht  erfolgten  endgültigen  Abschluss  oder  die  Wiederauflösuug  des 
Vertrages  und  einer  Untersuchung  über  die  rechtliche  Begründung  der 
einzelnen  Klageanträge  bedurfte. 

Die  Rerision  des  Klägers  ist  gleichfalls  zurückgewiesen  worden. 
Aas  den  Gründen  des  von  dem  m.  Zivilsenat  des  Reichsge- 
richts erlassenen  Urtheils  vom  26.  Januar  1892: 

Die  Parteien  sind  darüber  einverstanden,  dass  der  Beklagte  mit 
seiner  £3iefrau  in  der  ehelichen  Errungenschafksgemeinschaft  des 
nassauisehen  Rechts  lebt  und  die  Eheirau  ihre  Einwilligung  zu  dem 
streitigen  Kaufvrertrage  nicht  ertheilt  hat.  Wenn  der  Beruftmgsrichter 
bei  diesem  Sachverhalte  mit  Bezug  auf  einschlagende  Partikulargesetz- 
gebnng  den  von  dem  Ehemann  allein  geschlossenen  Kaufvertrag  über 
das  dem  Kläger  gehörige  Weingut  bis  zur  Ertheilung  des  eheweib- 
lichen Konsenses  flir  unverbindlich  erklärt,  so  kann  hierin  nach  den 
in  den  §§  511  und  525  der  Zivilprozessordnung  ausgesprocheneu 
Grundsätzen  ein  revisibler  Recht sirrthnm  nicht  erblickt  werden. 

Auch  die  Grundsätze  über  die  örtliche  Kollision  der  Gresetze 
sind  nicht  verletzt.  Zutreffend  nimmt  das  "ßerufungsgericht  an,  dass 
das  nassauische  Recht  ohne  Rücksicht  auf  die  Lage  der  von  dem 
Beklagten  erkauften  Grundstücke  zur  Anwendung  komme.  Zwar 
handelt  es  sich  nach  den  Feststellungen  des  Berufungsrichters  über 
den  Inhalt  der  bezüglichen  Landesgesetzgebung  nicht  um  eine  Be- 
schränkung der  Handlungsflihigkeit,  sondern  um  eine  solche  der  Dis- 
position sbefu|piiss  des  kontrahirenden  Ehemannes  in  Bezug  auf  Rechts- 
geschäfte, welche  den  An-  und  Verkauf  von  Immobilien  zum  Gegen - 
Stande  haben.  Aber  gerade  weil  diese  letztere  Beschränkung  als  ein 
Aasfluss  und  eine  besondere  Gestaltung  der  am  Wohnorte  des  Ehe- 
mannes zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  gesetzlich  bestehenden  par- 
tikulären ehelichen  Gütergemeinschaft  sich  darstellt,  erstreckt  sich  die 
ünverbindlichkeit  derartiger  von  dem  Manne  allein  geschlossener  Ver- 
träge auch  auf  Inunobilien,  welche  ausserhalb  des  nassauischen  Rechts- 
gebiets liegen  (vgl.  Reichsgerichtsentscheidungen  Bd.  6  S.  392; 
Seu/feti,  Archiv  Bd.   1  Nr.   152,  Bd.  7  Nr.  138). 

Dem  EinwAude  des  Beklagten  gegenüber,  dass  seine  Ehefrau  dem 
Vertrage  nicht  zugestimmt  habe,  hat  Kläger,  unter  Widerspruch 
des  Beklagten,  sich  darauf  berufen,  dass  der  letztere  bei  dem 
Kaufabschlüsse  erklärt  habe:  ^er  stehe  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
dafür  ein,  dass  seine  Ehefrau  einverstanden  sei*^  Der  ßeruftings- 
richter  erachtet  dieses  Vorbringen  für  unerheblich,  weil  darin  nicht 
die  Behauptung  des  thatsächlich  gegebenen  Konsenses  erblickt  werden 
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könne.  Mit  Recht  macht  RevisionsklKger  geltend,  dass  diese  Auf- 
fassung des  Replikvorbringens  dem  klaren  Wortlaute  desselben  wider- 
streite. Es  ist  prozessualisch  schon  deshalb  anfechtbar,  weil  der  Be- 
rufnngsrichter  Entscheidungsgründe  hiezu  überhaupt  nicht  gegeben 
hat.  Insoweit  ist  also  der  erhobene  Revisionsangriff  begründet  und 
dem  KlJfiger  auch  darin  beizutreten,  dass  inhaltlich  jener  Behauptung 
Beklagter  die  Verbindlichkeit  zur  Erwirkung  des  eheweiblichen  Ein- 
verstihidnisses  mit  dem  Kaufvertrage  übernommen  hat.  Gleichwohl 
können  die  gerügten  prozessualen  Verstösse  zu  einer  Aufhebung  des 
Berufungsurtheils  nicht  führen.  Denn  zunächst  hftngt  die  Frage,  ob 
sich  der  beklagte  Ehemann  mit  Bezug  auf  den  streitigen  Immobiliar- 
kaufvertrag  für  seine  Person  gültig  zu  verpflichten  vermocht^  immer- 
hin von  dem  Inhalt  des  nassauischen  Partikularrechts  ab,  auf  das  die 
Revision  nicht  gestützt  werden  kann.  Sodann  aber  könnte  Kläger 
aus  dem  angeblichen  Oarantieversprechen  keinesfalls  einen  Anspruch 
auf  Vertragserfüllung  oder  Schadenersatz  statt  der  Erfüllung,  wie  er 
nach  der  Klagbitte  hier  allein  erhoben  worden  ist,  herleiten;  es  könnte 
vielmehr  nur  in  Frage  kommen,  ob  Beklagter  damit  eventuell  —  für 
den  Fall  des  Nichtbeitritts  seiner  Ehefrau  —  -  zur  Leistung  des  In- 
teresses sich  anheischig  gemacht  habe.  Und  hierüber  wäre  auch  nur 
zu  entscheiden,  wenn  das  Oarantieversprechen  als  Klaggrund  recht- 
zeitig geltend  gemacht  worden  wäre. 

Es  kann  hienach  unerörtert  bleiben,  ob  der  fragliche  Vertrag 
nicht  auch  aus  den  von  dorn  ersten  Richter  angeführten  Gründen  als 
für  den  Beklagten  rechtsunverbindlich  zu  erachten  war,  da  die  Revi- 
sion schon  aus  den  vorstehenden  Erwägungen  unter  Verurtheilung 
des  Klägers  in  die  Kosten  dieser  Instanz  als  unbegründet  zurüdcge- 
wiesen  werden  musste. 

Wirksamkeit  des  deutschen  Patentes  in  Bezug  auf  das  Atisland. 

Entsch.    d.    Reichsgerichts    (I.    Ziv.-S^.)    vom    15.   Oktober    1892, 
Nr.  209/92  I  (Jur.  Wochensclir.  1892  S.  485). 

Der  §  4  des  PatG.  vom  25.  Mai  1877  schreibt  vor:  I)ss 
Patent  hat  die  Wirkung,  dass  Niemand  befugt  ist,  ohne  Erlaubniss 
des  Patentinhabers  den  Gegenstand  der  Erfindung  gewerbsmässig 
herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen  oder  feil  zu  halten.  Nach 
§  34  ist  derjenige  dem  Verletzten  zur  Entschädigung  verpflichtet, 
welcher  wissentlich  der  Bestimmung  des  §  4  zuwider  eine  E^rfindung 
in  Benutzung  nimmt.  Das  B.G.  folgert  aus  den  Worten  des  §  4: 
Durch  dieselben  sei  das  ,.In  Verkehr  bringen^  schlechthin  verboten. 
Die  Worte  Hessen  also  für  eine  Unterscheidung  keinen  Raum.  Der 
ausländische  Verkehr  sei  ebensowohl  Verkehr  wie  der  inländische. 
Mit  diesem  Argument  wird  zuviel  bewiesen.  Allerdings  wird  in  §  4 
das  Inland  nicht  genannt.  Dürfte  man  daraus  schliessen,  das  Gesetz 
hätte  allgemein  verbieten  wollen,  dass  die  in  §  4  bezeichneten  Hand- 
lungen  vorgenommen  wetzen,    auch  wenp  sie    sich  im  Auslande  voll- 
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ziehen,  so  würde  daraus  folgern,  dass  nach  dem  Deutschen  Pat.G.  auch 
Jedem  verboten  sein  solle ,  ohne  Erlaubniss  des  Patentinliabers  den 
Gegenstand  der  Erfindung  im  Auslande  gewerbsmässig  herzustellen 
oder  feil  zu  halten.  Danach  würde  es  einem  Engländer  verboten  sein, 
in  England  den  Gegenstand  einer  durch  ein  deutsches  Reichspatent  ge- 
schützten Erfindung  gewerbsmässig  herzustellen  und  diesen  Gegenstand 
in  England  feil  zu  halten.  Der  englische^  amerikanische  oder  deutsche 
Patentinhaber  würde  dann  denjenigen,  welcher  wissentlich  so  ver&hren 
hat,  in  Deutschland  auf  Schadensersatz  belangen  können,  wenn  nur 
für  den  Yer&hrenden  in  Deutschland  ein  Gerichtsstand  begründet 
wäre.  Dass  das  Gesetz  eine  solche  Vorschrift  nicht  hat  ertheilen 
können  und  nicht  hat  ertheilen  wollen,  leuchtet  ohne  Weiteres  ein. 
Die  Schlussfolgerung  des  B.U.  beruht  auf  einer  Verwechselung.  Bei 
der  Veiletzung  eines  Patentrechts  handelt  es  sich  nicht  um  die  Verletzung 
eines  Bechts^  welches  absolute  Anerkennunfj^  an  jedem  Orte,  wo  Men- 
schen in  Beziehung  zu  einander  treten,  beanspruchen  darf,  wie  etwa 
bei  Verletzung  des  Eigenthums  an  einer  Sache  durch  Diebstahl. 
Diebstahl  ist  Überall  verboten,  gleichgültig  wo  das  Eigenthum  erworben 
ist  Der  Unterscbied  des  Patentrechts  von  dem  Eigenthum  tritt  aber 
klar  hervor  durch  die  Fassung,  welche  der  §  4  in  dem  Gresetze  vom 
7.  April  1891  erhalten  hat:  Das  Patent  hat  die  Wirkung,  dass  der 
Patentinhaber  ausschliesslich  befogt  ist,  gewerbsmässig  ißn  Gegenstand 
der  Erfindung  herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen,  feil  zu  halten  oder 
zn  gebrauchen.  Dies  ist  bezüglich  des  hier  in  Rede  stehenden  Punktes 
keine  sachliche  Aenderung  der  früheren  Fassung,  vielmehr  ist  derselbe 
Gedanke  nur  in  anderer  Form  ausgedrückt.  Denn  es  ist  auch  der- 
selbe Gedanke,  ob  man  sich  so  ausdrückt:  Der  Eigenthümer  ist  aus- 
schliesslich berechtigt,  die  ihm  gehörige  Sache  zu  gebrauchen  oder  zu 
veriuseem.  Oder  ob  man  sich  so  ausdrückt:  Niemand  ist  befugt, 
ohne  Erlaubniss  des  Eigenthümers  dessen  Sache  zu  gebrauchen  oder 
zn  veränssem.  Das  Patentrecht,  also  die  ausschliessliche  Befugniss, 
den  Gregenstand  einer  Erfindung  gewerbsmässig  herzustellen,  in  Verkehr 
zn  bringen  y  feil  zu  halten  oder  zu  gebrauchen,  wird  aber  von  dem 
Reichspatentamte  ertheilt  für  das  Deutsche  Reich.  Das  Recht,  auch 
ansserhalb  des  Deutschen  Reiches  ein  Verfiüiren  ausschliesslich  anzu- 
wenden, kann  das  Deutsche  Patentamt  Niemanden  verleihen.  Deshalb 
ist  Jeder,  er  sei  Deutscher  oder  Ausländer,  befugt,  ausserhalb  der 
Grenzen  des  Deutschen  Reiches  ein  im  Deutschen  Reiche  patentirtes 
Ver&hren  anzuwenden  und  das  dort  hergestellte  Produkt  im  Auslande 
zn  vertreiben,  wenn  er  nur  nicht  durch  ein  für  das  Land  der  Her- 
stellang  und  des  Vertriebes  von  der  zuständigen  Behörde  dieses  Landes 
nrtheiltes  Patent  daran  behindert  wird.  Die  Wirksamkeit  des  Deut- 
sehen Patentrechts  tritt  bezüglich  eines  solchen  im  Auslande  angewen- 
deten Verfahrens  erst  ein,  wenn  das  durch  dieses  Verfahren  gewonnene 
Produkt  in  das  Deutsche  Reich  eingeführt  wird.  So  lange  weder  das 
im  Deutschen  ^ich  privilegirte  Verfiihren,  noch  das  unmittelbar  oder 


!j02  Rechtsprechang:  Deutschland. 

mittelbar  hier  privilegirte  Produkt  in  eine  örtliche  Beziehung  zu  dem 
Gebiet  des  Deutschim  Reiches  tritt,  wird  das  für  dieses  Gebiet  ertheilte 
Patent  von  dem  Verfahren  und  von  Handlungen  ^  welche  sich  auf 
jenes  Produkt  beziehen,  nicht  berührt,  auch  wenn  solche  Handlungen 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  vorgenommen  sind,  sofern  sich  nur 
ihre  Wirkung  auf  das  Ausland  beschränkt.  Der  Patentinhaber  ist 
nicht  berechtigt^  einem  Ausländer  oder  Deutschen  zu  verbieten,  über 
die  Herstellung  chemischer  Produkte,  welche  mittels  eines  im  Deutschen 
Reiche  patentirten  Verfahrens  im  Auslande  gewonnen  werden,  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  Verträge  abzuschliessen,  wenn  diese  Ver- 
träge den  Zweck  verfolgen,  die  so  gewonnenen  Produkte  vom  Aus- 
lände aus  nach  dem  Auslande  zu  vertreiben.  Er  hat  deshalb  auch 
keinen  Schadensersatzanspruch,  wenn  derartige  Handlungen  im  Deut- 
schen Reiche    in  Kenutniss    des  Deutschen  Patents  vollzogen    werden. 

Begriff  des    Wohnsitzes  im    Sinne   der    deutschen    Zivilproxess- 

Ordnung. 

Entsch.    d.    Reichsgerichts    (VI.  Ziv.Sen.)    vom    3.   November   1892, 
Nr.  166/92  VI  (Jur.  Wochenschr.   1892  8.  506). 

Mit  Recht  und  in  Uebereinstimmung  mit  früheren  Aussprüchen 
des  R.G.,  auf  deren  Motivirung  hier  Bezug  genommen  werden  kann, 
geht  der  Vorderrichter  davon  aus,  dass  der  Begriff  des  Wohnsitzes 
beim  Mangel  einer  Definition  in  der  Z.P.O.  (§§  18  ff.)  nach  dem 
bürgerlichen  Rechte  zu  bestimmen  ist.  (Vgl.  Entsch.  in  Zivilsachen 
Bd.  22  S.  385;  Juristische  Wochenschrift  1884  S.  275;  Gruchot» 
Beiträge  Bd.  34  S.  1141.)  Ebenso  muss  dem  B.G.  darin  beigetreten 
werden,  dass  unter  dem  Wohnsitze  nach  Preussischem  wie  nach  Ge- 
meinem Rechte  der  Ort  anzusehen  ist,  ,,an  welchem  Jemand  seinen 
Aufenthalt  nimmt,  in  der  Absicht,  an  diesem  Orte  au  bleiben  und 
diesen  Ort  zum  Mittelpunkt  seines  Lebens  zu  machen."^  Diese  Be- 
griffsbestimmung entspricht  im  Wesentlichen  der  in  der  Rechtsprechung 
und  in  der  llieorie  herrschenden  Auf&ssung  und  steht  zugleich  in 
vollem  Einklang  mit  den  in  den  §§  8  ff.  Tit.  2  Thl.  I  der  Allgemei- 
nen Gerichtsordnung  enthaltenen  Vorschriften,  die  wegen  ihres  mate- 
riell-rechtlichen Inhalts  auch  nach  dem  Inkrafttreten  der  Z.P.O.,  soweit 
sie  nicht  mit  deren  Bestimmungen  in  Widerspruch  treten,  ihre  Geltung 
behalten  haben.  (Vgl.  Qruchot ,  Beiträge  Bd.  34  8.  1141;  r&rster. 
ZP.O.  8.  22:  VierhavbSy  Allgemeine  Gerichtsordnung  8.  10;  Bastsk, 
Allgemeine  Gerichtsordnung  8.  11,  12.)  Wenn  sodann  das  Gericht 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Beklagte  unstreitig  mit  seiner  Familie 
in  L.  wohnt  und  sich  dort  durch  Erbauung  eines  Wohnhauses  ein 
eigenes  Heim  gegründet  hat,  L.  nach  dem  bekundeten  Willen  für  den 
Wohnsitz  des  Beklagten  erklärt,  so  lässt  sich  darin  eine  Gesetze«- 
verletzung  nicht  erkennen.  Zwar  ist  zur  Begründung  des  bürgerlichen 
Wohnsitzes  das  Innehalten  einer  Wohnung  weder  ausreichend  noch 
erforderlich  (vgl.  dagegen  R.G.  wegen  Beseitigung  der  I^oppelbesteue- 
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rang  Tom  13.  Mai  1870  —  Bundesgesetzblatt  S.  119  §  1  Abs.  1: 
PreiissiscJie  LandgemeiDdeordnung  vom  8.  Jtdi  1891  —  G^etzsamm- 
Inng  8.  283  —  §  7  Abs.  2);  unbedenklich  durfte  aber  die  Vorinstanz 
ans  dem  Jahre  lang  fortgesetzten  Wohnen  des  Beklagten  und  seiner 
Familie  sowie  aus  der  Erbauung  eines  Hauses  zum  Zwecke  des  Be- 
wohnens  in  L.  den  Schluss  ziehen,  dass  der  Beklagte  eben  diesen 
Ort  zu  seinem  ständigen  Aufenthalte  und  zum  Mittelpunkte  seiner 
Lebens-  und  Bechtsverhältnisse  bestimmt  hat.  Die  Möglichkeit;  dass 
der  Beklagte  neben  dem  Wohnsitze  in  L.  noch  einen  zweiten  Wohn- 
sitz in  B.  haben  könnte,  ist  freilich  nicht  zu  leugnen,  aber  auch  von 
dem  B.  6.  nicht  verkannt  worden  (vgl.  A.L.R.  Einl.  §  27;  Allgero. 
Gerichtsordnung  Thl.  I  Tit  2  §  15).  Das  Vorhandensein  eines 
solchen  Wohnsitzes  hat  der  Kl.  mit  der  Behauptung  nachzuweisen 
gesueht,  dass  Beklagter  in  B.  nicht  nur  ein  Komptoir,  sondern  auch 
ein  Atelier  habe,  in  dem  er  tSglich  von  früh  Morgens  bis  spftt  Abends 
seinem  Gewerbe  obliege.  Ohne  Rechtsirrthum  ist  indessen  diese  Be- 
hauptung vom  Vorderrichter  für  unerheblich  erachtet  worden.  WXre 
sie  richtig,  so  mfisste  allerdings  B.  als  der  Sitz  des  gewerblichen 
Jjebens  des  Beklagten  angesehen  werden;  allein  daraus  würde  beim 
Mangel  einer  eingerichteten  Wohnung  in  B.  und  beim  dauernden  Be- 
stehen einer  solchen  Wohnung  an  einem  anderen  Orte  keineswegs 
mit  rechtlicher  Nothwendigkeit  folgen,  dass  der  Beklagte  B.  auch 
über  den  begrenzten  Bereich  des  gewerblichen  Lebens  hinaus  zum 
Mittelpunkte  seiner  sonstigen  Lebens-  und  RechtsverhXltnisse  habe 
machen  wollen.  Der  Gewerbebetrieb  allein,  ohne  das  Hinzutreten 
einer  eingerichteten  Wirthschaft  zur  Begründung  des  Wohnsitzes  reicht 
jedenfigüls  da  nicht  aus,  wo  der  Gewerbetreibende  an  einem  andern 
Orte  eine  eingerichtete  Wirthschaft  und  einen  Wohnsitz  hat. 

Aufenthalt  im  Sinne  des  §  18  der  deutschen  Zivilproxessordnung. 

Entsch.    d.    Beichsgerichts    (IV.  Zivils.)    vom    26.    September    1892, 
Nr.  146/92  IV  (Jur.  Wochenschrift  1892  8.  461). 

Der  Aufenhalt  im  Sinne  des  §  18  d.  Z.P.O.,  welche  Vorschrift 
auch  für  die  Anwendung  des  §  594  ebenda  entscheidend  ist,  stellt  ein 
rein  thatsSehliches  Verhftltniss  dar.  Es  kommt  allein  darauf  an,  dass 
Jemand  sich  an  einem  Orte  betreffen  iXsst,  also  auf  das  körperliche 
Sein  einer  Person  an  einem  Orte.  Ohne  Bedeutung  ist  es,  ob  die 
Anwesenheit  von  der  Person  gewollt  wird  und  diese  sich  der  An- 
wesenheit bewusst  ist,  wie  es  auch  unerheblich  ist,  ob  das  Verweilen 
ein  augenblickliches  und  vorübergehendes  oder  ein  solches  von  längerer 
Dauer  ist.  Die  Begründung  des  Entwurfs  der  Z.P.O.  (S.  56)  kenn- 
zeichnet die  rein  faktische  Natur  des  Aufenthalts  im  Sinne  des  §  18 
mit  den  Worten:  ,.Zur  Begründung  des  in  Bede  stehenden  allgemeinen 
Gerichtsstandes  genügt,  dass  der  Beklagte  sich  in  dem  Bezirke  des 
Gerichts,  bei  welchem  die  Klage  erhoben  werden  soll,  so  lange  auf- 
biüt,  dass  ihm  daselbst  die  Klage  zugestellt  werden  kann.^     Dieselbe 
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Auffassung:  wird  von  der  Mehrzahl  der  Rechtslehrer  imd  Kommenta- 
toren der  Z.P.O.  getheilt.  Vgl.  Planck,  Lehrbuch  des  ZivQprosess- 
rechts,  Bd.  1  8.  57;  Wacfi,  Handbuch,  Bd.  1  8.  412;  v.  WUmowski 
und  Levy,  Kommentar  zur  Z.P.O.,  Aufl.  6,  Anm.  1  zu  §  594; 
Seuffert,  Z.P.O.,  Aufl.  5,  Anm.  1  zu  §  594;  Struekmann  und  Koch, 
Z.P.O.,  Aufl.  5,  Anm.  2  zu  §  18;  Gaupp,  Z.P.O.,  Aufl.  2,  Anm.  1  zu 
§  594;  Förster,  Z.P.O.,  Anm.  1  zu  §  18,  Anm.  1  zu  §  594.  Wenn 
der  I.  R.  zur  Unterstützung  seiner  abweichenden  Ansicht  auf  den  §  8 
der  St.P.O.  verweist,  so  geht  dieser  Hinweis  fehl.  Die  bezeichnete 
Gesetzesvorschrift  hat,  wenn  sie  besagt:  der  Gerichtsstand  werde, 
sofeni  der  Angeschuldigte  einen  Wohnsitz  im  Deutschen  Reiche  nicht 
habe,  durch  den  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  bestimmt,  nicht  den  Ort 
eines  nur  vorllbergeheuden  Aufenthalts,  sondern  den  gewöhnlichen 
Aufenthaltsort,  im  Gegensatze  zum  vorübergehenden,  und  damit  einen 
freiwillig  gewählten  Aufenthalt  im  Auge.  Vgl.  Löwe,  8t.P.O., 
Aufl.  4,  Anm.  4,  5  zu  §  8;  Olaaer,  Handbuch  des  8trai|>roze88e8. 
Bd.  2.  8.  159  zu  §  8  *der  8t.P.O.  Auch  das  von  der  Revision 
in  Bezug  genommene  R.G«s.  Über  den  Unterstützungswohnsits  vom 
6.  Juni  1870  (Bundesgesetzblatt  8.  360)  spricht  —  §§  lOff.  —  von 
dem  gewöhnlichen  —  zwei  Jahre  lang  ununterbrochen  fortgesetzten  — 
Aufenthalte  imd  verbindet  mit  diesem  Ausdrucke  denselben  Sinn,  wie 
die  8t.P.O.  Vgl.  Eger^  das  R.G^.  über  den  Unterstützungswohnsits, 
Aufl.  2  8.  48,  Anm.  27  zu  §  10;  Arnold,  die  Freizügigkeit  und  der 
Unterstützungswohnsitz,  8.  187,  Anm.  1  zu  §  10  des  R-Ges.  Die 
8t.P.O.  und  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  stehen 
sonach,  was  die  Bestimmung  des  Begriffs  ,. Aufenthaltsort*^  anlangt 
auf  einem  von  dem  des  §  18  der  Z.P.O.  verschiedenen  Standpunkte 
und  können  deshalb  zwc  Auslegung  der  letzteren  Gesetzesvorschrift 
nicht  verwerthet  werden. 

Zuständigkeit  für  die  Klage  einer  Ehefrau,  die  von  ihrem  Ehe- 
fnann,  einem  in  der  Schweiz  wohnhaften  Angehörigen  des  Deut- 
schen Reichs,  wegen  schlechter  Behandlung  weggegangefi  ist,  und 
die  nun  den  Anspruch  auf  Scheidung  der  Ehe  geltend  machen  tpiU? 

Entscheidung    des    Landgerichts    Hall    in  Württemberg    vom  26.  Ok- 
tober 1892. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  HetgeUn  \n  Hall. 

Der  Beklagte,  ein  württembergischer  Staatsangehöriger,  der  seinen 
letzten  deutschen  Wohnsitz  im  Bezirk  des  Landgerichts  Hall  gehabt 
hat,  hat  mit  der  EJägerin,  einer  Schweizerin,  in  der  Schweiz  die 
Ehe  geschlossen,  wo  sie  beide  ihren  Wohnsitz  hatten  und  noch  haben. 
Die  Klägerin  behauptet,  sie  sei  bald  nach  Eingehung  der  Ehe  vom 
Beklagten  vemachlftssigt  worden,  ebenso  das  aus  der  Ehe  hervorge- 
gangene Kind;  er  habe  ihr  kein  Geld  gegeben,  keine  Lebensmittel 
angeschafft  (für  seine  Person  habe  er  im  Wirthshause  Kost  genommen) 
und  alle  sonstigen  für  die  Haushaltung  nöthigen  Ausgaben  unterlassen. 
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obwohl  er  —  zumal  in  Folge  des  Beibringens  der  Ehefrau  —  im 
Stand  gewesen  sei,  diese  Ausgaben  zu  bestreiten;  sie  habe  sich  ge- 
neigt gesehen,  ihre  Mutter  um  Geld-  und  Lebensmittelsendungen 
anzugehen,  habe,  nachdem  diese  Sendungen  aufgehört  haben,  bittere 
Noth  gelitten  und  schliesslich  sogar  von  der  Dienstmagd  Geld  ent- 
lehnen müssen.  Nachdem  sie  sich  zuerst  vorttbergehend  von  ihrem 
Ehemann  getrennt  hatte  und  dann  zu  ihm  zurückgekehrt  war,  ist  sie 
dauernd  aus  der  gemeinschaftlichen  Wohnung  fortgegangen.  Sie  be- 
hauptet, der  Ehemann  habe  sich  wiederholt  des  Ehebruchs  schuldig 
gemacht,  und  klagt  desswegen  auf  Scheidung  der  Ehe.  Diese  Klage 
hat  sie  beim  Landgericht  Hall  anhängig  gemacht;  in  Betre£F  der  Zu- 
fttSndigkeit  bringt  sie  vor,  wenn  der  Beklagte  sie  auch  nicht  eigent- 
lich verlassen  habe,  so  habe  er  sie  doch  in  der  Weise  pflichtwidrig 
behandelt,  dass  sie  sich  hülflos  und  verlassen  gesehen  habe,  hienach 
treffe  die  Voraussetzung  des  §  568  Abs.  2  der  Z.P.O.  zu;  auch  macht 
sie  in  diesor  Richtung  eine  Erklärung  geltend,  die  der  Beklagte  im 
Laufe  des  Prozesses  abgegeben  hat :  er  sei  entschlossen,  mit  ihr  unter 
keinen  Umständen  das  eheliche  Leben  fortzusetzen,  und  er  verbiete 
ihr  die  Bückhehr.  Sie  bemerkt,  das  schweizerische  Bundesgericht 
habe  die  Entscheidung  abgelehnt,  weil  der  Beklagte  nicht  schweize- 
rischer Staatsangehöriger  sei. 

Das  Landgericht  Hall  hat  durch  Urtheil  vom  26.  Oktober  1892 
die  Klage  wegen  Unzuständigkeit  des  angerufenen  Gerichts  abge- 
wiesen. 

Gründe: 

Die  Zuständigkeit  des  Gerichts  ist  nicht  begründet,  denn  die 
Voraussetzung,  unter  der  allein  die  Ehefrau,  nach  der  Bestimmung 
des  §  568  Abs.  2  der  Z.P.O.,  gegen  ihren  Ehemann,  der  im  Deut- 
schen Reich  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  die  Klage  beim 
Gericht  seines  letzten  deutschen  Wohnsitzes  erheben  kann:  dass  er 
sie  verlassen  hat,  liegt  nicht  vor.  Die  angeführte  Bestimmung 
hat,  wie  die  Motive  zu  §  544  Abs.  2  des  Entwurfs  der  .Z.P.O. 
(==  568  Abs.  2  des  Gesetzes)  ergeben,  den  Zweck,  zu  verhindern, 
^dass  eine  Ehefirau,  wenn  der  Ehemann  sie  verlässt  und  im  Ausland 
seinen  Wohnsitz  nimmt,  faktisch  ausser  Stand  ist,  den  Anspruch  auf 
Aufhebung  der  Ehe  geltend  zu  machen^,  es  soll  „thunlichst  verhütet 
werden,  dass  Angehörige  des  Beichs^  (und  durch  ihre  Verheirathung 
mit  einem  Deutschen  bt  im  vorliegenden  Fall  die  Klägerin  nach  §  5 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870,  betreffend  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Bandes-  und  Staatsangehörigkeit,  vgl.  mit  Art  8  der 
BeichsverÜMSung  und  §  2  Abs.  2  des  Einführungsgesetzes  zur 
Reichsverfassung,  Angehörige  des  betreffenden  deutschen  Bundesstaates, 
ilso  im  vorliegenden  Fall  Württembergs,  und  damit  Angehörige  des 
Deutschen  Beichs  geworden)  „rechtlos  gemacht  werden^,  es  soll  ,^auch 
nicht  Mos  thatsächlich,  durch  die  Bestimmungen  der  Beichsgesetz- 
gebuBg,  Reichsangehörigen  die  Möglichkeit  entzogen  werden,  Ansprüche, 
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die  ihnen  das  Recht  des  Inlandes  gewährt,  vor  Grericht  sum  Anstrag 
zu  bringen'^;  vielmehr  soll  auch  in  Fällen,  in  denen  bei  konseqaenter 
Durchführung  des  Grundsatzes  des  §  568  Abs.  2  der  Z.P.O.  die 
Ehefrau  zur  Geltendmachung  ihres  Anspruchs  auf  Aufhebung  der  Ehe 
ausser  Stand  wäre,  ,.der  verlassenen  Ehefrau  Rechtsschutz  gewährt 
werdeu^.  Diese  Bestimmung  stellt  hienach  —  und  wie  weiter  ans 
den  Motiven  zu  §  1 8  der  Z.P.O.  hervorgeht  —  eine  Spezialvorschrift 
gegenüber  dem  den  Vorschriften  über  den  Gerichtsstand  zu  Grund 
liegenden  Prinzip  dar:  hinsichtlich  des  Grerichtsstandes  nicht  zwischen 
Inländern  und  Ausländem  zu  unterscheiden;  von  diesem  Grrnndsats 
—  den  das  Gesetz  nach  Inhalt  der  angeführten  Motive  im  Uebrigen 
konsequent  angewendet  wissen  will^  und  von  dem  es  ^eine  dem  Rechts- 
bedürfnisse der  Gegenwart  entsprechende  Fortbildung  des  internatio- 
nalen Rechts  hofft,  eine  Gefährdung  der  deutschen  Interessen  aber 
nicht  besorgt**  —  will  das  Gesetz  ,,in  besonderer  Berücksichtigung  der 
einschlagenden  Verhältnisse  zu  Gunsten  der  verlassenen  deutschen  Ehe- 
frau eine  Ausnahme  eintreten  lassen^.  Es  verkennt  hiebei  nicht,  dase 
sich  aus  der  Ausnahmebestimmung,  sofern  gegenüber  dem  im  Ausland 
wohnhaften  deutschen  Ehemann  auch  im  Ausland  ein  Gerichtsstand 
begründet  sein  kann,  möglicherweise  Konflikte  mit  dem  Recht  des 
Auslandes  ergeben,  und  dass  im  einzelnen  Fall  der  üebelstand  ein- 
treten kann,  ^.dass  das  eheliche  Verhältniss,  das  seinem  Wesen  nach 
einer  einheitlichen  Feststellung  bedarf,  in  verschiedenen  Rechtsge- 
bieten nach  verschiedenen  Rechtsnormen  beurtheilt  wird"",  allein  diesen 
möglichen  Umstand  hält  es  nicht  für  durchschlagend,  vielmehr  er- 
achtet es  die  Rücksicht  auf  den  oben  angegebenen  Zweck  ftlr  aus- 
schlaggebend. 

Was  nun  die  Frage  betriffi:^  wann  ein  Verlassen  der  Ehefrau 
im  Sinne  des  §  568  Abs.  2  gegeben  ist,  so  erscheint  nicht  zutreffend, 
dass  es  genüge,  wenn  der  Ehemann  seinen  Verpflichtungen  gegen  die 
Ehefrau  nicht  nachkommt,  so  dass  diese  sich  hülflos  und  verlassen 
sehe,  oder  wenn  er  ihr,  nachdem  sie  von  ihm  gegangen,  pflichtwidrig 
die  Rückkehr  verbietet.  Die  Zuständigkeitsbestimmung  des  §  566 
Abs.  2  mag  eine  Pflichtwidrigkeit  des  Ehemannes  gegen  seine  Ehe- 
frau zur  Voraussetzung  haben  —  wenngleich  das  Gesetz  nicht  sagt 
,,  pflichtwidrig  verlässt^*  oder  ,,in  hülfloser  Lage  verlässf^  - — ,  allein 
die  blosse  Pflichtwidrigkeit  der  Behandlung  erfüllt  die  Bedingung  des 
§  568  Abs.  2  hinsichtlich  des  Verlassens  nicht,  sollte  auch  die  Ehe- 
frau in  Folge  der  Pflichtwidrigkeit  sich  in  einer  hülflosen  Lage  sehen. 
Es  ist  gegen  den  Sprachgebrauch^  zu  sagen,  der  Ehemann  habe  die 
Ehefrau  verlassen,  wenn  er  ihr  zwar  gerechte  Ursache  gegeben  hat, 
von  ihm  wegzugehen,  oder  wenn  er  ihr,  nachdem  sie  von  ihm  wegge- 
gangen, ohne  rechtmässigen  Grund  die  Wiederaufnahme  verweigert 
hat,  wenn  aber  im  Uebrigen  lediglich  die  Ehefrau  es  war,  die,  iu 
der  Absicht,  die  eheliche  Gemeinschaft  aufzugeben,  von  dem  Ehemann 
^^gS^g^ngen  ist^  vielmehr  unterscheidet  der  Sprachgebrauch  zwischen 
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dem  VerlasBeii  einer  Person  und  der  Veraäumung  oder  Vernachlässigung 
einer  Pflicht^  die  man  gegen  sie  hat.  Man  sagt  zwar  im  uneigent- 
lichen« übertragenen  Sinn,  eine  Person  sei  von  einer  anderen  ver- 
lassen, wenn  sie  sich  in  einer  Lage  beüudet,  bei  der  sie  deren  Ge- 
meinschaft und  Fürsorge  entbehrt  und  ihren  Schicksalen  allein  preis- 
gegeben ist^  —  in  diesem  Sinn  geloben  die  Ehegatten  bei  der  kirch- 
lichen Trauung,  einander  in  Freud  und  Leid  nicht  zu  verlassen  — ^ 
allein  das  ist  nicht  die  Sprache  des  Oesetzes,  in  diesem  Sinne  gehört 
(Us  Wort  vorwiegend  der  gehobenen  Redeweise  an.  Es  ist  anzu- 
nehmen, dass  das  Gesetz,  wenn  es  das  hätte  ausdrücken  wollen,  was 
das  Wort  in  dieser  Bedeutung  besagt,  sich  nicht  des  bildlichen  Aus- 
druckes bedient,  sondern  die  betreffende  Thatsache  mit  einem  sie 
direkt  bezeichnenden  Ausdruck,  wie  „Verweigerung  des  ehelichen  Zu- 
sammenlebens^ oder  ,,der  ehelichen  Gemeinschaft*^,  ^ Vorenthaltung  des 
Lebensunterhalts*^,  ^Verweigerung  der  erforderlichen  Fürsorge'^,  ange- 
geben haben  würde.  Ueberdies  bezeichnet  das  Wort  ,,  verlassen  ^^  in 
jenem  uneigentlichen  Sinn  keinen  scharf  bestimmten  Begriff  —  die 
Feststellung  seiner  thatsächlichen  Voraussetzungen  würde  häufig  zu 
Streit  und  Zweifel  führen  müssen  —  es  ist  aber  zu  unterstellen,  zu- 
mal da  es  sich  um  eine  Znständigkeitsbestimmung  handelt,  dass  das 
Gesetz  ein  leicht  erkennbares  und  feststellbares  äusseres  Merkmal  im 
Auge  gehabt  hat.  Auch  kommt  in  Betracht,  dass  das  Gesetz  von 
einem  Verlassen  spricht,  das  sich  zu  einer  Zeit  vollzog,  zu  der  der 
Beklagte  ein  Deutscher  war:  der  Erwerb  und  Verlust  der  Beichs- 
nnd  Staatsangehdngkeit  ist  eine  Thatsache,  die  in  einem  bestimmten, 
einzelnen  Zeitpunkt  eintritt^  das  ,^ Verlassen^  in  jenem  uneigentlichen 
Sinne  der  Vernachlässigung  aller  ehelichen  Verpflichtungen  setzt  aber, 
da  es  ans  einer  Reihe  von  Handlungen  oder  Unterlassungen  besteht, 
eine  gewisse  Dauer  voraus:  ändert  sich  im  Laufe  der  Zeit,  während 
deren  das  Verlassen  in  diesem  Sinne  vor  sich  geht,  die  Staatsange- 
hörigkeit des  Ehemannes,  so  entsteht  die  Frage,  wie  nun  die  Zustän- 
digkeit nach  Massgabe  des  §  568  Abs.  2  zu  bestimmen  ist,  die  Be- 
antwortung dieser  Frage  würde  Schwierigkeiten  machen,  es  ist  unter 
diesen  Umständen  viel  wahrscheinlicher,  dass  das  Gesetz  auch  unter 
dem  „Verlassen^  einen  Vorgang  versteht,  der  sich  in  eiuem  bestimmten, 
einzelnen  Zeitpunkt  vollzieht. 

Hienach  ist  anzunehmen,  dass  das  Gresetz,  indem  es  die  Zu- 
ständigkeit des  inländischen  Gerichts  davon  abhängig  macht,  dass  der 
Ehemann  seine  Ehefrau  verlassen  hat,  eine  räumliche  Trennung,  eine 
Aendemng  der  örtlichen  Beziehungen  zwischen  Ehemann  und  Ehefrau 
Toraussetzt,  die  vom  Ehemann  in  der  Absicht  bewirkt  worden  ist,  die 
eheliche  Gemeinschaft  au&uheben,  (vgl.  Entsch.  des  Beichsgerichts 
in  Strafsachen  Bd.  8  S.  344  und  Bd.  10  S.  184).  Praktisch  wird 
als  solche  Aendemng  der  örtlichen  Beziehungen  —  wenn  die  Ehe- 
gatten eine  feste  Wohnung  haben  —  lediglich  das  Au%eben  der  ge- 
meinsamen Wohnung  durch   den  Ehemann  in  Betracht  kommen.     Dies 
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entspricht  dem  allgeineinen  Sprachgebrauch  und  dem  speziellen  Sprach- 
gebrauch der  Juristen  in  Ehesachen^  der  zwar  unter  Quasi-DesertioD 
die  beharrliche  Verweigerung  der  Erfüllung  wesentlicher  ehelicher 
Verpflichtungen  überhaupt,  auch  abgesehen  von  der  Verpflichtung 
zur  örtlichen  Gemeinschaft,  versteht,  mit  dem  Ausdruck  Desertion 
aber  nur  die  Aufgebung  der  örtlichen  Gemeinschaft  bezeichnet,  hiemit 
ist  ein  greifbares  Merkmal  für  die  Bestinunung  der  Zuständigkeit  ge- 
geben, und  hiebei  ist  der  Ehefrau  „für  den  dringendsten  FalH,  ,.deD 
Fall,  in  dem  sie  durch  das  Verhalten  des  Ehemannes  in  die  für  eine 
Ehefrau  hülfloseste  Lage  gebracht  war-^,  den  Fall  der  „äussenten 
Notli  und  gröbsten  Verletzung  ihrer  ehelichen  Rechte*^  (Entsch.  des 
Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  9  8.  399,  400,  403)  Bechtsachutz 
vor  den  inlftndischen  Gerichten  gewährt.  Diese  Auslegung  wird  unter- 
stützt durch  die  Ausdrucksweise  der  Motive  zu  §  568  Abs.  2,  dass 
der  Ehefrau  die  Erhebung  der  Klage  beim  inländischen  Grericht  ge- 
stattet sein  soll,  ,,wenn  der  Ehemann  sie  verlässt  und  seinen  Wohn- 
sitz im  Ausland  nimmt"  —  indem  diese  Ausdrucks  weise  auf  ein  Weg- 
ziehen des  Ehemannes  deutet^)  —  und  durch  die  Ausdrucksweise  in 
verwandten  Gesetzgebungen:  württ.  Z.P.O.  vom  3.  April  1868  Art  33 
Ziff.  1:  „wenn  der  Ehemann  mit  Zurücklassung  der  Ehefrau  seinen 
bisherigen  Wohnsitz  aufgegeben  hat^,  vgl.  mit  den  Motiven  zu  §  17 
der  R.Z.P.O.  Es  mag  sein,  dass  bei  dieser  Auslegung  Fälle  von  der 
Zuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  ausgeschlossen  bleiben,  in 
denen  es  an  sich  wünschenswerth  erscheinen  könnte,  der  Ehefraa  die 
Möglichkeit  der  Anrufung  eines  inländischen  Gerichts  zu  gewähren, 
zu  vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  9  8.  400  — . 
allein  dies  berechtigt  den  Richter  nicht,  dem  Gesetz  eine  Ausdehnung 
auf  diese  Fälle  zu  geben,  wenn  sich  nicht  nachweisen  lässt,  dass  das 
Gesetz  sie  betrifft.  Es  kommt  in  Betracht,  dass  es  sich  dem  Ausgeführten 
zufolge  um  eine  singulare  Gesetzesbestinmiung  handelt:  mag  auch  der 
Grund,  der  für  die  Erlassung  dieser  Bestimmung  massgebend  wsr. 
auf  jene  anderen  Fälle  zutreffen,  so  ist  doch  nicht  sicher,  dass  der 
Gesetzgeber  die  Uebelstände,  die  mit  der  Schaffung  des  Ausnahms- 
gerichtsstandes  auch  nach  seiner  Ansicht  immerhin  verbunden  waren, 
für  diese  weiteren  Fälle  gleichfalls  in  den  Kauf  genommen  haben  nnd 
denjenigen  Erwägungen,  die  ihn  für  den  „besondern ^  „dringendsten'' 
Fall  (zu  vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  3  S.  32, 
Bd.  9  8.  399,  400^  408)  über  diese  Uebelstände  wegsehen  Hessen, 
in  Fällen  Raum  gegeben  haben  würde,  die  nach  seiner  Ansicht  viel- 
leicht weniger  dringend  waren.     Hiezu  kommt,    dass   in  den  Motiven 


1)  Während  aus  dieser  Ausdrucksweise  nicht  etwa  gefolgert  werden 
kann,  dass  die  Ehegatten  in  Deutschland  ein  Ehedomizil  gehabt  haben 
müssen,  und  dass  der  Ehemann  die  Ehefrau  in  Deutschland  verlassen  bsbeo 
muss,  wenn  die  Zuständigkeit  des  deutschen  Gerichts  begründet  sein  soll, 
zu  vgl.  Entscheid,  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  9  S.  d93,  396 
Ziff.  4,  404  ff.  D.  £. 
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siir  ZJ^.O.  bei  der  Erörterung  der  Znstttndigkeitsbestimmangeii  wieder- 
holt gegen  Aasnahmsvorschriften  SteUung  genommen  ist,  die  „kasuis- 
tisch^ seien  und  „eines  festen  Prinzips  entbehren''^  deren  thatsSch- 
liche  Voraussetzungen  „eine  schwierige  Feststellung  erfordere,  die  zu 
einer  verschiedenartigen  und  bedenklichen  Praxis  führen  würde '^ 
(Motive  lEU  §  18  und  17  der  Z.P.O.),  und  dass  in  den  Motiven  zu 
§17  der  Z.P.O.  der  Begriff  der  Verlassung  der  Ehefrau  als  ein 
^thatsXchlich  ungeeignetes  Kriterium^  für  Feststellung  eines  Ausnahme- 
falls von  dem  abgeleiteten  Gerichtsstand  der  Ehefrau  bezeichnet  ist. 
So  wenig  es  also  einerseits  gerechtfertigt  ist,  in  die  Bestimmung  des 
§  568  Abs.  2  der  Z.P.O.  Beschränkungen  hineinzutragen,  die  seinem 
Inhalt  fremd  sind^),  ebenso  wenig  ist  es  gerechtfertigt,  mit  Rücksicht 
auf  ein  vermeintliches  Bedürfriiss  Erweiterungen  an  seinem  Inhalt  an- 
zubringen, die  durch  seinen  Text  nicht  gedeckt  sind. 

Im  vorliegenden  Fall  konnte  von  der  Klttgerin  nicht  behauptet 
werden,  dass  der  Beklagte  es  gewesen  sei,  der  sich  von  ihr  räumlich 
getrennt  habe.  Wenn  aber  sie  es  war,  die  sich  von  ihm  räumlich 
getrennt  hat,  und  wenn  auch  der  Ehemann  nunmehr  ihr  die  Rück- 
kehr verbietet,  so  kann  doch  nicht  gesagt  werden,  dass  jetzt  wenigstens 
er  es  sei,  der  sie  verlasse,  denn  nachdem  einmal  die  räumliche 
Trennung  in  der  Absicht,  die  eheliche  Gemeinschaft  aufrugeben,  von 
ihm  bewirkt  war,  handelte  es  sich  niur  um  Wiederherstellung  der 
örtlichen  Beziehimgen:  hinderte  der  Beklagte  diese  durch  sein  Verbot 
der  Rückkehr,  bewirkte  er  also  die  Fortdauer  des  Unterbleibens  solcher 
Besiehungen,  so  hat  er  damit  doch  nicht  die  Aenderung  der  Be- 
ziehungen, den  Abbruch  derselben  bewirkt,  ganz  abgesehen  davon, 
daas  es  nach  den  Erklärungen  der  Ehefrau,  sofern  diese  geschieden 
sein  will,  nunmehr  auch  auf  deren  Willen  beruht,  wenn  die  eheliche 
Gemeinschaft  nicht  hergestellt  wird. 

Die  erhobene  Klage  war  daher  wegen  Fehlens  der  fraglichen 
Prozeesvoraussetzung  abzuweisen. 

Anm.d.£in8.  Nach  Art.  11  des  Entwurfs  eines  Einftthrungsgesetzes 
zom  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  soll  die  Vorschrift  des 
§  568  Abs.  2  der  Z.P.O.  dahin  ergänzt  werden,  dass  die  im  Ausland  lebende 
deutsche  Ehefrau  in  Ehesachen  beim  deutschen  Gericht  nicht  nur  dann 
Klage  erheben  kann,  wenn  sie  von  ihrem  Ehemann  verlassen  worden  ist, 
sondern  schlechtweg,  wenn  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Klagerhebung  ein 
Dentaeher  ist,  und  dahin,  dass  auch  der  Ehemann  gegen  die  Ehefrau,  wenn 
er  als  Deutscher  im  Ausland  lebt,  in  Ehesachen  beim  deutschen  Gericht 
klagen  kann.  (Die  Motive  bemerken,  die  zu  §  13  des  Entwurfs  der  Z.P.O. 
aosgesprochene  Erwartung,  dass  das  Prinzip :  den  Wohnsitz  entscheiden  zu 
IzMn,  auch  wenn  er  sich  nicht  im  Inland  befindet,  also  die  Zuständigkeit 
der  inl&idischen  Gerichte  auszuschlieesen,  wenn  der  Wohnsitz  im  Ausland 
liegt,  zu  einer  (Gefährdung  deutscher  Interessen  nicht  führen  werde,  habe 
sich  in  Ehesachen  nicht  bestätigt.  Was  speziell  die  Erfahrungen  gegen- 
llber  der  Schweiz  betrifft,  so  bemerken  sie,  die  Zuständigkeit  der  schwei- 


2)  In  dieser  Richtung  zu  vgL  die  angeführten  Entscheid,  des  Reichs- 
fCeriehts  in  Zivilsachen  Bd.  9  S.  898.  D.  £. 
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zeriBchen  Gerichte  für  Ehesachen  Ton  AasISndem  sei  swar  gnindsStzüch 
anerkannt,  werde  aber  von  Voraussetzungen  abhängig  gemacht,  denen 
schwer  entsprochen  werden  könne;  zu  vgl.  in  dieser  Hinsicht  Art.  56  des 
schweizeriscnen  Bundesgesetzes  vom  24.  Dezember  1874,  betreffend  Fest- 
stellung und  Beurkundung  des  Ziyilstandes  und  die  Ehe:  „in  Bezug  auf 
Ehen  zwischen  Ausl&ndern  darf  eine  Scheidungs-  oder  Niehtigkeitakla^ 
von  den  Gerichten  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  nachgeiTieaen 
wird,  dass  der  Staat,  dem  die  Eheleute  angehören,  das  zu  erlassende  ür- 
theil  anerkennt":  Wümowski-Levy;  Kommentar  zur  Z.P.O.y  5.  Aufl.,  Nota 4 
zu  §  568,  wonach  das  preussische  Justizministerium  und  die  preossischen 
Gerichte  sich  zu  Attesten  über  diese  Tfaatsache  fttr  unzuständig  erklären, 
weil  Yorkommenden  Falles  die  Frage  durch  Urtheil  der  —  je  nach  der 
Sachlage  später  zuständigen,  im  Voraus  aber  unbekannten  —  Gerichte  zu 
entscheiden  sei ;  andererseits  Gaupp,  Kommentar  zur  Z.P.O.  2.  Aufl.  Anm.  I 
zu  §  568:  das  zum  Zweck  Jenes  Kachweises  angerufene  deutsche  Gericht 
oder  die  oberste  Justizverwaltungsbehörde  können  die  Vollstreckbarkeit 
des  ausländischen  ürtheils  nach  Massgabe  der  §§  660,  661  der  Z.P.O.  be- 
zeugen; und  über  die  Praxis  der  schweizerischen  Gerichte  Gaupp  Note  9 
zu  §  568.)  Wenn  der  Ehemann  zu  der  Zeit,  zu  der  die  Ehefrau  gegen 
ihn  klagt,  kein  Deutscher  mehr  ist,  soll  die  Ehefrau  dann  beim  deutschen 
Gericht  einen  Gerichtsstand  finden,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Klagerhebung 
eine  Deutsche  ist,  wenn  sie  femer  von  ihrem  Ehemann  verlassen  worden 
ist,  und  wenn  dieses  Verlassen  zu  einer  Zeit  geschehen  ist,  zu  der  die  Ehe- 

fatten  Deutsche  waren,  zu  der  also  auch  der  Ehemann  noch  die  deutsche 
taatsangehörigkeit  hatte.  Nur  unter  diesen  Voraussetzungen,  bemerken 
die  Motive,  sei  ein  besonderer  Schutz  der  Ehefrau  angezeigt:  also  aueb 
künftig  soll  in  einem  derartigen  Fall  erforderlich  sein,  dass  der  Ehemann 
die  Ehefrau  verlassen  hat,  und  es  soll  nicht  genügen,  dass  sie  gerechten 
Grund  hatte,  von  ihm  wegzugehen. 

ProxesskostenkautUm.      Verhältniss    xwischen    Deutsehland    und 

Italien. 

Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  ELarlsruhe  vom  15.  Januar  1892. 

(Zeitschr.  f.  franz.  Zivilrecht  Bd.  23  8.  266.) 

Italiener^  welche  vor  deutschen  Gerichten  als  Elläger  anfbeten, 
sind  auf  Grund  des  Handels-  und  Schiffahrtsvertrags  vom  4.  Mai  1888 
§§  1 — 3  (nunmehr  auch  nach  dem  inzwischen  abgeschlossenen  Handels-, 
Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  6.  Dezember  1891,  R.G.B1.  1892 
S.  97  ff.)  nicht  verpflichtet,  dem  Gegner  wegen  der  Prozesskosten 
Sicherheit  zu  leisten. 

ProxesskostenkatiMon,     Verhcütniss  xu  Frankreich. 

Die  Klage  auf  Vollstreckbarerklänmg  eines  auslXndischen  Ürtheils 
verliert  in  Frankreich  ihre  Eigenschaft  als  Handelssache  nicht  nm 
deswillen,  weil  nach  dortigem  fiechte  alle  Klagen  auf  Vollstreckbar- 
erklSrung  auslftndischer  Urtheile,  auch  der  von  auslttadtischen  Handels- 
gerichten erlassenen,  bei  den  Zivilgerichten  erhoben  werden  müssen. 
Es  kann  daher  auch  in  einem  solchen  Falle  der  auf  Yollstreckbar- 
erklärung  antragende  französische  Klftger  in  Hinblick  auf  Art.  16 
Code  cwü  und  Art.  433  Code  de  proc.  nicht  zur  Sicherheitsleistung 
fttr  die  Prozesskosten  angehalten  werden.  U.  O.L.6.  Colmar  IL  Sen. 
vom    20.  Januar  1892    (Jur.  Zeitschr.  f.  Els.-Lothr.  Bd.  17  S.  433). 
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ToUstreckung  von  ürtheilen.     VerhäUniss  xvdsehen  Baden,  hexw. 

Elsass- Lothringen  und  Frankreich, 

Nur  die  in  bürgerlichen  Rechtssachen  in  Elsass-Lothringen^  nicht 
auch  in  Stra&achen,  ergangenen  Urtheile  sind  auf  Grund  des  badisch- 
franzdsischen  Staatsvertrages  vom  16.  April  1846,  der  gemäss  Art.  18 
der  Znsatzkonvention  Tom  11.  Dezember  1871  auf  Elsass-Lothringen 
sosgedehnt  ist,  in  Frankreich  vollstreckbar.  Insbesondere  ist  die  Voll- 
streckbarkeit  von  in  Elsass-Lothringen  erkannten  Geldstrafen  für  das 
franzSsische  Gebiet  weder  durch  eine  gesetzliche  noch  durch  eine 
Vertragsbestimmung  vorgesehen,  ürtheil  des  Oberlandesgerichts  Colmar 
Tom  28.  Mirz  1892. 


Belgien. 

Reehtspreehang  der  belgischen  Geriehtshofe. 

Unter    welchen    Voraussetzungen    enthält     die    OeUendmachung 
eines   Anspruchs  vor  dem   ausländischen  Richter  einen  Verzicht 
auf  die  Äburtheilung  durch  den  inländischen  Richter. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Ludwig  FtUd  in  Mainz. 

lieber  diese  Frage  spricht  sich  ein  Urtheil  des  Appellhofis  Brüssel 
vom  80.  Juni  1892,  abguckt  in  La  Belgique  judieiaire  1892  Nr.  68, 
dahin  aus,  dass,  wenn  der  Inländer  einen  Rechtsanspruch  vor  den 
aosländischen  Richter  gebracht  hat,  ohne  hiezu  rechtlich  oder  that- 
sXchlich  gezwungen  zu  sein,  die  Vermnthung  dafür  spricht,  dass 
er  auf  die  Geltendmachung  desselben  vor  der  Justiz  seines  Landes 
verzichtet  habe.  Der  Gerichtshof  gelangt  zu  diesem  Ergebniss  aus  Er- 
wägungen der  Billigkeit  und  des  Rechts  und  trennt  von  dieser  Frage 
sofort  die  andere,  ob  das  ausländische  Urtheil  in  Belgien  die  Bedeu- 
tung habe,  dass  der  erneuten  Einklagung  die  exceptio  m  iudieatae 
entgegengesetzt  werden  kljnne.  In  dem  Falle,  welcher  zu  dieser  nicht 
unbedenklichen  Entscheidung  Veranlassung  gab,  handelte  es  sich  um 
«neu  vor  dem  Landgerickte  Elberfeld  anhängig  gemachten  Anspruch, 
welcher  an  sich  vor  dem  Handelsgerichte  in  Antwerpen  hätte  an- 
hängig gemacht  werden  können;  die  Yermuthung  des  Verzichts  auf 
die  belgische  Justiz  leitete  der  Appellhof  aus  verschiedenen  Thatsachen 
ab,  welche  bewiesen,  dass  die  Geltendmachung  des  Anspruchs  vor 
dem  deutsehen  Richter  von  dem  freien  Willen  der  Klagepartei  ab- 
hängig war.  Die  Frage  scheint  bisher  in  der  Rechtsprechung  selten 
entschieden  worden  zu  sein. 
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Oesterreich. 

Beehtsprechimg  der  osterrelehlsehen  Oeriehtshofe. 

Zustellung   einer  vor    einem  preiissiscken    Oericht  gegen   einen 
Oesterreicher   anhängig   gemachten    Klage    durch    österreichisch 

Oerichte, 

Entscheidung    des  Obersten    Gerichtshofs    vom    13.    Dezember    1892 

(Jur.  Bl.  1893  S.  70). 

In  der  bei  dem  königlichen  Landgerichte  I;  10.  Kammer  für  Handels- 
sachen in  Berlin  anhängigen  Rechtssache  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft A.  in  Kassel  gegen  die  priv.  österreichisch-ungarische  Staats- 
eisenbahngesellschaft  in  Wien  pcto.  Zahlimg  von  46504  Mk.  12  Pf. 
hat  das  k.  k.  Handelsgericht  Wien  mit  Bescheid  vom  3.  No- 
vember 1892  Z.  174316  über  die  Requisition  des  obenbezeichnetea 
Gerichts  die  Zustellung  der  beglaubigten  Abschrift  der  Klage  der 
Firma  A.  an  die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesell- 
Schaft  angeordnet. 

Dem  Rekurse    der  priv.    österreichisch-ungarischen    Staatseisen- 
bahngesellschaft hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  Wien  mit  Ver- 
ordnung vom  17.  November  1892  Z.   15319    keine  Folge   gegeben 
und   die    angefochtene    handelsgerichtliche    Verfügung    bestätigt;   weil 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  insbesondere  nach  den  Bestimmungen 
der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  Nr.   16  J.G.S.  und  vom  4.  August 
1840    Nr.   460   J.G.S.    und   der    Verordnung   des   Justizministeriums 
vom  17.  Januar  1857  Nr.   15  R.G.B1.  die  inländischen  Gerichte  ver- 
pflichtet   sind;    den    königlich    preussischen    Gerichten,    soweit    nicht 
spezielle  gesetzliche  Normen  eine  andere  Verfügung  enthalten^  Rechts- 
hülfe zu  leisten,  insbesondere  auch  dem  Ersuchen  um  Zustellung  von 
ELlagen  an  österreichische  Staatsangehörige  zu  entsprechen;   und   weil 
das  in  früherer  Zeit     in  Folge  der    im  Königreiche    Preussen   damals 
geltenden  Grerichtsordnung  nach  dem  Grundsätze    der  Reziprozität  be- 
standene Hinderniss  der  Zustellung  von  Klagen,    welche    gegen  einen 
österreichischen    Unterthan    auf   Grund    des   Gerichtsstandes   des   Ver- 
trages bei  einem  preussischen  Grerichte  angebracht    und  vom  letzteren 
verbeschieden    worden    waren,    mit    Rücksicht    auf  die    seither    einge- 
tretene Veränderung  der  Gesetzgebung    im  Deutschen  Reiche    und  die 
seitdem  auch  bezüglich  der  in  Folge  des  Gerichtsstandes  des  Vertrages 
angebrachten  EJagen  in  Uebung  befindliche  Gegenseitigkeit  hinwegge- 
fallen ist,    und    weil   hiernach    das  k.  k.  Handelsgericht  dem  an  das- 
selbe von  dem  königlichen  Landgerichte  I  in  Berlin  gestellten  Ersuchen 
zu  entsprechen    hatte.     Was    weiters    die    im  Rekurse   enthaltene  Be- 
merkung anbelangt,  dass  die  Zustellung   der  Klage    insofern    mangel- 
haft   erfolgt    sei;    dass    die    im    Hofdekrete    vom    31.  Oktober  1785 
Nr.  489  J.G.S.    vorgeschriebene  Erinnerung    nicht    behftndigt    wurde, 
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so  erscheint  diese  Bemerkung  unbegründet^  da  nach  der  protokol- 
larischen Angabe  des  mit  der  Zustellung  betraut  gewesenen  Amts- 
dieners der  Eepräsentant  der  geklagten  Gresellschaft  bei  Zustellung 
der  Klage  persönlich  anwesend  gewesen  ist  und  demzufolge  der  ge- 
setzlich normirte  Fall  einer  solchen  Erinnerung  gar  nicht  vorhanden  war. 
Den  ausserordentlichen  Eevisionsrekurs  der  geklagten 
Gesellschaft  hat  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung 
vom  13.  Dezember  1892  Z.  14610  zu  verwerfen  befunden;  in 
Erwägung;  dass  die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
14.  August  1857  Nr.  153  R.6.B1.  lediglich  die  damals  im  Königreiche 
Preussen  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  des  Vertrages  bestandenen 
Vorschriften  den  k.  k.  Grerichten  zum  Behuf e  der  Anwendung  der 
Reziprozität  bekannt  gegeben  hat;  dass  diese  in  Preussen  bestandenen 
Vorschriften  durch  den  §  29  der  seit  1.  Oktober  1879  für  das 
Deutsche  Reich  in  Wirksamkeit  getretenen  Zivilprozessordnung  derogirt 
erscheinen;  dass  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  nunmehr 
der  Zustellung  einer  auf  Grund  des  Gerichtsstandes  des  Vertrages  bei 
einem  preussischen  Gerichte  überreichten  Klage  an  den  in  Oesterreich 
domizilirenden  Geklagten  ein  gesetzliches  Hindemiss  nicht  entgegen- 
steht; und  dass  daher  im  gegebenen  Falle  die  zur  Aufhebung  oder 
Abänderung  gleichlautender  Entscheidungen  und  Verfügungen  im 
Sinne  des  Hofdekrets  vom  15.  Februar  1833  Nr.  2593  J.G.S.  noth- 
wendigen  Voraussetzungen  vorliegen. 

In  Oesterreich  residirende  Konsuln  der  Vereinigten  Siaaten  vmi 
Nordamerika  können,  auch  wenn  sie  amerikanisclie  Staatsbürger 
sind,  in  Privatrechtsangelegenheiten  vor  den  österreichischen  Öe- 

richten  belangt  werden, 

Entscheidung  vom  22.  November  1892,  Z.  13629.  —  Plenarsenat. 
(Nr.  851  der  Beil.  zum  Ju8t.M.V.Bl. ;    AUgem.  österr.  Gerichtszeitung 

1893  8.  54.) 

Der  erste  Richter  hat  die  Klage  des  A.  gegen  den  in  einer 
österreichischen  Stadt  residirenden  Konsul  der  Vereinigten  Staaten 
Ton  Nordamerika  B.  wegen  Vaterschaftsanerkennung  und  Leistung  der 
Alimente  dem  Geklagten  zur  Einrede  zugestellt. 

Gegen  diesen  Bescheid  brachte  B.  den  Appellationsrekurs  ein, 
welcher  vom  Oberlandesgerichte  abgewiesen  wurde,  weil  die  Norm 
des  §  28  des  kaiserlichen  Patents  vom  20.  November  1852;  R.G.B1. 
Nr.  251;  durch  die  Konsularkonvention  vom  11.  Juli  1870,  R.G.B1. 
Nr.  116  ex  1871;  keine  Aenderung  erfahren  hat. 

Der  dagegen  von  B.  eingebrachte  ausserordentliche  Revisions- 
reknrs  wurde  vom  Obersten  Gerichtshofe  zurückgewiesen;  weil 
durch  den  Staatsvertrag  vom  11.  Juli  1870,  R.G.BI.  Nr.  116  ex  1871, 
den  in  Oesterreich  bestellten  Konsuln  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika;  auch  wenn  sie  Bürger  des  bestellenden  Staates  sind,  nicht 
die  volle  Exterritorialität;  sondern  blos  eine  allerdings  auch  beschränkte 
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persönliche  Immunität  in  Strafsachen,  in  Zivilsachen  mit  Ausnahme 
des  Falles,  wenn  sie  Kaufleute  sind  und  in  Handelssachen  Verbind- 
lichkeiten eingehen,  die  Befreiung  von  der  Haft;,  dann  die  bedingte 
Befreiung  von  der  Verbindlichkeit,  vor  Gericht  zu  erscheinen,  einge- 
räumt ist;  weil  sich  hieraus  ergiebt,  dass  im  Uebrigen  der  Grund- 
satz des  §  28  J.N.  durch  den  erwähnten  Staatsvertrag  keine  Aenderung 
erfahren  hat,  die  Konsuln  der  Veremigten  Staaten  von  Nordamerika 
daher,  auch  wenn  sie  amerikanische  Bürger  sind,  mit  Absehen  von 
den  in  dem  Staatsvertrage  festgesetzten  Exemtionen  im  Uebrigen  der 
Justizhoheit  des  österreichischen  Staates  unterstehen  und  in  ihren 
privaten  Rechtsangelegenheiten  vor  dessen  Gerichten  belangt  werden 
können,  zumal  daraus,  dass  ein  bestimmtes  Exekutionsmittel  ihnen 
gegenüber  ausgeschlossen  ist,  nicht  gefolgert  werden  kann,  dass  jede 
Rechtsverfolgung  gegen  sie  vor  Österreichischen  Gerichten  unzulässig 
ist,  und  auch  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung,  als  Zeuge  vor 
Gktricht  zu  erscheinen,  mxsh  nicht  zur  Folge  hat,  dass  sie  von  jeder 
Verantwortung  vor  Gericht  befreit  sind;  und  weil  sonach  auch  die 
Annahme  der  vorliegenden  Klage    zu  Gericht  gerechtfertigt    erscheint. 

Einrede  der  im  Auslande  entschiedenen  Sache. 

Das  im  Auslande  erwirkte  Urtheil  vermag  die  Einwendung  der 
entschiedeneu  Rechtssache  gegen  eine  im  Inlande  diesfalls  überreichte 
Klage  nicht  zu  begründen. 

Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  28.  Februar  1893  Z.  2222 
(Bestätigung  des  das  Urtheil  des  k.  k.  Bezirksgerichts  in  Schlnckenau 
vom  10.  November  1892  Z.  5280  abändernden  Erkenntnisses  des 
k.  k.  Oberlandesgerichts  in  Prag  vom  20.  Dezember  1892  Z.  29014). 

Gegen  die  auf  Bezahlung  eines  restlichen  Kau^reises  von  141  Mk. 
45  p£  bei  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Schlnckenau  Überreichte  E^age 
erhob  die  Geklagte  die  Einwendung  der  bereits  entschiedenen  Rechts- 
sache deshalb,  weil  in  dieser  Rechtssache  schon  ein  Urtheil  des  könig- 
lichen Landgerichts  in  Görlitz  erflossen  ist. 

Dieser  Einwendung  stattgebend,  hat  der  erste  Richter  die  Klage 
abgewiesen. 

Der  dagegen  von  dem  Kläger  eingelegten  Appellationsbeschwerde 
wurde  von  der  zweiten  Instanz  Folge  gegeben  und  unter  Abänderung 
des  damit  angefochtenen  Urtheils  diese  Einwendung  aus  nachstehenden 
Ghünden  zurückgewiesen: 

Beide  Theile  sind  darüber  einig,  dass  die  eingeklagte  Forderung 
ein  Theil  der  dem  Kläger  mit  einem  Urtheile  des  königlichen  Land- 
gerichts in  Görlitz  schon  zugesprochenen  Forderung  ist.  Die  vom 
Geklagten  deshalb  erhobene  Einwendung  der  bereits  entschiedenen 
Rechtssache  erscheint  indess  nicht  begpründet,  weil  nicht  ein  von  einer 
österreichischen,  sondern  einer  ausländischen  Gerichtsbehörde  erflossenes 
Urtheil  vorliegt. 
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Denn  nach  dem  Wortlante  und  dem  Sinne  des  kaiserlichen 
Patents  vom  1.  Mai  1781  Nr.  13  J.6.S.  ist  die  allgemeine  Gerichts- 
ordnung und  folgerichtig  demnach  auch  die  dieselben  erlSuternden 
und  erginzenden  Hofdekrete  nur  fttr  die  österreichischen  Gerichtsbe- 
hörden erlassen  worden. 

Mit  dem  Hofdekrete  vom  15.  Januar  1787  Nr.  621  J.G.S.  wurde 
erst  der  Klagsriickerlag  aus  dem  Grunde  der  durch  ein  rechtskräftiges 
Urtheil  bereits  entschiedenen  Streitsache  statnirt. 

Damals  war  der  Gesetzgebung  jede  Rücksichtnahme  auf  eine  aus- 
landische Rechtsprechung  fremd  und  es  wurden  erst  durch  die  Hof- 
dekrete vom  18.  Mai  1792  Nr.  16^  18.  Januar  1799  Nr.  452  und 
15.  Februar  1806  Nr.  711  J.G.S.  die  Bedingungen  der  Vollstreck- 
barkeit ausländischer  Erkenntnisse  bestimmt,  diese  jedoch  durchaus 
nicht  den.  inländischen  Urtheilen  gleichgestellt  und  sofort  für  exe- 
kutionsfthig  erklärt,  sondern  selbe  erst  in  der  Regel  nach  Durchfüh- 
rung des  sogenannten  Delibationsverfahrens  für  vollstreckbar  erklärt^ 
wie  dies  namentlich  bezüglich  der  von  den  Gerichten  Deutschlands 
gefiülten  Urtheile  in  dem  Ministerialerlasse  vom  28«  März  1880 
Z.  3938  ausgesprochen  ist. 

Ein  nicht  für  vollstreckbar  erklärtes  ausländisches  Urtheil  äussert 
in  Oesterreich  gar  keine  rechtliche  Wirkung  und  ist  nicht  exekutions- 
fähigy  was  auch  bei  dem  berufenen  Urtheile  des  königlichen  Land- 
gerichts in  Görlitz  vom  17.  März  1891  Nr.  2010  der  Fall  ist,  wes- 
halb bezüglich  eines  derartigen  Urtheils  nicht  behauptet  werden  kann, 
dass  durdi  dasselbe  die  Rechtssache  entschieden  ist,  als  ein  solches 
Urtheil  in  Oesterreich,  wie  bereits  hervorgehoben,  völlig  wirkungs- 
los ist. 

Auch  ist  im  Gesetze  nirgends  ausgesprochen,  dass  derjenige,  der 
ein  ausländisches  Urtheil  für  sich  hat,  dessen  YoUstreckbarkeit  nur 
im  Wege  des  Delibationsverfahrens  erzwingen  mnss,  und  es  ist  einem 
solchen  Gläubiger  nirgends  verwehrt,  einen  ihm  in  einem  ausländischen 
Urtheile  zugesprochenen  Rechtsanspruch  von  Neuem  vor  den  öster- 
reidiischen  Grerichten  geltend  zu  machen,  wenn  er  den  Weg  eines 
aeuen  Streites  dem  des  Delibationsverfahrens  aus  was  immer  für 
Grründen  vorzieht,  ohne  dass  ihm  diesfalls  die  Einwendung  der  ent- 
schiedenen Rechtssache  entgegengesetzt  werden  kann. 

Dieses  Urtheil  wurde  Über  das  Revisionsbegehren  der  Geklagten 
von  dem  Obersten  Gerichtshofe  bestätigt.  Denn  mit  Recht  hat  das 
Oberlandesgericht  der  von  der  Geklagten  erhobenen  Einwendung  der 
entschiedenen  Streitsache  keine  Folge  gegeben  und  diesbezüglich  das 
erstrichterliche  Urtheil  über  Appellation  des  Klägers  abgeändert,  weil 
dem  Urtheile  eines  ausländischen  Gerichts  in  Oesterreich  eine  Wirkung 
tlberhaupt,  daher  auch  bezüglich  der  Einwendung  der  bereits  ent- 
schiedenen Streitsache  nur  dann  beigelegt  werden  kann,  wenn  das- 
selbe nach  vorangegangenem  Delibationsverfahren  von  einem  öster- 
reichischen   Gerichte    für   vollstreckbar    erklärt    wurde,    die    Geklagte 
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nicht  behauptet  hat,  dass  dies  bezüglich  des  von  der  zweiten  Zivil* 
kammer  des  königlichen  Landgerichts  zu  Görlitz  am  17.  März  1891 
ergangenen  Urtheils  geschehen  wäre,  daher  nicht  gesagt  werden  kann, 
dass  diese  Streitsache  von  einem  österreichischen  Gerichte  als  bereits 
rechtskräftig  entschieden  anzusehen  sei. 

Vollstreckung  atisländiacher  ürtheile. 

So  lange  ein  rechtskräftiger  Ausspruch  über  die  VoUstreckbarkeit 
des  im  Auslande  gefällten  Urtheils  nicht  vorliegt,  kann  dem  £xe- 
kutionsbegehren  nicht  stattgegeben  werden. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofs  vom  1.  März  1893 
Z,  2452  (Wiederherstellung  des  mit  Entscheidung  des  Triester  Ober- 
landesgerichts vom  13.  Dezember  1892  Z.  4824  abändernden  Be- 
scheides  des   k.  k.    Landesgerichts    in    Triest   vom  10.  August   1892 

Z.  5844). 

In  der  Rechtssache  des  A.  in  Berlin  gegen  B.  in  Trieat  wegen 
Vollstreckbarkeit  des  Urtheils  des  Landesgerichts  zu  Hamburg  vom 
25.  Mai  1892  pcto  1770  Mk.^  hat  das  Landesgericht  in  Triest  mit 
dem  Bescheide  vom  10.  August  1892  Z.  5344  das  Begehren  des  A. 
um  Bewilligung  der  Mobiliarexekution  imd  um  Bewilligung  der  Ein- 
verleibung des  exekutiven  Pfandrechts  zur  Hereinbringrmg  seiner 
Forderung  auf  die  Liegenschaft  X.  abgewiesen  und  die  grnndbUcher- 
liche  Anmerkung  dieser  Abweisimg  angeordnet,  dagegen  aber  Tag- 
satzung zum  Delibationsverfahren  im  Sinne  der  Hofdekrete  vom 
18.  Mai  1792  Nr.  16,  18.  Januar  1799  Nr.  452  und  15.  Februar 
1808  Nr.  711  und  Justizministerialverordnung  vom  28.  März  1880 
Z.  3938  anberaumt.  —  Der  abweisliche  Theil  dieses  Bescheides  be- 
ruhte auf  folgenden  Gründen:  Das  Urtheil  des  Landesgerichts  in 
Hamburg  vom  25.  Mai  1892  und  die  Entscheidung  desselben  Ge- 
richts vom  9.  Juli  1892  wurden  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  noch  nicht  vollstreckbar  erklärt;  nach 
§  93  des  G.B.G.  ist  für  die  Beurtheilung  eines  Ansuchens  der  Zeit- 
punkt entscheidend,  in  welchem  dasselbe  bei  dem  Chrundbuchsgerichte 
einlangt  und  nach  §  298  der  G.O.  kann  die  Exekution  nur  über  ein 
exekutionsfthiges  Urtheil  oder  einen  solchen  Vergleich  ertheUt  werden, 
wesshalb  dem  gestellten  Ansuchen  nicht  will&hrt  werden  konnte. 

Das  Oberlandesgericht  in  Triest  hat  mit  Entscheidung  vom 
13.  Dezember  1892  Nr.  4824  in  der  Erwägung,  dass  der  erste 
Richter  über  das  Ansuchen  des  A.  Tagsatzung  zur  Verhandlung  im 
Sinne  des  Hofdekrets  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16  und  Justizministe- 
rialverordnung vom  28.  März  1880  Nr.  3938  angeordnet  hat,  das 
Gesuch  selbst  daher  im  Sinne  des  §  99  Grundbuchsgesetz  nicht  ab- 
gewiesen wurde,  in  der  Erwägung,  dass  deshalb,  weil  nichts  zurück- 
gewiesen wurde,  auch  die  Abweisung  des  Ansuchens  um  Einverleibung 
des    exekutiven    Pfandrechts    nicht    UrUgemerkt    werden    sollte,     dem 
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Appellationggesiiche  des  A.  Folge  gegeben  and  mit  Behebung  des  an- 
gdbchtenen  Theiles  des  erstrichterlicbeu  Bescheides  die  Löschung  der 
Anmerkung^  sowie  die  Entscheidung  ttber  das  Exekutionsbegehren 
Dach  erfolgter  Einvernehmung  beider  Theile  der  ersten  Instanz  auf- 
getragen. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  in  Erwägung,  dass  für  die  Be- 
ortheüung  eines  Ansuchens  der  Zeitpunkt  entscheidend  ist,  in  welchem 
das  Ansuchen  gestellt  wird,  dass  tnsolange  ein  rechtskräftiger  An- 
spruch über  die  YoUstreckbarkeit  des  im  Auslande  gefällten  Urtheils 
nicht  vorliegt;  dem  Exekutionsbegehren  nicht  stattgegeben  werden 
kann,  und  dass  demnach  die  in  erster  Instanz  erfolgte  Abweisung  des 
Exekutionsbegehrens  und  die  grundbücherliche  Anmerkung  des  abweis- 
liehen  Bescheides  in  den  Bestimmungen  der  §§  93,  95  und  99  des 
Gmndbuchsgesetses  ihre  volle  Begründung  findet,  dem  Sevisionsrekurse 
des  B.  stattzugeben,  den  erstrichterlichen  Bescheid  in  seinem  durch 
die  oberlandesgerichtliche  Entscheidung  behobenem  Theile  wieder  her- 
zustellen und  weitere  auf  Grund  der  §§  24  und  26  des  Gesetzes  vom 
16.  Mai  1874  Nr.  69  des  R.G.B.  auszusprechen  befunden,  dass  A. 
die  Kosten  seines  Appellationsrekurses  selbst  zu  tragen  und  dem  B. 
die  hiemit  aulT  6  fl.  61  kr.  bestimmten  Kosten  des  Revisionsrekurses 
binnen  14  Tagen  nach  Zustellung  der  oberstgerichtlichen  Entscheidung 
bei  Vermeidung  der  Exekution  zu  vergüten  habe. 

Exekution    in    inländische  Hypothekforderungen  eines  im  Atis- 
lande  konkursmässig  getvordenen  Äuslärulers. 

Insofern  nicht  Staatsverträge  oder  besondere  Verordnungen  ein 
anderes  Verfahren  gegenüber  einzelnen  Staaten  festsetzen,  kann  un- 
geachtet der  nach  §  88  der  Konkursordnung  vom  25.  Desember  1868 
R.6.B1.  Nr.  1  a.  1869  erfolgten  grundbücherlichen  Anmerkung  der  im 
Auslände  über  einen  Ausländer  verhängten  Konkurseröfinung  die  Exeku- 
tion auf  eine  für  den  Gemeinschuldner  in  einem  inländischen  Grund- 
bnche  eingetragene  Hypothekarforderung  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  geführt 
werden,  in  dem  von  der  ausländischen  Konkursinstanz  das  in  §  61 
lit  b  des  angeführten  Gesetzes  vorgesehene  Begehren  um  Ausfolgung 
des  im  Inlande  befindlichen  beweglichen  Vermögens  des  ausländischen 
Gemeinschuldners  gestellt  worden  ist. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofs  vom  29.  November  1892 
Z.  14028  (Abäiäerung  der  beiden  gleichförmigen  Entscheidungen  des 
k.  k.  Stadt,  delg.  Bezirksgerichts  Ottakring  vom  23.  Juni  1892  Z.  17191 
und  des  k.  k.  Oberlandesgerichts  in  Wien  vom  13.  September  1892 
Z.  12406). 

Der  Vollzug  der  vom  k.  k.  Handelsgerichte  in  W.  auf  Grund 
seiner  rechtskräftigen  Zahlungsauflage  vom  80.  Mai  1892  Z.  82648 
ond  82644  mit  Bescheid  vom  11.  Juni  1892  Z.  89141  bewilligten 
exekutiven  Einantwortung  der  auf  der  dem  I.  R.  gehörigen  Realität 
Nr.  C  5?  in  O.  für  C.  Seh.  pfandrechtlich  sichergestellten  Forderung 
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per  2500  fi.  sammt  4^/^  ZüiBen,  femer  einer  ELaution  per  120  fl. 
und  der  Einverleibmig  der  exekutiven  Uebertragnng  dieser  Fordenmg 
anf  die  Firma  M.  B.  wegen  ihrer  Wechselforderang  im  Betrage  von 
1060  fl.  sammt  Q^j^  Zinsen  vom  26.  Mai  1892,  Vs^/o  ^»^«0» 
und  4  fl.  Protestspesen^  wurde  von  dem  darum  angesuchten  Gnmd- 
bttchsgerichte  in  O.  laut  Bescheid  vom  28.  Juni  1892  Z.  17191 
deshalb  verweigert,  weil  bei  dem  für  die  oben  angeführte  Fordenmg 
des  C.  8ch.  haftenden  Pfandrechte  gemXss  §  11  der  Konkursordnung 
vom  25.  Desember  1868  B.6.B1.  Nr.  1  a.  1869  zufolge  Bescheides 
vom  11.  Juni  1892  Z.  15844  die  Eröflhung  des  Konkurses  über 
Vermögen  des  Hjpothekargläubigers  angemerkt  ist. 

Dieser  ab  weisliche  Bescheid  des  vorgenannten  Orundbuchgeriehts 
wurde  über  den  dagegen  überreichten  Bekurs  der  Firma  M.  B.  vom 
k. k.  Oberlandesgerichte  in  W.  mit  der  Entscheidung  vom  13.  Sep- 
tember 1892  Z.  12406  bestätigt,  weil  nach  §  61  Konk.Oid.  lit.  b 
das  im  Inlande  befindliche  bewegliche  Vermögen  eines  ausländischen 
Gemeinschuldners  der  ausländischen  Konkursinstanz  auf  Verlangen  aus- 
zufolgen ist  und  nicht  vorliegt,  dass  diese  gesetzliche  Bestimmung 
durch  Staatsvertrttge  oder  besondere  Vereinbarungen  alterirt  worden 
sei,  —  und  weil  durch  die  bei  der  fraglichen  Satzpost,  über  Ersuchen 
des  ausländischen  K.  M.  Verwalters  erfolgte  Anmerkung  des  über 
das  Vermögen  des  0.  Seh.  vom  k.  Amtsgerichte  in  München  I  Ab- 
theilung A  für  Z.  S.  eröffneten  Konkurse  jedenfalls  dargethan  ist 
dass  die  ausländische  Koukursbehörde  auf  das  fragliche,  hierlands  be- 
findliche bewegliche  Vermögen,  soweit  es  in  der  fraglichen  Satzforde- 
rung von  2500  fl.  besteht,  greifen  und  um  dessen  Ausfolgung  er- 
suchen wird,  —  uud  weil  dieses  der  ausländischen  Konkursbehörde 
zustehende  Recht,  wenn  es  nicht  illusorisch  werden  soll,  —  durch  die 
Massnahmen  des  §  11  der  K.O.  geschützt  werden  muss. 

Dem  von  der  Firma  M.  B.  gegen  diese  Bekurserledignng  an- 
gebrachten ausserordentlichen  Bevisionsrekurse  frmd  der  k.k.  Oberste 
Gerichtshof  unterm  29.  November  1892  Z.  14023  stattzugeben,  nach 
Zulass  des  Hofdekrets  vom  15.  Februar  1883  Z.  2593  LG.S.  die 
beiden  untergerichtlichen  Entscheidungen  aufzuheben  und  dem  k,  k.  städt 
deleg.  Bezirksgerichte  in  O.  zu  verordnen,  die  Bequisition  des  k.  k.  Han- 
delsgerichts in  W.  vom  11.  Juni  1892  Z.  89141  um  grundbücher- 
liche  Amtshandlung  in  Ansehung  der  von  demselben  mit  dessen  Be- 
scheid de  dato  et  numero  eodem  bewilligten  Exdi:ution  auf  die  für 
C.  Seh.  auf  dem  Hause  Gdb.  Ottakring  E.Z.  336  haftenden  Fordemn<i: 
per  2500  fl.  sammt  4^/^  Zinsen  und  120  fl.  Kaution  mit  Abstandnahme 
von  dem  Abweisungsgrnnde  der  daselbst  bestehenden  Anmerkui^  des 
Konkurses  gesetzmässig  zu  erledigen. 

Diese  Entscheidung  beruht  auf  nachstehenden  Erwägungen: 

lieber  das  Vermögen  des  Exekuten  C.  Seh«,  Kaufinann  in  München, 
wurde  allerdings  von  dem  k.  Amtsgerichte  in  München  am  28.  Mai  1892 
der  Konkurs  eröflnet  und  diese  Konknrseröffiiung  auch  über  das  Ein- 
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sdureiten  des  Konknranassenverwalterg  Jnstizraths  und  Advokaten 
C.  D.  in  München  vom  6.  Juni  1892  Z.  15844  zu  Folge  Bescheides 
des  k.  k«  siSdt.  deleg.  BeEirksgerichts  in  Ottakring  vom  11.  Juni  1892 
bei  der  das  Exekutionsobjekt  bildenden^  für  C.  8ch.  auf  der  Realität 
E.Z.  836  des  Onindbuches  Ottakring  haftenden  Satsforderung  von 
2500  fl.  s.  Anhang  angemeldet. 

Allein  es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  dass  die  Bestimmungen 
der  §§  1,  11,  58^  59  und  88  der  Konkursordnung  vom  25.  Dezem- 
ber 1868  Nr.  1  R.0.B1.  a.  1869  nur  für  solche  Konkurse  gelten, 
welche  von  einem  österreichischen  Gerichte  in  GemKssheit  dieser 
Kollkursordnung  eröffnet  wurden.  In  Ansehung  des  beweglichen  Ver- 
mögenS;  welches  ein  Schuldner,  über  welchen  im  Auslande  der  Konkurs 
eröffnet  wurde,  im  Inlande  besitzt,  gilt,  insofern  nicht  Staatsverträge 
oder  beeondere  Verordnungen  ein  anderes  Verfahren  gegenüber  ein- 
lelnen  Staaten  festsetzen,  die  Bestimmung  des  §  61  lit.  b  der  Konkurs- 
ordnung vom  25.  Dezember  1868,  wonach  das  im  Inlande  befindliche 
bewegliche  Vermögen  eines  ausländischen  Gremeinschuldners  der  aus- 
ländischen Konkursbehörde  auf  Verlangen  auszufolgen  ist. 

Hieraus  folgt ^  dass,  so  lange  die  ausländische  Konkursbehörde 
an  das  inländische  Gericht  das  Begehren  um  Inventirung  und  Aus- 
folgnng  des  im  Inlande  befindlichen  beweglichen  Vermögens  des  aus- 
ländischen Kridatars  nicht  gestellt  hat,  dasselbe  auch  in  dessen  Kon- 
kursmasse noch  nicht  einbezogen  und  der  Exekutionsführung  seitens 
der   einzelnen  Gläubiger  nicht  entzogen  ist  (§§  6  tmd  9  der  K.O.). 

Nachdem  nun  in  dem  vorliegenden  Falle,  da  in  Ansehung  der  in 
Bayern  eröffneten  Konkurse  ein  besonderer  Staatsvertrag  oder  eine  be- 
sondere Verordnung,  welche  ein  anderes  als  das  im  §  61  der  K.O. 
normirte  Verfahren  festsetzt,  nicht  besteht,  die  Vorschrift  des  §  61 
lit  b  der  K.O.  zu  gelten  hat,  zur  Zeit,  als  die  Exekutionsvollzugs- 
requisition des  Handelsgerichts  in  W.  vom  11.  Juni  1892  Z.  89141 
sn  das  k.  k.  städt.  deleg.  Bezirksgericht  in  Ottakring  gelangt  ist 
(18.  Juni  1892),  ein  Ersuchen  der  ausländischen  Konkursinstanz 
(Amtsgericht  in  München)  um  Einbeziehung  rücksichtlich  Ausfolgung 
der  in  Bede  stehenden  Satzforderung  nicht  vorlag,  die  Anzeige  des 
Konknrsmassenverwalters  C.  D.  von  der  Eröffnung  des  Konkurses  und 
das  Begehren  desselben  um  grundbücherliche  Anmerkung  bei  der 
C.  Seh.  Satzpost  aber  nicht  dem  im  §  65  lit.  b  der  Konkursordnung 
geforderten  Begehren  der  ausländischen  Konkursinstanz  gleichzuhalteu 
ist  oder  ein  solches  ersetzt,  stellen  sich  die  untergerichtlichen  Ent- 
scheidungen,  welche  den  grundbücherlichen  Vollzug  der  von  dem 
k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  unter  dem  11.  Juni  1892  Z.  89141 
bewilligten  Exekution  aus  dem  Grunde  verweigern  zu  sollen  erachteten, 
weil  über  das  Vermögen  des  C.  Seh.  in  München  am  28.  Mai  1892 
der  Konkurs  eröfhet  und  diese  Konkurseröffiiung  zu  Folge  Bescheides 
des  k.  k.  städt.  delg.  Bezirksgerichts  Ottakring  vom  11.  Juni  1892 
Z.  15844  bereits  grundbüeherlich  ersichtlich,  das  ist  angemerkt  worden 
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war,  aln  offenbar  ungerecht  und  gegen  die  Bestimmungen  der  §§  9. 
11  und  61  lit.  b  der  Konkursorduung  vom  25.  Dezember  1868  ver- 
Mtossend  dar,  weshalb  dieselben  nach  Zulass  des  Hofdekrets  vom 
15.  Februar  1838  Z.  2593  L6.S.  behoben  werden  mussten,  und  dem 
k.  k.  stftdt  deleg.  Beairksgerichte  in  Ottakring  aufisutragen  war,  mit 
Absehung  von  dem  aus  dem  hier  nicht  anwendbaren  §  11  der  Kon- 
kursorduuug  vom  25.  Dezember  1868  abgeleiteten  Abweisungsgrunde 
die  Exekutionsvollzttgsrequisition  des  k.  k.  Handelsgerichts  in  Wieo 
vom  11.  Juni  1892  Z.  89141  gesetzmKssig  zu  erledigen. 


Schweiz. 

Rechtsprechmig  des  schweizerischen  Bundesgerichts. 

I.  Mitgethcilt  von  Herrn  Bnndesgerichtspräsidenten  Dr.  Hafner  in  LausaDne. 

Art.  4  des  schweixerisch-detUschen  Auslieferungsvertrages,  Nicht- 
auslieferuiig  wegen  eines  genieinen  mit  einem  politischen  im  Zu- 
sammenhange stehenden  Verbrechens. 

Entscheidung  des  Bundesgerichts  vom  17.  März  1893,  i.  8.  Friedrich 

Köster,  Schlosser  von  Bodenberg. 

Friedrich  Röster  wurde  durch  Urtheil  der  I.  Strafkammer  de« 
königlich  preussischen  Landgerichts  in  Magdeburg  wegen  Mayestäts- 
beleidigung  zu  1  Monat  Oefilngniss  verurtheilt.  Grastwirth  Hoppe  hat 
in  dieser  Untersuchimg  als  Zeuge  das  Verbrechen  des  Meineids  be- 
gangeu;  wozu  er  durch  Köster  angestiftet  wurde.  Wegen  Verbrechens 
der  Anstiftung  zum  Meineid  wurde  die  Auslieferung  des  Köster^  der 
nach  der  Schweiz  geflüchtet  war  und  in  Zürich  verhaftet  wurde,  ver- 
langt. Das  Bundesgericht  hat  konform  mit  dem  Antrage  des  Greneral- 
anwalts  der  Eidgenossenschaft  die  Auslieferung  nicht  bewilligt,  wegen 
Zusammenhangs  des  Verbrechens  der  Anstifttmg  zum  Meineide  mit 
dem  politischen  Vergehen  der  Majestfttsbeleidigung. 

Aus  den  Gründen  der  bundesgerichtlichen  Entscheidung: 

4.     Es  kann  sich  also  nur  fragen,  ob  nicht  die 

Auslieferung  deshalb  zu  verweigern  sei,  weil  die  Handlung,  wegen 
deren  die  Auslieferung  beantragt  wird,  einen  politischen  Karakter  an 
sich  trage.  Diese  Frage  ist  ausschliesslich  nach  den  Bestimmungen 
des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages  und  nicht  nach  den 
Vorschriften  des  Bundesgesetzes  vom  22.  Januar  1892  zu  beurtheilen. 
Der  Auslieferungsvertrag  normirt  den  Ausschluss  der  Auslieferung  Tür 
politische  Delikte  in  positiver  und  erschöpfender  Weise;  das  Bundes- 
gesetz  vom  22.  Januar  1892  wollte  und  konnte,  wie  das  Bundesge- 
richt schon  wiederholt  ausgesprochen  hat,  den  Bestimmungen  der  be- 
stehenden Auslieferungsverträge  nicht  derogiren. 
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5.  Art.  4  Abs.  1  des  Ausliefemngsvertniges  statuirt  den  Aus- 
schluss der  Auslieferung  ganz  allgeinein  für  alle  strafbaren  Hand- 
lungeu;  welche  einen  politischen  ELarakter  an  sich  tragen.  Damit  ist 
die  AuB^eferung  nicht  nur  für  die  absolut  sondern  auch  für  die 
relativ  politischen  Delikte,  welche  gleichzeitig  den  Thatbestand  eines 
gemeinen  Verbrechens  erfüllen,  ausgeschlossen.  Art.  4  statuirt  nicht 
nur,  dass  wegen  der  absolut  politischen  Delikte  (welche  ja  ohnehin 
in  Art.  1  nicht  als  Auslieferungsdelikte  aufgezählt  und  daher  still- 
schweigend Yon  der  Auslieferungspflicht  ausgeschlossen  sind)  die  Aus- 
lieferung nicht  stattfinde,  sondern  er  enthält  eine  Einschränkung  des 
Art  1;  er  schreibt  vor,  dass  wegen  Verbrechen,  welche  an  sich  unter 
die  Bestimmungen  des  Art.  1  des  Auslieferungsvertrages  fiiUen,  die 
Ausliefenmg  dann  zu  verweigern  sei,  wenn  die  That  einen  politischen 
Karakter  an  sich  trägt.  Dies  ergiebt  wie  der  ganz  allgemeine  Wort- 
laut des  Art.  4  Abs.  1  so  auch  die  Vergleichung  des  Abs.  2  dieses 
Artikels  imd  entspricht  übrigens  der  in  den  Auslieferungsverträgen 
der  Schweiz  stets  festgehaltenen  Regel  (vgl.  Lammaschy  Auslieferungs- 
pflicht und  Asjlrecht  S.  247  und  ff.  insbesondere  S.  262  und  f. 
Anm.  2).  Die  Auslieferung  ist  also  auch  ausgeschlossen  wegen  straf- 
barer Handltmgen,  die  mit  einem  politischen  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen im  Zusammenhange  stehen. 

6.  Der  Meineid,  zu  welchem  der  Requirirte  angestiftet  haben 
soll,  wurde  in  einem  gegen  letzteren  wegen  Majestätsbeleidigung  ge- 
führten Stra^rozesse  geleistet;  die  Anstiftung  soll  zu  dem  Zwecke 
erfolgt  sein,  um  durch  das  falsche  Zeuguiss  des  Angestifteten  der 
VerurtheUung  wegen  Majestätsbeleidigung  zu  entgehen.  Da  die 
Majestitsbeleidigung,  wie  auch  die  deutsche  Gresandtschaft  anerkennt, 
ein  politisches  Delikt  ist,  die  Anstiftung  zum  Meineide  dagegen  sich 
als  Delikt  gegen  die  Rechtspflege  qualifizirt,  so  handelt  es  sich  also 
um  ein  Verbrechen  gegen  die  Rechtspflege,  b^angen  um  der  Be- 
strafung wegen  eines  politischen  Delikts  zu  entgehen.  Dieser  That 
kann  der  Karakter  eines  relativ  politischen  Delikts  nicht  abgesprochen 
werden.  Eine  politische  Zweckbeziehung  derselben  ist  gegeben.  Aller- 
dings ist  die  That  nicht  begangen,  um  ein  absolut  politisches  Ver- 
brechen vorzubereiten  oder  dessen  Erfolg  zu  sichern,  wohl  aber  be- 
zweckte der  Thäter,  die  staatliche  Repression  eines  von  ihm  bereits 
begangenen  politischen  Delikts  zu  verhindern.  Eine  solche  That 
richtet  sich  mit  gegen  diejenigen  Interessen,  welche  durch  die  Be- 
strafung des  politischen  Delikts  geschützt  werden  sollen.  Der  straf- 
rechtliche Schutz  dieser  Interessen  soll  vereitelt  und  damit  sollen 
diese  Interessen  selbst  mittelbar  verletzt  werden.  Derartige  Hand- 
langen müssen  jedenfalls  dann  als  relativ  politische  Verbrechen  auf- 
gefasst  werden^  wenn  sie,  wie  hier,  sich  lediglich  gegen  den  Staat, 
dessen  Organe  oder  Funktionen  richten  und  kein  privates  Rechtsgut 
verletzen.  Unter  dieser  Voraussetzung  jedenfalls  liegt  nicht  ein  von 
dem  politischen  Verbrechen  unabhängiges  selbständiges  gemeines  Ver- 
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brechen  vor,  sondern  eine  strafbare  Handlung,  welche  zwar  allerdings 
den  Thatbestand  eines  gemeinen  Verbrechens  erfttUt^  aber  mit  dem 
politischen  Verbrechen  konnex  ist  Der  ThXter  setzt  den  durch  du 
politische  Verbrechen  begonnenen  Angriff  auf  politische  Staat^to^essen 
durch  einen  neuen  Angriff  auf  ein  staatliches  Rechtsgut  fort,  welcher 
verhindern  soll,  dass  die  Verletzung  der  Rechtsordnung,  wie  sie  durch 
das  politische  Delikt  herbeigeführt  wurde,  durch  strafrechtliche  Ahn- 
dung dieses  Delikts  ausgeglichen  werde  (vgl.  Lammasch  a.  a.  0. 
S.  293,  294). 

II.  Aus  der  ,,  Revue  der  Grerichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundes- 
zivilrechts". 

Art,  1  des  schwetx.-franxös.  Oerichtsstandsvertrages  t^om  15.  Juni 
1869.    Kann  sich  eine  in  Frankreich  doniixiUrte  aus  Schweixerfi 
gebildete  Kollekttvgesellschaft  gegenüber  Schweixem  auf  diese  Ver- 
tragsbestimmung berufen? 

Entscheidung  v.  13.  November  1892  i.  S.  Benoit  u.  Levy  {Revue  etc. 

XI  S.  57). 

Nach  wiederholten  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  ist  im  An- 
wendungsgebiete des  Art.  1  des  schweizerisch-französischen  Gerichts- 
standsvertrages der  Ausländerarrest  unzulässig.  Allein  die  in  Algier 
wohnenden  Rekurrenten  sind  nun  festgestelltermassen  nicht  Franzosen, 
sondern  Schweizerbürger  und  können  sich  daher  auf  Art.  1  des 
Staatsvertrages  nicht  berufen.  Die  Behauptung,  dass  die  von  den 
Rekurrenten  gebildete  Kollektivgesellschaft  als  solche,  als  selb- 
ständiges Rechtssubjekt,  eine  französische  sei,  ist  nicht  begründet. 
Zwar  ist  anzuerkennen,  dass  Kollektivgesellschaften  (wie  ja  auch 
Aktiengesellschaften)  auf  den  Schutz  des  Staats  Vertrages  Anspruch 
haben.  Allein  die  Kollektivgesellschaft  ist  nun,  mag  man  im  üebrigen 
ihre  rechtliche  Natur  wie  inmier  bestimmen,  jedenMls  kein  von  der 
Person  der  einzelnen,  wechselnden  Theilnehmer  unabhängiger,  korpo- 
rativ organisirter  Verein,  sondern  eine  gesellschaftliche  Vereinigung 
bestinmiter  Personen,  welche  gemeinsam,  imter  gemeinsamem  Namen 
(der  Gresellschaftsfirma)  ein  Gewerbe  betreiben.  Sie  hat  daher  nicht 
eine  von  der  Nationalität  der  einzelnen  Theilhaber  unabhängige,  nach 
dem  Gesellschaftssitze  resp.  der  Hauptniederlassung  der  Gesellschaft 
sich  bestinunende  Nationalität,  sondern  ihre  Nationalität  wird  bestimmt 
durch  die  Nationalität  der  einzelnen  Gesellschafter.  Dies  ist  denn 
auch  wohl  die  in  der  französischen  Praxis  vorherrschende  Ansicht  (s. 
Vincent'P4na/udf  Didionnaire  de  droit  iniemoHofud  priv6  s.  v.  SocieU 
Nr.  117  u.  ff.\  In  der  That  dürfte  klar  sein,  dass  ausländische 
Handel-  oder  Gewerbetreibende  dadurch,  dass  sie  sich  zum  Handels- 
oder Gewerbebetriebe  im  Inlande  unter  einer  gemeinsamen  Firma,  als 
Kollektivgesellschafiter,  vereinigen,  unmöglich  für  den  Betrieb  ihres 
Geschäftes  Rechte  erlangen  können,    welche  das  Gesetz  den  Inländern 
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▼orbehXlty  dem  nuBländiflchen,  im  Inlande  niedergelassenen  Einzelge- 
werbetreibenden dagegen  verweigert.  Daraus  folgt  aber,  dass  die 
Nationalität  der  Kollektiygesellschaft  überhaupt  nach  der  Nationalität 
ihrer  Mitglieder  bestimmt  werden  muss; 

Art.  3  des  schweix.-franxös.  Oerichtsstandsvertrages  vom  15.  Juni 
1869  und  Art,  3  des  schweix  .-franxös.  Niederlassungsvertrages 
von  1882,  1)  QiÜ  Art.  3  des  ersten  Vertrages  nur  für  Streitig^ 
keiten  xvnschen  Franzosen  einerseits  und  Schweixem  andrer- 
seits?     2)   Ist  der  erste  Vertrag  durch  den   letzteren  modifizirt 

worden? 
Entscheidung  vom  10.  Dezember  1892    i.  8.  Hess  c.  Kummer  {^Revue 

etc.  XI  8.  58). 

1.  Art  1  des  Gerichtsstandsvertrages  bezieht  sich^  wie  sich  aus 
seinem  Wortlaut  klar  ergiebt  und  als  allgemein  anerkannt  gelten 
darf,  nur  auf  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  8chweizern  einerseits  und 
Franzosen  andererseits,  nicht  aber  auf  Prozesse,  in  welchen  beide 
Parteien  8chweizer  oder  Franzosen  sind.  Das  gleiche  muss  aber  auch 
für  die  Bestimmung  des  Art.  3  gelten,  welche  eine  Ausnahme  von 
der  in  Art.  1  statuirten  Zuständigkeit  des  natürlichen  (Wohnsitz-) 
Bichters  statuirt  und  daher  nur  auf  die  an  sich  unter  Art.  1  fallenden 
Streitigkeiten  kann  bezogen  werden.  2.  Art.  1  und  3  des  schweize- 
risdi-fraiizöeischen  Niederlassimgsvertrages  hat  an  dem  Gerichtsstands- 
vertrage nichts  geändert  und  r^elt  übrigens  nur  die  8tellung  der 
Fnmzosen  in  der  Schweiz  tmd  der  Schweizer  in  Frankreich,  nicht 
aber  die  Stellung  der  Franzosen  oder  Schweizer  in  ihrem  eigenen 
Heimathlande.  Das  allgemeine  Baisonnement,  der  Rekurrent  als  in 
Frankreich  wohnender  Schweizer  dürfe  nicht  schlimmer  gestellt  sein, 
als  ein  in  Frankreich  wohnender  Franzose,  ist  ohne  Bedeutung;  es 
kann  dies  nicht  dazu  führen,  staatsvertragliche  Vereinbarungen,  welche 
ausdrücklich  nur  für  Franzosen  getroffen  wurden,  auch  auf  Schweizer- 
bttrger  anzuwenden.  Uebrigens  ist  der  Rekurrent  ganz  gleich  wie  ein 
m  der  Schweiz  wohnender  Schweizerbüiger  behandelt  worden  und 
kann  sich  also  über  ungleiche  Behandlung  jedenfalls  nicht  mit  Grund 
beklagen. 

Spanien. 

Spanische  Beehtsprechniig. 

Mitgel^eilt  von  Herrn  Kais,  deutschen  Konsul  van  Uartmann  in  Madrid« 

Sckiffszusammenstoss.     Oültigkeit   konsularischer    Seeproteste  in 

Spanien. 
Entscheidung  des  Tribunal  Supremo  in  Madrid  vom  13.  Oktober  1890. 

Der  englische  Dampfer  ^^Lady  Aline"^  war  am  8.  September  1886 
im  Hafen  von  Bilbao  vor  Anker    liegend  von   dem  Dampfer  ,,Galea^ 
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der  spanischen  Gesellschaft  Maritima  de  Viscaja  angerannt  worden 
und  in  Folge  dessen  untergegangen.  Am  Tage  nach  dem  Zusammen- 
stoss  hatte  der  Kapitftn  des  englischen  Schiffes  vor  dem  englischen 
Konsul  in  Bilbao  Protest  erho'ben.  Gleichzeitig  war  seitens  der  zu- 
ständigen spanischen  Seebehörde  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Auf- 
nahme des  Thatbestandes  erfolgt  und  auf  Grund  derselben  der  Be- 
scheid ergangen ;  dass  gegen  den  das  spanische  Schiff  ftthrendeu 
Lootsen  die  Untersuchung  einzuleiten  sei. 

In  dem  dann  von  dem  Eigen  thümer  des  englischen  Schifies^ 
welches  am  19.  Oktober  1886  wieder  gehoben  und  flott  gemacht 
worden  war^  gegen  die  Maritima  de  Viscaya  angestrengten  Prozess 
hatte  in  zweiter  Instanz  das  Appellgericht  in  Burgos  die  Beklagte 
zur  Tragung  des  gesammten  Schadens  verurtheilt.  Den  dagegen  bei 
dem  Tribunal  Supremo  eingelegten  Kassationsrekurs  begründete  die 
Beklagte  und  Keknrsklftgerin  folgendermassen : 

Nach  der  spanischen  Gesetzgebung  sei  die  Untersuchung  vou 
SchiffsunfUllen  den  Seegerichten  ausschliesslich  vorbehalten,  wenn  also 
das  Appellgericht  sein  verurtheilendes  Erkenntniss  auf  die  eigene 
Feststellung  stütze,  dass  das  Unglück  durch  die  Nachliissigkeit  und 
Unerfahrenheit  des  Kapitäns  der  Galea  verursacht  sei,  so  überschreite 
das  Grericht  damit  seine  Zuständigkeit. 

Femer  sei  der  Art.  835  des  spanischen  Handelsgesetzbuchs  nicht 
beachtet  oder  richtig  ausgelegt  worden.  Derselbe  bestimme^  daas  die 
Klage  auf  Schadensersatz  aus  Schiffszusammenstössen  nicht  aolltesig 
sei,  wenn  nicht  innerhalb  24  Stunden  vor  der  zuständigen  BehSrde 
am  Orte  des  Zusammenstosses  oder  bei  Zusammenstössen  auf  hoher 
See  im  nächsten  Hafen,  welchen  das  Schiff  anläuft,  vorausgesetzt 
dass  dieser  ein  spanischer  ist,  und  vor  dem  spanischen  Konsul,  weuii 
es  ein  ausländischer  ist,  Protest  oder  Protokoll  aufgenommen  wSre: 
es  habe  nun  der  Kapitän  des  klägerischen  englischen  Dampfers  keiner- 
lei  Protest  vor  der  in  dem  spanischen  Hafen  allein  suständigen 
spanischen  Behörde  erhoben,  sondern  nur  vor  dem  nach  der  richtigen 
Auslegung  des  Gesetzes  nicht  zuständigen  englischen  Konsul  daselbst 

Endlich  falle  nach  allgemeinen  Bechtsgrundsätzen  der  Beweis  für 
das  Bestehen  eines  Gesetzes  demjenigen  zur  Last,  welcher  dasselbe 
anrufe,  das  komme  in  dem  vorliegenden  Falle  umsomehr  zur  Geltung, 
als  der  Vorderrichter  mit  offenbarem  Irrthum  seine  Entscheidung  auf 
englisches  Gesetz  und  die  nicht  erwiesene  Eeziprozität  gründe^  nach 
welcher  auch  der  englische  Konsul  in  Bilbao  als  zur  Aufiiahme  des 
Protestes,  auf  welche  die  Klage  gegründet  sei,  im  Sinne  des  Gesetzes 
zuständige  Behörde  zu  betrachten  wäre. 

Das  Tribunal  Supremo  führte  in  seiner  den  Rekurs  abweisendeo 
Entscheidung  Folgendes  aus: 

Nach  Art.  51  der  spanischen  Zivilprozessordnung  seien  die 
ordentlichen  Gerichte  allein  zuständig    über  bürgerliche  Bechtsstreitig- 
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keiten  zu  befinden,  welche  in  Spanien  unter  Spaniern,  unter  Spaniern 
und  AualSndem  und  unter  Ausländem  entstünden,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  im  Art.  52  desselben  Gresetzes  getroffenen  Bestimmungen 
besüglich  der  vorlftufigen  Entscheidungen  in  Testaments-  und  Inteetat- 
erbschaftssachen  der  im  Felde  oder  auf  See  verstorbenen  Angehörigen 
der  Land-  und  Seemacht.  Da  nun  iu  dem  vorliegenden  Rechtsstreit 
eine  xivilrechtliche  Klage  auf  Entschttdigung  aus  einem  Schaden  er- 
hoben wurde,  welcher  durch  die  Nachlässigkeit  und  ünerfahrenheit 
des  Kapitäns  des  in  den  Hafen  von  Bilbao  einfahrenden  Schiffes  ent- 
standen sein  soll,  könne  unter  obigem  Gesichtspunkte  ein  Eingriff  in 
die  Kompetenz  der  Seegerichte  in  der  ergangenen  zweitinstanzlichen 
Entscheidung  Über  den  Grund  der  ELlage  nicht  gefunden  werden,  und 
ergebe  sieh  sonach  die  Nichtigkeit  der  erhobenen  Inkompetenzein- 
rede; ebensowenig  sei  ferner  der  Art  835  des  spanischen  Handelsge- 
setzbuchs verletzt;  der  Sinn  und  Zweck  dieser  G^etzesstelle  sei  kein 
anderer,  als  die,  simulirte  Schiffszusammenstösse  und  die  Forderung 
nicht  geschuldeter  Schadensersatzansprttche  zu  verhüten,  aber  nicht 
das  Becht  auf  Schadensersatz  illusorisch  zu  machen,  das  dem  durch 
eine  nachgewiesene  Handlung  Geschädigten  zur  Seite  stehe,  und  das 
der  Kläger  die  nur  kurze  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Frist  innehal- 
tend sich  beeilte  durch  den  Konsul  seines  Landes,  welcher  ermächtigt 
ist,  die  Rechte  der  Angehörigen  seines  Heimathsstaates  wahr  zu 
nehmen,  feststellen  zu  lassen.  Indem  der  Appellrichter  das  Gesetz 
angesichts  der  erwiesenen  Thatsachen  so  anwandte  und  die  Gegen- 
seitigkeit durch  den  zur  Zeit  des  Vorgangs  in  Kraft  bestehenden 
spanisch-englischen  Handelsvertrag  erwiesen  ansah,  sei  er  nicht  in  den 
von  der  Beklagten  und  Bekursklägerin  ihm  vorgeworfenen  Rechtsirr- 
thum  verfiülen;  endlich  sei  auch  der  Grundsatz  des  allgemeinen  Kechts 
über  die  Beweislast  nicht  verletzt.  Mit  Recht  halte  der  erstinstanz- 
liche Richter  die  Gegenseitigkeit  durch  den  Handelsvertrag  mit  Eng- 
land für  verbürgt;  wolle  de  Beklagte  dagegen  behaupten,  dass  die 
einschlägige  Vertragsbestimmung  von  einem  Theile,  hier  England  nicht 
erfttllt  werde,  und  sonach  trotz  des  Vertrages  die  G^enseitigkeit 
nicht  verbürgt  sei,  so  falle  ihr  der  Beweis  dafür  zur  Last. 

Anmerkung.  Der  spanisch-englische  Handelsvertrag  enthält  weiter 
niehta  ab  die  gegenseitige  Zusage  beider  Nationen,  sich  das  Becht  der 
meistbegUnstigten  Nationen  in  Bezug  auf  Handel,  Schiffahrt  und  konsu- 
larische Rechte  und  Privilegien  zu  gewähren.  In  älteren  Verträgen 
Spaniens  mit  anderen  Ländern,  z.  B.  Deutschland  ist  jedoch  ausgesprochen, 
dass  die  von  den  Angehörigen  des  einen  Theils  vor  ihren  Konsuln  im  Ge- 
Uete  des  anderen  Theils  errichteten  OfTentlichen  Urkunden  dieselbe  Gültig- 
keit haben  sollen,  wie  die  vor  den  inUndischen  Notaren  oder  Behörden  er- 
richteten. Das  lÜbunal  Supremo  hat  also  in  concreto  entschieden,  dass 
die  vor  den  fremden  Konsuln  der  Vertragsnationen  in  Spanien  erhobenen 
Seeproteste  dieselbe  Wirkung  haben,  wie  die  von  einheimischen  SchlfTern 
vor  den  spanischen  SeebehOnlen  errichteten. 

Zsltflclirift  f.  iBtorn.  PrlTAt-  u.  Stnifreeht  «t«.,  Band  III.  22 
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Erhebung   der   Erbschaftssteuer  in   Spanien   von  im   Auslände 

hinterlassenen  spanischen  Änleihtiteln. 

Auf  Vorschlag  des  Verwaltungsgerichtshoft  ergangene  königliche  Ver- 
ordnung vom  27.  September  1890. 

Zu  dem  Nachlass  des  am  15.  Dezember  1887  in  Frankreidi  ver- 
storbenen  spanischen  Unterthanen  Theodor  Sanchez  Salvador  gehörten 
93  Titel  der  Süsseren  spanischen  Anleihe;  welche  seitens  des  Ver- 
storbenen in  der  Bank  von  Frankreich  deponirt  waren.  Bei  Regelung 
des  in  Spanien  befindlichen  Nachlasses  hatte  die  spanische  Steuerbe- 
hörde die  Erbschaftssteuer  von  der  Wittwe  des  Verstorbenen  auch  be- 
züglich dieser  in  Frankreich  befindlichen  Saatsschuldtitel  berechnet 
und  eingehoben,  wogegen  seitens  der  Wittwe  im  Verwaltungsstreitver- 
fahren Einspruch  erhoben  war,  weil  jener  Betrag  nicht  zn  dem  in 
Spanien  befindlichen  und  dort  allein  steuerpflichtigen  Theife  des 
Nachlasses  hinzugezählt  werden  dürfte. 

Auf  Vorschlag  des  Verwaltungsgerichtshofs  ist  durch  königliche 
Verordnung  folgende  Entscheidung  ergangen: 

Nach  Art.  88  des  Reglements  über  die  Realsteuem  seien  alle  Immo- 
bilien,  dinglichen  Rechte  und  Mobilien  der  Uebergangssfeuer  des 
Landes  unterworfen,  in  dem  sie  sich  ,,  befinden^  oder  ,,  begründet"* 
seien  (^sittiados  6  consHtuidos),  und  zwar  ungeachtet  der  Nationali- 
tät der  Vertragsschliessenden  oder  erwerbenden  Personen  und  des  Orts 
des  Verti-agsabschlusses.  Bezüglich  der  Titel  der  öffentlichen  Schuld 
sei  nun  zu  beachten,  dass  dieselben  auf  der  Gfesetzgebung  des  Landes 
beruhen,  welches  sie  ausgegeben  hat,  und  auch  dieser  Gesetsgebmig 
allein  unterworfen  sind,  einerlei  wo  sie  sich  befinden,  ob  innerhalb 
oder  ausserhalb  des  Landes.  Der  Eigenthumsübergang  der  spanischen 
Schnldtitel,  wenn  er  auch  thatsächlich  in  Frankreich  stattfinde,  habe 
daher  immer  ein  in  Spanien  begründetes  Rechtsobjekt  zum  Gegenstände 
und  die  Titel,  welche  dieses  Rechtsobjekt  vertreten,  seien  nicht  ihrer 
physischen  Natur  nach  Mobilien,  sondern  allein  kraft  des  Rechts, 
welches  sie  dem  Lihaber  auf  Grund  der  Gesetzgebung  über  die  Öffent- 
liche Schuld  gewähren,  sodass  sie  gesetzlich  zur  GMtnng  nur  dort 
kommen  können,  wo  diese  Rechte,  deren  Träger  sie  sind,  zur  Aus- 
übung gelangen.  Nach  alledem  seien  die  Titel  der  öffentlichen  Schuld 
der  Uebergangssteuer  in  Spanien  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  sie 
verwahrt  werden,  unterworfen,  wobei  allein  daran  zu  erinnern  sei, 
dass  es  zwei  Klassen  von  beweglichen  Gütern  gebe;  die  einen,  die 
körperlichen,  welche  von  Natur  aus  beweglich  seien,  und  die  anderen, 
die  unkörperlichen,  welche  Rechte  oder  bewegliche  Reohtsobjekte  ver- 
treten. Die  Titel  der  öffentlichen  Schuld  seien  gleich  den  Hypothe- 
kenbriefen keine  Güter  durch  ihren  inneren  Werth,  sondern  dmrch  die 
Rechte,  welche  sie  auf  eine  Sache  gewähren,  welche  in  Spanien 
wurzele.  Mit  dieser  Auslegung  stimme  auch  der  im  Gbsetz  gewählte 
sprachliche  Ausdruck  überein,  welcher  „befinden^  (situados)  anwende, 
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um  den  Ort  an  beaeiehnen,  wo  die  bewegUehe  Sache  materiell  ist, 
und  ^.begrOxidet  sein^  {constüuiidof)  gebrauche  in  Beaiehung  auf  Rechte 
oder  unk5rperliehe  Mobilien.  Die  Motnlien  beider  Axt  aber  seien  der 
Ueb^rgangBSteuer  unterworfen,  sobald  sie  in  Spanien  ,,sich  befinden 
oder  dort  begröndet  sind^. 

Anmerkung:  Vomtehende  Entscheidung  ist  neben  üirem  hauptsäch- 
lichen Inhalt  auch  deswegen  von  Interesse,  weil  durch  sie  ausgesprochen 
wird,  daasL  sei  es  im  Auslände  oder  in  Spanien  lebende,  Ausländer  in 
Spanien  Erbschaftssteuer  für  alle  ihnen  daselbst  anfallende  Güter  zu 
zählen  haben.  Die  nach  preussischem  Recht  fttr  den  Fall  bestehender 
Sexiprosititt  Ausländem  gewährte  Steuerfreiheit  (Entsoh.  d.  Beichsger. 
?om  10.  November  1882,  Entsch.  Bd.  8  S.  282)  kann  also  Spaniern  gegen- 
fiber  nicht  Platz  greifen. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

iustizverwaltungsstelien  etc. 

I.  Deutschland 
1.  Beiehsgesetse^  kaiserliehe  Terordnangen  ete. 

1.  JBUtberliche  Verordnung  vom  17.  Februar  1893,  betreffend 
AnsfUhrungsbestimmungen  zu  der  Generalakte  der  Brüs- 
seler Antisklavereikonferenz  (R.G.B1.  S.  13);  vgl.  hieau  oben 
Bd.  n  dieser  Zeitschrift  S.  426  fl 

2.  Bekanntmachung  des  deutschen  Reichskanalers  betr.  Er- 
gänzung und  Berichtigung  der  dem  internationalen  Ueber- 
einkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  (s.  obenS.  200ff.) 
beigefügten  Liste  vom  18.  Januar  1893  (B.0.B1.  1893  S.  1) 
und  vom  27.  März  1893  (R.G.BI.  S.  138). 

2.  Geeetse,  Yerordniiiigeii  ete.  der  einielnen  Bandesstaaten. 

Prenaa^». 

1*  Zirkular  des  prenss.  Ministers  des  Innern  vom  21.«  August 
1891  (Yenr.MinJBL  8.  180). 

Anzeigen  über  Entweichung  eines  auf  Ersuchen  einer 
fremden  Regierung  festgenommenen  Ausländers  aus  dem 
poliseiliehen  Gewahrsam  sind  stets  sofort^  nach  Umständen 
tel^graphisefa,  an  den  betr.  Regierungspräsidenten  au  erstatten. 

2.  Zirkular  des  prenss.  Ministers  des  Innern,  des  Justizministers 
and  des  Ministars  dar  geistlichen  Angelegenheiten  rom  17.  Juni  1892, 
die  Erfüllung  der  Formalitäten  zur  Gültigkeit  einer  von 
Angehörigen  Italiens  in  Prenssen  geschlossenen  Ehe  betr. 
(VerwJCinJBL  £L  248> 

i^Duich  unsere  Erlaase  vom  21.  Juli  1875  und  12.  April  1889 
(Arch.  f.  Yerw,  Bd.  16  8.  281)  sind  u.  A.   die  Angehörigen  Italiens 

22* 
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von  der  Beibringung   des    in  §  1  des  Ges.  vom  13.  Mttn  1854  vor- 
geschriebenen Ehescbliesstmgsattestes  ein  für  alle  Mal  befreit. 

Da  indessen  nach  der  Vorschrift  des  italien.  Cresetaes  die  Be- 
kanntmachung des  Angebots  in  der  italien.  Heimathgemeinde  eines 
oder  beider  Verlobten  von  Einflnss  auf  die  Ottltigkeit  der  ausserhalb 
Italiens  vollzogenen  Eheschliessung  zwischen  italien.  StaatsangefaSrigen 
oder  zwischen  diesen  und  nichtitalienischen  Staatsangehörigen  bt^  so 
sehen  wir  uns  veranlasst,  betreffs  der  Angehörigen  Italiens  die  vor- 
bezeichnete Befreiung  auf  die  Fälle  einanschrttnken,  in  denen  der  Nach- 
weis erbracht  wird,  dass  das  Angebot  in  der  Heimathgemeinde  eines 
oder  beider  Verlobten  gemXss  der  dortigen  Formvorschrift    erfolgt  ist 

Soll  die  Ehe  zwischen  einem  Deutschen  und  einer  Italienerin 
geschlossen  werden,  so  bedarf  es  des  im  §  2  des  GFes.  vom  13.  MSrz 
1854  vorgeschriebenen  Attestes  nicht.  Um  in  solchem  Falle  die 
Gültigkeit  der  Eheschliessung  auch  nach  italien.  Rechte  möglichst  za 
sichern,  sind  die  Sfandeslbuter  anzuweifieiii,  die  iäieechUessung  zwischen 
einem  Deutschen  und  einer  Italienerin  nicht  zu  vollziehen,  ohne  die 
Verlobten  auf  die  Folgen  eines  Verstosses  gegen  die  Formvorschriften 
des  italien.  Gesetzes  belehrt  und  ihnen  deren  Erfüllung  nahegelegt 
zu  haben. 

Da  das  französische  und  belgische  Gesetz  in  der  vorliegenden 
Frage  Ahnliche  Bestimmungen  wie  das  italienische  enthalten,  so  haben 
die  vorstehenden  Bestimmungen  auf  die  Angehörigen  Frankreichs  und 
Belgiens,  welche  nach  unseren  Erlassen  vom  2.  April  1858,  27.  April 
1869,  30.  November  1875,  12.  April  1889  ebenfalls  ein  für  aUe 
Mal  von  der  Beibringung  des  erwähnten  Attestes  befreit  word^i  sind, 
entsprechende  Anwendung  zu  finden.^ 

3.  Zirkular  des  Ministers  des  Innern  und  des  Justizmimsters 
vom  21.  Juni  1892,  betr.  die  Erfordernisse  zur  Schliessung 
bürgerlich-gültiger  Ehen  von  in  rechtsrheinischem  Bayern 
heimathberechtigten    Staatsangehörigen   (Ver.Min.Bl.  S.  248). 

4.  Allg.  Verfügung  des  Justizministers  vom  20.  Januar  1893. 
betr.  die  Vornahme  von  Zustellungen  in  den  Wohnungen 
von  Personen,  welche  von  der  inländischen  Gerichtsbar* 
keit  befreit  sind  (Just.Min.BL  S.  37). 

Solche  Zustellungen  können  nur  im  diplomatischen  Wege  er- 
folgen. Auch  dürfen  Handlungen,  welche  eine  Ausübung  der  Gtoichts- 
barkeit  enthalten,  in  den  Wohnungen  der  bezeichneten  Personen  nicht 
ohne  deren  Zustimmung  vorgenommen  werden  und  es  bedarf  deshalb 
ihre  Zustimmung  auch  für  die  Vornahme  von  Zustellungen  in  ihrer 
Wohnung  an  solche  Personen,  welche  der  inländischen  Gerichtsbar- 
keit unterworfen  sind. 

5.  Allg.  Verfügung  vom  20.  Februar  1893,  betr.  die  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungs- 
schreiben   der  Justizbehörden  (Just.Min.Bl.  8.  59).     Bezog  ^e- 
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nommen  iit  auf  die  allg.  Veif  tt|^g  vom  20.  Mai  1887  ( Jiifit.Min.BL 
S.  189)  und  vom  1.  Mai  1891  (Jii8t.Min.Bl.  8.  129). 

Enradbimgsachreiben  sind  nicht  unmittelbar^  gondem  bei  dem 
Jnstuminister^  in  eiligen  Fttllen  bei  dem  Minister  der  ausv&rtigen 
Angelegenheiten  einanreichen.  Nach  der  Dienstweifinng  haben  in  den 
Schutzgebieten  die  Gtoichtsbehörden  I.  Instanz  in  den  von  ihnen  aus- 
gehenden SchrifUtttcken,  sofern  es  sich  um  GeschXfte  handelt,  welche 
von  dem  znr  Ansttbnng  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigten  Beamten 
ohne  Zuziehung  von  Beisitzern  erledigt   werden,    die  Bezeichnung  als 

rKjuserlicher  Richter    des Schutzgebietes  zu ^  oder 

.Kaiserlicher  Richter    des  Schutzgebietes  der zu ^ 

anzuwenden.  Die  in  den  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungs- 
schroiben  sind  dementsprechend  zu  adressiren.  Der  Beifflguug  einer 
Ortsangabe  bedarf  es  nicht 

Bayern. 

1.  Bekanntmachung  vom  4.  Dezember  1892;  die  Einführung 
der  Verkehrsordnung  fttr  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
in  Bayern  betr.  (Ges.  u.  V.Bl.  8.  759). 

2.  Bekanntmachung  der  königlichen  Staatsministerien  des  könig- 
lichen Hauses  und  des  Aeussem,  dann  des  Innern  vom  24.  Dezember 
1892;  die  Schiffahrts-  und  Hafenordnung  für  den  Boden- 
see  betr.  (Ges.  u.  V.Bl.  1893  S.  Iff.),  mit  1.  März  1893  in  K-aft 
getreten.  Mit  diesem  Zeitpunkt  sind  die  Bestimmungen  der  Art.  2 
Abs.  2—5;  Art.  8;  9,  13  Abs.  2  u.  3;  dann  Art.  16  u.  17  Abs.  2 
der  Schiffahrts-  und  Hafenordnung  für  den  Bodensee  vom  22.  Sep- 
tember 1867  ausser  Wirksamkeit  getreten. 

3.  Bekanntmachung  des  königlichen  Staatsministerinms  des  Innern 
vom  12.  Januar  1898,  Massregeln  gegen  Viehseuchen  betr. 
(Ges.  u.  V.Bl.  1893  S.  31);  mit  1.  Februar  1893  in  Wirksamkeit 
getreten. 

Die  Bekanntmachung  betrift  die  zum  Vollzuge  des  Viehseuchen- 
fibereinkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich- 
Ungam  vom  6.  Dezember  1891  (R.G.B1.  S.  90)  veranlasste  Revision 
der  bezüglich  des  Verkehres  mit  Thieren  und  thierischen  Theilen  aus 
Oesterreich-Ungam  bestehenden  Bestimmungen  und  tritt  an  Stelle  der 
Bekanntmachungen  vom  22.  Januar  1887^  18.  Mai  1888,  5.  und 
18.  Dfzember  1890,  30.  Juni  1891,  4.  Mai  und  18.  Juli  1892  — 
Gm.  h  V.B1.  1887  S.  13,  1888  S.  465,  1890  S.  681  und  663, 
1891  S.  201,  1892  S.  111  u.  557. 

4.  Min.Bekanntmachung  vom  22.  Januar  1893,  die  Abände- 
rnng  der  Polizeiordnung  fttr  die  Schiffahrt  und  Flösserei 
anf  dem  Rhein  (Ges.  u.  V.Bl.  S.  42 ff.);  enthSlt  die  zwischen  den 
Bheinuferstaaten  vereinbarten  Abänderungen  von  Bestimmungen  der 
mit  Bekanntmaehung  vom  20.  November  1887  veröffentlichten  Polizei- 
ordnung  fttr   die  Schiffahrt   und   Flösserei   auf  dem  Rhein  (Ges.  u. 
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V.BL  1887  Nr.  45);  die  Abttndeningen  sind  mit  1.  Februar  1893  in 
Kraft  getreten. 

5.  Min-Bekanntmachuiig  vom  22.  MSrs  1898,  die  AbSndemng 
der  provisorischen  Schiffahrts-  nnd  Flossordnung  für  die 
Donau  innerhalb  des  bayerischen  Staatsgebietes  betr.  (Ges. 
u.  V.B1.  8.  78  ff.). 

Haehsen  (Königreicb). 

1.  Spestialverordnnng  des  JnBt.Mini8teriTim8  vom  80.  Jnli  1891, 
die  Bestimmung  in  §  10  Nr.  4  des  Gesetzes  B  v.  28.  Januar  18S5 
betr.  (Ju8t.Min.Bl.  1891  8.  67). 

„Die  Bestimmung  in  §  10  des  bez.  Gesetzes,  dass  ohne  Ge- 
nehmigung des  Justizministeriums  kein  imAuslande  gesprochenes 
Urtheil  vollzogen  werden  soll,  ist  nach  der  bei  anderweiter  Er- 
wägung der  Frage  von  dem  Justizministerium  gewonnenen  Ansicht 
auf  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  ausländischer  Gerichte  nicht 
mehr  für  anwendbar  zu  erachten,  seitdem  die  eine  vollständige  nnd 
erschöpfende  Regelung  der  Zwangsvollstreckung  aus  urtheilen  aus- 
ländischer Gerichte  bezweckende  Vorschrift  der  §§  660,661  der  Z.P.O. 
in  Geltung  getreten  sind." 

2.  Fin.Min.Bekanntmachung  vom  17.  März  1892,  die  Behand- 
lung der  in  Sachsen  befindlichen  Mobiliarnachlässe  preussi- 
scher  Erblasser,  sowie  die  Bestimmung  des  Ortes  der  Be- 
legenheit für  Forderungen  und  Inhaberpapiere  betreffend 
(Just.Min.Bl.  1892  S.  16). 

Die  in  Sachsen  befindliche,  nicht  in  Grundstücken  oder  Gerech- 
tigkeiten bestehende  Verlassenschaft  eines  Erblassers,  der  bei  seinem 
Ableben  Preusse  war,  ist,  so  weit  der  Nachlass  preuasischen  Staats- 
angehörigen zufällt,  von  der  sächsischen  Erbschaftssteuer  frei  zn 
lassen.  Gleichzeitig  wird  zur  Nachachtung  bekannt  gegeben,  dass  die 
zu  einer  Erbschaft  gehdrigen  Forderungen  (Hypoüiek-  sowohl  als 
Buchforderungen)  als  an  demjenigen  Orte  befindlich  zu  erachten  sind; 
wo  der  Schuldner  wohnt,  während  für  Inhaberpapiere  lediglich  der 
Ort  entscheidet,  wo  sie  sich  zur  Zeit  des  Ablebens  des  Erblassers 
thatsächlich  befunden  haben. 

3.  Generalverordnung  des  Fin.Min.  vom  6.  Oktober  1892,  die 
Behandlung  der  der  preussischen  Erbschaftssteuer  unter- 
liegenden Mobiliarverlassenschaften  betr.  (Just.Min.Bl.  1892 
S.  51). 

Wttrttenibere. 

1.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  28.  Oktober  1892,  betr. 
die  Ersuchen  um  Bechtshülfe  bei  den  Behörden  von  Elsass- 
Lothringen  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
(Ju8t.Min.Amtsblatt  1892  S.  66). 
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Solche  SrBQohen  sind  an  die  Amtsgerichte;  nicht  an  die 
BürgermeisterKmter  zu  richten. 

2.  Königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1892;  betr.  die 
Vorschriften  für  die  Sicherheit  der  Bodenseeschiffahrt 
(Beg.Bl.  S.  593);  mit  1.  März  1893  in  Kraft  getreten. 

3.  Bekanntmachung  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  17.  März  1898^  betr.  die  Beglaubigung  von  inländischen 
Urkunden  seitens  der  kaiserlich-russischen  Missionen 
(Amtsbl.  d.  BJTuBtM.  S.  13). 

Die  kaiserlich-russischen  Gesandschaften  und  Konsulate  beglau- 
bigen Volfanachten  oder  andere  Urkunden,  welche  von  den  Betheiligten 
noch  nicht  vollständig  ausgefüllt  sind,  also  insbesondere  Blankovoll- 
machten nicht,  weshalb  die  Bezirksstellen  (Amtsgerichte,  Oberämter) 
gegebenfidls  zur  &gänzimg  der  ihnen  zur  Weiterbeförderung  vorge- 
legten unvollständigen  Urkunden  hinzuwirken  haben. 

Baden. 

1.  Min.Bekanntmachung  vom  28.  September  1892,  die  Kosten 
der  Rechtshülfe  zwischen  Baden  und  Frankreich  betr. 
(Ges.  n.  V.B1.  S.  496), 

Die  Bekanntmachung  des  JustMin.  vom  23.  November  1854, 
den  Staatsvertrag  zwischen  Baden  und  Frankreich  über  die  wechsel- 
seitige Vollstreckung  der  Urtheile  in  bürgerlichen  Bechtssachen,  sowie 
die  Zustellung  gerichtlicher  Akte  und  Ersuchschreiben  betr.  (Reg.Bl. 
S.  440)  tritt  ausser  Earaft.  Hienach  ist  die  Verweisung  auf  diese 
Bekanntmachung  in  Ziff.  28  Satz  2  der  Bekanntmachung  vom 
15.  Februar  1888,  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchschreiben 
der  Justizbehörden  betr.  (Ges.  u.  V.Bl.  S.  112)  zu  streichen.  An 
die  Stelle  des  zweiten  Satzes  zur  Ziffer  28  tritt  folgende  Bestimmung: 

Gewährung  der  Rechtshülfe  geschieht  kostenfrei  mit  der  Aus- 
nahme, dass  Ersatz  der  Gebühren  für  die  in  Zivilsachen  von  Sach- 
verständigen erstatteten  Gutachten  beansprucht   wird. 

2.  Min. Verordnung  vom  17.  Dezember  1892,  die  Schiffahrt 
auf  dem  Bodensee  betr.  (Ges.  u.  V.Bl.  S.  631);  erlassen  zum  Voll- 
zog der  am  6.  Mai  1892  in  Bregenz  zwischen  den  Bevollmächtigten 
der  grossh.  Regierung,  der  k.  k.  österreichischen,  der  königlich 
bajerischen,  königlich  württembergischen  Regierung  und  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  getroffenen  Vereinbarung. 


Min.Bekanntmachung  vom  22.  Juli  1892,  die  Abänderung  der 
Instruktion  zur  Ausführung  der  revid.  Rheinseh iffahrts- 
akte  vom  17.  Oktober  1868  betr.  (Reg.BL  S.  159). 

Gesetz  für  das  Uerzogthum  Oldenburg  und  das  Fürstenthum 
Birkenfiald   vom   23.  März  1891,    betr.    die  Zwangsvollstreckung 
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in    das    unbewegliche    Vermögen    wegen    Geldforderungen 
(Gfe8.Bl.  t  d.  Herzogthum  Oldenburg  Bd.  29  S.  407). 

Brannsebweic* 

1.  Gesetz  vom  10.  Juni  1892,  die  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  18.  April  1876 
Nr.  38  (Ges.  u.  V.Slg.  1892  8.  241). 

Art.  1.  An  die  Stelle  des  §  6  des  Ges.  Nr.  88  vom  18.  April 
1876  tritt  folgender 

§  6. 
Unbewegliches  Vermögen. 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten ,  welche  ausserhalb  des 
Landes  liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  Masse.  Von  dem 
Anfalle  inländischer  Grundstöcke  oder  Grundgerechtigkeiten  oder 
deren  Nutzungen  ist  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben,  ohne  Unterschied, 
ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war  und  ob  derselbe  seinen 
Wohnsitz  im  Inlande  hatte  oder  nicht. 

Art  2.     An  die  Stelle  des  §  7  tritt  folgender  Paragraph: 

Bewegliches  Vermögen. 

§7. 

Anderes  als  das  in  §  6  bezeichnete  Vermögen  ist  der  Erbschafts- 
steuer unterworfen,  wenn  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  seinen 
Wohnsitz  im  Herzogthum  Braun  schweig  hatte,  das  ausserhalb,  des 
Herzogthums  befindliche  Vermögen  aber  nur  dann,  wenn  davon  in 
dem  auswärtigen  Staate  keine  oder  eine  geringere  Abgabe,  als  audi 
nach  Vorschrift  dieses  Gresetzes,  zu  entrichten  ist.  Im  letzteren  Falle 
wird  die  in  dem  auswärtigen  Staate  erweislich  gezahlte  Abgabe  auf 
die  diesseitige  Steuer  angerechnet 

Art.  3.  Hinter  §  7  des  Erbschaftssteuergesetzes  wird  einge- 
schaltet als 

§  7a. 

In  Bezug  auf  den  Nachlass  von  Personen,  welche  in  solchen 
Staaten  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben  oder  Angehörige  solcher  Staaten 
gewesen  sind,  in  welchen  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen,  als  den 
in  §  7  angegebenen  Grundsätzen  erhoben  wird,  ist  unser  herzogliches 
Staatsministerium  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  und  thun- 
liebster  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  Abweichungen  von  der 
Vorschrift  des  §  7  in  der  Art  anzuordnen,  dass 

1)  die  Erhebung  der  braunschweigiflchen  Erbschaftssteuer  ftbr  das 
nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen 
unabhängig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers  zu  erfolgen  hat,  sofern 
derselbe  braunschweigischer  Staatsangehöriger  war, 

2)  die  Erhebung  der  braunschweigischen  Erbschaftssteuer  für  das 
nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen 
unabhängig  von  dem  Wohnsitze  und  der  Staatsangehörigkeit  des  Erb- 
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lassen  zu  erfolgen  hat,  fitUs  das  Vermögen  im  Herzogthnm  Braun- 
schweig sich  befindet. 

2.  Durch  Verordnung  vom  14.  Juli  1892,  betr.  die  gänzliche 
Aufhebung  der  V.O.  vom  12.  Juni  187  7  Nr.  76,  die  ander- 
weite Begelung  des  Verfahrens  bezüglich  der  Ausstellung 
amtlicher  Bescheinigungen  über  das  im  braunschweigischen 
Lande  erfolgte  Ableben  von  Ausl&ndern  (Oes.  u.  V.Blg. 
1892  8.  419)  ist  jene  V.O.  vom  12.  Juni  1877  Nr.  76,  soweit  sie 
nicht  bereits  durch  V.O.  vom  6.  November  1883  Nr.  86  au%ehoben 
worden  ist,  aufgehoben. 

8.  AUg.  Verfl  des  herzoglichen  Staatsministeriums,  Dep.  der  Justiz, 
vom  17.  Januar  1898,  betr.  die  Vornahme  von  Zustellungen 
in  den  Wohnungen  von  Personen,  welche  von  der  inlän- 
dischen Gerichtsbarkeit  befreit  sind  (Zeitschr.  f.  Rechtspflege 
hn  Herzogthnm  Braunschweig  40.  Jahrgang  1893  8.  17). 

19«cli««n-Altembiurg. 

Gesammt-Ministerialbekanntmachung  vom  21.  Juli  1891,  die 
Verfolgung  flüchtiger,  in  Hamburg,  Bremen  oder  Bremer- 
haven   vermutheter  Verbrecher  betr.  (6eB.SIg.  1891  8.  59). 

Alle  telegraphischen  Ersuchen,  welche  die  Verfolgung  flüchtiger, 
in  Hamburg,  Bremen  oder  Bremerhaven  vermutheter  Verbrecher  be- 
treffen, sind  zur  Vermeidung  von  Verzögerungen  nicht  an  die  Senate 
in  Hamburg  oder  Bremen,  sondern  unmittelbar  an  die  dortigen  Polizei- 
direktionen zu  richten,  an  die  Polizeidirektion  in  Bremen  mithin  auch 
dann,  wenn  die  Flüchtlinge  in  Bremerhaven  verurtheilt  werden. 

Seliwarabiurg-Biidolstadt. 

Min.Bekanntmaehung  vom  14.  April  1892,  betr.  die  Ehe- 
sehliessung  von  Angehörigen  der  bayerischen  Landes- 
theile  rechts  des  Rheins  (OeB.Slg.  1892  8.  90). 

Die  Standesbeamten  des  Fttrstenthums  sind  unter  Hinweis  auf 
die  Bestimmung  in  §  17  Z.  10  a  der  Instruktion  vom  11.  Dezember 
1B75  und  §  2  des  Nachtrags  vom  13.  August  1877  angewiesen,  An- 
gehörige der  bajerisehen  Landestheile  rechts  des  Rheins,  wie  bisher, 
nnr  dann  zur  Ehaschliessung  zuzulassen,  wenn  sie  das  in  Art.  33 
Abs.  1  des  Gesetzes  vom  16.  April  1866/20.  Febr.  1872  geforderte 
Zengnise  ihrer  Heimathsgemeinde  beigebracht  haben. 

Bimmhmrgm 

Gesetz  vom  30.  Januar  1891,  betr.  das  Verklarungswesen 
(6e9.glg.  8.  3). 

Für  das  Verklarungswesen  sind  die  Amtsgerichte  zustXndig. 

Hiezu  Verordnung  vom  25.  Mai  1891,  betr.  die  Abnahme  von 
Verklarungen  bei  dem  Amtsgerichte  Hamburg  (€re8.Slg.  8.  27). 


;]34    GesetEgebong,  Veiordnoogen,  Erlasse  etc.    Auswärtige  Staaten. 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Belirieii. 

'  Gesetz  vom  81.  Mai  1890,  Aenderniig  des  Code  de  Comimen» 
betr.  —  Lot  apportcmi  des  fnodifioations  au  §  2  (h  V  artiide  568  du 
code  de  commerce  (Ooldschmidfa  Zeitschrift  für  das  ges.  Handelsrecht 
Bd.  41,  N.  F.  Bd.  26  8.  183). 

liAfflAlld. 

Waarenzeichengesetz  vom  11.  Mai  1891.  —  Merehandise 
Marks  Act  1891  (54  n.  55  Vict.  cap.  15):  betrifft  AbKndenmgen 
der  Merchandise  Marks  Act  von  1887  [Ooldschmidfs  Zeitsohrift  etc. 
8.  154). 

Mexiko« 

Gesetz  Über  die  Fremden  und  über  die  Naturalisation 
vom  28.  Mai  1886,  im  französischen  Texte  abgedruckt  bei  Sioerkj 
Nouveau  Becueü  genital  de  TraiUs  etc.;  2.  8erie;  Tom.  XYII  p.  109  ff. 

Niederlande» 

Gesetz  vom  12.  Dezember  1892  ttber  die  Staatsangehörig- 
keit —  Wet  op  het  Nederkinderschap  en  het  Ingexeiensehap  (Staats- 
blad  Nr.  268). 

Oesterreieh. 

Verordnung  des  Justizministeriums  vom  3.  Februar  1893, 
Z.  1331,  betr.  die  Mittheilung  der  Todtenscheine  nach  in 
Oesterreich  verstorbenen  französischen  Staatsangehörigen 
an  die  französische  Regierung  (Just.M.V.Bl«  1893  S.  24)  vgl. 
hiezu  unten  8.  336  Verordnung  vom  31.  Dezember  1892  (R.G.B1. 
1893  8.  1). 

Die  in  Art.  3  der  Verlassenschaffcskonvention  mit  Frankreich  vom 
11.  Dezember  1866,  R.6.B1.  Nr.  168,  begründete  und  mit  dem  Justii' 
ministerialerlasse  vom  4.  Mai  1868,  Z.  4917,  in  E^rinnerung  gebrachte 
Verpflichtung  der  k.  k.  Gerichte,  als  Lokalbehörden  von  jedem  Tode^ 
fkll  eines  französischen  Staatsangehörigen  in  ihrem  Sprengel,  sobald 
sie  durch  die  amtliche  Anzeige  oder  in  anderer  Weise  in  die  Kennt- 
nisB  kommen,  dem  betreffenden  firansösisohen  Konsulate,  bexw.  der 
französischen  Botschaft  (Verordnung  vom  28.  Juli  1888  JustJCV-Bl 
Nr.  36)  allsogleich  die  Anzeige  zu  machen,  bleibt  aufrecht. 

^ehweis« 

Das  schweizerische  Bundesblatt  vom  24.  MKrz  1893  (Nr.  13, 
8.  1107  ff.)  veröffentlicht  das  von  der  Bundesversammlung  beschlossene 
Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bnndesrechts- 
pflege  vom  22.  März  1893.  Ablauf  der  Einspruchsfrist:  22.  Juni 
1893. 
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Znr  Exekntionsvomahme  auf  Qrond  von  Urtheilen  auslän- 
discher Gerichte  hat  das  Justizministerium  sub.  Z.  26080  vom 
Jahre  1892  eine  Verordnung  erlassen.  In  derselben  wird  den  in- 
ländischen Gerichten  in  Erinnerung  gebracht,  dass  hiebei  vor  AUem 
der  Grundsatz  der  formellen  Reziprozität  festzuhalten,  dann  aber  nach 
dem  G.A.  LX:  1881  (Exekutionsordnung)  vorzugehen  ist.  Die  Ein- 
wendungen des  Exekuten  sind  ebensowenig  als  das  Nichterscheinen 
des  ExekutionsftÜirers  zu  berücksichtigen;  im  letzteren  Falle  ist  für 
ihn,  wenn  er  nämlich  für  seine  Vertretung  nicht  Vorsorge  getroffen 
hat^  ein  Kurator  ad  actu/m,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf  zu  be- 
stellen,  ob  dessen  Expensen  von  dem  ausländischen  Exekutionsführer 
schwer  oder  gar  nicht  hereingebracht  werden  können  (Jur.Bl.  1893 
8.  78). 


Internationale  Verträge. 

1.  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Egypten  vom  19.  Juli  1892  (R.G.B1.  8.  17ff.)y  nebst  Verzeichniss 
der  Waffen  etc.,  deren  Einfuhr  gestattet  ist  (1.  c.  8.  S6ff.),  Polizei- 
verordnvng  über  Handel  mit  Waffen  etc.  (1.  c.  8.  40  ff.),  ZoUr^le- 
ment  (1.  c  8.  44  ff.),  dessen  Titel  VII  vom  SeUeichhandel  und 
Titel  Vm  von  den  Uebertretnngen  handeln,  Protokoll  (1.  c.  8.  88  ff.) 
und  Notenaustausch  zwischen  dem  egyptischen  Minister  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  und  dem  kaiserlich-deutschen  Generalkonsulat 
für  l^iTpten  (1.  c.  8.  86  ff.). 

Der  Vertrag  ist  mit  1.  April  1893  in  Kraft  getreten  und  bleibt 
bis  nun  12.  MXrz  1912  in  Geltang  unter  dem  Vorbehalte,  dass  nach 
Ablaiif  des  siebenten  und  vierzehnten  Jahres  beide  Theile  das  Recht 
haben  sollen,  Aenderungen  vorzuschlagen. 

Die  Bestimmungen  der  ELapitulationen  und  sonstiger  bestehenden 
Verträge,  sind  dorch  das  Abkommen,  insoweit  sie  mit  demselben  nicht 
in  Widersprach  stehen,  nicht  berührt. 

2.  Bad.  Min.Bekanntmachung  vom  7.  Januar  1891,  die  Aus- 
lieferung zwischen  Baden  und  Frankreich  betr.  (Bad.Reg.61. 
8.  36). 

Durch  Austausch  von  Noten  der  grosdierzogliehen  Regierung 
vom  24.  8eptember  1890  und  des  französischen  Ministeriums  der 
AnswSrtigen  Angelegenheiten  vom  28.  Oktober  1890  ist  die  gegen- 
seilage  Bereitwilligkeit  der  grossherzoglich-badischen  und  der  fran- 
aSsisdiai  Regierung  festgestellt  worden,  wegen  aller  im  Auslieferungs- 
vertrag zwischen  Baden  und  Frankreich  vom  27.  Juni  1844  (Reg.Bl. 
Nr.  22)  und  der  Zusatzerklttrung  von  1854  (Reg.Bl.  Nr.  54)  und 
von  1868  (Reg.Bl.  Nr.  36)    vorgesehenen    Handlungen   die  Ausliefe- 
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mng  nicht  nur  der  Thttter,    sondern    auch    der  Theiluehmer  eintreten 
zu.  lassen. 

3.  Der  Vertrag  zwischen  den  Bodenseenferstaaten  vom  22.  September 
1867,  betr.  eine  internationale  Schiffahrts-  und  Hafenord- 
nung für  den  Bodensee  (Eidgen.  amtl.  Slg.  Bd.  9  8.  240)  wurde 
in  Bregenz  am  6.  Mai  1892  durch  die  Vertreter  der  Schweiz ,  von 
Bayern,  Baden  und  Württemberg,  sowie  von  Oesterreich  einer  Revision 
tmterstellt.  Protokoll  über  die  Vereinbarung  nebst  Beilage  s.  Eidg. 
amtl.  Sammlung  N.  F.  Bd.  13  S.  278  ff. 

4.  Uebereinkommen  zwischen  Oesterreich-Ungar n  und 
Frankreich  wegen  Mittheilung  der  Zivilstandsurkunden  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen;  veröffentlicht  durch  Verord- 
nung der  Ministerien  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
31.  Dezember  1892  (R.G.B1.  1893  S.  1  f.),  mit  1.  Januar  1893  in 
Wbksamkeit  getreten. 

5.  Der  schweizerische  Bundesrath  hat  unterm  80.  November 
1892  im  Sinne  des  Art.  1  des  schweizerischen  Auslieferungsgesetzes 
vom  22.  Januar  1892  (s.  Zeitschr.  11.  Bd.  S.  202)  mit  Deutsch- 
land eine  Gegenrechtserklärung  ausgetauscht^  betr.  das  Delikt 
der  Pfandunterschlagung.  Da  sich  im  deutschen  Strafgesetz  der  Aus- 
druck ^Pfiandunterschlagung^  nicht  findet,  so  wird  das  fragliche 
Gkgenrecht  dahin  definirt,  dass  Personen,  die  in  Deutschland  wegen 
^^Verstrickungsbruchs^  gemäss  §  137  oder  wegen  der  in  §  288  des 
deutschen  Strafg^tzbuches  vorgesehenen  Ebindlung  (VerSussenmg  oder 
Beiseiteschaffiing  von  Vermögensbestandtheilen  bei  drohender  Zwangs- 
vollstreckung und  in  der  Absicht ,  die  Befriedigung  der  OUtubiger  zu 
vereiteln),  an  die  deutschen  Behörden  ausgeliefert  werden  sollen, 
vorausgesetzt,  dass  die  in  §  137  genannte  „Verstrickung^  mit  Bück- 
sicht auf  ein  schwebendes  oder  bevorstehendes  Zwangsvollstreckungs- 
oder Konkursverfahren  erfolgt  sei  (Schweiz.  Bund.-Bl.  1892  V  S.  807). 

6.  Die  schweizerische  Bundesversammlung  hat  die  vor- 
behaltene Genehmigung  in  Bezug  auf: 

a)  das  am  23.  Juli  1892  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich abgeschlossene  Hand  eis  Übe  reinkommen, 

b)  das  Reglement,  betr.  die  Landschaft  Gex,  vom  gleichen 
Tage, 

c)  den  Zusatzartikel  vom  gleichen  Datum,  zur  Uebereinkunft 
betr.  die  grenznachbarlichen  Verhältnisse  und  die 
Beaufsichtigung  der  Grenzwaldungen,  vom  28.  Fe- 
bruar 1882, 

d)  die  Literarübereinkunft  vom  23.  Juli  1892, 

e)  die   Ermässigungen    des   schweizerischen   Zolltarifs, 

welche   in  der  Note   des  schweizerischen  Gesandten   in  Parii 

vom  gleichen  Datum  erwähnt  sind, 
in  der  Voraussetzung  ertheilt,    dass  die  Ehmässigungen  des  2iolltarift, 
welche  hiefür  die  G^enleistung  bilden,  in  gleicher  Weise  zugestanden 
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werden  und  hat  den  Bundenrath  mit  der  Yolki^ung  dieses  BesGhlasses 
beantragt  (Behweiz.  Bund.-Bl.  1892  Y  8.  637  £P.,  woselbst  auch  das 
Handelsübereinkommen  in  der  Uebersetsnng  des  ftanz.  Originaltextes 
und  sSmmtliche  Übrige  ad  b— e  bezeichneten  Vereinbarungen  ver- 
öffentlicht sind). 

7.  Znsatzerklttning  zur  Uebereinknnft  zwischen  der  Schweiz 
nnd  Frankreich  vom  28.  Dezember  1880,  betr.  Begelung  der 
Fischerei  in  den  GrenzgewSssern  (Eidg.  Ges.-Slg.  Bd.  6 
S.  640),    betr.  die  Unterdrücknng  der  Fischereivergehen  vom  80.  Juli 

1891  (Schweiz.  Bund.-Bl.  1892  IV  8.  1022,  Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F. 
Bd.  18  S.  220),    seit   1.  Januar  1898  in  Kraft. 

8.  Die    Schweiz.  Bundesversammlung  hat   der  am  13.  Juli 

1892  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  abgeschlossenen  Handels- 
Kbereinkunft  die  Genehmigung  ertheilt  (Schweiz.  Bund.-Bl.  1892 
V  S.  506  ff.,  woselbst  auch  die  Uebereinkunft  in  der  Uebersetzung 
des  franz.  Originaltextes,  nebst  Schlussprotokoll  veröffentlicht  ist). 

9.  Der  internationalen  Uebereinkunft  d.  d.  Wien  4.  Juli 
1891;  betr.  die  Einzugsmandate,  haben  sich  bis  jetzt  angeschlossen: 
Deutschland,  Oesterreich-Ungam,  die  Schweiz,  Belgien,  Costa-Rica, 
Egypten,  Frankreich,  Italien,  Liberia,  Luxemburg,  die  Niederlande, 
Norwegen,  Schweden,  Portugal,  Bumftnien,  Salvador,  Tunis  und  die 
Türkei  (Schw.  Bund.-Bl.  1892  V  S.  566). 

10.  Beitrittserklärungen  zu  internationalen  Kon- 
ventionen. 

Das  niederländische  Generalkonsulat  in  der  Schweiz  hat 
den  Beitritt  der  Niederlande  zu  den  Protokollen  2  und  8  der 
Madrider  Konferenz  der  internationalen  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigenthums  (s.  Bd.  II  d.  Zeitschrift  S.  629ff.) 
erklärt  (Schweiz.  Bundesbl.  1893  Bd.  1  S.  1077). 

Femer  ist  die  niederländische  Regierung  fttr  ihre  Kolonien 
der  uebereinkunft  vom  14.  März  1884  zum  Scautze  der  unter- 
seeischen  Telegraphenkabel  beigetreten. 

Nach  Bekanntmachung  des  Be^chskanzlers  vom  25.  März  1893 
(B.6.B1.  S.  136)  hat  die  Begierung  des  Fttrstenthums  Montenegro 
ihren  Beitriiit  zu  der  Uebereinknnft  vom  9.  September  1886,  betr. 
Bildung  eines  internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von 
Werken    der    Literatur    und    Kunst    (mit  Geltung   vom  1.  Juli 

1893  ab)  erklärt. 

11.  Kündigung  von  Staatsverträgen.  Das  Ueberein- 
kommen  vom  5.  Dezember  1890  zwischen  der  Schweiz  und  Oester- 
reich -Ungarn  behufs  Verhinderung  der  Ausbreitung  von  Thier- 
seuehen  durch  den  Viehverkehr  ist  seitens  der  österreichisch- 
ungarischen  Begierung  gekündigt  worden  und  mit  Ende  Februar 
1893  ausser  Kraft  getreten  (Eidgen.  amtl.  Oes.Slg.  N.  F.  Bd.  13 
S.  269). 


:i38  Internationale  Verträge. 

12.  Der  Nofweau  Beeueil  giniral  de  'DraüSs  etc.  (OoniinuaUon  du 
Orand  Becueü  de  G.  Fr.  ds  Martens)  voaFeUx  Stoerk,  Univ.-Pro&wor 
in  Gfreifswald;  Mitglied  des  VöIkerrechts-InBtitiitB;  enthXlt  in  seinein 
17.  Band  (IT.  Serie)  u.  A.  den  Wortlaut  nachbezeichneter  in  unserer 
Zeitschrift  noch  nicht  bekannt  gegebenen 

I.  Auslieferungsvertrttge: 

1.  Auslieferungsvertrag  vom  2.  Juni  1B87  zwischen  den  Nieder- 
landen und  den  Vereinigten  Staaten    von  Amerika  (S.  120); 

2.  Auslieferungsvertrag  vom  31.  Mai  1889  zwischen  den  Nieder- 
landen und  Belgien  (S.   125); 

3.  provisorischer  Auslieferungsvertrag  vom  22.  Juni  1888  zwischen 
der  Schweiz  und  Ecuador  (S.  177); 

IT.  Handels-;  Freundschafts-    und   SchiffahrtsvertrKge: 

1.  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  6.  Oktober  1886  zwischen 
Italien  und  der  Südafrikanischen  Republik  (S.  1); 

2.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  26.  Februar  1888  zwischen 
Italien  und  Spanien  (S.  9); 

3.  Friedens-,  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  3.  August 
1860  zwischen  Japan  und  Portugal  (S.  21); 

4.  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  6.  Februar  1864 
zwischen  Japan  und  der  Schweiz  (S.  42),  nebst  Tarif  vom  26.  April 
1867  (S.  88); 

5.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffifthrtsvertrag  vom  1.  August 
1866  zwischen  Japan  und  Belgien  (S.  51),  nebst  Additionalkon- 
vention  vom  4.  Oktober  1866  (S.  84); 

6.  Freundschafts-  u.  Handelsvertrag  vom  25.  August  1866  zwischen 
Japan  und  Italien  (S.  61); 

7.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  12.  No- 
vember 1868  zwischen  Japan  und  Spanien  (S.  89); 

8.  Freundschafts-  imd  Handelsvertrag  vom  19.  August  1871 
zwischen  Japan  und  HawaY  (S.  100); 

9.  Preliminar-Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtevertrag 
vom  21.  August  1873  zwischen  Japan  und  Peru  (S.  103); 

10.  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  10.  Juli  1885  zwischen 
der  Südafrikanischen  Bepublik  und  Frankreich  (S.  181); 

11.  provisorische  Handelskonvention  vom  10.  Juni  1887  zwischen 
der  Schweiz  und  Oriechenland  (S.  170); 

12.  Freundschafts-,  Handels-  und  Niederlassungsvertrag  vom 
22.  Juni  1888  zwischen  der  Schweiz  und  Ecuador  (S.  173); 

m.  Niederlassungsvertrag  vom  4.  Juni  1887  zwischen  der 
Schweiz  und  Belgien  (S.  168); 

rV.  Hinterlassenschaftskonvention  vom  28.  littrs  /  9.  April 
1889  zwischen  Bussland  und  Norwegen-Schweden  (S.  134); 

V.  Deklaration  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  v.  15./29.  No- 
vembcir  1890  über  die  von  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  bei 
Eheschliessungen    zu   erfüllenden   Förmlichkeiten  (S.  250). 
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Schutzgebieten. 

Den   von  der  Beichsregierong  dem  Reichstage  vorgelegen  Denk- 
schriften über  die  Entwickelung  der  deutschen  Kolonien  ^)  entnehmen 
wir  folgende  Mittheilnngen  ttber  Verwaltung  und  Rechtspflege: 
a)  in  Ostafrika: 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  des  Schutzgebietes  steht  ein 
Oouverneur,  welcher,  mit  der  Ausübung  der  GMchtsbarkeit  in 
n.  Instanz  betraut  und  zur  Zeit  mit  dem  Kommando  der  Kaiserlichen 
Schutztmppe  beauftragt,  die  oberste  MilitSr-,  Zivil-  und  Justizgewalt 
in  sich  vereinigt  und  unmittelbar  dem  Reichskanzler  unterstellt  ist. 
Ihm  zur  Seite  steht  namentlich  zur  Wahrnehmung  des  militKrischen 
Konmiandos  ein  besonderer  Stellvertreter  und  für  die  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  IT.  Instanz  sowie  zur  Wahrnehmung  sonstiger  höherer 
Verwaltungsgeschttfte  ein  Oberrichter. 

Das  gesammte  Schutzgebiet  ist  in  6  Bezirksämter  (Tanga, 
Pangani,  Bagamojo,  Dar-es-SalAm,  Kiloa  und  Lindi)  und  in  2  Neben- 
Smter  (Saadani  und  lOkindani)  eingetheilt  An  der  Spitze  der  Be- 
zirksSmter  stehen  Bezirkshauptleute,  an  der  Spitze  der  Nebenttmter 
Stationsehefs  in  der  Regel  mit  einem,  dem  Unteroffizierpersonal  ent- 
nommenen Schreiber.  Die  Station  Saadani  ist  dem  Bezirksamt  Pangani, 
die  Station  Mikindani  dem  Bezirksamt  Lindi  unterstellt.  Die  Orenzen 
der  Bezirke  nach  dem  Innern  gehen  soweit  der  deutsche  Einfluss  reicht 
oder  bis  an  die  Ghrenzen  einer  Station  im  Innern. 

In  der  Hand  der  Bezirkshauptleute  liegt  die  gesammte  Polizei  in 
ihren  verschiedenen  Abzweigungen;  sie  haben  (Ür  die  Sicherheit  und 
Wöhlfiihrt  ihres  Bezirks  Sorge  zu  tragen,  den  Verkehr  mit  den  Walis 
in  den  StXdten  und  den  Jumbes  (Dorflschulzen)  in  den  Dörfern  zu 
führen  und  unter  ihnen  steht  die  Polizeitmppe.  Vorbehaltlich  der 
Genehmig^g  des  Oouvemeurs  können  die  Bezirkshauptleute  im  öffent- 
lichen Interesse  Polizeiverordnungen  erlassen  und  in  ihnen  Geldstrafen 
bis  zu  30  Rupies  und  Haft  bis  zu  einer  Woche  androhen.  Die  Fest- 
setzung der  Strafe  erfolgt  durch  Strafbefehl,  gegen  welchen  Beschwerde 
an  den  Gouverneur  zulässig  ist. 

Dem  Bezirkshauptmann  untersteht  namentlich  auch  die  Fremden- 
polizei ;  er  führt  Fremdenregpister  und  beaufsichtigt  das  gesammte  Sklaven- 
wesen. Vor  ihm  werden  die  LoskXnfe  der  Sklaven  verlautbart  und 
von  ihm  die  Liste  der  befireiten  Sklaven  offen  gehalten. 

Die  ZustKndigkeit  des  Bezirksamts  ist  eine  verschiedene 
gegenüber  den  Farbigen  und  gegenüber  den  Europäern. 


1)  Die  Mittheilung  obiger  Denkschriften  verdankt  die  Redaktion  der  be- 
flonderen  Güte  des  Herrn  Dr.  Kay 9er  ^  WirkL  Geh.  Legationsraths  und 
Dirigenten  der  Koloniabibtheilung  im  Auswärtigen  Amt  in  Berlin. 
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1)  Den  Farbigen  gegenüber  ist  der  Besirksfaauptmann  Zivü-  nnd 
Strafrichter. 

In  bürgerlichen  Kechtsstreitigkeiten  entscheidet  er  in  erster 
und  letzter  Instanz  in  allen  Streitsachen ,  deren  Werth  1000  Bapies 
nicht  übersteigt.  Bei  höheren  Streitgegenständen  ist  Berufung  an  den 
Grouvemeur  bezw.  an  den  von  diesem  mit  der  Entscheidung  ein  für 
alle  Mal  betrauten  Oberrichter  zulAssig. 

Die  Verhandlung  ist  eine  öffentliche  in  dem  sogenannten  Schauri. 
Der  Klttger  erhält  auf  seinen  Antrag  von  dem  Bezirkshauptmann  einen 
Ladungsschein,  den  er  selbst  dem  Beklagten  zuzustellen  hat.  Die 
Parteien  haben  ihre  Zeugen  und  Beweismittel  (Handelsbücher  •  u.  s.  w.) 
sofort  zur  Stelle  zu  bringen.  Die  Verhandlung  bt  eine  mündliche. 
Jedem  Schauri  wohnt  der  Wall  oder  sein  Stellvertreter  an;  ebenso 
können  von  dem  Bezirkshauptmann  angesehene  Leute  als  Akidas 
(Richter)  herangezogen  und  um  ihre  Meinung  befragt  werden.  Die 
Entscheidimg  erfolgt  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung,  in  der 
Kegel  am  Schluss  derselben.  Die  Grundlage  fUr  die  materielle  Ent- 
scheidung bildet  das  bisherige  mohamedanische  Gewohnheitsrecht.  Die 
Ermittelung  desselben  seitens  des  deutschen  Richters  ist  nicht  leicht 
Auf  dem  Gebiet  des  Erbrechts  ist  es  gelungen,  die  Uebersetzung  eines 
arabischen  Lehrbuches^)  herstellen  zu  lassen,  welches  mit  vielem  &- 
folg  benutzt  wird.  In  Fragen  von  Handel  und  Verkehr  ist  durch 
Umfrage  bei  den  Kaufleuten  Auskunft  zu  erhalten.  Ghrosse  Schwierig- 
keiten verursachen  Prozesse  über  den  Status,  Ehesachen,  Grundstücks- 
streitigkeiten  u.  a.  m.  Hierfür  fehlt  es  bisher  noch  an  einem  Lehrbueh 
und  die  Verhandlungen  dauern  oft  sehr  lange,  bis  festgestellt  is^  was 
als  geltendes  Recht  anzusehen  sei. 

In  Strafsachen  Farbiger  sind  die  Vorsteher  der  Bezirksämter 
ermächtigt,  in  erster  und  letzter  Instanz  Greldstrafen  bis  zu  200  Rupies 
und  Gefängnissstrafen  bis  zu  6  Monaten  zu  verhängen.  Höhere  Strafen 
bedürfen  der  Gfenehmigung  des  Gouverneurs  oder  des  ein  für  alle  Mal 
beauftragten  Oberrichters.  Todesstrafen  können  nur  von  dem  Gouverneur 
bezw,  dem  Oberrichter  verhängt  werden.  Die  materielle  Grundlage 
für  die  Entscheidung  beruht  auf  den  Begriffsbestimmungen  des  Reichs- 
Stra%esetzbuchs,  das  als  Richtschnur  dient.  Die  Verhandlung  ist  eben- 
falls mündlich  und  öffentlich. 

Die  Vollstreckung  erfolgt  in  bürgerlichen-  und  Strafsachen  vod 
Amtswegen.  In  ersteren  tritt  bei  nicht  erfolgter  Zahlung  Pfändung 
und  Verkauf  der  Pfandstücke  ein.  Die  Freiheitsstrafe  ist  nach  d« 
bisherigen  Uebung  mit  Arbeitszwang  verbunden,  da  sie  sonst  von  der 
farbigen  Bevölkerung   als   ein  Uebel   nicht  empfunden  werden  würde. 


2)  Der  flberfliessende  Strom  in  der  Wissenschaft  des  Erbrechts  der 
Hanefiten  and  Schafeiten.  Arabischer  Text  mit  nebengedmckter  deutscher 
Uebersetzung.  —  Uebersetzt  und  erläutert  von  Iao  Hirsch,  Leipzig,  F.  A 
Brockhaus  1891. 
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Nachts  werden  die  Gefnngenen  in  einem  Raum  des  Forts  eingesperrt 
und  bei  Tage  an  einer  Kette  zu  öffentlichen  Bauten  verwendet.  Die 
Todesstrafe  wird  durch  den  Strang  vollzogen. 

Die  Zahl  der  von  den  Bezirksämtern  gefiülten  Entscheidungen 
wird  demnXchst  statistisch  festgestellt  werden.  Von  dem  Bezirksamt 
KUoa  z.  B.  sind  im  letzten  Jahre  Farbigen  gegenüber  70  Urtheile  in 
bUigerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  35  Entscheidungen  in  Strafsachen 
ergangen. 

Der  Bezirkshauptmann  ist  endlich  auch  Nachlassrichter  und 
übt  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  aus.  Auch  diese  findet  nach 
sltem  Herkommen  in  öffentlichem  Schauri  statt  und  nimmt  eine  erheb- 
liche Zeit  in  Anspruch^  da  die  Verbriefung  der  Abkommen  von  Alters 
her  ttblich  ist  und  hier  Fragen  des  Immobiliar-,  Statas-  und  Güterrechts 
berührt  werden,  die  den  deutschen  Beamten  nicht  geläufig  sind.  Von 
ihnen  aber  muss  die  gesammte  richterliche  Thfttigkeit,  in  der  sich  für 
den  Eingeborenen  das  „  Serkai  "^  (^Regierung)  verkörpert,  wahrgenommen 
werden.  Eine  Uebertragung  an  einheimische  Richter  ist  schon  vom 
politischen  Standpunkt  unmöglich ^  ganz  abgesehen  davon,  dass  ob  au 
emer  Sicherheit  für  unparteiische  Rechtsprechung  bei  einem  Wali  oder 
Akida  fehlen  würde. 

Gebühren  werden  von  den  Eingeborenen  vorläufig  nach  Massgabe 
des  Konsulartarifs  erhoben;  die  Einnahmen  hieraus  haben,  wie  bereits 
erwähnt,  im  letzten  Etatsjahr  mehr  als  100000  Mark,  aus  dem  Bezirk 
Kiloa  aDein  mehr  wie  12000  Rupies  Gebühren  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit betragen. 

üeber  die  gerichtliche  Thätigkeit  der  Bezirksämter  werden  Register 
geführt,  die  um  so  noth wendiger  sind,  als  der  farbigen  BevÖlkening 
der  Begriff  der  „re»  jvdiccUa-^  nicht  bekannt  ist.  Bei  jedem  neuen 
Bezirkshauptmann  werden  Versuche  gemacht,  längst  entschiedene  Sachen 
wieder  zur  Verhandlung  zu  bringen  und  nicht  selten  kommt  ein  neuer 
Beamter  erst  nach  langwierigen  Erörterungen  zu  der  Erkeuntniss.  dass 
es  sich  um  eine  bereits  rechtskräftig  gewordene  Sache  handelt. 

Die  Anordnungen  des  Bezirksamts  werden  im  Schauri  bekannt 
gemacht,  dort  auch  die  Berathungen  hierüber  gepflogen  und  von  deu 
Theilnehmem  Anträge  gestellt  und  Anfragen  gerichtet.  Wer  an  deu 
Schauzis  Theil  nimmt,  ist  nicht  gesetzlich  bestimmt,  sondern  beruht 
anf  dem  Herkommen  und  dem  Ansehen.  Für  Klagen  und  Beschwerden 
steht  Jedermann  das  Schauri  offen. 

An  jedem  Sitze  des  Bezirksamts  finden  mindestens  zwei  Mal 
wöchentlich  Schauris  statt,  nicht  selten  aber  vier  Mal.  Auch  dauern 
die  Sitzungen  mehrere  Stunden,  da  der  Orientale  gewohnt  ist,  die 
Berathungen  lang  auszuspinnen  und,  da  die  Arbeit  im  Feld  und  zu 
Hause  Sklaven  überlassen  ist,  sich  selbst  für  diese  Berathungen  die 
ausgiebigste  Zeit  gönnt.  Auch  ausserhalb  der  Schaurizeit  ist  der  Be- 
sirkshauptmann  dauernd  von  eingeborenen  Oesuchstellern  in  Anspruch 
genommen. 

Zeltoehrift  f.  iotern.  Privat-  a.  Strsfroelit  »to.,  Band  III.  23 
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2)  Europäern  gegenüber  hat  der  Bezirkshauptmann  das  Recht, 
Vergleiche  abzuschliessen,  gerichtliche  Anträge  entgegenzunehmen  imd 
die  Ermächtigung,  Zeugen  zu  verhören.  Erbschaften  sind  von  ihm 
vorläufig  zu  sichern  und  die  Massen  an  das  Bezirksgericht  abzuliefern. 
In  Strafsachen  liegt  dem  Bezirkshauptmann  die  Feststellung  des  Thst- 
bestandes  und  das  vorbereitende  Verfahren  sowie  in  den  gegebenen 
Fällen  die  Festnahme  des  Angeschuldigten  ob. 

Bisher  sind  die  Bezirkshauptleute  bezw.  die  Stationscheft  aus  der 
Zahl  der  Offiziere  der  Schutztruppe  genonuneu.  Mehr  und  mehr  stellt 
es  sich  heraus ;  dass  diese  Einrichtung  nicht  haltbar  ist.  Wie  sich 
aus  der  obigen  Darstellung  über  die  Thätigkeit  der  Bezirksämter 
ergiebt,  setzt  dieselbe  ein  solches  Mass  von  juristischen  und  administra- 
tiven Kenntnissen  voraus,  dass  es  nur  selten  gelingt,  aus  den  Offizieren 
der  Schutztruppe  *  geeignete  Verweser  für  diesen  Posten  zu  finden,  der 
an  sich  dem  militärischen  Beruf  sehr  fem  liegt.  Auch  ist  es  dringend 
erforderlich,  dass  der  einzelne  Beamte  möglichst  viele  Jahre  in  sdnexo 
Bezirke  bleibt,  um  das  Zutrauen  der  Bevölkerung  zu  gewinnen.  Offiziere, 
welche  sich  in  die  Schutztruppe  konmiandiren  lassen,  sind  an  sich  ab- 
geneigt, ihre  Dienstzeit  in  Ostafrika  im  Bureau  zu  verbringen  und 
werden,  wenn  sie  ihrem  militärischen  Beruf  treu  bleiben,  in  der  Regel 
ihr  dreijähriges  Kommando  nicht  verlängern  lassen.  Es  erscheint  daher 
geboten,  die  Bezirksämter  allmählich  mit  geschulten  Zivilbeamten  sn 
besetzen. 

Die  Rechtspflege  für  die  weisse  Bevölkerung  ist  zwei  Bezirks- 
richtem  anvertraut,  von  welchen  dem  einen  der  Norden  des  Schutz- 
gebiets mit  dem  Amtssitz  in  Bagamoyo,  dem  andern  der  Süden  mit 
Dar-es-Sal&m  als  Amtssitz,  beiden  mit  gegenseitiger  Vertrettmgsbefugniss, 
zugewiesen  ist.  Die  Grerichtsbarkeit  wird  nach  dem  Konsulargerichts- 
barkeitsgesetz  ausgeübt,  wie  es  nach  dem  Gesetz,  betreffend  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete,  ausgestaltet  worden  ist.  Dem- 
gemäsB  haben  die  Bezirksrichter  theils  ohne,  theils  mit  Beisitzern  die 
gesammte  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  einschliesslich  der  Gerichts- 
barkeit in  Schwurgerichtssachen  wahrzunehmen.  Von  den  Urtheilen 
und  Verfügungen  der  Bezirksgerichte  findet  Berufung  und  Beschwerde 
an  das  Elaiserliche  Obergericht  statt,  an  dessen  Spitze  der  Gouverneur 
bezw.  der  gleichzeitig  mit  ihm  mit  Ausübung  der  Grerichtsbarkeit  in 
zweiter  Instanz  beauftragte  Oberrichter  steht. 

Eine  Vollstreckung  von  höheren  Freiheitsstrafen  g^en  Weisse 
hat  bisher  noch  nicht  stattgefunden;  längere  und  härtere  Freiheits- 
strafen werden  mit  Rücksicht  auf  den  Mangel  an  geeigneten  Baulich- 
keiten und  auf  das  Klima  auf  Gnmd  eines  Ersuchens  um  Rechtshülfe 
in  Deutschland  vollstreckt  werden  müssen. 

Die  Bezirksrichter  nehmen  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  wahr 
und  fungiren  ausserdem  als  Standesbeamte.  Sie  sind  mit  Wahrnehmung 
der  dem  Gouverneur  übertragenen  konsularischen  Beftignisse  (insbe- 
sondere auf  dem  Gebiet  der  Schiffahrt)  beauftragt. 
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Regehniteeige  Gerichtstage  sind  bisher  nicht  eingeführt.  Die  Be- 
sirksrichter  und  Oerichtsschreiber  nehmen  die  AntrKge^  wie  sie  ein- 
gehen ^  an,  und  darnach  werden  dem  Bedtlrfniss  entsprechend  die 
Gerichtstage  angesetzt.  Gelegentliche  Dienstreisen  ermöglichen  die 
Abhaltung  von  Gerichtstagen  auch  an  Orten,  welche  von  dem  Amtssitz 
des  RichterB  entfernt  sind. 

b)  Schutzgebiet   der   Neu-Guinea-Kompagnie    in    der 
Südsee: 

Die  Ordnung  der  Rechtspflege  ist  durch  die  Schutzbriefe  der 
Kaiserlichen  Regierung  vorbehalten,  so  jedoch,  dass  die  Kompagnie 
die  Kosten  derselben  zu  tragen  hat.  Der  Grund  dazu  ist  durch  das 
Heiehsgesetz  vom  17.  April  1886  gelegt,  nach  welchem  das  bürger- 
liche Recht,  das  Strafrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren  einschliess- 
lich der  Gerichtsverfassung  nach  den  Vorschriften  des  Konsulargerichts- 
barkeitsgesetzes  vom  10.  Juli  1879  mit  einigen  Massgaben  behufs 
Anpaawfing  an  die  Verhältnisse,  welche  Kaiserlicher  Verordnung  vor- 
behalten blieben,  für  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Kraft  gesetzt 
werden  sollten.  Für  das  Schutzgebiet  der  Neu -Guinea -Kompagnie 
geschah  dies  gleichzeitig  mit  Einführung  des  Gesetzes  über  die  Ehe- 
sehHeraung  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  mittels  Kaiser- 
licher Verordnung  vom  5.  Juni  1886,  jedoch  unter  vorläufiger  Aus- 
schlieMung  der  Eingeborenen  von  der  Anwendung  dieser  Gesetze.  In 
letzterer  Besiehung  hat  demnächst  die  Verfügung  des  Reichskanzlers 
vom  1.  November  1886  bestimmt,  dass  als  Eingeborene  sowohl  die 
Angehörigen  der  im  Schutzgebiet  heimischen  Stämme  als  diejenigen 
anderer  ferbiger  Stämme  angesehen  werden  sollen.  —  Nachdem  durch 
das  Reichsgesetz  vom  7.  Juli  1887  nachgelassen  worden  war,  dass 
eine  von  den  massgebenden  (preussischen)  Vorschriften  abweichende 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  an  unbeweglichen  Sachen  im  Wege 
Kaiserlicher  Verordnung  erfolgen  könne,  hat  diese  Regelung  für  das 
Schutsgebiet  durch  Sjuserliche  Verordnung  vom  20.  Juli  1887  und 
eine  vom  Reichsicanzler  unter  dem  30.  Juli  1887  erlassene  Grund- 
buehordnung  bezüglich  des  EIrwerbes  und  der  Eintragung  des  Eigen- 
thuiBS  sowie  der  dinglichen  Belastung  von  Grundstücken  stattgefunden 
und  zwar  in  der  Art,  dass  zwar  die  wesentlichen  Grundsätze  der 
preussischen  Grrundbuchordnung  in  Anerkennung  ihrer  Zweckmässigkeit 
angenommen,  die  Vorschriften  aber  im  Einzelnen  den  einfacheren  Ver- 
hältnissen des  Schutzgebietes  angepasst  worden  sind. 

Die  weiteren  Erleichterungen  und  Verein&chungen  in  Bezug  auf 
das  materielle  Recht  und  das  Verfehren,  welche  das  Reichsgesetz  vom 
15.  März  zuliess,  sind  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
durdi  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  18.  Juli  1888  in  Anwendung 
gesetzt  und  durch  die  von  dem  Reichskanzler  unterm  8.  August  1888 
eriassene  Dienstanweisung  zur  Ausführung  gebracht.  Sie  beziehen  sich 
insbesondere  auf  die  Zustellung,  die  Zwangsvollstreckung,  sowie  auf 
das  Verfahren  in  Zivil-  und  Strafsachen. 

23* 
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In  letzterer  Beziehung  trat  die  Aenderung  ein,  dass  die  Schwur* 
gerichtsbarkeit,  welche  bislang  dem  in  Dentschland  zustttndigen  Gericht 
zugestanden  hatte,  nmunehr  anter  wesentlicher  Vereinfachung  des  Ver- 
fahrens den  Gerichten  erster  Instanz  im  Schutzgebiet  zugewiesen  wurde, 
und  dass  als  Berufungs-  und  Beschwerdegericht  an  Stelle  des  Reichs- 
gerichts bezw.  des  deutschen  Konsulargerichts  in  Apia  eine  Behörde 
zweiter  Instanz  am  Sitze  des  Landeshauptmanns  errichtet  wurde,  welche 
aus  letzterem  als  Vorsitzenden  und  mehreren  Beisitzern  besteht.  Auch 
flk  die  zweite  Instanz  wurde  das  Verfahren  wesentlich  vereinfacht  und 
tfXr  die  Erhebung  von  Gebühren  ein  nach  dem  Werthe  des  Streit- 
gegenstandes bemessener  Tarif  vorgesehen. 

Die  Jurisdiktion  ist  nunmehr  dahin  geordnet,  dass  fUr  die  erste 
Instanz  zwei  Gerichtssprengel,  ein  östlicher  für  den  Bismarck-Archipel, 
ein  westlicher  fttr  Kaiser  Wilhelmsland  gebildet,  und  dass  die  Richter 
I.  Instanz  in  Verhinderungsfl&llen  einander  substituirt  sind.  Die  G^erichts- 
barkeit  IL  Instanz  lieg^  in  den  Händen  des  Landeshauptmanns.  Der- 
selbe fuhrt  auch  die  Aufsicht  über  die  Gerichtsbeamten  und  ist  zum 
Erlasse  von  Polizei  Vorschriften,  in  gleicher  Weise  wie  die  Konsuln 
für  ihre  Bezirke,  jedoch  mit  erweiterten  Straftnassen  befugt.  Für  den 
Bismarck*  Archipel  wurden  bisher  sieben  Grundbuchbezirke  bestimmt 
und  wurde  in  dreien  derselben  —  dem  nordwestlichen  TheO  von  Ken- 
Mecklenburg,  der  Gazelle -Halbinsel  und  Neu -Lauenburg  —  mit  An- 
legung des  Grundbuches  vorgegangen.  In  Kaiser  Wilhelmsland  sind 
bisher  drei  Grundbuchbezirke  eingerichtet.  In  jedem  der  beiden  Ge- 
richtssprengel ist  seit  dem  Monat  Dezember  1889  ein  Handelsregister 
angelegt,  Standesämter  bestehen  in  Herbertshöhe  für  den  Bismarck- 
Archipel  und  in  Friedrich  Wilhelmshafen  für  Kaiser  Wilhelmslaod. 
Für  jedes  derselben  ist  ein  Standesbeamter  und  ein  Stellvertreter  des- 
selben ernannt. 

Für  Zivil-  und  Strafprozesse  wird  die  Tiiätigkeit  der  Greriohte  in 
nur  geringem  Umfeinge  in  Anspruch  genommen,  dagegen  reichlicher 
für  Vormundschaften,  Pflegschaften,  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit und  im  Bismarck  -  Archipel  in  letzterer  Zeit  für  Eintragungen  in 
das  Grundbuch. 

Die  Gerichtsbarkeit  über  die  Eingeborenen,  auf  welche  die  deutschen 
Gesetze  wie  erwähnt  keine  Anwendung  finden  sollten,  wurde  durch 
Kaiserliche  Verordnung  vom  7.  Juli  1888  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
überlassen.  In  Folge  dessen  ist  unter  dem  21.  Oktober  1888  eine. 
Strafv^erordnung  für  die  Eingeborenen  erlassen  worden,  für  welche  der 
Reichskanzler  die  Grundsätze  vorgeschrieben  hat.  Dieselbe  ist  vor- 
nehmlich auf  die  in  festem  Arbeitsverhältniss  stehenden  Angehörigen 
des  Schutzgebiets  und  anderer  farbigen  Stämme  berechnet,  da  die 
Eingeborenen,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist,  bisher  nur  in  ge- 
ringem Umfang  in  den  Bereich  der  Staatsgewalt  faUen.  Gleichwohl 
erschien  auch  diesen  gegenüber  die  R^elung  der  Frage  nothwendig, 
sowohl  um  die  Vergeltung  von  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Weisse 
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in  eine  rechtliche  Ordnung  su  bringen  als  um  diejenigen,  welche  die 
Verfolgung  und  Bestrafung  bewirken,  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Stra%esetzbuch8  gegenüber  sicherzustellen,  nach  welchen  die  bezügliche 
Vorfolgnng  und  Ahndung,  wenn  sie  ohne  rechtliche  Grundlage  ge- 
schlhe,  strafbar  sein  würde.  Auf  strafbare  Handlungen,  welche  die 
Eingeborenen  gegen  einander  begehen,  ist  die  Strafverordnung,  wenn 
auch  grundsätzlich,  doch  zunächst  praktisch  nicht  anwendbar;  dies 
wird  sie  erst  werden,  wenn  der  Wirkungskreis  der  Stationen  sich  er- 
weitert und  die  Eingeborenen  zu  ihnen  in  nähere  friedliche  Beziehungen 
treten.  Gregen  eingeborene  Arbeiter,  sowie  wegen  Strafthaten  freier 
Eingeborener  gegen  Weisse  ist  sie  im  Jahre  1891  im  Bismarck- Archipel 
in  21  Fällen  zur  Anwendung  gekommen.  Im  Allgemeinen  sind  schwere 
StrafUiaten  selten,  leichtere  werden  disziplinarisch  geahndet.  Wo  sie 
von  freien  Eingeborenen  gegen  Weisse  oder  gegen  farbige  Arbeiter 
verübt  werden,  ohne  dass  der  Thäter  ermittelt  oder  ergriffen  werden 
kann,  bleibt  nur  eine  Vergeltung  durch  Beschädigung  des  Eigenthums 
der  Siedlung^  wo  die  That  verübt  ist,  möglich.  Solche  Fälle  sind 
wiederholt,  namentlich  auf  den  kleineren  Inseln  des  Bismarck- Archipels 
durch  Ermordung  oder  Beraubung  von  Händlern  vorgekommen,  bei 
denen  in  der  Mehrzahl  aUerdings  der  Angriff  von  den  letzteren  pro- 
vozirt  oder  verschuldet  gewesen  sein  mag. 

Für  die  Veröffentlichung  der  örtlichen  Verordnungen  sind  durch 
eine  Verordnung  der  Direktion  der  Neu- Guinea -Kompagnie  vom  24. 
Juni  1886  Bestimmungen  getroffen.  Dieselben  finden  ebenso  wie  die 
Beichsgesetze,  Kaiserlichen  Verordnungen  und  Verfügungen  des  Reichs- 
kanzlers und  der  Reichsbehörden,  welche  auf  das  Schutzgebiet  Bezug 
haben,  in  einer  Sammlung  Aufnahme,  welche  die  Direktion  der  Neu- 
Gruinea*  Kompagnie  in  Berlin  unter  dem  Titel  ,. Verordnungsblatt  für 
das  Schutzgebiet  der  Neu-Guinea-Kompaguie^  fortlaufend  veröffentlicht. 
Sie  gehen  ausserdem  in  die  Publikation  Über,  welche  die  Direktion 
als  ^Nachrichten  über  Kaiser  Wilhelmsland  und  den  Bismarck- Archipel " 
seit  dem  Jahre  1885  herausgiebt  und  in  welchen  sie  über  alle  Vor- 
konmmisse  im  Schutzgebiete  Mittheilung  macht. 
c)  Kamerun: 

Chef  der  Verwaltimg  für  das  ganze  Schutzgebiet  ist  der  Gou- 
verneur, unter  ihm  sind  als  Vorsteher  der  Bezirksämter  Viktoria  und 
Koibi  zwei  Bezirksamtmänner  thätig.  Zur  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit erster  Instanz  sowie  zur  Stellvertretung  des  Gouverneurs  ist  der 
Kanzler  bestimmt  Demselben  sind  zugleich  die  seemannsamtlichen 
Befugnisse  übertragen. 

Die  Rechtspflege  nimmt  mit  dem  wachsenden  Einfluss  auf  die 
eingebome  Bevölkerung  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Richter  erster  Instanz 
bezüglich  der  summarischen  Prozesse  ist  in  Viktoria  und  Koibi  der 
Bezirksarotmann. 

Die  den  Eingeborenen  des  Duallastammes  durch  die  Verordnungen 
vom    7.   Oktober   1890    und    vom    16.   Mai  1892    verliehene    eigene 
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Gerichtsbarkeit  hat  zu  Ausstellungen  Anlass  gegeben ,  da  die  Duaila- 
häuptlinge  —  augenscheinlich  zwecks  Erhöhung  ihrer  Gerichtsein- 
nahmen —  die  ihnen  gemäss  §  1  der  Verordnungen  zustehenden 
richterlichen  Befugnisse  auf  Mimgo-,  Wuri-,  Abo-  und  Bassaleufte  aus- 
dehnen^  auch  mehrfach  F&Ue  sich  gefunden  haben,  in  denen  die  Klage, 
statt  beim  Häuptling  des  Beklagten,  bei  demjenigen  des  Klägers  an- 
gestellt und  weiter  verfolgt  worden  ist.  Diesen  Ueb^rschreitungen  ist 
entgegengetreten  worden. 

Der  Umfang  der  zur  Zuständigkeit  des  Richters  des  Schutzgebietes 
gehörenden  erstinstanzlichen  Gerichtsbarkeit  über  Nichteingeborene  ist 
glticklicher  Weise  nicht  bedeutend.  Das  Ausbleiben  der  eingeborenen 
Beklagten  ziun  Verhandlungstermin  ist  verhältnissmässig  sdten.  Be- 
strafungen wegen  Nichtbefolgung  einer  Zeugenvorladung  wurden  nur 
vereinzelt  nöthig.  Wuri-,  Abo-,  Dibnmbari-,  auch  Sannago-Leute  sind 
fast  auf  jedem  Gerichtstag  in  Kamerun  vertreten. 

d)  Sttdwestafrikanisches  Schutzgebiet: 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  der  Kaiserliche  Kommissar. 
In  die  Streitigkeiten  der  Eingeborenen  unter  einander  mischt  sich  die 
Verwaltung  im  Allgemeinen  nicht  ein.  Dies  gilt  auch  von  den  Fehden 
zwischen  den  Nonnas  und  den  Hereros. 

Die  Grerichtsbarkeit  wird  in  zwei  Instanzen  durch  einen  Richter 
und  Oberrichter  ausgeübt. 

e)  Marschallinseln: 

Bei  dem  Gerichte  erster  Instanz  waren  im  Jahre  1891  anhängig: 
in  bürgerlichen  Rechtssachen  4  Prozesse,  5  sonstige  Rechtssachen: 
in  Stra&achen:  2  Straf befehlssachen,  2  Sachen  mit  Hauptver^EÜiren: 
in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  7  Vormundschaften  und 
Pflegschaften,  6  Erbtheilungen,  3  Eintragungen  und  Löschungen  im 
Grundbuch,  88  sonstige  Handlungen  (Beglaubigungen,  Testaments- 
errichtungen  u.  s.  w.).  Bei  dem  Obergerichte  und  dem  Oberrichter 
war  keine  Sache  anhängig.  Eingeborene  sind  in  18  Fällen  bestraft 
worden. 

Vor  Eintritt  der  Schutzherrschaft  wurden  Streitigkeiten  zwischen 
Eingeborenen  eines  Stammes  nach  Gutdünken  des  Häuptlings  erledigt, 
Vergehen  wurden  von  demselben  willkürlich  bestraft,  Vergehen  gegen 
Häuptlinge  nicht  selten  mit  dem  Tode  durch  Spiessen.  Bei  Streitig- 
keiten zwischen  Eingeborenen  verschiedener  Stämme  kam  das  Faust- 
recht zur  Geltung.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  üben  die  EÜtupt- 
linge  keinerlei  Gerichtsbarkeit  imd  Stra%ewalt  aus.  Bestrebungen  d&c 
sogenannten  Eingeborenen-Missionare  der  amerikanischen  Boston-Mis- 
sion, Strafgewalt  Über  die  Eingeborenen,  sogar  über  Nicht -Kirchen- 
mitglieder, auszuüben,  wie  dieses  in  den  benachbarten  Kingswill^Inseln 
geschieht;  wurde  seitens  der  Kaiserlichen  Verwaltung  erfolgreich  ent- 
gegengetreten. Die  Eingeborenen  bringen  ihre  Streitigkeiten  vor  den 
Kaiserlichen  Kommissar,    Wo  es  sich  um  Landstreitigkeiten  handelt^  er- 
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folgt  die  Entscheidung  des  Kommissärs  möglichst  unter  Zugrundelegung 
alter  Erbrechtsgewohnheiten. 

f)  Togo: 
In  Verwaltung  und  Rechtspflege  haben  die  Geschäfte  zugenommen^ 
woians  auf  das  wachsende  Zutrauen  der  Eingeborenen  zur  Regierung 
geschlossen  werden  kann.  Die  Amtsvorsteher  in  £Llein-Popo  und  Lome 
genieasen  das  volle  Vertrauen  ihrer  Bezirke  und  haben  in  vielen 
Streitigkeiten  zwischen  Eingeborenen  untereinander ,  wie  zwischen 
Weissen  und  Eingeborenen  mit  Erfolg  gewirkt.  Zur  Rechtsprechung 
kamen  einige  bedeutende  Sachen  (Mordpalaver).  Besondere  Aufmerk- 
samkeit erfordert  das  noch  schwebende  grosse  Mordpalaver,  welches 
die  Ermordung  von  Haussahhändlem  in  Nkunja  zum  Gegenstände  hat. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Schweizerisch-deutscher  Auslieferungsvertrag.  — 
Strafrechtliche  Verfolgung  durch  Schweizer  Behörden 
gegen  Schweizer  Bürger,  deren  Auslieferung  in  der  Schweiz 
ausgeschlossen  ist.)  Gremäss  Art.  2  des  Auslieferungsvertrags  mit 
dem  Deutschen  Reiche  ist  die  Auslieferung  der  eigenen  Staatsangehö- 
rigen ausgeschlossen.  Dagegen  ist  in  diesem  Artikel  vorgesehen,  dass 
in  einem  solchen  Falle  nach  den  Gesetzen  des  Zufluchtsstaates  Anlass 
vorhanden  sein  könne,  die  Bestrafiing  des  Inländers  wegen  der  im 
Auslande  von  ihm  begangenen  Handlungen  herbeizuführen.  Seit  dem 
Bestehen  des  Vertrages  ist  nun  dieser  Bestimmung  konsequent  der 
Sinn  beigelegt  worden,  dass  dadurch  eine  Verpflichtung  zu  strafrecht- 
lichem Einschreiten  geschaffen  wurde,  sobald  ein  solches  nach  allge- 
meinen strafrechtlichen  Grundsätzen  möglich  sei.  Hieven  ausgehend 
hat  der  schweizerische  Bundesrath  einzelne  Kantone  sogar  dann  zum 
Einschreiten  verpflichtet,  wenn  ihre  Gerichte  nach  dem  kantonalen 
Stra%esetze  nicht  zuständig  gewesen  wären.  Nach  diesem  Grundsatze 
ist  sowohl  von  deutscher  als  von  schweizerischer  Seite  gehandelt 
worden.  Aus  den  des£edlsigen  Präzedenzfällen  ergiebt  sich,  dass  die 
auf  den  schweizerisch-deutschen  Vertrag  gestützte  Verpflichtung  zu 
strafrechtlichem  Einschreiten  vom  Bundesrath  konsequent  anerkannt 
und  durchgeführt  worden  ist.  Als  vertragliche  Verpflichtung  bleibt 
sie  auch  unter  dem  neuen  Auslieferungsgesetz  bestehen. 

Bb  jetzt  hat  der  Bundesrath  zur  ErfüUimg  dieser  interoationalen 
Pflicht  jeweilen  die  Behörden  des  Heimathkantons  in  Anspruch  ge- 
nommen, weil  nach  Lage  der  Sache  von  vornherein  nur  diese  in 
Betracht  kommen  konnten.  In  einem  neuerlichen  Falle,  wo  die  Frage 
war,  welcher  von  zwei  Kantonen,  die  beide  ihre  Mithülfe  zur  Er- 
füllung der  bezüglichen  Vertragspflicht  ablehnten,  und  ob  der  Heimath- 
kanton   oder    der  Niederlassungskanton    zum   Einschreiten    verpflichtet 
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sei,  hat  der  Bandesrath  unterm  22.  November  1892  für  die  Verpflich- 
tung des  Niederlassungskantons  entschieden,  da  zwar  der  Vertrag  selbst 
hief ttr  keine  Anhaltspunkte  biete,  wohl  aber  das  AnsliefBrnngsgesets  im 
Art.  2  Alinea  3  zunKchst  dem  Niederlassungskanton  diese  Verpflichtung 
auferlege  und  da,  wenn  auch  im  gegebenen  Falle  nicht  das  Gresets, 
sondern  der  Vertrag  zur  Anwendung  komme,  doch  nichts  entgegen- 
stehe, ja  gerade  geboten  erscheine,  die  Grundsiltze,  welche  das  Oesete 
für  die  nach  seinen  Vorschriften  zu  erledigenden  Fälle  als  massgebend 
erklürt,  analog  und  ergXnzungsweise  auch  zur  Anwendung  zu  bringen, 
wo  dem  Bunde  die  n&nliche  Pflicht,  wie  die  in  Art.  2  Alinea  2  des 
Auslieferungsgesetzes  vorgesehene,  wenn  auch  auf  anderer,  d«  h.  ver- 
traglicher Grundlage  zu  erfüllen  obliege.  (Schweiz.  Bund.BL  1892 
V  8.  406  f.) 

2.  (Vormundschaftsbestellung  in  Pennsylvanien  und 
Mitwirkung  der  dortigen  Behörden  hm  Adoptionen.)  Mit- 
getheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Schwab  im  k.  Justizministerium 
zu  Stuttgart. 

Der  Friseur  Kilian  W.  und  dessen  Ehefrau  in  Stuttgart  hatten 
sich  entschlossen,  ein  vier  Jahre  altes  Kind  des  im  Februar  1892  in 
Scranton,  Lackawanna  Gounty,  Staat  Pennsjrlvanieu  in  Nordamerika, 
verstorbenen  Johann  W.,  eines  Bruders  des  Kilian  W.,  an  Elindesstatt 
anzunehmen.  Die  Kilian  W.'schen  Eheleute  haben  ihren  diesbezüg- 
lichen Willen  am  7.  März  1892  vor  dem  Gerichtsnotar  S.  in  Stuttgart 
and  zwei  Zeugen  zu  Protokoll  erklärt.  Auf  der  Bückseite  der  hier- 
über aufgenommenen  Urkunde,  welcher  die  Beglaubigung  der  Unter- 
schrift des  Notars  seitens  des  amerikanischen  Konsuls  in  Stuttgart 
beigesetzt  war,  hat  die  Mutter  des  zu  adoptirenden  Kindes^  Bosine  W. 
in  Scranton  (Wittwe  des  verstorbenen  Johann  W.),  mit  ihrer  notariell 
beglaubigten  Unterschrift  unterm  10.  Mai  1892  ihre  Zustimmung  zu 
der  Annahme  an  Kindesstatt  erklärt. 

Unterm  1.  April  1892  haben  die  Direktoren  der  Armenbehörde 
(Direetors  of  the  Poor  District)  und  die  zwei  Friedensrichter  (Ald&r- 
men)  der  Stadt  Scranton  in  der  Form  eines  auch  von  Kilian  W. 
unterschriebenen  Lehrvertrags  findenture  of  apprenüceskip)  ihre  Ge- 
nehmigung dazu  erklärt,  dass  das  hinterlassene  Kind  des  Johann  W.. 
Namens  Ernst  W.,  seinem  Oheim  Kilian  W.  in  Stuttgart  in  die  Lehre 
gegeben  werden  solle.  Die  Wittwe  Rosine  W.  hat  unterm  31.  Mai  1892 
auf  der  betreffenden  Urkunde  unterschriftlich  ihre  Zustimmung  hiezu 
ausgesprochen  mid  es  ist  auch  thatsächlich  das  Kind  kurz  darauf  zn 
seinem  Oheim  nach  Stuttgart  verbracht  worden. 

Der  Adoptions-(Arrogations-)Vertrag  zwischen  den  W.'schen  Ehe- 
leuten in  Stuttgart  und  der  Wittwe  Rosine  W.  in  Scranton  wurde 
dem  Amtsgericht  Stuttgart  zur  Bestätigung  vorgelegt.  Das  Amtsgericht 
hat  hierauf,  um  „ohne  Gefahr  künftiger  Schwierigkeiten^  die  Bestäti- 
gung ertheilen  zu  können,  gebeten,  auf  diplomatischem  Wege  eine 
Kundgebtmg  der  zuständigen  Vormundschaftsbehörde,    bezw.  des  noch 
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zu  bestellenden  VormnndeB  des  minderjlüirigen  Ernst  W.  zu  erwirkeu, 
wodurch  einerjBeits  die  Verlegung  seines  Wohnsitzes  nach  Stuttgart 
genehmigt,  andererseits  dem  Kindsannabmevertrag  die  Vormundschaft- 
liehe  Oenehmigung  ertheilt  werde. 

Die  in  dieser  Richtung  eingeleiteten  Schritte  blieben  jedoch  er- 
folglos. Ein  Bechtsanwalt  in  Philadelphia  hat  sich  n&mlich  in  einem 
von  dem  kaiserlichen  Konsulat  daselbst  eingezogenen  Gutachten  dahin 
ausgecprochen : 

Keine  Behörde  im  Staate  Pennsylvanieu  könne  die  gewünschte 
Genehmignng  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  des  Ernst  W.  von  Scrantoa 
nach  Stuttgart  geben,  auch  könne  in  Pensylvanien  kein  Vormund  zum 
Zwecke  der  Genehmigung  einer  solchen  Wohnsitzverlegung  bestellt 
werden.  Seiner  Meinung  nach  könne  man  nach  den  in  Pennsylvanieu 
geltenden  Gesetzen  ein  Kind  einer  Person  im  Auslände  gesetzlich 
nicht  in  die  Lehre  geben.  Da  aber  andererseits  die  Mutter  des  Kindes 
and  der  j, Seranton  Poor  Distriet^  die  einzigen  "seien,  welche  dort 
Einwendungen  gegen  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  des  Kindes  er- 
heben könnten,  und  da  beide  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  ihre  Ge- 
nehmigung ertheilt  haben,  so  glaube  er,  dass  keine  penusy Ivanische 
Behörde  ^^azu  helfen  würde ^,  den  Ernst  W.  nach  SÖranton  zurück- 
bringen zu  lassen,  so  lauge  der  Aufenthalt  bei  den  Kiliau  W/schen 
Eheleuten  mit  den  Interessen  des  Kindes  vereinbar  sei. 

Keine  Behörde  in  Pennsylvanieu  und  kein  daselbst  bestellter 
Vormund  könne  dem  Vertrag  über  die  Adoption  des  Ernst  W.  die  ge- 
wünschte (Genehmigung  ertheilen.  Nach  den  Gesetzen  des  Staates 
Pennsylvanieu  können  die  dortigen  Gerichte  eine  Kindesannahme  nur 
genehmigen,  wenn  das  Kind  und  die  Personen,  welche  es  annehmen 
wollen,  sich  in  der  Gerichtsbarkeit  bezw.  in  dem  Kreise  des  Gerichts 
befinden.  Die  Gerichte  in  Pennsylvanieu  können  ftr  ein  Kind  einen 
Vormund  nur  bestellen,  wenn  das  betreffende  Kind  wirklich  daselbst 
wobne.  Da  aber  der  Knabe  schon  nach  Stuttgart  verbracht  worden 
sei,  so  könne  ihm  ein  Vormund  in  Pennsylvanieu  nicht  bestellt 
werden. 

Hiezu  fügt  der  Konsul  noch  bei:  Auch  wenn  das  Kind  sich  in 
Pennsylvanieu  aufhalten  würde,  dürfte  es  seiner  Ansicht  nach  zweifel- 
haft sein,  ob  das  zustXndige  Waisengericht  eine  Vormundschaftsbestcl- 
lung  des  vorliegenden  Zwecks  wegen  verfügen  würde. 

8.  (Amerikanisches  Erbrecht  (Staat  Indiania).  —  Haftung 
der  Erben  für  die  Schulden  des  Erblassers.)  Aus  dem  Gut- 
achten eines  amerikanischen  Rechtsanwalts  in  Evansville  (Indiania): 
Weder  in  England  noch  in  Amerika  besteht  ein  Gresetz,  nach  welchem 
die  Erben  t^T  mehr  haften,  als  für  das,  was  sie  aus  dem  Nachlass 
des  Erblassers  erhalten  haben.  Die  Bestimmung,  dass  sie  nur  bis  zu 
dem  Betrag  des  aus  dem  Kachlass  Empfangenen  haften,  ist  auch  in 
dem  Gesetsbuch  des  Staates  Indiania  §  2442,  Haftbarkeit  der  Erben 
und    VermXchtnissnehmer,  enthalten.    Ausserdem    bestdit   nach   einem 
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Aussprach  des  dortigen  Obergerichts  keine  Haftbarkeit  der  Erben  ohne 
eine  Verwaltung  fadmmistration)  des  nachgelassenen  Vermögens  und 
überdies  verjähren  „Forderungen  irgend  welcher  Art''  nach  sechs 
Jahren.  (Zeitschrift  für  freiwillige  Gerichtsbarkeit  etc.  85.  Jahrgang 
8.  15.) 


Literaturberichte. 

m)  Blieltemiiseiceii. 

i.  EgeTi  Gg.,  Dr.  jur.,  Regiemngsrath  und  Justisiar  der  königlichen  Eisen- 
bahndirektion  zu  Breslau.  Das  internationale  Uebereinkonunen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr.  Breslau,  Kem's  Verlag.  1893.  204  Seiten. 
Wenn  irgend  Jemand  berufen  erschien,  das  internationale  Üeberein- 
kommen  ttber  den  Eisenbahnfrachtverkehr  durch  Erifiuterungen  den  Inter- 
essenten verst&ndlich  zu  machen,  so  war  es  Eger^  der  hochTerdiente 
Spezialbearbeiter  des  Eisenbahnrechts,  dessen  im  Ja&e  1877  veröifentiichter 
Entwurf  als  Grundlage  des  Uebereinkommens  betrachtet  werden  kann. 
Die  uns  vorliegende  Ausgabe  erläutert  den  Text  der  Verträge  durch 
kürzere  Anmerkungen,  die  ledoch  fttr  den  Handgebrauch  genttgen;  dem 
Texte  sind  Hinweise  auf  die  für  den  internen  Verkehr  geltenden  Vor- 
schriften der  Landesrechte  beigefügt,  ferner  sind  in  die  Ausgabe  die  er- 
gangenen Ausftthrungsbestimmungen  aufgenommen  worden  in  Verbindung 
mit  der  Betriebsordnung  für  die  deutschen  Eisenbahnen.  Ein  gutes  Sacb- 
register  erleichtert  den  Grebrauch  dieser  Ausgabe,  die  wir  für  die  beste 
der  bislang  veröffentlichten  halten.  Da  der  umfassende  Kommentar  Egir9 
zu  den  internationalen  Uebereinkommen  demnächst  besprochen  werden 
soll,  wird  von  einem  Eingehen  auf  Einzelpunkte  der  DarsteUung  abge- 
sehen. F%M. 

2m  JEffeTt  Og.^  Dr.  jur.,  Begierungsrath  und  Justiziar  der  königlichen  Eisen- 
bahndirektion zu  Breslau.    Das  internationale  Uebereinkommen 
über     den    Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890, 
erläutert  mit  eingehender  Berücksichtigung  der  Materia- 
lien:   erstes   Heft.    Berlin,    Carl   Heymann's   Verlag.   1893. 
256  Seiten. 
Rezensent  hat   oben    die  Eger^Bche  Textausgabe   des  internationalen 
Uebereinkommens,   betreffend  den   Eisenbahnfrachtverkehr  angezeigt  und 
dabei  schon  auf  den  ausführlichen  Kommentar  des  Verfassers  Mngewiesen, 
der  im  Erscheinen  begriffen  ist.    Von  demselben  liegt  jetzt  das  erste  Heft 
vor,  dessen  Inhalt  dem  bewährten  Ruf  des  um  die  wissenschaftUdie  Aus- 
bildung des  Eisenbahnrechts  unermüdlich  thätigen  Verfassers  vollkommen 
entspricht.    Eger  stellt  zunächst  in  ausfahrlicher  Einleitung  die  Greschichte 
des  internationalen  Uebereinkommens  dar,  die   für    die  Erläuterung  der 
Einzelbestimmungen  desselben  so  bedeutungsvoll  ist;  mit  besonderer  Aus- 
führlichkeit verweilt  er  bei  der  Angabe   des  Inhalts  des  deutschen  Ent- 
wurfii,   was  durchaus  gerechtfertigt  ist,   da   derselbe  von    bestimmeDdem 
Einfluss  auf  die  endgültige  Gestaltung  dieses   wichtigen  Vertrages   ge- 
wesen ist.    Es  folgt  sodann  die  Erläuterung   der  einzelnen  Bestimmungen 
nach  der  Legalordnung,  das  vorliegende  Heft  enthält  die  Erläuterung  der 
Art  1—14  einschliesslich.   Die  Erläuterungen  führen  allenthalben  die  Aus- 
fÜhrungsvorschriften  an,  welche  zu  dem  Uebereinkommen  erlassen  worden 
sind,  es  ist  femer  darin  die  Entstehungsgeschichte  der   einzelnen  Artikel 
berücksichtigt,  femer  hat  der  Verfasser  auf  die  landesrechtlichen  Bestim- 
mungen hingewiesen,  gleichviel  ob  sie  in  Gresetzen  oder  Verordnungen  ent- 
halten sind;   das  reiche,   übrigens   ziemlioh   zerstreute  Material,   das  zur 
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loterpreiAtian  benütst  werden  konnte,  ut  vollstfindig^  yerwerthet  worden 
und  unter  sorgfiUtiger  Prüfung  der  Gründe,  welche  für  die  eine  und  andere 
Anschaiiung  sprechen,  stellt  der  Verfasser  bei  jeder  bestrittenen  Frage 
seine  eigene  Ansicht  auf.  Die  Erläatemngen  entsprechen  den  Bedfln- 
nissen  der  Wissenschaft  nicht  minder,  wie  denjenigen  der  Praxis,  der 
Spediteur  und  Eisenbahnbeamte  wird  dieselben  m  seinen  Zweck  mit  dem- 
selben Nutzen  lesen,  wie  der  Richter  und  Rechtsanwalt  und  Rezensent 
glaubt,  dass  der  JS'oer'sche  Kommentar  in  der  Praxis  des  internationalen 
EiaenbiAhnlrachtrechts  bald  eine  unbestrittene  Herrschaft  erlangen  wird. 
Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  derselbe  auch  in  den  übrigen  Vertrags- 
staaten Beachtung  finden  und  man  sich  veranlasst  sehen  wird,*  ihn  in 
andere  Sprachen  zu  übertragen.  Das  ganze  Werk,  dessen  Umfang  auf 
Tier  HeftiB,  einschliesslich  eines  das  Sacmregister  enthaltenden  Heftes  fest- 
gesetzt ist,  wird  im  Laufe  dieses  Jahres  noch  erscheinen^).  Rezensent  möchte 
auf  einen  Punkt  des  internationalen  üebereinkommens  aufmerksam  machen, 
besüglieh  dessen  in  der  Tagespresse  Terschiedene  Ansichten  geäussert 
worden  sind;  Artikel  4  desselben  bestimmt:  „Die  Bedingungen  der  ge- 
meinsamen Tarife  der  Eisenbahn -Vereine  oder  Verbände,  sowie  die  Be- 
dingungen der  besonderen  Tarife  der  Eisenbahnen  haben,  sofern  diese 
Tarne  auf  den  internationalen  Transport  Anwendung  finden  sollen,  inso- 
weit Geltung,  als  sie  diesem  Uebereinkommen  nicht  widersprechen,  andern- 
falls sind  sie  nichtig.*  Man  hat  in  dieser  Vorschrift  eine  lex  cogens  in 
dem  Sinne  sehen  wollen,  dass  durch  sie  den  Eisenbahnverwaltungen  ver- 
wehrt werde,  von  dem  Inhalte  des  üebereinkommens  abzuweichen,  insbe- 
sondere durch  Einräumung  günstigerer  Bedingungen  an  das  Publikum, 
als  sie  der  Vertrag  enthält.  JEger  tritt  dieser  Ansicht  mit  schlagender 
Beweisführung  entgegen;  die  Eisenbahnverwaltungen  werden  durch  die 
angeführte  Bestimmung  nur  verhindert,  dem  Publikum  ungünstigere  Be- 
dingungen zu  gewähren,  als  sie  in  der  internationalen  Regelung  enthalten 
sind,  dagegen  besteht  kein  Hinderniss,  bessere  Bedingungen  zu  gewähren; 
natürlich  beziehen  sich  diese  nur  auf  die  eigenen  Transportstrecken  bezw. 
das  eigene  Staatsgebiet.  Auf  dem  Boden  dieser  Anschauung  steht  auch 
das  neue  von  dem  Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  erlassene  Be- 
triebareglement,  das  den  Vereinsbahnen  zu  Gunsten  des  Publikums  eine 
Reihe  von  Verpflichtungen  auferlegt,  die  dem  internationalen  Ueberein- 
kommen fremd  sind;  die  Gültigkeit  dieser  Bestimmungen  unterliegt  keinem 
Bedenken.  Die  Ausstattung  des  £'^er*schen  Kommentars  verdient  rühmende 
Erwilinnng*  Ftdd. 

3»  naisehlen.  Gearges  O»,  Dr.  jur.,  Gerichtspräddent  zu  Buoeava-Fblticeni 
in  BomSnien.  Des  AUr^mtians  des  Canstds  en  matüre  de  Notariat  et 
d^Hat  eiva.  Paris  1892. 
Nacb  einer  anregenden  Einleitung  über  den  früheren  und  gegenwärtigen 
Verkehr  der  Völker,  das  Bedürfnias  des  geffenseitigen  Schutzes  mrer  Ange- 
hörieen  und  den  hicoduith  veranlassten  Grund  für  Emchtun^  von  Konsulaten 
in  den  fremden  Staaten  entwickelt  der  den  Lesern  der  Zeitschrift  aus  dem 
Anteta»  über  den  Zappa'schen  Erbfall  (oben  S.  117  ff.)  und  auch  sonst  durah 
seine  Schrift:  „(ie  Vinitiative  eonstdatre  en  faxt  de  tuteHe  et  de  curateUe 
surtout  en  ee  qui  eoneeme  la  Boumaine**  bekannte  Verfasser  zunächst  die 
Zo^täadigkeit  der  Konsuln  auf  dem  Gebiete  des  Notariats  und  zwar  nicht 
blos,  soweit  ne  Beurkundungen  zwischen  Ang^örisen  des  Lsndes,  für  das 
der  Konsul  bestellt  ist,  sondern  auch  soweit  sie  sich  auf  Rechtsgeschäfte  der 
Angehörigen  des  fremden  Landes  erstreckt,  wenn  dieselben  im  Heimathsstaate 
des  Kosinils  rechtliche  Wirkung  zu  äussern  bestimmt  sind.  In  dieser  Hin- 
sieht  sind  Tradition,  Uebung  und  Rechtsprechung  für  die  einzelnen  Länder 
massgebend.    Hiemach  werden  die  Befugnisse  der  Konsuln  in  Bezug  auf  die 

1)  Das  2.  Heft  ist  inawischen  erschienen.    Anm.  d.  R* 
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Aufnahme  von  letztwfllisen  Verfügunffen  und  die  jeweilig  hierbei  zu  beobach- 
tenden Formen  u.  dgl.  dargestellt.  I^bergdiend  auf  die  rtechte  und  Pflichten 
der  Konsuln  ak  Standesbeamte  ihrer  Landesangehörigen,  in  deren  hauptsäch- 
lichem Interesse  sie  in  dieser  Hinsicht  zu  wirken  haSen,  so  dass  das  statisti- 
sche Interesse  des  Heimathsstaates  erst  in  zweiter  Linie  steht,  wird  in  ein- 
gehendster und  klarer  Weise  die  Bechtswirksamkeit  der  vor  den  Konsuln 
eingegangenen  und  beurkundeten  Eheschliessungen  für  beide  in  Betracht 
kommende  L&nder,  namentlich  bei  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  der 
Ehegatten  mit  BerQcksiditigung  der  verschiedenen  Gesetzgebungen  einer  gros- 
seren Zahl  von  EinzeUandem,  darunter  auch  Deutschlands  ei6rtert,  auf  die 
Schwankungen  der  Sechtsprediung  auf  diesem  Gebiete  hingewiesen  und  der 
Wunsch  begründet,  dass  ein  Kongress  der  Staaten  sich  über  die  Bechtsgültig- 
keit  und  gegenseitige  Anerkennung  solcher  vor  den  Konsuln  abgeschlossener 
Ehen  einigen  möge.  CfrüneunUd. 

d.  KoMer,  Dr.  J.,  Professor  an   der  Universität  Berlin.    Lehrbuch  des 
Konkursrechts.  Stuttgart,  F.  Enke.  1891.  732  S. 

Der  vorliegenden  Darstellung  dea  Konkursrechts  durch  den  genialen 
und  auf  den  verschiedensten  Rechtsgebieten  gleicherprobten  Verfasser 
liegt  zunächst  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  es  gerade  im  Konkurarecht 
wesentlich  sei,  Rechtsvergieicfanng  zu  treiben.  Verfasser  baut  deshalb  die 
Darstellung  auf  breiter  rechtsvergleichender  Basis  auf,  wobei  sich  zeigt, 
dass  die  Konknrsrechte  der  okzidentalen  Völker  wesentlich  auf  drei  Typexi 
beruhen,  auf  dem  italienisch-französischen,  auf  dem  spanischen  und  dem 
englischen  Konkursrechte.  Auch  in  Beziehung  auf  die  Konstruktion 
der  Konkursbeziehungen  geht  Verfasser  eigene  Wege-,  er  erprobt  in- 
duktiv die  möglichen  Konstruktionen  an  ihren  praktischen  Resultaten 
und  zieht  hiefür  die  inländische  und  ausländische  Praxis  mit  ihrer  Fttlle 
von  Problemen  unter  Stellungnahme  zu  den  einzelnen  Streitfragen  heran, 
wobei  alle  im  Konkurs  vorkommenden  Rechtsverhältnisse  auf  ihre  Elemente 
zurflckgeftthrt  und  für  solche,  wie  z.  B.  das  Beschlagsrecht,  Liquidation, 
Zwangsvergleich,  neue  Grundbegriffe  festgestellt  werden.  In  dieser  Weise 
wird  hier  dem  Konkursrechte  eine  wissenschaftliche  Behandlung  mit  allen 
Hfllfsquellen  der  dogmatischen,  historischen  und  recbtsvergleiehenden 
Wissenschaft  zu  Theil,  wobei  jedoch  auch  die  Rechtsprechung,  insbesondere 
des  Reichsgerichts,  des  Reichs-Oberhandelsgerichts  und  sonstiger  Oberster 
Gerichtshöfe  eingehend  berücksichtigt  ist. 

Neben  den  stets  fortlaufend  gezogenen  Parallelen  zwischen  den 
Rechten  Deutschlands,  Frankreichs,  En^ands,  Italiens,  Spaniens,  der 
Niederlande  etc.  ist  für  die  Leser  unserer  Zeitschrift  besonders  interessant 
und  lehrreich  der  Abschnitt  über  das  internationale  Konkursrecht  S.  601—674. 

Mit  Rücksicht  auf  die  juristischen  Besonderheiten,  welohe  sieh  daraus 
ergeben,  dass  die  Territorien,  in  welche  ein  Konkurs  einwirken  kann, 
verschiedenen  Souveränitäten  unterstehen,  oder  daraus,  dass  die  Rechts- 
normen verschiedener  Rechtsgebiete  in  Betracht  kommen  und  da  man 
auch  die  Frage  über  die  Behandlung  der  Nationalität  im  Konkurse  in  das 
internationale  Konkursrecht  mit  aufzunehmen  pflegt,  handelt  es  sich  um 
drei  verschiedene  Gebiete.  Im  ersten  steht  die  Erstreckung  der  Gerichte 
gewalt  im  speziellen  Fall  in  Frage  und  behandelt  hier  Verfasser  zunächst 
die  Tragweite  des  Konkurses  als  Geriohtsbarkeitsfrage>  erörtert  sodann 
das  Territorial-  und  Uniyersalprinzip,  wobei  das  dem  deutschen  Konkurs- 
recht in  der  Hauptsache  zu  Grunde  liegende  Territorialprinzip  vertheidigt 
wird.  Des  Weiteren  werden  untersucht  das  Territorialprinzip  bei  Ver- 
schiedenheit der  Rechte  eines  Staates,  bezüglich  der  einzelnen  Gesetz- 
gebungen, die  Entwicklung  des  Territorialprinzips,  ausländischer  Konkurs, 
Inlandsezekution,  Konkurs  im  Inlande,  das  Territorialprinzip  im  Verhlütniss 
zum  Gantschuldner,  in  der  Lösung  des  Konkurses,  die  internationale  Wir« 
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knog   der  mit  dem  KonknrBe   yerbundenen   Entscheidungen,    Territorial- 
prinzip nnd  Paoliana. 

Im  zweiten  Gebiete  handelt  es  sich  nm  die  Frage,  welche  Rechts- 
norm des  Zivil-  oder  Prozessrechts  im  einzelnen  Fall  die  Reohtssitnation 
behemeht,  also  das  internationale  Konkursrecht  im  engem  Sinn  und  hier 
begreift  die  Darstellung  das  internationale  Recht  in  der  Entwickelung  des 
Konkurses,  die  Pauliana  im  internationalen  Privatrecht  und  die  Stellung 
des  Gantschuldners  im  internationalen  Rechte.  Im  dritten  Gebiete  endlich 
sind  die  Rechtssätze  zusammengestellt,  welche  sich  daraus  ergeben,  dass 
die  Ausländer  bald  den  Inländern  gleichgestellt,  bald  hier  nachgesetzt 
werden,  und  werden  hier  die  Kationalitätsfragen  behandelt,  nämlich 
Nationalität  der  Glänbiger,  des  Gantsohuldners  und  die  Nationalität  anderer 
Personen.  B. 

6.  Kohier,  I>r.  J»,  üniversitätsprofessor  in  Berlin.  Das  Recht  der 
Azteken.  (Separatabdruek  aus  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechts- 
wiasensehaft.)  Stuttgart,  F.  Enke.  1892.  111  S. 
Mit  vorliegender,  dem  grossen  Ethnologen  A.  B<uUan  gewidmeten 
Schrift  beginnt  Verfasser  die  Reihe  seiner  „Kulturrechte  des  alten  Amerika**. 
Die  Durchforschung  älterer  Rechte  bildet  neben  der  sonstigen  anerkannten 
Produktivität  des  Verfassers  einen  speziellen  Zweig  seiner  schriftstellerischen 
Thätigkeit.  In  Bd.  2  S.  433  haben  wir  auf  dessen  «altindisches  Prozess- 
recbt*  aufmerksam  gemacht.  Hier  führt  uns  Verfasser  in  das  Reich  des 
alten  Königs  Motecuh^oma  II.,  und  schildert  das  Recht  der  Azteken,  eines 
Stammes  der  NahuavOlker,  welche  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  vom 
Nordwesten  Mexikos  nach  Osten  und  Süden  verbreitet  und  hier  Staaten 
gegründet  haben.  Eine  ausführliche  Schilderung  der  Quellen  ist  voraus- 
geaebickt,  sodann  werden  in  den  einzelnen  Abschnitten  höchst  interessante 
Anschlüsse  gegeben  über  das  Staats-  und  Völkerrecht  der  Azteken, 
soziale  Rechtsverhältnisse  (erleuchtete  Auffassung  des  Königthums,  erb- 
tichea  Priesterthum,  Adelsrecht,  Handelsverhältnisse,  Königsrecht),  Personen- 
nnd  Famüienrecht  (Sklaverei,  Rechtsfähigkeit  der  Personen,  Erziehung  der 
Kinder,  Ehegebote  und  Eheverbote,  Eheschliessung,  Ehescheidung,  Erb- 
folge),  Eigenthums-,  insbesondere  Grundeigenthumsrecht,  Schuld-  und  Ver- 
kehrarecht  (Schuldbaft,  Kauf,  Tausch,  Darlehen,  Depositum,  Kommissions- 
geschäft, Pachtvertrag,  Arbeitsvertrag),  Strafrecht  (sehr  drakonisches 
StrafeBajstenif  Strafausschliessungs-  und  -milderungsgründe,  Straferschwe- 
rungsgründe, StraferlasB,  die  einzelnen  Delikte  mit  ihren  Strafen  —  auch 
die  Betrunkenheit  und  das  Lügen  sind  strenge  bestraft  — ),  I^zessrecht 
(Königsgerichte  und  Provinzialgerichte ,  Erstgerichte  und  Obergerichte, 
mündliche  Verhandlung  mit  Beiständen  oder  Vertretern,  Inquisitionsprozess 
in  Strafsachen,  rationelles  Beweisverfahren,  Beweismittel:  Geständniss, 
Indizienbeweis,  Urkunden  und  Zeugen,  auch  Parteieneid  in  Gestalt  des 
Unechulds-  oder  Reinigungseides,  Gottesgerichte).  B. 

ß.  Bie89ert  Dr,  J,,  Direktor    der  Bank   für   Handel   und   Industrie  und 
Rechtsanwalt  am  Kammergericht  in  Berlin.   Grundgedanken  in  den  kodi- 
fizirten  Handelsrechten  aller  Länder.    Stuttgart,  F.  Enke.  1892.  58  S. 
Vorliegende  Brochüre,  deren  Inhalt  den  Gegenstand  eines  ursprünglich 
in    der  juristischen  Gesellschaft   in   Berlin  gehaltenen   Vortrags   bildete, 
kann  mit  Recht  als  eine  sichere  Grundlage  fQr  die  Beurtheilung  der  Frage 
angesehen  werden,  ob  und  wieweit  die  Einheitsbestrebungen  auf  dem  Ge- 
biete des  internationalen  Handels-  und  Verkehrsrechts  berechtigt  und  aus- 
sichtsvoll sind. 

Verfasser  schildert  zunächst,  wie  die  dem  Leben  entnommenen  Grund- 
züge des  modernen  Handelsrechts  nach  und  nach  den  Sieg  über  die  unzu- 
reiebenden  zivilrechtlichen  Bestimmungen  errungen  haben  und  führt  als- 
dann  an  der   Hand  der  verschiedenen   kodifizirten  Handelsrechte  (keine 
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Kodifikation  besitzen:  die  skandinavischen  Staaten  Schweden,  Norwegen 
and  Dänemark,  Grossbritannien  und  Irland,  Nord- Amerika,  CMna,  Ji^^aa, 
Hawai  nnd  Liberia,  auch  Bussland  wird  wegen  der  grossen  ünvoUstlndig- 
keit  seiner  Kodifikation  hieher  m  rechnen  sein)  den  Nachweis,  wie  trotx 
aller  Verschiedenheit  der  nationalen  Rechte  im  Einzelnen  die  Grundge- 
danken des  Handelsrechts  in  allen  Gesetzgebungen  der  Welt  im  Wesent- 
lichen gemeinsam  sind  oder  doch  eine  immer  wachsende  AnnShemng  zeigen 
und  gewinnen  werden.  In  dieser  Weise  werden  unter  genauer  Quellenan- 
gabe bei  Vergleichung  der  einzelnen  Rechte  durchgegangen  der  Begriff 
der  Kaufmannseigenschaft,  die  Handelsfirma  und  zwar  des  Einselkanf- 
manns,  wie  der  verschiedenen  Arten  der  Handelsgesellschaften  (offene 
Handelsgesellschaft,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  stille  Gesellschaft, 
Aktiengesellschaft),  die  Handelsgeschfifte  (objektive  und  subjektive,  prfisum- 
tive  Handelsgeschäfte,  vereinzelte  Geschäfte  von  Nichtkaufleuten),  Handels- 
register (deren  Inhalt,  Wirkung,  der  Eintragung  Dritten  gegenüber  etc.), 
Handelsbücher  (Verpflichtung  zur  Führung,  innere  Einrichtung,  Beweis- 
führung durch  solche,  Vorlegung  vor  Gericht,  Aufbewahrung  derselben).  B. 

7.  lioretii,  CHülio,  Awocato  di  Napcii: 

1.  Le  Leggi  civüi  deUa  Oertnama^  prima  parte  1888,   Napcii^  Enrieo 
Dethetif 

2.  Le  Legat  civili  deUa   C^ermamoy   seconda  parte,  1889,  NapoU^  Hpo- 
gra^  aeW  unume, 

3.  Le  Leggi  penali  deUa  Chrmania,  1888,  Napoii,  tipagrafia  deß'  «fttöne. 

Vorstehend  bezeichnete  Bücher  bilden  einen  Bestandtheil  des  im  Jahre 
1886  von  Awocato  CHulio  Fioretti  in  Neapel  begründeten  und  unter 
Mitwirkung  einer  namhaften  Anziüil  italienischer  Rechtsgelehrten  heraus- 
gegebenen grösseren  Sammelwerks  ^Manuaie  di  leaialaaüme  univergak*'^ 
in  welchem  die  hauptsächlichsten  in  Geltung  befindlichen  Zivil-,  Straf-  und 
Handelsgesetze  der  Kulturstaaten  in's  Italienische  übersetzt,  mit  Anmer- 
kungen versehen  und  mit  der  italienischen  Gesetzgebung  verglichen  wer- 
den und  denen  überall  eine  einführende  Einleitung  vorangeschiokt  ist 
„Le  leggi  civili  deüa  C^ermania'^y  enthalten  eine  Einleitung  von  Professor 
Emmanuele  Gianiurco,  und  im  ersten  Theil  die  deutschen  Beiohsgesetze, 
darunter  hauptsächlich  das  Gerichtsverfassungsgesetz,  die  Zivilprosessord- 
nung  und  Konkursordnung  nebst  den  bezüglichen  Einfühnmgsgesetxen, 
die  Gesetze  über  die  Konsiüargerichtsbarkeit,  Über  Personenstand  und  EUie- 
schliessung,  Erwerbung  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  u.  a.  ul, 
der  zweite  Theil  preussische  Landesgesetze,  darunter  insbesondere  die 
preussische  Staatsverfassung,  die  Gesetze  über  Zwangsenteignung  von 
Grundeigenthum,  über  Erwerbung  des  Grundeigenthums,  ZwangsvollsiTeekung 
in  unbewegliches  Vermögen,  Ausführungsgesetze  zum  deutsehen  Gerichts- 
Verfassungsgesetz,  zur  Zivilprozessordnung  u.  a.  m.  Le  Leggi  petuUi  mit 
Einleitung  von  Professor  Enrico  B^aina  umfassen  das  Strafgesetzbuch, 
die  Strafprozessordnung,  das  Militärstrafgesetzbuch,  sämmtlich  mit  den 
bezüglichen  Einftthrungsgesetzen  und  eine  grössere  Anzahl  der  wich- 
tigsten Nebengesetze. 

Die  besondere  Verdienstlichkeit  der  vorwürfigen  Arbeiten  und  der 
bedeutende  Werth  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  sowohl  wie  für 
die  Praxis  wird  noch  erhöht,  wenn  man  weiss,  dass  auch  sonst  Herr  Aw. 
Fioretti  der  deutschen  Rechtswissenschaft  ernste  und  eingehende  Studien 
gewidmet  hat  und  namentlich  mit  unseren  grösseren  Pandektenwerken  der 
älteren  und  neuesten  Zeit  wohl  vertraut  ist.  B, 

8,  MdH,  Ihr.  Fr.f  ord.  Professor  des  Internat.  Privatrechts  etc.  an  der  Uni- 
versität Zürich,  Associi  de  V Institut  de  droit  intemaiumal.  Der  inter- 
nationale Streit,  betr.  die  Eisenbahnlinie  Louren90-Marqu^  (Ddagoa-Bay), 
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Beebtegatachten,   entatlet  im  Aoftrage  der  k.  portonesiBchen  BenerunK. 
Zfirich,  OraU  Febadi,  1892.    141  S. 

Die  portogiesiache  fiegiemng   und  die  Transvaal -Bepublik  schloesen  im 
Jtlirel875  eiBen  EUmdelsvertnig  ab,  in  welchem  sie  regenseitig  erklärten,  den 
Bao   einer  intematianalen  Eisenbahnlinie  zum  Zwed^e  der  Verbindung   des 
IWmsvaal  mit  der  in  portu^esischem  Besitze  befindlichen  Bay  von  Lonren^o- 
Manp^  m(ig^ichBt  besfinstigen  zu  woUen.    Die  portugiesische  Beeierung  er- 
theine  am  14.  Dezember  1&3  dem  Amerikaner  Mac  Muido  die  Konzession 
for  eine  Eisenbahn  von  Loarenyo- Maroni  nach  der  Grenze  von  Thmsvaal, 
wobei  die  iMNrta^eBische  B^erung  für  aen  FaU,  dass  die  Unternehmung  ihre 
Pflichten  betr.  Bau  und  Betrieb    und  die  richtige  Einhaltung  der  gesetzten 
Baufristen   nicht  erffiUlt,   das  Becht  der  Einziehung  der  Eonzession  sk^  vor- 
behielt.   Mae  Murdo  gründete  hierauf  eine  portugiesische  AktiengeseUschaft 
für  das  Unternehmen,  die  Bauiristen   wurden  jedoch,  finanzieller  Schwierig- 
keiten w^^,  nicht  eingehalten,  mehnnals  erstreckt,  und  im  Jahre  1886  be- 
gann die   portugiesische  Begiemnff  selbst,   um  ihrui  V^iifliditungen  gogen 
Transvaal  gerecht  zu  werden,  die  Arbeiten  an  der  Bahn.    Erst  im  M&n  1&7, 
als  sdion  der  Konzessionsentzug  drohte,  gelang  es  Mac  Murdo,  in  En^and 
eine  Gesellschaft  zum  Zwecke  des  Ausbaues  der  Bahn  zu  gründen,  welche  die 
Aktien  der  portugiesisdien  Gesellschaft  erhielt,  die  Bahn  bis  auf  ein  restirendes 
Stück  von  drca  9  Kilometern  an  der  Grenze  fertigstellte  und  am  14.  Dezem- 
ber 1887  provisorisch  er5ffnete,  jedoch  keine  Miene  machte,  an  die  Herstellnng 
der  letzten  9  Kflometer  heranzugehen,   weshalb  die  portugiesische  Begiemng 
mit  Dekret  vom  24.  Okt  1888  eine  Endfrist  von  8  Monaten  zur  Fertiff|^ung 
der  Bahn  setzte.    Nach  fruchtlosem  Ablaufe  dieser  Frist  verhängte  die  por- 
tugiesische Begi«runff  den  Konzessionsentzug  und  nahm  von  der  Bahn  Besitz. 
Es  wild  nun  von  dem  nordamerikanischen   Staate  Namens  der  Wittwe  des 
Mac  Murdo  und  dem  englischen  Staate  für  die  AktiengeseUschaft  und  Obli- 
gationare eine  horrende  Entschadigungsförderung  an  die  pNortunesische  B^erung 
pstdlt,  hiebei  jedoch  nicht  opponirt,  dass  der  portugiesiscne  Staat  die  frag- 
Gche  fisenbahnlinie  mit  all'  imen  ZubehÖrden  auch  weiter  besitze.    Im  Am- 
traee  der  portugiesischen  B^erung  hat  Dr.  Meili  vorlie^ndes  umfassendes 
und  eingehendes  Gutachten  über  die  hauptsachlichen  in  diesem  Prozesse  auf- 
tretenden Fragen   abgegeben.    Zur  Fra^  der  Zustandiffkeit   brauchte   nicht 
Stellung   genommen   zu   werden,    da  die  Streitstheile  der  Beurtheilung  des 
Streites  durch  ein  internationales  Schiedsgericht  sich  unterworfen  haben.    In  der 
Sache  selbst  kommt  das  Gutachten  zu  dem  Besultate,  es  komme  gemäss  Art.  50 
der  Konzession  und  nach  ^gemeinen  Begeln  des  internationalen  Privatrechts 
önzig  und  ausschliesslich  portugiesisches  Kecht  (Eisenbahnrecht  mit  dem  In- 
halt des  Konzessionsakts,  Staats-  und  Verwaltungsrecht)  zur  Anwendung;  den 
klagenden  Staaten  ^Nordamerika  und  England)  komme  zwar  keine  prozessuali- 
sche Aktivlesitimation  zu,  weil  gar  nicht  völkerrechtliche  Ansprüche,  sondern 
Bechte  einzeSier  Privatpersonen  eingeklagt  werden,  es  liege  aber  hier  eine  spe- 
zifisch neue  Popularklage  in  umgekehrter  Gestalt  vor:   das  Jim  privatorum 
werde  als  jus  papularum  ^tend  gemacht;  die  Klage  kdnne  nicht  vom  Boden 
des  Zivilrechts  aus  konstruirt  werden,  sondern  ihre  wirkliche  Quelle  nur  in  der 
Behauptung  haben,  dass  Portugal  seine  Hoheitsrechte  im  Eisenbahnwesen  ver- 
letzt habe,  jedenädls  handele  es  sich  nidit  um  eine  zivilistische  Kontrakts- 
oder Deliktaklage  und  auch  nicht  um  eine  auf  das  Völkerrecht  ffestützte  Klage, 
die  Klage  sei  nur  begründet,  soweit  der  portugiesische  Staat  effektiv  bereichert 
sei  und  die  Klifsa  ätten  den  Beweis  für  die  Höhe  der  effektiven  Bereiche- 
ning   zu    leisten«    Auf  dnzelne  im  Gutachten   noch   berührte  Nebenpunkte 
einziupeheni  würde  hier  zu  weit  führen. 

Die  SachverlialtsdarBtellung  ist  klar  und  prifadse  unter  Anführung  sammt- 
licher  in  Betracht  kommenden  Dokumente  nna  wörtlichem  Abdruck  der  Kon- 
zession vom  14.  Dezember  1883  und  des  Dekrets  vom  14.  Dezember  1883 
gegeben,  die  Begründung  selbst  unter  Zeridgung  in  die  einzelnen  auftauchen- 
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den  Fntfen  sdÜAgend  und  emleuchtend  geführt,  so  dase  das  GeeammtgataditeD 
einen  sehr  werthvolien  Beitrag  für  die  Lehre  defi  internationalen  Bechtt  bÜdet 

Ä 

9»  Brtisat  J>r,  E.f  Profeasor  an  der  Umyersitat  Turin.  Das  Staataiecht 
dee  Königreiche  Italien«  (Handbuch  dee  öffentlichen  Rechts  Bd.  4  L  Uli 
Freibuig,  1892.  J.  C.  B.  Mohr.  525  S.  20  Mark. 
Vorliegendes,  einen  Bestandtheil  des  von  Dr.  von  Marquardsen  heraus- 
^sebenen  Jiandbuchs  des  öffentlichen  Bechts  bildende  Werk  enthalt  eine  er- 
si<£tlich  auf  langjährigen  Studien  beruhende,  mit  Umsicht  und  grösetem  FkisBe 
bearbeitete  systematische  Darstellung  des  bei  uns  noch  wenig  bekannten 
itaüenischen  Staatsrechts,  wie  solche  vollständiger  nicht  gedacht  werden  kann. 
Mit  einer  bis  ins  kleinste  Detail  sehenden  i^twickelung  giebt  hier  der  ids 
Schriftsteller  auch  in  Deutschland  bestens  bekannte  italieniwshe  Gelehrte  Ein- 
blick nicht  nur  in  die  Staategrundgeset^,  sondern  in  das  ganze  weitven wagte 
Gebiet  des  öffentlichen  Verwaltungsrechts.  In  neun  Abschnitten  wird  stets 
unter  Anfährung  der  reichhaltigen  italienischen  Bechtsliteratur  nach  Vcmius- 
schickune  einer  sehr  interessanten  geschichtlichen  Einleitung  gehandelt  vom 
Btaate,  der  Regierung  des  Staates,  dem  Finuizrecht  des  Staates,  dar  Lokal- 
verwaltung, der  Landesverwaltung,  der  Kriegsmacht,  den  Auswärtigen  Ange- 
legenheiten und  der  Erythräischen  Kolonie.  Für  die  Leser  unserer  ZieitBdmft 
sind  besonders  interessant  und  lehrreich  die  Darstellung  in  Abschnitt  II  über 
das  Staatsffebiet,  seine  Ausdehnung,  Kintheilung,  Veränderlichkeit  und  ESn- 
heit,  über  Staatsangehörige  und  Auslander  und  über  Becbto  und  Pfüditen  der 
In-  und  Ausländer,  ferner  in  Abschnitt  III  die  Qeeetzffebung,  Organisation 
der  Behörden,  Grenzen  und  Begelung  der  Kompetenz  und  in  Abechnitt  Vni 
die  Behandlung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  die  Staatsverträge  Italiens 
mit  anderen  Staaten  und  die  Vertretimg  im  Auslande,  welchen  Fragen  alkn 
eingehendste  und  vollständigste  Behandlung  zu  Theil  geworden  ist.  Das  Weik, 
dessen  vortreffliche  Ueberseteunff  znm  Theil  Bi^erun^rath  a.  D.  F,  Geisel 
in  Kolmar,  zum  llieil  Professor  Dr.  Ä.  Teichmann  in  Basel  zu  verdanken  ist, 
wird  in  allen  Fragen  des  italienischen  Staatsrechte  mit  Erfolg  zu  Batli  gezo^^n 
werden.  B. 

10»  OranicfisUtdten,  I>r.    Otto,    k.   k.   Landee^richtorath.     Der   inter- 
nationale Strafrechtsverkehr.  Wien,  Karl  Kon^jen.  1892.  Vinu.274S.,  5Mk. 

Die  verschiedenen  zwischen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und 
anderen  Staaten   in  Geltung  stehenden  AusUeferungsverträse  bieten   in  ihrer 

Eraktischen  Anwendung  und  Durchführungmanche  Schwierigkeit,  da  die  viden 
iebei  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten,  Fristen  und  sonstige  Bestimmungen 
der  Verträge  an  die  Praktiker,  zu  denen  in  gleicher  Weise  Diplomaten,  Blchto- 
und  Bechtsianwälte  gehören,  bedeutende  Anforderung  stellen.  Verfiiaeer  hat 
nun  zur  Beeegnung  dieser  Schwierigkeiten  das  vorliegende,  zum  piaktiBcheD 
Gebrauche  hauptsächlich  dienende  Handbuch  Beschaffen,  in  welchem  mcbi  nur 
die  Verträge  selbst,  sondern  auch  die  gesetuichen  Bestimmungen  über  das 
internationale  Strafrecht,  Just3fin.ErlaBse  und  gerichtlichen  Entscheidungen, 
sowie  auch  einzelne  praktische  Fälle,  welche  die  Aus-,  Ein-  und  Durchlieferang 
von  Delinquenten,  sowie  die  Korrespondenz  zwischen  den  verschiedenen  Be- 
hörden zum  Gegenstande  haben,  zweckenteprechend  zusammengestellt  sind. 
In  diesem  Sinne  werden  behandelt  die  bezüglichen  Verhältnisse  Oesterreiche 
mit  Belgien,  dem  Deutschen  Beich,  mit  Franicrdch,  Grossbritannien  und  Ir- 
land, Itidien,  Monaco,  den  Niederlanden,  den  Vereinigten  Staaten  van  Amerika, 
mit  Bumänien,  Bussland,  der  Schweiz,  Brasüien,  Luxemburg,  Montenegro, 
Schweden  und  Norwegen,  Serbien,  Spanien  und  Ungarn.  B. 

11»  Wegmannf  Dr.  Jf^riedrich.    Die  Batifikation  von  Staatsvertiigen. 
Berlin,  1892.  Siemenroth  &  Worms.    X  u.  100  S. 
Der  Zweck  der  vorliegenden,  insbesondere  das  Verhältniss  der  Batifikation 
zur  parlamentarischen  Zustimmung  beim  Vertragsabschlüsse  behandelnden  Ar- 
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bdt  ist  ein  yorwiegend  dognuttiflcher.  Aiu  der  ^rofisen  Zahl  Ton  Lehnneuumgen 
und  dner  Tariirenden  Staatenpnuds  sollen  die  heute  geltenden  völkerrecnt- 
licfaen  und  staatsrechtUchen  Sätze  über  die  Ratifikation  erkannt  und  daige- 
stellt  werden.  Verfaseer  unterwirft  zu  dem  Ende  zunächst  die  divergirenoen 
Theorien  fiber  die  juristische  Natur  der  Ratifikation  einer  Kritik  und  ent- 
wickelt sodann  seine  eigene,  allerdings  den  dominirenden  Theorien  sich  nicht 
anschliessende  Meinung,  als  deren  Msultat  er  folgende  Satze  an  den  Schluss 
stellt:  A.  In  der  Ratifikation  jedes  Staatsoberhauptes  liegt  auch  heute  unter 
allen  umstanden  die  staatlicJie  Willenserklärung,  in  Jlimm  Austausch  da* 
Td^errechtliche  Abschluss.  B.  Nur  die  WiiMHnit  -vdfterrechtlicher  Ver- 
trage kann  von  £rf ordeniiss  irgend  «sksher  verfassungsmässigen  Zustimmung, 
als  ▼on  einer  divers  gestalteten  —  mehrere  Systeme  in  Europa  —  conditio 
juris  suspensiva  abhängig  sein.  Die  Abhandlung  zeugt  von  einem  gründ- 
lichen Studium  dar  ^orwQrfigen  Frage.  Die  Darstellung  selbst  ist  liäitvoll 
und  klar.  B. 

b)  ZeitMlirilteii« 

ZeU&ehHfi  für  die  gesamnUe  Straf rechtmuissensehaft,  Bd.  13, 
2.  Heft:  Bosenfeld,  der  dritte  internationale  Kriminalanthropologenkon- 
greea  (Brüssel,  7.  bis  14.  August  1892):  Brachvogel,  Zulässigkeit  der 
reformatio  in  pejus;  Oerltmd,  die  potfaefllehe  Strafverftigung  und  das 
darauf  foigBoae  g<eridifiiohe  Yerftihren;  von  Wtiwrid^züi  Reform  des 
SfbajpxQmomtB  und  des  Vertheidigerbernfes ;  Distelf  zur  Todesstrafe  gegen 
WAdierer  in  Knrsachsen;  ScJuM,  das  Aergerniss  im  deutschen  Stranrecht 
überhaupt  und  in  der  Strafnorm  gegen  Thierquälerei  insbesondere. 

Zeitschrift  für  deiitHchen  Zivüpi'ozeM,  Bd.  18,  2.  Heft:  Endemann, 
von  dem  alten  Reichskammergericht;  Gercke,  über  die  Wirkungen  de« 
Pf&ndungspfandrechts  an  Forderungen  im  Gebiet  des  prenssischen  allge- 
meinen Landrechts;  Jastrow,  die  Erweiterung  der  amtsgerichtlichen  Zu- 
ständigkeit in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten. 

SiMiHsehes  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  F^azess,  2.  Bd., 
12.  Heft:  Orutzmannf  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Forts.  §§  342  bis  602).  8.  Band,  1.  Heft: 
FresCf  mündelmässige  Hypotheken-,  Frey,  wie  weit  hat  der  Richter  die 
Nothwendigkeit  zu  erstattender  Kosten  zu  prüfen? 

Annaien  der  Qrossherzogl,  Badischen  Gerichte,  Bd.  59  (1892): 
Maif  daa  Notariat  nach  dem  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzouches 
für  das  Deutsche  Reieh  (5,  11,  17). 

Zeitschrift  für  Bechtspfiege  itn  Herzogthutn  Braunschweig,  heraus- 
gegeben von  Oberstaatsanwalt  C.  Koch  und  Landgerichtspräsident  Dr. 
A.  Dedekind.  Dieselbe  hat  ihren  40.  Jahrgang  (1898)  begonnen  und 
bringt  Abhandlungen,  Mittheilungen  aus  der  Praxis,  amtliche  Erlasse  u.  A. 
Ans  dem  vorigen  Jahrgange  ist  zu  erwähnen  die  Abhandlung  von 
SehatieUua,  über  den  sogenannten  Vorbehalt  von  dinglichen  Rechten  bei 
Eigenthamsfibertragungen. 

ZeUaehrift  für  französisches  ZivUrecht,  Bd.  23,  Heft  4:  Bachem,  zur 
Frage,  ob  es  nach  dem  C.  c.  eine  Klage  auf  Empfangnahme  oder  Ab- 
nahme und  auf  Spezifikation  giebt ;  Füld,  die  neueste  französische  Ge- 
aetzgebung  über  die  Erbrechte  der  Ehegatten;  HMehrandy  die  Aende- 
ruDgen  des  Gerichtskostenwesens  in  Frankreich. 

JurisOsehe  Biätter  (Wien),  22.  Jahrgang  (1893):  Seidler,  die  Kompetenz 
des  Reichsgerichts  in  Disziplinarangelegenheiten  der  Staatsdiener  (5); 
Strauss,  das  Bemer  Uebereinkommen  über  den  internatiraalen  Eisen- 
bahnfiracbtverkehr  (6—10) ;  Sirost,  über  die  Rückwirkung  des  Gesetzent- 
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wmfs  betr.  die   direkten  Personaleteuern  auf  den  Real-  and  Personal- 
.  kiedit  fll);    HoaenaueTf   bot  Lehre  Tom    Bzefcotivproaeas   Dach   öster- 
reiehisonem   Reeote  <12ff.);  Stuekertf  nur  Frag^   der  Anslieferang  ven 
Verbreehem  swiachen  Oeaterreioh-Ungam  and  Kordamerika  (IS,  14). 

AUffemeine^gierreiehische GeriehiszeUunff,^.  Jabrgaog  (1898) :  Hoead, 
'die  'Dienstbarkeiten  and  das  Aasgedlnge  im  MeistbotsyeHahren  fl); 
SehwentneTf  prozessuale  Folge  der  verweigerten  Edition  der  Handels- 
'bficher  (2);  Sehüige,  die  VerschSrfnngen  der  Frefbeitsstrafe  nach  den 
neuesten  Strafgesetsentwtlrfen  (3,  4);  Freih.  von  CoR,  gegen  die  Sieben- 
bttrrer  Ehen  (8,  9);  Bchtffherf  der  Schulbeitrag  von  Yerlassenschaften, 
nach  den  Österreichischen  Landesrechten  nnd  insbesondere  nach  dem 
Tiroler  Oesettentwnrfe  (11  f.). 

ZeUachrifi  für  JfaUMriat  un4  freitvUiige  QerMUsbarkeU  in  Oester- 
r^ich,  1893:  i2o;rtoc»7,.Zurflckforderung  eines  nicht  notariell  errichteten 
Heirathgutes  (2,  14);  BozUM^  das  Erbrecht  nach  dem  neuen  bftrger- 
lichen  Gesetzbuch  fttr  Japan  (4 — 7) ;  Bichietf  wem  muss  der  zum  Wechsel- 

S roteste  requirirte  Notar  deit  Wechsel  cur  Zahlung  präsentiren,  wenn 
er  Prftsentat  eine  offene  Handelsgesellschaft  oder  eine  Aktiengesell- 
schaft ist?  (9); Hanemann,  die  Freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  der  Schweiz 
(10,  11);  Wurst,  sollen  bei  uns  Friedensgerichte  eingeführt  werden? 
(10,  12). 

JuriMsche  VierteUahiwehrifi,  24.  Bd^  N.  F.  S.  Bd«,  4.  Heft:  JFVmU, 
zum  Entwürfe  eines  neuen  Urheberrechtsgesetzes  für  Oesterreich  \  Fofper, 
zur  Patentrechtsreform  in  Oesterreich  (Schlass). 

ZeUschHft  für  »ehwHxerisehes  Beeht,  Bd.  84,  N.  F.  Bd.  12,  Heft  2: 
V.  Waldkirch,  zu  Art.  640  des  Schweiz.  Obligationenrechts;  Heusier, 
Reehtsquellen  des  Kantons  Tessin  Fortsetzung);  —  Beigeheftet:  Hevue 
der  Gerichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundeszivilrechts,  Bd.  11,  Heft  2. 

ZeitachHfi  des  Bemischen  JurisUn-Vereinn^  Bd.  29,  1.  Heft:  FtßoU, 
Konflikte  im  Gebiete  des  Eherechts  und  Vorschläge  zu  ihrer  Lösung. 

Journal  du  dreUiniemaUandl  nrivS,  etc.,  20.ÄnfUe,  1898,  Nr.  I—H: 
Pill  et,  Le  droit  international  privi,  —  Sa  d^nition,  eon  origine  raUon" 
nieUe,  son  doinaine,  aes  eonditions  ginSralea  et  son  Imt ;  Die  na,  des  am- 
fiiis  de  Ugislation  ä  Vigard  des  deUts  commis  ä  VHranger,  natammeni  au 
point  de  vue  de  la  Ugislation  italienne*,  Salem,  de  la  compHence  des 
tribwna%uc  attomans  ä  Vigard  des  Hrangers:  van  Pehorgh,  le  congrU 
inUmationod  de  droU  maritime  de  OHes ;  Wood  Renton,  de  la  protec- 
tion internationale  des  inventions  en  Angletterre;  Wen  dt,  renseignemints 
pratiques  sur  Vorganisation  et  le  fonetionnement  de  la  Cour  d'amiroMU 
anglaise, 

Bevue  de  droit  intemationtU  et  de  UffisUUion  comparSe,  Tom.XXV 
(1898),  Nr.  1:  Kleen,  le  droit  de  la  contrebande  de  guerre;  JVy«,  la 
tMone  de  VicnAilibre  europien;  Westiahe,  le  conßit  anglo-portugais 
(trois,  art.) ;  Bivier,  V  institut  Cisar  AJfierii  M,  J,  C.  B»,  les  risolutions 
du  eongrls  interwxtional  de  droit  maritime  de  Ct^nes;  Ed.  B.,  leJapon 
et  la  juridictUm  consulaire;  Lehr;  Nierclogie:  HL  WharUm^ —  ÜH  IFo^lsey. 

Bevue  internationale  du  droit^maritin^,  fondie  et  publiie  par  JP.  C 
Au  trän,  Avoeat  au  barreau  de  Marseille,  docteur  en  droit  etc.  (Paris, 
Bertin,  London,  Brüssel,  s*Gravenhage,  Petersburg  und  Rom),  6  Annee 
1892—98.  Nr.  I— lY  enthSQt  u.  A.  Berichte  über  Rechtsprechung  in 
Frankreich,  England  (Ghvare  et  Morel  Spiers),  Belgien  (Maeterlinck), 
Egypten  (Badea-Bi;^'),  den  Niederlanden  (C.  2>.  Asser),  lUuen  (BetUOs), 
der  Türkei  (Manasai),  Schweden  (Beau€het)y  Tunis  (Martit^eau  deä  Ckes- 
nes),  ferner  einen  Bericht  über  den  internationalen  Seereehtakongrees  zu 
Genua  t.  Lavigne*  ' 


Die  in  Ungarn  geltenden  Verordnungen  über  den  Ver- 
kehr mit  den  Gerichten  des  Deutschen  Reiches  in 

Zivilsachen. 

Von  Dr.  Albert  Alexl,  MiniBterialrath  im  k.  ungariscbeii  Jastiz- 

ministerinm  in  Budapest 

Vorbemerkung. 

Das  staatliche  Bttndniss,  welches  seit  fünfundswanzig  Jahren  zwischen 
den  im  Reich  srathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  Oesterreichs 
und  zwischen  den  LSndem  besteht,  welche  das  Gebiet  der  Krone  des 
heiligen  Stephans  oder  das  Königreich  Ungarn  im  weiteren  Sinne  (^mit 
Inbegriff  von  Elroatien  und  Slaronien)  bilden^  ist  in  seiner  staatsrecht- 
lichen Form  im  Auslande  wenig  bekannt,  so  dass  auch  die  einzelnen 
VerhjQtnisse,  welche  sich;  namentlich  im  internationalen  Verkehr  aus 
diesem  staatlichen  Bündnisse  ergeben,  nicht  entsprechend  aufgefasst 
werden.  Es  herrscht  vielfach  —  selbst  in  Deutschland  —  noch  die 
Ansicht,  dass  Ungarn  ein  untergeordneter  Bestandtheil  des  Kaiser- 
reiches Oesterreich  ist.  Dies  ist  nun  ganz  und  gar  nicht  der  Fall. 
Oesterreich  ist  ein  selbständiger  Staat  und  Ungarn  hat  alle  Attribute 
eines  Staates.  Die  Grundidee  dieses  staatlichen  Bundesverhttltnisses 
ist  die  Parität.  Es  hat  nämlich  jeder  Theil  gleiche  Rechte  und 
Pflichten.  Keiner  ist  dem  anderen  untergeordnet.  Fttr  beide  Theile 
gemeinsam  ist  die  Dynastie,  die  diplomatische  Vertretung  im  Auslande 
und  das  Heerwesen.  Es  giebt  keine  gemeinsamen  Vollzugsorgane, 
deshalb  sorgt  auch  jeder  Theil  auf  seinem  Gebiete  für  den  Vollzug 
solcher  Angelegenheiten,  welche  aus  internationalen  Verträgen  ent- 
stehen. Ungarn  ist  bei  allen  internationalen  Verträgen  eine  gleich- 
berechtigte vertragschliessende  Partei. 

Dnrch  diese  auf  gutes  historisches  Recht  begründete  Stelhmg 
Ungarns  hat  sich  namentlich  das  internationale  Verhältniss  dem  Deutscheu 
Reich  gegenüber  selbständiger  gestaltet. 

Die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  Oester- 
reichs  waren  bis  zum  Prager  Frieden  in  dem  bestandenen  deutschen 
Bmide  mitbegriffen.  Ungarn  war  auf  Grund  seiner  staatlichen  Selb- 
ständigkeit nie  im  Verbände  des  deutschen  Bundes.  Der  Kaiser  von 
Oesterreich  war  als  Herrscher  über  die  österreichischen  Erbländer  bis 
zun  Jahre  1866  deutscher  BundesfÜrst,  als  König  von  Ungarn  war 
er  es  nicht.  Es  konnte  demnach  laut  ungarischem  Rechte  kein  Bnudes- 
beschluBS  für  Ungarn  verbindlich  sein.  Das  Wort  Bund  sagt  schon, 
dass,  was  nicht  im  Bunde  steht,  auch  durch  Beschlüsse  desselben  nicht 
verbindlich  gemacht  werden  kann. 
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Es  ist  zwar  wahr,  dass  zur  Zeit  des  deutschen  Bundes,  nament- 
lich aber  in  dem  Abschnitt  vom  Jahre  1849  bis  zum  Jahre  1867  die 
Sonderstellung  Ungarns  und  dessen  Verfassung  nicht  anerkannt  war. 
Es  sind  mehrere  Bundesbeschlüsse  gefasst  worden,  so  namentlich  auch 
die  vom  Jahre  1836  und  vom  Jahre  1854  über  die  Auslieferung  ge- 
meiner und  politischer  Verbrecher,  welche  die  ausdrückliche  Bestimmung 
enthalten,  dass  dieselben  auch  fUr  die  nicht  zum  deutschen  Bunde  ge- 
hörigen kaiserlich  österreichischen  KronlSnder  zu  gelten  haben.  Darunter 
ist  in  erster  Reihe  Ungarn  gemeint.  So  lange  der  österreichische 
Kaiserstaat  einheitlich  und  absolutistisch  regiert  wurde,  waren  diese 
Beschlüsse  de  facto  auch  in  Ungarn  gültig.  Als  jedoch  im  Jahre  1867 
die  ungarische  Verfassung  hergestellt  wurde,  verloren  die  Gresetze  und 
Verordnungen  in  Ungarn  ihre  Gültigkeit,  welche  nicht  durch  ein 
verfassungsmässiges  Gresetz  aufrecht  erhalten  blieben. 

So  verloren  auch  die  Vereinbarungen  internationaler  Natur  ihre 
Gültigkeit,  mit  Ausnahme  der  damals  bestandenen  Handelsverträge, 
deren  Gültigkeit  in  der  Handels-  und  Zollkonvention  zwischen  Oester- 
reich  und  Ungarn  vom  Jahre  1867  ausdrücklich  anerkannt  wurde. 
Mit  Rücksicht  darauf  können  deutsche  Gerichte  noch  heute  auf  Grund 
von  Bundesbeschlüssen  die  Rechtshülfe  österreichischer  Gerichte  in  Zivil- 
und  Strafsachen  anrufen,  soweit  deren  Gültigkeit  durch  den  Prager 
Frieden  nicht  berührt  wurde.  Ungarn  gegenüber  ist  dies  aus  den 
angeführten  Gründen  nicht  statthaft. 

Ungarn  ist  auch  bezüglich  der  gesammten  Gesetzgebung  selbst- 
ständig. Es  besteht  ein  Gesetz  Über  die  ungarische  Staatsangehörigkeit 
Prozessgesetze,  Privat-,  Handels-,  Kredit-  und  Strafgesetze  sind  in  Ungarn 
selbständig  und  verschieden  von  den  in  Oesterreich  geltenden  Gesetzen. 
Deshalb  entwickeln  sich  in  Ungarn  auch  Fragen  der  internationalen 
Rechtshülfe  auf  einer  anderen  Grundlage. 

So  ist  es  auch  mit  der  Rechtshülfe  gegenüber  den  deutschen 
Gerichten  der  Fall. 


Die  in  Ungarn  geltenden  Verordnungen  über  die  Regelung  des 
Verkehres  und  der  Rechtshülfe  mit  den  deutschen  Gerichten  sind  nicht 
aus  einem  Grundsatze  abgeleitet,  sondern  meist  nach  Bedtirfniss,  aus 
vorliegenden  Fällen  entsprungen.  Da  ein  Vertrag  über  die  gegenseitige 
Rechtshülfe  mit  dem  Deutschen  Reiche  besonders  jetzt,  wo  hüben  und 
drüben  grössere  neue  Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Zivil-  und  Straf- 
rechtes vorbereitet  werden,  nicht  bald  zu  Stande  kommen  dürfte,  so  iBt 
die  Kenntniss  dieser  Verordnungen  auch  in  Deutschland  von  Interesse. 
Dieselben  sind  meist  negativer  Natur,  namentlich  was  die  zwangsweise 
Zustellung  und  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  betrifft.  Diese  Ver- 
ordnungen lassen  sich  übersichtlich  in  folgende  Gruppen  zusammen- 
stellen. 
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I.  Direkter  Verkehr. 

Derselbe  ist  vereinbart  und  auf  sftmmtliche  Gerichtsbehörden 
Deutschlands  ausgedehnt^  stösst  jedoch  auf  sprachliche  Schwierigkeiten, 
weil  namentlich  in  Parteisachen  die  ungarischen  Gerichte  Kosten  für 
UebersetEungen  nicht  tragen  können^  und  weil  in  Deutschland  Ueber- 
fletzungen  aus  dem  Ungarischen  mit  wenigen  Ausnahmen  schwieriger 
zu  beschaffen  sind.  Die  deutschen  Gerichte  können  sich  direkt  an 
ungarische  Gerichtsbehörden  wenden^  da  die  deutsche  Sprache  in  Ungarn 
stark  verbreitet  ist. 

Verordnung  des  k.  ung.  Justizministeriums  vom  24.  Juni 
1869  Z.  9249,  betreffend  die  Korrespondenz  der  ungarischen 
Gerichte  mit  den  kgl.  prenssischen  Gerichten. 

Mit  der  königlich  prenssischen  Kegierung  wurde  nach  geführten 
Verhandlungen  die  Vereinbarung  getroffen,  dass  in  dem  Verkehre  mit 
den  prenssischen  Gerichten  mit  Rücksicht  auf  die  raschere  Erledigung 
der  Angelegenheiten  imd  wegen  Erleichterung  der  Mittheilungen  von 
nun  an  als  allgemeine  Regel  die  direkte  Korrespondenz  durch  Re- 
quisitions- oder  Antwortsschreiben  zu  gelten  hat,  jedoch  mit  der  Be- 
schränkung, dass  in  den  Fällen,  in  welchen  die  aus  der  Verschieden- 
heit der  Sprache  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  die  Möglichkeit  des 
direkten  Verkehres  ausschliessen,  die  ungarischen  Gerichte  wegen  Zu- 
sendung im  diplomatischen  Wege  die  Vermittelung  des  k.  ung.  Justiz- 
ministeriums in  Anspruch  zu  nehmen  haben. 

Es  hat  sich  bald  herausg^ellt,  dass  diese  Verfügung  einer  Er- 
gänzung bedarf,  dieselbe  erfolgte  mittels  Justizmini  st  erial  Ver- 
ordnung vom  19.  Februar  1875  Z.  29212  deren  Inhalt  folgen- 
der ist: 

Mittels  Verordnung  vom  24.  Juni  1869  Z.  9249  wurden  die 
tmgariscben  Gerichte  davon  verständigt,  dass  die  unmittelbare  Korres- 
pondenz mit  den  kgl.  prenssischen  Gerichten  als  Regel  vereinbart 
worden  ist.  Nachdem  jedoch  in  Erfahrung  gebracht  wurde,  dass  die 
ungarischen  Gerichte  im  direkten  Verkehr  an  die  kgl.  preussischen 
Gerichtsbehörden  nur  in  ungarischer  Sprache  verfasste  Amtsschreibeu 
Übersenden,  da  kein  solcher  Rechtshülfevertrag  zwischen  Preussen  imd 
Ungarn  besteht,  durch  welchen  die  preussischen  Gerichte  verpflichtet 
wären,  nur  in  ungarischer  Sprache  verfasste  Requisitionsschreiben  an- 
zunehmen und  zu  erledigen,  und  nachdem  durch  Organisirung  der  Ge- 
richtsdolmetsche mittels  Verordnung  vom  22.  Oktober  1873  Z.  82942 
die  erwähnten  Sprachschwierigkeiten  zum  Theile  behoben  sind,  werden 
die  ungarischen  Gerichte  angewiesen,  in  Zukunft  bei  Berücksichtig^g 
der  Verordnung  über  die  Gerichtsdolmetsche  mit  den  kgl.  preussischen 
Gerichtsbehörden  direkt  zu  korrespondiren  und  die  Vermittelung  des 
Justizministeriums  nur  dann  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  andere 
Schwierigkeiten  vorhanden  sind,  oder  wenn  ein  in  ungarischer  Sprache 
verfasstes  Antwortschreiben  dem  ersuchenden  Gerichte  mitzutheilen  ist, 
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und   zuletzt    dann,    wenn  das  auf  diplomatischem  Wege  gehörige  An- 
suchen wegen  Auslieferung  eines  gemeinen  Verbrechers  zu  stellen  ist. 

Es  haben  demnach  die  ungarischen  Gerichte  die  an  kgl.  preussische 
Gerichtsbehörden  gerichteten  Ansuchen  entweder  in  der  Sprache  des 
ersuchten  Gerichtes  zu  verfassen^  oder  aber  diese  Schreiben  und  dereu 
nicht  in  deutscher  Sprache  verfassten  Beilagen  auf  Kosten  der  betreffen- 
den Partei  mit  einer  beglaubigten  deutschen  Uebersetznng  durch  einen 
Gerichtsdolmetscher  versehen  zu  lassen. 

Auf  dem  Briefumschlag  ist  die  Adresse  des  durch  die  Post  zu 
befördernden  Schreibens  in  deutscher  Sprache  ersichtlich  zu  machen. 
Sind  die  Schreiben  oder  die  Beilagen  der  Requisitionsschreiben  von 
preussischen  Gerichten  in  einer  Sprache  verfasst;  welche  dem  ersuchten 
ungarischen  Gerichte  unbekannt  ist,  so  ist  eine  üebersetsung  anzu- 
ordnen und  bei  Beantwortung  der  Requisition  das  betreffende  kgl. 
preussische  Gericht  um  Ersatz  der  aufgelaufenen  Gerichtskosten  zn 
ersuchen.  ^) 

Da  jedoch  die  postfreie  Beförderung  der  gerichtlichen  Korrespondenz 
nicht  vereinbart  wurde^  sind  öfters  Reklamationen  erfolgt^  welche  durch 
nachfolgende  Verfügungen  zu  beheben  versucht  worden  ist: 

Jnstizministerialverordnung  vom  14.  Oktober  1873 
Z.  32321. 

Im  Sinne  der  zwischen  der  österr.-ungarischen  Monarchie  und 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  getroffenen  Vereinbarung  sind  vom 
1.  November  1.  J.  alle  Schreiben  zwischmi  den  Gerichtsbehörden  des 
Deutschen  Reiches  und  der  Monarchie  sowie  auch  alle  Postsendungen 
zu  frankiren^  wovon  die  kgl.  Gerichte  verständiget  werden. 

Eine  neuere  Verordnung  verf\igt^  dass  alle  Postsendungen  der 
Gerichte  ins  Ausland  zu  frankiren  sind^  und  dass  die  säumigen  Or- 
gane zum  Ersatz  der  Kosten  verhalten  werden  sollen. 

Portofreiheit  amtlicher  Schreiben  und  Sendungen  besteht  nwr 
zwischen  den  österreichischen  und  ungarischen  Gerichten.^) 

II.  Zustellung  ohne  Zwangsmassregeln. 

Nachdem  bezüglich  der  Zustellung  keine  Vereinbarung  besteht, 
da  femer  eine  Zustellung  keine  weitere  Rechtsfolgen  in  dem  Crebiete 
des  anderen  Theiles  hat^  weil  das  nach  Vorladung  gefüllte  Urtheil 
ohnehin  nicht  vollstreckt  wird,  so  ist  dies  nur  eine  einfache  Notiffzirung 
der  Schriften  deutscher  Gerichte.  Es  bleibt  der  betreffenden  Partei 
frei  gestellt,  ob  dieselbe  vor  dem  ungarischen  Gericht  nach  der  Vor- 
ladung zur  üebemahme  erscheinen  will  oder  nicht.     Welche  Rechts- 


1)  Für  den  Schriften wecbsel  bayerischer  Behörden  mit  Ungarn  vgl 
auch  Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfcverfahrens  etc.  Thl.  I  S.  18,  Thl.  II 
S.  188.    Anm.  d.  Red. 

2)  Ueber  Frankirung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  mit  Ungarn 
vgl.  Böhm,  Handbuch  der  intern.  Nachlassbehandlung,  1881»  Anh.  Nr.  0 
Lit.  B.    Anm.  d.  Red. 
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folgen  aus  der  verweigerten  Uebemahme  eines  gerichtlichen  Schrift- 
Stückes  in  Deutschland  erwachsen,  bestimmen  die  dort  geltenden  Gesetze. 

Verordnung  desk.  ung.  Justizministeriums  vom  S.August 
1880  Z.  21668,  wodurch  die  Zustellung  von  Verfügungen 
auslttndischer  Gerichte  ohne  Anwendung  von  Zwangsmass- 
regeln vorgeschrieben  wird. 

Die  kgl.  Kurie  als  Kassationshof  hat  in  einem  vorliegenden  Fall 
durch  Beschluss  am  80.  Juli  1880  Z.  18601  erklärt,  dass  bei  der 
Zustellung  von  Verfügungen  deutscher  Gerichte  keine  Zwangsmassregeln 
angewendet  werden  konneu. 

Nachdem  die  kgL  Gerichte  aus  der  geltenden  Prozessordnuug  nur 
die  zwangsweise  Zustellung  kennen  und  nachdem  im  Prozessverfahren 
bis  jetzt  die  Zustellung  ohne  Zwaugsmassregeln  nicht  geregelt  ist, 
werden  die  kgl.  Gerichte  angewiesen,  in  allen  Fällen,  wo  Verftlgungen 
ausländischer  Gerichte  ohne  Zwang  zuzustellen  sind,  das  folgende  Ver- 
fahren zu  beobachten: 

Die  Partei,  welcher  die  ausländische  richterliche  Verfolgung  zuzu- 
stellen ist,  wird  vor  das  ersuchte  kgl.  Gericht  geladen. 

In  der  Vorladung  ist  die  Zahl,  der  Gegenstand  der  zuzustellen- 
den Verfiigung  im  Auszuge  anzugeben.  Die  Partei  ist  aufzufordern, 
innerhalb  8  Tage  vor  dem  Richter  persönlich  oder  durch  einen  bevoll- 
mächtigten Vertreter  wegen  Uebemahme  des  ausländischen  Schrift- 
stückes zu  erscheinen,  weil  sonst  dasselbe  dem  ansuchenden  Gerichte 
mit  dem  Bemerken  zurückgesendet  wird,  dass  der  Adressat  die  Ueber- 
nahme  verweigerte. 

Elrscheint  die  vorgeladene  Partei  ()der  deren  Vertreter,  so  hat  der 
Richter  das  Schriftstück  und  dessen  Inhalt  mitzutheilen  und  zu  er- 
(Sffiien,  dass  die  Uebemahme  stattfinden,  oder  aber  bei  Angabe  der 
Gründe  oder  auch  ohne  diesolbon  die  Uebemahme  verweigert  werden 
kann.  *) 

Diese  Verordnung  wurde  am  23.  Januar  1893  mit  der  Hinzu- 
fug^g  neuerdings  den  Gerichten  in  Erinnerung  gebracht,  dass  das  in 
derselben  geregelte  Verfahren  bei  Zustellung  von  Schriftstücken  aus 
allen  solchen  ausländischen  Staaten  zu  beobachten  sei,  mit  welchen 
bezüglich  der  zwangsweisen  Zustellung  Ungarn  kein  Uebereinkommen 
oder  keine  Reziprozität  festgesetzt   hat. 

IIK   RechtshOlfe  bei  gerichtlichen  Amtshandlungen  ist  gestattet. 

Der  rege  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Ungarn  bringt  es 
mit  sich,  dass  sehr  oft  deutsche  Gerichte  sich  an  ungarische  Gerichte 
wenden  und  umgekehrt,  wegen  Einvernehmung  von  Zeugen,  wegen  Ab- 
nahme von  Eiden,  wegen  Erstattung  von  Gutachten  durch  Sachver- 
ständige.     Diese    Ansuchen    sind   unbedingt    zu    vollziehen    und    ent- 

3)  Für  Bayern  ist  auf  dio  aiitogr.  Entschliessung  des  k.  Staats- 
ininisteriums  der  Justiz  vom  20.  November  1854  zu  verweisen.  Vgl.  auch 
Böhm,  Handbuch  des  Rechtshttlfeverfahrens  Thl,  U  S.  180.    Anni.  d,  Red, 
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sprechen  die  iingariBchen  Gerichte  denselben  mit  der  grössten  Bereit- 
willigkeit. 

Die  Kosten  und  Auslagen  hat  das  ersuchende  Gericht  zu  er- 
statten. Nur  kennt  man  in  Ungarn  keine  Sportein  und  Taxen  fUr 
einzelne  Akte  der  Justiz.  Die  Eingaben  der  Parteien  und  deren  Bei- 
lagen sind  in  Ungarn  mit  Stempel  zu  versehen.  Ebenso  ist  auf  Proto- 
kollen gewisser  Art  eine  Stempelmarke  anzubringen.  Schreibgebühren, 
Sportein  und  Taxen  nach  jeder  einzelnen  gerichtlichen  Verfügung  wie 
es  in  Deutschland  vorgeschrieben,  existiren  in  Ungarn  nicht.  Solche 
Gebühren  werden  deshalb  auch  dann  nicht  ersetzt^  wenn  dieselben  m 
Folge  einer  Requisition  von  einem  ungarischen  Gerichte  bei  einem 
deutschen  Gerichte  aufgerechnet  worden  sind. 

Diesbezüglich  gilt  die  nachstehende  Verfügung: 

Verordnung  des  k.  ung.  Justizministeriums  vom  29.  Ja- 
nuar 1874  Z.  642,  betreffend  die  Ansuchen  der  deutschen 
Gerichte  wegen  Einhebung  von  Gerichtstaxen« 

Es  sind  mehrere  Fälle  vorgekommen^  dass  deutsche,  namentlich 
preussische  Gerichte  wegen  zwangsweiser  Eintreibung  von  Grerichts- 
kosten,  Taxen  und  Sporteln  die  ungarischen  Gerichte  ansuchten. 

Nachdem  diese  Kosten  und  Taxen  fiskaler  Natur  sind,  im  inter- 
nationalen Verkehr  allgemein  die  Regel  gilt,  dass  die  Staaten  keine 
Rechtshülfe  leisten  bezüglich  der  gegenseitigen  Einhebung  von  Steuern, 
fiskalen  Gebühren  und  Taxen  und  nachdem  ein  gleichartiges  Ver&hreo 
auch  von  den  Gerichten  und  Behörden  der  deutschen  Staaten  beobachtet 
wird,  so  werden  die  lugarischen  Gerichte  wegen  Befolgung  eines  der 
Gegenseitigkeit  entsprechenden  Verfahrens  angewiesen,  solchen  Ansuchen 
vaa  Einhebung  derartiger  Gerichtstaxen  keine  Folge  zu  geben. 

Es  wird  jedoch  bemerkt,  dass  wenn  solche  Taxen  zusammen  mit 
den  übrigen  Kosten  des  Prozesses  und  Verfahrens  als  Akzessorien  der 
im  Exekutionswege  einzutreibenden  Summe  erscheinen,  in  diesem  Falle 
nicht  im  Interesse  eines  Staates,  sondern  im  Interesse  einer  Privat- 
partei eine  Vollstreckung  in  Frage  steht;  da  femer  in  den  Staaten, 
mit  welchen  bezüglich  der  Vollstreckung  der  richterlichen  Erkenntnisse 
die  Gegenseitigkeit  besteht,  bezüglich  der  nach  den  ungarischen  Gre- 
setzen  bemessenen  Stempelkosten  das  gleiche  Verfahren  beobachtet 
wird,  so  ist  die  Exekution  nicht  nur  auf  die  Hauptsumme  sondern  auf 
alle  Akzessorien  derselben  ohne  Unterschied  anzuordnen  und  zu  voll- 
ziehen. 

IV.  Urtheile  deutscher  Gerichte  werden  in  Ungarn  nicht  voiletreclct. 

Da  ein  Rechtshülfevertrag  mit  Deutschland  nicht  zu  Stande  kam, 
da  ferner  die  zwischen  Oesterreich  und  einzelnen  deutschen  Staaten 
abgeschlossenen  Vereinbarungen  wegen  gegenseitiger  Vollstreckbarkeit 
zivilrechtlicher  Urtheile,  theils  aus  den  in  der  Vorbemerkung  angegebeneu 
Gründen,  theils  darum  für  Ungarn  nicht  gültig  sind,  weil  dieselben  nie 
in  Ungarn  veröffentlicht  wturden,  so  giebt  es  keine  Basis,  auf  welcher 
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Urtheile  deutscher  Gerichte  in  Ungarn  vollstreckbar  wären.  Die 
ungarische  Exekutionsordnung  vom  Jahre  1881  fordert  entweder  Ver- 
trag oder  Oegenseitigkeitserklärung. 

Nachdem  es  eine  Zeit  lang  den  Anschein  hatte,  als  ob  irgend 
eine  Vereinbarung  zu  Stande  kommen  wttrde,  wurde  so  wie  in  Oester- 
reich  zuerst  eine  nicht  ganz  bestimmte  Verordnung  erlassen;  welche 
nur  die  Besultatlosigkeit  der  Verhandlungen  anzeigt. 

Verordnung  des  k.  ung.  Justizministeriums  vom  24.  Mai 
1884  Z.  18123. 

„Mit  Rücksicht  auf  §  3  des  LX.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1881, 
laut  welchem  die  Vollziehung  vollstreckbarer  Erkenntnisse  von  aus- 
ländischen Gerichten  in  Ermangelung  eines  Vertrages  nur  auf  Grund 
der  von  der  exekutionsftlhrenden  Partei  ausgewiesenen  Beziprozit&t 
statthaft  ist;  werden  die  kgl.  Gerichte  davon  verständigt,^  dass  die  von 
der  ungarischen  Regierung  mit  der  deutschen  Reichsregierung  einge- 
leiteten Verhandlungen  wegen  Austausches  der  Reziprozitätserklärung 
vorläufig  zu  keinem.  Resultate  fUhrten^. 

Nachdem  jedoch  in  neuerer  Zeit  öfters  Anfragen  von  den  k.  unga- 
rischen Gerichten  bezüglich  der  Vollstreckung  von  deutschen  Gerichts- 
behörden übersendeter  Erkenntnisse  gestellt  wurden,  lag  die  Veran- 
lassung zu  einer  neuen  Verordnung  vor,  welche  am  24.  März  1890 
sah  Z.  9665  veröffentlicht  wurde,    und  deren  Wortlaut   folgender  ist: 

,^Im  Sinne  des  §  3  des  LX.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1881  kann 
die  Anordnung  und  Vollziehung  einer  Exekution  auf  Grund  eines  An- 
suchens von  ausländischen  Gerichten  oder  auf  Grund  einer  mit  der 
der  Vollstreckungsklausel  verseheneu  ausländischen  öffentlichen  Ur- 
kunde, in  Ermangelung  eines  Vertrages  nur  im  Falle  der  Reziprozität 
erfolgen.  Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles  fUhlt  sich  das 
Justizministerium  veranlasst  zu  erklären,  dass  diesbezüglich  eine  Rezi- 
prozität weder  mit  dem  Deutschen  Reiche  noch  aber  mit  irgend  einem 
das  Deutsche  Reich  bildenden  Staate  besteht*^. 

Dasselbe  ist  bezüglich  der  Ausfolgung  von  Mobilien  der  Fall, 
welche  zur  Masse  eines  in  Deutschland  eröffneten  Konkurses  gehören. 
Die  ungarische  Konkurs  Ordnung  erfordert  in  solchen  Fällen  entweder 
Vertrag  oder  Reziprozität.  Deutschland  gegenüber  ist  keines  von  beiden 
festgestellt. 

Verordnung  des  k.  ung.  Justizministeriums  vom  22.  Juli 
1891  Z.  26766. 

„Mittels  der  hiesigen  Verordnung  vom  24.  März  1890  Z.  9665 
wurden  die  k.  Gerichte  davon  verständigt,  dass  bezüglich  der  Voll- 
streckung in  bürgerlichen  Rechtssachen  erflossener  Urtheile  und  Er- 
kenntnisse eine  Reziprozität  weder  mit  dem  Deutschen  Reiche  noch 
mit  irgend  einem  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Staate  besteht.  Seit 
der  Verkündigung  dieser  Verordnung  hat  eine  Gerichtsbehörde  anher 
die  Anfrage  gestellt,  ob  zwischen  Ungarn  und  Preussen  die  in  ^  75 
der  ungarischen  Konkursordutmg  bezeichnete  Reziprozität  besteht.    Es 
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erscheint  als  not h wendige  die  kgl.  Gerichtsbehörden  davon  zu  ver- 
ständigen, dass  nicht  nur  die  Reziprozität  aufhörte  ^  welche  bezüglich 
der  Vollstreckung  in  bürgerlichen  Rechtssachen  erfiossener  ürtheile  uud 
Erkenntnisse  mit  einigen  deutschen  Staaten  früher  bestand ,  sondern 
dass  auch  diejenige  Reziprozität  aufhörte,  auf  Grund  welcher  die  Mo- 
bilien  des  im  anderen  Staate  in  Konkurs  verfallenen  G^meinschuldners 
zur  Konkursmasse  ausgefolgt  wurden,  welche  Herausgabe  als  eine 
Folge  der  bezüglichen  Vollstreckung  der  richterlichen  Erkenntnisse 
bestandenen  Reziprozität  mit  einigen  deutschen  Staaten  Üblich  war. 
Es  können  deshalb  über  Ansuchen  deutscher  Gerichte  die  im  lulande 
befindlichen  Mobilien  eines  ausländischen  G^meinschuldners  nicht  aus- 
gefolgt werden.^ 


Zur  Frage  nach  der  rechtlichen  Beurtheilung  der  in 
Umgehung  des  deutschen  Rechts  in  England  ge- 
schlossenen Ehen. 

Von  Dr.  Inhfilsen  in  London. 

England  steht  in  Deutschland  in  dem  Ruf,  ein  besonders  liberales 
Eheschliessungsrecht  zu  besitzen,  und  verdankt  diesem  Umstände  den 
vorübergehenden  Besuch  einer  nicht  unbedeutenden  Zahl  in  Deutsch- 
land domizilirter  Nupturienten.  Bald  ist  die  Veranlassimg  in  der  Be- 
ftirchtung  zu  finden,  das  im  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  normirte 
Aufgebots  verfahren  könne  zu  unliebsamen  Enthüllungen  führen,  bald 
fehlt  der  vom  deutschen  Recht  geforderte  Konsens  und  erscheint  eine 
Klage  auf  richterliche  Ergänzung  aussichtslos.  Vereinzelt  ist  das  Motiv 
auch  in  der  deutschen  Bestimmung  zu  suchen,  wonach  dem  wegen 
Ehebruchs  Geschiedenen  die  Ehe  mit  dem  Mitschuldigen  nur  nach 
vorgängiger  Dispensation  gestattet  ist.  In  allen  diesen  Fällen  geht 
der  Wunsch  der  Nupturienten  in  der  Regel  dahin,  in  England  eine 
nach  englischem,  wie  nach  deutschem  Recht  vollgültige  Ehe  zu  schliessen 
und  sodann  ein  eheliches  Domizil  in  Deutschland  zu  begründen. 

In  formeller  Beziehung  steht  England  nicht  mit  Unrecht  in  dem 
Ruf,  ein  liberales  Eheschliessungsrecht  zu  besitzen.  Während  das 
deutsche  Recht  die  Ehe  ausschliesslich  vor  dem  Standesbeamten  statt- 
finden lässt,  stellt  das  englische  Recht  den  Nupturienten  eine  Anzahl 
von  Formen  zur  Verfügung,  welche  man  in  nachstehender  Weise  auf- 
zuzählen pflegt. 

1 )  Eheschliessung  vor  dem  Geistlichen  der  anglikanischen  Kirche 
nach  vorangehendem  kirchlichen  Aufgebot  an  drei  aufeinander  folgen- 
den Sonntagen. 

2)  Eheschliessung  vor  dem  Geistlichen  der  anglikanischen  Kirche 
mit  gewöhnlicher  Dispensation  vom  Aufgebot  (common  licence),  welche 
der  Diözesimbischof  ertheilt* 
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3)  EheschliesBung  vor  dem  Geistlichen  der  anglikanischen  Kirche 
mit  besonderer  Dispensation  vom  Aa%ebot  (special  licence),  welche 
beim  Erzbischof  von  Canterburj  za  erbitten  ist. 

£ine  Dispensation  vom  An%ebot  wird  erst  ertheilt,  nachdem  einer 
der  Nuptnrienten  eidlich  versichert  hat^  dass  seines  Dafürhaltens  ein 
Ehehindemiss  nicht  bestehe;  dass  einer  der  Nnpturienten  sich  iu  den 
vorangehenden  15  Tagen  in  dem  Pfarrbezirk  aufgehalten  hat^  wo  die 
Eheschliessung  stattfinden  soll;  und  dass  endlich  im  Falle,  wo  einer 
der  Nuptnrienten  das  21.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat^  ohne 
verwittwet  zu  sein,  die  Konsensberechtigten  konsentirt  haben  bezw. 
eine  konsensberechtigte  Person  nicht  vorhanden  ist.  Oe^en  die  Erthei- 
Imig  der  Dispensation^  welche  im  Falle  2)  M.  35  bis  M.  52,  50 
und  im  Falle  3)  etwa  M.  600  kostet,  kann  Jedermann  durch  Ein- 
tragung eines  eaveai  Widerspruch  erheben,  Über  welchen  der  geistliche 
Richter  zu  befinden  hat.  Das  Aufgebot  einer  nicht  verwittweten  Person 
tmter  21  Jahren  wird  femer  dadurch  hinflillig,  dass  während  desselben 
die  Eltern  oder  der  Vormund  ihre  Nichtein willigung  kundgeben.  Ab- 
gesehen von  dem  anglikanischen  Geistlichen  müssen  der  Eheschliessung 
mmdestens  zwei  glaubwürdige  Zeugen  beiwohnen,  welche  die  Ein- 
tragung in  das  eheliche  Register  zu  attestiren  haben.  Die  Eheschliessnng 
wird  unzulässig,  sobald  nach  dem  Aufgebot  bezw.  der  Dispensation 
drei   Monate  verstrichen  sind. 

Die  bisher  gedachten  Eheschliessungsformen  waren  firtiher  die 
einzig  zulftssigen,  wenn  man  davon  absehen  will,  dass  im  Falle ^  wo 
beide  Nuptnrienten  Quftker  oder  Juden  waren,  denselben  gestattet  war, 
die  Ehe  nach  ihren  eigenen  Gebräuchen  abzuschliessen.  Im  Jahre  1836 
traten  die  nachstehenden  weiteren  Eheschliessungsformen  hinzu,  welche 
heute  von  den  deutschen  Nuptnrienten  gewählt  zu  werden  pflegen, 
welche  eine  Ehescliliessung  in  Deutschland  zu  umgehen  wünschen. 

4 )  Eheschliessung  auf  Grund  einer  standesamtlichen  Bescheinigung 
mit  vorgftngigem  Aufgebot 

Dem  Oberstandesbeamten  (supermtendent  registrar)  desjenigen  Be- 
zirks, in  dem  beide  Nuptnrienten  mindestens  7  Tage  gewohnt  haben, 
bezw.  wenn  sie  während  dieser  Zeit  in  verschiedenen  Bezirken  wohnten, 
dem  Oberstandesbeamten  eines  jeden  Bezirks  ist  von  der  Eheschi iessungs- 
absieht  eine  Anzeige  (notiee)  zu  erstatten,  welche  in  ein  Register  ein- 
getragen wird,  das  Jedermann  zur  Einsicht  offen  steht.  Der  Anzeigende 
hat  eine  feierliche,  dahin  gehende  Erklärung  zu  unterschreiben,  dass 
seines  Dafürhaltens  ein  Ehehindemiss  nicht  bestehe;  dass  der  gesetz- 
lich erforderliche  7tägige  Aufenthalt  voraufgegangen  sei;  und  dass 
endlich,  üalls  einer  der  Nuptnrienten  das  21.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat,  ohne  verwittwet  zu  sein,  die  Konsensberechtigten  kon- 
sentirt haben  bezw.  Konsensberechtigte  nicht  vorhanden  sind.  Die  An- 
zeige hängt  21  Tage  lang  im  Bureau  des  Standesbeamten  ans;  Jeder- 
mann kann  durch  Eintragung  eines  coveo^' Widerspruch  erheben,  und 
Jeder,  dessen  Konsens   vor  1886   im  Falle  einer  kirchlichen  Dispen- 
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sation  erforderlich  gewesen  wäre,  kann  gegen  die  ErtheUung  der 
standesamtlichen  Bescheinigung  dadurch  protestiren,  dass  er  gegenüber 
der  Eintragung  der  Anzeige  das  Wort  ^^forhidd^n^  d.  h.  verbeten  ein- 
schreibt. Wird  während  des  21  tägigen  Aufgebots  weder  ein  Hinder- 
niss  nachgewiesen,  noch  seitens  eines  Konsensberechtigten  die  Ehe- 
Schliessung  verbeten,  so  wird  die  staudesamtliche  Bescheinigung  (cerii- 
ficate)  auf  Antrag  des  Anzeigenden  ausgefertigt.  Die  Eheschliessung 
kann  darauf  innerhalb  eines  Zeitraums  von  drei  Monaten  in  einer  der 
nachfolgenden  Weisen  stattfinden. 

a)  Eheschliessung  vor  dem  anglikanischen  Geistlichen  nach  dem 
Ritual  der  anglikanischen  Kirche. 

b)  EheschliessuDg  nach  den  Gebräuchen  der  Quäker  oder  Juden, 
falls  die  Nupturienten  diesen  religiösen  Genossenschaften  angehören. 
Die  Beurkundung  erfolgt  durch  den  Registrator  der  Quäker  bezw.  durch 
den  Sekretär  der  Synagoge. 

c)  Eheschliessung  in  einem  Grebäude,  das  als  ein  Grebäude  zur 
Abhaltung  von  religiösen  Andachten  den  Gesetzen  gemäss  anerkannt 
und  als  ein  Gebäude  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  registrirt  ist 
z.  B.  in  einer  katholischen  Kirche  oder  in  einer  der  deutschen  prote- 
stantischen Kirchen  in  London.  Die  Eheschliessung  erfolgt  in  da- 
von den  Nupturienten  angemessen  erachteten  Weise  vor  dem  Bezirka- 
standesbeamten  (registrar)  imd  vor  mindestens  zwei  glaubwürdigen 
Zeugen,  in  deren  Gregenwart  —  vor  oder  nach  der  kirclilichen  Ein- 
segnung —  jeder  Nupturient  die  Worte  zu  sprechen  hat:  ^Ich  erkläre 
feierlich,  dass  mir  kein  der  Ehe  entgegenstehendes  Hindemiss  bekannt 
ist,  und  rufe  die  Anwesenden  zu  Zeugen  an,  dass  ich  dich  zu  meinem 
ehelichen  Gatten  erwähle.  '^  Daran  schliesst  sich  die  Beurkundung  durch 
den  Standesbeamten. 

d)  Eheschliessung  im  Bureau  des  Oberstandesbeamten  vor  diesem, 
einem  Standesbeamten  des  Distrikts  und  zwei  anderen  Zeugen.  Eine 
kirchliche  Einsegnimg  darf  auf  dem  Bureau  nicht  stattfinden,  kann 
jedoch  an  einem  anderen  Orte  nachgeholt  werden,  und  gilt  im  Uebrigen 
das  unter  c)  Gesagte. 

5)  Eheschliessung  auf  Grund  einer  standesamtlichen  Bescheinigung 
mit  Dispensation  vom  Angebote. 

Die  Anzeige  (notiee)  ist  nur  bei  dem  Oberstandesbeamten  desjenigen 
Distrikts  zu  erstatten,  in  welchem  einer  der  Nupturienten  während  der 
letzten  15  Tage  gewohnt  hat,  und  wird  nicht  auf  dem  Bureau  des 
Standesbeamten  ausgehängt.  Bereits  nach  Ablauf  eines  Tages  nach 
Eintragung  der  Anzeige  wird  die  standesamtliche  Bescheinigung  aus- 
gefertigt. Ausserdem  ist  die  Ausstellung  eines  Dispensationsattestes 
(licenee)  beim  Standesbeamten  zu  beantragen.  Im  uebrigen  ist  das 
Verfahren  das  unter  4)  gedachte,  mit  der  Ausnahme,  dass  auf  Grnnd 
eines  standesamtlichen  Dispensationsattestes  die  Ehe  nicht  in  der 
anglikanischen  Kirche  abgeschlossen  werden  kann,  zu  diesem  Ende 
vielmehr  stets  eine  kirchliche  Dispensation  vom  Aufgebot  erforderlich  ist. 
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Die  vorstehende  kurze  Darstellung  der  englischen  Eheschliessungs- 
fonnen  dürfte  gezeigt  haben,  dass  das  formelle  Eheschliessungsrecht 
in  England  an  Liberalität  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt,  und  den- 
jenigen höchst  willkommen  sein  muss,  welche  die  Bestimmungen  des 
deutschen  Eheschliessungsrechts  zu  umgehen  wünschen.  Falls  keiner 
der  Nupturienten  geschieden  ist,  sind  heimathliche  Urkunden  überall 
nicht  zu  produziren;  die  Dispensation  vom  Aufgebot  ist  eigentlich  nur 
eine  finanzielle  Frage;  ein  Aufgebot  findet  niemals  ausserhalb  Eng- 
lands statt;  es  genügt,  dass  einer  der  Nupturienten  sich  15  Tage 
lang  im  Bezirk  aufgehalten  hat. 

Die  Beachtung  der  am  Errichtungsorte  geltenden  Formvorschriften; 
welche  im  Gegensatz  zu  den  meisten  anderen  Verträgen  im  Falle  einer 
Eheschliessung  nothwendiger  Weise  beachtet  werden  müssen,  macht 
die  Ehe  indessen  in  England  nur  formell  gültig;  eine  vollgültige  Ehe 
liegt  erst  vor,  wenn  ausserdem  alle  materiell  rechtlichen  Voraus- 
setzungen derselben  vorhanden  sind.  Bevor  auf  diese  letzteren  Vor- 
aussetzungen näher  eingegangen  wird,  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  das 
englische  Kecht  zur  Gültigkeit  der  Eheschliessimg  verlangt,  dass  der 
nach  dem  Recht  am  Errichtungsort  erforderliche  Konsens  der  Eltern 
and  Vormünder  gegeben  ist,  d.  h.  das  englische  Recht  betrachtet  das 
Erfordemiss  des  Konsenses  als  eine  Formvorschrifb,  soweit  der  vom 
englischen  Recht  erforderte  Konsens  in  Frage  steht.  Die  bezüglichen 
euglischen  Bestimmungen  sind  kurz  folgende:  Wird  eine  Ehe  in  Eng- 
land abgeschlossen  und  einer  der  Nupturienten  hat  das  21.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet,  ohne  verwittwet  zu  sein,  so  hat  der  Vater  und  im 
Falle  seines  Todes  der  von  ihm  bestellte  Vormund,  in  dessen  Ermange- 
lung die  Mutter,  falls  dieselbe  sich  nicht  wieder  verheirathet  hat,  zur 
Ebeschliessung  ihren  Konsens  zu  ertheilen;  fehlt  auch  eine  unverhei- 
rathete  Mutter,  so  wird  der  Konsens  durch  einen  gerichtlich  bestellten 
Vormund  gegeben.  Ist  die  konsensberechtigte  Person  unzurechnungs- 
f^ig,  oder  befinden  sich  Vormund  oder  Mutter  in  überseeischen 
liändem  oder  verweigern  ohne  rechtfertigenden  Grund  ihren  Konsens, 
so  gewährt  der  Lordkanzler  auf  Antrag  Abhülfe.  Für  den  Fall,  wo 
^iner  der  Nupturienten  sein  Domizil  nicht  in  England  hat,  entsteht 
die  weitere  Frage,  ob  auch  der  nach  dem  Recht  an  seinem  Domizil 
erforderliche  Konsens  ertheilt  sein  miiss.  Die  Beantwortung  dieser 
weiteren  Frage  hängt  nach  englischem  Recht  davon  ab,  ob  dieser 
letztere  Konsens  am  Domizil  möglicher  Weise  entbehrt  werden  kann, 
oder  ob  Letzteres  nicht  der  Fall  ist.  Kann  der  Nupturient  an  seinem 
Domizil  in  keinerlei  Weise  ohne  den  letztgedachten  Konsens  heirathen, 
so  betrachtet  das  englische  Recht  diesen  Konsens  nicht  als  blosse 
Formalität,  sondern  als  eine  materiell  rechtliche  Voraussetzung  der 
Gültigkeit  der  Ehe;  der  Mangel  des  Konsenses  würde  mithin  die  Ehe 
ungültig  machen,  mag  auch  dem  Recht  am  Eheschliessungsorte  Ge- 
nüge geschehen  sein.  Kann  dagegen  der  Nupturient  an  seinem  Domi- 
zil  in    irgend   einer  Form   ohne   den  Konsens    heirathen,    so    ist   der 
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Kouseus  blosHQ  Formsache;  und  schadet  der  Maugel  des  Kousenges 
nicht,  falls  das  Recht  am  Eheschliessungsorte  beachtet  wurde,  mag 
die  beachtete  Form  auch  nicht  diejenige  sein^  welche  nach  dem  Becht 
am  Domizil  den  Konsens  unuöthig  gemacht  haben  würde.  Ist  die 
Ehe  in  England  geschlossen,  so  ist  es  ferner  irrelevant,  dass  sie  am 
Domizil  wegen  der  Absicht,  das  Becht  am  Domizil  zu  umgeheu,  für 
ungültig  erklärt  wurde.  Die  praktische  Bedeutung  dieser  Sätee  for 
Deutschland  ergiebt  sich  aus  der  Erwägung,  dass  der  Konsens  der 
Eltern  nach  deutschem  Becht  bis  zum  25.  bezw.  24.  Lebensjahr, 
nach  englischem  Becht  dagegen  nur  bis  zum  21.  Lebensjahr  erforder- 
lich ist.  Würde  z.  B.  ein  22jähriger;  in  Deutschland  domizUirter 
Nupturieut;  dessen  Eltern  am  Leben  sind,  in  England  eine  Ehe 
schliessen^  so  bedarf  er  nach  dem  Bechte  am  Eheschliessungsort  keines 
Konsenses,  wuhl  aber  nach  dem  Recht  am  Domizil.  Ln  Falle  der 
Versagung  des  nach  dem  letzteren  Becht  erforderlichen  Konsenses 
fragt  es  sich  mithin,  ob  die  Ehe  nach  englischem  Becht  gültig  ist 
eine  Frage,  die  mit  Bticksiclit  auf  §  32  des  deutschen  Beichsgesetzes 
zu  bejahen  sein  dürfte. 

Die  erste  materiell  rechtliche  Voraussetzung  einer  gültigen  Ehe 
ist  nach  englischem  Becht  darin  enthalten,  dass  die  Nupturienteii 
nach  dem  Bechte  am  Eheschliessungsort  ffthig  sein  müssen,  sowohl 
überhaupt,  als  auch  miteinander  eine  Ehe  einzugehen.  Eine  in 
England  geschlossene  Ehe  ist  daher  in  folgenden  Fällen  ungültig: 

1.  Falls  einer  der  Nupturienten  bereits  verheirathet  war  und  seine 
frühere  Ehe  nach  englischem  Becht  noch  als  bestehend  zu  erachten 
ist.     Auf  diesen  Punkt  ist  weiter  unten  ausführlich  einzugehen. 

2.  Falls  einer  der  Nupturienten  geisteskrank  ist 

3.  Falls  die  Nupturienten  im  Verhältniss  von  Aszendenten  und 
Deszendenten  stehen,  oder  bis  einschliesslich  dritten  Grades  ziriier 
Komputation  durch  Seiteuver  wand  tschaft  oder  Schwägerschaft  mit  ein- 
ander verbunden  sind,  ohne  Unterschied  zwischen  halb-  oder  vollblir- 
tiger  Verwandtschaft,  zwischen  ehelicher  oder  unehelicher  Ab- 
stammung. 

4.  Falls  einer  der  Nupturienten  das  Alter  der  Ehemündigkeit 
noch  nicht  erreicht  hat,  welche  beim  weiblichen  Greschlecht  mit  vol- 
lendetem 12.  Lebensjahr,  beim  männlichen  Geschlecht  mit  vollendetem 
14.  Lebensjahr  beginnt.  Eine  vor  erreichter  Ehemündigkeit  geschlos- 
sene Ehe  ist  Übrigens  nur  insofern  ungültig,  als  dieselbe  von  jeder 
Partei  nach  erreichter  Ehemündigkeit  für  ungültig  erklärt  werden  kann : 
vereinbaren  die  Parteien  nach  erreichter  Ehemündigkeit  die  Ehe 
fortzusetzen,  so  brauchen  sie  die  Eheschi iessungsformalitäten  nicht  zu 
wiederholen.  Ein  bindendes  Eheversprechen,  dessen  NichterfÜllaog 
bekanntlich  in  England  zu  einer  Klage  auf  der  Höhe  nach  von  Ge- 
schworenen zu  bemessenden  Schadensersatz  berechtigt,  setzt  Volljährig- 
keit voraus,  d.  h.  Vollendung  des  21.  Lebensjahres. 

Zur  Gültigkeit  der  Ehe   ist   nach  englischem  Becht   ferner  erfor- 
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derlich,  dass  auch  nach  dem  am  Domizil  eines  jeden  Nuptnrienten 
geltenden  Recht  die  Fähigkeit  znr  Eingehung  der  Ehe  vorhanden  ist^ 
mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  im  Falle  einer  Eheschliessung  in  Eng- 
land eine  nach  dem  Recht  am  Domizil  wegen  eines  religiösen  GrelUb- 
des  oder  Standes  bestehende  Inkapazität  in  England  ignorirt  winl,  und 
dass  femer  der  englische  Satz,  wonach  strafrechtliche  Bestimmungen 
nicht  über  die  Landesgrenze  hinaus  wirken,  zur  Folge  hat,  dass  iu 
England  eine  Inkapazität  unberücksichtigt  bleibt,  welche  am  Domizil 
auf  Grund  einer  stralrechtlichen  Bestimmung  gilt  und  dem  Rechte  am 
Eheschliessungsort  fremd  ist.  Ist  daher  die  deutschrechtliche  Bestim- 
mung, wonach  die  Ehe  einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und 
seinem  Mitschuldigen  ohne  vorgängige  Dispensation  verboten  ist,  eine 
strafrechtliche  Bestinmiung  (vgl.  Friedherg,  Kirchenrecht  S.  323,  unter 
impedimentum  criminis),  so  würde  dieses  Ehehindemiss  im  Falle  einer 
Eheschliessung  in  England  englischerseits  zu  ignoriren  sein. 

Es  ist  oben  bemerkt  worden,  dass  eine  bestehende  Ehe  unfähig 
macht,  eine  neue  Ehe  einzugehen.  Darin  liegt',  dass  ein  in  Deutsch- 
land geschiedener  Nupturient  in  England  nur  dann  eine  gültige  Ehe 
eingehen  kann,  falls  das  englische  Recht  die  deutsche  Ehescheidung 
als  zu  Recht  bestehend  anerkennt.  Dieser  Punkt  wird  von  Laien 
meistens  ausser  Acht  gelassen,  und  häufig  auch  von  kontinentalen 
Juristen,  welche  dem  Postulat  dass  ein  Rechtsstaat  die  Urtheile  eines 
anderen  Rechtsstaates  anerkennen  soll,  eine  zu  weit  gehende  praktische 
Geltung  beimessen.  Vor  der  Reformation  stand  die  Ehegerichtsbar- 
keit  in  England,  wie  auf  dem  Kontinente,  den  bischöflichen  Gerichten 
zu,  und  wurde  zu  Folge  der  Zulässigkeit  der  Berufrmg  an  den  Papst 
in  England  in  Uebereinstimmung  mit  der  kontinentalen  Praxis  aus- 
geübt. Die  Reformation  verwandelte  die  katholischen  Bischöfe  in  England  in 
anglikanische;  die  Berufung  ging  statt  an  den  Papst  an  die  Krone; 
es  wurde  zulässig,  beim  Parlament  Scheidung  a  vinculo  zu  beantragen, 
und  entwickelte  sich  eine  von  der  kontinentalen  Praxis  verschiedene, 
geistliche  ehegerichtliche  Praxis.  Im  Jahre  1858  (Gesetz  von  1857) 
ging  die  Ehegerichtsbarkeit  auf  weltliche  Gerichte  über,  welchen  das 
Parlament  auch  seine  bisherige  Kognition  über  Scheidung  a  vinculo 
fdivorce)  übertrug,  während  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  den 
Namen  ,.judicial  Separation"^  erhielt.  In  Schottland  hatte  die  Ueber- 
tragung  der  Ehegerichtsbarkeit  auf  weltliche  Gerichte  bereits  früher 
stattgefunden.  Das  Gesetz  von  1857  normirte  weder  für  die  früher 
vor  die  bischöflichen  Gerichte  gehörigen  Ehesachen  Kompetenzgrenzen, 
noch  für  die  eigentliche  Ehescheidungsgerichtsbarkeit,  welche  das 
Parlament  bis  dahin  selbst  ausgeübt  hatte.  Für  die  erstgedachten 
Ehesachen  gelten  daher  noch  die  alten  geistlichen  Kompetenzregeln, 
wie  sie  vor  1858  in  England  zur  Anwendung  kamen,  und  finden 
diese  alten  Kompetenzregeln  auf  die  Scheidung  a  vinculo  analoge  An- 
wendung, da  die  parlamentarische  Ehegerichtsbarkeit  noch  nicht  zu 
feRten  Kompetenzregeln    geführt   hatte.     Wenn    hier   auch    streng  ge- 
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nommen  nur  die  Frage  interessirt;  in  wie  weit  deutsche  Ehescheidungs- 
urtbeile  in  England  Anerkennung  finden^  so  ist  doch  zunächst  die 
Ehescheidungskompetenz  der  englischen  Gerichte  kurz  darzustellen, 
weil  erst  aus  dieser  Darstellung  die  heutige  Stellung  des  englischen 
Rechts  zu  ausländischen  Ehescheidungsurtheilen  verständlich  wird. 
Die  Darstellung  dürfte  auch  insofern  praktisches  Interesse  für  Deutsch- 
land haben,  als  sehr  leicht  einmal  die  Frage  auftreten  kann,  ob  ein 
in  Deutschland  ansässiger  Ehegatte  berechtigt  ist^  in  England  auf 
Ehescheidung  zu  klagen. 

Für  die  Ehescheidungskompetenz  englischer  Gerichte  ist  es  irrelevant 
wo  die  Ehe  abgeschlossen  wurde.  Die  Kompetcmz  ist  begründet 
wenn  der  Ehemann  in  England  domizilirt  ist^  einerlei;  wo  die  That- 
sachen  stattgefunden  haben^  welche  den  Ehescheidungsgrund  bildeu. 
und  einerlei  femer,  ob  der  Ehemann  als  Kläger  oder  als  Beklagter  auf- 
tritt. Verlässt  z.  B.  ein  deutscher  Staatsangehöriger  seine  Ehefrau  in 
Deutschland  und  erwirbt  ein  Domizil  in  England,  so  ist  nach  eng- 
lischem Rechte  die  Ehescheidungskompetenz  der  englischen  Grerichte 
begründet,  während  nach  der  deutschen  Zivilprozessordnung  §  568 
das  Landgericht  des  letzten  deutschen  Wohnsitzes  des  Ehemanns  auf 
Ehescheidung  erkennen  kann.  Die  Ehescheidungskompetenz  der  eng- 
lischen Gerichte,  behauptet  eine  Meinung,  sei  ferner  begründet,  falls 
der  Ehemann,  wenn  auch  kein  Domizil,  so  doch  seinen  Aufenthalt  in 
England  habe,  vorausgesetzt  dass  er  sich  nicht  blos  auf  Besuch  oder 
auf  der  Reise  dort  aufhält,  und  vorausgesetzt  femer,  dass  er  den  Aufsutbalt 
daselbst  nicht  blos  deshalb  genommen  hat,  um  die  Scheidung  herbei- 
zuführen oder  zu  erleichtern.  Auch  hier  sei  es  irrelevant,  wo  die 
Thatsachen  stattgefunden  haben^  welche  den  Ehescheidungsgrund  bilden, 
sowie  ob  der  Ehemann  Kläger  oder  Beklagter  sei.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  diese  Doktrin  nur  die  Fälle  mehren  kann,  wo  eine  und 
dieselbe  Ehe  in  einem  Staate  als  bestehend,  in  einem  anderen  Staate 
als  nicht  bestehend  zu  erachten  ist,  und  dürfte  daher  zu  wünschen 
sein,  dass  die  andere  Meinung  an  Anhängern  gewinnt,  wonach  die 
Ehescheidungskompetenz  durch  das  Domizil  bedingt  ist  und  nicht  in 
Fällen  vorliegt,  wo  nur  ein  Aufenthalt  in  England  stattgefunden 
hat.  Ist  der  Ehemann  nicht  in  England  domizilirt  und  hat 
daselbst  auch  keinen  Aufenthalt  der  gedachten  Art  genommen,  so  wird 
die  Ehescheidungskompetenz  der  englischen  Gerichte  nicht  dadurch 
begründet,  dass  sich  die  Ehefrau  in  England  in  der  oben  näher  be- 
stimmten Weise  aufhält.  Zweifelhaft  ist  jedoch,  ob  Letzteres  auch 
für  den  Fall  gilt,  wo  eine  Ehefrau,  welche  bisher  in  England  mit 
ihrem  Ehemann  domizilirt  war,  bezw.  daselbst  mit  ihm  ihren  Aufent- 
halt hatte,  ihren  Aufenthalt  allein  in  England  fortsetzt,  nachdem  sie 
von  ihrem  Ehemann  verlassen  wurde,  oder  derselbe  sich  so  aufführte, 
dass  sie  zum  Getrenntleben  berechtigt  erscheint.  Die  diesen  Zweifel 
hervorrufenden  Erwägungen  sind  offenbar  nahe  mit  denjenigen  ver- 
wandt, welche  zu  der  Bestimmung  im  Abs.  2  des  §  568  der  deutschen 
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ZivilpToaessordnung  geführt  haben.  Es  ist  offensichtlich,  dass  das 
Domizil  znr  Begrenzung  der  Kompetenz  nnr  bei  denjenigen  Ehesachen 
verwandt  werden  kann,  wo  die  Gültigkeit  der  Ehe  selbst  nicht  in 
Frage  steht.  Denn  ist  die  Gültigkeit  der  Ehe  fraglich,  so  ist  es  da- 
mit zugleich  fraglich,  wo  sich  das  Domizil  der  angebliclien  Ehefrau 
befindet.  Man  ist  daher  in  England  darüber  einig,  dass  im  Falle 
einer  Nichtigkeitsklage  oder  einer  lUage  wegen  jactitation  of  marriage 
d.  L  wegen  unbefugten  Gerirens  als  Ehegatte  die  Kompetenz  der  eng- 
lischen Gerichte  begründet  ist,  falls  sich  der  Kläger  in  der  oben 
näher  bestimmten  Weise  in  England  aufhält. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  dürften  gezeigt  haben,  dass  die 
Lehre  von  der  Kompetenz  der  englischen  Gerichte  in  Ehescheidnngs- 
sachen  nicht  frei  von  Kontroversen  ist.  Dies  gilt  noch  in  höherem 
Masse  von  den  Grundsätzen  über  die  Anerkennung  ausländischer  Ehe- 
scheidungsurtheile  in  England,  und  mag  hier  gleich  die  allgemeine 
Bemerkung  voraufgeschickt  werden,  dass  englische  Gerichte  weit  ehet 
geneigt  sind,  ihre  eigene  Kompetenz  zur  Ehescheidung  als  begründet 
anzunehmen,  als  die  Kompetenz  ausländischer  Gerichte  anzuerkennen. 
Die  Anerkennung  ist  in  England  einer  ausländischen  Ehescheidung  in 
einem  Falle  versagt  worden,  wo  ein  ausländisches  Gericht  sich  auf 
Grund  eines  blossen  Aufenthalts  für  zuständig  erachtet  hatte,  und 
dieser  Aufenthalt  zwecks  Herbeii^lhrung  oder  Erleichterung  der  Ehe- 
scheidung genommen  war.  Diese  Entscheidung  erledigt  indessen  noch 
nicht  den  Fall,  wo  ein  Aufenthalt  der  Art  vorliegt,  wie  ihn  die  eine 
der  beiden  oben  gedachten  Meinungen  znr  Begründung  der  Kompetenz 
der  englischen  Gerichte  für  genügend  erachtet.  Eine  andere  Ent- 
scheidung erkannte  den  von  angesehenen  Autoritäten  als  das  geltende 
Becht  hingestellten  Satz  an,  dass  eine  ausländische  Ehescheidung  in 
England  nur  dann  Anerkennung  finden  könne,  wenn  die  Parteien  zur 
Zeit  des  Prozesses  im  Jurisdiktionsbezirk  des  erkennenden  ausländischen 
Gerichts  domizilirt  waren.  Es  wird  sodann  der  weitere  Satz  aufge- 
stellt, dass  selbst  wenn  der  Ehemann  die  Ehefrau  verlassen  oder  sich 
80  angeführt  hat,  dass  dieselbe  zum  Getrenntleben  berechtigt  erscheint, 
die  Anerkennung  einer  Ehescheidung  zu  versagen  sei,  welche  in  einem 
Staate  «rkannt  wurde,  wo  der  Ehemann  nicht  domizilirt  war.  In  der 
Entscheidung,  worauf  sich  dieser  letztere  Satz  stützt,  wurde  Übrigens 
hervoi^hoben,  dass  der  Ehemann  von  dem  Ehescheidungsprozess  keine 
Kenntniss  gehabt  habe  und  dass  in  einem  Staate  prozessirt  sei,  wo 
der  Eäemann  sich  niemals  angehalten  habe.  Auch  bei  der  Frage 
nach  der  Anerkennung  ausländischer  Scheidungsurtheile  wiederholt 
sich  die  Kontroverse,  ob  die  Begrenzung  durch  das  Domizil  nicht  zu 
eng  ist.  Jedenfalls  ist  es  sehr  fraglich,  ob  eine  in  Deutschland  auf 
Grund  von  §  568  Abs.  2  der  deutschen  Zivilprozessordnung  erfolgte 
Scheidung  in  England  auf  Anerkennung  zu  hoffen  hat,  und  mithin 
ist  ea  zweifelhaft,  ob  ein  so  Geschiedener  in  England  eine  neue  gül- 
tige Ehe  eingehen  kann. 
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Die  ganze  Lehre  wird  noch  dadurch  komplizirter,  dass  es  sich  fragt, 
ob  zur  Anerkennung  des  ausländischen  Bcheidungsurtheils  für  aas- 
reichend zu  erachten  ist^  dass  das  betreffende  ausländische  Gericht 
nach  englischem  Recht  zuständig  war.  Man  stellt  allerdings  in  Eng- 
land den  Satz  auf^  dass  eine  Ehe  aus  einem  von  der  lex  fori  anor- 
kannten  Grunde  und  nur  aus  einem  solchen  Grunde  geschieden  werden 
könne;  liege  ein  solcher  Grund  vor,  so  sei  die  Scheidung  nicht  des- 
halb zu  versagen;  weil  sie  nach  dem  Rechte  am  Eheschliessungsort 
oder  nach  dem  Rechte  am  Domizil  der  Parteien  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung oder  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  wo  die  den  Scheidnngs- 
gnmd  bildenden  Thatsachen  sich  ereigneten,  oder  nach  dem  Rechte 
am  Domizil  der  Parteien  zur  Zeit  des  Eintritts  dieser  Thatsachen  zti 
verweigern  sein  würde.  In  England  ist  auch  ein  Ehescheid  nngsau- 
trag  niemals  deswegen  abgelehnt  worden,  weil  ein  zur  Sache  in  Be- 
ziehung stehendes  ausländisches  Recht  überhaupt  nicht  oder  doch  ans 
dem  geltend  gemachten  Grunde  nicht  scheidet.  Indessen  ist  es  noch 
heute  zweifelhaft,  ob  in  England  ein  ausländisches  Urtheil  anerkannt 
werden  wird,  das  ,,eine  in  England  geschlossene  Ehe*'  aas  einem 
Grunde  scheidet,  welcher  in  England  eine  Scheidung  nicht  begründet. 
Früher,  als  in  England  nur  das  Parlament  eine  Ehescheidung  aus- 
sprechen konnte,  mithin  eine  Scheidung  durch  Richterspruch  in  Eng- 
land nicht  möglich  war,  war  es  sogar  fraglichi  ob  überhaupt  ein  aus- 
ländisches Urtheil  Anerkennung  finden  könne,  welches  eine  in  England 
geschlossene  Ehe  schied.  Diese  ganze  Kontroverse  führt  auf  den  Fall  Lollej 
zurück.  Ein  gewisser  Lolley  hatte  eine  Ehe  in  England  geschlossen, 
und  wurde  in  Schottland,  wo  er  sich  nur  ganz  vorübergehend  aufhielt 
auf  Antrag  seiner  Ehefrau  wegen  Ehebruchs  geschieden,  ohne  dass  die 
erschwerenden  Umstände  vorlagen,  unter  welchen  das  englische  Parla- 
ment vereinzelt  einer  Ehefrau  Scheidung  wegen  Ehebruchs  gewährt 
hatte.  Lolley  schloss  darauf  eine  zweite  Ehe  in  England,  wurde  dort 
wegen  Bigamie  vemrtheilt,  und  war  das  Gericht  einstimmig  der 
Ansicht,  dass  eine  in  England  geschlossene  Ehe  durch  einen  aus- 
ländischen Richterspruch  oder  Akt  aus  keinem  Grunde  geschieden 
werden  könne,  aus  welchem  in  England  eine  Scheidung  unzulässig 
sei.  In  einem  anderen,  später  entschiedenen  Falle  hatte  die  Schei- 
dung am  Domizil  aus  einem  nicht  mehr  ersichtlichen  Grunde  stattge- 
funden, und  wurde,  in  Ausdehnung  der  Entscheidung  in  Sachen  Lolley, 
erkannt,  dass  eine  in  England  geschlossene  Ehe  durch  gar  keine  aus- 
ländische Prozedur  aufgelöst  werden  könne,  so  dass  es  auf  den 
Scheidungsgrund  gar  nicht  ankomme.  Der  Vorderrichter  hatte  sich  in 
diesem  Falle  geweigert,  die  am  Domizil  erfolgte  Scheidung  ohne 
weitere  Argumente  zu  ignoriren.  In  zwei  weiteren  Entscheidungen 
waren  die  Richter  der  Ansicht,  dass  die  Entscheidung  in  Sachen  Lolley 
nicht  den  Fall  einer  am  Domizil  erfolgten  Scheidung  erledige,  wenn 
auch  eine  Scheidung,  welche  nicht  am  Domizil  erfolge,  nicht  anerkannt 
werden    könne.      Eine    spätere   Entscheidung    brachte    das    oben   an 
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zweiter  SteUe  mitgetheilte  Urtbeil  erneut  in  Erinnerung,  und  versagte 
die  Anerkennung  einem  auslftndiflchen  Urtheil,  welches  eine  Ehe 
schied,  die  in  jener  Zeit  geechlossen  war,  wo  in  England  nur  das 
Parlament  eine  Scheidung  a  vinculo  aussprechen  konnte.  Das  Urtheil 
wurde  in  höherer  Instana  aus  anderen  Gründen  bestätigt,  und  weiger- 
ten sich  die  Richter  die  Entscheidung  in  Sachen  Lolley  zu  adoptiren. 
Einer  derselben  betonte,  dass  es  unrichtig  sei,  bei  einer  Scheidung 
das  Becht  am  Eheschliessungsorte  au  berücksichtigen.  In  einer  weiteren 
hier  in  Frage  kommenden  Entscheidung  bemerkte  der  Kichter,  die 
Entscheidung  in  Sachen  Lolley  sei  niemals  durch  spätere  Entschei- 
dungen angehoben  worden,  und  könnten  für  die  Anerkennung  einer 
am  Domicil  ausgesprochenen  Scheidung  einer  in  England  geschlosseneu 
Ehe  die  in  England  zulässigen  Ehescheidungsgrttnde  von  Bedeu- 
tung sein. 

Erwägt  man,  dass  viele  der  in  Deutschland  anerkannten  Ehe- 
scheidungsgründe in  England  einen  Scheidungsantrag  nicht  begründen, 
so  wird  man  es  erklärlich  finden,  dass  es  Fälle  giebt,  wo  selbst  ein 
erfahrener  englischer  Praktiker  nicht  mit  Sicherheit  zu  sagen  vermag, 
ob  eine  von  deutschen  Nupturienten  in  Aussicht  genommene  Ehe  in 
England  gültig  abgeschlossen  werden  kann.  Von  der  Gültigkeit  nach 
englischem  Hecht  hängt  aber  im  Allgemeinen  die  Gültigkeit  einer 
solchen  Ehe  in  Deutschland  ab,  und  dürfte  daher  mit  der  Warnung 
zu  schliessen  sein,  Über  die  Liberalität  des  englischen  Eheschliessungs- 
reehtfl  in  formeller  Beziehung  nicht  die  Bedenken  zu  vergessen,  welche 
einer  von  Deutschen  in  England  geschlossenen  Ehe  in  materieller 
Hiusicht  entgegenstehen  können. 


Einige  Fälle  internationaler  Nachlassbehandlung. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  fiftchwab  im  k.  Justizministerium 

zu  Stuttgart. 

1.  Am  26.  Nov.  1889  verstarb  zu  Rio  de  Janeiro  in  Brasilien 
der  württembergische  Staatsangehörige  Dr.  ^.,  Professor  an  der  poly- 
technischen Schule  in  Kio.  Der  Nachlass  bestand  aus  dem  in  Rio 
hinterlassenen,  ziemlich  unbedeutenden  beweglichen  Vermögen,  aus 
einem  Depotguthaben  an  ein  Bankgeschäft  in  Stuttgart,  und  aus  solchen 
Guthaben  an  zwei  Bankinstitute  in  Basel.  Als  Alleiuerbe  wurde  ermittelt 
der  Bruder  des  Verstorbenen,  der  nicht  mehr  im  Besitz  der  deutschen 
Staatsangehörigkeit  befindliche  K.  M.,  im  Staate  Wisconsin  in  Nord- 
amerika ansässig.  Der  deutsche  Konsul  in  Rio  hatte  die  Behandlung 
des  auaserbrasiliauischen  Nachlasses  abgelehnt  und  dem  Erben  anheim- 
stellen lassen,  das  Konsulat  unter  Beibringung  einer  Erblegitimation 
und  Vollmacht  mit  der  Liquidation  der  in  Rio  befindlichen  Hinter- 
Ussenschaft  zu  beauftragen. 

Z«>itwbrift  f.  lnU*rn.  Privat-  n.  Strafrpclit  etc.,  Uan<I  III.  2() 
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Vom  k.  wllrttemb.  JuBtizministerium  wurde  die  Theilungsbehörde 
des  Ortes  M.  in  Württemberg,  als  des  letzten  Wohnsitzes  des 
Verstorbenen  in  Württemberg,  mit  der  Anseinandersetzung  des 
Nachlasses  beauftragt,  wobei  die  Theilungsbehörde  hinsichtlidi  des  iu 
Brasilien  befindlichen  Aktiv-  und  Passivnachlasses  auf  den  Berieht 
des  deutscheu  Konsuls  in  Rio  und  das  in  demselben  enthaltene  An- 
heimstellen hingewiesen  wurde. 

Für  diese  Regelung  der  Zustftndigkeitsfirage  waren  folgende  Gründe 
massgebend:  Es  kamen  allerdings  keine  hierländischen  oder  dmn 
Deutschen  Reich  angehörigen  Erben  in  Frage^  da  der  Alleinerbe  K.  M. 
nicht  mehr  württembergischer  Staatsangehöriger  war.  Allein  gleich- 
wohl erschien  die  Zuständigkeit  einer  württembergischen  Theilungs- 
behörde für  die  Behandlung  des  Nachlasses  des  M.  begründet  in  Be- 
tracht^ dass  derselbe  zur  Zeit  seines  Todes  noch  württembergischer 
Staatsangehöriger  war^  dass  ein  erheblicher  Theil  des  Nachlasses  sich 
in  Württemberg  beftand  und  dass  das  deutsche  Konsulat  zu  Rio  sich 
mit  einer  Ordnung  des  ausserhalb  Brasiliens  gelegenen  Nachlassen 
nicht  befasste.  Dass  etwa  die  schweizerischen  Behörden,  weil  in  der 
Schweiz  der  grösste  Theil  des  Vermögens  sich  befand  und  der  letzte 
Wohnsitz  des  Verstorbenen  vor  seiner  Uebersiedelung  nach  Brasilien 
in  der  Schweiz  gewesen  war,  sich  des  Nachlasses  angenommen 
hätten,  war  im  Hinblick  auf  die  württembergische  Staatsan- 
gehörigkeit des  Erblassers  nicht  zu  erwarten. 

Die  weitere  Behandlung  dieser  Nachlasssache  wurde  durch  die 
genannte  württembergische  Theilungsbehörde  ausgeflihrt,  wobei  der  in 
Nordamerika  befindliche  Erbe  durch  den  uordamerikanischen  Konsnl 
in  Stuttgart,  welchem  er  Vollmacht  ertheilt  hatte,  vertreten  wurde. 
Durch  diesen  Konsul  wurde  auch  die  (von  der  Tlieilungsbehörde  M. 
ausgestellte)  Erblegitimationsurkunde  des  K.  M.  nebst  Vollmacht  an 
den  deutschen  Konsul  in  Rio  behufs  Liquidation  der  dortigen  Hinter- 
lassenschaft übersandt,  worauf  späterhin  der  abzüglich  der  Schulden 
übrig  bleibende  Baarbetrag  des  brasilianischen  Nachlasses  auf  diplo- 
matischem Wege  bei  dem  k.  württemb.  Justizministerium  einging  imd 
der  Theilungsbehörde  M.  zu  weiterer  Veranlassung  zugestellt  wurde. 

2.  Am  22.  November  1889  verstarb  zu  Esslingen  in  Württemberg  der 
sich  daselbst  vorübergehend  aufhaltende  deutsche  Reichsangehörige 
Chr.  Fr.  N.,  welcher  seinen  Wohnsitz  in  Moskau  hatte.  Gemäss 
Art.  12  der  Konvention  über  die  Regulirung  von  Hinterlassenschaften 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  12.  Nov./31.0kt. 
1874  (R.G.B1.  V.  1876  S.  136)  wurde  der  deutsche  Konsul  in  Mos- 
kau ersucht,  nach  Massgabe  der  Konvention  im  Benehmen  mit  den 
russischen  Behörden  zunächst  ftir  Sicherung  und  Inventarisatiou  des  in 
RuBsland  befindlichen  Nachlasses  zu  sorgen  und  über  den  vorhandenen 
Vermögeusstand  zu  berichten.  Laut  darauf  erstatteten  Berichts  des 
deutscheu  Konsulats  in  Moskau  hatte  jedoch  N.  nach  Mittheil uug  des 
zuständigen   Gerichtsvollziehers    in    Moskau    Vermögen    daselbst    nicht 
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hinterlasaen.  Die  Zuständigkeit  der  Theilnngsbehörde  EBslingen  wurde 
als  Yorbsnden  angenommen,  da  von  einem  Testament  des  Verstorbenen 
nichts  bekannt  war,  nnd  die  kraft  Landesgesetaes  zur  Erbschaft  be- 
rufenen Verwandten  sXmmtlich  dem  wttrttembergischeu  Staats- 
verbande angehörten. 

3.  Am  14.  MXrz  1890  starb  zu  Basel  der  daselbst  wohnhaft  ge- 
wesene Stationsassistent  der  Elsass-Lothringer  Staatseisenbahnen  K.  B., 
württembergischer  Staatsangehöriger  und  heimathberechtigt  in  Ludwigs- 
burg  in  Wtirttemberg,  mit  Hinterlassung  einer  Wittwe  und  vier  min- 
deijKhriger  Kinder.  Die  Zivilgerichtsschreiberei  Basel  Übersandte  ein 
von  ihr  angenommenes  Inventar  ttber  den  Nachlass  des  Verstorbenen 
an  das  Amtsgericht  Ludwigsburg  mit  dem  Anftigen,  dass  sie  sich  der 
Liquidation  und  Theilung  des  Nachlasses  eines  Auslttnders  nicht 
unterziehe  und  dass  ebensowenig  eine  Vormundschaftsbestellung  fl\r 
minderjährige  Kinder  eines  Ausländers  seitens  der  schweizerischen 
Behörde  stattfinde.  Sowohl  die  Vormundschafts-  und  Theilnngsbehörde 
m  Ludwigs  bürg,  wo  der  Verstorbene  heimathberechtigt  war,  als 
aneh  diejenige  in  Stuttgart,  wo  derselbe  seinen  letzten  inlän- 
dischen Wohnsitz  gehabt  hatte,  verneinten  ihre  Zuständigkeit  in 
dieser  Angelegenheit  und  lehnten  die  weitere  Behandlung  der  Sache 
ab.  Seitens  der  Zivilkammer  des  Landgerichts  Stuttgart  wurde  im 
Dienstaufsichtsweg  die  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  des  ver- 
storbenen B.  und  die  Bestellung  einer  Vormundschaft  ftlr  dessen  min- 
derjährige Kinder  der  Theilungs-  bezw.  Vormundschaftsbehörde  zn 
Stuttgart  übertragen.  Massgebend  ftir  diese  Anordnung  war  die 
Anschauung,  dass  eine  subsidiäre  Pflicht  der  württembergischen  Be- 
hörden zur  Behandlung  derartiger  Nachlass-  und  Vormundschaftssachen 
begründet  sei,  da  der  württembergische  Staat  den  im  Ausland  wohnen- 
den Staatsangehörigen  im  Nothfall  seinen  Rechtsschutz  zu  gewähren 
habe. 

In  einem  ganz  ähnlichen  Fall  haben  sich  die  vereinigten  Zivil- 
senate des  Oberlandesgerichts  in  Stuttgart  am  2.  Juli  1890  dahin 
ansgeaprochen : 

„Der  Grundsatz,  dass  die  Zuständigkeit  des  Vormundschaftsge- 
richts sich  nach  dem  Wohnsitz  der  zu  bevormundenden  Person  richtet, 
gilt  auch  dann,  wenn  ein  Ausländer  in  Württemberg  oder  ein  Würt- 
temberger im  Ausland  seinen  Wohnsitz  hat. 

Dagegen  halten  wir  eine  subsidiäre  Pflicht  der  württembergischen 
Behörden,  den  im  Ausland  wohnenden  Württemberger  bei  verweigerter 
Fürsorge  des  Auslandes  in  Württemberg  zu  bevormunden,  für  begrün- 
det, da  der  württembergische  Staat  den  im  Ausland  wohnenden 
Staatsangehörigen  vermöge  dieser  Staatsangehörigkeit  im  Nothftille 
seinen  Bechtsschutz  zu  gewähren  hat. 

Die  Zuständigkeit  zur  Bestellung  und  Beaufsichtigung  der  Vor- 
mundschaft für  einen  im  Ausland  angesessenen  Württemberger  riditet 
sich  in  einem  solchen  Fall  unseres  Erachtens  nach  dem  letzten  allge- 
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meinen  Gerichtsstand,  welchen  der  zu  Bevormundende  im  Inlaiid  hatte., 
also  nach  seinem  letzten  Wohnsitz  im  Inland,  oder  wenn  der- 
selbe selbst  einen  Wohnsitz  noch  nicht  begründet  hatte,  nach  dem 
Wohnsitz  bezw.  letzten  Wohnsitz  seines  Vaters  im  Inland.^ 

An  und  ftir  sich  (der  Begel  nach)  wird  nach  den  in  Württem- 
berg geltenden  Grundsätzen  die  TheilungsbehOrde  desjenigen,  sei  es  in- 
ländischen, sei  es  ausländischen  Orts  für  zuständig  angenonmien,  wo 
der  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  (Domizil)  hatte,  ohne  Unt^- 
Scheidung,  ob  derselbe  Württemberger  war  oder  nicht,  ob  sich  das 
hinterlassene  Vermögen  (ganz  oder  theil  weise)  im  Lande  befindet  oder 
nicht  und  ob  der  Nachlass  an  einen  Wtirttemberger  fUllt  oder  nicht 

4.  Der  Grundsatz,  dass  ftir  die  Behandlung  einer  Verlassen- 
schaftssache  der  Gerichtsstand  des  (inländischen  oder  ausländischen) 
Wohnorts  massgebend  ist,  tri£Ft  an  und  für  sich  auch  für  den  Fall 
zu,  dass  eine  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
domizilirte  Person  mit  Hinterlassung  von  theils  daselbst,  theils  in 
Württemberg  befindlichem  Vermögen  stirbt.  Eüenach  wären  nach 
württemb.  Recht  in  einem  solchen  Fall  die  nordamerikanischen  Nachlass- 
gerichte für  die  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  zuständig.  Diese 
Behörden  lehnen  aber  (nach  Mittheilung  des  kaiserl.  Generalkonsulats  in 
New- York)  alle  und  jede  Aktion  in  Betreff  von  Nachlassobjekten  ab, 
welche  sich  nicht  innerhalb  ihres  Jurisdiktionsbezirks  befinden  und  es  würde 
daher  an  einer  Behörde  für  die  Vertheilung  des  inländischen  Nachlassef; 
überhaupt  fehlen^  falls  nicht  die  inländische  TheilungsbehOrde  für  er- 
mächtigt erklärt  würde,  sich  der  Auseinandersetzung  der  in  ihrem  Be- 
zirk befindlichen  Nachlasstheile  zu  unterziehen.  Mit  Rücksicht  hierauf 
wurde  in  mehreren  derartigen  Fällen  seitens  des  Justizministeriums 
den  württembergischen  Theilungsbehörden  die  Ermächtigung  zur  Ver- 
theilung des  inländischen  Nachlasses  ertheilt. 

Die  Frage,  welche  materiellen  erbrechtlichen  Grrundsätze  in 
solchen  Fällen  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  ist  zweifelhaft  Ge- 
mäss den  zur  Zeit  in  Geltimg  stehenden  Rechtsanschauungen  (Entsch. 
d.  R.G.  in  Zivilsachen  Bd.  8  S.  145  ff.  und  Bd.  14  S.  183,  Wind- 
scheid, Pandekten  6.  Aufl.  Bd.  1.  §  35  Ziff.  5  und  Note  12)  wäre 
sie  dahin  zu  beantworten,  dass  das  in  dem  betreffenden  Staat  des 
amerikanischen  Domizils  geltende  Erbrecht  anzuwenden  ist.  Für  die 
Anwendung  des  württembergischen  Erbrechts  lässt  sich  dagegen  der 
Art.  5  des  am  10.  April  1844  zwischen  Württemberg  und  den  Ver- 
einigten Staaten  abgeschlossenen  Abzugsvertrags  (Reg.Bl.  S.  471  ff.) 
anführen,  welcher  lautet:  „Wenn  sich  Streitigkeiten  zwischen  verschie- 
denen, rechtlichen  Anspruch  auf  die  Erbschaft  habenden  Prätendentffli 
erheben,  so  werden  dieselben  in  letzter  Instanz  nach  den  Gesetzen 
und  von  den  Richtern  des  Landes  entschieden  werden,  in  welchem 
das  Objekt  der  Erbschaft  sich  befindet.'^  Es  kann  hier 
allerdings  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  diese  Bestimmung  nöthigt 
von  vornherein,    noch   ehe  Streitigkeiten  bestehen,    von  den  allgemein 
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geltenden  Regeln  des  Privatrechts  abzuweichen  ^  zumal  in  solchen 
FSUem  in  welchen  das  nach  der  allgemeinen  Begel  zur  Anwendung 
kommende  amerikanische  Intestaterbrecht  den  hierländischen  Erbin- 
teressenten  günstiger  ist.  Nicht  unerwähnt  soll  auch  gelassen  werden, 
dass  die  GKiltigkeit  des  Abzugsvertrags  vom  Jahre  1844,  sofern  der- 
selbe ebne  landstftndische  Genehmigung  abgeschlossen  wurde,  bestritten 
ist  (Beklamationsbeschluss  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
6.  August  1845,  ablehnende  k.  Entschliessung  Tom  28.  Dez.  1845.) 
Allein  auch  wenn  mau  yon  dem  Art.  5  des  Abzugsvertrages  ganz  ab- 
sieht, so  entsteht  die  Frage,  ob  in  Württemberg  in  Beziehung  auf 
einen  daselbst  befindlichen  Nachlass  das  amerikanische  Erbrecht  in 
Ermangelung  der  Reziprozität  angewendet  werden  kann.  Dass 
es  an  der  Reziprozität  fehlt,  wird  fUr  nahezu  gewiss  zu  erachten  sein, 
denn  der  Fall,  dass  sich  amerikanische  Behörden  zum  Zweck  der 
Kegolirung  von  in  Amerika  befindlichen  Hinterlassenschaften  nach  den 
geltenden  Bestimmungen  des  württembergischen  Erbrechts  erkundigt 
hätten^,  ist  anscheinend  noch  nicht  vorgekommen.  Hieuach  sprechen 
immerhin  gewichtige  Gründe  für  die  Anwendung  des  württemberg- 
isch eu  Erbrechts  in  Beziehung  anf  den  in  Württemberg  befindlichen 
Nachläse. 

5.  Am  31.  Mai  1892  starb  in  Ueiiiingen  in  Württemberg  anläss- 
Heh  eines  vorübergehenden  Aufenthalts  daselbst  der  in  Pljmouth  im 
Staat  Wisconsin  in  Nordamerika  domizilirte  im  Besitz  des  nordameri- 
kanischen Bürgerrechts  befiudliclie  J.  B.,  ohne  iu  Württemberg  woh- 
nende Erben  hinterlassen  zu  haben.  Der  iu  Ileiningen  befindliche 
Nachlass  bestand  in  gerin^werthiger  Fahmiss  und  einer  Forderung 
«regen  einen  dortigen  Einwohner.  Die  TLeilungs1)chördc  Ueiningeu  traf 
die  erforderliclieu  SicherimgsmasHregein.  erklärte  sich  aber  zur  weiteren 
Behandlung  der  Nachlasssaclie  für  unznstäiidi^.  Derselben  wurde 
seitens  des  Justizministeriimis  Folgendes  zu  erkennen  gegeben:  So 
richtig  im  Allgemeinen  nach  diesseitigem  Rechte  der  Satz  sei,  dass 
för  die  Behandlung  einer  Vorlassen  scliaftssache  der  Gerichtsstand  des 
(inländischen  oder  ausländischen)  Wohnsitzes  des  Verstorbenen  mass- 
gebend erscheine,  so  komme  doch  für  den  vorliegenden  Fall  in  Betracht, 
dass  die  amerikanischen  Nachlass-  und  Vormund schafisgerichte  jede 
Thätigkeit  in  Betreff  von  Nachlassobjekten,  welche  sich  nicht  inner- 
halb ihres  Jurisdiktionsbezirkes  befinden,  abzulehnen  pflegen.  Es 
werde  daher  voraussichtlich  die  Theilnngsbeh5rde  in  Heiningen  sich 
der  weiteren  Behandlung  dieser  Nachlasssache  hinsichtlich  der  in 
Württemberg  befindlichen  Erbschaftsgegenstände  unterziehen  müssen, 
fidls  nicht  die  amerikanische  Behörde  ausnahmsweise,  etwa  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Behandlung  des  eventuell  in  Amerika  befind- 
lichen Nachlasses  des  Verstorbeneu,  die  Vertheilung  auch  der  in 
Württemberg  befindlichen  Nachlassgegenstände  an  die  (in  Amerika 
wohnenden)  Erben  Übernehme. 

Der   Fall    wurde   dadurch    erledigt,    dass    das    uordamerikanische 
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KouBulat  in  Stuttgart  uacli  £mpfaug  der  Sterbeurkunde  des  B.  sich 
bereit  erklXrte,  die  Uebersendung  des  diesseitigen  Nachlasses  nach 
Amerika  und  die  Vertheilung  desselben  unter  die  daselbst  befindlichen 
Erben  zu  vermitteln. 

6.  Am  5.  Jan.  1891  verstarb  zu  Stuttgart  anlässlich  eines  vor- 
übergehenden Aufenthalts  der  dänische  Staats  an  gehörige  Dr.  J.  U., 
welcher  seinen  Wohnsitz  als  praktischer  Arzt  in  Dresden  gehabt  hatte, 
mit  Hinterlassung  einer  Wittwe  und  eines  minderjährigen  Kindes. 
Die  Stuttgarter  Theilungsbehörde  lehnte^  da  der  Verstorbene  in  Stuttgart 
keinen  Wohnsitz  gehabt  hatte,  die  Vornahme  des  TheilungsgeschSfts 
und  die  vorläufige  Bestellung  eines  Vormunds  fiir  das  hinterlasseue 
Kind  ab.  Auch  das  k.  Amtsgericht  Dresden  verneinte  seine  Zu- 
ständigkeit. Nachdem  die  dänische  Regierung  auf  diplomatischem  Weg 
angegangen  war,  wurde  durch  Verfügung  des  k.  dänischen  Justis- 
ministeriums  der  Theilungsgerichtshof  zu  Kolding  in  Dänemark  mit 
der  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  beauftragt.  Diese  VerfUguug 
war  von  der  Zustimmung  der  Wittwe  des  Verstorbenen  dazu  abhängig 
gemacht  worden,  dass  die  Verwaltung  des  dem  Kinde  zufallende» 
Erbtheils  nach  beendigtem  Theilungsgeschäft  der  Administration  g^e- 
rale  für  Mündelgttter  in  Dänemark  (Overformjnderi)  in  der  Weise 
anvertraut  werde,  dass  eine  Verfügung  über  das  Kapital  ohne  die 
Zustimmung  des  Justizministeriums  unmöglich  sei. 
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Von  Dr.  Jnr,  Max  Mittelstein,  Amtsrichter  in  Hamburg. 

Zur  Feier  von  Christoph  Kolumbus  war  in  Genua  ein  Kou- 
gress  für  das  Seerecht  veranstaltet,  welcher  vom  26.  September 
bis  zum  7.  Oktober  1892  getagt  hat.  Der  geschätzte  Mitarbeiter 
dieser  Zeitschrift  Hr,  Fromageot  hat  über  die  Arbeiten  dieses 
Kongresses  eine  auch  separat  erschienene  Studie  im  Bul- 
letin de  la  Soci^^  de  Legislation  compar^  veröffentlicht,  welcher 
wir  das  Folgende  entnehmen  unter  Hinzufügung  eigener  Bemerkungen. 

Die  Arbeiten  des  Kongresses  waren  auf  vier  Abtheiluugen 
vertheilt:  1.  Seekredit;  2.  Haverei  und  Konnossement;  3.  See- 
versicherung; 4.  Kollision,  Halfeleistung  und  Bergung.  In 
jeder  Abtheilung  war  eine  Kommission  mit  der  Vorbereitung  der  Fragen 
und  Vorschläge  betraut. 

1.  In  der  ersten  Abtheiluug  gelangte  folgender  Vorschlag  zur 
Annahme: 

n Jedes  Schiff  ist  eine  juristische  Person,  deren  Haftimg  sich  ani 
den  Belauf  ihres  Vermögens  beschränkt.  —  Zu  diesem  Vermögen  dee» 
Schiffes  gehört  seine  Versicherungssumme. 
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Die  GeschäflsföhruDg  und  die  aktive  wie  passive  Vertretuag  des 
Schiffes  steht  dem  Rheder  zu.  —  Rheder  ist  der  £igenthünier  oder 
derjenige;  welchen  die  Majorität  der  Eigenthümer  der  Schiffsparten 
gewählt  hat.  —  Die  Eigenschaft  als  Rheder  muss  sich  aus  dem  Schiffs- 
register und  dem  Schiffisaertifikat  ergeben.  Der  Rheder  muss  imter 
persönlicher  Verantwortlichkeit  das  Verfahren  beobachten,  welches  das 
örtliche  Recht  aufstellen  wird,    für   alle  Verbindlichkeiten   des  Schiffs. 

Wenn  das  Schiff  seinen  Verpflichtungen  nachzukommen  nicht  im 
Stande  ist,  so  ist  der  Rheder,  bei  persönlicher  Verantwortlichkeit^  ge- 
halten, dem  Gerichte  des  Ortes,  wo  das  Schiff  registrirt  ist,  eine  Auf- 
stellung der  Aktiva  und  Passiva  des  Schiffes  einzureichen^  damit  eine 
Liquidation  gemäss  dem  durch  das  Ortsrecht  angeordneten  Verfahren 
veranlasst  werden  kann.  --  Das  Gericht  beruft  die  Gläubiger  zur 
Ernennung  eines  Verwalters.  —  Die  Liquidation  kann  von  jedem 
Gläubiger  verlangt  werden. 

Die  Mitglieder  der  Schiffsbesatzung  verlieren  jedes  Recht  auf  die 
Heaer  in  dem  einzigen  Fall,  dass  sie  nachweislich  ein  Verschulden 
oder  eine  Nachlässigkeit  in  Ausübung  ihrer  Dienstverrichtungen  trifft. 

Vorschüsse  und  Anzahlungen  auf  die  Fracht  müssen  auf  den 
Konnossementen  vermerkt  werden. ^^ 

Froniageot  hält  diesen  Vorschlag  f\ir  keine  praktische  Verbesserung. 
Er  gehe  über  die  in  den  verschiedenen  Recliten  geltende  Beschränkung 
der  Haftnng  des  Rheders^)  weit  hinaus  und  stempele  diesen  geradezu 
zn  dem  Geschäftsführer  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht. 
Hiermit  lasse  sich  aber  nicht  der  so  häufige  Fall  vereinigen,  dass  ein 
Kbeder  mehrere  Schiffe  besitze.  Dann  sei  das  einzelne  Schiff  z.  B, 
beim  Frachtvertrag  oft  nicht  im  Voraus  bestimmt  und  könne  auch 
später  noch  wechseln.  Und  wenn  das  einzelne  Schiff  der  Träger  der 
Bechte  sein  solle,  so  bleibe  nichts  für  die  Gesellschaft  selbst  übrig, 
und  stehe  völlig  dahin,  an  wen  sich  denn  eigentlich  die  Gläubiger 
halten  sollten,  welche  ohne  Bezug  auf  ein  bestimmtes  Schiff  Leistungen 
gemacht  hätten. 

Wenn  sich  auch  diese  Schwierigkeiten  lösen  Hessen,  so  ist  doch 
darin  Fromageot  beizupflichten,  dass  der  Vorschlag  nicht  annehmbar 
c^rscheint.  Ist  die  Haftung  des  Rheders  auf  das  Schiffs  vermögen  be- 
schränkt, so  ist  damit  berechtigten  Wünschen  genügt.  Dass  dem 
deutschen  Exekutionssystem  vor  den  anderen  der  Vorzug  gegeben 
werden  mnss,  wird  gewiss  immer  mehr  zur  Anerkennung  gelangen, 
sofern  es  nnr  —  woran  es  allerdings  noch  sehr  fehlt  —  dem  Aus- 
lände in  seiner  Eigenart  deutlich  zum  Verständniss  gebracht  wird. 
Namentlich  den  englischen  Schriftstellern  scheint  das  deutsche  Sy- 
stem unbekannt  oder   nicht  verständlich  zu  sein,    sie  sprechen  immer 

1)  Framageoi  führt  in  den  Koten   S.  5    die  Gesetze   sowie  die  neuere 
Literatur  an. 


382  I^r.  jur.  Max  Mittelstein,  Amtsrichter  in  Hamburg. 

nur  vom  Abandons jstem^   wogegen  die  Franzosen  das  deutsche  Recht 
würdigen. 

Der  genuesische  Kongress  hat  hier  aber  noch  weitere  Vorschläge 
gemacht^  welche  Fromageot  mit  Stillschweigen  Übergeht  Dass  die 
Versicherungssumme  an  die  Stelle  des  Schiffes  träte^  entspricht 
dem  geltenden  Recht  niclit.^)  Will  man  schon  daran  Jtndem^  so  mfisst« 
auch  die  Versicherung  der  Schiffe  obligatorisch  und  erswingbar  sein. 
Was  sodann  über  die  Erkennbarkeit  des  Schifiseigenthnms  gesagt  ist 
so  mttsste  dies  jedenfalls  erst  viel  schärfer  präsisirt  werden^  z«  B.  ftir 
den  Fall  der  Uebertragung  des  Eigenthnms.  Das  deutsche  Recht 
könnte  hier  allerdings  strenger  (formalistischer)  sein^  wie  es  z.  B.  das 
französische  Recht  ^)  ist.  Endlich  ist  der  Vorschlag  über  den  Verlust 
der  Heuer  nicht  recht  verständlich.*)  Unter  den  angenommenen  VorauB- 
setzungen  wird  der  Rheder  sich  schon  dadurch  decken  können^  dass 
er  mit  dem  ihm  erwachsenen  Schaden  aufrechnet. 

2.  Die  zweite  Abtheilung  hat  sich  auf  die  Untersuchung  be- 
schränkt,  ob  flir  die  grosse  Haverei  die  achtzehn  Regeln  von  York 
imd  Antwerpen  —  welche  1890  in  Liverpool  festgestellt  worden  sind') 
—  imd  ob  für  die  Konnossemente  die  siebzehn  Regeln  der  Handels- 
kammern von  Hamburg  und  Bremen  zu  billigen  seien. 

A.  Fromageot  giebt  zunächst  die  Entstehungsgeschichte  der 
dritten  York-Antwerpener  Regel,  welche  die  durch  Löschung  eines 
Feuers  an  Bord  entstandenen  Schäden  behandelt.  Dieselbe  bestimmt 
in  ihrer  geltenden  Fassung^  dass  Theile  des  Schiffes  oder  der  Ladung, 
welche  schon  brannten,  keine  Haverei  Vergütung  erhalten  sollen,  lu 
Genua  hat  man  aber  diese  Ausnahme  gestrichen  und  die  Regel  3  so 
gefasst:  ,J)er  Schade,  welcher  dem  Schiff  und  der  Ladung,  zusammen 
oder  einzeln,  durch  Wasser  oder  in  anderer  Weise,  einschliesslich  des 
Schadens  in  Folge  des  Strandenlassens '  oder  Leckschiagens  eines 
brennenden  Schiffes,  zugefügt  wird,  um  ein  Feuer  an  Bord  zu  löschen, 
gilt  als  grosse  Haverei.^     Fromageot  kritisirt  diesen  Vorschlag  nicht. 


2)  VcUroger  in  der  Eevue  internationale  du  droit  tnaritime  t.  2  p.  488 
bis  490.  Für  das  deutsche  Recht  s.  MiUeUUin,  Schiffspfandreoht  S.  37 
und  S.  38  Note  38  daselbst. 

3)  Danach  ist  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  stets  denenige  Eigen- 
thümer  des  Schiffes,  welcher  als  solcher  registrirt  und  auf  dem  Rficken 
der  stets  an  Bord  befindlichen  acte  de  francisation  vermerkt  steht.  (Lyon- 
Caen  im  Journal  du  droit  international  prive  1877  p.  483 ;  JDe^ardins  1  no. 
76;  Valroger  I  no.  136).  Vgl.  noch  Belgisches  Gesetz  vom  21.  Aogiut 
1870  Aii;.2  §  3  und  italienisches  Handelsgesetzbuch  Art.  483,  489  al.  2. 

4)  Er  verdankt  wohl  dem  ursprünglichen  Text  C.  de  com,  art,  258  und 
dessen  Nachbildungen  seine  Entstehung.  Jedoch  ist  dieser  Artikel  dorcfa 
Gesetz  vom  12.  August  1885  neu  gefasst.  Vgl.  besonders  Jaeobsy  Droit 
maritime  belge^  I.  p.  278  ff. 

5)  Den  alten  und  neuen  Text  sowie  einen  Bericht  s.  in  der  Sevut 
intemtUionale  du  droit  maritime  t.  VI  p.  339  ff,;  femer  einen  Aufsatz  von 
Hie  daselbst  t.  VII  p.  470  ff. 
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Er  dürfte  aber  gegenüber  der  englischen  und  französischen  Praxis*) 
nicht  durchdringen.  Das  frühere  Reichs-Oberhandelsgericht  hat  aller- 
dings eine  etwss  mildere  Praxis  gehabt,  jedoch  Widerspruch  gefunden.*^) 

Die  Regel  6  handelt  von  dem  absichtlichen  Strandenlassen  des 
Schiffes.  Sie  will  den  Fall  nicht  als  grosse  Haverei  behandelt  wissen, 
wo  der  Untergang  des  Schiffes  doch  unvermeidlich  gewesen  wXre. 
Hiergegen  polemisirt  Fromagwi  sehr  eingehend  und  fUhrt  aus,  dass 
sich  gar  nicht  sagen  lasse,  ob  das  Schiff  ohne  das  Auflaufenlassen 
gescheitert  wSre.  Er  billigt  daher  den  Vorschlag  des  genuesischen 
Kongresses:  ,.Die  Schttden,  welche  durch  absichtliches  Strandenlassen 
des  Schiffes  entstehen,  berechtigen  nur  dann  zur  Havereivergtttung, 
wenn  die  Strandung  die  direkte  und  unmittelbare  Ausführung  eines 
Entschlusses  gewesen  ist,  welchen  der  Schiffer  für  das  gemeinsame 
Wohl  gB£u8t  hat.'' 

Die  Regel  9  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  die  Grundsätze 
der  grossen  Haverei  dadurch  nicht  ausgeschlossen  werden,  dass  ein 
Betheiligter  die  Gefahr  herbeigeführt  hat.^)  Da  die  Fassung  der 
Regel  zu  Zweifeln  Anlass  g^eben  und  zu  einem  vom  Handelsgericht 
Marseille  am  10.  Dezember  1890  entschiedenen  Rechtsstreit*)  geführt 
hatte,  so  hat  man  in  Genua  einen  klareren  Wortlaut^*)  in  Vorschlag 
gebracht,  dem  man  beipflichten  kann. 

Hinter  die  Regel  11  ist  als  neue  Regel  12  vom  Kongress  die 
folgende  eingeschaltet:  ,^Die  provisorischen  Reparaturen  besonderer 
Havereien,  welche  in  einem  Nothhafen  vorgenommen  werden^  sollen 
ausnahmsweise  in  dem  Falle  als  grosse  Haverei  behandelt  werden, 
wenn  das  Schiff  sich  in  einer  solchen  Lage  befindet,  dass  es  die 
Reise  ohne  diese  Reparatturen  nicht  fortsetzen  kann,  und  die  end- 
gültigen Reparaturen  nicht  möglich  sind  oder  so  viel  Zeit  oder  so 
viel  gemeinsame  Auslagen  verursachen  würden,  dass  das  Resultat  der 
Reise  in  Frage  gestellt  würde.  —  Es  ist  jedoch  von  der  grossen 
Haverei  alles  das  abzuziehen,  was  von  den  provisorischen  Reparaturen 
für  die  endgültigen  verwerthet  werden  kann.''  Ob  diese  Neuerung 
Bei&ll  verdient,  IXsst  sich  ohne  genaue  Kenntniss  der  ihr  vorher- 
gehenden Verhandlungen  —  welche  Fromageot  nicht  giebt  —  schlecht 
sagen. 

IMe  Regel  18   verweist   im  Uebrigen   auf  die  geltenden  Gesetze 


6)  S.  Fromageot  p.  8  Noten  1  u.  2;  Mord  in  der  Bevue  int  mar.  VI 
p.  351/352. 

7)  Schröder  in  Endemann's  Handbuch  des  Handelsrechts  Bd.  4,  1.  Abth. 
S.  265  Note  13. 

8)  Dies  Ist  die  AufTassung  des  deutschen,  englischen  und  schwedischen 
Rechts  im  Gegensatz  zum  belgischen,  niederländischen  und  italienischen 
Recht.  In  Frankreich  herrscht  letztere  Ansicht.  8.  hierüber  JFVoma^eof  8. 14 — 15. 

9)  8.  Bevue  iniemaÜOfuUe  du  droit  maritime  VIT  p.  321—326  mit  Lite- 
Füturnachweisen. 

10)  D«n  Wortlaut  s.  auch  in  der  Bevue  int  mar.  VIII  p.  176/177. 
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und  Gebräuche.  Es  ist  nun  aber  allgemein  anerkannt,  dass  nicht 
nur  über  die  Formalien  der  Aufmachung  einer  grossen  EUiTerei  da.s 
Recht  des  Bestimmungsortes  resp.  Löschungsplatzes  entscheidet,  son- 
dern dass  sich  auch  danach  das  anzuwendende  materielle  Recht  be- 
stimmt. ^^)  Um  dies  zum  bestimmten  Ausdruck  zu  bringen,  hat  der 
Kougress  als  Regel  19  formulirt:  ^Soweit  nicht  die  vorhergehenden 
Regeln  Bestimmungen  enthalten,  regelt  sich  die  grosse  Hav^rei  nach 
den  Gesetzen  und  Gebräuchen  des  Bestimmungsortes.  —  Endigt  die 
Reise  in  einem  Nothhafen,  so  findet  dessen  Recht  Anwendung.  — 
Fehlt  es  im  Nothhafen  absolut  au  der  Möglichkeit  die  Dispache  fiber 
die  grosse  Haverei  aufzumachen,  so  hat  dies  zu  geschehen  in  dem  Heimaths- 
hafeu  und  ^^)  nach  dessen  Recht.  ^  Da  diese  Bestimmungen  mit  d«n  gelten- 
den Recht  harmonireu,  so  dürfte  ihre  Annahme  nicht  unangebracht  sein. 
FromcLgeot  neigt  dahiu^  dass  Recht  der  Flagge  stets  massgebend  sein 
zu  lassen,  weil  dieses  allein  von  vornherein  bestimmt  und  nicht 
wechselnd  sei.  Aber  namentlich  die  Praxis  der  Dispacheure  wider- 
strebt solcher  Neuerung. 

B.  .Der  Betrachtung  der  Konnossement sklauseln  schickt 
Fromctgeot  einen  kurzen  Ueberblick  voraus.  Er  verweist  darauf^  dass 
schon  die  Gesetze  den  Umfang  der  Uafttmg  des  Rheders  beschrSnkeD, 
dass  derselbe  aber  im  Uebrigen  namentlich  aus  den  von  ihm  resp. 
seinem  Schiffer  geschlossenen  Frachtverträgen  ohne  Weiteres  haftet, 
so  lange  er  nicht  beweist^  dass  ihn  kein  Vorwurf  trifft  und  dass  es 
sich  um  einen  Zufall  oder  höhere  Gewalt  handelt.  Nach  englischem 
Recht  haftet  er  übrigens  noch  weiter  gehend  selbst  fiir  Zufälle  und  ledig- 
lich nicht  f^r  ads  of  Ood  cmd  the  Queen's  enfiemiesl^^)  DieRheder  be- 
dingen sich  daher  überall  weitgehende  Befreiungen  von  dieser  strengen 
Haftung  aus.  was  die  Praxis  der  europäischen  Staaten  zulässt^^^) 
während  der  höchste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sich  dagegen  erklärt  hat.^^)  Gegen  solche  Klauseln  haben 
aber  wieder  die  Befrachter  angekämpft.  Auf  wiederholten  Kongressen 
in  Liverpool  (1882),  Hamburg  (1885)  und  London  (1887)  hat  man 
die  widerstreitenden  Interessen  zu  vereinen  gesucht.  Dies  ist  noch 
am  besten  durch  die  oben  erwähnten  Hamburg-Bremer  Regeln 
geschehen^  welche  darauf  beruhen^  dass  der  Rheder  sich  von  der  Haf- 
tung für  nautische  Fehler  seines  Schiffers  freizeichnen  kann,   nicht 


11)  Ffomageot  p.l7;  Morel  a.a.0,  p.  362;  Schröder  a.a.O.  S.  282  bei 
Note  8.  S.  ferner  die  Präjudikate  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  I  S.506,  Bd.  II 
8.  38.  Portugisiscbes  Handelsgesetzbuch  art.  650;  schwedisches 
Secgesetzbnch  Art.  213  al.  1. 

12)  Bei  Fromageot  p.  19  oben  steht  irng  „oder.** 

13)  Carverj  Carriage  of  Goods  hy  Sea,  1885  p,  9  sq;  MaelacMan,  Mer- 
chant  Shipping  1892  p.  562. 

14)  Fromageot  p.  20  Noten  2—6;  Autran,  Code  internatümai  de  Vt^r- 
dage  maritime  p.  151 — 152. 

15)  S.  die  Sache  der  ,^ontana*^  in  der  Bemie  int.  mar,  V  p.  150-^152. 
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aber  für  solche,  die  der  Schiffer  als  sein  k aufm änuis eher  Vertreter 
begeht.  Der  Genuesische  Kongress  hat  diesen  Ausgangspunkt  akzeptirt 
and  dann  die  Segeln  mit  geringen  Aenderungeu  anerkannt.  Der 
Regel  15  jedoch,  welche  besagt,  dass  Gewicht^  Mass,  Qualität,  In- 
halt und  Werth  als  unbekannt  gelten,  trotzdem  sie  im  Konnossement 
bezeichnet  sind,  sofern  sich  nicht  ausdrücklich  ergiebt,  dass  sie  aner- 
kannt worden  sind,  ist  die  folgende  neue  Regel  suhstituirt:  ,, Enthält 
das  Konnossement  die  Klauseln:  Inhalt,  Gewicht,  Mass  unbekannt, 
oder  gleichbedeutende,  so  kommt  der  Schiffer  nicht  ftbr  die  üeberein- 
stimmung  des  Inhalts,  Gewichts  oder  Masses  der  Waaren  oder  ihre  im 
Konnossement  angegebenen  2ieicheu  auf.  Jedoch  kann  der  Empfänger 
beweisen,  was  der  wahre  Inhalt,  Gre wicht  oder  Mass  der  verladenen 
Waaren  war."^  Fromageot  billigt  diesen  Vorschlag  unter  Hinweis  auf 
die  differirende  Praxis  in  Frankreich,  England  und  Jtalien.  Vor 
Allem  ist  aber  zu  bemerken,  dass  die  Art.  656  ff.  des  deutschen 
Handelsgesetzbuches  im  Wesentlichen  auf  denselben  Grundgedanken 
beruhen  und  nur  noch  sorgfältiger  ausgearbeitet  sind!  Ob  die  Ver- 
Irachter  sich  anf  diese  Normen  aber  beschränken  werden,  dürfte  sehr 
zweifelhaft  sein. 

Weiter  sind  in  Genua  noch  die  Regeln  18  —  20  neu  hinzu- 
gefügt. Die  erste  defiuirt  die  Klauseln  ,.frei  von  Bruch,  Beschädigung, 
Leckage.  "^  Der  Vorschlag  stimmt  mit  dem  deutschen  Art.  659  über- 
ein. Nach  der  Regel  19  soll  der  Rheder  sich  durch  Unterzeich- 
nung des  Konnossements  nicht  persönlich  haftbar  machen.  Wie  Fro- 
fnageot  bemerkt,  wird  dies  schon  von  der  französischen  Praxis  und 
durch  das  deutsche  IIandelB»;esetzbuch  art.  452  Ziff.  2  anerkannt. 
Die  Regel  20  endlich  stimmt  mit  dem  deutschen  art.  653  Abs.  1 
und  2  überein.  Somit  liegt,  vom  Standpunkt  des  deutschen  Rechts 
aus  geurtheilt,  keine  beachtliche  Neuerung  vor. 

3.  Die  dritte  Abtheilung  hat  sich  nur  mit  zwei  Fragen  ihres 
weiten  Grebietes  beschäftigt:  mit  der  Doppelversicherung  und  dem 
Abandon.  In  ersterer  Beziehung  ging  man  mit  Recht  davon  aus,  dass 
der  Versicherte  nur  Ersatz  seines  Schadens  erhalten,  nicht  aber  einen 
Gewinn  machen  soU.  Fromageot  stellt  die  verschiedenen  geltenden  G(^- 
setze  neben  einander.  Nach  der  einen  Kategorie  (Frankreich  C,  de 
com,  Art.  859;  Belgien,  Ges.  vom  11.  Juni  1874  Art.  12,  14,  u.  a.  m.) 
entscheidet  die  Zeitfolge,  wobei  aber  nicht  die  Versicherung  für  Rech- 
nung ,,wen  es  angeht^  genügend  berücksichtigt  ist.  Dagegen  sind  in 
Italien  und  England  alle  Versicherungen  gültig,  weshalb  der  Versichertc 
einen  beliebigen  der  Versicherer  in  Anspruch  nehmen  kann,  der  dann 
seinerseits  gegen  die  anderen  Versicherer  Regress  nehmen  mag.  Der 
Kongress  hat  einen  neuen  Vorschlag  gemacht,  welcher  sich  an  das 
deutsche  Recht  (H.G.B.  Art.  794)  und  den  Entwurf  des  Antwerpener 
Kongresses  von  1885  anlehnt:  a)  hat  der  Interessent  selbst  od  er  durch  seinen 
Beauftragten  eine  Sache  gegen  dieselbe  Gefahr  mehrere  Mal  versichert,  so  ist 
nur  die  dem  Datum  nach  älteste  Versicherung  gültige  eine  spätere  lediglich 


!)8H  Dr.  jur.  Max  Mittelsteiu,  Amtsrichter  in  Ilauibtirg. 

nur  für  den  etwaigen  nidit  gedeckten  Werth:  b)  haben  sowohl  nicht 
direkt  Beauftragte  für  Rechnung  „wen  es  angeht"  YersicherungeD 
geschlossen  als  auch  derjenige,  welcher  die  Oefahr  iKuft  und  dem  die 
Versicherungsgelder  auszuzahlen  sind,  so  geht  letztere  Versichermig 
vor;  c)  sind  nur  Versicherungen  durch  nicht  direkt  Beauftragte  für 
Rechnung  „wen  es  angeht^  geschlossen,  so  entscheidet  wieder  die 
Reihenfolge  der  Daten;  d)  konkurriren  Einzel-Versicherungen  und 
laufende,  so  bestimmt  sich  fllr  letztere  das  Datum  nach  dem  der  Folize, 
wenn  aber  jedes  einzelne  Risiko  anzuzeigen  war,  nach  dessen  Beginn. 
Endlich  sollen  in  allen  Fällen  diejenigen  Versicherer,  welche  keine 
Grefahr  gelaufen  haben,  die  Prämie  zurttckgeben  müssen.  Diese  Vor- 
schläge welche  Fromugeot  nicht  kritisirt,  dürften  keinen  Fortschritt 
gegenüber  den  Sätzen  des  deutschen  Rechts  enthalten. ^^)  Anerkennimg 
verdient  um-  die  Berücksichtigung  der  laufenden  Polizen. 

In  Betreff  des  Abaudonrechts  hat  man  zunächst  erwogen,  ob 
dasselbe  überhaupt  zu  beseitigen  sei.  Mit  Recht  hat  man  die  Frage  verneint 
weil  es  sich  um  ein  allen  Ländern  gemeinsames  Institut  handelt.  Da- 
gegen hat  man  beschlossen,  dass  Verlust  oder  Verschlechterung  der 
Sache  zu  drei  Vierteln  ihres  Werthes  keine  Befugniss  zum  Abandon 
geben  soll,  was  nämlich  nach  den  C.  de  com,  Art.  369,  dem  belgischen 
Gesetz  vom  21.  August  1879  Art.  199  u.  a.  m.  der  Fall  ist.  Nach 
dem  schwedischen  Seegesetzbuch  von  1892  Art.  257  wird  hier  der 
Abandon  nur  dann  gestattet,  wenn  es  sich  um  ein  Schiff  handelt 
welches  kondemnirt  worden  ist.  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
nimmt  in  allen  diesen  Fällen  nur  einen  Partialschaden  an  (Art.  865, 
877,  879),  wie  es  schon  die  Ordonnance  von  1681  that,  und  harmonirt 
somit  mit  dem  genuesischen  Entwurf.  Da  die  Versicherer  sich  schon, 
wie  Fromageot  bemerkt,  in  ihren  Bedingungen  auf  denselben  Stand- 
punkt zu  stellen  pflegen,  so  dürfte  der  Vorschlag  sich  empfehlen. 

4.  Die  vierte  Abtheilung  hat  sich  zunächst  mit  einer  bisher 
etwas  vernachlässigten  Frage  beschäftigt,  nämlich  mit  der,  welches 
Gericht  für  einen  Schiffszusammenstoss  auf  hoher  See  zu- 
ständig sein  soll.  Was  fUr  Konflikte  hier  entstehen  können,  Iiat 
sich  so  recht  in  dem  Falle  der  Schiffe  „  Ortigia^  und  „  Oncle  Joseph'" 
gezeigt.^'')  Man  hat  nun  in  Grenua  ein  Reglement  von  6  Artikeln 
ausgearbeitet,  wonach  internationale  Schiedsgerichte  (mit  zwei  Instanzen) 
die  Streitfragen  entscheiden  sollen.  Die  Einzelheiten  würden  hier  zu 
weit  fllhren.  Jedenfalls  dürfte  ein  solcher  Gedanke  aber  noch  nicht 
reif  für  die  praktische  Ausführung  sein. 

Es  wurde  femer  eine  Ergänzung  des  Seestrassenrechts  durch 
folgende  Vorschrift  angeregt:  „Wollen  von  zwei  Schiffen  das  eine  in 
einen  Hafen  einlaufen,  das  andere  auslaufen,  so  hat  das  letztere  dem 


16)  Vgl.  auch  schwedisches  Seegesetzbuch  von  1892  Art  235,  236. 

17)  Journal  du  droit  ifUematümal  privi  1885  p.  286  ff. 
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enteren  ftlr  seine  Manöver  Ratun  zu  lassen^.  Zur  Beschlussfiftssung 
ist  es  nicht  gekommen,  was  Fromageot  lebhaft  bedauert,  da  er  eine 
solche  Regel  warm  befürwortet.  Es  ist  dies  sehr  erklärlich,  weil  sie 
in  Frankreich  von  jeher  in  Geltung  war.^^)  Es  dtkrfte  aber  noch 
immer  zn  prüfen  sein,  ob  nicht  lokale  Vorschriften  genügen 
sollten. 

In  Betreff  des  auf  Schiffszusammenstösse  anzuwendenden 
Kechts  ist  bestimmt  worden:  ,,Die  Grenzen  und  Wirkimgen  der  Haf- 
tung in  KoUisionssachen  bestimmen  sich  nach  dem  Recht  desjenigen 
Staates,  welchem  das  schuldige  Schiff  angehört.  —  Sind  beide  Schiffe 
schuldig  und  stinmien  ihre  Rechte  nicht  ttberein,  so  bestimmt  sich  die 
Haftung  ex  aeqtio  et  bono.  Ist  die  Schuld  zweifelhaft,  so  wird  das 
günstigste  Recht  angewandt.  "^  Ein  Fortschritt  gegenüber  den  Statnirungen 
der  Kongresse  von  Antwerpen  und  Brüssel  sowie  des  InsiUut  de  droit 
mtenuxtional  in  Lausanne  1888  kann  hierin  gewiss  nicht  erblickt 
werden.  Was  das  r> günstigste^  Recht  ist,  ist  je  nach  der  Stellung 
der  Parteien  und  der  Art  ihrer  Interessen  (Schiff,  Ladung)  verschieden, 
nnd  der  Begriff  des  aequmn  et  bonam  gewiss  zu  schwankend,  um  die 
eratrebte  einheitliche  Rechtsübung  erzielen  zu  können. 

Endlich  ist  über  die  Hülfeleistung  in  Seenoth  der  Beschluss 
gefasst,  dass  solche  den  Menschen  gewährt  werden  müsse,  während 
die  von  Gütern  nur  fakultativ  ist,  dass  auch  derartige  Verträge  wegen 
Uebermasses  anfechtbar  seien.  ^*)  Neu  sind  diese  Gesichtspunkte,  über 
die  Fromctgeot  sich  nicht  weiter  auslässt,  nicht.  — 

Zum  Schlüsse  bemerkt  Fromctgeot,  dass  man  dem  genuesischen 
Kongresse  den  Vorwurf  nicht  ersparen  könne,  dass  er  zu  sehr  italienisch 
und  zu  wenig  international  gewesen  sei,  weshalb  seine  Arbeiten  wohl  wenig 
praktischen  Effekt  haben  würden.  Man  kann  dieses  Urtheil  wohl 
unterschreiben.  Aber  nicht  nur  das  englische  Element  hat  zu  wenig 
Theil  genommen,  wie  Fromageot  betont,  sondern  auch  das  deutsche. 
Immerhin  hat  der  Kongress  einige  beachtenswerthe  Vorschläge  gemacht 
und  jedenfalls  das  Verdienst,  dass  das  Augenmerk  immer  wieder  auf 
die  zahlreichen  internationalen  Verwickelungen  gerichtet  wird,  welche 
der  heutige  Rechtszustand  in  Verbindung  mit  dem  gewaltigen  Verkehre 
der  Nationen  zeitigt.  Die  gemeinsame  Arbeit  der  Völker  wird  gewiss 
auch  hier,  wenn  auch  erst  nach  langer  Arbeit,  ein  Alle  befriedigendes 
Ergebniss  erzielen! 


18)  S.  Vcdroger,  Droit  maritime  V  p.  116. 

19)  Vgl.    deutsches   Handelsgesetzbuch   Art.   743;   schwedisches   8ee- 
gesetzbttch  Art  227. 


;^88  Amtsgerichtsrath  Grünewald  in  Metz. 


Der  Rechtsschutz  der  Photographien,  insbesondere 
der  photographischen  Bildnisse  (Porträts)  in  Belgien. 

Von  Amtfigerichtsratli  Orfinewald  in  Metz. 

Das  belgische  Urhebergesetz  vom  22.  Mfirz  1886  gew&hrt  den 
Rechtsschutz  gauz  allgemein  den  Werken  ^der  Literator  und  Knnst*^^ 
ohne  die  Begriffe  derselben  näher  darzulegen,  insbesondere  ohne  sich 
darüber  auszusprechen,  ob  auch  Photographien  zu  den  Kunstwerke» 
gehören. 

Indessen  lassen  die  von  Belgien  mit  Frankreich  und  Spanien 
abgeschlossenen  Staatsvertrftge  vom  31.  Oktober  1881  bezw.  26.  Juni 
1880,  welche  die  Photographien  ausdrücklich  als  Werke  der  Kun^t 
bezeichnen,  den  Kückschluss  auf  die  Auslegung  des  belgischen  Urheber- 
rechts selbst  dahin  zu,  dass  auch  hieuach  Photographien  als  Kunst- 
werke zu  betrachten,  mithin  schutzberechtigt  sind.  Dieser  Standpunkt 
war  bisher  im  Allgemeinen  in  der  Wissenschaft  und  Bechtspreehung 
Belgiens  feststehend,  und  zwar  ohne  dass  zwischen  den  photographischeu 
Bildnissen  und  Photographien  anderer  Art  unterschieden  wurde. 
Es  mag  noch  hervorgehoben  werden,  dass,  während  nach  §  7  a.  £. 
des  deutschen  Photographieschutzgesetzes  vom  10.  Januar  1876  das 
Recht  der  Nachbildung  bei  photographischeu  Bildnissen  (Porträts)  auch 
ohne  Vertrag  von  selbst  auf  den  Besteller  übergeht,  Art.  20  des  bel- 
gischen Gesetzes  bestimmt,  dass  Bildnisse  überhaupt,  ohne  zwischen 
Holchen,  die  auf  photographischem  Wege  oder  auf  sonstige  künstlerische 
Weise  hergestellt  sind,  zu  unterscheiden,  bis  20  Jahre  nach  dem  Tode  der 
abgebildeten  Person  oder  deren  Rechtsnachfolger  vervielflütigt  oder  Öffent- 
lich ausgestellt  werden  dürfen.  Eine  solche  Unterscheidung  hat  aber 
ein  am  25.  Januar  1893  erlassenes  Urtheil  des  Tribunals  erster  In- 
stanz zu  Brüssel  (abgedruckt  im  Moniteur  de  la  Photographie  zu  Paris 
vom  1.  April  1893  Nr.  7)  angenommen  und  gelangte  zu  dem  Schlüsse, 
dass  ein  mittels  Photographie  hergestelltes  Bildniss  keinen  Anspruch 
auf  den  Schutz  des  Urhebergesetzes  vom  22.  März  1886  haben  könne. 
In  der  Begründung  spricht  das  Urtheil  von  ^Kunstwerken  im  eigent- 
lichen Sinne, '^  denen  es  allein  und  ausschliesslich  diesen  Rechtsschutz 
zukommen  iSsst,  so  dass  es  per  argumentum  e  contrario  die  photo- 
graphischen Bildnisse  zu  den  Kunstwerken  im  „uneigen tlichen^ 
Sinne  zu  zählen  scheint.  Was  hierunter  aber  Überhaupt  und  an  sich 
zu  verstehen  ist,  darüber  schweigt  das  Urtheil. 

Das  belgische  Urhebergesetz  kennt  jedoch  eine  solche  Unter- 
scheidung nicht.  Obige  Vorschrift  des  Art.  20,  die  von  dem  Urheber 
von  Bildnissen  spricht,  bezieht  das  Urtheil  in  Hinblick  auf  den  Titel 
selbst,  dem  dieselbe  eingereiht  ist,  nur  auf  die  Werke,  die  zu  den 
zeichnenden  Künsten  gehören  und  daher,  wie  es  annimmt,  mit  der 
Photographie  nichts  gemein  haben.    Zu  den  zeichnenden  Künsten  zählt 


Rechtsschutz  der  photograph.  Bildnisse  (Porträts)  in  Belgien.     B89 

das  Urtheil  die  Malerei,  Bildhauerei,  Architektur,  den  Stich  (Kupfer- 
Tind  Stahlstich,  sowie  Holzschnitt.)  Dagegen  spricht  es  der  Photo- 
graphie die  Natur  der  zeichnenden  Kunst  und  damit  des  Kunstwerkes 
deshalb  ab,  weil  sie  durch  ein  rein  mechanisches  und  chemisches  Ver- 
fahren, mittels  dessen  das  Bild  auf  einer  lichtempfindlichen  Platte 
fixirt  wird,  hergestellt  wird.  Das  Urtheil  erklärt:  „Die  Kunst  hört 
da  au^  wo  die  Photographie  beginnt '^.  Diese  Behauptung  sucht  es  in 
ganz  origineller  Weise  durch  die  Aufstellung  zu  beweisen,  dass  sich 
diese  Anschauung  im  VolksgefUhle  der  Naturvölker  finde.  In  den 
am  seltensten  von  Fremden  heimgesuchten  Landstrecken  Chinas  habe 
man  nämlich  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  das  Volk  zwar  das 
gemalte  Bildniss  bewundere,  dagegen  sich  vor  photographischen  Bild- 
nissen ft&rchte  und  sie  fHr  Teufelswerke  halte.  Daran  schliesst  das 
Urtheil  als  weiteren  Grund  fl&r  seine  Ansicht  an,  dass  der  Photograph 
nicht  Künstler,  sondern  vielmehr  Kaufmann  sei,  da  sein  Geschäft  nicht 
in  der  Herstellimg  von  Kunstwerken,  sondern  in  der  materiellen 
Wiedergabe  von  Bildnissen  mit  Hülfe  physikalisch -chemischen  Ver- 
fahrens gegen  einen  vereinbarten  Kaufpreis  bestehe  und  zwar  zu  dem 
einzigen  Zwecke,  um  einen  industriellen  und  kaufmännischen  Gewinn 
zu  erzielen. 

Diese  Auffassung  halten  wir  für  verfehlt.  Denn  zunächst  ist  es 
nach  bestehendem  Rechtsgrundsatz  unzulässig,  in  ein  Gesetz  eine  Unter- 
scheidung zu  legen,  die  es  selbst  nicht  macht.  Solches  geschieht  aber 
in  dem  Urtheil,  indem  es  wie  angegeben,  eine  im  Gesetze  selbst  nicht 
ausgesprochene  Unterscheidung  zwischen  Kunstwerken  im  eigentlichen 
Sinne  und  solchen  im  uneigentlichen  Sinne  macht  und  die  Photographie 
ohne  Weiteres  zu  den  letztem  zählt,  davon  aber  hinwiderum  ganz  will- 
kürlich die  photographischen  Bildnisse  ausnimmt,  ihnen  den  Bereich 
der  Kunst  überhaupt  verseht iesst  und  sie  vielmehr  in  das  Gebiet  des 
Handelsgewerbes  verweist. 

Wie  schon  berührt,  bezeichnet  das  belgische  Gesetz  als  Werke 
der  Kunst  die  ,,zeichnenden  Künste^  und  dehnt  diesen  Begriff  un- 
gemein weit  aus,  so  dass  es  darunter  sogar  Werke  von  Plastik  und 
Architektur  begreift. 

In  Frankreich  haben  Wissenschaft  und  Rechtsprechung  (vgl.  U. 
des  Tribunals  zu  Paris  vom  10.  April  1862,  29.  April  und  6.  Mai 
1864,  des  Kassationshofes  vom  28.  November  1862  und  des  Appell- 
hofes zu  Paris  vom  12.  Januar  1863)  sich  übereinstimmend  dahin 
ausgesprochen,  dass  die  Photographien  ohne  jegliche  Unterscheidung 
ihrer  Art  oder  ihres  Gegenstandes  unter  die  ^deasins^  des  Art.  1  und 
7  des  Urhebergesetzes  vom  19.  Juli  1893  fallen,  indem  es  darunter 
die  Werke  der  Zeichenkunst  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  versteht. 
Man  führt  aus,  der  künstlerische  Karakter  des  Erzeugnisses  sei  das 
entscheidende  Moment,  nicht  der  künstlerische  Werth.  Dafür,  dass  der 
oiBtere  auch  den  Photographien  zukomme,  spreche,  dass  der  Photo- 
graph nicht  blos  eine  Menge  wissenschaftlicher  und  technischer  Kennt- 
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nisse,  sondern  auch  die  geistige  Begabung;  den  Sinn  und  dieBildaog 
des  Künstlers^  insbesondere  künstlerisches  Verständniss  besitzen  mfisse, 
den  aufzunehmenden  Gegenstand  richtig  und  im  gehörigen  Zeitpunkt 
zu  stellen,  die  Lichtstärke  zu  benutzen  und  zu  berechnen.  Unerheblich 
sei,  dass  die  Handarbeit  durch  den  Apparat  ersetzt  wird.  Alles  dieses 
trifft  auf  die  zeichnenden  Künste,  die  dessins  des  belgischen  Gesetzes 
zu,  und  müssen  zumal  bei  der  gezeig^n  so  sehr  ausgedehnten  Begriffs- 
bestimmung der  ^zeichnenden  Künste^  darin  nach  unserer  Ansicht 
Photographien  unbedingt  dazu  gerechnet  werden.  Ein  Grund  zw 
weitem  Unterscheidung,  ob  sie  Bildnisse  oder  andere  GegenstSnde 
darstellen,  ist  gar  nicht  auffindbar.  Der  in  der  Anschauung  der 
Naturvölker  gesuchte  Grund,  ebenso  der  Umstand,  dass  der  Photograph 
die  hergestellten  Bildnisse  industriell  oder  kommerziell  vermehrt,  ver- 
xnögen  an  der  Natur  der  photographischen  Erzeugnisse  selbst  wohl 
nichts  zu  ändern. 

Endlich  wird  unsere  Ansicht  wesentlich  durch  die  damit  über- 
einstimmende, ausdrückliche  Auffassung  der  Eingangs  erwähnten  Staats- 
verträge mit  Frankreich  und  Spanien  unterstützt,  sie  können  gleich- 
sam als  authentische  Interpretation  für  das  Gesetz  selbst  gelten,  uud 
es  ist  gar  nicht  einzusehen,  wie  Belgien  dazu  käme,  den  Photographien 
im  eigenen  Lande  die  Natur  eines  Kunstwerks  zu  versagen,  dagegen 
gegenüber  anderen  Ländern  zuzuerkennen. 

Aus  diesen  Gründen  können  wir  die  Entscheidung  des  Tribunals 
zu  Brüssel  durchaus  nicht  billigen,  und  halten  sie  auch  für  die  Frage 
des  Rechtsschutzes  der  in  anderen  Ländern  ausser  Frankreich  and 
Spanien  hergestellten  photographischen  Erzeugnisse  f\ir  sehr  bedenklieh. 


Reclitsprecliung. 
Deutschland. 

A.  Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Wekhes  örtliche  Recht  kommt  für  die  Beurtheilufig  der  Legiti- 
mation  eines  unehelichen  Kindes  in  Betracht? 

Urtheil    des   Oberlandesgerichts  Frankfurt    a/M.    (l,  Zivilsenat)   vom 

28.  März  1893. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Memen  in  Hechingen. 
Gründe:  Der  Anspruch  des  Klägers  auf  Herausgabe  der  AnnaK. 
gründet  sich  auf  die  durch  die  angebliche  Legitimation  erlangten  Rechte 
desselben  gegen  das  Kind.  Die  rechtliche  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  die  Legitimation  rechtsgültig  erfolgt  ist,  und  welche  Wirkungen 
sie  erzengt  hat^  ist  wesentlich  abhängig  von  der  Entscheidung  der 
aus  der  Kollision  verschiedener  möglicherweise  in  Betracht  kommender 
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Rechte  sieh  ergebenden  Streitpunkte.  Diese  Frage  nach  dem  zur  An- 
wendung zu  bringenden  Bechte  stellt  sich  aber  lediglich  als  eine  solche 
des  internationalen  Privat  rechts  dar.  Der  Versuch  der  Beklagten, 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Bechts  (der  Staatsangehörigkeit)  oder 
gar  eines  ausserhalb  der  Rechtsordnung  liegenden  staatlichen  Interesses 
zur  Geltung  zu  bringen,  ist  verfehlt,  weil  es  sich  in  dem  vorliegenden 
Rechtsstreit  nur  um  die  Entscheidung  einer  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keit, fOr  welche  allein  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  begründet  ist, 
handeln  kann,  nämlich  um  die  aus  dem  üamilienrechtlichen  Verhältniss 
folgenden  Befugnisse  des  Vaters  gegenüber  dem  Kinde,  nicht  aber  um 
die  im  Gefolge  dieser  privatrechtlichen  Verhältnisse  etwa  eintretenden 
öffentlich  rechtlichen  Folgen.  Auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Privatrechts  aber  ist  naturgemäss  der  Richter  nicht  auf  die  Anwendung 
seines  heimischen  Rechts  beschränkt  —  -  eine  solche  Annahme  würde 
dem  Begriff  selbst  widersprechen  —  und  es  kann  der  Anwendbarkeit 
fremden  Bechts  nur  die  hier  nach  Lage  der  Sache  ausser  Betracht  blei- 
bende Ghrenze  gezogen  werden,  dass  das  letztere  auf  völlig  verschiede- 
nen sittlichen  Anschauungen  und  Kulturverhältnissen  beruht.  Dass  davon 
im  vorliegenden  Falle  um  so  weniger  die  Rede  sein  kann,  als  es  sich 
gar  nicht  imi  die  Konkurrenz  eines  ausländischen  mit  einem  inlän- 
dischen, sondern  um  die  mehrerer  innerhalb  des  Deutscheu  Reichs  be- 
findlicher Rechtsgebiete  handelt,  bedarf  keiner  weiteren  Ausftihrung. 
Dies  vorausgeschickt,  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  auf 
den  vorliegenden  Fall  das  in  Mülhausen  im  Elsass  geltende  fran- 
zosische Recht  zur  Anwendung  zu  kommen  hat.  Denn  gleichwie  für 
die  Bechte  des  ehelichen  Kindes  gegen  den  Vater  sind  auch  für  die 
Legitimation  des  unehelichen,  welche  eben  in  der  Gleichstellung  des- 
selben mit  den  in  der  Ehe  erzeugten  besteht,  nach  den  unbestrittenen 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  die  Personal  Statuten  des 
Vaters,  und  zwar  zur  Zeit  der  Eheschliessung,  als  des  rechtsbegrün- 
denden Aktes  massgebend.  Vgl.  v.  Savigny,  System  Bd.  8  S.  338  ff.: 
r.  Bar,  Internationales  Privatrecht  Bd.  1  S/354  (2.  Aufl.  S.  534): 
Siobbe,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  1  §  34  Nr.  VII.  Das  persönliche 
Becht  des  Vaters  wird  durch  den  Wohnsitz  bestimmt.  Dieser  war 
nnstreitig  zur  Zeit  der  Eheschliessung  Mülhausen  i/E.  Somit  ent- 
scheidet das  dort  geltende  französische  Becht. 

Oertliches  Recht  für  den  Anspruch  auf  Unterlassuyig  der  Füh- 
rung eines  Familiennamens.  —  Unter  welchen  Voraussetxungeu 
kann  ein  Ausländer  vor  deutschen  Gerichten  auf  Unterlassung 
der  Führung  seines  Familiennamens  gegen  einen  Deutschen  klagen  .^ 

Urtheil    des  Beichsgerichts     vom    11.  April  1892  (^Entsch.    in  Zivils. 

Bd.  29  S.  124). 

Aus  den  <7ründen: 

— —  „Es  fragt  sich  in  erster  Linie,    ob   den  (theils  im 

Kanton  Zürich,  theils  in  anderen  Schweizer  Kantonen,  theils  in  Oester- 

ZciUebrift  f.  intern.  Privat*  n.  Strafreeht  etc.,  Band  lil.  >>7 
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reich  wohnenden)  Klägern  das  mit  der  Klage  verfolgte  Becht  (anf 
Verbot  der  Namensführung)  überhaupt  zusteht,  und  diese  Frage  kann, 
da  es  sich  hier  um  ein  persönliches ,  aus  der  Familienzugehorigkeit 
erwachsendes  Individualrecht  handelt  ^  nicht  nach  den  Gesetzen  den 
Prozessgerichts,  sondern  nur  nach  den  sogen.  Personalstatuten  der 
KlSger,  beurtheilt  werden.  Vgl.  Entsch.  d.  B.6.  in  Zivils.  Bd.  2 
8.149,  150,  Bd.  8  8.  146;  Windscheid,  Pandekten  Bd.  1  §  35: 
Demburg,  Pandekten  Bd.  1  §  46;  v,  Bar,  Intern.  Privatr.  Bd.  I 
8.  290,  Bd.  2  8.  288. 

8oweit  es  auf  den  Nachweis  des  Inhalts  der  Personalstataten  an- 
kommt, liegt,  wie  der  Revision  zugegeben  werden  muss,  die  Beweis- 
last  den  Klägern  und  nicht  der  Beklagten  ob.  Dies  hat  aber  auch 
das  Berufungsgericht  nicht  verkannt.  Die  Beklagte  hatte  in  den  Vor- 
iustanzen  deshalb,  weil  sämmtliche  Kläger  Bürger  des  E^antons  Zürich 
seien,  bezüglich  der  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtsverhältnisse  die 
Gesetze  dieses  ELantons  fUr  massgebend  erklärt  und  in  Abrede  gestellt, 
dass  in  dem  Züricher  privatrechtlichen  Gesetzbuche  Bestimmungen, 
nach  welchen  den  Klägern  ein  privatrechtliches  Einspruchsrecht  gegen 
Namensanmassung  zustehen  würde ,  enthalten  seien,  ffiegegen  wird 
in  dem  angefochtenen  Urtheile  ausgeführt,  einer  speziellen  Gesetzes- 
vorschrift, welche  gerade  die  Zulässigkeit  dieser  Erläge  ausspreche, 
bedürfe  es  nicht.  Da  die  Klage  in  allgemeinen  Privatrechtsgrund- 
sätzen über  die  Familienzugehörigkeit  und  über  das  sich  hieraus  er- 
gebende Recht  zur  Führung  des  Familiennamens  ihre  Rechtfertigung 
finde  und  es  sich  dabei  um  Rechtssätze  handle,  welche  nicht  etwa 
dem  gemeinen  Rechte  eigenthümlich  seien,  sondern  dem  modernen 
Privatrechte  überhaupt  angehören  und  überall  in  gleicher  Weise  ge- 
handhabt würden,  so  sei  davon  auszugehen,  dass  das  Züricher  Recht 
auf  demselben  8tandpunkt  stehe;  demgegenüber  hätte  die  Beklagte 
darlegen  müssen,  dass  das  Züricher  Privatrecht  den  Klaganspruch 
versage,  zumal  da  das  Züricher  Gesetzbuch  eine  Reihe  von  Bestim- 
mungen Über  das  Namensrecht  enthalte,  welche  mit  Nothwendi^eit 
den  Zivilrechtsschutz  dieses  Rechts  involvirten.  Nach  dem  Zusammen- 
hange dieser  Ausführungen  hat  der  Vorderrichter  keineswegs  die  Be- 
klagte für  beweispflichtig  erachtet,  vielmehr  in  nicht  zu  beanstan- 
dender Weise  aus  allgemeinen  Rechtsprinzipien  und  aus  den  Vorschriften 
des  privatrechtlichen  Gesetzbuches  für  den  Kanton  Zürich  beim  Mangel 
des  Nachweises  entgegenstehender  Rechtsnormen  den  Schluss  gezogen^ 
dass  dem  Ansprüche  der  Elläger  auch  nach  Züricher  Recht  die  An- 
erkennung nicht  zu  versagen  sei. 

Das  Beruf  imgsgericht  ist  sodann  auch  in  eine  Prüf  img  der  Frage 
eingetreten,  wie  der  Klageanspruch  zu  beurtheilen  sein  möchte,  wenn 
nicht  das  Recht  des  Staates,  welchem  die  Kläger  angehören,  sondern 
das  Recht  ihres  Wohnsitzes  ausschlaggebend  wäre.  Dabei  ist  es  auf 
Grund  der  einschlägigen  Bestimmungen  des  österreichischen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  und  auf  Grund  der  vorher  angeführten  allgemeinen 
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ErwSgimgeu  zu  der  Annahme  gelangt^  dass  sowohl  das  österreichische 
Recht  wie  die  Bechte  der  anderen  hier  in  Betracht  kommenden 
Schweizer  Kantone  in  der  vorliegenden  Frage  auf  dem  gleichen  Stand- 
punkte stehen,  wie  das  gemeine  Becht.  Auch  wenn  diese  Würdigung 
der  verschiedenen  ausländischen  Bechte  nicht  zu  billigen  wäre,  könnte 
nach  der  Vorschrift  des  §  511  der  Z.P.O.  hieraus  ein  Kevisionsgrund 
nicht  hergeleitet  werden.  Da  anderseits  nach  der  Auf&ssung  der 
Yorinstanz  die  Grundzttge  des  Züricher  Bechts  mit  denjenigen  des 
österreichischen  Bechts  und  der  Bechte  der  übrigen  Schweizer  Kan- 
tone bezüglich  der  Anerkennung  des  Klaganspruchs  übereinstimmen, 
so  bedarf  es  keiner  näheren  Prüfung;  ob  bezüglich  aller  Klagen  mit 
Rückflicht  darauf;  dass  die  Familie  v.  O.,  um  deren  Namen  es  sich 
handelt,  in  Zürich  verbürgert  ist  und  ihren  Sitz  hat,  das  Züricher 
Recht  oder  bezüglich  derjenigen,  welche  ausserhalb  des  ELantonB 
Zürich  wohnen,  die  Gesetze  ihres  Wohnsitzes  für  das  hier  streitige 
Verbietungsrecht  massgebend  sind. 

Wenn  die  Bevisionsklägerin  die  Begründung  der  Vorentscheidung 
in  Betreff  des  ausländischen  Bechts  auch  deshalb  fUr  unzureichend  er- 
kllrt,  weU  nicht  geprüft  sei,  ob  eine  Klage  der  vorliegenden  Art  sei- 
tens eines  Deutschen  gegen  einen  Züricher  Kantonsbürger  im  Kanton 
Zürich  zugelassen  werden  würde,  und  ob  das  für  die  Familie  v.  0. 
massgebende  Landesrecht  den  Familienmitgliedern  ein  Verbietungsrecht 
auch  Ausländem  gegenüber  mit  Wirkung  im  Auslande  gewähre,  so 
kann  dieser  Angriff  als  zutreffend  nicht  angesehen  werden.  Das  Ober- 
landesgericht hat  allerdings  die  von  der  Bevision  aufgeworfenen  Fragen 
nicht  ausdrücklich  erörtert;  es  ist  aber,  wie  seine  Ausftlhrungen 
deutlich  ergeben,  stillschweigend  von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass 
das  Züricher  Becht  bei  dem  Schutze  des  Namensrechts  die  Auslän- 
der ebenso  behandelt  wie  die  Züricher  Kantonsbürger.  Einer  näheren 
Begründung  dieser  Ansicht  bedurfte  es  nicht,  da  seitens  der  Beklag- 
ten in  den  Vorinstanzen  eine  gegen theilige  Behauptung  nicht  aufge- 
stellt war  und  eine  verschiedene  Art  der  Behandlung  der  Ausländer 
nnd  der  Inländer  nicht  ohne  weiteres  zu  vermuthen  ist.  Auch  nach 
der  Bechtfertigung  der  Bevision  fehlt  es  an  jedem  Anhalte  ftlr  die 
Annahme^  dass  das  Züricher  Becht  den  privatrechtlichen  Schutz  des 
Namensrechts  auf  das  Gebiet  des  Kantons  Zürich  beschränkt  habe  und 
solchen  Schutz  nicht  gewähren  sollte,  falls  die  unbefugte  Anmassung 
des  Namens  ausserhalb  des  Kantons  von  Seiten  eines  Kantonsfremden 
erfolgt  wäre.  Anderseits  durfte  das  Berufungsgericht  bis  zum  Beweise 
des  Oegentheils  davon  ausgehen,  dass  die  Züricher  Gerichte  eine  Klage 
der  vorliegenden  Art  auch  dann  zulassen  würden,  wenn  sie  seitens 
eines  Deutschen  gegen  einen  Züricher  Kantonsbürger  angestellt  wäre. 
Üeberdies  kommt  es  hierauf  gar  nicht  an;  denn  zur  Anwendung  des 
Vergeltungsrechts  sind  die  deutschen  Gerichte  im  Allgemeinen  nicht 
berechtigt.  Wo  nicht  besondere  Gesetzesvorschriften  auf  die  Vor- 
aussetzungen der  G^enseitigkeit  hinweisen,    vgl.    z.  B.  Markenschutz- 

27* 


394  Rechtsprechung:  Deutschland. 

gesetz  vom  30.  Nov.  1874  §  20;  Z.P.O.  §§  102,  106  Nr.  5;  K.O. 
§§  4^  207;  208;  kann  die  Entscheidung  über  den  Anspruch  eines 
Ausländers  nicht  davon  abhängig  gemacht  werden,  wie  im  entsprechen- 
den Falle  das  ausländische  Gericht  den  Anspruch  eines  Deutschen  be- 
urtheilen  würde;  vielmehr  ist  lediglich  zu  prüfen,  ob  der  erhobene 
Anspruch  dem  klagenden  Ausländer  nach  dem  für  die  Beurtheilnng 
massgebenden  Hechte  zusteht,  und  ob,  wenn  es  sich  hierbei  um  auslän- 
disches Recht  handelt,  der  Verfolgung  des  Anspruches  im  Inlande  die 
Bestimmungen  des  deutschen  Rechts  nicht  entgegenstehen.  Vgl.  auch 
V.  Bar  a.  a.  O.  und  Bd.  1  S.  286  ff.,  sowie  Entsch.  d.  E.G.  in  Z.S. 
Bd.  12  S.  310,  Bd.  18  S.  28  undUrtheil  des  VI.  Zivilsenats  in  Sacheu 
Faber  contra  Faber  vom  14.  November  1889,  Reg.  VI  186/98,  theil- 
weise  abgedruckt  in  der  Jur.  Wochenschrift  1889  S.  516. 

Sind  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  auf  den  Nachlass 
des  xtierst  verstorbenen  im  pretiss.  Recht  nach  den  Varschrifleti 
des  im  Sterbedomixil  geltenden  Erbrechts,  oder  des  im  ersten 
Ehedomixil    geltenden    ehelichen     Güterrechts    xu    beurtheiien? 

A.L.R.  IL  L  §§  495  ff. 
Urtheil  des  Reichsgerichts  (V.  Zivilsenat)  vom  9.  April  1892. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr,  Menzen  in  Hechingen. 

Die  Klägerin  und  ihr  Ehemann  haben  dem  Beklagten  ihre  so- 
genannte Herrenmühle  durch  Vertrag  vom  19.  Dezember  1878  tausch- 
weise abgetreten.  Die  von  dem  Beklagten  zu  entrichtende  Zugabe 
von  5000  Mk.  ist  als  Restkauf  für  den  Ehemann  der  Klägerin  ein- 
getragen. Die  Hypothek,  welche  nur  noch  in  Höhe  von  8200  Mk. 
bestand,  ist  bei  der  Zwangsversteigerung  der  Herrenmühle  mit 
2004  Mk.  48  Pfg.  zur  Hebung  gelangt;  der  Betrag  ist  hinterlegt 
Der  Hypothekenbrief  befindet  sich  im  Besitz  des  Beklagten.  Die 
Klägerin,  welche  mit  ihrem  verstorbenen  Ehemanne  in  der  aUgemeinen 
Gütergemeinschaft  des  Fulda^schen  Privatrechts  gelebt  hat,  fordert  als 
nunmehrige  Alleineigenthümerin  des  gesammten  gütergemeinschaftlichen 
Vermögens  die  Herausgabe  des  Hypothekenbriefs  und  Bezahlung  der 
mit  1440  Mk.  rückständigen  Zinsen.  Beklagter  hat  um  Abweisung 
der  Klage  gebeten  und  widerklagend  beantragt,  die  Klägerin  zur  Be- 
willigung der  Auszahlung  der  hinterlegten  2004  Mk.  48  Pfg.  nebst 
Zinsen  an  ihn  zu  verurtheilen.  Der  erste  Richter  hat  1)  die  Klage 
bezüglich  der  Zinsforderung  abgewiesen,  2)  die  Verurtheilung  des  Be- 
klagten zur  Herausgabe  des  Hypothekenbriefs  beziehiugsweise  die 
Abweisung  dieses  Anspruchs  von  der  Nichtleistung  oder  Leistung 
eines  dem  Beklagten  auferlegten  Eides  abhängig  gemacht,  3)  die 
Widerklage  abgewiesen. 

Der  Beklagte  hat  mit  der  Berufung  nur  um  Abänderung  diesem 
Urtheils  zu  2)  dahin  gebeten,  dass  Klägerin  mit  ihrer  Klage  unbedingt 
abgewiesen  werde.  Die  Klägerin  hat  sich  der  Berufung  angeschlossen 
und  neben  Abweisung  der    gegnerischen  Berufung  beantragt,    den  Be- 
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klagten  unbedingt  zu  yernrtheilen,  den  Hypothekenbrief  über  die  Post 
der  3200  Mk.  prinzipaliter  an  sie;  eventuell  an  die  Erben  Ihres  Ehe- 
mannes zn  dessen  Nachlassmasse  herauszugeben.  In  der  Berufongs- 
iastanz  haben  die  Parteien  ausschliesslich  über  die  Legitimation  der 
Klägerin^  welche  vom  Beklagten  bestritten  ist;  verhandelt.  Beklagter 
verlangt  von  der  Klägerin  den  Nachweis  ihrer  Erbberechtigung;  da 
ihr  Ehemann  zur  Zeit  seines  Todes  den  Wohnsitz  im  Geltungsgebiete 
des  preuss.  A.L.R.  gehabt  habe.  Klägerin  giebt  zu,  dass  ihr  Mann 
in  Stolberg  a./H.  ohne  Testament  gestorben  sei;  hält  sich  aber  auch 
nach  den  Bestimmungen  des  A.L.K.  für  befugt;  ohne  Zuziehung  ihrer 
Miterben  den  Nachlassanspruch;  wie  er  eventuell  geltend  gemacht  sei, 
zu  vertreten.  Eine  Erbbescheinigung  hat  sie  nicht  vorgelegt.  Das 
Bemfongsgericht  hat  auf  die  Berufung  des  Beklagten  die  Klage  auf 
Herausgabe  des  Hypothekenbriefs  ab-  und  die  Anschlussberufang  der 
Klägerin  zurückgewiesen. 

Das  Berufungsgericht  hält  die  Grundsätze  des  Fulda^ sehen  Privat- 
rechts nicht  f\ir  anwendbar;  weil  der  Ehemann  der  Klägerin  in  Stolberg; 
also  im  Geltungsbereiche  des  A.L.R.  sein  Sterbedomizil  gehabt  habe. 
Der  Ehemann  der  Klägerin,  welcher  ein  Testament  nicht  hinterlassen 
habe,  sei  nach  den  Regeln  der  gesetzlichen  Erbfolge  beerbt  worden; 
die  sich  nach  dem  Rechte  des  letzten  Domizils  des  Erblassers  richte. 
Ais  Hiterben  des  letzteren  kommen  noch  dessen  Kinder  in  Betracht. 
Dass  der  Nachlass  getheilt  und  die  fragliche  Post,  deren  Zubehör  der 
darüber  gebildete  Hypothekenbrief  bilde,  der  Klägerin  zugewiesen  sei; 
werde  nicht  behauptet.  Die  Klägerin  und  die  Kinder  ihres  Mannes 
befinden  sich  demnach  noch  im  ungetheilten  tmd  gemeinschaftlichen 
Besitze  der  Nachlassmasse.  Die  angeblich  unter  den  Miterben  ge- 
troffene Vereinbarung,  die  Nachlasstheilung  solle  bis  zum  Ableben 
der  Klägerin  ausgeschlossen  und  Klägerin  bis  dahin  im  alleinigen 
Besitz  der  Nachlassmasse  bleiben,  berühre  die  durch  das  Erbrecht  der 
einzelnen  Erben  vermittelte  Vermögen sgemeinschaft  hinsichtlich  des 
Nachlasses  und  dessen  Vertretung  vor  Gericht  nicht.  Klägerin  könne 
daher  kraft  eigenen  Eigenthumsrecht  den  Hypothekenbrief  nicht  vindi- 
ziren.  Fordere  sie  denselben  als  Erbin  ihres  ManneS;  so  müsse  sie 
beim  Bestreiten  ihrer  Berechtigung  zur  Klage  ihr  Erbrecht  dar- 
than.  Das  sei  nicht  geschehen  und  deshalb  auch  der  Eventualantrag 
abzuweisen. 

Die  Revision  ist  begründet. 

Das  Berufangsgericht  verletzt  durch  seine  Entscheidung  folgenden 
RechtssatZ;  über  welchen  in  der  Theorie  und  Praxis  für  das  preuss. 
Recht  Einverständniss  besteht:  Die  eheliche  Gütergemeinschaft;  in 
welche  die  Eheleute,  weil  sie  an  ihrem  ersten  Wohnsitze  gilt,  ein- 
getreten sind;  bleibt  als  eheliches  Güterrecht  nicht  nur  für  die  Dauer 
der  Ehe  beim  Wechsel  des  Wohnsitzes  massgebend;  sondern  wirkt 
auch  nach  dem  Tode  des  einen  Ehc^tten  bei  der  Nachfolge  in  das 
gütergemeinschaftliche  Vermögen  fort;  soweit  die  Nachfolge   durch  die 
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Gütergemeinschaft  nicht  durch  das  Erbrecht  bestimmt  wird  (vgl.  AJi.B.  II.  1 
§  351;  Entsch.  des  Obertribunals  Bd.  8  S.  45,  Bd.  12  S.  430,  Bd.  37 
8.  302,  Schles.  Arch.  Bd.  4  8.  55;  Suarex  in  der  Bevis.  monit,  und 
in  der  Schlussrevision,  Jahrb.  Bd.  41  8.  118  f.  abgedruckt  in  Koch's 
Komment,  Bd.  3  Anm.  47  zu  §  496  A.L.R.  II.  1;  Förster-Eccius 
5.  Aufl.  Bd.  4  8.  494  ff.;  Demhurg  Bd.  3  §  190;  Fischer,  Lekrb. 
8.  630;  Qntehot,  Erbrecht  Bd.  2  8.  514;  Koch,  Erbrecht  8.  945;  Äir, 
Internationales  Privatrecht  2.  Aufl.  Bd.  2  8.  335 ;  Urtheil  des  R.6.  bei  Bolu 
Bd.  2  Nr.  1184,  Bd.  5  Nr.  25,  810).  Hat  die  Klägerin,  wie  die 
Vorderrichter  als  unstreitig  anzunehmen  scheinen,  mit  ihrem  Ehemanne 
in  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  des  Fulda' sehen  Privatrechts 
gelebt,  so  bleiben  die  Grundsätze  dieses  Güterrechts  auch  normgebend 
für  das  Verhältniss  der  Klägerin  zur  Gütergemeinschaftsmasse,  wenn 
ihr  Ehemann  im  Geltungsgebiete  des  preuss.  Allgemeinen  Landrechts 
wo  er  —  sei  es  in  Rastenberg  oder  in  Stolberg  a./H.  —  sein  letztes 
Domizil  hatte,  gestorben  ist.  Danach  wird  der  überlebende  Ehegatte, 
wie  er  schon  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten  wahrer  Miteigen- 
thümer  über  das  uugetheilte  Ganze  war,  nach  dem  Tode  Alleineigen- 
thümer  und  zwar  nicht  kraft  Erbrechts,  sondern  in  Folge  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft,  in  Fortdauer  des  ungetrennt  gewesenen  Eigenthums 
{continuaHo  dominii,  vgl.  die  amtliche  Auskunft  des  Landgerichts  zn 
Hanau  vom  14.  Mai  1888,  sowie  Thomas,  System  aller  fhldischen  Privat- 
rechte Bd.  2  §  304  8.33  f.,  §  316  8.  47  f.).  Darin  ändert  auch  der  Um- 
stand nichts,  dass  aus  der  durch  den  Tod  getrennten  Ehe  Kinder  vorhanden 
sind,  vielmehr  treten  nach  der  bezeichneten  amtlichen  Auskunft  Aende- 
rungen  nur  bei  mehrfacher  Ehe  und  beim  Vorhandensein  von  Stief- 
kindern ein  (vgl.  auch  Thomas  a.  a.  0.  Bd.  2  §  317  S.  49  und 
Anm.   1  8.  50  f.),  also  in  Fällen,  die  hier  nicht  vorliegen. 

Wird  davon  ausgegangen,  dass  die  klagende  Wittwe  mit  ihrem 
Ehemanne  in  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  des  Fulda'schen 
Privatrechts  gelebt  hat,  so  ist  sie,  mag  sie  Kinder  haben  oder  nicht 
Alleineigenthümerin  des  gesammten  mit  ihrem  verstorbenen  Ehemanne 
besessenen  gütergemeinschaftlichen  Vermögens  und  damit  auch  der  für 
ihren  Ehemann  eingetragenen  Kaufgelderhypothek  nebst  dem  darüber 
ausgefertigten  Hypothekenbriefe  geworden.  Der  Prinzipalantrag  der 
Klägerin  ist  daher,  soweit  ihre  Legitimation  in  Betracht  konmit.  be- 
gründet. Da  die  Klägerin  aus  eigenem  Recht  als  Alleineigenthümerin, 
nicht  als  Erbin  oder  Miterbin  ihres  Ehemannes  die  Herausgabe  des 
Hypothekenbriefes  fordert,  durfte  das  Beruftingsgericht  die  Zulassung 
der  Klage  nicht  von  der  Vorlegung  einer  Erbbescheinigung  abhängig 
machen.  Es  genügt  vielmehr,  dass  die  Klägerin  mit  ihrem  Ehemanne 
in  der  bezeichneten  Gütergemeinschaft  gelebt  hat  und  dass  ihr  Ehe- 
mann gestorben  ist.  Sollte  das  Bestreiten  der  Legitimation  der 
Klägerin  sich  etwa  auch  auf  diese  Umstände  erstrecken  —  aus  dem 
Beruftmgsurtheile  lässt  sich  dies  nicht  mit  Sicherheit  erkennen  —  so 
sind    dieselben   noch  zur  Erörterung  zu  ziehen.     In    der  Sache   selbst 
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ksnn  ohnedies  nicht  entschieden  werden,  da  über  den  Anschlussbe- 
rufungsantrag  der  Klägerin,  womit  gegenüber  der  erstinstanzlichen 
bedingten  Yemrtheilnng  des  Beklagten  dessen  unbedingte  Vemrtheilung 
gefordert  wird,   in  der  Berufxingsinstanz  noch  nicht  verhandelt  ist. 

Ausländische  Kuratel  über  preussische  Staatsangehörige. 

Beschluss  des  Prenss.  Kammergerichts  vom  19.  Dezember  1892. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Memen  in  Hechingen. 

Der  Beschwerdeführer,  Ingenieur  6.,  ist  in  Biala  in  Galizien  ge- 
boren, wo  derselbe  früher  mit  seiner  Ehefrau  und  seinen  Kindern  ge- 
wohnt hat.  Im  Jahre  1886  sind  dessen  minderjährigen  Kindern  Anna, 
Benno  und  Dankwart  G.  von  dem  Bezirksgerichte  in  Biala  Kuratoren 
bestellt  worden.  Alsdann  hat  der  Beschwerdeführer  am  3.  Mai  1886 
mit  seiner  Ehefrau  und  den  Kuratoren  seiner  Kinder  einen  sogenann- 
ten Abtretungsvertrag  geschlossen,  welcher  insbesondere  folgende  Be- 
stimmungen enthält:  Frau  G.  verpflichtet  sich,  in  einem  bei  den 
preassischen  Gerichten  anzustellenden  Ehesclieidungsprozesse  keine 
Einwendungen  zu  erheben  und  die  Entlassung  ihres  Ehemannes  aus 
dem  Österreichischen  Staatsverbande  nicht  zu  hindern.  Die  Kinder 
sollen  in  der  alleinigen  Verpflegung  und  Erziehung  der  Mutter  bleiben ; 
der  Beschwerdeführer  verzichtet  auf  die  Geltendmachung  von  Rechten, 
wodurch  die  Elinder  der  Erziehung,  Verpflegung  und  Obhut  der  Mutter 
entzogen  werden  könnten.  Derselbe  tritt  ferner  das  Eigenthum  an 
seinem  Maschinenfabrikgeschäfte  in  Biala  mit  allem  Zubehör  an  seine 
Ilhefrau  und  seine  Kinder  zu  je  einem  Fltnftel  ab  und  Übernehmen 
die  Kuratoren  die  Verwaltung  des  unter  der  bisherigen  Firma  fortzu- 
flLhrenden  Geschäfts.  Diese  bestimmen  auch  einen  entsprechenden  Be- 
trag  zum  standesgemässen  Unterhalt  der  Frau  und  der  Kinder,  wäh- 
rend der  Beschwerdeführer  aus  den  Erträgnissen  des  Geschäfts  jähr- 
lich 6000  Mark  erhalten  soll.  Dieser  entsagt  der  vermögensrecht- 
lichen Disposition  über  das  abgetretene  Geschäft  zu  Gunsten  der  Frau 
nnd  der  Kinder. 

Durch  rechtskräftiges  Urtheil  des  Landgerichts  I  zu  Berlin  vom 
10.  Juni  1886  ist  die  Ehe  des  Beschwerdeführers  geschieden.  Am 
14.  September  1886  ist  von  dem  kgl.  Polizei-Präsidenten  zu  Berlin 
f^r  denselben  eine  Naturalisationsurkunde  ausgestellt  worden,  wonach  G. 
nebst  seiner  ,, Ehefrau ^^  und  den  namentlich  aufgeführten  ,. unter  väter- 
licher G^ewaIt  stehenden^  vier  Kindern  die  preussische  Staatsangehörig- 
keit erworben  hat. 

Der  Beschwerdeftihrer ;  welcher  jetzt  in  Charlottenburg  wohnt, 
hat  nunmehr  bei  dem  dortigen  Amtsgericht  die  Einleitung  einer  Pfleg- 
schaft über  seine  minderjährigen  Kinder  auf  Grund  des  §  86  der 
Vorm.O.  mit  Bücksicht  auf  die  Interessenkollision  beantragt ,  welche 
der  obige  Vertrag   fortdauernd    herbeiführe.     In    Folge   des  Wechsels 
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der  Staatsangehörigkeit  sei  das  preussische  Gericht  zur  Führung  der 
Pflegschaft  zuständig.  Die  Uebemahme  der  Pflegschaft  sei  dringend 
nöthig^  da  eine  Schildigung  der  Interessen  der  Kinder  stattfinde  und 
beim  ferneren  Mangel  der  erforderlichen  Kontrole  die  Gefahr  des  Yer- 
mögensverlustes  bestehe.  Das  Amtsgericht  Charlottenburg  hat  den 
Antrag  auf  Einleitung  der  Pflegschaft  abgelehnt^  weil  die  in  BiaU 
geführte  Pflegschaft  zur  Wahrung  des  Interesses  der  Kinder  hinzu- 
reichen scheine. 

Die  Beschwerde  des  Ingenieurs  G.  ist  zurückgewiesen  worden, 
nachdem  das  Bezirksgericht  in  Biala  auf  Anfrage  des  Beschwerde- 
gerichts die  Abgabe  der  Pflegschaft  an  das  hiesige  Gericht  abgelehnt 
hatte.     Die  weitere  Beschwerde  ist  ebenfalls  zurückgewiesen. 

Gründe:  Die  väterliche  Gewalt  des  Beschwerdeführers  ist  als 
fortbestehend  anzusehen,  auch  wenn  in  dem  Vertrage  vom  3.  Mai 
1886  ein  Verzicht  auf  dieselbe  zu  finden  ist.  Denn  ein  solcher  Ver- 
zicht würde  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  für  ungültig  zu  erach- 
ten sein,  weil  es  sich  um  ein  sittliches  Verhältniss  handelt^  welches 
ohne  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  nicht  willkür- 
lich gelöst  werden  kann.  Sieht  aber  das  hiesige  Recht  in  dem  sitt- 
lichen Wesen  der  väterlichen  Gewalt  den  Grund  der  Ungültigkeit  des 
Verzieh tS;  so  kann  auch  nicht  die  sonstige  Anwendbarkeit  eines  frem- 
den Rechts  über  diesen  Ungültigkeitsgrund  hinwegführen.  Es  würde 
aber  auch  nach  österreichischem  Rechte,  welches  nach  §  174  des 
bürgerlichen  Gresetzbuchs  die  ausdrückliche  Entlassung  aus  der  väter- 
lichen Gewalt  von  der  Genehmhaltung  des  Gerichts  abhängig  macht 
die  Entsagung  ohne  gerichtliche  Mitwirkung  der  Gültigkeit  ermangeln. 
Dauert  hienach  die  väterliche  Gewalt  des  Beschwerdeführers  noch  fort, 
so  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  dessen  Kinder  zugleich  mit  ihm 
selbst  die  preussische  Staatsangehörigkeit  erworben  haben.  Die  Ver- 
leihung der  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich  nach  §  11  des  Reichs- 
gesetzes  vom  1.  Juni  1870  auf  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehen- 
den minderjährigen  Kinder,  was  ausserdem  hier  in  der  Naturalisatious- 
urkunde  besonders  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist.  Aus  dem 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  folgt  nach  Ansicht  des  Beschwerde- 
föhrers  die  Pflicht  der  preussischen  Gerichte  zur  Einleitung  der  lieber- 
nähme  der  Pflegschaft.  Richtig  ist ,  dass  der  Vertrag  vom  3.  Mai 
1886  eine  dauernde  Kollision  der  Interessen  herbeigeführt  hat,  welche 
gemäss  §  86  der  Vorm.O.  die  Noth wendigkeit  einer  Pflegschaft  ohne 
Rücksicht  auf  die  gegen  die  Gültigkeit  des  Vertrags  obwaltenden  Be- 
denken begründet.  Aber  es  fragt  sich^  ob  nicht  die  Kuratel^  welche 
von  dem  Bezirksgerichte  in  Biala  geführt  wird,  der  Einleitung  der 
Pflegschaft  von  Seiten  des  hiesigen  Gerichts  entgegensteht. 

Die  Kinder  haben  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Charlotten bnrg,  son- 
dern nach  wie  vor  in  Biala.  Allerdings  theilen  die  in  väterlicher 
Gewalt  befindlichen  Kinder  den  Gerichtsstand  des  Vaters  bis  zur 
rechtsgültigen   Veränderung    desselben     (§  60    II    2.     AXJR.,    §  17 
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^.P.O.)*  Mit  Einwillignng  des  Oewalthabers  können  sie  aber  einen 
anderen  Wohnsitz  als  diesen  auch  während  der  Dauer  der  vSterlichen 
Gewalt  haben  (vgl.  Seufferfs  Archiv  Bd.  31  Nr.  10;  Böhm,  Inter- 
nationale Nachlassbehandlung  S.  9).  Der  Fall  liegt  hier  vor ,  da  der 
Vater  in  dem  sogenannten  Abtretungs vertrage  die  Erklärung  abgege- 
ben hat;  dass  die  Kinder  in  der  alleinigen  und  ausschliesslichen  Er- 
ziehung und  Verpflegung  der  Mutter  bleiben  sollen,  bis  sie  selbst  eine 
Bestimmung  treffen  können.  In  Folge  dieser  Erklärung  muss  ange- 
nommen werden,  dass  die  Kinder  nach  dem  Willen  des  Vaters  trotz 
dessen  Auswanderung  aus  Oesterreich  dort  ihren  Wohnsitz  haben  be- 
halten sollen.  Die  Kechtsgtiltigkeit  des  Vertrags  kommt  auch  hier 
nicht  in  Betracht ,  weil  der  Vater  sich  selbst  auf  den  Vertrag  beruft, 
also  seine  damalige  Willenserklärung  noch  aufrecht  erhält,  mithin  den 
den  Kindern  konstituirten  besonderen  Wohnsitz  fortdauern  lässt.  Daher 
ist  hier  die  Frage  su  entscheiden,  ob  die  hiesigen  Grerichte  über 
preussische  Staatsangehörige,  welche  ihren  Wohnsitz  im  Auslande 
haben,  ungeachtet  einer  von  der  ausländischen  Behörde  geführten  Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft  eine  solche  einleiten  müssen.  Von  ver- 
schiedenen Schriftstellern  wird  die  Ansicht  vertreten,  dass  alle  preus- 
sischen  Staatsangehörigen  in  dieser  Beziehung  der  inländischen  Ge- 
richtsbarkeit unterworfen  seien  und  dass  deshalb  die  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  über  preussische  Staatsangehörige  unter  allen  Um- 
ständen von  den  inländischen  Behörden  einzuleiten  oder  zu  übernehmen 
sei  (Löwenstem  Nr.  16  zu  §  B  der  V.O.;  Neumann  2.  Aufl.  zu  §  5; 
WaMer  Nr.  6,  letzter  Absatz  zu  §  2,  Nr.  2  zu  §  5 ;  Hesse  Nr.  4  zu 
§5:  Philler  Nr.  13  zu  §  5\  Nach  heutiger  Rechtsanschauung,  welcher 
die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  und  des  Allgemeinen  Landrechts 
entsprechen,  erstreckt  sich  die  Fürsorge  des  Staats  auf  alle  in  dessen 
Gebiete  domizüirenden  Personen  (vgl.  Savigny,  System  Bd.  8  S.  341 ; 
Böhm  a.  a.  0.  S.  30 :  Demburg-SchnUxenstem,  Vormundschaftsrecht 
3.  Aufl.  S.  69  §  56 ff. :  n  18  A.L.R.).  Staatsverträge  erklären  aus- 
drücklich den  Wohnsitz  für  massgebend  in  Bezug  auf  die  Einleitung 
der  Vormundschaft  (vgl.  z.  B.  den  Vertrag  mit  Braunschweig  vom 
4./9.  Dezember  1841,  G.S.  1842  S.  1  Art.  16,  mit  Anhalt  -  Dessau 
vom  12.  Mai  1853,  G.S.  S.  465  Art.  83,  mit  Sachsen-Meiningen 
vom  2.  Mai  1859^  G.S.  S.  221  Art.  83).  Wenn  anderseits  der 
Grundsatz  ausgesprochen  ist,  dass  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staats- 
gewalt in  Bezug  auf  die  Führung  der  Vormundschaft  sich  nur  auf 
die  eigenen  TTnterthanen  erstrecken  können  und  daher  nach  dem  Aus- 
scheiden der  Kuranden  aus  dem  preussischen  Unterthanenverbande  zur 
Fortführung  der  Vormundschaft  keine  Veranlassung  mehr  sei  (J.M.Bl. 
von  1866  S.  299  und  Kcmptz,  Jahrb.  Bd.  49  S.  167),  so  ist  hier 
an  Fälle  gedacht,  in  denen  die  Kuranden  zugleich  den  Wohnsitz  in 
Preussen  aufgegeben  haben,  und  ist  nicht  etwa  bei  Fortdauer  des  hie- 
sigen Wohnsitzes  der  Wegfall  aller  staatlichen  Fürsorge  für  geboten 
erklärt;   was  im  Widerspruche  mit  den   Vorschriften   des  Allgemeinen 
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Landrechts  gestanden  haben  würde,  nach  welchen  die  Bevormondmig  über 
alle  hier  domizilirenden  Personen  den  hiesigen  Gerichten  zugewiesen 
war  (vgl.  §  68  ff.^  11  18  A.L.R.).  Nach  der  Yormundschafltsordnung 
regelt  sich  auch  bei  Nichtpreussen  die  Zastftndigkeit  zur  Einleitung 
der  Vormundschaft  nach  dem  inländischen  Wohnsitze  (§  6  Abs.  1) 
und  ist  also  ebenfalls  beim  Vorhandensein  eines  Wohnsitzes  in  Preussen 
den  schutzbedUrftigen  Ausländem  die  Fürsorge  der  hiesigen  Beh5rdeo 
zugesichert.  Freilich  trägt  die  Vormundschaftsordnung  der  fremden 
Staatsangehörigkeit  insoweit  Rechnimg,  als  sie  im  §  6  Abs.  3  bestbomit, 
dass  die  Vormundschaft  über  einen  Nichtpreussen  auf  Verlangen  der 
Behörden  des  Heimathsstaates  an  diese  alräugeben  ist.  Aber  die  Gül- 
tigkeit der  zunächst  hier  einzuleitenden  Vormundschaft  ist  dabei  offen- 
bar vorausgesetzt,  von  der  Befugniss  der  inländischen  Behörden  zur 
vormundschaftsgerichtlichen  Fürsorge  für  die  in  Preussen  domiziliren- 
den Ausländer  ausgegangen. 

Ueber  den  umgekehrten,  dieser  Entscheidung  zu  Ghrunde  liegen- 
den Fall,  dass  preussische  Staatsangehörige  im  Auslande  ihren  Wohn- 
sitz haben,  enthält  die  Vormundschaftsordnung  keine  ausdrücklichen 
Bestimmungen.  Allerdings  ist  die  Zuständigkeit  der  preussischen  Vor- 
mundschaftsgerichte in  Betreff  der  diesseitigen  Staatsangehörigen  nicht 
durch  den  inländischen  Wohnsitz  bedingt,  vielmehr  muss  auch  über  die 
Grenzen  des  Staatsgebiets  hinaus  den  preussischen  Staatsangehörigen 
der  erforderliche  Schutz  von  den  preussischen  Behörden  thunlichst 
zu  Theil  werden.  Aber  dem  auf  dem  Territorialprinzipe  beruhen- 
den Rechte  des  fremden  Staats,  den  in  dessen  Gebiete  domizili- 
renden Preussen  selbst  die  nöthige  Fürsorge  angedeihen  zu  lassen, 
hat  der  preussische  Gesetzgeber  die  Anerkennung  nicht  versagen 
wollen.  In  der  Vormundschaftsordnung  findet  sich  keine  Bestinmiung, 
aus  welcher  dies  zu  entnehmen  wäre.  Eine  solche  Bestinunung  würde 
die  Gebietshoheit  des  fremden  Staats  verletzen.  Wie  die  Vormund- 
schaftsordnung die  Einleitung  der  Vormundschaft  über  Ausländer^  die 
hier  ihren  Wohnsitz  haben,  anordnet  und  die  Anerkennung  ihrer  Gül- 
tigkeit von  Seiten  der  Behörden  des  fremden  Staats  voraussetzt,  so 
sind  unbedenklich  auch  den  Behörden  des  fremden  Staats  entsprechende 
Befugnisse  in  Bezug  auf  die  dort  domizilirenden  Preussen  zuzugestehen. 
Die  Ueberlassung  der  Vormundschaft  an  die  inländischen  Behörden 
könnte  bei  entsprechender  Anwendung  des  §  6  Abs.  3  der  Vorm.O. 
nur  auf  Verlangen  der  letzteren  erfolgen,  ohne  dass  sich  eine  un- 
bedingte Verpflichtung  für  die  preussischen  Vormundschaftsgerichte 
ergäbe,  unter  allen  Umständen  ein  solches  Verlangen  zu  stellen.  Die 
Pflicht  der  diesseitigen  G^ichte  zur  Fürsorge  hinsichtlich  der  im  Aus- 
lände domizilirenden  preussischen  Staatsangehörigen  geht  nicht  über 
das  Bedür&iss  hinaus,  besteht  also  insoweit  nicht,  als  der  auswärtige 
Staat  die  nöthige  Fürsorge  durch  seine  Behörden  gewährt.  Grewinnt 
das  inländische  Gericht  die  Ueberzeugung,  dass  dies  geschieht  und 
die  Fortführung   der  Vormundschaft   durch    die   ausländische  Behörde 
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im  Interesse  der  Kuranden  liegt^  so  ist  dasselbe  keineswegs  gehalten, 
auf  Abgabe  der  Vormundschaft  hieher  zu  dringen. 

Die  Bichtigkeit  dieser  Ausführung  findet  darin  eine  Stütze, 
dass  die  Yormundschaftsordnung  ausser  den  blos  subsidiären  Bestim- 
mungen im  §  5  und  §  8  letzter  Satz  keine  näheren  Vorschriften 
darüber  enthält,  welches  Gericht  über  die  im  Auslande  domizilirenden 
Preussen  die  Vormundschaft  bezw.  Pflegschaft  zu  flibren  hat,  also 
uicht  anzunehmen  scheint,  dass  dieselbe  noth wendig  vor  die  preussischen 
Gerichte  gehört.  Bei  Einleitung  einer  Vormundschaft  über  Inländer, 
die  stets  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  gehabt  bezw.  ohne  Verlegung 
desselben  nach  Preussen  die  hiesige  Staatsangehörigkeit  erworben 
haben,  muss  nach  §  5  der  Vorm.O.  in  jedem  Falle  das  zuständige 
Vormundschaftsgericht  von  dem  Justizminister  bestimmt  werden.  Han- 
delt es  sich  aber  um  eine  Pflegschaft  über  solche  Personen  in  Bezug 
auf  Angelegenheiten,  die  im  Auslande  wahrzunehmen  sind,  so  bieten 
die  Vorschriften  der  Vormundschaftsordnung,  da  hier  auch  die  subsidiäre 
Zuständigkeitsnorm  in  §  8  letzter  Satz  versagt,  anscheinend  überhaupt 
kein  Mittel,  um  die  Bestimmung  des  zuständigen  preussischen  Vor- 
mundschaftsgerichts zu  erreichen.  Möchte  nun  auch  vermöge  analoger 
Anwendung  des  §  5  der  Vorm.O.  dahin  zu  gelangen  sein,  dass  die 
Entscheidung  des  Jnstizministers  hier  ebenfalls  einzutreten  hat,  so 
deutet  doch  diese  Lücke  im  Gesetze  darauf  hin,  dass  dem  Gesetzgeber 
der  Gedanke  an  regelmässige  Einleitung  einer  Pflegschaft  über  Preussen, 
die  im  Auslande  ihren  Wohnsitz  haben ,  fem  gelegen  hat.  Sodann 
steht  gegenüber  einer  Weigerung  der  Abgabe  von  Seiten  der  fremden 
Yormnndschaftsbehörde  den  preussischen  Gerichten  auch  keinerlei 
Zwangsmittel  zu  Gebote.  Der  fremde  Staat  kann  den  Umfang  be- 
stimmen, in  welchem  er  den  dort  domizilirenden  Ausländern  vor- 
mundschaftlichen  Schutz  gewähren  will,  und  braucht  sich  desselben 
also  auch  nicht  auf  Ansinnen  der  Behörde  des  Heimathsstaats  zu  be- 
geben. Dies  ist  zwar  für  die  preussischen  Vormundschaftsgerichte  im 
§  6  Abs.  3  der  Vorm.O.  vorgeschrieben,  aber  der  fremde  Staat  kann 
wegen  Fortführung  der  Vormundschaft  über  die  dort  domizilirenden 
Ausländer  andere  Normen  aufstellen.  Ob  nach  den  für  das  Bezirks- 
gericht in  Biala  geltenden  österreichischen  Gesetzen  die  Weigerung 
der  Abgabe  gerechtfertigt  ist,  kann  dabei  dahingestellt  bleiben,  weil 
die  preussischen  Gerichte  nicht  darüber  zu  entscheiden  haben,  ob  die 
Behörden  des  fremden  Staats  ihre  Zuständigkeit  überschreiten.  Den 
inländischen  Vormundschaftsgerichten  liegt  auch  nicht,  ohne  dass  das 
Interesse  der  Kuranden  es  erfordert,  die  Verpflichtung  ob,  durch  An- 
rufung der  höheren  Behörde  des  auswärtigen  Staats  auf  Abänderung 
der  Entscheidung  hinzuwirken,  durch  welche  die  Abgabe  der  Vormund- 
schaft verweigert  ist.  Hiezu  haben  die  preussischen  Gerichte  um  so 
weniger  Veranlassung,  wenn  die  Betheiligten  selbst  in  der  Lage  sind, 
sich  zu  diesem  Zwecke  an  die  Behörden  des  fremden  Staats  wenden 
zu  können.     Neben  der  Vormundschaft  oder  Pflegschaft,    welche  von 
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den  auswärtigen  Behörden  rechtsgültig  geführt  wird^  kann  nicht  zn- 
gleich  eine  solche  bei  den  hiesigen  Behörden  eingeleitet  werden.  Denn 
eine  doppelte  gesetzliche  Vertretung  ohne  Regelung  des  wechselseitigen 
Verhältnisses  würde  statt  des  beabsichtigten  Schutzes  der  Pflegebefoh- 
lenen fortgesetzte  Kollisionen  zu  deren  Nachtheile  herbeifUhren.  Nach 
alledem  ist  anzunehmen  ^  dass  über  Preussen,  die  im  Auslande  ihren 
Wohnsitz  haben^  eine  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  von  Seiten  der 
hiesigen  Behörden  nicht  nothwendig  einzuleiten  ist^  wenn  eine  solche 
bereits  von  den  ausländischen  Behörden  geRihrt  wird.  Ist  bei  den 
Verhandlungen  über  den  Entwurf  der  Vormundschaftsordnung  ein  ent- 
sprechender Zusatz^  der  dies  klar  stellen  sollte,  angeregt  worden^  ohne 
Aufnahme  im  Gesetze  gefunden  zn  haben  (vgl.  Wachler  Nr.  2  zu 
§  5  der  Vorm.O.)^  so  folgt  daraus  keineswegs^  dass  die  Faktoren 
der  Gesetzgebung^  die  einen  solchen  Zusatz  für  Überflüssig  angesehen 
liaben  mögen,  mit  dessen  Inhalt  nicht  einverstanden  gewesen  sind. 

Muss  hiernach  die  unbedingte  Verpflichtung  zur  Einleitung  oder 
Uebemahme  der  Vormundschaft  bezw.  Pflegschaft  Über  im  Auslande 
domizilirende  und  dort  unter  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  stehende 
Preussen  in  Uebereinstimmung  mit  Demburg-Schtdixenstein  (Vormund- 
schaftsrecht 3.  Aufl.  S.  62  Nr.  15)  verneint  werden^),  so  gilt  dies  um- 
somehr  bei  Personen^  die  zur  Zeit  der  Einleitung  der  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  Ausländer  gewesen  sind  und  erst  später  die  preus- 
sische  Staatsangehörigkeit  erworben  haben.  Dass  der  Erwerb  der 
preussischen  Staatsangehörigkeit  unter  Beibehaltung  des  ausländischen 
Domizils  die  unbedingte  Verpflichtmig  zur  Uebernahme  der  Vormund- 
schaft oder  Pflegschaft  für  die  preussischen  Grerichte  begründet,  deutet 
die  Vormundschaftsordnung  nirgends  an. 

Ob  und  inwieweit  die  entwickelten  Bechtsgnmdsätze  in  gleicher 
Weise  Geltung  haben  würden,  wenn  die  betreffenden  Kuranden  nur 
ihren  Aufenthalt^  nicht  aber  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  hätten^  kann 
hier  unerörtert  bleiben.  Die  preussischen  Behörden  müssen  nach  dem 
Gesagten  zwar  prüfen^  ob  den  im  Auslande  domizilirenden  preussischen 
Staatsangehörigen  die  nöthige  Fürsorge  durch  Einleitung  und  Füh- 
rxmg  einer  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  gewährt  wird;  ergiebt  sich 
aber^  dass  diese  Fürsorge  stattfindet  und  daher  die  Pflegebefohlenen 
des  erforderlichen  Schutzes  nicht  entbehren  ^  so  sind  die  hiesigen  Ge- 
richte zur  Einleitung  einer  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  nicht 
verpflichtet. 

Mit  vorstehenden  Rechtsausführungen  stehen  die  Vorentschei- 
dungen im  Einklänge.  Nach  der  Begründung  haben  die  Vorinstanzen 
die  Ueberzeugung  gewonnen  ^  dass  das  Interesse  der  Pflegebefohlenen 
durch  die  bei  dem  Bezirksgerichte  in  Biala  geführte  Kuratel  zur  Ge- 


1)  Ebenso  Anton,  Anm.  9  zu  §  5  der  Vorm.O.;  WiluUky,  Anm.  4  zn 
§  5;  Koch's  Kommentar  8.  Aufl.,  4.  Bd.  $.  1098  Anm.  9  zu  §  5  der 
Vorm.O. 
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nfige  gewahrt  ist  und  dass  eine  Uebemahme  derselben  hieher  in  keiner 
Weise  zweckdienlich  sein  würde.  Diese  wesentlich  thatsächliche  Aus- 
ftihnmg  ist  massgebend  für  das  Gericht  der  weiteren  Beschwerde.  Ob 
ftbrigens  das  österreichische  Gericht  die  nöthige  Kontrole  über  Füh- 
rung der  Kuratel  nach  allen  Seiten  hin  übt,  kann  von  den  hiesigen 
Gerichten  nicht  nachgeprüft  werden;  für  die  letzteren  genügt  vielmelir 
die  Feststellung  der  Einleitung  und  Führung  der  Kuratel  durch  die 
auswärtige  Behörde,  wenn  nicht  etwa  die  Annahme  begründet  sein 
sollte,  dass  die  dortige  Kuratel  als  eine  solche  nach  diesseitigen  Rechts- 
begriffen überhaupt  nicht  anzusehen  ist. 

Die  weitere  Beschwerde  ist  demnach  zurückzuweisen.  {lohow 
Bd  12  S.  50.) 

Welches  örtliche  Recht  ist  für  den  Anspruch  auf  Schadenersatz 
niassgebend,  wenn  die  beschädigende  Einivirhung  in  dem  einen 
Rechtsgebiete  vollendet,  der  Schaden  aber  in  dem  anderen  xu  Tage 
getreten  ist?  Findet  insbesondere  die  im  §  151  des  allg.  preuss. 
Bergges.  vom  24.  Juni  1865  vorgeschriebene  dreijährige  Verjährung 
auf  beschädigende,  im  Ausland  vollendete  Handlu7igen  Anwendung? 

Urtbeil  des  Reichsgerichts  (V.  Zivilsenat)  vom  24.  April  1889. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr,  Mengen  in  Hechingen. 

Die  Beklagte  betreibt  Bergbau  unter  dem  Groslar' sehen  Stadtforst, 
welcher  in  dem  braunschweigischen  Gebiete  liegt  und  auf  dessen  Um- 
£uLg  das  braunschweigische  Berggesetz  vom  15.  April  1867  nach  §  220 
desselben  keine  Anwendimg  findet.  An  diesen  Stadtforst  stösst  ein 
angeblich  der  Klägerin  gehöriges  Grundstück  im  Gebiete  der  Provinz 
Hannover,  für  welches  nach  seiner  Örtlichen  Lage  das  allgem.  preuss. 
Bergrecht  Geltung  hat.  Auf  diesem  letzteren  Grundstück  befanden  sich 
Quellen,  welche  nach  der  Behauptung  der  Klägerin  durch  den  er- 
wähnten Bergbaubetrieb  mittels  Führung  eines  näher  bezeichneten, 
anter  dem  Goslar' scheu  Stadtforst  liegenden  Stollens  versiegt  sind. 

Die  Klägerin  beantragte,  die  Beklagte  zu  verurtheilen,  die  die 
Wasserentziehung  herbeiführenden  Einrichtungen  zu  unterlassen,  bezw. 
Anlagen  herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  die  Wasserentziehung 
dauernd  hindern,  und  den  durch  die  bisherigen  Eingriffe  der  Klägerin 
zugefügten  Schaden  zu  ersetzen.  Eventuell  bescliränkte  die  Klägerin 
ihren  Anspruch  auf  den  Schadenersatz,  den  sie  seinem  Umfange  nach 
im  Laufe  des  Prozesses  auch  beziffert  hat. 

Die  Beklagte  bestreitet  den  Klageanspruch  an  sich,  wendet  aber 
auch  Verjährung  ein. 

Beide  Vorderrichter  haben  abgewiesen.  Sie  halten  gegen  die  An- 
sicht der  Parteien  das  preuss.  allgem.  Bergges.  für  massgebend  und 
nach  §  151  desselben  den  Anspruch  auf  Schadensersatz  för  erloschen, 
weQ  seit  1880  die  der  fortwirkenden  Ursache  der  Anlegung  des  Stollens 
zugeschriebene  Wasserentziehung  eine  bleibende  gewesen,  die  Klägerin 
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nach  ihrer  eigenen  Darstellung  aber  den  Schaden  und  dessen  Urheber 
länger  als  3  Jahre  vor  Anstellung  der  Klage  gekannt  habe,  der  blos 
negatorische  Theil  des  Klageanspruchs  habe  Überhaupt  keine  Berech- 
tigung. 

Die  eingelegte  Revision  musste  flir  begründet  erachtet  werdeu. 
Sie  rügt  mit  Recht  die  Anwendung  des  preuss.  Bergrechts  als  rechts- 
irrthümlich. 

Der  Berufungsrichter  begründet  diese  Anwendung  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  ersten  Richter  durch  die  Erwägung,  es  sei  erst 
mit  der  schädigenden  Einwirkung  des  von  der  Beklagten  betriebenen 
Bergbaues  auf  das  in  Preussen  belegene  Grundstück  der  Klägerin  die 
Thatsache  gegeben^  welche  für  sie  gegen  die  Beklagte  einen  Anspruch 
überhaupt  habe  erzeugen  können.  Deshalb  müsse  das  für  das  be- 
schädigte Grundstück  geltende  örtliche  Recht  angewendet  werden,  und 
der  inländische  Richter,  welcher  um  Schutz  an  einem  inländischen 
Grundstücke  augegangen  werde,  müsse  diesen  nach  Massgabe  des  für 
das  letztere  geltenden  Rechts  gewähren,  wenn  auch  die  beschädigende 
Einwirkung  in  einem  anderen  Rechtsgebiete  ihren  Ursprung  ge- 
nommen habe. 

Diese  Erwägung  beruht  zunächst  auf  dem  unrichtigen  Vordersätze^ 
es  sei  der  Wille  des  preuss.  Bergrechts  in  seinem  §  148  dahin  ge- 
gangen, den  preuss.  Grundstücken  das  ihnen  dort  bei  Beschädigongeu 
durch  den  Bergbau  gewährte  Recht  auch  gegenüber  dem  ausserhalb 
Preussen  betriebenen  Bergbau  zu  geben.  Für  diese  Annahme  fehlt  es 
an  einem  zureichenden  Grunde.  Im  Gegentheil  ist  daraus,  dass  sich 
die  betreffende  Bestimmung  findet  in  einem  Gesetze  über  preuss.  Berg- 
bau, zu  folgern,  es  handle  sich  nicht  um  Aufstellung  eines  im  Allge- 
meinen aus  national-ökonomischen  Prinzipien  als  nothwendig  erkannten 
Vorzugsrechts  für  das  Grundeigenthum  im  Falle  einer  Kollision  der 
daraus  fliessendeu  Rechte  mit  der  Ausübung  der  Rechte  aus  dem  an 
sich  gleichstarken  Recht  des  Bergwerkseigenthums,  sondern  um  eine 
zunächst  das  Bergrecht  angehende  rechtliche  Grenzbestinunung  für  den 
preuss.  Bergbau.  Auch  ist  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  nicht  an- 
zunehmen, dass  in  einem  für  das  preuss.  Staatsgebiet  erlassenen  Ge- 
setze ohne  ausdrückliche  Erklärung  dem  ausserhalb  Preussen  betriebenen 
Bergbau  und  dessen  nicht  preuss.  Betreibern  überhaupt  Verpflichttmgen 
haben  auferlegt  werden  sollen,  eine  Annahme,  welche  sich  mit  der 
üblichen  Rücksichtnahme  auf  die  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  in 
Widerspruch  setzen  würde. 

Die  Erwägung  des  Berufimgsrichters  verletzt  aber  auch  die  all- 
gemeinen Grundsätze  über  die  sogenannte  Statutenkollision.  Dass  das 
Bergbaurecht  im  Allgemeinen  dem  Gesetze  untersteht,  auf  Grund  dessen 
oder  mit  dessen  Genehmigung  oder  Zulassung  es  ausgeübt  wird,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  so  lange  diese  Ausübung  innerhalb  des  von 
diesem  Gesetze  beherrschten  Gebietes  erfolgt.  Eine  Ueberschrei- 
tung   dieses  Gebietes   liegt  aber  so  lange  nicht  vor,    als   die  einzelne 
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Betriebflliandlinig  sich  vollendet  innerhalb  dieses  Gebietes,  d.  h.  den 
bergbaulichen  Zweck  erreicht,  zu  dessen  Erreichung  sie  yorgenommen 
ist  Das  was  sich  demnächst,  firüher  oder  später,  in  einem  anderen 
Gebiete  als  schädliche  Folge  einer  solchen  Handlung  herausstellt, 
ist  nicht  diese  selbst,  nicht  eine  Fortsetzung  derselben  und  kann  daher 
die  Handlung  selbst  nicht  einem  anderen  Gesetze  unterwerfen,  als 
demjenigen,  unter  dessen  Herrschaft  sie  vorgenommen  worden  ist; 
der  Bemfungsrichter,  welcher  die  Anwendung  des  preuss.  Gesetzes 
rechtfertigt  mit  der  Thatsache  der  Einwirkung  des  in  Braunschweig 
betriebenen  Bergbaus  auf  ein  preuss.  Grundstück,  hat  nicht  unter- 
schieden zwischen  der  im  bergbaulichen  Sinne  vollendeten  Handlung 
und  der  nach  der  Vollendung  eintretenden  besonderen  Wirkung.  Die 
dem  Bergbau  auferlegte  Verpflichtung,  den  durch  ihn  dem  Grundeigen- 
tkimie  zugefügten  Schaden  zu  ersetzen,  ist  eine  sogenannte  obligatio  ex 
kge,  welche  dem  Gresetze  untersteht,  wo  die  Handlung  vorgenommen 
wird,  welche  die  Obligation  begründet. 

An  der  Individualität  der  Betriebshandlung  wird  dadurch  nichts 
geändert,  dass  sich  mit  ihr  schädliche  Einwirkungen  verknüpfen. 
Durch  diese  Verbindung  wird  zwar  die  Ersatzpflicht  konkret,  aber  es 
bleibt  immer  die  Handlang,  welche  als  solche  die  Obligation  begründet; 
dass  ohne  Schaden  von  keinem  Schadenersatz  gesprochen  werden  kann, 
dieser  Satz  ist  deshalb  ohne  Bedeutung,  weil  er  auch  bei  eigentlichen 
Deliktsobligationen  zninSty  bei  denen  unbestritten  nicht  der  Ort  des 
hervortretenden  Schadens,  sondern  der  Ort  der  Deliktshandlung  für 
die  Bestimmung  des  massgebenden  Gesetzes  entscheidend  ist. 

Im  vorliegenden  Falle  sind  die  betreffenden  Betriebshandlungen, 
denen  die  Ellägerin  die  Beschädigungen  ihres  Grundstücks  zuschreibt, 
nach  deren  Behauptung  vorgenommen  und  vollendet  im  Gebiete  des 
nichtpreussischen  Rechts.  Deshalb  durfte  auf  sie  bezüglich  der  Frage, 
ob  die  Beklagte  wegen  der  von  der  Klägerin  behaupteten  Beschädigungen 
als  Folge  jener  Handlungen  schadensersatzpflichtig  sei,  nicht  das  preus- 
sische  sondern  musste  das  Recht  angewendet  werden,  welches  in  Bezug  auf 
bergbauliche  Verpflichtungen  herrschend  ist  im  Bereiche  des  Goslar' er 
Stadtforstes. 

Damit  war  die  Aufhebung  der  angegriffenen  Entscheidung  geboten. 
Eine  Bestimmung,  welche  dem  Grund eigenthümer  jeden  Anspruch 
gegen  Beschädigung  durch  den  Bergbau  abschneidet,  kann  ftir  das 
Gebiet  des  deutschen  Privatrechts  nicht  oder  doch  nicht  mehr  als  gültig 
anerkannt  werden. 

Vgl.  Stobbe,  deutsches  Privatrecht  Bd.  2.  §  141,  143  Nr.  9,  Smffert'B 
Archiv  Bd.  26  Nr.  51. 

Auch  besteht,  abgesehen  von  Partikulargesetzgebungen  neuerer  Zeit, 
füs  das  gemeine  Recht  nicht  das  dem  preuss.  Rechte  bekannte  und 
im  §  151  des  allgem.  preuss.  Berggesetzes  angenommene  Institut  der 
dreijährigen  Verjährung  gegen  Ansprüche  aus  ausserkontraktlicher 
BeschSdigung. 
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Vgl.   Motive   zum    §  179    des  EntwnrfB   zu   einem    bürgerliche 
Gesetzbuche. 

Wohnsitz  des  SchiUdners.    Satz  1247  des  Badisehen  LandreMs. 

Urtheil  des  Reichsgerichts,  IL  Zivilsenat;  vom  26.  Februar  1892 

(Entsch.  in  ZS.  Bd.  29  8.  286). 

Aus  den  Gründen: 

^Konnte  daher  nur  der  gesetzlich  bestimmte  ErftQlungsort  mass- 
gebend sein,  so  hing  die  Entscheidung  von  der  Auslegung  des  mit 
Art.  1247  Code  dvü  übereinstimmenden  Satzes  1247  des  badischen 
Landrechts  ab,  nach  welchem  ausser  den  Fällen,  wo  ein  Zahlungsort 
vereinbart  oder  eine  individuell  bestimmte  Sache  Gegenstand  der  Ver- 
bindlichkeit ist,  die  Zahlung  „in  dem  Wohnsitze  des  Schuld- 
ners" zu  geschehen  hat.  Da  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Auftrags- 
ertheilung  an  die  Klägerin  (Oktober  1888)  seinen  Wohnsitz  in 
Mannheim  hatte  und  diesen  Wohnsitz  erst  kurze  Zeit  vor  Anstellung 
der  vorliegenden  Elage  vom  10.  Aprü  1891  angegeben  und  sich  in 
Berlin  niedergelassen  hat,  so  war  die  vorgeschützte  prozesshindemde 
Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  begründet,  wenn  das  Gresetz 
unter  dem  Wohnsitz  des  Schuldners  dessen  gegenwärtigen  Wohnsitz 
versteht,  nicht  denjenigen,  welchen  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung der  Verbindlichkeit  hatte.  Das  Oberlandesgericht  hat  sich 
für  die  Auslegung  in  ersterem  Sinne  entschieden,  und  dieser  Ansieht, 
welche  als  die  herrschende  anzuerkennen  ist,  musste  beigetreten 
werden. 

Für  die  Annahme,  dass,  wenn  ein  anderer  Vertrags wille  nicht 
erkennbar  ist,  die  Erfüllung  da  zu  erfolgen  habe,  wo  der  Schuldner 
zur  Zeit  der  Erfüllung  seinen  Wohnort  hat,  wenn  dieser  auch  ein  an- 
derer sein  sollte,  als  der,  welcher  zur  Zeit  der  Begründung  der  Ver- 
bindlichkeit bestand,  spricht  vor  Allem  der  Wortlaut  des  L.ILS.^6 
1247.  Da  dieser  in  Abs.  2  den  Zeitpunkt  der  Erfüllung  in's  Auge 
fasst,  so  ist  die  Bezeichnung  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  als  Er- 
füllungsort auf  den  nämlichen  Zeitpunkt  zu  beziehen  und  hätte,  wenn 
der  Wohnsitz  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Verbindlichkeit  gemeint 
gewesen  wäre,  eine  genaue  Abfassung  des  Gesetzes  einen  entsprechen- 
den Zusatz  erfordert  wie  in  Abs.  1  des  L.R.S.'s  1247 ,  wo  für  die 
Verbindlickeit  der  Uebergabe  einer  individuell  bestimmten  Sache  als 
Erfüllungsort  der  Ort  bezeichnet  ist,  wo  sich  die  Sache  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Verbindlichkeit  befunden  habe. 

Von  Pothi&r  {Traue  des  ohligations  Bd.  2  Nr.  549  S.  81)  wurden 
die  bezüglichen  Vorschriften  des  römischen  Rechts  in  dem  Sinne  ver- 
standen, y^qu'en  ce  cos  (nämlich  bei  Verbindlichkeiten  mit  nicht  indi- 
viduell bestimmtem  Gregenstande)  la  chose  daü  etre  paySe  au  lieu  ou 
eüe  est  demandSe,  tibi  petitur ,  t^est^dire  au  lieu  du  domieile  du  dein- 
teur,^     Dementsprechend  wollte  der  Code,    wenn  der  Gläubiger  nicht 
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ftlr  die  Aufiiahme  eines  Erfüllungsorts  in  den  Vertrag  gesorgt  hatte, 
das  f&r  die  Begel  dem  Schuldner  zugute  kommen  lassen,  und  bestimmte 
deshalb,  dass  alsdann  der  Schuldner  au  seinem  Wohnorte  Zahlung 
leisten  dürfe.  Das  Bkcpose  de  moiifs  sagt:  ^si  Vohjet  de  la  dette  est 
tnditermmef  le  debitewr  peut  mvoquer  la  regle  suivant  laquelle,  dans 
k  süenee  du  corUrat  ou  dans  le  doute  qu'il  faü  naitre,  il  doit  etre  inter- 
prete  de  la  maniere  la  moins  onSreuse  pour  lui.  Le  pnieinent  doit 
donc  (Uors  Stre  faü  ä  san  domicüe^;  und  ähnlich  spricht  sich  Jaubert 
im  Berichte  an  das  Tribunat  aus,  nttmlich  dahin :  „Lorsqu'il  n*y  a  pas 
de  Convention,  &e8t  le  dibüeur  pour  qui  la  loi  se  prononee,  et  avec  rai- 
son, Touies  les  fois  que  les  parties  ne  se  sont  pas,  expliquSes,  et  qu!il 
fcuit  mkrprüer,  lHnterpr6tation  doit  se  faire  plutöt  en  faveur  du  debiteur 
qu'en  faveur  du  erianeier;  ee  qui  est  fondS  sur  ce  que  tout  est  favarable 
pour  la  Hberaiion,  et  que  crSaneier  doit  s'imputer  de  n'avoir  pas  rSdige 
ks  condiiions  avee  plus  de  clarte^  (Locre,  La  legislation  eivile  etc.  Bd.  12 
S.  368,  467). 

Die  Vorschrift  des  Art.  1247  Abs.  2  Code  civil,  wonach  die 
Geldschuld  in  der  Regel  eine  Holschuld  ist,  steht  in  keiner  Bezieliung 
zu  einem  Gerichtsstände  des  Erfüllungsorts:  ein  von  dem  des  wirk- 
lichen Wohnsitses  verschiedener  Gerichtsstand  konnte  durch  die  Wahl 
eines  besonderen  Wohnsitzes  (domicüe  ilu)  für  die  zwangsweise  Voll- 
ziehung eines  Rechtsgeschäfts  begründet  werden  (^Art.  111  God,  civ.\ 
ohne  dass  dies  wiederum  für  den  Erfüllungsort  bestimmend  wurde. 

Der  durch  §  29  der  Z.P.O.  geschaffene  Gerichtsstand  des  Er- 
füllungsorts lässt  das  materielle  Recht  in  Beziehung  auf  die  Festsetzung 
des  Erfüllungsorts  bei  Verbindlichkeiten  unberührt^  und  dass  dieser 
Gerichtsstand  nach  der  oben  gebilligten  Auslegung  des  L.R.S's  1247 
an  praktischer  Bedeutung  verliert,  kann  einen  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit dieser  Auslegung  nicht  begründen. 

Mehr  Gewicht  würde  dem  weiteren  Einwände  der  Revision  beizu- 
legen sein,  dass  durch  eine  im  Belieben  des  Schuldners  liegende,  durch 
den  Wechsel  seines  Wohnorts  herbeigeführte  Aenderung  des  ErflÜ- 
lungsorts  der  ganze  Vertrag  anderen,  dem  Schuldner  günstigeren  Ge- 
setzen unterstellt  werden  könnte,  wenn  diese  Folge  uothwendig  ein- 
treten müsste.  Allein  weder  das  französische  noch  das  badische  Reclit 
enthält  eine  Bestimmung,  dass  die  durch  Vertrag  begründeten  Rechts- 
verhältnisse stets  nach  dem  Rechte  des  Erfüllungsorts  zu  beurtheilen 
seien;  vielmehr  kommt  es  in  erster  Reihe  darauf  an,  welchem  Rechte 
die  Vertragschliessenden  in  Beziehung  auf  die  Wirkungen  des  Ver- 
trags sich  unterwerfen  wollten,  wie  denn  auch  im  vorliegenden  Falle 
beide  Personen  hinsichtlich  der  Entscheidung  über  den  Erfüllungsort 
für  die  Verbindlichkeit  des  beklagten  Auftraggebers  sich  auf  das  in 
Baden  geltende  Recht  berufen  haben. 

Hienach  konnte  Mannheim  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  Be- 
klagte   seinen  Wohnsitz  von  dort    nach  Berlin  verlegt    hatte  ^    nicht 
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mehr  als  Erfüllungsort   fUr   die  Verbindlichkeiten   des  Beklagten  aus 
dem  der  Klägerin  ertheilten  Auftrage  gelten.^ 

Vermibarung  eines  Deutschen  mit  einer  ausländischen  Mrma,  in 
Ansehung  eines  am  Sitze  dieser  Firma  xu  erfüllenden  Vertrages 
sich  der  Entscheidung  eines  Schiedsgerichtes,  das  a/m  ErfÜttungs- 
orte  xusammentreten  und  aus  Staatsgenossen  der  auswärtigen 
Firma  bestehen  soll,  xu  unterwerfen.  Art  der  OeUendfnachung 
des  Schiedsspruches  in  Deutschland.  Zum  §  868  Z.P.O. 
Urtheil  de»  Reichsgerichts  (L  297/92)  vom  10.  Dezember  1892. 

Mitgethcilt  von  Herrn  Kamuiergerichtsrath  Neubauer  in  Berlin. 

Nach  einer  von  dem  ssu  Berlin  wohnhaften  6.  v.  BL  unter- 
schriebenen, in  englischer  Sprache  abgefassten  Vertragsurkunde  (memo- 
randum  of  agreefnentj  ist  zwischen  diesem  und  B.  v.  H.  einerseits^  als 
Kilufern,  und  einer  Firma  X.  et  Komp.  zu  London  anderseits,  als 
Verkäuferin,  ein  Vertrag  Über  monatliche  Lieferung  von  216  Tonnen 
trockenen  Kornes  geschlossen  worden.  Li  dem  Vertrage  unterwerfen 
sich  die  Kontrahenten  ftir  den  Pall  von  Streitigkeiten  dem  Sehieds- 
Spruche  von  zwei  durch  die  Parteien  zu  bezeichnenden  Mitgliedern  der 
Londoner  Kombörse  eventuell  eines  von  diesen  zu  emenneuden  Ob- 
mannes. 

Durch  einen^  London,  6.  Dezbr.  1890  datirten,  von  drei  Schieds- 
richtern unterzeichneten  Schiedsspruch  ist  6.  v.  EL.  vemrtheilt,  4437 
Sack  Getreide,  welche  von  der  klagenden  Firma  X.  et  Komp.  nach 
Hamburg  verschifft  waren,  anzunehmen,  die  darauf  ruhenden  Hamburger 
Unkosten  zu  tragen,  angegebene  Beträge  binnen  einer  Woche  vom 
Datum  des  Schiedsspruches  zu  zahlen  und  einen  weiteren  Betrag  zn 
zahlen,  falls  er  nicht  binnen  vierzehn  Tage  2154  leere,  der  Klägerm 
gehörende  Säcke  zurücksende.  Die  Schiedsrichtergebühren  und  Aus- 
lagen (deren  Betrag  angegeben  ist)  sind  jeder  Partei  zur  Hälfte 
auferlegt. 

Gegenwärtig  hat  Klägerin  gegen  G.  v.  H.  auf  Erfüllung  de« 
Schiedsspruches  Klage  erhoben,  und  einen  Antrag  gestellt,  die  £rben 
des  inzwischen  verstorbenen  G.  v.  H.  zu  verurtheüen,  die  ange- 
gebenen Summen,  unter  Abrechnung  des  Erlöses,  der  durch  meistbietenden 
Verkauf  des  in  Hamburg  lagernden  Getreides  erzielt  ist,  nach  Kräften 
des  Nachlasses,  an  sie  zu  zahlen. 

Im  ersten  Rechtszuge  ist  nach  dem  Antrage  erkannt,  im  zweiten 
die  Klage  abgewiesen.  In  der  Revisionsinstanz  ist  das  Urtheil  des 
Bernfungsrichters  aufgehoben  aus  folgenden  Gründen: 

Es  sei  nicht  in  Gemässheit  des  §  868  Z.P.O.  auf  Erlassung 
eines  VoUstreckungsurtheils  erkannt.  Im  vorliegenden  Falle  würde 
auch  eine  solche  Klage  unstatthaft  sein  (vgl.  Entsch.  Bd.  5  S.  397  ff.),  da 
der  beigebrachte  Schiedsspruch  nicht  mit  Gründen  versehen  und  auch 
nicht  von  den  Schiedsrichtern,  entsprechend  §  865  a.  a.  O.;  auf  der 
Gerichtsschreiberei    des  zuständigen  Gerichts    niedergelegt  sei,    diesen 
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ErfoTdemiBBen  aber  genttgt  sein  müsse,  wenn  der  im  Auslände  er- 
gangene Schiedsspruch  im  Oeltungsgebiete  der  Z.P.O.  ftir  vollstreckbar 
erklSrt  werden  solle. 

Ebensowenig  könne  KlSgeriu,  wie  der  Berufhngsrichter  zutreffend 
annehme^  auf  den  Weg  der  §§  660  ff.  Z.P.O.  verwiesen  werden. 
Abgesehen  davon,  dass  dieser  Weg  schon  deshalb  nicht  zum  Ziele 
führe^  weil  in  England  dieGregenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei,  setze  die  Klage 
ans  §  660  ein  im  Auslände  ergangenes  gerichtliches  Urtheil  voraus. 
Der  umstand,  dass  der  Schiedsspruch  in  England  durch  Anordnung 
eines  master  of  tht  court  of  supreme  fudicaiure  für  vollstreckbar  erklXrt 
sei,  bewirke  nicht^  dass  er  in  Bezug  auf  die  Anwendung  der  §§  660  ff. 
dem  Urtheile  eines  englischen  Gerichtshofes  gleichzustellen  sei. 

Allein  die  Abweisung  der  Klage  entspreche  nicht  der  Recht- 
sprechung des  K.G.  In  dem  vorerwähnten  Urtheil  sei  nicht  ausge- 
sprodien  und  habe  nach  dessen  Grttnden  nicht  ausgesprochen  werden 
sollen,  dass  aus  einem  den  Vorschriften  der  Z.P.O.  nicht  entsprechenden 
Schiedssprüche  vor  deutschen  Gerichten  ein  Anspruch  nicht  erhoben 
Verden  könne.  Im  Urtheil  I.  294/88  vom  29.  Dezbr.  1888  (vgl. 
Bolxe  7  Nr.  1249),  sei  angenommen,  dass,  wenn  die  Parteien  sicli 
vertragsmässig  der  Entscheidung  eines  auswärtigen  Schiedsgerichts 
unterworfen  haben,  ein  diesem  Vertrage  gemäss  ergangener  Schieds- 
spruch auch  dann  für  sie  verbindlich  sei,  wenn  die  Vorschriften  des 
zehnten  Buches  der  Z.P.O.  nicht  befolgt  seien,  und  dass  der  im 
schiedsrichterlichen  Verfahren  obsiegenden  Partei  in  einem  solchen 
Falle  zwar  nicht  die  Klage  auf  Erlassung  eines  VoUstreckungsurtheils, 
wohl  aber  die  Klage  auf  Erfüllung  des  Schiedsvertrages  und  damit 
sogleich  auf  Gewährung  der  durch  den  Schiedsspruch  auferlegten 
Leistungen  znstehe. 

Diese  Auffiissung  sei  auch  hier  zur  Geltung  zu  bringen.  Die 
Ansicht  des  Berufungsgerichts,  dass  nach  der  Z.P.O.  das  gemäss  §  868 
za  erlassende  Vollstreckungsurtheil  der  einzige  Weg  sei,  auf  welchem 
ein  Schiedsspruch  zur  Vollstreckung  gelangen  könne,  und  dass  die  Zu- 
lassung einer  auf  Erfüllung  des  Schiedsvertrages  gerichteten  Klage 
auf  eine  Umgehung  dieses  einzigen  durch  das  Gesetz  zugelassenen 
Weges  hinauslaufe,  könne  für  zutreffend  nicht  erachtet  werden.  Die 
Z.P.O.  regele  nicht  unmittelbar  die  Rechtswirksamkeit  eines  ausläud- 
ischen  Schiedsspruches  im  Inlande,  die  Rechts  Wirksamkeit  sei  vielmehr 
in  erster  Linie  nach  den  Grundsätzen  des  sogen,  internationalen  Privat- 
rechts zu  beurtheilen.  Hiernach  erscheine  es  allerdings  gerechtfertigt, 
bei  der  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  des  VoUstreckungsurtheils 
TOB  den  Vorschriften  des  einheimischen  Rechts  auszugehen.  Durch 
das  Vollstreckungsurtheil  spreche  der  Staat  als  Inhaber  der  Gerichts- 
gewalt aus,  dass  er  den  Schiedsspruch  als  geeignete  Grundlage  für  die 
Zwangsvollstreckung  anerkenne;  unter  welchen  Voraussetzungen  diese 
Anerkennung  zu  gewähren  sei,  bestimme  sich  nach  der  Rechtsordnung 
des  Staates,  dessen  RechtshUlfe  in  Anspruch  genommen  werde. 

28* 


410  Recbtsprechung :  Deutschland. 

DUrfe  dies  Ergebniss  als  aDgemessen  und  folgerichtig  betrachtet 
werden,  so  würde  es  mit  den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechts 
nicht  vereinbar  sein,  einem  im  Auslande  gefKllten  Schiedssprüche  wegen 
Nichtbeobachtimg  der  Vorschriften  des  einheimischen  Bechts  jede 
Wirkung  im  Inlande  zu  versagen.  Wenn,  wie  hier^  ein  Inlftndor  in 
einem  mit  einer  ausländischen  Firma  geschlossenen,  am  Sitze  dieser 
Firma  zu  erfüllenden  Vertrage  sich  der  Entscheidung  eines  Schieds- 
gerichts unterwerfe,  das  am  Erfüllungsorte  zusammentreten  und  aus 
Staatsgenossen  der  auswärtigen  Firma  bestehen  solle,  so  werde  regel- 
mässig anzunehmen  sein,  die  Vertragschliessenden  hätten  sich  in  Bezug 
auf  das  schiedsrichterliche  Verfahren  dem  Rechte  des  Ortes  unterwerfen 
wollen,  an  welchem  der  Ausspruch  zu  fallen  sei.  Ein  derartiges  Kom- 
promiss  sei  durch  die  Z.P.O.  nicht  ausgesclilossen.  Sei  dasselbe  statt- 
haft, so  müsse,  wenn  ein  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  reehtsbe- 
ständiger,  wenngleich  den  Vorschriften  der  Z.P.O.  nicht  genügender 
Schiedsspruch  vorliege,  ein  Weg  gegeben  sein,  dem  Vertragswillen  der 
Parteien  auch  im  Inlande  Geltung  zu  verschaffen.  Dieser  Weg  sei 
die  hier  angestellte  Klage,  mittels  deren  auf  Grund  des  unter  den 
Parteien  geschlossenen  Vertrages  die  Erfüllung  des  diesem  Vertrage 
gemäss  ergangenen  Schiedsspruches  gefordert  werde.  Schon  das  R.O.H.G. 
habe  (Entsch.  Bd.  10  S.  397,  Bd.  17  S.  427 )  auf  die  Nothwendigkeit  eines 
derartigen  Rechtsbehelfes  hingewiesen.  In  der  Zulassung  des  Rechts- 
behelfes  sei  eine  Umgehung  zwingender  Vorschriften  des  einheimischeu 
Rechtes  nicht  zu  finden.  Davon,  dass  die  Parteien  beabsichtigt  hätten, 
das  Gesetz  zu  umgehen,  könne  nach  Lage  der  Sache  nicht  die  Rede 
sein.  Es  sei  aber  auch  nicht  anzuerkennen,  dass  die  Zulassung  der 
Klage  insofern  mit  den  Vorschriften  des  einheimischen  Rechtes  in 
Widerspruch  trete,  als  sie  die  Verwirklichung  des  Schiedsspruches  auf 
einem  durch  die  Z.P.O.  implizite  für  unstatthaft  erachteten  Wege 
herbeiführe.  Der  Zweck  der  Klage,  einem  an  sich  rechtsgültigen,  im 
Auslande  ergangenen  Schiedssprüche  vor  den  Gerichten  des  Inlandes 
zu  der  ihm  nach  den  Grundsätzen-  des  internationalen  Rechts  gebüh- 
renden Anerkennung  zu  verhelfen,  liege  ausserhalb  des  Bereiches,  auf 
welchen  die  Vorschriften  der  Z.P.O.  sich  beziehen.  Das  Argument, 
dass  nach  der  hier  gebilligten  Auffassung  dem  im  Auslande  ergangenen 
Schiedssprüche  grössere  Wirkungen  beigelegt  würden  als  demjenigen 
eines  inländischen  Schiedsgerichts,  greife  schon  deswegen 
nicht  durch,  weil  die  Klage  den  Nachweis  voraussetze,  dass  ein  nach 
dem  Rechte  des  Auslandes  perfekt  gewordener  vollständiger  Schieds- 
spruch vorliege. 

Festzustellen  sei  aber  noch,  ob  der  vorliegende  Schiedsspruch 
nach  englischem  Rechte  gültig  sei,  und  ob  der  Erblasser  der  Beklagten 
der  Auflage  des  Schiedsspruchs  in  Betreff  der  Rückgabe  der  Säcke 
nachgekommen  sei. 
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RechtsverhäUniss    zwischen    Frankreich   und    Elsass- Lothringen 

auf  dem  Oebiete  des  Urheberrechts. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsgerichtsrath  Orünewald  in  Metz. 

1.  In  Folge  der  Vereinigung  mit  dem  Deutschen  Reiche  ist  Elsas»- 
Lothringen  Frankreich  gegenüber  auch  auf  dem  Gebiete  des  Urheber- 
rechts als  Ausland  zu  betrachten  und  zwar  auch  bezüglich  der  vor 
der  Grebietsabtretung  in  Frankreich  erschienenen  Werke.  Das  geistigpe 
Urheberrecht  hat  auf  internationalem  Gebiete  noch  keineswegs  all- 
gemeine Anerkennung  gefunden,  dasselbe  äussert  vielmehr  an  und  für 
sich  seine  Wirksamkeit  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates,  in  dem 
es  zur  Entstehung  gelangte,  darüber  hinaus  aber  lediglich  insoweit,  als 
besondere  Staatsverträge  dieses  bestimmen.  Hienach  ist  der  unverän- 
derte Fortbestand  des  Urheberrechts  in  Bezug  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  in  erster  Reihe  durch  die  Zugehörigkeit  des  letzteren  zum 
(Jrspmngslande  sowie  durch  die  fernere  Anwendbarkeit  der  Gesetze 
bedingt,  unter  deren  Herrschaft  es  entstanden  ist,  und  es  wurde  daher 
dieses  Recht  in  Elsass-Lothringen  in  dem  Augenblicke  beseitigt,  da 
ftir  das  Yerhältniss  dieses  Landes  zu  Frankreich  im  Anschluss  an  die 
politische  Abtrennung  in  Folge  des  Art.  18  des  Zusatzvertrags  zum 
deutsch-französischen  Friedensvertrag  für  das  Yerhältniss  von  Frank- 
reich zu  Elsass-Lothringen  der  französisch- bayerische  Vertrag  vom 
10./13.  Mai  1865  als  massgebend  erklärt  worden  und  an  die  Stelle 
des  Dekrets  vom  13./ 19.  Januar  1796  getreten  ist.  Dass  dieses  die 
AufBftssung  der  beim  Friedeusschluss  betheiligten  Mächte  gewesen  ist, 
ergiebt  sich  aus  dem  in  Art.  10  des  Zusatzvertrags,  sowie  in  Ziff.  5 
des  SchluBsprotokolls  zu  Gunsten  der  bereits  erworbenen  Patente  ge- 
troffenen Vorbehalte,  indem  daraus  gefolgert  werden  muss,  dass 
man  einerseits  diesen  Vorbehalt  keineswegs  für  selbstverständlich  er- 
achtete und  denselben  anderseits  auf  das  Urheberrecht  an  Kunst- 
und  Schriftwerken  nicht  ausdehnen  wollte,  vielmehr  ftir  den  durch 
den  erwähnten  Vertrag  vom  16.  Mai  1865  gewährten  Schutz  ftir  ge- 
nügend hielt. 

2.  Dieser  letztere  Vertrag  galt  für  dies  Yerhältniss  bis  zur  Ein- 
führung des  französisch -deutschen  Literarvertrages  vom  19.  April  1883, 
an  dessen  Stelle  nunmehr  in  jeder  Richtung  die  Bemer Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886  getreten  ist. 

3.  Nach  §  52  des  deutschen  Urhebergesetzes  vom  11.  Juni  1870 
ist  der  Urheber  eines  musikalisch-dramatischen  Werkes,  also  nament- 
lich einer  Oper,  vor  unbefugter  Aufführung  unbedingt  geschützt. 
Der  Urheber  anderer  musikalischer  Werke  jedoch  nur  dann,  wenn  er 
sich  das  Aufführungsrecht  auf  dem  Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des 
Werkes  ausdrücklicli  vorbehalten  hat.  Dagegen  ist  nach  franzö- 
sischem Kechte  der  Schutz  vor  unbefugter  Aufftihnmg  durch  einen 
derartigen  Vorbehalt  nicht  bedingt. 
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4.  Nach  Art.  3  des  französisch  -  bayerischen  Vertrags  vom 
10./ 13.  Mai  1865;  durch  den  übrigens  nur  die  nach  EinfÜhrmig  die- 
ses Vertrags  erschienenen  musikalischen  Werke  vor  unbefugter  Aufftili- 
rung  geschützt  werden,  genügt  die  Erfüllung  der  im  Ursprungslande 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  und  Bedingungen,  sowie  der  Eintra^r 
in  das  beim  anderen  Vertragsstaate  geführte  Rollenregister  zur  Er- 
langung des  Schutzes  im  Gebiete  des  letzteren.  Im  firanzösisch- 
dontschen  Vertrage  ist  ein  derartiger  Grundsatz  nicht  aufgestellt  wor- 
den, wohl  aber  ist  dies  in  Art.  2  der  Bemer  Uebereinkunft  geschehen. 
Anderseits  hat  sich  diese  Uebereinkunft  in  ihrem  Art.  9  hinsicht- 
lich der  Aufführung  nichtdramatischer,  musikalischer  Werke  der 
deutscheu  Gesetzgebung  angeschlossen.  Aus  dem  Gesagten  folgt,  dass 
bei  den  unter  der  Herrschaft  des  Vertrags  vom  19.  April  1883  er- 
schienenen nichtdramatisch  -  musikalischen  Werken  der  französische 
Komponist  nur  im  Falle  des  erwähnten  Vorbehalts  vor  unbefugter 
Aufführung  in  Elsass-Lothringen  geschützt,  sowie  dass  eine  Aendenmg 
hierin  in  Folge  der  Berner  Uebereinkunft  nicht  eingetreten  ist. 

Diese  Grundsätze  sind  entwickelt  im  Urtheil  des  O.L.G.  Colmar 
I.  Ziv.  Sen.  vom  8.  Juli  1892  (Jur.  Ztschr.  für  Elsass-Lothr.  Bd.  18 
8.  156  bis  169\ 

Recht  der  Haverei  und  Kondemnation. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mittelstein  in  Hamburg. 

Aus  den  Gründen  eines  Urtheils  des  Hanseatischen  Oberlandes- 
gerichts,  Zivilsenat  II,  vom  15.  Oktober  1892  i.  S.  H.  Fölsch  &  Co. 
gegen  die  Oberrheinische  Versicherungsgesellschaft  zu  Mannheim 
(Aktenzeichen:  Bf  II  131  und  141/92):  ,v  •  •  Auch  wenn  man  an- 
nimmt, dass  der  Kapitän  der  ,. Cambridge'*  (eines  englischen 
Schiffes)  bei  der  Erfüllung  der  von  der  Klägerin  geschlossenen  Char- 
ter deshalb,  weil  er  mit  dem  Schiffe  nach  Hamburg  bestimmt  war'). 
bei  der  Behandlung  der  Havarieangelegenheit  in  Valparaiso  (welches 
als  Nothhafen  angelaufen  war)  nach  deutschem  Rechte  sich  zu  rich- 
ten hatte,  ist  doch  nicht  erfindlich,  weshalb  er  unter  allen  Umständen 
das  Schiff  hätte  repariren  lassen  müssen  und  die  Beise  nicht  hätte 
aufgeben  dürfen  ^^  Es  lag  nämlich  die  Voraussetzung  des  Art  444 
des  H.G.B.  nicht  vor.  „Eine  Verpflichtung,  bei  der  Ausführung  des 
Frachtvertrages  sich  betreffs  der  Kondemnation  nach  den  allgemeinen 
See  Versicherungsbedingungen  zu  richten,  bestand  für  den  KapitHn 
nicht.  Dafilr  fehlt  jede  Grundlage.  Üie  Verhandlung  des  Havarie- 
verfahrens  in  Valparaiso  vor  dem  englischen  Konsul  begründet 
ebensowenig  eine  Rechtswidrigkeit  des  Kapitäns.  Nach  allgemeinen 
Rechtsgebräuchen,  die  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind,  hatte  er  sich 
an  den   Konsul    des  Landes  zu  wenden,    dem    sein   Schiff   angehörte. 


2)  Vgl.  oben  Bd.  I  S.  506  und  Bd.  U  S.  38  (Anm.  des  Einsenders). 
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DieBen  Grundsatz  erkenneu  die  allgemeinen  SeeverBichenmgBbedingungen 
gleichfalls  an,  siehe  z.  B.  §  128  sub  a  und  b.  Die  Form  des  Ver- 
fahreoB  unterstand  somit  englischem  Rechte."^ 

Haftung    des    Versicherers  für  Sckiffsxusammenstösse    (H.O.B. 

Art.  824  Nr.   7.). 

Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  MüteUUin  in  Hamburg. 

Aus  den  Gründen  eines  Urtheils  des  Hanseatischen  Oberlandes- 
gerichts ^  Zivilsenat  I^  vom  17.  Oktober  1892  i.  S.  der  Deutscheu 
Dampfischifis-Bhc^erei  gegen  Arthur  Dencker  als  Direktor  der  Nord- 
deutschen Versicherungsgesellschaft  und  Konsorten  (Aktenzeichen:  Bfl 
99/92):  ^  .  .  .  .  Jetzt  ist  die  Nr.  7  des  Art.  824  des  H.G.B.  eine 
ans  reinen  Zweckmässigkeitsgründen ,  namentlich  in  Rücksicht  auf 
fremde  Rechte,  vornehmlich  englisches  Recht  beliebte  Abweichung 
von  dem  Grundsatz^  dass  Schäden  Dritter,  für  welche  der  versicherte 
Rheder  mit  seinem  SchifFsvermögen  haftet,  seinem  Versicherer  nicht 
zur  Last  fallen. 

Es  wäre  tmter  diesen  Umstftndeu  vielleicht  richtiger  gewesen, 
namentlich  bei  der  wiederholt  von  der  Kommission  ausgesprochenen 
Absicht,  englisches  Recht  zu  berücksichtigen,  den  Fall  unter  7  in 
Art  824  ganz  zu  streichen  und  dagegen  unter  die  im  Art.  783  au%e- 
ftkhrten  Gregenstftnde,  welche  versichert  werden  könneo,  auch  die  Dritten 
vom  Versicherer  zu  erstattenden  KollisionsschSden  in  der  Fassung  der 
Nr.  7  des  ALrt.  824  außsunehmen.  Damit  würde  man  sich  der  engli- 
schen Auf&ssung  nXhem,  dass  solche  Schäden  zwar  eine  Gefahr  sind, 
^egen  welche  man  sich  versichern  kann,  aber  nicht  eine  Gefahr, 
welche  der  Versicherer  trägt,  aucli  ohne  sie  ausdrücklich  übernommen 
ZQ  haben,  denn  in  England  wird  konsequenter  Weise  die  sogenannte 
Rwnnmg  down  clause  oder  Coüision  clause  behandelt  als  ein  ydistinci 
wniract  superadded  to  the  ordinary  policy  to  cover  a  risk  extemal  to 
the  subjeci  msured-^  (Mc.  Arthur,  Cotitract  of  Marine  Insurancej  2.  Aufl. 
8.  269 ;  Laumdes,  Treatüe  of  Marine  Insurance,  S.  23  Note  y).  Diese 
Aaffassung  ist  auch  auf  dem  Autwerpener  Kongress  durchgednmgen : 
i.d  defaut  de  stipulation  expresse,  Vassurance  maritime  ne  doit,  comme 
fassurance  terrestre  etre  responsable  que  du  dommage  6prouvS  par  les 
ohjets  assuris  et  des  frais  faits  pour  leur  eonservation  sans  avoir  d  re- 
pondre  des  recours  des  tiers"^  {Actes  du  Congres  dAnvers  p.  277),  ab- 
weichend von  der  Auslegung  des  Art.  850  des  Code  de  cmnmerce  durch 
die  franzosische  Praxis')  und  von  der  den  recours  des  tiers  ein- 
iichliessenden  Fassung  des  Art.  178  des  belgis  chen  Gesetzes  vom  24.  Au- 
gust 1879  (vgl.  Jaeohsy  Droü  Maritime  Beige,  H  8.  210,  211,  802,  303). 


3)  In  der  französischen  Doktrin  ist  die  Frage  aber  streitig  und 
zwar  sind  die  Meisten  gegen  die  Ansicht  der  Praxis  (vgl.  Jacobs  II  ^'r.  7öö 
p.  803 ;  Valrogtr  IV  Nr.  1620  \  Vtßjardintt  Nr,  1426).  (Anm.  des  Ein- 
senders.) 
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Bemerkt  mag  werden^  da88  die  revidirten  norwegischen  Assekuranz- 
bedingungen  von  1881  (Hamburgs  Otto  Meissner  1883),  welche  sich 
im  Allgemeinen  an  die  Allgemeinen  Seeversicherungsbedingnngen  an- 
lehnen,  die  Nr.  7  des  §  69  der  letsteren  (übereinstimmend  mit  ILG.B. 
Art.  824)  ersetzt  haben  dnrch  eine  Bestimmung,  welche  der  dem 
Art.  824  in  erster  Lesung  gegebenen  Fassung  sich  anschliesst. 

....  Für  das  richtige  Yerständniss  des  Art.  824  Nr.  7  ist  aber 
nicht  stehen  zu  bleiben  bei  dem  deutschen  Recht  und  seiner  gemäss 
II.6.B.  Art.  451,  452  beschränkten  Haftung  des  Rheders  auch  für  Dritten 
zugefügte  Kollisionsschäden,  sondern  es  ist  weiter  in  Betracht  zn 
ziehen,  dass  bei  Berathung  des  Handelsgesetzbuches  ausgesprocheuer- 
massen,  wie  schon  erwähnt,  auch  auf  fremde  Rechte,  namentlich  eng- 
lisches Recht,  Rücksicht  genommen  ist.  Man  wollte  den  indirekten 
Kollisionsschaden  nicht  nur  in  dem  Falle  dem  Versicherer  belasten, 
wenn  er  von  dem  versicherten  Rheder  nach  Massgabe  des  H.6.B. 
Art.  736,  738,  also  in  Beschränkung  seiner  Haftung  auf  Schiff  und 
Fracht,  zu  ersetzen  sein  würde,  sondern  gleicher  Weise,  wenn  er  nach 
fremden  Rechte  haftbar  gemacht  werden  sollte.  Das  geht  klar  her- 
vor aus  dem  in  zweiter  Lesung  (Prot.  4332)  gefiassten  Beschluss  in 
Art.  714  erster  Lesung  (jetzt  824),  aus  dem  vorletzten  Absatz  das 
Zitat  der  Art.  632  und  634  (jetzt  736,  738)  zu  streichen,  um,  wie 
es  wörtlich  heisst  ,,die  Meinung  auszuschliessen ,  als  solle  der  Ver- 
sicherer nur  in  dem  in  diesen  Artikeln  angeföhrten  Fällen  haften, 
nicht  aber,  wenn  das  Schiff  nach  Massgabe  anderer  Gesetzgebungen 
wegen  Uebersegeluug  in  Anspruch  genommen  werde.  "*  Das  dabei  von 
der  Kommission  besonders  in' s  Auge  ge&sste  englische  Recht  kannte 
aber  zur  Zeit  der  Berathung  des  Handelsgesetzbuchs  eine  beschränkt 
unpersönliche  Haftung  des  Rheders  so  wenig  wie  jetzt*).  Die  damals 
geltende  Merchant  Shipping  Act  von  1854  (Lord  Tenterden  [Abbott] 
treaiise  of  the  law  relative  to  Merchant  Ships  and  Seamen^  13.  Aufl. 
1892  S.  514—517)  erklärte  den  Rheder  bis  zum  Belaufe  des  Wer- 
thes  von  Schiff  und  Fracht  (in  Fällen  von  Tödtungen  und  Körper- 
verletzungen von  Passagieren  bis  zum  Belauf  von  mindestens  15  / 
per  Ton)  auch  dann  verantwortlich,  wenn  sein  Schiff  bei  der  Kollision 
gesunken  war,  also  von  Schiff  und  Fracht,  welche  hafteten,  gar  nicht 
die  Rede  sein  konnte.  Dem  entsprechend  ist  auch  der  Art.  824  Nr.  7 
so  gefasst,  dass  die  Annahme,  er  wolle  nur  auf  Fälle  anwendbar  sein, 
wo  deutsche  Rheder  nach  deutschem  Rechte  von  Dritten  für  Kollisions- 
schäden in  Anspruch  genommen  werden,  ausgeschlossen  ist.  Der  ^Ver- 
sicherte^ kann  dort  ebensowohl  ein  englischer  wie  ein  deutscher  Rhe- 
der sein,    und    auch    ein  versicherter   deutscher   Rheder   kann   in  die 


4)  Jetzt  gilt  die  Merchant  Shipping  Ad  von  1862.  Das  geltende  System 
ist  das  einer  beschränkten  persönlichen  Haftung  verbunden  mit 
einer  gleichzeitigen  dinglichen  Haftung  von  Schiff  und  Fracht.  (Anm.  des 
Einsenders.) 
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Lage  kommen,    nach    englischem   Recht    ftir    einen   KoUisionsschaden 
haften  zu  müssen  ^ ) *' 

Wekhes  Gericht  ist  zur  Ausstellung  einer  Erbbescheinigung  7iaeh 
detn  in  Amerika  verstorbenen  imnarennen  Kinde  xuständig,  wenn 
der  Vater  in  Preussen  verstorben  und  die  Mutter  mit  den  Kin- 
derUy  nachdem  sie  sich  hier  auseinander gesetxt,  nach  Amerika  ge- 
bogen ist? 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Mengen  in  Hechingen. 

Der  Schmied  Carl.  St  ist  in  Strzellin .  Amtsgericht  Putzig,  am 
9.  November  1877  mit  Hinterlassung  seiner  gütergemein  schädlichen 
Wittwe  und  fünf  minorenner  Kinder  verstorben.  Nachdem  sich  die 
Wittwe  mit  ihren  Kindern  auseinandergesetzt  hatte,  ist  sie  mit  den- 
selben nach  Amerika  verzogen ,  während  das  Vermögen  der  Kinder 
vou  dem  vom  Amtsgerichte  in  Putzig  bestellten  Vormund  verwaltet 
wird.  Von  den  Kindern  sind  in  Amerika  verstorben :  a)  der  am 
17.  Oktober  1870  geborene  Wilhelm  Hermann  St.  am  29.  Juli  1888, 
b)  die  am  14.  Januar  1877  geborene  Ottilie  Auguste  Emilie  St.  am 
I.Mai  1891.  Das  Amtsgericht  Putzig  hat  sich  fllr  unzuständig  er- 
klärt, die  verlangte  Erbbescheiuigung  bezüglich  dieser  Kinder  zu  er- 
Uieilen,  und  es  eventuell  auch  abgelehnt,  die  im  §  8  des  Gesetzes 
vom  12.  März  1869  gedachte  Bescheinigung  auszustellen;  weil  die 
Kreissparkasse  in  Neustadt  in  Westpreussen  keine  Behörde  im  Sinne 
des  gedachten  Gesetzes  sei.  Auf  die  erhobene  Beschwerde  ist  die- 
selbe von  dem  Landgerichte  Danzig  für  begründet  erachtet  und  sind 
beide  Entscheidungsgründe  des  Amtsgerichts  verworfen. 

Gründe:  Die  im  Alter  von  14 — 17  Jahren  verstorbenen  Kinder 
sind  preussische  Unterthaneu  geblieben^  weil  sie  nach  Einsicht  der 
Vormundschaftsakten  nicht  aus  der  Preussischen  Staatsangehörigkeit 
eQtlassen  sind  (§  42  der  Vorm.O)  und  daher  nur  auf  Grund  eines 
Beisepapiers  oder  Heimathscheines  (§27  des  Gesetzes  vom  1.  Juni 
1870)  die  preussischen  Lande  verlassen  haben  können.  Nach  ^  2 
des  Gesetzes  vom  12.  März  1869  ist  dasjenige  Gericht  zur  Ausstel- 
Inng  der  Erbberechtigung  berechtigt,  wo  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  seinen  ordentlichen  Gerichtsstand  gehabt  hat.  Da  die  minorennen 
Kinder  aber  einen  eigenen  Wohnsitz  nicht  begründen  konnten ,  so  ist 
flas  Amtsgericht  Putzig,  als  derjenige  Bezirk,  wo  ihr  Vater  verstor- 
ben, auch  ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  (§  20  Tit.  2  A.G.O.).  Auch 
der  eventuelle  Ablehnungsgrund,  dass  die  Kreissparkasse  in  Neustadt 
in  Westpreussen  keine  Behörde  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  12.  März 
1869  sei,    trifft  nicht    zu  und   wird    in   dieser  Beziehung   auf  die  im 


5)  Und  sogar  sehr  leicht,  denn  die  englischen  Gerichte  wenden  ohne 
Ansebung  der  Nationalität  des  Schiffes  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Oert- 
Heilkeit  des  ZusainmenstQsses  stets  ihr  System  an,  (Anm.  des  Ein- 
Hnders,) 
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JuBtizminiBterialblatt  für  1892  S.  51  mitgetheilten  Ghünde  des 
Kammergerichts  vom  26.  Oktober  1891  verwiesen  (Johow  Bd.  12 
8.  337). 

Für  das  Erbrecht  an  Mobilien  entscheidet  fiach  französisch- 
rechtlicher  Theorie  an  sich  das  Realstatut.  Der  Sitz  der  Nach- 
lassniobilien  fäUt  aber  vermöge  der  Regel  mobilia  ossibus  inhae- 
rent  mit  dem  der  Person  des  Erblassers  xtisammeriy  so  dass  auf 
einem  Umwege  dessen  Personalstatut  massgebend  mrd.  Für  das 
Gebiet  des  französischen  Rechts  ist  nach  Art.  3  Satz  3  Code 
civil  für  das  Personalstutut  die  Nationalität  entscheidend, 

Urtheil  des  Landgerichts  zu  Strassbnrg  vom  31.  Oktober  1892. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Erich  Aron  in  Strassburg  i/Els. 

Hermann  D.  in  M.  erhob  beim  Landgericht  zu  Strassburg  gegen 
die  Wittwe  seines  Bruders^  des  verstorbeneu  Max  D.,  als  angebliche 
Erbin  desselben  Klage  auf  Zahlung  von  600  Mk.  Die  Klage  wurde 
damit  begründet ,  dass  Hermann  D.  im  November  1872  seinem  Bru- 
der Max  D.,  der  damals  Steuereinnehmer  in  Bolchen  (Lothringen! 
gewesen,  ein  Darlehen  von  600  Mk.  gegeben  habe,  welches  nicht  zu- 
rückerstattet sei.  Die  Beklagte  als  einzige  Erbin  ihres  Mannes  sei 
zur  Zahlung  der  Darlehenssumme  nebst  Zinsen  verpflichtet.  Zmn 
Beweise  der  Erbeseigenschaft  der  Beklagten  wurde  Ausfertigung  von 
Verhandlungen  des  Stadtgerichtsnotariats  Stuttgart  vom  28.  Mai  1875 
vorgelegt.     Aus  diesen  Verhandlungen  ging  folgendes  hervor: 

Am  19.  November  1872  beirathete  MaxD.  die  Beklagte  BerthaK. 
von  Stuttgart.  Der  Ehemann  war  als  Steuereinnehmer  in  Bolchen  an- 
gestellt, die  Eheschliessung  fimd  in  Stuttgart  statt,  die  Ehefrau  hatte 
vorher  ihr  Beibringen  durch  den  Inventirer  St.  in  Stuttgart  auf  1473  Gul- 
den 22  Kreuzer  abschätzen  und  verzeichnen  lassen,  ein  Ehevertra^ 
wurde  aber  nicht  errichtet.  Bald  nach  der  Verheirathimg  wurde  Max  D. 
von  Bolchen  nach  Metz  versetzt,  dort  ¥nirde  am  27.  Januar  1875 
das  einzige  Kind  desselben,  Anna  D.,  geboren.  Am  27.  März  dessel- 
ben Jahres  starb  Max  D.  auf  einer  Urlaubsreise  in  Stuttgart,  ohne 
eine  letzt  willige  Verfügung  zu  hinterlassen;  seine  Wittwe  verzog  nach 
Stuttgart,  wo  am  20.  April  1875  der  minderjährigen  Anna  D.  ein 
Pfleger  bestellt  und  am  28.  Mai  darauf  vor  dem  Stadtgerichtsnotariate  I 
und  einer  waisengerichtlichen  Deputation  ein  Inventar  nebst  Eventuai- 
theilung  über  den  Nachlass  des  Max  D.  errichtet  wurde,  unter  Zu- 
grundelegung des  württembergischen  Landrechts  hinsichtlich  des  ehe- 
lichen Güterrechts  und  des  Erbrechts  der  Betheiligten;  als  Erben 
wurden  1)  die  Wittwe  und  2)  das  einzige  Kind  Anna  bezeichnet.  I>s 
der  Nachlass  in  Folge  des  Beibringens  —  Ersatzforderung  der  Wittwe  — 
überschuldet  erschien,  so  schlug  der  Pfleger  der  Mindeij ährigen  fnr 
diese  die  Erbschaft  aus,  während  die  Wittwe  erklärte,  auf  die  Errungen- 
schaft zu  verzichten,    sich  mit  dem  vorhandenen  Vermögen  für  ihre 
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grossere  -BeibringenftforderuDg  zu  begnügen  nnd  gegenüber  den  Kech- 
ten  Dritter  die  Erbschaft  anzutreten.  Am  18.  Juni  1875  wiederholte 
die  Wittwe  diese  Erklärung  vor  der  nämlichen  Behörde^  worauf  ihr 
durch  Bescbluss  der  gesammte  Yennögensrest  überwiesen  wurde.  Am 
24.  Juni  1875  verstarb  die  minderjährige  Anna  D.  am  Wohnsitze 
ihrer  Mutter  zu  Stuttgart. 

Die  Wittwe  des  Max  D.  beantragte  Abweisung  der  Klage,  indem 
sie  bestritt,  Erbin  ihres  Mannes  geworden  zu  sein.  Da  letzterer  zur 
Zeit  seines  Todes  sein  gesetzliches  Domizil  in  Metz  gehabt  habe,  so 
seien  für  die  Erbfolge  wie  fUr  die  Vormundschaft  über  die  Anna  I>. 
lediglich  die  elsass-lothringischen  Gesetze  mas^ebend  gewesen,  die 
in  Stuttgart  gepflogenen  bezüglichen  Verhandlungen  seien  daher  rechts- 
nnwirksam^  Erbe  des  Max  D.  sei  heute  noch  allein  der  Nachlass 
seiner  inzwischen  verstorbenen  Tochter  Anna. 

Von  Seiten  des  Klägers  wurde  dagegen  erwidert,  die  Beklagte 
sei  in  Folge  ihrer  ausdrücklich  erklärten  Erbschaftsübemahme  Dritten 
gegenüber  mindestens  in  die  Lage  einer  Erbin  versetzt  worden,  sie 
könne  mit  der  Einrede,  nicht  Erbin  zu  sein,  nicht  mehr  gehört  wer- 
den, müsse  vielmehr  in  Folge  ihrer  Erklärung  den  Nachlassglänbigern 
für  deren  Forderungen,  insbesondere  für  die  Kosten  des  Prozesses 
ebenso  hafien,  wie  wenn  sie  wirklich  Erbin  geworden  wäre.  Uebri- 
gens  habe  sie  ja  ihr  Kind  Anna  beerbt,  sei  also  jedenfalls  mittelbar 
£rbin  ihres  Mannes  geworden,  wenn  das  Kind  diesen  zunächst  beerbt 
haben  sollte.  Die  Beklagte  hob  noch  hervor,  dass  die  Anna  D.  zur 
Hälfte  von  ihr,  zur  anderen  Hälfte  von  den  Verwandten  ihres  Vaters 
beerbt  worden  sei,  also  auch  vom  Kläger  Hermann  D.  selbst. 

Durch  das  Urtheil  des  Landgerichts  wurde  die  Beklagte  zur 
Zahlung  der  Hälfte  der  eingeklagten  Forderung  verurtheilt. 

Aus  den  Gründen: 

Der  Beklagten  ist  darin  beizutreten,  dass  ihre  Passivlegitimation 
AUS  den  am  20.  ApriL  28.  Mai  und  18.  Juni  1875  in  Stuttgart  ge- 
pflogenen  amtlichen  Verhandlungen  nicht  entnommen  werden  kann. 

Max  D.  hatte  zur  Zeit  seines  Todes  Unbestrittenermassen  seinen 
Wohnsitz  in  Metz,  nicht  in  Stuttgart,  wo  er  auf  einer  Urlaubereise 
verstorben  ist;  er  war  ebenfalls  Unbestrittenermassen  badischer  und 
elsass-lothringischer,  nicht  württembergischer  Staatsangehöriger.  Es  ist 
daher  unzweifelhaft  sein  Nachlass  und  die  Vormundschaft  über  sein 
einziges  minderjähriges  Kind  in  Metz  eröffnet  worden,  und  auf  beide 
französisches  Recht  anzuwenden.  Nach  diesem  war  zunächst  nur  das 
Kind,  nicht  aber  die  Wittwe,  zur  Erbschaft  berufen.  Für  dasselbe 
konnte  die  Erbschaft  gültig  nur  durch  die  Muttervormünderin  —  nicht 
einen  Kurator  —  angenommen  oder  ausgeschlagen  werden,  und  zwar 
wiederum  nur  nach  vorheriger  Ermächtigung  durch  den  Familienrath 
(Art.  461  (7.  c).  Auch  die  Verlegung  des  Sitzes  der  Vormundschaft 
von  Metz  (Art  108,  406  C.c.)  an  einen  andern  Ort  konnte  —  wenn 
überhaupt  —  nur  nach  eingeholter  Zustimmung  des  Familienraths  er- 
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folgen  (vgl.  Jurist.  Zeitschrift  für  ElBass-LothringeD  Bd.  15  8. 523  ff.). 
Die  Anuakmeerklärung  der  nicht  berufenen  Beklagten  konnte  diese 
nicht  zur  Erbin  machen.  Ob  und  welche  sonstige  verpflichtende  Fol^ 
diese  Erklärung  und  die  Uebernahme  des  Besitzes  der  Nachlasssachen 
etwa  haben  konnten ;  sowie  ob  die  Beklagte  etwa  zur  Tilgung  der 
eingeklagten  Schuld  ihres  Mannes  nach  ihrem  ehelichen  Güterrecht 
selbständig  verpflichtet  war,  kann  und  muss  dahingestellt  bleiben: 
denn  die  Klage  ist  gegen  di6  Beklagte  nur  als  Erbin  ihres  Mannes 
augestellt  worden,  die  Unterlage  der  Passivlegitimation  gehört  zum 
Klagegrunde,  jede  Abweichung  davon  ist  daher  bei  dem  Bestreiten  der 
Beklagten  als  Klageänderung  unzulässig. 

Da  die  minderjährige  Anna  D.  die  Erbschaft  ihres  Vaters  rechts- 
wirksam weder  angenommen  noch  ausgeschlagen  hat,  so  bt  das  Wahl- 
recht auf  ihre  Erben  Übergegangen  (Art.  781  C,  c).  Diese  können 
die  Erbschaft  des  Max  D.  noch  mit  oder  ohne  Vorbehalt  annehmen 
oder  ausschlagen.  Es  fragt  sich  nun,  ob  und  in  welchem  Um&nge 
die  Beklagte  Erbin  ihres  Kindes  geworden  ist,  und  hiezu  ist  zunächst 
zu  prüfen,  welches  Recht  auf  den  Nachlass  dieses  Kindes  angewendet 
werden  muss.  Die  Minderjährige,  die  durch  Abstammung  badische 
und  elsass-lothringische  Staatsangehörige  war,  hatte  bei  ihrem  Ableben 
den  Wohnsitz  bei  ihrer  Mutter  in  Stuttgart,  und  es  ist  nach  den 
Kegeln  des  internationalen  Privatrechts  zu  entscheiden,  ob  sie  nach 
französischem  oder  wl\rttembergischen  Recht  beerbt  wurde,  welchem 
also  die  Voraussetzungen  und  die  Bedeutung  der  Erbschaftsantre- 
tung  waren,  und  ob  die  Beklagte  gemäss  Art.  746  (7.  e.  nur  mi 
Hälfte  oder  nach  Theil  IV  Titel  XIX  §  2  des  wtirttembergischen 
Landrechts  allein  und  flir  das  Ganze  ziur  Erbschaft  berufen  worden 
ist  (vgl.   Stein  und  Kühel,  Württembergisches  Erbrecht  Bd.    1  §  20). 

Da  für  diese  Frage  eine  reichsrechtliche  Norm  nicht  besteht,  so  ist 
ihre  Entscheidung  lediglich  in  dem  f\\r  die  elsass-lothringischen  Gerichte 
massgebenden  Landesrechte  zu  suchen,  denn  auch  das  sogen,  internationale 
Privatrecht  beruht  nicht  auf  besonderen  internationalen,  sondern  lediglich 
auf  territorialen  Rechtsnormen  (s.  die  Ausführungen  von  Kahn,  ,. Ge- 
setzeskollisionen "^  in  den  Jahrbüchern  für  Dogmatik  Bd.  30  S.  1 — 143. 
Für  das  —  untergebens  allein  in  Frage  kommende  —  Erbrecht 
von  Mobilien  entscheidet  nach  französisch -rechtlicher  Theorie  an  sich 
das  Realstatut.  Der  ,.Sitz^  der  Nachlassmobilien  fällt  aber  vermöge 
der  Regel  mobilia  ossibus  inhaerent  mit  dem  der  Person  des  Erblassers 
zusammen .  sodass  auf  einem  Umwege  dessen  Personalstatut  mass- 
gebend wird.  Aiibry  und  Rau,  I  §  81  bei  Note  51  und  52 ;  Lau- 
rent,  Droit  mnl  I  120;  Laurent  y  International  II  117,  VI  161: 
t\  Bar ,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  2 
S.  362. 

Die  Kontroverse,  ob  für  das  Personalstatut  im  Allgemeinen 
Domizil  oder  Nationalität  ausschlaggebend  sein  sollen,  ist  für  das 
Gebiet  des  französischen  Rechts  durch  Art.  8  Satz  8  (7.  c.  zu  Gunsten 
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der  letzteren  gelöst.  Nur  wenn  eine  Sondervorschrift  hinsichtlich  des 
erbrechtlichen  Personalstatuts  nachweisbar  wäre,  könnte  der  die  ältere 
französisch-rechtliche  Theorie  beherrschende  Satz  richtig  sein,  dass 
dasselbe  durch  das  letzte  Domizil  des  Erblassers  bestimmt  werde. 
Eine  solche  Sondervorschrift  besteht  aber  thatsächlich  nicht.  Nament- 
lich kann  in  Art.  110  C,  c.  —  entgegen  der  Auffassung  des  Reichs- 
gerichts, Entsch.  Bd.  20  S.  351  ff.  —  nach  seinem  Wortlaute  und  seiner 
Stellung  im  Sjstem  nur  eine  Vorschrift  des  Gerichtsstandes,  die  den 
Regeln  der  Art.  770,  784,  793,  812,  822  C.  c.  zur  Grundlage  dient, 
UDd  nicht  der  Rechtssatz  gefunden  werden,  dass  die  Vorfrage,  welches 
Gesetz  auf  einen  Nachlass  zur  Anwendung  zu  kommen  habe,  nach 
den  am  Erbschaftseröffnungsorte  geltenden  Normen  zu  entscheiden  sei. 
liiese  Vorfrage  ist,  wie  fUr  die  sonstigen  Materien,  so  auch  fllr  das 
Erbrecht  in  Art.  3  Satz  3  C.  e,  unmittelbar  und  endgültig  entschie« 
den.  I>er  französisch-rechtliche  Richter  hat  dieser  Vorschrift  seines 
liandesgesetzes  zu  folgen,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwaige  Kollision 
mit  dem  entgegenstehenden  oder  ,.  rückverweisenden  *^  Rechte  des  Eröff- 
nungsortee  (vgl.  £a/in  a.  a.  0.  und  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
Bd.  24  S.  326  ff.),  und  er  muss  folglich  das  Ueimathsrecht  des  Erb- 
lassers, das  inländische  Recht  Air  den  im  Auslande  domizilirten  In- 
länder und  das  ausländische  fttr  den  thatsächlich  {y,(le  fait-^)  im  In- 
lande  wohnenden  Ausländer  anwenden.  Orome,  Allgem.  Theil  des 
französischen  Privatrechts  s^  12  8.  73  ff. ;  LaurerU,  Droit  civil  I  87 
und  droit  international  VI  161;  v.  Bar  l  90—93.  Paris  14.  Juli 
1871  in  DaUox  P.  71,  II  65  (^s.  namentlich  die  Konklusionen  des 
avoeaJt  genSral  und  die  Noten):  Cass.  5.  Mai  1875  in  DaUox  P.  75, 
I  343;  Aix  27.  März  1890  in  Böhm' 8  Zeitschrift  für  internationales 
Recht  Bd.  I  S.  70.  [Die  angebliche  Ausnahme  aus  Art.  13  G,  c.  — 
Vgl.  darüber  Laurent^  Droit  civil  I  87  —  ist  hier  nicht  zu  erörtern.) 
Der  Ausschluss  des  Rechts  des  Wohnorts  durch  das  Recht  der 
Heimath  tritt  aber  nicht  nur  im  Verhältnisse  zu  ausserdeutschen  Staa- 
ten, sondern  auch  in  dem  Untergebens  vorliegenden  Konflikte  inner- 
ludb  der  Rechtsgebiete  des  Deutschen  Reichs  ein.  Dies  ist  mit  Unrecht 
bestritten  {^Orome  a.  a.  0.).  Der  innere  Vorzug  des  Nationalitätsrechts 
vor  dem  des  Domizils  beruht  keineswegs  nur  darauf,  dass  regelmässig 
ent  die  Staatsangehörigkeit  das  Wohn  recht  am  Wohnorte  gewährt,  ist 
also  durch  das  Reichsindigenat  nicht  zu  Gunsten  des  Domizilsrechts 
wieder  aufgehoben.  Auch  abgesehen  vom  Wohnrecht  hat  die  Staats- 
angehörigkeit so  viel  innigere  und  bedeutsamere  Beziehungen  zur  Per- 
son des  Unterthans  als  das  Domizil  zum  Einwohner,  dass  das  Per- 
sonalstatnt naturgemäss  durch  erstere  beherrscht  werden  muss.  Für 
das  französische  Rechtsgebiet  und  speziell  für  Elsass-Lothringen  würde 
aber  der  entgegengesetzton  Theorie  die  positive  Vorschrift  des  Art.  3 
C.  c.  im  Wege  stehen,  die  als  landesrechtliche  Norm  fUr  den  Unter- 
sehied  von  Inländern  und  Fremden  auch  im  Verhältnisse  der  Elsass- 
Lothringer  zu  den  Angehörigen  anderer  deutscher  Staaten  Platz  greift. 
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(Vgl.  Leonif  ÖfFentl.  Recht  von  ElsasB-Lotbringeu  Bd.  1  §  13^  ferner  R6. 
Bd.  20  8.  351  JBF.  und  Bd.  14  8.  326  ff.) 

8ollte  übrigens  von  der  vorstehend  entwickelten  ^  theilweise  ab- 
weichenden Anffassung  im  Anschlüsse  an  die  reichsgerichtliehe  Ent- 
scheidung Bd.  20  8.  351  ff.  aus  Art.  110  C.c.  der  8atz  entnommen  wer- 
den^  dass  für  die  Vorfrage  der  Rechtsanwendung  die  lex  domicilii  mass- 
gebend sei,  so  würde  das  sachliche  Ergebntss  doch  dasselbe  bleiben. 
Für  das  württembergische  Recht  hat  nämlich  das  Obertribunal  Stutt- 
gart in  einem  Erlasse  vom  19.  Mftns  1859  zwar  den  Orundsatz  aus- 
gesprochen,  dass  für  die  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des  Nachlasses 
eines  in  Württemberg  domizilirten  Ausländers  der  Wohnsitz  und  nicht 
die  Staatsangehörigkeit  massgebend  sei.  Aber  dieser  —  nicht  einmal 
unbestrittene  —  8atz  bezieht  sich  nicht  auf  die  Geltung  des  ma- 
teriellen Rechts.  Und  wenn  auch  fllr  letzteres  die  lex  domicilii  als  in 
Württemberg  massgebend  bezeichnet  wurde  (vgl.  Stein  und  Kübel  a.  a.  0. 
§5),  so  beruht  dies  nicht  auf  positiven  Vorschriften  des  württem- 
bergischen Rechts  y  sondern  nur  auf  der  älteren  gemeinrechtlichen 
Theorie,  die  in  der  neueren  Rechtslehre  ganz  allgemein  zu  Gunsten  des 
Rechts  des  Heimathsstaats  verlassen  worden  ist  (vgl.  namentlich  v,  Bar 
a.  a.  O.). 

Nach  dem  so  unter  allen  Umständen  auf  den  Nachlass  der  minder- 
jährigen Anna  D.  anwendbaren  franzSsischem  Rechte  war  die  Beklagte 
nur  zur  Hälfte  zur  Erbfolge  berufen;  die  Voraussetzungen  einer  An- 
wachsung  der  anderen  Hälfte  sind  nicht  dargethan  und  nicht  einmal 
behauptet  (Art.  746  C.  c).  Die  Beklagte  haftet  daher  auch  nur  för 
die  Hälfte  der  eingeklagten  8chuld.  (Es  folgen  dann  noch  thatsäch- 
liche  Ausführungen.) 

Einrede  der  Litispendenz  aits  der  bei  einem  französischen  Ge- 
richte  schwebenden  gegenüber  der  an  einem  deutschen  Gerichte 

erhobenen  Klage,*) 

Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Zweibrücken  vom  8.  März  1893. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Advokat-Anwalt  B.  Berg  in  Landau  i/Fftilz. 

Die  Unzulässigkeit  der  Einrede  ist  in  folgendem  Falle  erkannt : 
J.  ist  Inhaber  und  Remittent  zweier  von  St.  in  Paris  gezogener  und 
zahlbarer ;  vom  Bezogenen  B.  akzeptirter,  Mangels  Zahlung  protestir- 
ter  Wechsel  über  18  000  und  20  000  Frs.  Der  Wechsel  über  18  000  Frs. 
wurde  von  J.  am  Pariser  Handelsgericht  eingeklagt.  Gregen  das  er- 
gangene Versäimmissurtheil  ist  Opposition  eingelegt  und  zur  Zeit 
schwebt  der  Prozess  noch.  Nach  dieser  Klage  wurde  von  St.  auf 
Vernichtung  des  Vertrags,  zu  dessen  Erfüllung  St.  die  Wechsel  aus- 
gestellt hatte,  und  auf  Rückgabe  der  beiden  Wechsel  ebenfalls  in 
Paris  Klage  erhoben.  Später  klagte  J.  aus  beiden  Wechseln  am  Laud- 


6)  Vgl.  hlezu  diese  Zeitsclir.  Bd.  I  S.  HCk 
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gerichte  Landau  auf  6nmd  des  §  24  der  Z.P.O.  im  Wechsel- 
prosesse  gegen  St.  auf  Zahlung.  Der  Klage  ist  neben  Einwendungen 
zur  Sache  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  entgegengesetzt  worden 
und  zwar: 

1.  in  Besug  auf  den  Wechsel  ttber  18000  Frs.  aus  der  Eüage 
am  Pariaer  Handelsgericht,  welche  diesen  Wechsel  zum  Gegen- 
stande hat, 

2.  in  Bezug  auf  die  beiden  Wechsel  aus  der  Klage,  welche  die 
Vernichtung  des  Rechtsgeschäftes^  wie  oben  gesagt,  und  Rückgabe  der 
Wechsel  zum  Ctogenstande  hat 

Das  Landgericht  ordnete  durch  Beschluss  an,  dass  zunächst  und 
gesondert  ttber  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  verhandelt  und  ent- 
tiehieden  werde.  Das  Landgericht  verwarf  die  Einrede.  Die  Beru- 
fimg gegen  das  Urtheil  ist  abgewiesen  aus  folgenden  Gründen : 

Die  Erklärungen  beider  Parteien  stimmen  darin  überein,  dass 
der  auf  den  W^eohsel  über  18000  Frs.  gegründete  Anspruch  bereits 
vor  Erhebung  der  Wechselklage  bei  dem  Landgerichte  in  Landau  vou 
dem  Kläger  gegen  den  nämlichen  Beklagten  bei  dem  Handelsgerichte 
in  Paria  rechtshängig  gemacht  worden  war  und  auch  zur  Zeit  noch 
an  diesem  Gerichte  unentschieden  und  rechtshängig  ist  Nach  dem 
massgebenden  inländischen  Rechte  würde  daher  der  Klage  in  dem  be- 
zeichneten Umfange  die  prozesshindemde  Einrede  der  Rechtshängig- 
keit entgegenstehen,  sofern  eine  in  Frankreich  bethätigte  ProzessfÜh- 
nmg  überhaupt  geeignet  sein  kann,  diese  Einrede  zu  begründen. 
Uiezu  mag  man  mit  dem  Erstrichter  davon  ausgehen,  dass  in  den  die 
Einrede  behandelnden  Vorschriften  der  Reichs- Zivilprozessordnung  die 
Znlässigkeit  derselben  nicht  auf  die  Fälle  beschränkt  ist,  in  welchen 
die  erste  Klage  bei  einem  inländischen  Gerichte  rechtshängig  wurde, 
anderseits  aber  es  von  der  Natur  der  Sache,  vor  allem  vermöge  der 
engen  Beziehungen,  welche  zwischen  der  Einrede  der  Rechtshängig- 
keit und  der  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  bestehen, 
nothwendig  erfordert  wird,  dass  die  ausländische  Prozessführung  in 
gleichem  Masse  anerkannt  wird,  in  welchem  solche  Anerkennung  dem 
ausländischen  Urtheile  zu  Theü  wird.  Yergl.  Wach,  Handbuch  des 
deutschen  Zivilprozessrechts  Bd.  1  §  19  Ziff.  VI  p.  246  u.ff.,  Urtheil 
des  Reichsgerichts,  mitgetheilt  in  der  Juristischen  Wochenschrift  Jahr- 
gang 1892  S.  124,  1.  Trifft  dieses  zu,  so  sind  für  die  Frage  die 
Bestimmungen  des  §§  660  und  661  der  Zivilprozessordnung  mass- 
gebend. 

Ihrem  Wortlaute  nach  beziehen  sich  dieselben  allerdings  nur  auf 
die  Voraussetzungen,  unter  welchen  aus  den  Urtheilen  ausländischer 
Gerichte  die  Zwangsvollstreckung  stattfindet. 

Indem  aber  das  Gresetz  die  Znlässigkeit  der  Vollstreckung  nur 
von  dem  Ausspruche  durch  ein  VoUstreckungsurtheil  abhängig  macht 
und  hinsichtlidi  dieses  Urtheils  bestimmt,  dass  es  ohne  Prüfung  der 
Gesetzmässigkeit  der  EIntscheidnng  zu  erlassen  ist,  beruht  es  auf  dem 
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Gedanken  und  bringt  es  zum  Ausdruck ,  dass  die  bindende  Kraft  der 
Urtheile  ausländischer  Gericht^  von  ihm  anerkannt  wird.  Watk, 
/.  c.   I  §  19. 

Diese^  auch  der  reichsgerichtlichen  Entscheidung  vom  29.  Jaoiur 
1888  —  Entsch.  Bd.  8  8.  385  ~  zxx  Grunde  liegende  Auffassung 
ftlhrt  sodann  zu  der  weiteren  Annahme,  dass  wie  die  Wirkung  eises 
rechtskräftigen  Urtheils  sich  in  mehrfacher  Richtimg  zu  äussern  ver- 
mag, so  auch  die  Anerkennung  desselben  Platz  greifen  muss,  gleich- 
viel, ob  es  zur  Begründung  einer  Einrede  benützt  werden  soll  und 
gleichviel,  ob  die  Entscheidung  verurtheilenden ,  feststellenden  oder 
klageabweisenden  Inhalts  ist. 

Wie  aber  die  Zulassung  der  Vollstreckung  auf  der  Anerkennung 
der  bindenden  Kraft  der  ausländischen  Urtheile  beruht,  müssen  für 
diese  Anerkennimg  in  gleicher  Weise  auch  die  Einschränkungen  gelten, 
welche  von  dem  Gesetz  in  den  Ziffern  1 — 5  des  §  661  an  den  Erlass 
des  VoUstreckungsurtheils  geknüpft  sind.  Man  vergleiche  Wach,  Hand* 
buch  des  deutschen  Zivilprozessrechts  Bd.  1  §19,  Text  und  Anmerkung, 
sowie  die  hier  angeführten  Autoren:  Köhler  in  Busch  Zeitschrift  für 
Zivilprozess  Bd.  10  8.  463  ff.  contra  Bar,  Internat.  Privatrecht  Bd.  2 
ä.417ff.;  Franke  in  Busch' s  Zeitschrift  für  Zivilprozess  Bd.  8  S.  112. 

Da  zu  diesen  Einschränkungen  auch  das  Erfordemiss  der  Gegen- 
seitigkeit zählt,  so  ist  dem  Gesagten  zufolge  zu  prüfen  inwieweit  —  ab- 
gesehen von  Staatsverträgen  —  in  Frankreich  die  bindende  Kraft  der 
in  Deutschland  ergehenden  Urtheile  anerkannt  wird. 

In  der  Erwägung,  dass  das  Recht,  zu  urtheilen  und  vollstreck- 
bare Entscheidungen  zu  erlassen,  als  Ausfluss  der  Staatsgewalt  in 
Frankreich  nur  den  französischen  Gerichten  zusteht,  wird  auf  Grund 
der  massgebenden  Gesetzestexte  im  Allgemeinen  der  Satz  festgehalten, 
dass  das  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichts  ohne  den  Hinzutritt 
eines  die  Rechtmässigkeit  der  Entscheidung  nachprüfenden  YoU- 
streckungsurtheils  eines  französischen  Gerichts  in  Frankreich  weder 
voUstrekt  wird,  noch  das  Ansehen  einer  rechtskräftigen  Entscheidung 
erlangen  kann.  Vergl.  Ätibry  und  Hau  §  769  ter.  1;  FoeUx^  Traut 
du  droit  intematumal  4,  11  Nr.  347,  851,  357,  868;  Dallox,  Aiph. 
mppl.  V.  droit  mvil  Nr.  236  ff.,  239,  244. 

Ebensowenig  wird  auf  Grund  einer  ausländischen  Prozessführung 
die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zugelassen.  DaUox,  Alph.  suppi 
t\  droü  civü  Nr.  219;  DaUox,  Arrits  1892,  2,  S.  277. 

Allerdings  haben  diese  Sätze,  hauptsächlich  zum  Schutze  franzö- 
sischer Interessen,  einige  Einschränkungen  exfrüiren  und  werden  un^r 
dem  Gesichtspunkte  des  Verzichts,  der  stillschweigenden  Übereinkunft 
oder  Unzuständigkeit  des  französischen  Gerichts  über  den  nicht  domi> 
zilirten  Fremden  zu  richten,  gegen  Ausländer  und  Franzosen  Einreden 
zugelassen,  welche  zur  Wirkung  haben,  eine  Wiederholung  des  im 
Auslande  anhängigen  oder  entschiedenen  Rechtsstreites  vor  franzö- 
sischen   Gerichten    zurückzuweisen.      Vergl.  Aubry    und   Bau   §  769 
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Text  nnü  Anmerk.  5  und  §  748  bis  Text  und  Anmerkung  27 ;  DaUox, 
Loeo  cUaio  Nr.  189,  248. 

Diese  Binschrftnkungen  sind  aber  nicht  geeignet,  das  Erforder- 
niss  yerbürgter  Gegenseitigkeit  herzustellen.  Der  Erstrichter  fasst  die- 
ses Erfofdemiss  zu  enge,  indem  er  zum  Nachweise  der  Gegenseitigkeit 
auf  Grund  eines  arrit  de  rejet  nur  die  Frage  prüfte  ob  die  franzö- 
sischen Gerichte  auf  Grund  ausländischer  Urtheile  die  exceptio  rei  tu- 
dieatae  zulassen. 

Aus  dem  Satze,  dass  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  den  gleichen 
Um&ng  hat;  wie  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache 
und  wie  diese  in  ihrer  Wirkung  auf  die  nämliche  Streitsache  be- 
schränkt ist,  lässt  sich  kein  Grund  entnehmen,  diePrllfung  der  Gegen- 
seitigkeit darauf  zu  beschränken,  ob  solche  in  dem  Masse  gegeben  ist, 
welches  gentigt,  um  die  Einrede  der  entschiedenen  Sache  zuzulassen. 
Indem  der  Erstrichter  diese  Beschränkung  vornimmt,  übersieht  er  an- 
scheinend, dass  die  in  Paris  schwebende  Klag^  auch  zu  einem  ver- 
urtheilenden  ^  der  Vollstreckung  bedürftigen  Urtheile  zu  führen  ver- 
mag, mithin  eine  Nichtanerkennung  der  verurtheilenden  Erkennt- 
nisse mit  der  Annahme  einer  Gegenseitigkeit  in  der  Anerkennung  nicht 
verträglich  sein  könnte.  Zu  beachten  ist  Überdies,  dass  schon  in  dem 
von  den  Franzosen  angestellten  Erfordernisse  der  Nachprüfung  eine 
Verneinung  der  res  wdicaia  gelegen  ist.  Bleibt  hienach  in  allen 
Illllen,  in  welchen  die  französischen  Gerichte  auf  Grund  des  oben 
au^estellten  Begelsatzes  von  dem  Erfordernisse  der  Nachprüfung 
nicht  absehen,  die  Anerkennung  des  ausländischen  Urtheils  ausgeschlos- 
sen, so  kann  auch  von  einer  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  nicht 
mehr  die  Rede  sein. 

Wie  ungerechtfertigt  es  wäre,  die  Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit hinsichtlich  der  Vollstreckung  zu  vereinen,  dagegen  im  Übrigen 
die  Anerkennung  der  re8  iudieata  zu  bejahen  und  die  Zulassung  der 
exeqfHa  rei  iudieatae  zur  Annahme  der  Gegenseitigkeit  für  ausreichend 
zu  halten,  ergpiebt  sich  deutlich  an  den  Folgerungen,-  welche  aus  dieser 
Auffiissung  sich  ergäben. 

Würde  der  Kläger  bei  dem  Gerichte  in  Paris  ein  den  Beklagten 
verurtheilendes  Erkenntniss  erreichen,  so  könnte  dieses  wegen  Mangels 
der  G^enseitigkeit  in  der  Pfalz  nicht  vollstreckt  werden.  Wollte  er 
aber  zur  Erlangung  eines  vollstreckbaren  Titels  in  Landau  eine  neue 
Klage  erheben,  so  stünde  ihm  wie  jetzt  die  Einrede  der  Rechtshängig- 
keit, sodann  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  ent- 
gegen. Es  stünde  daher  in  dem  Belieben  des  Beklagten,  sein  in  der 
Pfidz  befindliches  Vermögen  dem  Verfolgungsrechte  seines  Gläubigers 
zu  entziehen. 

Zur  Rechtfertigung  eines  solchen  Ergebnisses  vermögen  auch  die 
vom  Beklagten  in  Bezug  genommenen  Darlegungen  von  Bar's  nicht 
zu  ftihren.  Derselbe  will  allerdings  für  die  Anerkennung  der  res  iu- 
dieata nieht  wie  für  die  Vollstreckung  das  Erforderniss  der  verbürgten 
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(JegeiiBeitigkeit  gelten  lassen.  Trotzdem  beaeiohnet  er  es  ab  selbst- 
versittadlich  ^  dass  die  negative  Wirksamkeit  der  r$a  iudicata  in  dem 
Falle  nicht  Platz  greifen  kann ,  in  welchem  anch  ihre  positive  Wirk- 
samkeit zur  Erwirkung  der  Zwangsvollstreckung  zum  Nachth«le  des- 
jenigen verneint  wird,  der  sonst  sich  auf  die  positive  Wirksamkeit 
berufen  wUrde.  Wenn  daher  Jemand;  weil  eine  Zwangsvollstreckung 
aus  einem  ausländischen  Urtheile  nicht  stattfindet,  den  ursprihiglichen 
in  dem  ausländischen  Urtheile  erledigten  Anspruch  geltend  macht ,  so 
soll  ihm,  weil  der  Kläger  sonst  rechtlos  wtlrde,  die  exceptio  m  iudi- 
eatae  nicht  entgegenstehen.    Vergl.  Bd.  2  Nr.  414» 

Derselbe  Schriftsteller  führt  auch  zur  Einrede  der  IdtispendeELs 
auf  Grund  eines  im  Auslande  anhängigen  Prozesses  ans,  dass  die 
Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Einrede  zu  gewähren  sei, 
von  der  Anerkennung  des  auswärtigen  Prozesses  abhängen  muss  and 
dass  sodann  diese  durch  die  Anerkennung  des  ürtheils  oder  genauer 
durch  die  Vollstreckung  des  auswärtigen  Ürtheils  in  unserem  Staate 
bestimmt  wird.     Bd.  2  Nr.  473  S.  546. 

Hienach  mag  es  dahingestellt  bleiben,  ob  es  überhaupt  anginge, 
aus  der  Praxis  der  französischen  Gerichte,  welche  auf  Grund  einer 
Deutung  des  Parteiwillens  in  entsprechenden  Fällen  eine  Einrede  aa- 
lässt,  eine  Verbttrgung  der  Gegenseitigkeit  in  der  Anerkennung  der 
res  judicata  zu  entnehmen. 

Wollte  man  aber  dieses  bejahen  und  mit  dem  Erstrichter  auf 
die  Umstände  des  gegebenen  Falles  Gewicht  legen,  so  mag  noch 
darauf  hingewiesen  werden,  dass  auch  von  den  französischen  Gerich- 
ten die  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  Verzicht  anzunehmen  und 
eine  Einrede  hiewegen  zuzulassen  sei,  davon  abhängig  gemacht  wird, 
ob  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  im  Auslande  be- 
reits Vermögen  im  Inlande  gehabt  hatte  oder  nicht.  VergL  das  schon 
oben  gegebene  Zitat  von  Avbi'y  und  Bau  Bd.  8  §  748  bis  Nr.  27. 

Hiezu  ist  schliesslich  noch  zu  erwähnen,  dass  nach  deutsch- 
rechtlicher  Auffassung  eine  veränderte  Beurtheilung  der  Sache  selbst- 
verständlich nicht  um  deswillen  Platz  greifen  kann,  weil  ein  Aus- 
länder als  Kläger  einem  Deutschen  als  Beklagten  gegenübersteht 

Die  vorgetragenen  Gründe  führen  hienach  zu  der  Entscheidung, 
dass  die  Einrede  der  Bechtshängigkeit ,  insoweit  dieselbe  auf  den  in 
Paris  rechtshängigen  Wechselanspruch  von  achtzehntausend  Francs  ge- 
gründet wird,  zu  verwerfen  ist. 

Insoweit  dieselbe  Einrede  aus  der  vom  Kläger  in  Paris  anhängig 
gemachten  actio  doli  abgeleitet  wird,  wäre  bei  Prüfung  der  Frage^  ob 
diese  ausländische  Prozessführung  im  Inlande  anzuerkennen  sei,  einer 
Verschiedenheit  des  Sachverhältnisses  insofern  Bechnung  zu  tragen, 
als  nicht  die  Vollstreckbarkeit  der  ergehenden  Entscheidung  im  In- 
lande in  Betracht  kommt,  diese  Entscheidung  vielmehr  v^möge  der 
Wirkung  der  Rechtskraft  für  die  zweite  Klage  nur  insofern  Bedeu- 
tung   besässe,    als    in  ihr    ein    für  diese  zweite  Klage  priyudizielles 
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BechttvorhlQtniss  entsehieden  wird«  Aus  dieser  Beschaffenheit  desVer- 
falltnisses  ^eht  «her  zugleich  hervor,  dass  in  der  actio  doli  der  Wechsel- 
inspruch  fiberhmapt  nicht  rechtshängig  ist. 

Hittels  der  enteren  Klage  vill  Beklagter  St.  die  Aufhebung 
des  Vertrags  herbeiführen,  auf  Grund  dessen  er  Schuldner  des  Klägers 
wde  und  diesem  die  Wechselaksepte  behändigt  hatte. 

Würde  diesem  Begehren  durdi  eine  als  rechtskräftig  anzuer- 
kennende Entscheidung  entsprochen,  so  ergäbe  sich  allerdings  als  Folge 
derselben,  dass  dem  Zahltmgsanspruche  des  Klägers  dieBechtsunwirk- 
samkeit  des  Vertrags  entgegenstünde  und  die  Klage  der  Abweisnng 
unterliegen  müsste.  Insolange  aber  eine  Aufhebung  des  Vertrags  wegen 
Betrugs  in  jener  ersten  Klage  nicht  rechtskräftig  ausgesprochen  ist, 
besteht  jeden&lls  der  Zahlungsanspruch  des  Klägers  zu  Recht  und 
kann  derselbe  in  der  gerichtlichen  Verfolgung  desselben  nicht  auf- 
gehalten worden. 

Würde  aber  die  ersterhobene  Klage  durch  rechtskräftige  Ent- 
scheidung abgewiesen,  so  könnte  Beklagt  mit  seiner  Einrede  des  Be- 
trags nicht  mehr  gehört  werden,  dagegen  bliebe  es  ihm  unbenommen, 
den  Zahlungsanspruch,  sei  es  im  Wechselprozesse,  sei  es  in  einem 
nachfolgenden  Prozesse  mit  etwaigen  anderen  Einwendungen,  zu  be- 
kimpfea.  Eine  Entscheidung  aber  über  das  Bestehen  des  Zahlungs- 
anspruchs wäre  daher  mit  jener  Entscheidung  in  der  ersten  Klage  noch 
nicht  gegeben.  Hieran  könnte  auch  der  Umstand  nichts  ändern,  dass 
mit  der  actio  doU  auch  die  Rückgabe  der  Wechsel  begehrt  wird,  da 
auch  dieses  Begehren  nur  als  Folge  einer  Aufhebung  des  Vertrags 
wegen  Betrugs  gerechtfertigt  würde.  Anderseits  würde  auch  die  rechts- 
kräftige Abweisung  des  auf  den  Klagegrund  des  Betrugs  gestützten 
Begehrens  der  Rückgabe  die  rechtskräftige  Anerkennung  des  Zahlungs- 
aasprocbs  ebensowenig  in  sich  schliessen. 

EQeraus  erhellt,  dass  die  actio  doli  ihrem  Inhalte  nach  und  zwar 
mit  eoDO&ptio  doli  zusammentrifft,  ihr  Gegenstand  aber  mit  dem  in  der 
Bweiten  Klage  begriffenen  Anspruch  nicht  identisch  ist.  R.6.  Entsch. 
Bd.  26  S.  867.  —  Die  Entscheidung  des  Erstrichters  erwies  sich 
daher  auch  in  der  letztbesprochenen  Richtung  als  gerechtfertigt. 

Klage  respektive  VoUstreckungsurtheil  atis  einem  ausländischen 

Schiedsspruch.  '^ ) 

Mitgethellt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr»  Mittelstein  in  Hamburg. 

In  Sachen  des  Kaufmanns  6.  Seh.  in  Amsterdam  gegen  den 
Kaufmann  H.  B.  in  Vegesack  (Aktenzeichen:  Bf.  I.  97/92)  hat  das 
hanseatische  Oberlandesgericht,  Zivilsenat  I,  im  Urtheile  vom  11.  Nov. 
1892  ausgeführt: 

„Es  ist  unbestritten,  dass  die  Parteien  mit  einander  Handels- 
geschäfte geschlossen  und  dass  sie  vereinbart  haben,    die  daraus  etwa 

7)  VgL  hiezu  oben  S.  408  ff.    Anm.  d.  Red. 
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entstehenden  Streitigkeiten  durch  die  vom  Gemeinderath  za  Amsterdam 
ernannte  Kommission  für  den  Kornhandel  als  Schiedsgericht  ent- 
scheiden zu  lassen;  sowie  ferner,  dass  dieses  Schiedsgericht  eine  dem- 
gemäss  vor  dasselbe  gebrachte  Streitigkeit  durch  den  vorliegenden 
Schiedsspruch  vom  15.  Dezember  1891  dahin  entschieden  hat,  dass 
der  Beklagte  schuldig  sei,  dem  Kläger  4108  fl.  30  cts.  nebat  6^/, 
Zinsen  seit  dem  20.  Oktober  1891  zu  zahlen  nnd  die  ihm  erwachsenen 
Kosten  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens,  welche  unbestritten  199  fl. 
6  cts.  betragen,  zu  erstatten.  Der  Kläger  hat  mit  gegenwärtiger 
Klage  die  Verurtheilung  des  Beklagten  zur  Zahlung  dieser  Beträge 
und  in  die  Kosten  des  Bechtsstreits  beantragt,  und  diesem  Antrage 
hat  das  Landgericht  entsprochen.  Dieser  Entscheidung  ist  beizutreten. 
Der  Beklagte  erhebt  gegen  die.  Klage  zunächst  den  formellen 
Einwand,  dass  auf  Zahlung  nicht  nochmals  geklagt  werden  kdnne^ 
nachdem  bereits  das  Schiedsgericht  ihn  zur  Zahlung  vemrtheilt  habe, 
während  die  Erlassung  eines  Vollstreckungsurtheils  gemäss  Z.P.O. 
§868  weder  in  der  Klage  beantragt  worden  sei  —  der  in  dieser 
Richtung  in  gegenwärtiger  Instanz  gestellte  Eventualantrag  enthalte 
eine  unzulässige  Klageänderung  —  noch  auch  statthaft  sein  würde, 
weil  das  vorliegende  holländische  Schiedsurtheil  den  Formvorschriften 
nicht  entspreche,  von  welchen  die  deutsche  Z.P.O.  die  Zulässigkeit 
des  Vollstreckungsurtheils  abhängig  mache.  Der  Beklagte  beruft  sich 
dabei  auf  ein  Urtheil  des  Reichsgerichts  (Entsch.  Bd.  5.  S.  397  ff.), 
in  welchem  der  Grundsatz  angestellt  wirid,  dass  ein  VoUstrecknngs- 
urtheil  aus  einem  ausländischen  Schiedssprüche  zwar  zulässig  sei,  aber 
nur  dann,  wenn  dabei  alles  das  erfüllt  sei,  was  die  Z.P.O.  vorschreibe. 
Das  Landgericht  ist  diesem  Einwände  begegnet  durch  die  Erwf^fung, 
dass  es  sich  hier  nicht  sowohl  um  den  Erlass  eines  Vollstreckungs- 
lurtheils  gemäss  Z.P.O.  §  868  handele  als  vielmehr  um  eine  Venir- 
theilimg  des  Beklagten  zur  Erfüllung  des  Schiedsspruchs,  welcher,  da 
die  Parteien  sich  demselben  unterworfen  haben  und  er  unbestritten 
nach  Massgabe  des  holländischen  Rechts  gültig  zu  Stande  gekommen 
sei,  zwar  nicht  einer  unmittelbaren  Vollstreckung  im  Inlande  fiihig 
sei,  wohl  aber  eine  caiisa  debendi  bilde,  welche  als  Grundlage  für 
eine  Klage  auf  Erfüllung  zu  dienen  geeignet  sei.  Dies  ist  auch  ganx 
richtig.  Allerdings  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Erlassimg 
eines  Vollstreckungsurtheils  gegen  den  Beklagten  aus  einem  Schieds- 
sprüche und  die  Verurtheilung  des  Beklagten  zur  Erfüllung  dessdben 
innerlich  nichts  verschiedenes  ist.  Beides  ist  die  Ertheilung  eines 
vollstreckbaren  Titels  nach  Massgabe  des  Schiedsspruchs  und  auf  Grand 
der  ihm  beiwohnenden  bindenden  Kraft  ohne  materielle  Nachprüfung 
des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisses.  Es  würde  dah^ 
zweifellos  eine  unzulässige  Umgehung  des  Gesetzes  sein,  wenn  in 
einem  Falle,  wo  die  Z.P.O.  den  Erlass  eines  Vollstreckungsurtheils 
verbietet,  wie  dies  im  §  661  in  Bezug  auf  gewisse  Urtheile  aus- 
ländischer Staatsgerichte  geschieht,   denselben   praktischen  Effekt  den- 
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noch  herbeizuführen  durch  Verurtheilung  des  Beklagten  zur  Erfüllung 
eines  solchen  Urtheils  (vgl.  Entsch.  d.  R.6.  Bd.  16  S.  431  ff.). 

Indem  das  Gesetz  die  bindende  Kraft  der  Urtheile  ausländischer 
Staatsgerichte  in  gewissen  Fällen  schlechthin  ausschliesst^  schützt  es 
in  diesen  Füllen  den  Inländer  gegen  den  unabhängig  von  seinem 
Willen  geschehenen  Eingriff  einer  fremden  Staatsgewalt  in  seine 
Rechtssphäre.  Zu  einer  derartigen  Fürsorge  liegt  aber  keine  Veran- 
lassong  vor  in  Bezug  auf  einen  ausländischen  Schiedsspruch^ 
welchem  eine  Partei  nach  ihrem  freien  Willen  sich  imterworfen 
hat.  Aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  hat  zwar  das  Gresetz 
sUgemein  gewisse  Schranken  gezogen,  jenseits  deren  die  freie  Unter- 
ordnong  unter  einen  Schiedsspruch  olme  rechtliche  Wirksamkeit  sein 
soU  (ZJP.O.  §§  851,  B52);  und  diese  Vorschrifiten  werden  f^  den 
inländischen  Richter  auch  da  bindend  sein,  wo  es  sich  um  die  Beur- 
theilnng  der  Wirksamkeit  eines  ausländischen  Schiedsspruches,  dem 
die  Parteien  sich  unterworfen  haben  ^  handelt.  Dagegen  können 
die  Vorschriften  der  Z.P.O.  über  das  schiedsrichterliche  Verfahren 
nnd  die  Form  eines  Schiedsspruches  nur  auf  ein  innerhalb  des  Gel- 
tungsgebietes der  Z.P.O.  stattfindendes  schiedsrichterliches  Verfahren 
nud  den  daraus  hervorgegangenen  Schiedsspruch  Anwendung  leiden. 
Wenn  nun  der  §  866  bestimmt:  ,,Der  Schiedsspruch  hat  unter  den 
Parteien  die  Wirkungen  eines  rechtskräftigen  urtheils*^  und  der  §  868 : 
.Ans  dem  Schiedssprüche  findet  die  Zwangsvollstreckung  nur  statt, 
wenn  ihre  Zulässigkeit  durch  ein  Vollstrecknngsurtheil  ausgesprochen 
ist,"  so  ist  „der  Schiedsspruch^  von  dem  hier  die  Rede  ist,  nur  der- 
jenige Schiedsspruch,  welcher  unter  der  Herrschaft  der  Z.P.O.  nach 
Massgabe  ihrer  Vorschriften  zu  Stande  gekommen  ist.  Von  einem 
anderen  im  Auslande  unter  der  Herrschaft  des  ausländischen  Rechts 
^gangenen  Schiedssprüche  ist  hier  überall  nicht  die  Rede  und  kann 
in  diesem  Zusammenhange  nicht  die  Rede  sein.  Die  Form  eines 
solchen  ausländischen  Schiedsspruches  und  des  Verfahrens,  aus  welchem 
er  hervorgeht,  richtet  sich  vielmehr  nach  dem  betreffenden  ausländischen 
Recht,  locus  regit  adum;  und  die  Partei,  welche  sich  ihm  unterwirft, 
kann  etwas  anderes  als  einen  diesem  Rechte  entsprechenden  Schieds- 
spruch nicht  erwarten.  Die  materiellen  Wirkungen  des  von  dem  im 
Bremischen  Gebiet  wohnhaften  Beklagten  daselbst  eingegangenen 
Kompromisses  bestimmen  sich  nach  den  Grundsätzen  des  in  Bremen 
geltenden  gemeinen  Rechts.  Dieses  giebt  aber  eine  Klage  auf  Er- 
füllung des  Schiedsspruches,  welchem  der  durch  denselben  Verpflich- 
tete sich  unterworfen  hat  (vgl.  Windscheid,  Pandekten  §  415).  Ein 
Unterschied  zwischen  inländischen  und  ausländischen  Schiedssprüchen 
wird  dabei  nicht  aufgestellt;  der  verpflichtende  Grund  ist  in  beiden 
Fällen  der  Vertragswille  der  Partei;  die  Klage  ist  die  actio  ex 
wntractu.  Diese  gemeinrechtliche  Bestimmung  wird,  insoweit  es  sich 
am  die  Unterwerfung  unter  einen  inländischen  Schiedsspruch  handelt, 
Absorbirt   durch  die  Bestimmungen  der  §§  866  und  868  der  Z.P.O',; 
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insoweit  es  sich  dagegen  um  die  Unterwerfimg  unter  einen  auslän- 
dischen Schiedsspruch  handelt,  wird  sie  dadurch  nicht  bertthrt  Hier 
versagt  daher  die  nur  für  inländische  Schiedssprüche  im  §  868  ge- 
gebene Form  der  Erwirkung  eines  vollstreckbaren  Titels,  die  gemein- 
rechtliche Klage  aus  dem  Kompromiss  auf  Erfttllnng  des  Schiedsspruches 
ist  dadurch  nicht  beseitigt.  Das  praktische  Resultat,  welches  auf  diesem 
Wege  erreicht  wird,  ist  dasselbe. 

Auch  das  Reichsgericht  hat  sich  in  einem  in  der  juristischen  Wochen- 
schrift  von  1889,  S.  169  Nr.  12  mitgetheilten  Urtheil  dahin  aus- 
gesprochen, dass  ein  den  Formvorschriften  der  deutschen  Z.P.O.  nicht 
entsprechendes  ausländisches  Schiedsurtheil  als  Grundlage  für  eine  auf 
Erfüllung  desselben  gerichtete  Klage  dienen  könne.  Vgl.  auch  Wil- 
mowski  und  Levj,  Kommentar  (Ausgabe  6)  zur  Z.P.O.  §  868 
Anm.   1  Abs.  8. 

Der  Umstand,  dass  die  Klage,  während  ihr  Petitum  sachgemäss 
auf  Verurtheilung  des  Beklagten  zur  Zahlung  der  im  Schiedsurtheil 
ihm  auferlegten  Beträge  gerichtet  ist,  in  ihrem  Text,  damit  nicht  im 
Einklänge,  sich  als  eine  Klage  auf  Erlassung  eines  Vollstreckungs- 
urtheils  bezeichnet,  ist  um  so  unerheblicher,  als  beide  Klagen,  wie 
bereits  bemerkt  wurde,  ihrem  Wesen  und  Inhalte  nach  identisch  sind. 

Voraussetzung  der  Rechtsverbindlichkeit  des  der  Klage  zu  Grunde 
liegenden  Schiedsspruches  der  Kommission  für  den  Komhandel  zu 
Amsterdam  ist,  dass  derselbe  nach  Massgabe  des  daselbst  geltenden 
Rechts  gültig  zu  Stande  gekommen  ist.  Dies  darf  indess  hier  ohne 
nähere  Prüfung  angenommen  werden,  da  der  Beklagte  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  allein  keine  Einwendungen  erhoben,  sondern  den  Bechts- 
bestand  dieses  Schiedsspruches  bis  auf  die  von  ihm  gerügte  Nicht- 
beachtung der  Formvorschriften  der  deutschen  Z^P.O.  ausdrücklich 
anerkannt  hat.*' 


B.  Strafreoht  und  Strafprozess. 

Nach  welchem  Rechte  ist  eine  auf  y,hoher  See'*"  auf  einem  deut- 
schen Schiffe  begangene  Körperverletzung  zu  bestrafen? 

Urth.  d.  R.G.  (IV.  Strafsenat  vom  21.  Oktober  1892:  Entsch.  d.  R.6. 

in  Strafs.  Bd.  28  S.  266X 

Aus  den  Gründen: 

Indem  die  Revision  behauptet,  dass  nach  den  vorinstanzlich^! 
Annahmen  die  dem  Beschwerdeführer  zur  Last  gelegten  strafbaren 
Handlungen  in  einem  nicht  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Gebiete 
verübt  worden,  wirft  sie  der  Vorinstanz  vor,  dass  sie  den  §  4  StO.B. 
unbeachtet  gelassen,  und  bezeichnet  diesen  deshalb  als  durch  Nicht- 
anwendung verletzt 
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Ihr  ist  nicht  beizutreten.  Die  Vorinstanz  hat  thatsächlich  fest- 
gestellt, dass  Beschwerdeführer  dem  A.,  welcher  auf  dem  von  ihm 
gefthrten  Schiffe  als  Koch  fungirtO;  die  Misshandlungen  während 
der  Beise  von  Kuxhafen  nach  Rio  Grande  und  Porto  Allegre  und 
zurück  nach  Altena  zugefügt  hat.  Sie  hat  also,  da  es  an  jeder  An- 
nahme fohlt,  dass  die  Misshandlungen  in  einem  fremden  Hafen  oder 
KüstengewSsser  verttbt  worden,  als  Ort  der  That  die  offene  See  an- 
gesehen. Nun  meint  zwar  die  Bevision,  dass  die  offene  See,  weil  nicht 
zum  Gebiete  des  Deutscheu  Reiches  gehörig,  als  Ausland  im  Sinne 
des  §  8  St.GJB/s  anzusehen  sei.  Indessen  kann  die  Richtigkeit  dieser 
AuÜBSSong  dahingestellt  bleiben,  und  bedarf  es  auch  nicht  der  Erörte- 
rung der  Streitfrage,  ob  Überall  da,  wo  der  Ort  der  That  ein  staaten- 
loser, die  b^;angene  Handlung  überhaupt  nicht  strafrechtlich  verfolgbar 
ist  oder  nnter  dem  Heimathsgesetze  des  Thftters  steht.  Denn  die  Vor- 
instanz hat  weiter  thatsXchlich  festgestellt,  dass  das  Schiff,  welches  der 
Beschwerdeführer  als  KapitXn  führte,  ein  deutsches  Handelsschiff 
Namens  ,.BemhaTd  Johann*^  war.  Es  ist  aber  ein  völkerrechtlich  an- 
eikannter  Grundsatz,  dass  alle  Schiffe,  nicht  blos  Kriegs-  oder 
Staatsschiffe,  sondern  anch  die  der  Handelsmarine  auf  hoher  See 
gleichsam  als  wandelnde  Gebietstheile  ihres  Heimathslandes  zu  gelten 
haben,  und  dass  die  Mannschaft  sowohl,  wie  selbstredend  der  Schiffer 
selbst  den  Gesetzen  des  Heimathslandes  unterworfen  bleiben  (vgl.  Heff- 
ter,  das  Völkerrecht  §  78). 

Dass  dieser  Grundsatz  auch  ftlr  das  deutsche  Strafrecht  gilt,  kann 
nicht  in  Frage  gestellt  werden.  Denn  auf  ihm  beruht  die  Vorschrift 
des  §  10  St.P.O.  Wie  die  Entstehungsgeschichte  desselben  ergiebt, 
ist  bei  seiner  Berathung  in  der  Kommission  des  Reichstages  vom  Ver- 
treter der  verbündeten  Regierungen  zu  seiner  Rechtfertigung  wieder- 
holt und  unter  Zustimmung  der  Kommission  geltend  gemacht  worden, 
dass  das  Schiff  ^auf  offener  See  hinsichtlich  der  Jurisdiktion  als  im 
Inland  befindlich,  als  eine  Scholle  des  Heimathslandes  gelte''  (vgl. 
Hahn,  Materialien  S.  559,  1195). 

Uebrigens  hat  auch  das  Reichsgericht  bereits  im  Urtheile  vom 
18.  Juni  1889  die  Geltung  des  Grundsatzes  für  das  Strafrecht  aner- 
kannt. 

Sonach  ist  es  rechtlich  nicht  zu  beanstanden,  dass  die  Vorinstanz 
die  Handlungen  des  Beschwerdeführers  als  im  Inlande  verübt  ange- 
sehen und  auf  sie  die  Vorschriften  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
angewendet  hat.  Der  hiegegen  gerichtete  Angriff  der  Revision  ist 
verfehlt. 
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Die  Worte  y^auf  Antrag^''  in  §  17  des  2!oUkartelles  zu  dem  frühe- 
ren deutsch-österreichischen  Handelsvertrage  vom  23.  Mai  1881 
ebefiso  in  §  17  des  ZoUkartelles  zu  dem  jetzt  geltenden  Handels^ 
vertrage  vom  6.  Dezember  1891  haben  nicht  die  Bedeutung  eines 
Strafafitrags  im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs» 

Urth.  d.  Reichsgerichts  (I.  Strafsenat)  v.  27.  Juni  1892,  Reg.  1729/92 

(Entsch.  in  Strafs.  Bd.  23  S.  194). 

Aus  den  Gründen: 

Die  der  Revision  zu  Grunde  liegende,  vom  ersten  Richter  be- 
jahte Frage,  ob  die  Worte  des  §  17  des  deutsch-österreichischen  ZoU- 
kartelles vom  23.  Mai  1881  ,^auf  Antragt  im  Si9ne  eines  nach  den 
Vorschriften  des  Strafgesetzbuchs  zu  beurtheilenden  Strafantrages  zu 
verstehen  sind^  ist  bereits  Gegenstand  der  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts in  seinem  Urtheile  vom  80.  Juni  1887  (Entsch.  in  Strafis. 
Bd.  16  S.  235)    gewesen    und  verneinend   beantwortet   worden. 

Die  dort  aufgeführten  Gründe  sind  auch  für  den  vorliegenden 
Fall  zutreffend.  Die  Zolldefraudationen  gehören  nach  deutschem  Rechte 
überhaupt  nicht  zu  den  Antragsdelikten;  der  internationale  Karakter 
des  ZoUkartelles  führt  dazu,  die  Worte  ,,auf  Antrag"^  lediglich  im 
Sinne  eines  Ersuchens  von  Behörde  zu  Behörde  aufzufassen;  der  §22 
des  angeführten  ZoUkartelles  gebraucht  in  gleichem  Sinne  das  Wort 
,, veranlassen^;  der  Inhalt  des  §  22  a.  a.  O.  würde ^  wenn  dort  ein 
Strafantrag  im  Sinne  des  Stra%esetzbuchs  gemeint  wäre,  sich  in 
Widerspruch  mit  dem  §  64  St.G.B.'s  setzen.  Dieselbe  Ansicht  haben 
übrigens  schon  früher  mit  Bezug  auf  den  im  wesentlichen  gleich  lau- 
tenden Art.  17  des  ZoUkartelles  vom  9.  März  1868  (B.G.Bl.  S.dOO) 
die  Erkenntnisse  des  sächs.  Oberappellationsgerichtes  Dresden  vom 
21.  Juli  1876  (Annalen  desselben  2.  Folge  Bd.  4  S.  332)  und  vom 
3.  Juni  1878  {Schwarze^  Allgem.  Grerichtszeitung  für  das  Königreich 
Sachsen  Bd.  22  S.  343)  vertreten.  Und  eine  weitere  Bestätigung  der- 
selben Auffassung  liefert  das  Schlussprotokoll  zu  dem  gegenwärtig 
geltenden  Handels-  und  Zoll  vertrage  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie  vom  6.  Dezember  1891. 
wo  ^zu  Art.  10  des  Vertrages  imd  zum  Zollkartell  ^  unter  Nr.  10  zu 
§17  des  ZoUkartelles  (R.6.B1.  1892  S.  84),  welcher  Paragraph  (ebenda 
S.  67)  bis  auf  die  redaktionelle  Aenderung  ^vertragschliessende  Theile^ 
statt  wie  früher  ,, vertragende  Theile"  denselben  Inhalt  hat  wie  §  17 
des  ZoUkartelles  vom  23.  Mai  1881  —  bezüglich  jener  Anträge 
ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  dass  dieselben  von  den  dazu  bestell- 
ten und  dort  genannten,  den  betreffenden  Staaten  angehör^iden  Be- 
hörden ,,  aneinander  ^^  zu  richten  sind,  um  das  Weitere  zu  veranlassen. 
Wären  Anträge  im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs  gemeint,  so  müssten 
dieselben  ausschliesslich  an  die  im  §  156  St.P.O.  bezeichneten  Sicher- 
heitsbehörden  gerichtet  werden.     Als   blosse  Ersuchen  der  dfis  Steuer- 
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Interesse  vertretenden  Behörden  der  vertragschliessenden  Theile  unter- 
und  gegeneinander  erfüllen  sie  ihren  Zweck,  der  dahin  geht,  dass  erst 
in  weiterer  Folge  solchen  Angehens  von  der  ang^angenen  Behörde 
das  Wettere  behnfs  Einleitung  der  Untersuchung  veranlasst  werden  soll. 

Anwendbarkeü  der  inländischen  Strafgesetxs  über  die  Verletzung 
von  Einfuhrverbote^ij  faUa  der  zur  Einfiih'  bestimmte,  in  einem 
Eisenbahnwagen  versteckte  Gegenstand  auf  der  im,  Ausland  be- 
legenen Orenxstation  bei  der  Revision  durch  einen  Beamten  des 
dort  eingerichteten  deutschen  Zollamts  entdeckt  worden  ist, 

Urtheil  des  Beichsgerichts  (IV.  Strafsenat  vom  22.  November  1892). 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Memen  in  Hechingen. 

Wie  das  Reichsgericht  bereits  in  dem  Band  18  S.  410  seiner 
Entscheidungen  veröffentlichten  Urtheile  nilher  ausgeführt  hat;  ist  die 
aof  österreichischem  Gebiete  belegene  Station  BL  nach  Artikel  8  des 
Vertrages  vom  9.  März  1868  als  Ort  des  Uebertritts  der  Waaren  aus 
einem  Zollgebiet  in  das  andere  so  anzusehen^  als  lüge  das  dortige 
preussische  Zollamt  auf  preussischem  Boden,  und  gilt  demzufolge  die 
Station  H.  als  Vereinszollgrenze  in  ihrer  Bedeutung  sowohl  für  die 
Zollpflicht  als  auch  für  die  Einfuhrverbote  (§  184  Vereinszollgesetzes). 
Die  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  Kontrebande  geschah  aber  zu 
H.,  und  zwar  auf  preussischem  Boden  im  obigen  Sinne.  Denn  ist  auch 
nicht  anzunehmen,  dass  Waaren,  deren  Einfuhr  in  Freussen  durch  eine 
preussische  Anordnung  verboten  bt^  in  Preussen  eingeführt  worden 
sind,  wenn  sie  vor  der  Revision  sich  im  Zuge  befunden  haben,  ohne 
dass  bei  dem  Inhaber  die  Absicht  des  Weitertransports  vorhanden  war, 
80  ist  doch  der  erste  Richter  ohne  Rechtsirrthum  davon  ausgegangen, 
dass  solche  Waaren,  die  in  einem  Wagen  des  Zuges  versteckt  waren, 
dann  als  verbotswidrig  eingeführt  angesehen  werden  müssen,  wenn  sie 
bei  der  Revision  in  H.  von  den  Beamten  betroffen  werden.  Es  liegt 
in  diesem  Fall  die  Sache  ganz  so,  als  wenn  bei  der  Revision  zoll- 
pflichtige Waaren  gefunden  würden,  die  gar  nicht  oder  unrichtig  de- 
klarirt  sind  (vgl.  das  oben  zitirte  Urtheil).  War  aber  hiernach  die 
verbotswidrige  Einfuhr  (§  134  Vereinszollgesetzes)  in  H.  vollendet, 
80  konnte  die  Strafkammer  auch  ohne  das  Gesetz  zu  verletzen,  den 
objektiven  Thatbestand  eines  im  Inlande  verübten  Vergehens  gegen 
§  328  Stra%esetzbuchB  feststellen;  denn  die  im  §  328  mit  Strafe 
bedrohte  Verletzung  eines  Einfohrverbots  fUllt  als  äussere  Hand- 
lung mit  der  Kontrebande,  die  auch  Verletzung  eines  Einfuhr- 
verbots ist,  zusammen:  es  treten  nur  die  weiteren  Voraussetzungen 
hinzu,  dass  das  Einfuhrverbot  von  der  zuständigen  Behörde  zur  Ver- 
hütimg  von  Viehseuchen  erlassen  sein  und  der  Thftter  dieses  Verbot 
wissentlich  verletzt  haben  muss.  Soweit  also  der  §  328  die  Verletzung 
von  Einfuhrverboten  bedroht,  trifft  er  wesentlich  nur  einen  besonders 
(}i|«lifiz)rteu  Fall  der  Kontrebande;  und  wurde  vorliegend  die  Kontse- 
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bände  in  H.  verübt^  so  fand  hier  auch  das  Vergehen  des  §  828^  wenn  die 
sonstigen  Voraussetzungen  desselben  vorhanden  waren,  seinen  Ahschlnss. 

Die  von  der  Revision  erhobene  Rüge  einer  Verletzung  des  §  136 
Vereinszollgesetzes  beruht  auf  der  missverstündlichenUnterBtelhmg,  es 
sei  in  diesem  Paragraphen  ^ausdrücklich  bestimmt",  dass  die  Kontre- 
bande  noch  nicht  begangen  sei,  sobald  sich  der  ,, unverzollte  Gegen- 
stand "^  in  einem  Güterwagen  befunden  habe.  Eine  solche  Bestimmung 
findet  sich  in  dem  Paragraphen  nicht.  In  Nr.  3a  ist  nur  ausgesprochen, 
dass  die  im  Eingang  aufgestellte  PrKsumtion  Anwendukig  finde ,  wenn 
verbotene  oder  zollpflichtige  GegenstKnde  in  den  Personenwagen  oder 
sonst  anderswo  als  in  Güterwagen  sich  befinden.  Die  ganze  Bestim- 
mung kommt  hier  aber  nicht  in  Betracht,  da  der  Angeklagte  über- 
haupt nicht  auf  Grund  einer  Präsumtion  aus  §  136  verurtheilt  ist 
Es  ist  vielmehr  vom  Richter  thatsSchlich  festgestellt  worden,  dass  der 
Angeklagte  das  Fleisch  in  dem  Wagen  versteckt  hat^  um  es  demnächst 
—  also  jeden&lls  nach  erfolgter  Revision  des  Zuges  —  wieder  her- 
vorzuholen und  in  seinem  Nutzen  zu  verwenden.  Hi^in  hat  der  Vor- 
derrichter ohne  Rechtsirrthum  den  Thatbestand  der  verbotswidrigen 
Einfuhr  geftmden.  Ob  der  Angeklagte  das  Fleisch  auf  prenssischen 
Gebiete  demn&chst  verwenden  wollte,  ist  dem  Obigen  nach,  da  für  die 
hier  firaglichen  Vergehen  H.  als  Vereinsasollgrenze  angesehen  werden 
muss,  rechtlich  unerheblich. 

Mit  Recht  rügt  aber  die  Revision  (unter  III)  unrichtige  Anwen- 
dung des  §  328  Strafgesetzbuchs  aus  dem  Grunde,  weil  der  im  Ge- 
setze vorausgesetzte  Dolus  nicht  genügend  festgestellt  worden  sei.  Die 
Vorinstanz  erklärt  den  Einwand  des  Angeklagten,  er  habe  den  Grand 
des  erlassenen  Einfuhrverbotes  nicht  gekannt,  für  unerheblich.  Diese 
Auf&ssung  ist  rechtsirrthümlich.  Das  Reichsgericht  hat  bereits  in  dem 
Urtheile  vom  5.  Januar  1892  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in 
Strafsachen  Bd.  22  S.  296,  vgl.  auch  Entscheidungen  in  Strafsachen 
Bd.  22  S.  190  und  Bd.  23  S.  107)  ausgeführt,  dass  der  §  328 a.a.O., 
indem  er  nur  die  wissentliche  Verletzung  der  getrofifenen  Anordnungen 
mit  Strafe  bedroht,  auch  die  Kenntniss  des  Zwecks  oder  Grundes  der 
Anordnung  voraussetzt.  Der  Senat  findet  keinen  Anlass  zur  Aende- 
rung  seiner  bisherigen  Auffassung.  Demgemäss  musste  das  angefochtene 
Urtheil  nebst  den  ihm  zu  Grunde  liegenden  Feststellungen  an%ehoben 
werden. 

C.  Reohtshülfe. 

Sind  für  die  in  Folge  des  Rechtshülfeverkehrs  bei  Anlegung  des 
Rheinischen  Orundlmchs  aufgenommenen  Verhandlungen  auch 
für  den  ersuehien  richterlichen  Beamten  die  Vorschriften  der 
Art.  15 — 17,  19,  24 — 31  und  58  der  Rheinischen  Notariatsord' 

nung  vom  25.  April  1822  massgebend? 
Mitgetfaeilt  von  Herrn  Landrichter  Dr.  Mensen  in  Heehingen. 
1.  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Hamm  vom  30.  Januar  1891. 
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In  Sadben,  betreffend  die  Anlegung  des  Gnuidbuches  für  die  Ge- 
meinde Oevenich  hat  das  Amtsgericht    zu  Erkelenz   das   Amtsgericht 
zQ  Münster    unterm    20.  Oktober  1890   ersucht,    in    der  Grundbuch- 
Bache  WiUms  den  Stukateur  Jos.  KraffI  su  MOnster  darüber  zu   ver- 
nehmen,  ob  er  darin  willige,  dass  seine  Schwester,  die  Ehefrau  Wilms, 
als  AUeineigenthttmerin  eines  Grundstücks  der  Gemeinde  Gevenich  im 
Gnmdbuch   eingetragen    werde    und    er   dem    diesbezüglichen  Antrage 
derselben    Tom     6.   Oktober     1890     beitrete.       Das    Amtsgericht    zu 
Münster  hat  dieses  Ersuchen  dadurch  erledigt,  dass  die  verlangte  Er- 
klärung vor  dem  hierzu    aktenmässig  beauftragten  Referendar  U.  als 
Richter    unterm     31.   Oktober    1890   abgegeben     wurde.     Das    Amts- 
gericht zu  Erkelenz  hält  diese  Verhandlung  für  nichtig,  weil  das  Pro- 
tokoll selbst  nicht  ergebe,  dass  dem  Referendar  Ü.  die  Aufnahme  der 
betreffenden  Verhandlung    übertragen    sei.     Nach    §  73    des  Gesetzes 
Tom   12.  April  1888    fiinden    die  Art.  24—31,  58    der  Rheinischen 
Notariatsordnung  vom  25.  April  1882  auf  die  Verhandlungen  in  Grund- 
bnchsachen  entsprechende  Anwendung.  Ein  Notariatsakt  aber  sei  nichtig, 
wenn  aus  demselben    nicht  ausdrücklich    erhelle,    dass   er  von    einem 
Notar  aufgenommen  sei  (Art.  25).  Dementsprechend  sei  auch  eine  ge- 
richtliche Verhandlung  nichtig,  aus  der  nicht  hervorgehe,  dass  sie  von 
dem  zust&ndigen  Richter    aufgenommen    sei.     Die  Beauftragung    eines 
Referendars  müsse  deshalb   entweder    in   einem  Zusätze    desselben    zu 
seinem    Amtskarakter   oder   in   einer  Bescheinigung    am  Schlüsse    der 
Verhandlung   zum  Ausdruck  kommen.     Auf  jeden   Fall    genüge    eine 
Bestätigung    in    dem    Rücksendungsschreiben    des    ersuchten    Gerichts 
Dicht,  da  dieselbe  nicht  Theil  der  Verhandlung  werde.     Hiemach  hat 
das   Amtsgericht    zu  Erkelenz    das    Amtsgericht    zu   Münster    wieder- 
holt   um    nochmalige  Vernehmung    des    Krafft    ersucht.     Das  Amts- 
gericht   zu    Münster    hat  jedoch    dieses    Ersuchen    mit    der  Begrün- 
dimg  abgelehnt,    dass   der   Referendar  U.   unterm  22.  Oktober  1890 
von  dem   zustündigen  Amtsrichter   nach    dem  Ministerialreskript    vom 
9.  Februar  1879  (Ministerialblatt  B.  466)  mit   der    selbständigen  Er- 
ledigung des  Ersuchens  betraut  sei. 

Nunmehr  hat  das  Amtsgericht  zu  Erkelenz  Beschwerde  w^eii 
verweigerter  Rechtshülfe  mit  dem  Antrage  erhoben:  dem  Amts- 
gerichte zu  Münster  aufzugeben,  dem  dortigen  Ersuchen  vom  15. No- 
vember bezw.  2.  Dezember  1890  um  nochmalige  Vernehmung  des 
Stnkateurs  Josef  Elrafft  zu  Münster  nachzukommen. 

Das  Oberlandesgericht  zu  Hamm  hat  durch  Beschlüsse  vom 
30.  Januar  1891  die  Beschwerde  für  begründet  erklärt  und  das  Amts- 
gericht zu  Münster  für  verpflichtet  erachtet,  dem  Ersuchen  des  Amts- 
gerichts zu  Erkelenz  zu  entsprechen.  In  den  Erwftgungsgründen  heisst 
es:  ,,Das  ersuchte  Grericht  ist  nach  §87  des  AusfÜhrnngsgesetzes  zum 
Gerichtsverfassungsgesetz  und  §  159  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
nur  dann  zur  Verweigerung  der  Rechtshülfe  befugt,  wenn  es  örtlich 
onzustäiidig    oder   die  vorzunehmende  Handlung  nach  seinem  Rechte 
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verboten  ist.  Die  örtliche  Zustttndigkeit  des  ersuchten  Gerichts  ibt 
ausser  Frage.  Auch  geht  das  Ersuchen  des  Amtsgerichts  Erkelenz 
nicht  auf  Vornahme  einer  gesetzlich  unzulässigen  Handlung.  Die  An- 
sicht des  ersuchten  Grerichts  aber^  die  Verhandlung  vom  31.  Oktober 
1890  genttge  den  gesetzlichen  Erfordernissen,  konnte  demselben  keinen 
Grund  geben,  die  von  dem  ersuchenden  Gerichte  für  erforderlich  er- 
achtete nochmalige  Aufnahme  der  Verhandlung  abzulehnen  (vgl.  auch 
§2  des  Ausflihrungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  8.  280)^. 

2.    BeschluBs  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  11.  April  1890. 

Auf  eine  Beschwerde  des  Amtsgerichts  zu  Rheinbach  hat  das 
Oberlandesgericht  zu  Köln  (IV.  Zivilsenat)  durch  Beschluss  vom 
11.  April  1890  das  Amtsgericht  zu  Koblenz  angewiesen,  einer  vod 
einem  Referendar  aufgenommeneu  Verhandlung  den  Vermerk,  dass  d^ 
Referendar  gemäss  §  2  des  A.G.  zum  G.V.G.  vom  24.  April  1878 
mit  Anfnalime  derselben  beauftragt  gewesen  sei,  beizufügen  unter  fol- 
gender Begründung:  Das  Amtsgericht  zu  Rheinbach  hat  das  Amts- 
gericht zu  Koblenz  ersucht,  den  im  Grundsteuerflurbuche  eingetragenen 
EigenthUmer  eines  Bergwerks  gemäss  §44  des  Gesetzes  vom  12.  April 
1888  zu  vernehmen.  Gegenstand  und  Zweck  dieser  Vernehmung  ist 
die  Feststellung  des  Rechtsgrundes  für  die  Eintragungen  in  das  Gnmd- 
buch.  Nach  §  33  der  Grundbuchordnung  müssen  schriftliche  zu  einer 
Eintragung  erforderliche  Urkunden  gerichtlich  oder  notariell  aufgenom- 
men oder  beglaubigt  sein.  BeiAu&ahme  gerichtlicher  Urkunden  dieser 
Art  finden  gemäss  §  73  des  Gesetzes  vom  12.  April  1888  die  Vor- 
schriften der  Artikel  15 — 17,  19,  24 — 31  und  58  Notariatsordnnng 
vom  25.  April  1822  entsprechende  Anwendung.  Nach  Artikel  25  da- 
selbst erfordern  Notariatsurkunden  die  ausdrückliche  Angabe,  dass  sie 
von  dem  Notar  aufgenommen  sind.  Dieser  Bestimmung  entspricht  für 
gerichtliche  Urkunden  die  Erkennbarkeit,  dass  sie  von  dem  zuständi- 
gen Richter  aufgenommen  sind.  Auch  Referendaren  kann  die  Aof- 
ualimo  solcher  Urkunden  unter  den  Beschränkungen  des  §  2  des  Ans- 
führungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  übertragen  werden, 
ihre  richterliche  Amtsbe^gniss  erhalten  sie  aber  erst  durch  besonderen 
Auftrag.  Zur  Erfüllung  der  Vorschrift  des  Art.  25  bedarf  es  daher 
der  urkundlichen  Angabe,  dass  die  Aufnahme  der  betreffenden  Ver- 
handlung ihnen  übertragen  worden  ist.  Ob  dieser  Vormerk  in  einem 
Zusätze  des  Referendars  zu  seinem  Amtskarakter  oder  in  einer  Be- 
scheinigung als  Schluss  der  Verhandlung  zum  Ausdruck  kommt,  er- 
scheint  unerheblich.  Auf  jeden  Fall  genügt  eine  Bestätigung  in  dem 
Rücksendungsschreiben  des  ersuchten  Gerichtes  nicht,  da  dasselbe  nicht 
Theil  der  Verhandlung  wird. 
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Frankreich. 

Beehtspreehnng  französischer  Qerlclitsliofe. 

Form  der  im  Auslände  vorgenornfnenen  Rechtsgeschäfte;  Art.  1328 

Cod,  civ. 

Urtheil  des  französischen  Kassationshofe  vom  23.  Mai  1892  {DaU.  92. 1. 

473). 

„Naeh  Ansicht  des  Art.  1328  B.6.B.;  in  Erwägunge  dass  der  im 
Aaslande  errichtete  Akt  bezüglich  seiner  Form,  seiner  Folgen  und 
der  Art  des  Beweises  den  Vorschriften  des  Gesetzes  des  Landes,  in 
welchem  der  Vertrag  zu  Stande  kam,  unterworfen  ist,  ohne  dass 
ein  Unterschied  zu  machen  wXre  zwischen  dem  Falle ,  dass  der 
Rechtsstreit  zwischen  den  Vertragsparteien  sich  abspielt,  und  dem 
Falle,  dass  der  Akt  einem  Dritten  entgegengehalten  wird;  dass 
ttutergeb^is  das  sichere  Datum  der  in  der  Türkei  errichteten  Akte 
demgemäss  nach  dem  ottomanischen  Gesetze  erwiesen  werden 
konnte^ 

In  der  Note  (Prof.  Cohendy  zu  Lyon)  wird  die  Frage  erörtert, 
ob  der  Rechtssatz  „locus  regit  actv/m^  auch  dann  Anwendung  finden 
könne,  wenn  eine  im  Auslande  errichtete  öffentliche  oder  Privatur- 
kunde  einem  Dritten  entgegengehalten  werde.  Der  Konflikt  entstehe 
dadurch,  dass  das  französische  Gesetz  dafür,  dass  ein  Akt  einem  Dritten 
entg^engehalten  werden  könne,  eine  Anzahl  Förmlichkeiten  erfordere, 
welche  nicht  alle  durch  die  auslfindische  Gesetzgebung  erfordert  wür- 
den, Art  1328,  1690  B.G.B.,  Transkriptionsgesetz  u.  s.  w.  Die  Frage 
sei  von  den  französischen  Gerichten  bisher  nicht  erörtert  worden;  die 
Schriftsteller  hXtten  sich  indessen  sämmtlich  dahin  ausgesprochen,  dass 
die  hinsichtlich  Dritter  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  der  öffentlichen 
Ordnung  angehörten  und  demgemäss  nach  dem  französischen  Gesetze 
za  erfüllen  seien,  was  auch  von  den  im  Auslande  aufgenommenen 
Akten  zu  gelten  habe,  Lattrent,  droit  dvü  intern,  11  Nr.  252;  Weiss y 
trait6  ilem.  de  droit  intern,  prive  II  S.  623 — 626 ;  Duguit,  conflits 
de  kgislation  relatifs  d  la  forme  des  actes  dvils  S.  103,  124,  130; 
ebenso  haben  im  vorliegenden  Rechtsstreite  das  Seine-Tribunal  und  der 
AppellhofParis  (Doil.  90,  2,  161)  entschieden.  Es  wird  sodann  die  Kürze 
der  Gründe  des  Kassationshofs  beklagt  und  nachzuweisen  gesucht,  dass 
dieselben  zu  allgemein  gehalten  seien  und  jedenfalls,  soweit  nicht  als 
Realstatuten  anzusehende  Bestimmungen  in  Frage  kämen,  zu  unerträg- 
lichen Folgen  führen  müssten:  es  wird  namentlich  Art.  1690  B.G.B. 
hier  aufgezählt.  Vgl.  über  die  Be^v^eiskraft  der  im  Ausland  errichteten 
Urkunden :  von  Bar,  Theorie  u.  Praxis  des  intern.  Privatrechts  Bd.  1  S.  348 
(Zeitschr.  f.  französisches  Zivilrecht  Bd.  24  S.  10)^). 

1)  Vgl.  hiezu   auch  Bevue  praiique   de  droit   intern,  privi  p,  Vincent^ 
im  p.  266. 
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Oesterreich. 

Beehtspreehimg  der  osterrelehisclieii  Gtoriehtshofe. 

Abschluss  einer  Ehe  xivischen  einem  ungarischen  Staatsangehörigefi 
evangelischen  Glaubens  und  einer  katholischen  Oesterreieherin  hi 
Oesterreich.  Ungültigkeit  des  von  deni  unitarischen  Ehegerichts- 
hofe  betreff  dieser  später  geschiedenen  Ehe  ausgesprochenen  Tren- 
nungserkenntnisses  und  der  von  dem  Ehemanne  sohin  abgesdiios' 
senen  zweiten  Ehe,  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  xur 
Entscheidung  der  Frage  der  Gültigkeit  der  zweiten  Ehe,  Ein- 
leitung des  Verfahrens  über  Anzeige  der  Gattin  erster  Ehe  luich 

dem  Tode  ihres  Gatten. 

Entscheidung  des  obersten  6.H.  vom  6.  Dezember  1892  Z.  12881  (Jor.-Bl. 

1893  S.  153). 

lieber  die  Anzeige  der  Anna  R.,  verwittwet  gewesenen  N.,  ge- 
borenen S.^  dasB  die  von  ihrem  am  1.  Mftrz  1889  verstorbeneu 
Gatten  Josef  N.^  gewesenen  Kaufmann  zu  X.  in  Steiermark^  zuständig 
nach  Z.  in  Ungarn^  evangelisch  Angsburger  Konfession,  mit  der  le- 
digen Eva  T.  aus  X.;  evangelisch  Augsburger  Konfession,  bei  dem 
Pfarramte  der  evangelischen  Kirchengemeinde  in  X.  am  31.  August 
1879  abgeschlossene  zweite  Ehe  ungültig  sei,  hat  das  k.  k.  Kreis- 
ge  rieht  in  X.  nach  gemäss  Hofdekret  vom  28.  August  1819  Nr.  1595 
J.  O.  8.  von  Amtswegen  eingeleiteter  und  gepflogener  UntersuchuDg 
mit  Urtheil  vom  10.  März  1892  Z.  210  diese  Ehe  fttr  nngfiltig 
erklärt. 

Gründe: 

Im  vorliegenden  Ver&hren  handelt  es  sich  um  das  Elrkenntniss. 
ob  die  von  Josef  M.  mit  Eva  T.  laut  Tranungsschein  des  Pfarramtes 
der  evangelischen  Kirchengemeinde  am  81.  Angnst  1879  in  X.  ab- 
geschlossene Ehe  aus  dem  Hindernisse  des  bestehenden  Ehebandes 
(§  62  a.  b.  G.B.)  ungültig  sei.  In  dem  von  Amtswegen  eingeleiteten 
Verfahren  sind  die  Bestimmungen  des  Hofdekretes  vom  23.  August 
1819  Nr.  1595  J.  6.  S.  mit  Bedachtnahme  auf  §  97  a.  b.  6.B. 
massgebend,  und  sind  die  Beweise  Über  die  entscheidenden  Thatsachen 
nach  Anweisung  der  §§  14  und  17  des  zitirten  Hofdekretes  sorg- 
fältig zu  prüfen,  ohne  dass  die  Beweismittel  strenge  nach  den  Be- 
stimmungen der  Gerichtsordnung  zu  beurtheilen  oder  zuzulassen  wären. 
Mit  Rücksicht  auf  diese  Gesichtspunkte  ist  vorerst  die  Kompetenz 
dieses  GFerichtes  zu  prüfen  und  sohin  zu  beurtheilen,  ob  Anna  R.  zur 
Einbringung  der  Anzeige  auf  Ungültigkeitserklärung  der  von  Josef  N. 
am  31.  August  1879  mit  Eva  T.  eingegangenen  zweiten  Ehe  berech- 
tigt erscheint,  und  dann  ob  Josef  N.  in  seiner  am  28.  Oktober  1866 
mit  Anna  geborenen  S.,  römisch-katholisch,  vor  dem  Pfarramte  dtf 
evangelischen  Kirchengemeinde    in  X.    unwidersprochen    gültigen   Ehe 


OeBterreioh.  437 

QiditrSglich,  und  zwar  durch  das  Erkenntniss  des  unitarischen  Kirchen- 
stoUeSy  resp.  Obergerichtes  in  Klausenburg  ddo.  8.  Februar  1879^ 
resp.  5.  März  1879  derart  getrennt  wurde^  dass  er  eine  zweite  Ehe 
eingehen  konnte^  und  ob  die  sohin  am  81.  August  1879  von  Josef  N. 
mit  Eva  T.  vor  dem  Pfarramte  der  evangelischen  Kirchengemeinde  in 
X.  nach  evangelischem  Bitus  eingegangene  Ehe  gültig  ist.  Was  nun 
die  Kompetenz  dieses  Grerichtshofes  anbelangt,  so  ist  derselbe  nach 
§  14  J.  N.  zur  Entscheidung  berufen ;  denn  die  Anzeigerin  Anna  R.^ 
Wittwe  nach  dem  am  1.  März  1889  verstorbenen  Josef  N.^  hat  diesen 
•m  28.  Oktober  1866  geheirathet,  der  Wohnort  war  X.;  im  Jahre 
1877  suchten  beide  Theile  ein  verständlich  um  die  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  in  X.  an  und  wurde  diese  Scheidung  mit  Bescheid  des  k.  k. 
Bezirksgerichts  X.  vom  16.  Januar  1878  Z.  175  bewilligt.  Im 
Sprengel  dieses  Gerichtshofes  wohnten  zuletzt  die  Ehegatten  Josef  N. 
and  Eva  N.,  Josef  N.  starb  auch  in  X.  und  Eva  N.  geborene  T. 
hat  ihren  letzten  Wohnsitz  in  X.  Vor  dem  Eingehen  in  die  meritorische 
Erledigung  der  Gültigkeit  der  Ehe  zwischen  Josef  N.  und  Eva  N. 
geborene  T.  ist,  nachdem  die  Letztere  der  Anzeigerin  Anna  B.  die 
Berechtigung  zur  Einbringung  der  Anzeige  wegen  Ungültigkeits- 
erklärung der  von  Josef  N.  mit  ihr  (Eva  T.)  geschlossenen  zweiten 
Ehe  abspricht^  diese  Frage  zu  erörtern.  Eva  T.  behauptet  nämlich; 
dass  der  Anzeigerin  Anna  R.  eine  solche  Berechtigung  zur  Anfechtung 
der  zweiten  Ehe  des  Josef  N.  aus  dem  Grunde  nicht  mehr  zustehe^ 
weil  sie  bei  ihrer  einverständlichen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
auf  alle  vermögensrechtlichen  Ansprüche  verzichtet,  und  weil  sie  die 
Anzeige  de  praes,  3.  August  1889  Z.  2577  nur  im  eigenen  Namen 
emgebracht  und  erst  nachträglich  als  Mutter  und  Vormünderin  der 
minderjährigen  Josef  und  Peter  N.  die  obervormundschaftsbehördliche 
Genehmigung  zur  Bestreitung  der  zweiten  Ehe  des  Josef  N.  beige- 
bracht hat.  Diesbezüglich  bestimmt  nun  über  die  Untersuchung  der 
Otiltigkeit  einer  durch  den  Tod  aufgelösten  Ehe  das  Hofdekret  vom 
27.  Juni  1837  Nr.  208  J.  G.  S.,  dass  auch^  wenn  das  Eheband 
durch  den  Tod  eines  oder  selbst  beider  Ehegatten  bereits  gelöst  ist, 
eine  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  dieser  aufgelösten  Ehe  statt- 
finden kanu;  insofern  um  die  diesfällige  Erhebung  und  Entscheidung 
von  dazu  gesetzlich  berechtigten  Interessenten  zur  Geltendmachung 
privatrechtlicher  Ansprüche  angesucht  wird.  Demnach  aber  ist  die 
Berechtigung  der  Anzeigerin  zur  Anfechtung  der  zweiten  Ehe  ihres 
Gatten  Josef  N.^  welche  zu  ihren  Lebzeiten  geschlossen  wurde,  zweifel- 
los, weil  sie  selbst  auf  die  Ungültigkeit  dieser  zweiten  Ehe  Privat- 
rechtsansprüche gründen  will,  und  weil  sie  als  Mutter  und  Vormünderin 
der  minderjährigen  Josef  und  Peter  N.  das  privatrechtliche  Interesse 
dieser  zu  schützen  hat,  weshalb  sie  auch  schon  in  der  Anzeige  de 
praes.  3.  August  1889  Z.  2577  Verwahrung  gegen  jene  Schädigung 
eingelegt  hat,  welche  den  minderjährigen  Josef  und  Peter  N.  durch 
Bestimmung  des  Pflichttheiles  im  schriftlichen  Testamente  ihres  Vaters 
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Josef  N.  ddo.  24.  Dezember  1882  drohte.  Mit  Bücksicht  auf  die 
Natur  des  Verfahrens  in  Ehestreitigkeiten  kann  Übrigens  daran  kern 
Anstand  genommen  werden  ^  dass  die  ursprüngliche  Anzeige  von 
Anna  R.  eingebracht  und  nachträglich  in  formeller  Weise  die  Bestreitung 
jener  zweiten  Ehe  auch  Namens  der  minderjährigen  Kinder  aus  det 
ersten  Ehe  geschehen  ist.  In  die  nieritorische  Erledigung  der  Frage 
der  Gültigkeit  der  zweiten  Ehe  des  Josef  N.  mit  Eva  T.  nun  selbst 
eingehend;  so  wird  von  Eva  T.  flir  die  Gültigkeit  ihrer  mit  Josef  N. 
eingegangenen  Ehe  auf  die  Existenz  des  Trennungserkenntnisses  des 
unitarischen  Kirchenstuhles^  resp.  Obergerichtes  in  Klausenburg  ddo. 
8.  Februar  1879,  resp.  5.  März  1879  hingewiesen,  und  es  nehmen 
beide  Theile  im  Laufe  des  Verfahrens  die  Beischaffung  ungarischer 
Gesetze  von  Amtswegen  zum  Nachweise  ihrer  Behauptung  ftbr  die  Gültig- 
keit, resp.  Ungültigkeit  und  die  Kompetenz  des  unitarischen  Kirchen- 
Stuhles,  resp.  Obergerichts  in  Klausenburg  in  Anspruch.  ESntgegen 
diesem  Verlangen  der  beiden  Streittheile  auf  Beischaffung  der  unga- 
rischen Gesetze  und  Anwendung  derselben  bei  Entscheidung  der  Frage 
der  Gültigkeit  der  angefochtenen  Ehe  konnte  aber  von  der  Beischaf- 
fuug  und  Benützung  auswärtiger  (ungarischer)  Gesetze  als  Überflüssig 
abgesehen  werden,  weil  in  der  Sache  lediglich  die  Bestimmungen  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zur  Anwendung  zu  kommen 
haben.  Thatsache,  und  zwar  erwiesen  durch  den  Trauungsschein  A 
der  Anzeige  ist  es  nämlich,  dass  Josef  N.  seine  erste  Ehe  mit  Anna  S. 
am  28.  Oktober  1866  in  X.  einging.  Diese  Ehe  wurde  unter  der 
Geltung  der  §§  111  und  62  a.  b.  G.B.  abgeschlossen.  Denn  wenn 
auch  Josef  N.  damals  sowohl  als  zeitlebens  ungarischer  Staatsbürger 
war  und  solcher  geblieben  ist,  so  war  seine  persönliche  Fähigkeit  znr 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  Anna  S.  und  der  Bestand  derselben 
nach  den  Gesetzen  seines  damaligen  Wohnortes,  das  ist  X.,  zu  benr- 
theilen  (§§  34  und  86  a.  b.  G.B.)  und  Josef  N.,  wenngleich  damals 
ungarischer  Staatsbürger,  musste  bei  Eingehung  dieser  seiner  Elhe  mit 
Anna  S.,  nachdem  Letztere  damals  Katholikin  war,  wissen,  dass  dieses 
Band  der  Ehe  unauflöslich  sei  und  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehe- 
gatten getrennt  werden  könne  (§111  a.  b.  G.B.).  Bei  dem  im  §  62 
a.  b.  G.B.  ausgesprochenen  Prinzipe  der  Monogamie  kann  der  Rechts- 
bestand einer  zweiten  Ehe  für  den  Geltimgsbereich  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  die 
erste  Ehe  auf  eine  nach  diesem  Gesetze  gültige  Weise  au%elöst  wurde. 
Wenn  nun  auch  Josef  N.  von  seiner  ersten  Gattin  Anna  geborenen 
S.  laut  Bescheid  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  X.  ddo.  16.  Januar  1878 
Z.  175  einverständlich  geschieden  war,  so  konnte  doch  das  unitarische 
Ehegericht  in  Klausenburg  mit  seinem  Erkenntnisse  ddo.  8.  Februar 
1879  die  Trennung  der  Ehe  zwischen  Josef  N.  und  Anna  B.  auf 
Ghrund  der  stattgefundenen  Scheidung  für  das  Geltungsgebiet  des 
allgemeinen  bürgerlichen  G^etzbuches  nicht  aussprechen.  Thatsächlich 
hat  auch  dieses  Ehegerioht  dem  Josef  N.  gegenüber  die  Ehetrennon^ 
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nicht  AUflgesprochen,  sondern  nur  dem  Begehren  der  Anna  S.  stattge- 
geben^ dieselbe  als  znr  unitariscben  Ronfession  gehörig  von  dem 
Bande  der  gedachten  Ehe  befreit  und  zur  Schliessung  einer  ^glück- 
lichen'^ Ehe  ermächtigt,  keineswegs  aber  auch  den  Josef  N.  zur  Ein- 
gehung einer  zweiten  flir  das  Gebiet  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gre- 
setzbuches  geltenden  Ehe  freigegeben.  Wenn  nua  Anna  8.  selbst 
dieses  für  sie  günstige  Erkenntniss  für  das  Geltungsgebiet  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Ctesetzbuches  nicht  in  Anspruch  nahm  und  im 
Bereiche  des  letzteren  zu  einer  zweiten  Ehe  so  lange  nicht  schritt; 
als  sie  ihren  Gatten  Josef  N.  noch  am  Leben  wusste,  so  konnte  noch 
weniger  Josef  N.  das  Trennungserkenntniss  des  EJausenburger  Ehe- 
gerichts für  seine  Person  zum  Zwecke  der  Eingehung  einer  zweiten 
hier  gültigen  Ehe  bei  Lebzeiten  seiner  ersten  Gattin  in  Anspruch 
nehmen;  er  musste  vielmehr  sich  bewusst  sein,  dass  das  fragliche 
Trennungserkenntniss  für  ihn  im  Geltungsgebiete  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  keine  Wirkung  haben  könne,  imd  dass  er 
bei  dem  Bestehen  des  Ehebandes  mit  Anna  S.  eiue  zweite  gültige 
Ehe  in  diesem  Greltungsgebiete  so  lange  nicht  eingehen  könne,  als  der 
andere  Theil  nicht  gestorben  ist.  Durch  Eingehimg  seiner  zweiten 
Ehe  mit  Eva  T.  in  X.  vor  dem  evangelischen  Pfarramte  am  31.  Aug. 
1879  hat  somit  Josef  N.,  da  damals  (31.  August  1879)  seine  Gattin 
Anna  geborene  8.  noch  am  Leben  war,  er  in  X.  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  hatte,  somit  der  Bestimmung  der  §§34  und  36  a.  b.  G.B. 
onterworfen  und  noch  immer  mit  seiner  ersten  Gattin  gültig  verehe- 
licht war,  die  Bestimmung  der  §§  62  und  111  a.  b.  G.B.  verletzt, 
weshalb  auch  seine  zweite  Ehe  als  ungültig  erklärt  werden  muss. 

Üeber  Appellation  des  Vertheidigers  des  Ehebandes  und  der 
Eva  T.  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Graz  mit  Urtheil  vom 
8.  Juni  1892  Z.  5181  das  erstrichterliche  Urtheil  bestätigt. 

Gründe: 

Die  Bestätigung  des  appellirten  Urtheils  erfolgt  aus  den  der 
Sachlage  und  dem  Gesetze  ganz  entsprechenden  Gründen  des  ersten 
Richters  und  wird  denselben  mit  Rücksicht  auf  die  Ausftihnmgen  in 
den  Appellationsbeschwerden  noch  Folgendes  hinzugefügt:  Die  Legiti- 
mation der  Anzeigerin  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Hofdekreten 
vom  27.  Juni  1837  Nr.  208  J.  G.  S.  kann  mit  Grund  nicht  bestrit- 
ten werden,  weil  Anna  R.  als  Mutter  ihrer  zur  Zeit  der  Anzeige 
mindeijährig  gewesenen  Kinder  aus  erster  Ehe  zweifellos  zur  Wahrung 
der  Rechte  derselben  berufen  war,  sie  dieses  auch  schon  in  der  An- 
zeige bemerkt  hat  und  weil  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der 
§§  4  und  13  des  Hofdekretes  vom  23.  August  1819  Nr.  1595  J.  G.  S. 
kein  Gewicht  auf  den  Umstand  gelegt  werden  kann,  dass  Anna  R.  die 
Anzeige  nicht  ausdrücklich  im  Namen  ihrer  Kinder  erstattet  hat.  Ein 
förmlicher  Nachweis  des  ziffermässigen  vermögensrechtlichen  Interesses 
der  fraglichen  EJnder  an  der  Ungültigkeit  der  zweiten  Ehe  des  ver- 
storbenen Josef  N.  aber  würde  über  die  Absicht  des  bezogenen  Gesetzes 
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und  über  den  Zweck  des  vorliegenden  Kechtastreites  offeniMr  hbaus- 
reichen.  Desgleichen  ist  der  erste  Richter  vollständig  im  Rechte, 
wenn  er  das  Erkenntniss  des  unitarischen  geistlichen  Gerichtes  unbe- 
achtet gelassen  hat.  Denn  der  verstorbene  Josef  N.  und  die  An- 
zeigerin  hatten  ihren  letzteu  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  in  X.  in 
Steiermark  und  war  daher  gemäss  §  97  a.  b.  G.B.  und  §  14  lit  &. 
J.  N.  zum  Ausspruche  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der 
zwischen  den  Genannten  am  28.  Oktober  1866  geschlossenen  Ehe 
ausschliesslich  das  k.  k.  Kreisgericht  in  X.  berufen.  Indem  nun  der 
verstorbene  Josef  N.  vor  der  am  31.  August  1879  erfolgten  Schlies- 
sung seiner  Ehe  mit  Eva  T.  einen  Ausspruch  des  genannten  k.  k. 
KreisgerichtS;  dasa  seine  mit  Anna,  wiederverehelichten  R.  geschlossene 
Ehe  ungültig  sei;  nicht  erwirk te^  dessen  ungeachtet  aber  bei  Lebzeiten 
der  Letzteren  die  zweite  Ehe  einging,  kann  im  Hinblick  auf  die  Be- 
stimmungen der  §§  62  und  111  a.  b.  G.B.  an  der  Ungültigkeit  dieser 
zweiten  Ehe  im  Geltungsgebiete  des  a.  b.  G.B.  nicht  gezweifelt  werden^ 
imd  muss  der  Ausspruch  des  auswärtigen  Richters;  ganz  abgesehen^ 
davou;  dass  Josef  N.  nicht  einmal  diesen  erwirkt  hat;  als  ein  voll- 
ständig unberechtigter  Eingriff  in  die  Gerichtsbarkeit  des  genannten 
k.  k.  Kreisgerichts  und  zwar  unter  allen  Umständen  erklärt  werden 
(§  48  Abs.  2  J.  N.). 

Ueber  ausserordentliche  Revision  der  Eva  T.  und  des  Ver- 
theidigers  des  Ehebandes  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit 
Urtheil  vom  6.  Dezember  1892  Z.  12881  die  unterrichterlichen  Ur- 
theile  zu  bestätigen  befunden. 

Gründe: 

Die  von  dem  Yertheidiger  des  Ehebandes  und  von  Eva  T.  be- 
haupteten Nichtigkeiten  werden  dahin  begründet;  dass  a)  eine  Unter- 
suchung der  Gültigkeit  der  von  Josef  N.  und  Eva  T.  geschlossenen 
Ehe  ohne  Einschreiten  eines  berechtigten  Anzeigers  eingeleitet  wurde, 
b)  dass  bei  Entscheidung  die  hierlands  in  Kraft  bestehenden  Gesetze 
angewendet  worden  sind;  c)  dass  vor  der  Schlussfassung  die  evange- 
lische Kirche  nicht  gehört  wurde.  Im  ersten  Punkte  haben  die  unteren 
Instanzen  in  der  durch  den  Beitritt  der  Kinder  des  Josef  N.  aus 
dessen  Ehe  mit  Anna  geborenen  S.  geschaffenen  Sachlage  mit  Reckt 
die  Voraussetzungen  verwirklicht  gefunden;  unter  welchen  nach  An- 
ordnung des  Hofdekretes  vom  27.  Juni  1837  Nr.  208  J.  6  B. 
eine  amtliche  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  der  Ehe  nach  dem 
Tode  des  einen  Ehegatten  platzgreift.  Unentscheidend  bleibt  es  hier- 
bei; dass  die  gesetzliche  Vertretung  der  Kinder  den  Beitritt  zu  dem 
Prozesse  erst  im  Laufe  der  Untersuchung  förmlich  vollzogen  hat;  weil 
das  privatrechtliche  Interesse  der  Nachkommen  N.'s  von  der  Mutter 
bereits  in  der  Anzeige  als  Beweggrund  des  Einschreitens  angegeben 
worden  ist  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ofifiziosität  des  Verfahrens  die 
prozessualen  Ergänzungen  in  dieser  Richtung  nicht  unberücksichtigt 
bleiben  konnten.     Das  privatrechtliohe  Interesse    der  Nachkommen  an 
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der  Sache  aber  liegt  auf  der  Hand,  weil  dasselbe  durch  die  mit  dem 
Bestände  der  zweiten  Ehe  des  Vaters  verknüpften  ehegattlicheu  Güter- 
rechte wesentlich  beeinflusst  wird,  woran  die  von  Eva  T.  unter  Heran- 
ziehung verschiedener  mehr  oder  weniger  liquiden  Abzugsposten  auf- 
gestellte Wahrscheinlichkeitsrechnung  betreffend  eine  Vermindenmg  des 
Pflichttheiles  zu  ändern  nichts  vermag.  Die  Anhörung  der  evange- 
lischen Kirche  konnte  unterbleiben,  weil,  selbst  abgesehen  davon,  dass 
es  sich  um  eine  Untersuchung  von  Amtswegen  handelt,  zur  Zeit  der 
Schlnss&ssung  in  erster  Instanz  bereits  die  mit  der  Kundmachung  des 
Ministeriums  fllr  Kultus  und  Unterricht  vom  15.  Dezember  1891 
Nr.  4  tx  1892  veröffentlichte  neue  Kirchen  Verfassung  für  die  evan- 
gelische Kirche  Augsburger  und  helvetischen  Bekenntnisses  in  Kraft 
stand,  welche  im  §  6  einen  der  Beschwerde  entsprechenden  Vorbehalt 
nicht  zum  Ausdrucke  bringt.  Die  in  den  untergerichtlichen  Ent- 
scheidungen festgehaltene  Anschauung  über  die  Anwendung  von  Ge- 
setzen kann  jedoch  nicht  zum  Anlasse  einer  Nullitätsanzeige  gemacht 
werden,  weil  dieselbe  nur  einen  Gegenstand  der  meritalen  Beschwerden 
bildet  und  bei  Erledigung  derselben  zu  würdigen  ist.  Gegenstand  der 
Untersuchung  ist  die  am  31.  August  1879  zwischen  Josef  N.,  zu- 
stSndig  nach  Z.,  und  der  ledigen  Eva  T.,  beide  evangelisch  und  in 
X.  wohnhaft  vor  dem  Pfarrer  der  evangelischen  Gemeinde  A.  C.  in  X. 
geschlossenen  Ehe :  zur  Prüfung  der  Gültigkeit  dieser  Ehe  sind,  zumal 
beide  Gatten  fortau  in  X.  domizilirten  und  Eva  T.  zur  Zeit  der  Ein- 
gehung der  Ehe  österreichische  Staatsbürgerin  war,  die  österreichischen 
Gerichte  berufen  (§  14  J.  N. ).  Au%abe  des  Gerichtes  ist  es  dann 
zu  untersuchen,  ob  der  Anerkennung  dieser  Ehe  im  hierländigen  Ge- 
biete nicht  ein  Hindemiss  entgegenstehe,  welches  nach  österreichischem 
Rechte  diese  Anerkennung  ausschliesst.  Josef  N.  wurde  nach  Inhalt 
der  Akten  am  28.  Oktober  1866  in  seinem  hierländigen  Domizile  X. 
Ton  dem  Pfarrer  der  evangelischen  Gemeinde,  nachdem  vorerst  die 
feierliche  Einwilligung  zur  Ehe  unter  passiver  Assistenz  des  katho- 
lischen Seelsorgers  abgegeben  worden  war,  mit  der  katholischen  Anna  S. 
ehelich  verbunden.  Auf  ihn  finden  die  Bestimmungen  der  §§  62  und 
111  a.  b.  G.B.  volle  Anwendung,  es  muss  daher  zrn*  Feststellung  der 
Gültigkeit  der  von  ihm  im  Jahre  1879  hierlands  geschlossenen  Ehe 
die  gänzliche  Auflösung  des  ersten  Ehebandes  rechtmässig  bewiesen 
sein.  Dieser  Nachweis  ist  nicht  geliefert  worden.  Die  im  Jahre 
1878  von  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  X.  bewilligte  Scheidung  hat  eine 
AuflÖBimg  des  ersten  Ehobandes  sicher  nicht  herbeigeführt.  Eine 
solche  Auflösung  konnte  aber  auch  durch  das  im  Jahre  1879  er- 
gangene Erkenntniss  des  unitarischen  geistlichen  Gerichts  in  Klausen- 
barg  in  einer  auch  f\lr  Oesterreich  gültigen  Weise  nicht  herbeigeführt 
worden  sein,  weil  dieses  Erkenntniss  mit  der  für  die  Beurtheilung  der 
Ijösbarkeit  der  Ehe  hier  einzig  massgebenden  Bestimmung  des  §  111 
H.  b.  G.B.  nicht  in  Einklang  gebracht  werden  kann,  und  die  Beur- 
theilung der  Auflösung  des  Ehebandes    nur    auf  jenen  Grundlagen  zu 
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erfolgen  hat,  wie  solche  zur  Zeit  der  EheBchliessung  beBtauden  haben. 
Thatsächlich  war  zur  Zeit  der  zweiten  Ehe  die  dem  Josef  N.  im 
katholischen  Glauben  angetraute  erste  Gattin  noch  am  Leben  und  ent- 
spricht es  daher  vollkommen  den  gesetzlichen  Vorschriften,  wenn  die 
ersten  Instanzen  mit  Berücksichtigung  des  für  ihre  Entscheidung  mass- 
gebenden österreichischen  Bechts  der  im  Jahre  1879  geschlossenen 
Ehe  die  Anerkennung  der  Gültigkeit  versagt  haben. 

Stefuerpflicht  misländiscJher  Aktiengeseüschaften, 

Die  Entscheidungsgründe  des  oben  8.  105  angezogenen  Erkennt- 
nisses des  Verwaltungs-Gerichtshofs  vom  16.  Januar  1892  Z.  187 
lauten: 

Zunächst  ist  hier  zu  bemerken,  dass  der  V.  G.  H.  in  die  men- 
torische Prüfung  der  vorliegenden  Streitsache  in  der  ErwSgnng  ein- 
getreten ist,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  blos  —  wie  der 
Vertreter  der  belangten  Behörde  bei  der  ö.  m.  Verhandlung  ausflihrte 
—  darum  handelt,  dass  die  beschwerdeführende  Gesellschaft  der  all- 
gemeinen Vorschrift  des  §  27  Einkommensteuer-Patentes  nachkomme, 
womit  der  meritorischen  Besteuenuigsfitige  in  keiner  Weise  präjudizirt 
sei,  sondern  dass  der  Streit  lediglich  darum  besteht,  von  welchem 
Zeitpunkte  an  die  beschwerdeführende  Gesellschaft  der  von  ihr  nicht 
bestrittenen  Fatirungspflicht  nachzukommen  hatte. 

In  der  Sache  selbst  hat  der  Gerichtshof  folgendes  erwogen:  Nach 
Inhalt  der  angefochtenen  Entscheidung,  handelt  es  sich  um  die  Frage, 
ob  die  bayerische  Granit-Aktiengesellschaft  in  Regensburg  die  Ein- 
kommeusteuerfassion  aus  dem  Betriebe  ihrer  Steinbrüche  in  Allerding 
und  Steinbach  blos  für  das  Jahr  1890  oder,  wie  die  Stenerverwaltnng 
verlangt,  für  die  Jahre  1888,  1889  und  1890  einzubringen  habe. 
Die  Beschwerde  vermeint  nämlich,  entgegen  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung, dass  sie  erst  mit  dem  15.  März  1890  in  Oesterreich  existent 
geworden  ist  und  daher  auch  erst  von  diesem  Zeitpunkte  ihr  Einkommen 
zu  fatiren  habe. 

Es  ist  zwar  richtig,  dass  auf  die  beschwerdeführende  Aktienge- 
sellschaft die  kais.  Verordnung  vom  29.  November  1865,  RG.B.  Nr.  127, 
wodurch  die  Bestimmimgen  über  die  Zulassung  ausländischer  Aktien- 
gesellschaften zum  Geschäftsbetriebe  in  Oesterreich  erlassen  wurden, 
Anwendung  findet.  Der  Art.  VII.  dieser  kais.  Verordnung  bestimmt 
aber,  dass  die  Bechte  und  Pflichten  der  in  Oesterreich  zugelassenen 
Gesellschaft  nach  den  für  hierländige  Gesellschaften  gleicher  Art 
geltenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  beurtheilen  sind,  und  im 
Alinea  3  dieses  Artikels  wird  insbesondere  festgesetzt,  dass  eine  solche 
ausländische  Gesellschaft  gleich  den  hierländigen  Gesellschaften 
von  ihren  zum  Greschäftsbetriebe  in  Oesterreich  gehörigen  Betriebsan- 
lagen, von  ihren  hierlands  abgeschlossenen  Geschäften  und.  von  ihrem 
Handels-  und  anderen  Einkommen  in  Oesterreich  die  Steuern  und  Ge- 
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bühren  nach  Massgabe  der  hierländigen  Gesetze  und  Verordnungen  zu 
entrichten  hat. 

Nun  bestimmt  das  Einkommensteuerpatent,  dass  die  Steuer  von 
dem  Einkommen  der  I.  Klasse  —  und  um  ein  solches  handelt  es  sich 
im  gegebenen  Falle  —  auf  Grundlage  von  Bekenntnissen  bemessen 
wird,  welche  der  zum  Genüsse  des  steuerbaren  Einkommens  Berechtigte 
einzubringen  hat.  —  In  Absicht  auf  die  zur  Entscheidung  stehende 
Frage  erscheint  daher  massgebend,  ob  die  bayerische  Granit-Aktien- 
gesellschaft das  Einkommen  aus  den  Steinbrüchen  in  Allerding  und 
Steinbach  in  den  Jahren  1888,  1889  und  1890  genossen  hat  oder 
nicht.  In  dieser  Beziehung  liegen  thatsftchlich  Momente  vor^  welche 
dafür  sprechen,  dass  die  beschwerdeführende  Aktiengesellschaft  in  den 
Genuss  des  Einkommens  aus  den  fraglichen  Steinbrüchen  bereits  im 
Jahre  1888  getreten  ist.  Diesfalls  erscheint  massgebend  der  Punkt  4 
des  Kaufvertrages  vom  28.  Dezember  1888,  nach  welchem  mit  dem 
Tage  der  Vertragserrichtung  die  bayerische  Granitaktiengesellschaft  in 
den  physischen  Besitz  und  Genuss  der  Elaufobjekte  tritt  und  es  wird 
in  der  Beschwerde  selbst  zugegeben,  dass  der  Zeitpunkt  des  Kaufab- 
schlusses derart  zurückverlegt  wurde,  dass  im  Falle  der  Genehmigung 
der  Aktiengesellschaft  seitens  der  kompetenten  Behörden  und  sohin  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister,  der  Kauf  bereits  als  am  28.  De- 
zember 1888  abgeschlossen  zu  gelten  hatte. 

Dass  der  Uebergang  der  Steinbruchrealitäten  in  den  physischen 
Besitz  tmd  Grenuss  der  bayerischen  Granitaktiengesellschaft  in  Regens- 
burg auch  wirklich  im  Jahre  1888  erfolgte,  bestätigt  die  Gemeinde- 
rorstehung  St.  Florian  in  dem  Berichte  vom  20.  Februar  1891,  Z.  78; 
übrigens  erscheint  auch  in  der  Linzer  Zeitung  Nr.  117  vom  22.  Mai 
1890  der  Rechnungsabschluss  der  Verwaltung  Schärding  der  beschwerde- 
führenden Aktiengesellschaft  bereits  mit  Ende  Dezember  1889  publizirt. 

Da  es  sich  aber  in  der  Absicht  auf  die  Einkommenbesteuerung 
lediglich  um  das  thatsächliche  Einkommen,  das  ein  Steuersubjekt  als 
solches  geniesst  und  nicht  um  die  Frage  handelt,  ob  das  betreffende 
Steuersubjekt  die  zu  seiner  rechtlichen  Existenz  erforderlichen  Voraus- 
setzungen erfüllt  hat  oder  nicht,  so  könnte  die  Ausübung  eines  Gewerbes 
oder  eines  Geschäftsbetriebes  ohne  Konzession  oder  -  wie  im  gege- 
benen Falle«  —  ohne  staatliche  Genehmigung  unter  Umständen  allen- 
falls zu  einer  StrafSamtshandlung  Anlass  bieten,  keinesfalls  aber  kann 
hierin  ein  Grund  hieftlr  gelegen  sein,  ein  solches  Steuersubjekt  von  der 
nachträglichen  Entrichtung  der  gesetzlich  entfallenden  Steuer  bezw. 
von  der  Fatirung  firei  zu  lassen. 

Aber  selbst  wenn  die  Ausftlhrungen  der  Beschwerde  in  der  Rich- 
tung für  richtig  gehalten  würden:  dass  die  Existenz  einer  ausländischen 
Aktiengesellschaft  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  erst  mit  der  Zulassung  dieser  Gesellschaft  zum  hierländigen 
Geschäftsbetriebe  und  weiter  mit  der  Eintragung  derselben  in  das 
Handelsregister    beginnt,    so   folgt   daraus  noch  keineswegs,    dass  eine 
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solche  ausländ  ibche  Gesellschaft  für  jeue  Zeit,  wo  die  Yoraussetzungen 
ihrer  Existenzberechtigung  in  Oesterreich  noch  nicht  zugetroffen  waren, 
von  ihrem  hierlands  bezogeneu  Einkommen  die  Steuer  nicht  zu  fatiren 
hätte.  Sie  bleibt  eben  für  jene  Zeit  als  eine  ausländische  Gesellschaft 
verpflichtet;  von  ihrem  in  Oesterreich  bezogenen  Einkommen  die  Ein- 
kommensteuer zu  fatiren^  zumal  im  Einkommen  steuerpatente  eine  un- 
bedingte Steuerimmunität  der  Ausländer  oder  der  im  Auslande  Wohnen- 
den nicht  normirt  erscheint  und  im  Sinne  des  §  3  Einkommensteuer- 
patentes  weder  auf  die  staatsbürgerliche  Eigenschaft  des  Steuersubjektes 
noch  auf  den  Aufenthalt  desselben  Rücksicht  zu  nehmen,  sondern 
lediglich  darauf  zu  sehen  ist,  ob  dieses  Steuersubjekt  ein  Einkommen 
aus  einem  hierlands  verwendeten  Vermögen  bezieht  oder  nicht 

Diesen  Erwägungen  zufolge  war  in  der  angefochtenen  Entschei- 
dung eine  Gesetzwidrigkeit  nicht  zu  erkennen. 

Markenschutz  nach  Handelsvertra^f  mit  OrossbritantUen 

vom  5.  Dexember  1876  Art  VI. 

Die  oben  S.  105  angeführte  Entscheidung  des  Verwaltungs-Ge- 
richtshofs vom  3.  März  1892  Z.  744  basirt  auf  folgender  Begründung: 

Mit  der  angefochtenen  Entscheidung  ist  die  von  der  Firma  Jonas 
Brook  &  Brothers,  Fabrikanten  in  Meltham  Mills  in  England  im  Sinne 
des  §  16  des  Gesetzes  vom  6,  Januar  1890,  R.G.B.  Nr.  19,  angesuchte 
Kegistrirungsemeuerung  der  im  Markenregister  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammer in  Wien  unter  Nr.  786  registrirt  gewesenen  und  auch 
in  England  ordnungsmässig  registrirten  Marke,  welche  blos  aus  Ziffern 
und  Worten  mit  einfacher  linearer  Umrahmung  besteht,  verweigert 
worden. 

Der  V.  G.  H.  ist  bei  seiner  Entscheidung  von  nachstehenden 
Erwägungen  ausgegangen :  Der  Markenschutz,  welchen  die  beschwerde- 
führende Firma,  als  Angehörige  Grossbritanniens,  für  ihre  in  den  in 
England  gelegenen  Etablissements  erzeugten  Waareu  beansprucht,  hat 
seine  Rechtsc[uelle  nicht  in  dem  Gesetze  vom  6.  Januar  1890,  RG.B. 
Nr.  19,  sondern  nach  §  32  dieses  Gesetzes  in  dem  Handelsverträge 
zwischen  Oesterreich-Ungam  und  Grossbritannien  vom  5.  Dezember 
1876,  RG.B.  Nr.  144. 

Der  Art.  VI  dieses  Staatsvertrages  bestimmt,  dass  die  Angehörigen 
der  beiden  hohen  vertragschliessenden  Theile  in  den  Gebieten  de« 
andern  hinsichtlich  des  Eigenthumsrechtes  an  Handels-  und  Fabriks- 
marken ....  denselben  Schutz,  wie  die  Inländer  gemessen;  dass  aber 
die  Unterthanen  Ihrer  britischen  Majestät  in  Oesterreich-Ungam  das 
ausschliessliche  Eigenthumsrecht  an  einer  Marke  ....  nur  dann  werden 
beanspruchen  können,  wenn  sie  je  zwei  Exemplare  davon  bei  der 
Handelskammer  zu  Wien  und  zu  Budapest  hinter!^  haben.  —  Dieser 
Art.  VI  räumt  also  den  in  Oesterreich-Ungam  gesetzlich  für  Inlinder 
gewährten  Markenschutz  auch  den  in  Grossbritannien  gelegenen  Unter- 
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nehmangen    ein,    insoweit  dieselben  in    ihrem  Heimathslande    för  iiire 
Marken  ein  gesetzliches  Beeht  erworben  haben. 

Denn  der  Schntz  des  Eigenthumsrechtes,  der  eben  in  der  Währ- 
ung des  Alleinrechts  gelegen  ist,  setzt  noth wendig  den  Erwerb  des 
ausschliesslichen  G^ebranchsrechts  als  ein  atUeeedens  voraus  und  die 
bezogene  Vertragsbestimmung  bezeichnet  selbst  als  ihr  Objekt  nicht 
etwa  den  Erwerb  des  ausschliesslichen  Gebrauchsrechtes,  sondern  das 
^Eigenthumsrecht  an  Handels-  und  Fabrikmarken^,  hat  also  Marken 
vor  Augen,  hinsichtlich  welcher  bereits  das  Rechtsverhältniss  des  aus- 
schliesslichen Grebrauches  besteht. 

Die  Voraussetzung  des  österreichischen  Markenschutzes  ist  also 
der  Bestand  eines  Markenrechtes  im  Heimathstaate;  dieses  Markenrecht 
kann  aber  selbstverständlich  nur  nach  Massgabe  der  Gesetze  des 
Heimathstaates  erworben  werden.  --  Nach  dem  englischen  Marken- 
rechte sind  nicht  nur  figurale  Zeichen,  sondern  auch  blosse  Namenszeichen 
registrirungsffihig  und  geniessen  sohin  auch  solche  Waarenzeichen  den 
gesetzlichen  Markenschutz;  wie  denn  auch  thatsächlich  die  hier  in 
Frage  stehende  Marke  in  England  imbestritten  registrirt  und  ge- 
schützt ist 

Dieser  Bechtszustand  des  gesetzlichen  Markenschutzes  soll  nun 
durch  den  vorbezogenen  Handelsvertrag  über  die  Grenzen  Gross- 
britanniens hinaus  der  betreffenden  Marke  auch  in  Oesterreich-Ungarn 
dann  zu  Theil  werden,  wenn  die  in  diesem  Vertrage  vereinbarten 
Bedingungen  erfüllt  werden.  ~  Diese  Bedingungen  bestehen  aber  — 
mit  völliger  Beiseitelassung  der  Vorschriften  des  hierläudigen  Marken- 
Schutzgesetzes  —  lediglich  in  der  in  Art.  VI  des  Vertrages  ange- 
ordneten Hinterlegung  von  je  zwei  Exemplaren  der  in  Grossbritannien 
geschützten  Marken  bei  den  Handelskammern  zu  Wien  und  zu 
Budapest. 

Hat  der  Markeuschutzwerber  diese  Bedingung  erfüllt,  so  hat  er 
seinerseits  den  Anspruch  auf  den  Markenschutz  auch  in  Oesterreich- 
Ungam,  namentlich  auch  in  Ansehung  der  eventuellen  Prioritätsrechte 
(§  19  1.  c.)  erworben,  zu  dessen  Rechts  Wirksamkeit  allerdings  die 
Begistrirung  der  Marke  bei  den  genannten  Handelskammern  erforderlich 
ist,  welche  aber  —  abgesehen  von  allgemein  ethischen  und  politischen 
Momenten  —  nicht  verweigert  werden  kann,  wenn  auch  die  Marke 
nach  dem  hierläudigen  Gesetze  von  der  Registrirung  ausgeschlossen  ist. 

Die  Bestimmung  des  Vertragsartikels  VI,  nach  welcher  die  An- 
gehörigen Grossbritanniens  bezüglich  der  registrirten  Marken  den- 
t»elben  Schutz  geniessen,  wie  die  Inländer,  hat  demnach  nur  Bedeutung 
f^r  den  materiellrechtlichen  Schutz  der  Marke.  In  dieser  Hinsicht 
soll  das  ausländische  Etablissement  dem  inländischen  Unternehmen 
vollkommen  gleichgestellt  sein,  in  dieser  Hinsicht  kann  es  sich  nicht 
mehr  um  das  Gesetz  des  Heimathstaates,  sondern  ausschliesslich  um 
das  desjenigen  Staates  handeln,  dessen  Schutz  angerufen  wird. 

Indem  die  angefochtene  Entscheidung  das  österreichische  Gesetz 
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Über  diese  Grenze  hinaus  auch  auf  die  Frage  der  Hegistrirbarkeit  der 
auslftndiBcheu  Marke  zur  Anwendung  gebracht  hat^  erscheint  dieselbe 
im  Gesetze  uicht  begründet. 

Zu  §  61  lit.  b.  Konhursordnung. 

Oberstgericbtliche  Entscheidung  vom  12.  April  1898;  Z.  4419 
mit  Zurückweisung  des  ausserordentlichen  Revisionsrekurses  gegen  die 
gleichförmigen  Entscheidungen  des  k.  k.  Handelsgerichts  in  Wien  vom 
13.  Februar  1893  Z.  25466  und  des  k.  k.  Oberlandesgerichts  daselbst 
vom  8.  März  1893,  Z.  3277. 

Das  Gesuch  des  M.  M.  um  Bewilligung  der  exekutiven  Pfibidung, 
Schätzung;  Transferirung  und  engen  Sperre  der  dem  J.E.  in  Herisau 
(Schweiz)  gehörigen,  im  Inlande  befindlichen  Fahrnisse  wegen  der 
Forderung  von  600  fl.  wurde  mit  dem  Bescheide  des  k.  k.  Handels- 
gerichts in  Wien  vom  13.  Februar  1893,  Z.  25466  abgewiesen,  weil 
laut  der  Zuschrift  des  Konkursamtes  in  Herisau  vom  6.  Februar  1893 
über  das  Vermögen  des  Exekuten  am  1.  Februar  1893  der  Konkurs 
eröffnet  wurde. 

Dieser  Bescheid  wurde  über  Rekurs  des  Exekutionsführers  mit 
der  oberlandesgerichtlichen  Verordnung  vom  8.  März  1893  Z.  3277 
bestätigt,  weil  nach  §  59  der  Konkursordnung  die  Konkursverluuid- 
lung  auf  das  gesammte,  wo  immer  (also  auch  im  Auslande)  befindliche 
bewegliche  Vermögen  des  Gemeinschuldners  sich  erstreckt,  demnach 
auch,  wenn  nicht  ein  mit  einem  auswärtigen  Staate  geschlossener 
Staatsvertrag  oder  eine  ablehnende  Haltung  seitens  eines  auswärtigen 
Staates  entgegensteht,  in  die  von  einem  auswärtigen  Staate  verfugte 
Konkursverhandlung  das  im  Inlande  liegende  bewegliche  Vermögen 
des  Gremeinschuldners  einzubeziehen  ist  (§  61,  lit.  b.  Konkursordnung ). 
und  der  Exekutionsführung  auf  ein  solches  Vermögen  die  Bestimmung 
des  §   11   Konkursordnung  entgegensteht. 

Den  dagegen  überreichten  ausserordentlichen  Kevisionsreknrg 
hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  der  Entscheidung  vom  12.  April 
1893  Z.  4419  lediglich  unter  Hinweisung  auf  den  Abgang  der  Vor- 
aussetzungen des  Hofdekretes  vom  15.  Februar  1893  J.G.S.  Nr.  2593 
zurückgewiesen. 

Dauer  des  durch  den  ordentlichen  Wohiisitx  begründeten  OerichU- 

Standes. 

Entscheidung  vom  I.März  1893  Z.  2231  (Zurückweisung  der  a.  o.  Be- 
visionsbeschwerde  wider  die  gleichförmigen  Urtheile  des  k.  k.  Handels- 
gerichts in  Wien  vom  17.  Oktober  1892  Z.  125823  und  des  k.  k.  Osten. 
Oberlandesgerichts  vom  14/12.  1892  Z.  16227.) 

In  der  Rechtssache  des  Th.  H. ,  Kaufmanns  in  Odessa,  Klägers, 
wider  Isidor  H.,  Gretreidehändler  in  Wien,  derzeit  Eoiufmann  in  Ham- 
burg, Geklagten,  wegen  Anerkennung  der  Bechtswirkaamkeit  und  Voll- 
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8treekb«rkeit  des  Urtheik  des  Sckieds-  tmd  Vergleichsgericktes  fUr 
Frneht  and  Mehl  in  Antwerpen  vom  25.  Juni  1888,  sowie  wegen 
ZaUimg  von  88872  Frcs.  48  Cent.  s.  N.6.  erhob  der  Geklagte  die 
Einwendimg  der  Unznstttndigkeit  des  angerufenen  Gerichts,  indem  er 
bestritt,  dass  Wien  zur  Zeit  der  Einbringung  der  Klage  sein  ordentlicher 
Wohnsitz  gewesen  sei. 

Diese  Einwendung  wurde  iudess  von  allen  drei  Instanzen  aus  den 
anfolgenden  erstrichterlichen  Gründen  verworfen:  Der  vom  Kläger  Über 
die  widersprochene  Einredethatsache  geführte  Beweis  ist  als  erbracht  an- 
zusehen. Denn,  wenn  die  beigebrachten  Atteste  der  k.  k.  Polizeidirek- 
tion ergeben,  dass  der  Beklagte  bis  1.  Mai  1891  bei  seiner  Gattin  als 
Aftermiether  gemeldet  war,  wenn  ferner,  nach  seinen  eigenen  Angaben, 
noch  einige  Zeit  bis  zur  AusfÜhrtuig  des  Entschlusses,  Wien  ftir  immer 
zu  verlassen,  zu  verstreichen  hatte,  wenn  weiters,  gleich£allB  nach  den 
eigenen  Angaben  des  Beklagten,  ihm  seine  Familie  erst  ,. später ^^ 
folgte,  und  wenn  endlich  laut  der  Amtsdienerrelation  die  Hausgenossen 
aussagten,  dass  der  Beklagte  am  vorigen  Sonntag  verreist  und  seine 
Rückkehr  unbekannt  war,  so  sind  das  Umstände,  welche  darthun,  dass 
zur  2ieit  der  Einbringung  der  Klage  die  Absicht  des  Geklagten^  Wien 
unbedingt  als  Domizil  aufzugeben,  noch  nicht  jenen  Ausdruck  gefun- 
den hatte,  welcher  gefordert  werden  muss. 

Da  der  Wohnsitz  kein  rein  thatsächlicher  Umstand  ist,  scm- 
dem  (§  16  J.  N.)  nur  durch  die  That  in  Verbindung  mit  der  ent- 
sprechenden Absicht  aufgegebeu  werden  kann,  so  ist  der  einmal  be- 
gründete Wohnsitz  insolange  als  fortbestehend  anzusehen,  als  nicht 
in  irgend  einer,  begründete  Zweifel  ausschliessenden  Weise,  so  im 
vorliegenden  Falle  z.  B.  durch  Mittheilungen  an  die  Hausgenossen 
und  die  kompetente  Behörde  behufs  Abmeldung  oder  durch  das  Folgen- 
lassen der  Familie,  die  Absicht  manifestirt  wird,  das  Domizil  sofort 
aufisugeben,  nicht  etwa  es  erst  au%eben  zu  wollen.  DemgemäsK 
musste  das  Wiener  Domizil  des  Beklagten  auch  am  7.  März  1891,  als 
dem  Tage  der  Anbringung  der  Klage ,  als  existent  angenommen  und 
die  Inkompetenzeinwendung  abgewiesen  werden. 

Zuständigkeit  eines  österreichischen  Oeriehts  für  Klage  auf  Ehe- 
nngültigkeitserklärung,   obwohl  die  Ehegatten  in  Oesterreich  nie- 
mals einen  gemeinsamen  Wohnsitz  hatten, 

Entsch.    d.  oberst.  Ger.Hofs  vom   26.  April  1892    Z.  8952  (Jur.  Bl. 

1892  8.  586). 

In  den  vom  obersten  Gerichtshofe  gebilligten  Gründen  des  erst- 
instanzlichen Urtheils  vom  20.  November  1891  ist  ausgeführt: 

Was  zunächst  die  Kompetenz  des  k.  k.  Landesgerichts  zur  Unter- 
suchung über  die  Gültigkeit  der  Ehe  anbelangt,  kann  es  wohl  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  österreichischen  Gerichte  berufen  sind, 
hierüber  zu  entscheiden,  obwohl  die  Ehe  im  Auslande  geschlossen 
wurde  imd  nur  der  klagende  Ehetheil  auch  dermalen  seinen  Wohnsitz 
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im  lulande  hat,  weil  beide  Ehegatten  ösierreichisdie  Staatsangehörige 
Bind  und  weil  einestheils  die  Anzeige  von  einem  von  Amtswegen  za 
untersuchenden  Ehehindemisse  erstattet  wurde ,  andemtheils  aber  es 
sich  um  die  persönliche  Fähigkeit  der  Ehegatten  zur  Eheschliessiuig 
handelt  und  nach  §  4  a.  b.  G.B.  die  Staatsbürger  auch  in  Handlungen 
und  Geschäften,  die  sie  ausser  dem  Staatsgebiete  vornehmen ^  an  die 
bürgerlichen  Gesetze  gebunden  bleiben,  insoweit  ihre  persönliche  Fähig- 
keit, sie  zu  unternehmen  y  dadurch  eingeschränkt  wird  und  es  einem 
österreichischen  Staatsangehörigen  fllr  alle  Fälle  gestattet  sein  muss^ 
die  Feststellung  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  von  ihm  vor- 
genommenen Handlung  mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmung  im  Rechts- 
wege zu  verlangen.  Da  die  Ehegatten  niemals  einen  gemeinschaft- 
lichen Wohnort  im  lulande  hatten,  erübrigte  nichts  als  die  Kompetenz 
jenes  inländischen  Gerichts  als  begründet  anzusehen,  in  dessen  Spren- 
gel der  geklagte  Ehegatte  seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatta 
Dies  ist  nach  §  10  Mil.Jur.Norm  K.  .  .  .  und  ist  dieses  k.  k.  Landes- 
gericht in  Wien  durch  die  vom  k.  k.  Oberlandesgerichte  in  Wien  ver- 
fügte Delegirung  an  dessen  Stelle  getreten. 

Oerichtsstand  des  Delibationsverfahrens  bei  beabsichtigter  Ztoangs- 
Vollstreckung  auf  Forderungen  des  Schuldners. 

Entscheidung  vom  21.  Februar  1893  Z.  2106  (Abweisung  des  a.  o. 
Revisionsrekurses  wider  die  gleichförmigen  Entscheidungen  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  in  Wien  vom  11.  November  1892  Z.  139170  und 
des  k.  k.  Oberlandesgerichts  daselbst  vom  22.  Dezember  1892  Z.  17188). 

Das  bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  überreichte  Gesuch 
des  W.  L.  wider  die  k.  k.  priv.  K.  0.  Eisenbahn  in  Budapest  und 
Teschen  um  Erkenntniss,  das  Urtheil  der  lY.  Zivilkammer  des  könig- 
lichen Landgerichts  zu  Breslau  Z.  3015  bezw.  das  letzteres  theilweise 
abändernde  Urtheil  des  königlichen  Oberlandesgerichts  daselbst 
Z.  16146  sei  geg^i  die  obgenannte  Eisenbahngesellschaft  wegen 
Hereinbringung  des.  ihm  rechtskräftig  zuerkannten  Betrages  von 
171976  Mk.  25  Pf.  s.  N.  G.  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  vollstreckbar^  wurde  über  die  bei  der 
darüber  angeordneten  Tagfahrt  von  dem  Gegentheile  erhobene  Ein- 
wendung der  Unzuständigkeit  des  angerufenen  Grerichts  aus  oaeb- 
stehenden  Gründen  abgewiesen : 

Von  Seite  der  gegentheiligen  Eisenbahngesellschaft  wird  die  Ein- 
wendung der  Inkompetenz  erhoben  und  durch  dieselbe  des  Näheren  aus- 
geführt. —  Es  ist  daher  Sache  des  G^suchstellers  die  h.  o.  Kompe- 
tenz darzuthun;  derselbe  sucht  die  Kompetenz  dieses  Gerichts  vor 
Allem  im  §  70  J.N.  zu  begründen. 

Wenn  es  auch  richtig  ist^  dass  der  Zweck  der  Einvemehmnngs- 
tagsatzung  darauf  gerichtet  ist,  zu  erforschen^  ob  der  auswärtige  Ge- 
richtssand zur  Schöpfung  des  Urtheils  berechtigt  gewesen  ist,  und 
ob   von   dem    fremden  Staate,    dessen   Gerichtsstand  gesprochen  hat. 
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den  faierlfindiscbeu  Gerichton  gleichfidl»  die  richterliche  Hülfe  geleistet 
wird^  80  kann  es  gewiss  keinem  Zweifel  unterliegen  und  bedarf  keiner 
weiteren  Begründung,  dass  in  allen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um 
was  immer  für  eine  gerichtliche  Entecheidung  handelt,  zuerst  über 
die  Kompetenz  des  betreffenden  Gerichts^  welches  die  Entscheidung 
treffen  soll,  falls  die  Kompetenz  bestritten  wird,  zu  entscheiden  ist. 

In  dem  vorliegenden  Falle  wird  bestritten,  dass  dieses  Gericht 
zur  Entscheidung  Über  das  Gesuchsbegehren  kompetent  ist.  —  Es  ist 
daher  vollkommen  gerechtfertigt^  wenn  zuerst  über  die  h.  o.  Kompe- 
tenz entschieden  wird. 

Wenn  auch  G^suchsteller  mit  seinem  Begehren^  um  Yollstreck- 
barkeit  der  in  dem  Gesuche  bezeichneten  auswärtigen  Urtheile,  ein 
Ezekutionsansuchen  nicht  verbunden  hat,  so  geht  doch  aus  seinen 
Gresuchsangaben  hervor,  dass  Gesuchsteller  die  Exekution  auf  Forde- 
rungen, welche  Gegentheil  an  Dritte  zu  stellen  hat,  zu  führen  beab- 
sichtigt,* und  da  Gesuchstoller  behauptot,  dass  die  Exekution  im 
Sprengel  dieses  Gerichts  vollzogen  werden  soll,  so  scheint  Gesuch- 
steiler  die  Anschauung  zu  vertreten,  dass  die  Pfändung  einer  Forde- 
rung des  Exekuten  dort  zu  erfolgen  hat,  wo  der  Drittschuldner  sich 
befindet. 

Dieser  Anschauung  konnte  sich  das  Gericht  nicht  anschliessen. 
Forderungen  werden  den  beweglichen  Sachen  beigezählt  und  folgen 
wie  alle  beweglichen  Sachen  der  Person  ihres  Eigenthümers  ^  298 
und  800  a.  b.  G.B.  Aus  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  geht  her- 
vor, dass  die  Exekution  einer  Forderung  nur  dort,  wo  sich  der  For- 
demngsberechtigte  befindet«  vorgenommen  werden  kann;  welche  Vor- 
nahme in  erster  Linie  durch  pfiuidweise  Beschreibung  der  Forderung 
zu  erfolgen  hat.  — 

Forderungsberechtigte  jener  Forderungen,  welche  in  Exekution 
gezogen  werden  wollen^  ist  die  gegentheilige  Bahn,  welche  nach  den 
eigenen  Ausführungen  des  Gesuchstellers  ihren  Hauptsitz  in  Buda- 
pest hat.  — 

Nach  Art.  213  Abs.  2  H.G.B.  ist  der  ordentliche  Gerichtsstand 
einer  Aktiengesellschaft  bei  demjenigen  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  sie 
ihren  Sitz  hat.  —  Es  ergiebt  sich  daher  nach  diesem  Artikel,  dass 
der  Gerichtsstand  der  gegentheiligen  Eisenbahn  in  Budapest  ist,  weil 
dieselbe  dort  ihren  Sitz  hat. 

Ist  nun  der  Gerichtsstand  in  Budapest  so  kann  die  PfKndung 
jener  Forderungen,  welche  die  Gesellschaft  an  dritte  Personen  zu 
stellen  hat,  unter  Hinweis  auf  die  §§  298  und  300  a.  b.  G.B.  h.  o. 
nicht  bewilligt  und  vorgenommen  werden. 

Allerdings  handelt  es  sich  vor  Allem,  die  Vollstreckbarkeit  der 
im  Gesuche  näher  bezeichneten  Erkenntnisse  auszusprechen  und  es 
ergiebt  sich  gerade  nach  §  70  J.N.,  dass  dieses  Gericht  inkompetent 
ist,  die  Erkenntnisse  für  vollstreckbar  zu  erklären,  weil  das  wesent- 
liche Merkmal  des  §  70  J.N.  mangelt,   da   nicht  dargethan  ist,    dass 
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die  Exekution  in  diesem  Sprengel  zu  vollziehen  resp.  sn  bewilligen 
ist.  Zieht  man  weiters  in  Erwägung,  dass  der  gegentheilige  Gerichts- 
stand in  Budapest  ist^  so  rousste  das  Oesuchsbegehren  wegen  In- 
kompetenz abgewiesen  und  Gesuchsteller  in  den  Ersatz  der  Kosten 
verurtheilt  werden. 

Den  dawider  von  dem  Gesuchsteller  eingelegten  Appellations- 
rekurs fand  das  k.  k.  Oberlandesgericht  unter  Hin  Weisung  auf  die 
dem  angefochtenen  Bescheide  beigefügten  Gfrliude  und  aus  folgenden 
Erwägungen  abzuweisen: 

Bei  Forderungen  erscheint  es  mit  Rücksicht  auf  ihre  rechtliche 
Natur  als  ^ unkörperliche  Sachen'*^  f§  292  a.  b.  G.B.)  beziehungsweise 
als  „persönliche  Sachenrechte'^  (§  307  a.  b.  G.B.)  überhaupt  nicht  zu- 
lässig, dass  in  ähnlicher  Weise,  wie  bei  körperlichen  beweglichen 
oder  bei  imbeweglichen  Sachen  von  einem  besonderen^  von  dem  Wohn- 
sitze bezw.  Aufenthaltsorte  des  Berechtigten  respektive  EigenthfimerB 
verschiedenen  Orte  ihres  Befindens  gesprochen  werde^  und  es  kann 
daher  schon  aus  diesem  Grunde  bei  Forderungen  ein  besonderes 
forum  rei  sitae  nicht  stattfinden.  Vielmehr  müssen  derartige  Ver- 
mögensobjekte mit  Rücksicht  auf  ihre  Eigenschaft  als  „unkörperliehe 
Sache ^  auch  in  örtlicher  Beziehung  der  Person  des  Berechtigten,  das 
ist  des  Gläubigers,  folgen  und  als  am  Aufenthaltsorte  desselben  be- 
findliches Vermögen  betrachet  werden,  wofür  übrigens  auch  die 
grundsätzliche  Bestimmung  des  §  300  a.  G.O.  spricht. 

Folge  davon  ist,  dass  auch  eine  auf  Forderungen  bewilligte 
Exekution,  sei  es  nun,  dass  dieselbe  in  Form  der  Einantwortung  oder 
dass  dieselbe  in  jener  der  PfUndung  zum  Vollzuge  gelangen  soll,  nur 
an  dem  Aufenthaltsorte  des  betreffenden  Gläubigers  bezw.  nunmehrigen 
Exekuten  vollzogen  werden  kann.  Dass  diese  Anschauung  auch  den 
in  Geltung  befindlichen  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Exekutions- 
verfahren  entspricht,  geht  aus  den  Bestimmungen  des  §  314  a.  6.0. 
und  des  mit  Rücksicht  auf  die  Norm  des  Hofdekrets  vom  27.  Ok- 
tober 1797  Z.  285  J.G.S.  auch  auf  Forderungen  anwendbaren  §  842 
a.  G.O.  unzweifelhaft  hervor,  da  hienach  die  Vornahme  der  Exekution 
in  solchen  Akten  zu  bestehen  hat,  welche,  wie  die  Abnahme  des  be- 
treffenden Schuldscheines,  die  Anmerkung  der  theilweisen  Einantwor- 
tung, die  genaue  Beschreibung  und  die  Au&ahme  des  Protokolls  über 
diese  Akte  bei  dem  Exekuten  zu  geschehen  haben.  Durch  die  Ver- 
ständigung des  dritten  Schuldners  von  der  bewilligten  exekutiven 
Einantwortung  bezw.  Pfändung  werden  lediglich  die  im  Zivilrechte 
begründeten  Rechtswirkungen  gegen  diesen  Schuldner  (§§  1395  und 
ff.  a.  b.  G.B.)  begründet,  keineswegs  aber  ist  dadurch  die  Reehts- 
gültigkeit  oder  die  gerichtsordnungsmässige  Perfektion  des  Exekutions- 
aktes bedingt. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  demnach  in  dem  vorliegenden 
Falle  die  Kompetenz  des  k.  k.  Handelsgerichts  in  Wien  im  Sinne 
des  §  70  J.N.,  nachdem  der  Rekurrent  in  seinem  G-esuche  die  daselbst 
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angeführten  Forderungen  als  Objekte  der  Exekntion  bezeichnet  hat, 
und  die  gegentheilige  Eisenbahngeeellschaft  Btatatenmässig  ihren  Sitz 
in  Budapest  hat,  nmsoweniger  begründet,  als  schliesslich  auch  die 
Analogie  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  Mai  1860  Z.  125  R.6.B. 
wegen  des  zwischen  Privatforderungen  und  Forderungen  an  öffent- 
liche Kassen  bestehenden  wesentlichen  Unterschiedes  ausgeschlossen  ist. 
Den  dagegen  überreichten  ausserordentlichen  Revisionsrekurs  des 
Gesuchstellers  hat  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  wegen  Abganges 
der  zur  AbXnderung  oder  Aufhebung  gleichförmiger  Entscheidungen  im 
Sinne  des  Hofiekrets  vom  15.  Februar  1883  J.G.S.  Nr.  2593  noth- 
wendigen  Voraussetzungen  zurückgewiesen. 


Schweiz. 

Rechtsprechung  des  schweizerischen  Bandesgerichts. 

Art.  1  und  15  ff.  des  schiveix.  -  französischen   Oerichisstandsver- 
träges  vom  15.  Juni  1869.     Vollziehung  französischer^  zvnschen 
Franzosen  erlassenen  Ziinlurtheile  in  der  Schiveiz. 

Entsch.  vom    4.  November  1891  i.  S.    de  Yillermont  (Revue  etc.  XI 

S.  58). 

Aus  den  Gründen  der  bundesgerichtlichen  Entscheidung: 
Handelt  es  sich  nicht  um  eine  Arrestlegung,  welche  der  Bechts- 
verfolgung  im  ordentlichen  Prozesse  oder  ordentlichen  Schuldbetrei- 
bongsverfieJiren  gleichgestellt  werden  könnte;  sondern  um  einen  Arrest- 
schlag zum  Zwecke  derVollstreckung  rechtskräftiger  Urtheile, 
so  steht  Art.  1  des  zitirten  Staatsvertrags  derselben  nicht  entgegen.  Ein 
Begehren  um  Vollstreckung  eines  ürtheils  aber  enthält  zweifellos 
keine  EJage  im  Sinne  des  Art.  1  des  Staatsvertrags ;  fUr  VoUstreckungs- 
begehren  gelten  nicht  die  Bestimmungen  der  Art.  1  u.  f. ,  sondern  der 
Art  15  u.  ff.  des  Staatsvertrags,  welche  die  Verfiichtung  zu  gegen- 
seitiger Urtheilsvollstreckung  uormiren.  Speziell  die  Zuständigkeit  zu 
Beurtheilung  von  YoUstreckungsbegehren  beurtheilt  sich  nicht  nach 
Art.  1  u.  ff.,  sondern  nach  Art.  16  des  Staats  Vertrags ,  d.  h.  es  gilt 
einfach  die  Regel,  dass  das  YoUstreckungsbegehren  bei  der  zuständigen 
Behörde  des  Orts  zu  stellen  ist,  wo  die  YoUstreckung  stattfinden  soll. 
Dass  die  YoUstreckung  nur  gegen  Einwohner  des  ersuchten  Staats 
statthaft  sei,  schreibt  weder  der  Staatsvertrag  ausdrücklich  vor,  noch 
entspricht  dies  allgemeinen  Grundsätzen;  vielmehr  ist  klar,  dass  nach 
allgemeinen  Ghrundsätzen  die  YoUstreckung  in  Yermögen  eines  Schuld- 
ners da  gesucht  werden  kann,  wo  dieses  Yermögen  sich  befindet. 
Wenn  der  Rekurrent  grundsätzlich  davon  auszugehen  scheint,  die 
Pflicht  zur  YoUstreckung  von  Urtheüen  beschränke  sich  nach  dem 
Staatsvertrage  auf  diejenigen  Fälle,  rücksichtlich  welcher  die  gericht- 
liche Kompetenz  im  ersten  Abschnitte  des  Yertrags   geregelt    ist,    so 


452  Rechtsprechung. 

erscheint  dies  als  unrichtig.  Die  wechselseitige  Pflicht  zur  Urtheils- 
voUstreckung  ist  nicht  durch  den  ersten  Abschnitt,  sondern  durch  den 
zweiten  Abschnitt  des  Staatsvertrags  (Art.  1 5  u.  ff.)  geregelt ;  sie  ist 
eine  allgemeine,  auf  alle  rechtskräftigen  Zivilurtheile,  rticksichtlich 
welcher  nicht  eines  der  Vollstreckungshindemisse  des  Art.  17  des 
Staatsvertrags  vorliegt ,  sich  erstreckende.  Dies  folgt  aus  dem  ganz 
allgemeinen  Wortlaute  des  Art.  15  des  Staats  Vertrags  und  entspricht 
auch  durchaus  der  Natur  der  Sache.  Es  ist  speziell  gewiss  unzweifel- 
haft, dass  ein  in  Fordeningssacheu  zwischen  französischen  Bürgern 
und  Einwohnern  ergangenes  Urtheil  eines  französischen  Grerichts  in 
der  Schweiz  vollstreckbar  ist,  und  umgekehrt. 

Der  Staatsvertrag  verbietet  nicht  dass  vor  der  Entscheidung  über 
die  Vollstreckungsbewilligung  Arrest  zum  Zwecke  vorläufiger  Sicherung 
der  Vollstreckung  gelegt  werden  dürfe.  Die  Zulässigkeit  einer  der- 
artigen vorläufigen  Sicherungsmassregel  beurtheilt  sich  vielmehr  ledig- 
lich nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  Über  die 
Zulässigkeit  des  Arrestes,  welche  auch  dafür  massgebend  sein  wer- 
den, in  welcher  Frist  dem  Arreste  die  rechtliche  Geltendmachung 
des  Judikatsanspruchs .  für  welchen  er  bewilligt  wurde .  nach- 
folgen  muss. 

Unterbrechung  der  Verjährung  der  Strafverfolgung  durch  Ver- 
folgungshandlungen der  Behörden  des  die  Auslieferung  nadi- 
suchenden  Staates,  wenn  auch  auf  die  Frage  durch  welche  Hand- 
lungen die  Verjährung  unterbrochen  loird,  nach  dem  Rechte  des 
ersuchten  Staate^s  sich  beurtheilt.  —  Art,  5  des  deutsch -schiveixeri- 

schen  Auslieferungsvertrags. 

Beschlnss  des  Bundesgerichts   vom    16.  Juni  1893   i.  S.  Karl  August 

Spindler. 
Mitgetbeilt  von  Herrn  Bundesgerichtspräsidenten  Dr.  Hafner  io  Lausaune. 

Durch  Beschluss  des  k.  sächsischen  Landgerichts  Leipzig  vom 
15.  April  1893  wurde  gegen  den  Glaser  Karl  Aug^t  Spindler  ans 
Beuren,  z.  Z.  in  Luzern,  die  Voruntersuchung  eröffnet,  weil  derselbe 
dringend  verdächtig  erscheine,  am  6.  Mai  1883  in  Greifenhein  eine 
neue  Ehe  eingegangen  zu  sein,  obwohl  die  von  ihm  am  17.  August 
1874  in  Stuttgart  mit  Christiane  Burkhardt  geschlossene  Ehe  noch 
bestand  —  Verbrechen  nach  §  171  R.St.G.B.  Am  3.  Mai  1898  ex- 
liess  der  Untersuchungsrichter  beim  Landgerichte  Leipzig  wegen  dieses 
Verbrechens  gegen  Spindler  den  Haftbefehl.  Gestützt  auf  letztem  und 
den  Beschluss  des  Landgerichts  Leipzig  vom  15.  April  suchte  die 
kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern  mit  Note  vom  29.  Mai  1893 
beim  Schweiz.  Bundesrathe  unter  Berufung  auf  Art.  1  Nr.  7  und 
Art.  7 — 9  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages  um  Aub- 
lieferung  des    in  Luzern  niedergelassenen   Karl  August  Spindler  nach. 

Spindler    erhob    Einsprache    gegen    die  Auslieferung    und   suchte 
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solclie  u.  A.  auf  die  Einrede  der  Verjährung  zu  sttttzen.  Denn  nach 
Inzerniflchem  Hechte^  welches  hiefÜr  massgebend  sei,  sei  die  Strafirer- 
folgimg  verjährt.  G^emäss  Art.  123  des  luzemischen  K.St.6.  gelte 
för  Bigamie  die  zehnjährige  Verjährung  und  zwar  beginne  gemäss 
§  66  lit.  b.  K.St.6.  die  Verjährung  mit  der  Vollendung  der  Handlung^ 
alflo  mit  dem  Abschlüsse  der  zweiten  Ehe,  zu  laufen.  Die  ausnahms- 
weise Bestimmung  des  §  171  des  deutschen  R.St.6.  sei  dem  luzemischen 
Rechte  fremd.  Die  Verjährung  sei  demnach  mit  dem  6.  Mai  1893 
abgelaufen.  Die  deutsche  Note,  welche  die  Auslieferung  verlange^ 
datire  aber  erst  vom  29.  Mai  1898:  das  erste  Eingreifen  der 
luzemischen  Behörden  und  damit  der  Uuterbruch  einer  allfällig 
laufenden  Verjährungsfrist  vom  30.  Mai  1893.  Denn  einzig  eine 
Strafverfolgung  durch  die  einheimischen  Behörden  sei  geeignet  ge- 
weseuy  den  Lauf  der  Verjährung  zu  hemmen.  Am  30.  Mai  habe  aber 
Spindler  wegen  inzwischen  eingetretener  Verjährung  der  Strafverfolgung 
nicht  mehr  verfolgt  werden  können. 

Das  Bnndesgericht  bewilligte  die  Auslieferung  auH  folgenden 
Erwägungen : 

1.  Die  einzig  streitige  Frage,  ob  Verjährung  der  Strafverfolgung 
eingetreten  sei^  ist  gemäss  Art.  5  des  schweizerisch-deutschen  Aus- 
lieferungsvertrageS;  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Staates ,  in  casu 
also  nach   schweizerischem   resp.   luzemischen  Rechte  zu  beantworten. 

2.  Nach  Art.  66  b.  des  luzemischen  Kriminalstraf gesetzbnches 
und  der  Erklärung  des  luzernischen  Regierungsrathes  ist  anzunehmen, 
dass  nach  luzemischem  Rechte  bei  der  Bigamie  die  Verjährung  der 
Strafverfolgung  mit  der  Eingehung  der  zweiten  Ehe  und  nicht,  wie 
nach  dem  deutschen  R.St.6.,  erst  mit  Auflösimg  einer  der  beiden 
Ehen  zu  laufen  beginnt.  Da  die  zweite  Ehe  des  Requirirten  am 
6.  Mai  1888  abgeschlossen,  das  Auslieferungsbegehren  dagegen  erst 
am  29.  Mai  1893  gestellt  wurde,  so  wäre  die  Verjährung  eingetreten, 
wenn  eine  Unterbrechung  derselben  nicht  erfolgt  wäre.  Allein  eine 
Unterbrechung  der  Verjährung  ist  nun  eben  durch  den  Beschluss  des 
Landgerichts  Leipzig  vom  15.  April  1893  und  den  Haftbefehl  vom 
3.  Mai  gleichen  Jalires  erfolg^.  Allerdings  ist  die  Frage,  durch 
welche  Handlungen  die  Verjährung  unterbrochen  werde,  nach  dem 
Rechte  des  ersuchten  Staates  zu  beurthoilen.  Allein  daraus  folgt 
durchaus  nicht,  dass  die  Verjährung  nur  durch  Handlungen  der  Be- 
hörden dieses  Staates  unterbrochen  werden  könne.  Vielmehr  müssen 
auch  Verfolgungshandlungen  der  Behörden  des  ersuchenden  Staates 
berücksichtigt  werden,  soweit  denselben  auch  nach  dem  Rechte  des 
ersuchten  Staates  die  Wirkuug  der  Unterbrechung  der  Verjährung 
zukommt.  Verfolgungshandlungen  seitens  der  Behörden  des  strafbe- 
rechtigten  ausländischen  Staates  schliessen  der  Natur  der  Sache  nach, 
im  Sinne  des  inländischen  Rechts,  die  Verjährung  aus,  sofern  sie  nur 
derart  sind^  dass  ihnen  auch  letzteres  unterbrechende  Kraft  beimisst. 
Nach  luzemischem  Strafirechte  nun  unterbricht  jeder  Akt  gerichtlicher 
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Verfolgung  die  Verjährung:  der  Beschluss  des  Landgerichts  Leipsig 
vom  15.  April  1893  und  der  Haftbefehl  vom  3.  Mai  gleichen 
Jahres  aber  qualifiziren  sich  zweifellos  als  gerichtliche  Verfolgnngs- 
handlungen. 

3.  Die  Einwendung  der  Verjilhrung  ist  also  unbegründet:  im 
Übrigen  sind  die  Voraussetzungen  der  Auslieferungspflicht  zweifellos 
gegeben. 


Gesetzgebung 9  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 
1,  Beichsgesetze,  kaiserUehe  Yerordnimgeii  ete. 

1.  Bekanntmachung  des  Beichskanzlers  vom  14.  April  1893,  betr. 
Ergänzung  und  Berichtigung  der  dem  internationalen  Üeber- 
einkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  beigefügten 
Liste  (R.G.B1.  S.  147). 

2.  Gesetz,  betr.  die  Geltung  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes in  Helgoland,  vom  4.  Juni  1893  (R.G.Bl.  S.  193). 

Das  Gesetz  betrifft  die  Einführung  der  §§  25,  26,  40,  43,  44, 
86  imd  87  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  mit  den  hiezu  tretenden 
Modifikationen  und  tritt  am  1.  Januar  1894  in  Kraft. 

2,  Gesetze,  Yerordnangen  etc.  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Bayern. 

1.  Gemeinschaft!.  Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  des 
k.  BLauses  und  des  Aeussem  und  des  k.  Staatsministeriums  der 
Justiz  vom  5.  April  1893,  die  Vornahme  von  Zustellungen  in 
den  Wohnungen  von  Personen,  die  von  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  befreit  sind,  betr.  (Just.Miu.Bl.  S.  75  £). 

1.  Die  Wohnungen  von  Personen  die  nach  §§  18,  19  des  G.V.G.  von  der 
inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind,  dürfen  zum  Zweck  einer  Zustellung 
in  Bechtsangelegenheiten  irgend  welcher  Art  nur  dann  betreten  werden,  wenn 
der  Inhaber  der  Wohnung  seine  Zustimmung  ertheilt  hat. 

2.  Die  Einholung  der  Zustimmung  ist  auf  dem  vorgeschriebenen  Dienst- 
wege bei  dem  k.  Staatministerium  der  Justiz,  in  besonders  eiligen  Fällen  h& 
dem  k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des  Aeusseren  zu  bean- 
tragen. 

3.  Der  Gerichtsvollzieher  darf  die  Wohnung  einer  der  in  Ziff.  1  erwähn- 
ten Personen  zum  Zwecke  der  Zustellung  nur  dann  betreten  und  eine  Zustel- 
lung in  der  Wohnung  einer  dieser  Personen  durch  Aufgabe  zur  Post  nur 
dann  bewirken,  wenn  ümi  die  Zustimmung  des  Inhabers  der  Wohnung  schrift- 
lich voraelefft  wird. 

4.  Die  roet  darf  von  dem  Gerichtsvollzieher  und,  insoweit  eine  Zustellnng 
unter  Vermittelung  des  Gerichtsschreibers  zulässig  ist,  von  dem  Gerichte 
Schreiber  um  Bewirkung  einer  Zustellung  in  der  Wohnung  einer  der  in  Ziff.  1 
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ervihnteik  Peraonen  nur  dann  ersucht  werden,   wenn  die  Zustimmung  des  In- 
habers der  Wohnung  schriftlich  vorliegt 

5.  Wird  dem  Gerichtsvolkieher  oder  dem  Gerichtsschreiber  die  erforder- 
liche Zustimmung  nicht  vorgelegt,  so  hat  er,  sobald  ihm  erkennbar  wird,  dass 
die  Zustellung  nicht  vorgenommen  werden  darf,  von  derselben  Abstand  zu 
nehmen  und  den  Auftrag  oder  das  Ersuchen  dem  Amts^richte,  bei  welchem 
er  angesteUt  ist,  vorzulegen.  Dieses  hat  alsdann  die  Emholung  der  Zustim- 
mung von  Amtswegen  zu  beantragen. 

2.  Gemeinschaftl.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des 
k.  Hauses  und  des  Aeussem^  der  Justiz  und  des  Innern  vom  25.  April 
1893y  das  Verfahren  bei  Auslieferung  von  Verbrechern  an 
ausserdeutsche  Staaten^  hier  im  besonderen  an  Belgien  und 
die  Schweiz  betr.   (Ju8t.Min.Bl.  S.   93  f.). 

„In  den  einzelnen  Auslieferungsvertragen,  weiche  Bayern  und  das  Deutsche 
Beich  mit  ausserdeutschen  Staaten  abgeschlossen  haben,  sind  für  die  Dauer 
der  vorlaufigen  Festhaltung  einer  verfolgten  Person  Fristen  festgesetzt,  inner- 
hfdb  deren  der  gehörig  beendete  Auslieferungsantrag  im  diplomatischen  Wege 
zu  stellen  ist,  widrigenfalls  der  Festgenonmiene  wieder  in  Freiheit  gesetzt  wiiä. 

Diese  Frist  ist  in  dem  Auslieferungsvertrage  zwischen  dem  Deutschen 
Beiche  und  Belgien  vom  24.  Dezember  1874  (RG.BL  1875  S.  73)  für 
diejenigen  zum  Deutschen  Beiche  gehörenden  Staaten,  welche  nicht  an 
Belgien  grenzen,  auf  drei  Wochen  und  in  dem  deutsch-schweizerischen  Aus- 
lieferungsverträge vom  24.  Januar  1874  (RG.BL  8.  113)  auf  zwanzig  Tage 
bestimmt. 

Wahrend  mit  Belgien  darüber  Einverständniss  erzielt  woi^len  ist,  dass 
die  in  dem  deutsch-belgischen  Auslieferungsvertrage  festgesetzte  Frist  von  drei 
Wodien  erst  mit  dem  Ablaufe  des  Tages  der  Festnahme,  sohin  mit  der  auf 
diese  fönende  Mittemacht  be^nnt,  hält  die  schweizerische  Begierung  an 
der  Auftessung  fest,  dass  die  in  dem  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsver- 
trage festgesetzte  Frist  von  zwanzig  Tagen  von  dem  Zeitpunkt  der  Fest- 
oahme  nach  der  Tagesstunde  an  zu  berechnen  ist. 

Damit  nun  bei  der  vorlaufigen  Festnahme  von  Personen,  welche  von 
schweizerischen  Behörden  verfolgt  werden,  die  Frist  von  zwanzig  Tagen  auch 
von  deutscher  Seite  in  der  glei(£en  Weise  berechnet  werden  kann,  wie  seitens 
der  schweizerischen  Begierung,  wird  angeordnet,  dass  künftighin  in  den  An- 
zeigen über  die  vorlaufige  Festnahme  solcher  Personen  stets  der  genaue  Zeit- 
punkt der  erfolgten  Festnahme  angegeben  werde. 

Die  mit  der  Instruirung  der  Auslieferungsanträge  befassten  Behörden  haben 
hienach  die  Beamten  des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes  mit  entsprechender 
Weisung  zu  versehen.'' 

3.  Gremeinschaftl.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der 
Justiz^  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  10.  Mai  1893^  die  Ein- 
richtung von  Strafregistern  und  die  wechselseitige  Mit- 
theilung der  Strafurtheile  betr.     (J.M.B1.  S.  104). 

Alle  für  das  Strafregister  des  Keichsjustizamtes  gemäss  Verordnung 
des  Bundearaths  vom  16.  Juni  1882  bestimmten  Schreiben  sind  mit  der 
Aufschrift  ^An  das  Reichs-Justizamt  (Strafregister)''  zu  versehen. 

Bravnseltweic« 

Reskript  des  H.  Staatsministeriums,  Dep.  der  Justiz^  v.  22.  März 
1893  Nr.  2355^  betr.  Zustellungen  in  Grossbritannien  und 
Irland,     den     britischen    Kolonien     oder     den     Vereinigten 

Z«>iUclirin  f.  iatero.  l'rivat-  u.  Strftfrncht  etc.,  Baml  III.  ',\[ 
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Staaten  von  Amerika   (Zeitschr.  f.  Bechtspfl.  im  H.  Brannschweig 
1893  S.  52). 

Hiedurch  hat  Ziff.  6  Abs.  6  des  Reskriptes  vom  27.  Juli  1887 
Nr.  4904  (Zeitschr.  f.  Rechtspfl.  Bd.  34  S.  161)  anderweitige  Fassung 
entsprechend  gleichem  Inhalte^  wie  unten  die  Württemberg.  Verfügung 
vom  15.  April  1893^  erhalten. 

1.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  15.  April  1898;  betr. 
die  im  Ausland  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der 
Justizbehörden  (A.Bl.  d.  Württ.  Just.  Min.   1893  Nr.  4). 

,,Die  Bestimmung  in  Ziff.  6  Abs.  5  der  Verfügung  des  Justizministerium:« 
vom  15.  September  1888,  betr.  die  im  Ausland  zu  erledigenden  Ersuchungs- 
schreiben oer  Justizbehörden  (A.BI.  S.  43  ff.),  erhält  folgende  veränderte 
Fassung: 

Den  diplomatischen  Vertretern  und  den  Konsuln  des  Reichs,  mit  Aui»' 
nähme  der  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugten  Konsuln,  ist  nicht  ge- 
stattet, die  Zustellung  eines  zum  Zweck  der  Pfändung  erlassenen  gerichtlichen 
Zahlungs-  oder  Leistungsverbots  an  den  im  Ausland  befindlichen 
Drittschuldner  auszuführen.  Ersuchen  an  die  diplomatischen  Vertreter 
oder  an  die  nicht  mit  Grerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  um  solche  Zu- 
stellungen sind  deshalb  zu  unterlassen.  Zur  Bewirkung  von  Zustellungen  der 
in  Bede  stehenden  Art  iBt,  sofern  andere  Länder  als  Grossbritannien  und  Ir- 
land, die  britischen  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen,  sowie  die  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  in  Frage  kommen,  die  Bechtahülfe  der  zuständigen 
auswärtigen  Behörde  auf  dem  in  Ziff.  20  angegebenen  Wege  in  Anspruch  zu 
nehmen,  das  Ersuchungsschreiben  aber,  soweit  nicht  der  unmittelbare  Verkehr 
mit  der  betreffenden  auswärtigen  Behörde  durch  die  bestehenden  Verträge  aus- 
drücklich gestattet  ist,  dem  Justizministerium  unverschlossen  und  mit  offener 
Adresse  mittels  Berichts  einzureichen. 

Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  eines  zum  Zwecke  der  Pfändung  er- 
lassenen ^richtlichen  Zahlun^s-  oder  Leistungsverbots  an  einen  in  Gross - 
britannien  oder  Irland,  in  den  britischen  Kolonien  oder  auswärtigen  Besitz- 
ungen oder  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  befindlichen 
Dnttschuldner,  und  hat  der  Schuldner,  ^egen  den  sich  die  Vollstreckung  richtet, 
im  Deutschen  Beiche  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand,  so  kann  derjenige 
deutsche  Konsul,  in  dessen  Amtsbezirk  der  Drittschuldner  sich  befindet,  um 
die  Zustellung  ersucht  werden.  Das  dieserhalb  an  den  Konsul  zu  richtende 
Ersuchen  ist  dem  Justizministerium  mittels  Berichts,  aus  dem  die  Sachlage 
sich  ergeben  muss,  einzureichen.  Hat  der  Schuldner,  gegen  den  aid^  die  Voll- 
streckung richtet,  im  Deutschen  Beiche  keinen  alkemeinen  Gerichtsstand,  so 
ist  von  einem  Antrag  auf  Bewirkung  derartiger  Zustellungen  innerhalb  der 
vorstehend  bezeichneten  Gebiete  übemaupt  abzusehen,  da  eine  soldie,  durch 
einen  Konsul  des  Reichs  bewirkte  Zustellung,  als  ein  Eingriff  in  die  Gerichts- 
barkeit des  ausländischen  Staates  angesehen  werden  könnte  und  eine  derartige 
Zustellung  auf  dem  Wege  der  Bechtshülfe  sowohl  in  England  als  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ausgeschlossen  ist." 

2.  Verfügung  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Jnnem  vom 
10.  Mai  1893,  betr.  den  Art.  8  des  deutsch-schweizerischen 
Auslieferungsvertrages  vom  24.  Januar  1874  (A.B1.  d.  Württ. 
Just.  Min.  S.  29).  Betr.  Fristberechnung  fUr  die  Dauer  der  vor- 
läufigen Festnahme,  wie  oben  bei  Bajern  Nr.  2  S.  455. 
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II.  Auswärtige  Staaten. 

Oesienreicli« 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  v.  22.  April  1893,  Z.  7630, 
betreffend  die  Frankirung  der  Postsendungen  der  Justiz- 
behörden an  ausl&ndische  Behörden  und  an  k.  und  k.  Yer- 
tretangsbehörden  im  Auslande.     (Jl[.y.Bl.  1893  8.  63.) 

Die  Verordnung  verweist  auf  die  bestehenden,  zuletzt  mit  der 
J.M.V.O.  vom  18.  November  1891  (J.M.V.Bl.  Nr.  41)  in  Erinneruug 
gebrachten  Vorschriften  Über  des&llsigen  Postportozwang  mit  dem  Be- 
merken, dass  die  Postämter  vorschriftswidrig  nicht  frankirte  Sendungen 
an  ausländische  Behörden  und  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Aus- 
lande von  der  PostbefÖrdemng  auszuschliessen  und  den  aufgebenden 
Justizbehörden  zurückzustellen  haben. 

In  Ansehung  der,  im  Verkehre  mit  dem  Auslande  bestehenden 
Portofreiheiten  ist  auf  die  im  J.M.V.B1.  Stück  X  des  Jahres  1892 
enthaltenen  Mittheilung  Bezug  genommen. 

Zuschriften  ausländischer  Behörden  können  jedoch  nach  Normal- 
erlass  vom  12.  April  1876  Z.  4651  und,  soweit  es  sich  um  eine 
Korrespondenz  deutscher  Gerichte  handelt,  nach  J.M.V.  vom  13.  Fe- 
bruar 1890  (J.M.V.BI.  Nr.  11)  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  dieselben 
nicht  gehörig  frankirt  gewesen,  zurückgewiesen  werden,  sondern  sind 
ron  den  betr.  Gerichten  (Staatsanwaltschaften)  anzunehmen,  das  ent- 
fallende Postporto  ist  einstweilen  aus  den  Verlagsgeldern  vorzuschiesseu, 
von  den  2<ahlungspflichtigen  einzubringen  und  im  Falle  der  Unein- 
bringlichkeit die  absendende  Behörde  um  Ersatz  des  verausgabten 
Postportos  zu  ersuchen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  6.  Juni  1893,  Z.  9212, 
betr.  die  üebergabe  und  Uebernahme  von  Häftlingen  an  der 
ögterreichisch-sächsischen  Grenze  zum  Zwecke  einer  Aus- 
lieferung, einer  zeitlichen  Ueberstellung  oder  eines  Durch- 
zages (Just.M.V.Bl.  1893  St.  XHI.  S.  81). 

3.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  9.  Juni  1893,  Z.  10930, 
betr.  die  Urknndenlegalisirung  durch  kaiserl.  russische 
Konsulate  (Just.Min.V.Bl.  1893. St.  XHI  S.  82). 

Nachdem  die  kais.  russ.  Konsulate  künftighin  von  allen  bei  den- 
selben zur  Legalisirung  gelangenden,  von  Privatpersonen  ausgehenden, 
nicht  öffentlichen  Dokumenten  je  eine  Kopie  in  den  Konsulatsarchiven 
zu  hinterlegen  haben,  sind  von  Privatpersonen  ausgestellte  Urkunden, 
wenn  sie  zur  Vermittelung  der  zum  Gebrauche  derselben  in  Russland 
erforderlichen  Superlegalisirungen  eingesendet  werden,  mit  von  den 
Parteien  beizustellenden  Kopien  zu  versehen. 

Wenn  der  Urkunde  bei  der  Superlegalisirung  durch  das  kaiserl.- 
russische  Konsulat  die  ftkr  die  Beweiskraft  der  Urkunde  in  Russland 
erforderliche  Bescheinigung  desselben,   dass  die  Urkunde  nach  den  in 
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Oesterreich  geltenden  Gesetzen  errichtet  ist^  ebenfalls  beigesetzt  werden 
soll,  so  ist  dies  bei  der  Vorlage  der  Urkunde  anzugeben. 

Die  russische  Ronsular-Legalisirungstaxe  für  eine  Urkunde  be- 
trägt bis  auf  Weiteres  einen  Silberrubel  =  1  fl  70  kr.  öst.  W. 

4.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  3.  Juli  1893  Z.  10929, 
betr.  die  Zustellung  von  Geschäftsstücken  an  Parteien  in 
Griechenland  (JuBt.M.V.Bl.  S.  109). 

Die  Vermittelung  der  Zustellung  erfolgt  auf  diplomatischeDi 
Wege. 

Bei  der  Vorlage  von  G^schäftsstÜcken  in  Zivilrechtsangelegen- 
heiten ist  in  dem  Vorlageberichte  immer  anzugeben,  ob  es  auf  eine 
rechtsförmliche  (in  Griechenland  durch  die  G^ichtsvollzieher  zu  be- 
sorgende) Zustellung  ankommt,  oder  ob  eine  einfEu^he  Bestellung  des 
Geschäftssttickes  an  den  Adressaten  genüge.  ErsterenfaDs  ist  entweder 
eine  griechische  oder  eine  französische  Uebersetzung  des  Geschftfisetückes 
und  der  Geldbetrag  iilr  die  Zustellungsgebühr  (zwei  Drachmen  für  je 
einen  Zustellungsakt)  mit  vorzulegen  oder  in  dem  Vorlageberichte  xu 
erklären,  dass  die  Bestellung  der  Uebersetzung  und  die  Bestreitung 
der  mit  der  Uebersetzung  und  der  Zustellung  verbundenen  Kosten 
durch  die  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Athen  eingeleitet  werden  möge, 
und  dass  die  Vergütung  aller  Auslagen  erfolgen  werde. 

Bundesgesetz  vom  29.  März  1893,  betreffend  den  Transport 
auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  ( Schweiz.  Bund.-Bl.  1893, 
II  S.  367  ff.). 

In  Art.  1  sind  die  besonderen  Vereinbarungen  hinsichtlich  der 
internationalen  Transporte  auf  den  Eisenbahnen  vorbehalten. 

Der    Gesetzartikel    XXIX    1892    enthält    Vorschriften    über  die 
Eintragung  des  Eigenthumsrechtes  des  faktischen  Besitzers 
in   |da8    Grundbuch    und    die    Berichtigung    der    gruudbttcherlicheu 
Eintragungen  (Oest.  Just.M.V.Bl.  1893  St.  XHI  S.  101). 


Internationale  Verträge. 

1.  Staatsvertrag  zwischen  Deutschland  und  den  Niederlan- 
den, betr.  die  Eisenbahn  von  Sittard  nach  Herzogenrath,  vom 
28.  November  1892  (R.G.Bl.  S.  163  ff.). 

Nach  Art.  7  scheiden  Angehörige  des  einen  der  vertragschliessen- 
den  Theile,  welche  von  der  Eisenbahngesellschaft  im  Grebiete  des 
anderen  Theils  angestellt  werden,  dadurch  nicht  aus  dem  Unterthanen- 
verbande  ihres  Heimathslandes  aus.  Sämtliche  Beamte  sind  ohne  Unter- 
schied und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  ihrer  Anstellung  der  Diszipli- 
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nargewalt  der  Anstellungsbehörde  ^  im  Uebrigen  aber  den  Gesetzen 
nnd  Behörden  des  Staats  unterworfen,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz 
haben* 

2.  Berechnung  der  in  den  deutschen  Auslieferungsver- 
trägen mit  Belgien  und  der  Schweiz  für  die  Dauer  der  vor- 
läufigen Festnahme  festgesetzten  Fristen  s.  oben  Gesetz- 
gebung etc.  Bayern  8.  455. 

3.  Zusätzliche  Erklärung  zu  den  mit  Russlaud  am  4.  Februar 
/28.  Januar  1879  und  29./17.  Aagust  1883  wegen  des  unmittel- 
baren Geschäftsverkehrs  zwischen  den  preussischen  und  den 
russischen  Justizbehörden  geschlossenen  Abkommen  (Preuss. 
6es.-Slg.  1879  S.  138  und  1884  S.  72),  vom  28./16.  Januar  1893 
(Deutscher  Beichs-Anzeiger  vom  24.  Mai  1893  Nr.  122): 

(üebersetzung.)  Um  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Zivil-  und  Mili- 
tärgerichten der  deutschen  Grenzprovinzen  einerseits  und  den  Gerichten  der 
CTeriebtsbezirke  Libau^  Kowno,  Grodno,  den  Justizkammem  zu  StPeters- 
borg  und  Wilna  —  diesen  beiden  letzteren,  soweit  es  sich  um  Sachen  ban- 
delt, die  von  den  Gerichten  der  drei  erstgenannten  Gericbtsbezirke  aus- 
gehen, —  sowie  dem  Militärgericht  des  Gerichtsbezirks  Wilna  und  dem  bei 
diesem  Gericht  die  staatsanwaltschaftlichen  Geschäfte  versehenden  Beamten 
andererseits  zu  erleichtern  und  zu  regeln,  haben  die  deutsche  und  die  rus- 
sische Regierung  folgende  Bestimmungen  vereinbart: 

Das  Kammergericbt  zu  Berlin,  die  Obcr-Landesgericbte  zu  Breslau, 
Königsberg,  Marienwerder,  Posen  und  Stettin  und  die  Oberstaatsanwälte 
bei  diesen  Gerichten,  die  zu  den  Bezirken  des  Kammergerinhts  und  der 
genannten  Oberlandesgerichte  gehörigen  Landgerichte  nnd  die  I.  Staats- 
Anwälte  bei  den  letzteren,  das  Korpsgericbt  des  Garde-Korps  zu  Beriin,  des 
I.  Armee-Korps  zu  Königsberg,  des  II.  Armec-Korps  zu  Stettin,  des  III.  Armee- 
Korps  zn  Berlin,  des  V.Armee-Korp8zuP()8en,desVI.  Armee-Korps  zu  Breslau 
lind  des  XVII.  Armee-Korps  zu  Danzig  sowie  die  bei  ihnen  die  staatsanwalt- 
scbaftlicben  Geschäfte  versehenden  Beamten  einerseits  —  und  die  Bezirksge- 
richte zu  Libau,  Kowno,  Grodno,  die  Staatsanwälte  bei  diesen  Gerichten,  die 
Assisenhöfe  bei  den  Friedensgerichten  der  vorgenannten  Bezirke,  die  Justiz- 
kammem zu  St.  Petersburg  und  Wilna  und  die  Staatsanwälte  bei  diesen 
Jnstizkammern ,  das  Militärgericht  des  Gerichtsbezirks  Wilna  nnd  der 
bei  diesem  die  staatsanwaltschaftlichen  Geschäfte  versehende  Beamte  an- 
dererseits —  werden  in  Zukunft  die  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörenden 
Sachen  sowohl  unter  sich,  als  auch  mit  den  auf  Grund  der  Abkommen  vom 
4.  Februar  /  23.  Januar  1879  nnd  29./17.  August  1888  zum  unmittelbaren 
Geschäftsverkehr  befugten  beiderseitigen  Gerichten  und  Staatsanwälten  auf 
dem  Wege  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  erledigen. 

Bieser  Geschäftsverkehr  wird  in  allen  Punkten  den  Artikeln  3,  4,  5, 
G  und  7  des  Abkommens  von  1879  gemäss  nnd  in  Uebereinstimroung  mit 
Artikel  3  des  Abkommens  von  1883  portofrei  geführt  und  unterhalten 
werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  diese  Er- 
klärung unterzeichnet  und  mit  dem  Abdruck  ihrer  Wappen  verseben. 

4.  Internationale  Union  zur  Veröffentlichung  der  Ver- 
träge (vgl.  Bd.  n  der  Zeitschrift  8.  579). 

Der  Bericht  des  Schweiz.  Bundesraths  an  die  Bundesversammlung 
über  seine  Geschäftsführung  im  Jahre  1892  (Geschäftskreis  des  Depar- 
tements   des    Auswärtigen);     veröffentlicht    im    Schweiz.    Bundesblatte 
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1893,11  S.  609 ff.;  eutbält  das  behufs  Qrttndung  einer  intenuitionalen 
Union  zur  Veröffentlichung  der  Verträge  unterm  4.  Oktober  1892 
vom  Bundesrath  an  die  Regierungen  sämmtlicher  zivilisirter  Länder 
gerichtete  Kreisschreiben  nebst  den  vom  Institut  de  droit  intematioml 
ausgearbeiteten  beiden  Vorentwürfen  zu  einer  Uebereinkunft  be- 
treffend Gründung  einer  internationalen  Union  zur  Ver- 
öffentlichung der  Verträge  und  zu  einer  Vollziehungsver- 
ordnung  zu  der  Uebereinkunft  behufs  Einrichtung  eines 
internationalen  Bureaus  zur  Veröffentlichung  derVerträge. 

5.  Nach  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
vom  12.  April  1893  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  18  8.  853)  werden 
die  Bestimmungen  des  schweizerisch- französischen  Aus- 
lieferungsvertrags vom  9.  Juli  1869  auf  Tunis  ausgedehnt, 
jedoch  soll  die  in  Art.  4  dieses  Vertrags  vereinbarte  14tägige  Frist 
2  Monate  betragen.  Dabei  ist  verstanden^  dass  das  nunmehrige  Ueber- 
einkommen  sich  auch  aiif  die  Oegenrechtserklärungen  bezieht,  welcbe 
zwischen  den  beiden  Regierungen  schon  ausgewechselt  worden  oder  in 
Zukunft  ausgewechselt  werden.  DasUebereinkommen  hat  gleiche  Dauer 
wie  der  Auslieferungsvertrag. 


Vermischte  Mittheilungen. 


1.  (Vollmachten  in  Privilegienangelegenheiten  zum  Ge- 
brauche inOesterreich.)  Behufs  Erzielung  eines  gleichmäasigen  Vor- 
ganges bei  der  Beurtheilung  der  formellen  Erfordernisse  und  der  aus  diesen 
fliessenden  Glaubwürdigkeit  der  im  Auslande  ausgestellten  und  in  Privi- 
leg^enangelegenheiten  verwendeten  Vollmachten  wurden  die  obersten 
Landesbehörden  vom  k.  k.  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k. 
Justizministerium  zur  künftigen  Damachachtung  von  folgender  Bestim- 
mung in  Kenntniss  gesetzt:  Soweit  nicht  die  mit  auswärtigen  Staaten  ge- 
schlossenen Verträge  abweichende  Bestimmungen  enthalten,  werden 
solche  Vollmachten  in  Zukunft  nur  dann  seitens  der  Parteien  anzu- 
nehmen sein,  wenn  die  Unterschrift  des  Mandanten  entweder  unmittel- 
bar von  der  österreichisch-ungarischen  Vertretung  im  Auslande  be- 
glaubigt erscheint  oder  wenn  fUr  die  Echtheit  dieser  Unterschrift  die 
Bestätigung  eines  ausländischen  Öffentlichen  Urkundsorganes  vorliegt 
die  sich  auf  eine  unmittelbare  Wahrnehmung  und  Unterfertignng  oder 
auf  die  eigene  Agnoszirungserklärung  des  Ausstellers  stützt  und  über- 
dies vorschriftsmässig  von  der  österreichisch-ungarischen  Vertretung 
im  Auslande  beglaubigt  ist.     (Jur.  Blätter  1893  S.  271.)     . 

2.  (Der  Berufskreis  der  schweizerischen  Gesandtschaften 
im  Auslande)  wird  in  einer  Botschaft  des  Bundesraths  an  die 
Bundesversammlung«  betr.  die  Vertretung  der  Schweiz  im  Auslande, 
vom  19.  Mai  1893  (Bund.  Bl.  1893  HI.  S.  69)  dahin  präzisirt: 
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Die  BchweizeriBcheu  GesandtBchaften  sind  nicht  ausscliliesslich  mit 
der  Behaudlung  der  grossen  politischen  Angelegenheiten  betraut.  Die 
Obliegenheiten  der  Missionschefs  im  Auslande  sind  deshalb  in  der 
Weise  kombinirt,  dass  diese  gleichzeitig  als  diplomatische  und  als 
Konsalaragenten  fungiren.  Die  Gesandtschaften  beschäftigen  sich  nicht 
blos  mit  Vertragsunterhandlungen  und  eigentlichen  diplomatischen  An- 
gelegenheiten, sie  sind  auch  wie  die  einfachen  schweizerischen  Kon- 
snlate^  ja  in  noch  höherem  Masse,  Geschäftsbureaux,  offen  für  einen 
Jeden,  der  mit  Reklamationen,  Bathserholungen^  UnterstUtzungsgesuchen 
etc.  sich  an  dieselben  wenden  will.  Sie  leisten  ^Iso  dieselben  Dienste; 
wie  die  Benifskonsuln^  während  sie  zugleich  in  der  Lage  sind,  jede 
Art  diplomatischer  Mission  bei  dem  Staate,  bei  welchem  sie  akkreditirt 
sind,  zu  übernehmen,  was  bei  Konsuln  nicht  der  Fall  wäre.  Die 
schweizerischen  Gesandtschaften  unterscheiden  sich  somit  von  den 
Konsuln  nur  dem  Titel  und  den  Prärogativen  nach,  welche  mit  diesem 
Titel  nach  internationalem  Bechte  verbunden  sind:  jede  der  Gesandt- 
schaften besorgt,  wie  dies  übrigens  bei  fast  allen  kleinen  Staaten  der 
Fall  ist,  zugleich  auch  die  Funktionen  eines  Konsulats. 

3.  (Zur  Frage  der  Auslieferung  von  Verbrechern  zwi- 
schen Oesterreich -Ungarn  und  Nordamerika)  enthalten  die 
Jurist.  Blätter  (Jahrgang  1898  S.  160)  einen  sehr  bemerkenswerthen 
Aufsatz  von  Moriz  Stukart, 

In  Beziehung  auf  das  materielle  Becht  der  Auslieferung  wird 
aas  Anlass  eines  Spezialfalles  dargethau,  dass  in  dem  Auslieferungs- 
vertrage zwischen  Oesterreich-Ungaru  and  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vom  3.  Juli  1856  auch  die  Auslieferung  wegen  Wechsel- 
fälschung  verbürgt  ist. 

üeber  die  formalen  Voraussetzungen  der  Auslieferung,  insbe- 
sondere das  Verfahren,  das  an  strenge  Formen  und  strenge  Fristen 
gebunden  ist,  wird  Folgendes  erörtert: 

Der  Staatsvertrag  verlangt  in  Art.  I  die  Einbringung  eines  quali- 
iizirten  Beweises.  Die  Auslieferung  hat  nur  dann  stattznfinden,  wenn 
sich  auf  solche  Beweise  berufen  wird,  welche  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes,  wo  der  Flüchtling  oder  das  so  beschuldigte  Individuum  auf- 
gefnnden  wird,  dessen  Verhaftung  und  Stellung  vor  Gericht  rechtfer- 
tigen würden,  wenn  das  Verbrechen  oder  Vergehen  dort  begangen 
wäre. 

Für  die  österreichische  Justiz  existirt  ntur  der  Justizministerial- 
erlass  vom  17.  November  1876,  Z.  14634,  welcher  mehr  die  grossen 
Ansliefenmgskosten  und  die  Art  des  Vorganges  bei  Stellung  eines 
Anslieferungsantrages  behandelt. 

Nach  Vergleich  mit  dem  Verfahren,  wie  es  in  anderen  Staaten 
^handhabt  wird,  lässt  sich  Folgendes  als  Norm  feststellen :  Die  Aus- 
lieferung erfolgt,  wie  schon  erwähnt,  nur  auf  Grund  solcher  Beweise, 
welche  nach  dem  Gresetze  des  Ortes,  wo  der  Flüchtling  angefunden 
wird,  dessen  Verhaftung  und  Stellung  vor  Gericht  rechtfertigen  würden, 
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wenn  dass  Verbrechen  dort  begangen  wäre.  Es  werden  also  iu 
Amerika  die  gegen  den  Verfolgten  vorhandenen  Beweise  einer  Nach- 
prüfung unterzogen.  Der  Auslieferungsantrag  mnss  deshalb  gestutzt 
werden  auf  das  gegen  den  Verfolgten  erbrachte  Beweismaterial  —  dies 
gilt  auch  dann,  wenn  es  sich  um  die  Auslieferung  eines  im  Inlande 
bereits  verurtheilten  Verbrechers  handelt.  In  diesem  Falle  ist  sonach 
neben  dem  Beweismaterial  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  beizubringeu, 
dagegen  bedarf  es  der  Beifügung  einer  Urth eilsaus fertigung 
nicht. 

Demgemäss  ist  eine  beglaubigte  Abschrift  der  für  die  Ueber- 
fÜhrung  des  Verfolgten  wesentlichen  Beweisverhandlungen,  insbesondere 
der  Zeugenaussagen  einzureichen.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  unr 
beschworene^  sogenannte  eidliche  Aussagen  geeignet  sind,  vor  den 
amerikanischen  Gerichten  als  Beweismittel  zu  dienen,  dass  deshalb 
jeder  Zeuge  resp.  Sachverständige  bei  seiner  Vernehmung  zu  beeidigen 
ist,  und  dass  die  Versicherung  der  Richtigkeit  einer  Aussage  auf  einen 
früher  bereits  iu  derselben  Sache  geleisteten  Eid  oder  auf  einen 
Diensteid  nicht  ausreicht.  Auslassungen  von  Mitbeschuldigten  oder 
von  Zeugen,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  beeidigt  werden 
können,  sind  aus  der  Abschrift  des  Beweismateriales  fortzulassen,  da 
sie  in  Amerika  leicht  zu  Zweifeln  gegen  die  Vollständigkeit  des  Be- 
weises Anlass  geben  können.  Von  den  UeberfUhrungsstücken,  insbe- 
sondere von  geflüschten  Urkunden,  ist  ebenflAlls  eine  Abschrift  beizu- 
fügen. Besonders  wichtig  ist  die  Beibringung  einer  genauen  Persons- 
beschreibung,  und  womöglich  eine  Abbildimg  des  Verfolgten.  Sind 
in  den  Vereinigten  Staaten  wohnhafte  Personen  bekannt,  welche  als 
Identitätszeugen  verwendet  werden  können,  so  ist  deren  Aufenthaltsort 
in  dem  Berichte  anzugeben.  Die  zur  Erwirkung  der  Auslieferung  er- 
forderlichen Urkunden  sollen  mit  der  Bescheinigung  versehen  sein: 
,,da8s  dieselben  hinsichtlich  der  Form  nach  den  in  Oesterreich  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  gültige  Beweisstücke  sind.^  Der 
behufs  Stellung  des  Auslieferungsantrages  vorzulegende  HaJ^befehl  darf 
kein  früheres  Datum  tragen^  als  dasjenige  des  Tages,  an  welchem  die 
letzte  der  mitgetheilteu  eidlichen  Zeugenvernehmungen  stattgefunden 
hat.  Vorsichtig  ist  es,  dass  der  Haftbefehl  den  Zusatz  enthält:  ,,da8B 
demselben  die  Originalzeugenvernehmungen  zu  Grunde  liegen  und  dass 
die  Untersuchung  im  Einklänge  mit  den  Landesgesetzen  gefuhrt  ist*" 
Jene  Bescheinigungen  sind,  wenn  möglich,  von  demselben  Bichter  zn 
unterzeichnen,  welcher  den  Haftbefehl  erlässt,  unter  Beiftigung  seine^i 
Amtskarakters  und  eines  Abdruckes  des  Amtssiegels.  Der  Landes- 
gerichtspräsident  hat  in  seinem  die  Unterschrift  des  Richters  beglau- 
bigenden   Vermerk    die    vorstehenden   Bescheinigungen    zu   bestätigen. 

Besondere  Sorgfalt  ist  zn  verwenden,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
die  vorläufige  Festnahme  eines  Flüchtigen,  dessen  Auslieferon^ 
aus  den  Vereinigten  Staaten  vertragsmässig  beansprucht  werden  kann. 
herbeizuführen,     Diese   kann    in    den    Vereinigten  Staaten    nur  dann 
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erwirkt    werden,    wenn    bereits    im  Inlande    ein  Haftbefehl  gegen  den 
Flüchtling  erlassen  ist. 

Da  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  Festnahme  des  Verfolg- 
ten sich  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  erreichen  Iftsst^  wenn  schon 
vor  dem  Eintreffen  des  Verfolgten  in  Amerika  die  erforderlichen  Au- 
orduungen  daselbst  getroffen  werden  können,  so  kommt  es  in  solchen 
Fällen  darauf  an,  mit  möglichster  Beschleunigung  vorzugehen  und 
ohne  Zeitverlust  dahin  zu  wirken^  dass  alsbald  im  Inlande  ein  Haft- 
befehl gegen  den  Verfolgten  erlassen  wird.  Da  unter  solchen  Um- 
ständen die  Zeit  zur  Erstattung  schriftlicher  Berichte  nicht  ausreichen 
dürfte,  ist  es  geboten^  auf  geeignetem  Wege  telegraphisch  die  Requi- 
sition an  das  Österreichisch-ungarische  Generalkonsulat  zu  richten. 
Doch  hat  sich  in  diesem  Falle  das  Telegramm  auch  über  die  Schwere 
der  That  kurz  auszusprechen.  Hat  jedoch  die  verfolgte  Person  in- 
zwischen Amerika  bereits  erreicht,  so  ist  nur  bei  besonderer  Dring- 
lichkeit der  bezügliche  Antrag  telegraphisch  zu  stellen.  Der  Bericht, 
beziehungsweise  das  Telegramm,  in  welchem  Massregeln  zur  vorläufigen 
Festnahme  des  Verfolgten  in  Anregung  gebracht  werden,  hat  zu  ent- 
halten: Die  Vor-  und  Zunamen  des  Verfolgten,  dessen  Stand,  letzten 
Wohnort  und  Geburtsort,  dessen  Personalbeschreibung,  die  Bezeichnung 
des  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens,  den  Ort  und  die  Zeit  der 
verübten  That  nebst  kurzer  Angabe  der  näheren  Umstände  so 
dass  sich  beurtheilen  lässt,  ob  die  That  unter  diejenigen  Ver- 
brechen ftillt,  wegen  deren  vertragsmässig  die  Auslieferung  bean- 
sprucht werden  kann,  die  Angabe,  dass,  wann  und  von  welchem  Ge- 
richte ein  Haftbefehl  im  Inlande  gegen  ihn  erlassen  ist,  die  genaue 
Bezeichnung  des  beschädigten  Tlieiles  nach  seinem  Vor-  und  Zunamen, 
bei  einer  Firma  die  Namen  der  Inhaber  derselben,  bei  einer  öffent- 
lichen Kasse  die  amtliche  Benennung  derselben,  den  beiläufigen  Betrag 
des  durch  das  Verbrechen  verursachten  Schadens.  Wttnschenswerth  ist 
femer  die  Benennung  etwa  bekannter  Identitätszeugen  und  die  Angabe 
des  Namens  des  Dampfschiffes,  auf  welchem  der  Flüchtige  sich  einge- 
schifft hat;  ist  dieser  Name  nicht  bekannt,  so  ist  der  Abgangshafen, 
der  Zeitpunkt  der  Abfalirt,  sowie  femer  mitzutheilen,  ob  der  Verfolgte 
die  üeberfahrt  auf  einem  Segelschiff  oder  einem  Dampfschiff  gemacht 
and  nach  welchem  amerikanischen  Hafen  das  Schiff  bestimmt  war. 
Hat  hierüber  nichts  ermittelt  werden  können,  so  ist  wenigstens  anzu- 
zeigen, bis  wohin  die  Spur  des  Flüchtlings  verfolgt  worden  ist,  sofern 
daraas  Mnthmassungen  hinsichtlich  der  zur  Üeberfahrt  benützten  Ge- 
legenheit sich  ergeben  können.  Sind  jene  Massnahmen  telegraphisch 
beantragt,  so  ist  nachträglich  noch  ein  ausführlicher  schriftlidier  Be- 
richt zu  erstatten.  Anträge,  in  Amerika  nach  dem  Verfolgten  zu 
fahnden,  haben,  wenn  keine  Anhaltspunkte  dafür  vorliegen,  dass  der 
Verfolgte  sich  in  der  That  nach  Amerika  gewendet  hat,  in  der  Regel 
keinen  Erfolg  und  sind  daher  zu  imterlassen.  Die  durch  die  Fest- 
ofdune^   den  Unterhalt,    den  Transport   des  Auszuliefernden    bis    zum 
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Einschiffungshafen  entstehenden  Kosten  sind  den  Vereinigten  Staaten 
zu  erstatten ;  desgleichen  die  Kosten  des  vor  dem  amerikanischeu 
Richter  über  den  Ausliefemugsantrag  stattfindenden  Verfahrens. 

Das  Ausliefenmgsverfahren  betrifft  in  Amerika  nur  die  Person 
des  Flüchtigen,  nicht  auch  die  von  ihm  etwa  mitgefüfarten  Gegenstände. 
Soll  die  Beschlagnahme  imd  Ablieferung  der  letzteren  erwirkt  werden, 
so  bedarf  es  hierzu  einer  von  dem  geschädigten  Theile  gegen 
den  Flüchtigen  in  Amerika  zu  erhebenden  Klage.  Die  Justizbehörden 
haben  hierbei  nur  auf  Antrag  des  geschädigten  llieiles  und  unter  den- 
selben unten  näher  bezeichneten  Voraussetzungen  mitzuwirken,  wie  in 
Fällen^  in  denen  die  Auslieferung  der  Person  des  Flüchtlings  nicht  in 
Frage  kommt,  die  Geschädigten  aber  die  Aushändigung  der  von  dem 
Verfolgten  mitgefÜhrteu  Gegenstände  herbeif\ihren  wollen. 

Ist  der  geschädigte  Theil  eine  Staatskasse,  so  ist  auf  den 
Antrag  dieser  Kasse  die  Beschlagnahme  der  von  dem  Flüchtling  mit- 
geführten Gegenstände  alsbald  bei  dem  Gesuch  um  Festnahme  be- 
ziehungsweise Auslieferung  in  Anregtmg  zu  bringen^  ohne  dass  die 
nachstehend  angegebenen  Grundsätze  insbesondere  hinsichtlich  der 
Sicherstellung  der  Kosten  des  Beschlagnahmevorfahrens  zu  beachten  sind. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  ein  Auslieferungsantrag  ver- 
tragsmässig  nicht  zulässig  ist,  z.  B.  wenn  der  nach  den  Vereinigten 
Staaten  Geflüchtete  des  betrüglichen  Bankerotts  oder  der  Unter- 
schlagung von  Geldern,  welche  Privatpersonen  gehören  etc.,  beschuldigt 
ist,  wird  von  den  Geschädigten  zuweilen  beantragt,  zu  erwirken,  dass 
sie  wenigstens  wieder  in  den  Besitz  der  von  dem  Flüchtigen  mitge- 
nommenen Gelder  und  anderen  Gegenstände  gelangen.  Die  Beschlag- 
nahme und  IlerauHgabe  dieser  Sachen  kann,  wie  bemerkt,  in  den 
Vereinigten  Staaten  nur  im  Wege  eines  Zivilprozesses  erwirkt  und 
daher  eine  Vermittelung  seitens  der  Konsuln  in  Amerika  nur  in  der 
Weise  geübt  werden,  dass  dieselben  Namens  der  Geschädigten  durch 
einen  Anwalt  eine  Klage  erheben  lassen.  Da  hierbei  die  Konsuln 
nach  der  amerikanischeu  Gesetzgebung  die  thatsächlichen  Vorgänge, 
unter  welchen  die  die  Gläubiger  des  Geflüchteten  schädigende  strafbare 
Handlung  begangen  ist,  eidlich  zu  vertreten  haben,  so  können  die- 
selben in  dieser  Richtung  im  Interesse  der  Greschädigten  nicht  eher 
vorgehen,  bis  sie  in  amtlicher  Weise  von  jenen  Thatsachen  zuver- 
lässig unterrichtet  worden  sind.  Aus  diesem  Grunde  erscheint  es 
zweckmässig,  dass  die  verfolgenden  Justizbehörden  den  Geschädigten, 
falls  dieselben  hierzu  deren  Vermittelung  in  Anspruch  nehmen,  tvx 
Anstrengung  der  Klage  hülfreiche  Hand  leisten.  Da  jedoch  die  Kosten 
des  in  Amerika  anzustellenden  Verfahrens  ausschliesslich  von  den 
Gläubigern  zu  tragen  sind,  so  haben  die  Justizbehörden,  bevor  von 
ihnen  irgend  etwas  in  dieser  Richtung  veranlasst  wird,  die  die  An- 
gelegenheit betreibenden  geschädigten  Personen  protokollarisch  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  sie  zur  Tragung  aller  aus  der  Führung 
des  Zivilprozesses,  insbesondere  auch  för  die  dem  Anwalt  in  Amerika 
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znstehendon  Gefafiihren  sowie  für  die  Kosten  der  zur  Benachrichtigung 
des  betreffenden  Konsuls  erforderlichen  Telegramme  etc.  verpflichtet 
sind,  ferner  dass  die  Verfolgung  derartiger  Rechtsansprüche  in  Amerika 
mit  sehr  erheblichen  Kosten,  deren  Höhe  im  Voraus  auch  nicht  an- 
nähernd zu  bestimmen  sei,  verknüpft  ist^  und  dass  httufig,  insbesondere 
wenn  es  sich  um  nicht  erhebliche  Beträge  handelte,  die  von  den  Ge- 
schädigten zu  tragenden  Kosten  nicht  allein  die  bei  dem  Flüchtigen 
mit  Beschlag  belegten  Summen  aufgezehrt  sondern  noch  überstiegen 
haben. 

Die  Justizbehörden  haben  stets  alle  ihre  Anträge  unter  Anschluss 
der  erforderlichen  Belege  auf  dem  Wege  des  Obergerichts  dem  k.  k. 
Justizministerium  vorzulegen,  damit  dieses  in  die  Lage  komme,  £»11  s 
die  Verfolgung  gerechtfertigt  erscheint,  das  Ministerium  des  Aeussem 
van  seine  Vermittelung  zu  ersuchen,  die  Akten  gehen  direkt  an  die 
österreichische  Gesandtschaft  in  Washington  und  werden  von  dort  un- 
gesäumt dem  Justizminister  in  Washington  zugemittelt,  welcher  sie, 
nachdem  er  tdegraphisch  deren  Ankunft  avisirt,  au  den  Gerichtshof 
jenes  Ortes  leitet,  in  welchem  das  weitere  Verfahren  durchzuführen 
ist.  Bezüglich  der  Dauer  der  vorläufigen  Festhaltung  eines  Verbrechers 
finden  sieh  unseres  Wissens  vertragsmässig  keine  besonderen  Bestim- 
mungen. Doch  dürfte  diese  Festhaltung  nicht  an  kurze  Fristen  ge- 
bunden sein,  da  analog  die  Auslieferungsverträge  mit  anderen  nicht 
kontinentalen  Staaten  eine  mindestens  zwei-  resp.  dreimonatliche  Frist 
gewähren. 

4.  (Die  Rechtshülfe  im  österr.  Gesetzentwurf  über  die 
Gerichtsbarkeit  und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Ge- 
richte in  bürgerlichen  Rechtssachen.)  Der  von  Dr.  Edrmmd 
Gowmont  in  der  allgem.  österr.  Gerichtszeitung  (1898  S.  117  ff.)  be- 
sprochene Österr.  Gesetzentwurf  über  die  Gerichtsbarkeit  und  die 
Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
enthält  über  Rechts  hülfe  folgende  Bestimmungen: 

a)  Rechtshülfe  über  Ersuchen  inländischer  Gerichte. 

Sind  Amtshandlungen  ausserhalb  des  Sprengeis  eines  Gerichts  zu 
vollziehen,  so  hat  dasselbe  um  den  Vollzug  jenes  Gericht  zu  ersuchen, 
bei  welchem  oder  in  dessen  Sprengel  die  Handlung  vorzunehmen  ist 
(§  37).  Bei  Requisitionen  an  ausländische  Gerichte  sind  die  bestehen- 
den besonderen  Anordnungen  (Staatsverträge,  Regierungserklärungen, 
Ministerialver Ordnungen)  zu  beobachten. 

Inländische  Gerichte  müssen  sich  gegenseitig  Rechtshülfe 
leisten.  Die  Requisition  ist  an  jenes  Bezirksgericht  zu  richten^  in 
dessen  Sprengel  die  Amtshandlung  vorgenommen  werden  soll.  Ersuchen 
um  Vornahme  bücherlicher  Eintragungen  sind  an  das  Gericht  zu  stellen, 
bei  welchem  sich  die  Einlage  befindet,  in  der  die  Eintragung  erfolgen 
soll.  Ebenso  ist  bei  Amtshandlungen,  die  nur  bei  einem  bestimmten 
GMchtshofe  vorgenommen  werden  können,  das  Cresuch  an  diesen  Ge- 
richtshof zu  richten  (§  88  Abs.  1  und  2). 
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Das  Ersuchen  um  Bechtshülfe  kann  nur  dann  abgelehnt 
werden,  wenn  das  ersuchte  Gericht  zur  betreffenden  Hand- 
lung örtlich  unzustündig  ist  (^§  38  Abs.  8). 

b)  lieber  Ersuchen  ausländischer  Gerichte  ist  Rechtshälfe 
—  wenn  nicht  besondere  Anordnungen  dies  ausschliesBen  —  regel- 
mässig zu  gewähren,  jedoch  zu  verweigern 

a)  wenn    die   von  dem   ersuchenden  Gerichte  begehrte  Handlnn^ 
nach  den  im  Inlande  hiefÜr  geltenden  Bestimmungen  dem  Geschäftskreise 
der  Gerichte   entzogen  ist;    ist   eine  andere  inländische  Behörde  kom 
petent  so  kann  das  Ersuchen  an  diese  geleitet  werden; 

ß)  wenn  die  Vornahme  einer  Handlung  begehrt  wird,  welche 
durch  die  für  inländische  Gerichte  verbindlichen  Gesetze  verboten  ist 
oder 

Y)  wenn  es  au  der  Beobachtung  der  Gegenseitigkeit  fehlt. 
Wird  der  Bestand  der  Gegenseitigkeit  von  dem  ersuchten  Gmchte  in 
Zweifel  gezogen,  so  hat  es  darüber  die  für  dasselbe  sodann  bindende 
Erklärung  des  Justizministers  einzuholen  (§  39). 

Bei  Verweigerung  der  Gewährung  der  Bechtshülfe  oder  sonstigen 
Meinungsverschiedenheiten  entscheidet  auf  Begehren  des  ersuchenden 
ausländischen  Gerichts  oder  eines  anderen  hiezu  berufenen  ausländischen 
öffentlichen  Organes  das  dem  ersuchten  Gerichte  vorgesetzte  Oberlandes- 
gericht ohne  vorhergehende  mündliche  Verhandlung  und  ohne  Zulassung 
eines  Rechtsmittels  (§  40).  Die  Rechtshülfe  ist  nach  inländischen  Gesetzen 
zu  gewähren,  ausser  wenn  ausdrücklich  ersucht  wird,  einen  bestimmten, 
durch  das  ausländische  Recht  geforderten  Vorgang  einzuhalten  und 
derselbe  durch  inländische  Gesetze  weder  ausgeschlossen,  noch  verboten 
ist  (§  41). 

Diese  Vorschriften  (§§  39 — 41)  regeln  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  ausländischen  Gerichten  Rechtshülfe  zu  gewähren  ist  ^  in 
einer  den  herrschenden  Anschauungen  und  der  Gesetzgebung  anderer 
Staaten  sich  anschliessenden  Weise ^,  dieselben  beziehen  sich  jedoch 
nicht  auf  das  Verfahren  in  Sachen  der  Zwangsvollstreckung  auf 
Grund  ausländischer  Urkunden  und  Akte.  In  dieser  Hinsicht  sind  die 
einschlägigen  Bestimmungen  des  Entwurfes  über  das  Exekutions-  und 
Sicherungsverfahren  massgebend  (§  87 — 95  Exekutionsordnung). 

5.  (Ueber  die  Lage  der  auf  demGebiet  dos  ottomanischen 
Reiches  wohnenden  Schweizer)  hat  der  Schweiz.  Bundesrath  in 
seinem  Geschäftsberichte  pr.  1892  (Bund.Bl.  1893  Bd.  2  S.  627) 
folgende  grundsätzliche*  Auffassung  mitgetheilt: 

Jeder  Schweizerbürger  geniesst  während  der  Dauer  seines  Auf- 
enthaltes im  ottomanischen  Reiche  den  Schutz  derjenigen  Verträge 
und  Kapitulationen,  welche  zwischen  der  Türkei  und  derjenigen  christ- 
lichen Macht  bestehen,  unter  deren  Schutz  er  sich  begeben  hat  Diese 
Regel  ist  durch  keine  ausdrückliche  Vereinbarung  zwischen  der  Schweii 
imd  dem  ottomanischen  Reich  festgestellt,  da  die  Schweiz  mit  letzterem 
überhaupt    in    keinem  Vertragsverhältnisse  steht;    sie  geht  auch  nicht 
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aas  einer  besonderen  Bestimmung  in  einem  Vertrage  der  Türkei  mit 
einer  sndem  Macht  hervor,  aber  sie  ist  gewohnheitsrechtlich  begründet. 
6.  (ReziprossitätsverhXltnisse  der  Schweiz  mit  auswärti- 
gen Staaten  in  Auslieferungssachen.)  Inhaltlich  des  Berichts  des 
Bondesraths  an  die  Bundesversammlung  über  die  Geschäftsführung  im 
Jahre  1892  ist  der  dermalige  Stand  der  auch  unter  dem  neuen  Aus- 
liefenmgsgesetze  zu  Recht  bestehenden  Oegenrechtserklärungeu  folgender: 

1.  Mit  der  Argentinischen  Republik: 

a.  Unterschlagung  (Ausliefenmgsgesetz  Art.  3  Ziff.  20): 

b.  Anstiftung  zu  falschem  Zeugnis»  (Auslieferungsgesetz  Art. 
3  Ziff.  34  und  Abs.  2): 

e,  Vertrauensmissbrauch  in  amtlicher  Stellung  (Auslieferungs- 
gesetz Art.  3  Ziff.  36). 

2.  Mit  Brasilien: 

a.    Unterschlagung  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  20); 
6.    Fälschung  öffentlicher  Urkunden  (Auslieferungsgesetz  Art.  3 
Ziff.  25). 

3.  Mit  dem  Deutschen  Reiche: 

a.  Körperverletzung,  die  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als 
20  Tagen  zur  Folge  hat  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  4); 

b,  Pfiandunterschlagung  als  betrügerische  Handlung  im  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkursverfahren  (Auslieferungsgesetz 
Art.  3  Ziff.  22). 

4.  Mit  der  Französischen  Republik: 

a,    fahrlässige  Tödtung  (Auslieferungsgesetz    Art.  3    Ziff.  1): 
6.    Bigamie  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.   18). 

5.  Mit  Italien: 

Blutschande,  sofern  sie  eine  Verletzung  der  öffentlichen  Sitt- 
lichkeit bildet  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  »17). 

6.  Mit  dem  Fürstenthum  Liechtenstein: 

a.  Unterschlagung  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  20); 

b.  Betrug  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  22); 

c.  Urkundenfälschung    (Auslieferungsgesetz    Art.  3   Ziff.  25). 

7.  Mit  Mexiko: 

Betrug  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  22); 

8.  Mit  Rumänien: 

Unterschlagung  amtlicher  Gelder  (Auslieferungsgesetz  Art.  3 
Ziff.  36). 

9.  Mit  Schweden: 

a.  Unterschlagung  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  20); 

b.  betrügerische  Strandung  eines  Schiffes  (Auslieferungsgesetz 
Art.  3  Ziff  29); 

c     Meineid  (Auslieferungsgesetz  Art.  3  Ziff.  33). 
7.  (Testamentsform   nach  britisch-ostindischem   Recht.) 
Das  britisch-ostindischeRecht  schreibt  zur  Gültigkeit  eines  Testamentes 
vor :  Unterschrift  des  Testators  oder  eines  Andern  in  dessen  Gegenwart  und 
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Auftrag;  Besttftigung  des  Testaments  durch  zwei  Zeugen^  welche  die 
Unterzeichnung  des  Testaments  gesehen  oder  vom  Testator  persönlich 
beglaubigt  erhalten  haben  und  die  selbst  in  Gregenwart  des  TesUton 
das  Testament  unterzeichnen  müssen^  und  Hinterlegung  desselben 
binnen  6  Monaten  bei  einer  Urkuudsperson  (Abschnitt  50,  105.  74 
Sncc.  Act. ). 
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a)  Bücheraitiseli^eii. 

1.  HJalniar  WaUgren^  den  irUeimationela  RäUsardningeits  Prob- 
l4im  I;  den  internationela  Bättsordningens  Problem  %  dtsa  Förläüandt 
Uli  den  allmänna  Rätta-och  Samhällsläran ;  üpaala  1893,  Almgpis  u. 
Wikseüa  Boktr.  Aktieb:  H,  IV  u.  212  8.  B\ 

Laut  seinefl  Vorwortes  beabsichtigt  der  Verfasser  da«  Problem  der  inter- 
nationalen Rechtsordnung  in  seiner  seKhichtlichen  Entwicklung  zu  untenucheo. 
und  soll  die  vorliegende  Schrift  die  ,^rolegomena"  zu  diesem  Werke  sehen. 
Es  sind  lediglich  recntsphilosophische  Erörterungen,  welche  das  Büchlein  bietet, 
und  zwar  Mruhen  diese  durchaus  auf  dem  Standpunkte  der  Bo8tröm*sdieü 
Philosophie,  als  deren  begeisterter  Anhanger  der  Verfasser  sich  zu  erkennen 
giebt.  Die  ersten  4  Abscnnitte  des  Werkes  b^anddn  lediglich  einige  einlei- 
tende Fragen,  sowie  die  Geschichte  und  Kritik  der  bisherigen  Theorien  über 
die  univeraelle  menschliche  Bechtsordnung  überhaupt  und  die  internationale 
Rechtsordnung  insbesondere.  Sie  enthalten  manche  ^te  Bemerkung,  scheinen 
mir  aber  doch  an  den  beiden  Grundfragen  allzu  leicnt  vorbeizugehen,  wieweit 
ein  den  internationalen  Verkehr  regelndes  Gewohnheitsrecht  bestehe,  imd  wie- 
weit überhaupt  von  einem  Rechte  die  Bede  sein  könne,  solange  demselben 
keine  geordnete  Vollzugsgewalt  zur  Seite  stehe  (veL  indessen  in  letzterer  Be- 
ziehung S.  162  u.  ff\.  Ebenso  scheint  mir  auch  die  Thatsache  nicht  fügend 
beachtet  zu  sein,  aass  unser  sogenanntes  Völkerrecht  keineswegs  die  gegen- 
seitigen Befliehungen  aUer  und  jeder  Völker  zu  einander  zum  Gegenstände  hat, 
sondern  sich  immer  nur  auf  den  Verkehr  innerhalb  einer  bestimmten  Gruppe 
von  Völkern  beschränkt,  weldie  unter  sich  in  einer,  gewissen  Kultuigemein- 
schaft  stehen.  Besonderes  Interesse  wird  aber  für  den  Leser  der  fünfte  Ab- 
schnitt haben,  welcher  (S.  137.  59)  den  all^meinen  Standpunkt  der  Gesell- 
schaftstheorie der  J?o«f römischen  Philosophie,  samt  deren  Lehre  von  der 
,,überBtaatlichen  Gesellschaftseinbeit"  bdiandelt,  sowie  der  sechste  und  letzte, 
in  welchem  der  Verfasser  die  Eonsequenzen  dieser  Philosophie  für  das  inter- 
nationale Recht  erörtert.  Professor  C.  J.  Boström  (f  1866)  in  üpeala  hat 
durch  seine  mündliche  Lehre  auf  das  philosophische  Studium  in  Schweden  einen 
tiefgreifenden  Einfluss  geübt;  da  er  aber  nur  in  gerin^m  Umfange  literariech 
thätig  geworden  ist,  hat  das  Ausland  von  seiner  Philosophie  vergleichsweiw 
nur  wenig  Notiz  genommen.  Hier  ist  nun  Gelegenheit  geboten,  sidi  mit  der- 
selben wenigstens  in  ihrer  Recht  und  Staat  betreffenden  Richtung  bekannt  tXL 
machen,  was  immerhin  Manchem  erwünscht  sein  mag.  Auch  des  schwedischen 
Dozenten  Kr.  Claisson  (f  1859),  welcher  Üieilweise  verwandte  Biümen  einschlug, 
hieher  gehörige  Schriften  findet  man  besprochen  (S.  65—74).  Auf  den  Inhalt 
aber  dieser  pholosophischen  Systeme  einzugehen  fehlt  hier  der  Raum;  nur  mag 
noch  bemerkt  werden,  dass  auch  über  die  kirchlichen  Verhaltnisse  eigenthüp- 
liche  Anschauungen  dargelegt  werden,  die  freilich  mehr  an  Königin  Christine 
als  an  Gustav  Adolf  erinnern. 

München,  den  26.  April  1893.  K.  Maurer, 
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2»  I>r.  Fuhr,  Strafrechtepflege  und  Sozialpolitik.  Ein  Beitrag  zur  Reform 
der  Strafgesetzgebnng  anf  Grund  rechtsvergleichender  und  statistischer 
Erhebungen  über  die  Polizeiaufsicht.  Verlag  von  Otto  Liebmann  in 
Berlin. 

Reform  der  Strafgesetzgebung  ist  das  Streben  der  Neuzeit;  Beweis 
hiefür  sind  die  zahlreichen  Schriften,  die  über  dieses  Thema  erscheinen. 
Rechtsanwalt  Dt,  Fuhr  in  Giessen  hat  es  übernommen,  in  der  angeführten 
umfangreichen  Schrift  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  in  den  §§  38  und  39 
des  Reichs-Strafgesetzbuches  als  Nebenstrafe  bestimmte  Polizeiaufsicht  die 
vom  Gesetzgeber  beabsichtigte  Wirkung  gehabt  habe  und  ob  es  angezeigt 
sei,  diese  Nebenstrafe  auch  ferner  fortbestehen  zu  lassen.  Diese  Schrift 
beruht  auf  umfassenden  Erhebungen  und  sehr  gründlichen  Forschungen 
und  ist  fQr  jeden  bei  der  Strafrechtspflege  Betheiligten,  und  zwar  nicht 
blos  für  den  Strafrichter,  sondern  insbesondere  auch  für  Gefangnissbeamte 
und  Yerwaltungsbeamte,  denen  bezüglich  der  Polizeiaufsicht  die  wich- 
tigste Aufgabe  zufallt,  endlich  für  den  Gesetzgeber  sehr  belehrend  und 
von  hohem  Interesse. 

Der  Verfasser  greift  zurück  auf  die  Zeit  des  vorigen  Jahrhunderts, 
wo  die  Polizeiaufsicht  kein  gesetzliches  Institut  war,  sondern  von  der  Ge- 
richtspraxis, um  die  starren  gesetzlichen  Beweistheorien  zu  umgehen  und 
trotz  derselben  der  auf  zwingende  Anzeigen  gestützten  Ueberzeugung 
Geltung  zu  verschaffen,  als  poena  extraordinaria  und  Sicherheitsmassregel 
eingeführt  wurde.  Zum  Beweis  hiefÜr  wird  eine  Anzahl  interessanter  Ur- 
theile,  z.  B.  des  Bürgermeisters  und  Ratbs  der  Kaiserlich  freien  Reichsstadt 
Nordhausen  vom  Jahre  1768  und  der  Halleschen  Juristenfakultät  mitgetheilt 
und  sodann  die  gesetzliche  Gestaltung  der  Polizeiaufsicht  in  Frankreich 
beginnend  vom  code  penäl  (1810)  bis  zum  neuesten  Gesetz  vom  27.  Mai  1885, 
sodann  in  Belgien,  Italien,  England,  ferner  in  den  einzelnen  deutschen 
Bandessaaten  und  im  Strafgesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich,  schliesslich 
in  Oesterreich,  Russland,  Schweden,  Norwegen  und  in  der  Schweiz  theils 
kürzer,  theils  in  sehr  eingehender  Weise  dargestellt.  Hiedurch  und  durch 
zahlreiche  statistische  Mittheilungen  bekommt  der  Leser  einen  genauen 
Einblick  und  ist  er  in  der  Lage,  sich  selbst  ein  Urtheil  über  diese  wich- 
tige Frage  zu  bilden. 

An  die  Schilderung  der  thatsächlichen  Anwendung  der  Polizeiaufsicht 
und  an  die  Erläuterung  ihrer  rechtlichen  Natur  in  den  deutschen  Straf- 
gesetzbüchern schliessen  sich  sodann  die  Kritik   und  Reformvorschläge  an. 

Von  hohem  Interesse  sind  die  mitgetheilten  Ansichten  von  hervor- 
ragenden Juristen  und  Behörden  Über  die  mit  der  Polizeiaufsicht  erzielten 
Erfolge;  nur  beispielsweise  heben  wir  hervor,  dass  die  Polizeidirektionen 
in  Berlin,  München  und  anderen  Städten  erklären,  die  Polizeiaufsicht  als 
Praventivmassregel  habe  sich  als  wenig  wirksam  erwiesen,  die  Erfolge 
seien  gering,  sogar  gleich  Null,  und  dass  hervorragende  Strafanstalts- 
vorstände sich  dahin  aussprechen,  die  Polizeiaufsicht  sei  eine  stumpfe 
Waffe,  sie  nütze  nichts  und  verhindere  nicht  die  Begehung  strafbarer 
Handlungen^  sie  sei  nachtheilig  sowohl  für  die  Gefangenen  während  der 
Haft  und  nach  der  Entlassung,  als  auch  für  die  bürgerliche  Gesellschaft; 
die  Absicht  des  Gesetzgebers  werde  daher  in  weitaus  den  meisten  Fällen 
nicht  nur  nicht  erreicht,  sondern  es  würden  geradezu  die  Rückfälle  hervor- 
gerufen und  begünstigt. 

Diese  Anschauung  theilt  auch  der  Verfasser ;  er  bezeichnet  die  Polizei- 
aufsicht für  ungenügend  gegenüber  unverbesserlichen  Verbrechern  und  für 
schädlich  gegenüber  denjenigen  Verbrechern,  bei  denen  eine  Besserung 
nicht  ausgeschlossen  ist.  Bei  der  scharfsinnigen  und  eingehenden  Begrün- 
dung dieser  Ansicht  bespricht  der  Verfasser  die  von  der  Polizeiaufsicht 
nicht  zu  trennende  Frage  der  Gestaltung  des  Straf-  und  des  Strafvollzugs- 
systems; er  erachtet  eine  Umgestaltung  des  jetzigen  Systems  für  dringend 
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,V.  Streit^  Dr.  O,  von.  Die  Widersetzung  gegen  die  Staatsgewalt  (§  113  de;* 
Strafgesetzbuchs).    Berlin,  Karl  Heymanns  Verlag. 

Als  wir  vorstehende  Broschüre  in  die  Hand  nahmen,  war  es  uns  unb^ 
lieh,  wie  man  über  einen  einzigen  Gesetzesparagraphen  und  über  eine  Materie, 
die  in  der  Praxis  nicht  zu  den  schwierigen  und  verwickelten  gerechnet  wird, 
ein  Werk  von  119  Seiten  schreiben  kann  und  wir  waren  geneigt  den  Vorwurf 
unnützer  Weitschweifigkeit  zu  erheben,  gegen  den  sich  der  Verfasser  im 
Schlussworte  verwahrt  Allein  bald  wurden  mr  eines  besseren  belehrt  und  je 
mehr  man  sich  in  diese  Abhandlung  vertiefte,  desto  grösser  wurde  das  Inter- 
esse, so  dass  man  nicht  glauben  kann,  dass  dies,  wie  der  Verfasser  in  der 
E^eitung  sagt,  sein  wissenschaftlicher  Erstlingsversuch  seL  Denn  abget^en 
davon,  dass  schon  die  Gruppirung  des  Stoffes  die  schaiie  Auf&tfsungBg&be 
des  Verfassers  darthut,  liefert  die  Gründlichkeit,  mit  der  die  Broschüre  ver* 
fasst  ist,  die  Berücksichtigung  der  vorhandenen  Literatur,  Bechtspiechung 
der  Praxis,  sowie  die  Begr&dung  der  eigenen  Ansicht  des  Verfassers,  die  in 
mehreren  Punkten  mit  hervorragenden  Autoritäten  in  Widerspruch  ist,  den 
Beweis,  dass  er  seine  Aufgabe  von  hohem  wissenschaftlichen  Standpunkte  auf* 
gefasst  imd  gelöst  hat. 

Da  die  Lehre  der  Widersetzung  mit  dem  Staatsrecht  und  Verwaltungs- 
recht auf  das  engste  verwachsen  ist,  und  die  Normen  gegen  die  Wideisetzung 
nichts  als  eine  Qualifikation  des  Verbots  des  Ungehorsams  gegenüber  den 
Staatsbefehlen  ist,  so  bespricht  der  Verfasser  zur  Feststellung  der  grund- 
legenden Begriffe  der  Widersetzung  vor  Allem  den  staatsbürgenichen  Gehor- 
sam; die  I^berordnung  des  Staats  über  den  Einzelnen,  der  Gehorsam  de» 
Bürgers  gegenüber  der  Staatsgewalt  war  und  ist  der  Grundpfeiler  aller  Staate, 
wie  aller  I&htsordnung,  mag  auch  das  Verhaltniss  des  Staatsunterthanen  mm 
Staate  sich  in  der  Gesdiichte  je  nach  der  Staatsform  und  der  Auffassung  von 
den  Zielen  und  der  Stellung  des  Staates  verschieden  gestaltet  haben.  Allein, 
wenn  auch  auf  der  Subjeküon  des  Einzelnen  unter  Sie  Staatsgewalt  die  ge- 
sicherte Existenz  der  Gesammtpersönlichkeit  des  Staats,  sowie  die  Existenz 
des  Einzelnen  beruht,  so  ist  dodi,  da  der  Bür^  nicht  nur  Mittel,  sondan 
Selbstzweck  ist,  die  Selbstbeschrankung  der  Staatsgewalt  mit  Rücksicht  auf 
die  Unvollkommenheit  ihrer  Trager  ein  Gebot  der  Nodiwendigkeit  Veifassung 
und  G^esetz  regeln  dieses  gegenseitige  Verhaltniss  und  der  nach  ihnen  ge- 
forderte Gehorsam  wird  beengter  oder  verfassungsmässiger  Gehorsam  genannt 
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In  weiterer  Ausführung  dieses  Grandsatzes  unterscheidet  der  Verfasser  den 
B^riff  des  disziplinarischen  Gehorsams  und  begründet  das  staatliche  Zwangs- 
rechty  das  Widerstandsrecht  und  die  Nothwehr.  Hieran  schliesst  sich  die  Ge- 
schichte des  Vergehens  der  Widersetzung;  als  interessant  ist  hieraus  hervor- 
zuheben, dass  weder  das  griechische,  no(ih  das  römische,  noch  das  gemeine, 
noch  das  kanonische  Recht  dieses  Vergehen  der  Widensetzung  kannten,  dass 
vielmehr,  .gleich  als  ob  es  eine  Ironie  wäre,  gerade  die  Freiheitsideen  der 
französischen  Revolution  und  die  auf  denselben  fussende  Gksetzgebunf  zur 
Aufstellung  dieses  zum  Schutz  des  Staatsdieners  ge^n  die  Widerspenstigkeit 
dea  Einzelnen  dienenden  Verbots  geführt  haben.  Nach  Darlcgimg,  wie  sich 
dieses  Verrohen  in  den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  deutschen  Staaten,  so- 
dann von  Belgien,  England,  Frankreich,  Griechenland  und  Italien,  ferner  in 
der  Tlieorie  entwickelt  hat,  wird  in  eingehender  Weise  die  Bestimmung  des 
$113  des  deutschen  Reichs-Strafgesetzbuäis  und  sein  Verhaltniss  zu  §  114  be- 
^rochen  und  unter  Benutzung  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  der 
Konunentare  ziun  Strafgesetzbuch  und  aller  monographischen  Arbeiten  jedes 
einzelne  Verbrechensmerkmal  erörtert;  besonders  hervorzuheben  sind  die  Aus- 
führungen über  die  Frage,  ob  in  §  113  jede  Vollstreckung  geschützt,  fdso  der 
Schutz  auch  auf  dlus  Ausland  im  Sinne  des  Personalitäts-  cäer  gar  des  Welt- 
rechtsprinzips  auszudehnen  ist,  sodann  über  die  Rechtm&ssigkeit  der  Amtsaus- 
übnng;  in  letzter  Beziehung  konunt  der  Verfasser  nach  eingehender  Beleuch- 
tung aller  in  Betracht  kommenden  Momente  zti  dem  Ergebniss,  dass  eine  Voll- 
streckungshandlung rechtmassig  ist,  wenn  sie  an  sich  geboten  und  von  dem 
berufenen  Beamten  so  voroenommen  wird,  wie  es  das  Recht  verlangt.  Nach- 
6iesn  auch  der  subjektive  'matbestand,  insbesondere  die  Kontroverse  über  den 
EanfiusB  des  Irrthums  des  Thaters,  femer  der  Abs.  3  des  §  113  und  des  §  117, 
sowie  dessen  Verhaltniss  zu  §  113  erörtert  ist,  schliesst  der  Verfasser  mit  den 
zutreffenden  Worten:  Die  Fassung  des  Widersetzungsverbots  im  Reichs-Straf- 
gesetzbuche  scheint,  wenn  es  konsequent  ausgelegt  wird,  mit  den  richtig  vcr- 
staDdenen  Grundsätzen  des  Verfassun^taats  zu  harmoniren  und  das  wohl- 
verstandene Interesse  der  Beamten,  wie  der  Bürger  gerecht  und  gleichmässig 
zu  schützen.  Schmidt, 

4m  Lafntnasch,  Professor  Dr.   Diebstahl  und  Beleidigung.    Wien,  Manz'sche 
Buchhandlung.  1893. 

Der  Verfasser  bezeichnet  die  Abhandlungen  als  rechtsvergleichende  und 
kriminalpditische  Studien  mit  besonderer  Rüccsicht  auf  den  österreichischen 
Strai^eaetzentwurf.  Schon  der  Name  des  Verfassers  giebt  eine  Bürgschaft, 
dasB  wir  es  nicht  mit  einer  politisch-einseitigen  Kritik  des  Entwurfs  zu  thun 
haben,  sondern  dass  alle  Beanstandungen,  die  er  in  äusserst  scharfsinniger  Weise 
unter  Boautzong  der  Gesetzgebung  sämmtlicher  anderer  Staaten  und  unter 
AnfOhnrng  einer  Anieahl  höchst  interessanter  Beispiele  aus  der  Praxis  erhebt, 
yciOß  Beachtung  bei  Berathung  des  Österreichischen  Strafgesetzentwurfis  ver- 
dienen. Zu  unserem  Bedauern  sind  wir  nicht  in  der  Lage,  diese  Broschüre  in 
eingehender  Weise  zu  b€Hn>redien,  wir  besdiränken  uns  daher,  durch  Hervor- 
hebung einzelner  Punkte  aen  Leser  von  der  Bedeutung  und  dem  Werth  dieser 
Abhandlungen  zu  überzeugen.  Bezüglich  des  Diebstahls  bespricht  der  Ver- 
fasser die  Thatbestandffluerkmale,  wdche  das  geltende  Strafgesetz  und  der 
Entwurf  festsetzt.    Ersteres  verhmgt,  dass  der  Dieb  um  seines  Yortheils  willen 

Sandelt  habe,  letzteres  dagegen  substituirt  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
tschen  Strai^e^etzbuch  die  Absicht  rechtswidriger  Zueignung.  In  eingehen- 
der Weise  wird  die  auf  Grund  des  geltenden  Strafgesetzes  entstandene  Streit- 
frage erörtert,  ob  der  Diebstahl  ein  gewinnsüchtiges  Verbrechen,  bei  welcher 
der  Thäter  eine  Bereicherungsabsicht  haben  muss,  oder  ein  Delikt  gegen  das 
Elgenthum  und  das  Entscheidende  die  Absicht  rechtswidriger  Zueignung  sei. 
Da  uns  die  Rechtsprechung  der  österreichischen  Gerichte  nicht  zur  Verfügung 
stdit,  so  sind  wür  nidit  in  der  Lage,  die  vom  Verfasser  vertretene  Anschauung 

ZoitMhrifi  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  et«.,  Band  IH.  32 
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Daher  zu  würdigen,  aber  anerkenuen  muss  man,  daas  er  seine  Anaicht  in  geist- 
reicher Weise  vertritt  und  durch  drastische,  lehrreiche  Beispiele  belegt  Mit 
Entschiedenheit  macht  er  geltend,  dass  eine  Aendemn^  des  bisherigen  Becht«- 
zustandes  nicht  geboten  sei,  da  auch  nicht  die  Spur  eines  in  der  Bechtspflege 
zu  Tage  getretenen  Bedürfnisses  aufzufinden  sei  und  da  nicht  die  geringsten 
Gründe  aer  Qerechtigkeit  oder  Zweckmässigkeit  dafür  angeführt  w^en 
könnten,  im  Gegen theil  schwere  ethische  Gründe  und  kriminalpolitische  Be- 
denken einer  Aenderung  entgegenstehen.  Folgende  Definition  wird  daher  vor- 
gesdüagen :  „Einen  Diebstam  oegeht,  wer  eine  fremde  bewegliche  Sache  auK 
eines  andern  Innehabimg  ohne  dessen  Einwilligung  entzieht,  um  durch  ihre 
Zueignung  sich  oder  anderen  einen  rechtswidrigen  Gewinn  zu 
verscnaffen."  Sodann:  „Eine  Besitzentsetzimg  b^eht,  wer  ohne  die  iu 
§  .  .  vorausgesetzte  Absicht  eine  in  Geld  abschatzbare  fiemde  bewegliche  Sache 
aus  eines  anderen  Innehabung  ohne  dessen  Einwilligung  entzichf  Der  Ver- 
fasser ist  audi  mit  den  Bestimmungen  des  Entwuns  über  Familiendiebstahi, 
über  furtum  usus  und  possessionis  und  über  Mundraub  nicht  einverstandeD. 
Hinsichtlich  der  Bestrafung  des  Diebstahls  erachtet  er  es  für  geboten,  da&s 
die  Strafe  danach  zu  bestimmen  sei ,  ob  es  sich  um  den  DiebstaU  eines  nicht' 
rückfälligen  oder  eines  rückfälligen  und  vermuthüch  besserungsfähigen  oder 
eines  rückfälligen  und  vermuthlich  nicht  bessenmgsfähigen  Thäters  mmdelt 

Die  zweite  Abhandlung  betrifft  den  freiwilligen  Schadensersatz  als  Straf- 
aufhebungsgrund bei  Diebstahl  und  verwandten  Delikten.  Der  Entwurf  hält 
an  der  Anerkennung  der  thätigen  Treue  fest,  der  Verfasser  weist  jedoch  nach« 
dass  ein  Bechtsgrund  für  die  straftilgende  Wirkung  der  freiwilligen  Wieder- 
gutmachung des  Schadens  bei  diesen  Delikten  nidit  bestdie  und  verlangt 
Streichung  dieser  Bestinmiungen.  Mit  Hecht  wird  das  Prinzip,  auf  welchem 
die  Anerkennung  des  freiwilligen  Ersatzes  als  Strafaufhebimgsgrund  beruht  aL« 
ein  unsittliches  und  unjuristisches  bezeichnet  und  freiwimge  Ersatzleistung 
lediglich  als  ein  Strafmilderungsgrund  anerkannt  Dieser  Anschauung  des 
Venassers  wurde  bereits  Eechnung  getragen ;  denn  der  Strafgesetzausschuss  de? 
österreichischen  Abgeordnetenhauses  hat  die  Streichung  dieser  Bestimmung  dc>< 
Entwurfs  beantragt 

Von  grossem  Interesse  sind  die  Erörterungen  über  Beleidigung.  Die 
politisch  erregten  Zeiten  und  der  Kampf  ums  Dasein  im  geschäftlichen  Leben 
hat  die  Zahl  der  Beleidigungsklagen  auffallend  vennehrt;  ein  Verdienst  des 
Verfassers  ist  es  daher,  zur  Erläuterung  des  Begriffs  der  Beleidigung,  sowie 
zur  Entscheidimg  der  Frage,  inwiefern  der  Beweis  der  Mehrhdt  zuzulassen 
und  geeignet  ist,  die  Strafmirkeit  aufzuheben,  einen  sehr  wesentUchon  Beitrag 
geliefert  zu  haben.  Es  wird  der  Grundsatz  vertreten,  dass  die  Bestrafung  eines 
wahren  Vorwurfs  nicht  gerechtfertigt  ist,  imd  als  ein  Unrecht  bezdchnet, 
Jemand  zu  verurtheilen,  der  nichts  anderes  gethan  hat,  als  dass  er  übcar  einen 
pflichtvergessenen  Sohn,  ein  treuloses  Weib,  einen  gewissenlosen  Wüstüngt 
einen  schurkischen  Geschäftsmann  die  Wahrheit  gesagt  oder  eine  Handlung, 
für  deren  Bezeichnung  nur  ein  Schimpfwort  der  wiäquate  Ausdruck  ist,  nicht 
objektiv  bezeichnet  hat 

Wir  empfehlen  diese  Abhandlungen  auf  das  Wärmste,  da  sie  nicht  bloe 
de  lege  ferenda^  sondern  auch  zur  Auslegung  der  bestehenden  Gesetze  sehr 
schätzenswerthes  Material  enthalten.  Schmidt 

/%•  Mühiin'echt,  Otto.  Uebersicht  der  gesammten  Staats-  und  rechtswissen- 
schaftlichen Literatur  des  Jahres  1892,  25.  Jahrgang,  242  S.  6  Mark. 
C.  Berlin,  Puttkammer  und  Mühlbiecht    1893. 

Der  vorliesende  mit  allen  Vorzügen  seiner  Vorgänger  ausgestattete 
25.  Jahrgang  der  in  Doppelnummem  für  je  zwei  Monate  jeden  Juires  er- 
scheinenden Allgemeinen  Bibliographie  der  Staats-  und  Bechtswissenschaften 
erstreckt  sich  wieder  auf  Erzeugnisse  der  Literatur  aus  Deutschland,  Oesterreich, 
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Schweiz,  Frankreich,  Belgien,  England,  Nordamerika,  Dänemark,  Schweden, 
Norw^en,  Holland,  Italien  und  Spanien  mid  weist  im  Ganzen  für  das 
Jahr  1892  3761  neue  Erscheinungen  gegen  3765  des  Vorjahres  auf.  Hievon 
trefftti  auf  Deutschland,  Oesterreich  und  die  Schweiz  2053,  auf  Frankreich  und 
Belgien  561,  EIngland  und  Kordamerika  532,  Danemark,  Schweden  und  Nor- 
wegen 122 ,  die  Niederlande  161 ,  Italien  258  und  Spanien  74.  An  Ueber- 
setzungen  von  Werken  deutscher  Autoren  finden  wir  verzeichnet  ausser  den 
Fortsetzungen  des  ^töcik'schen  Kommentars  (Serafini  e  Coglido),  Savigny's 
System  {Sialcja),  Windscheid^s  Pandekten  (Fedda  e  Bensä)^  Ihering,  Geeist 
des  römischen  Hechtes  in's  Spanische  übersetzt  v.  Prinzipe  y  Satorres  in 
Madrid;  Endemanriy  Handbuch  des  Handels-,  See-  und  Wechselrechts  in's 
Italienische  von  C.  Betocchi  und  Venditti;  Lewis^  deutsches  Seerecht  in's 
Italienische  ?on  A.  Grego. 

ß.  MüIUhrechtf  Otto.  Wegweiser  durch  die  neue  Literatur  der  Bechta-  und 
Staatswissenschaften.  Für  die  Praxis  bearbeitet  2.  ums;earbeitete  und  ver- 
mehrte Auflage,  XXVm,  748  S.  Beriin,  Puttkammer  und  Mühlbrecht.  1893. 
28  Mark. 

Vorliegende  ge^  die  erste  ganz  erheblich  erweiterte  Auflage  des  als  biblio- 
gn^ihischen  Hül^mittels  ersten  Rfmges  anerkannten  und  Eudcif  van  Oneist  gewid- 
meten MühlbrechVschen  Wegweisers  ist  das  Ergebniss  des  25  Jahre  hindurch  ge- 
übten Studiums  der  biblic^raphischen  Hülfsmittel  des  In-  tmd  Auslandes,  sowie 
der  eigenen  geschäftlichen  Thatigkeit  des  Verfassers  und  enthält  eine  Auswahl  der 
besseren  Erscheinungen  aus  der  vom  Verfasser  periodisch  zur  Ausgabe  konmien- 
den  allgemeinen  Bibliographie  der  Staate-Rechts  Wissenschaften  (s.  vorstehend). 
Ein  wahrer  Schatz  für  Theoretiker  wie  Praktiker  zur  Orientirung  auf  dem 
umfangreichen  Qebiete  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Literatur  lässt 
das  Buch  den  Suchenden  auch  bei  den  strengsten  Anforderungen  nidit  im 
Stich.  ELiezu  trägt  namentlich  auch  bei  die  vorzügliche  systematische  Anord- 
nung, welche  bezüglich  des  rechtswissenschaftlichen  Theiies  mit  einigen  Ab- 
weiÄunzen  dem  von  Professor  Dr.  M.  Schulz  im  Katalog  der  Beichsgerichts- 
bibHothek  aufgestellten  System  folgt,  und  das  besonders  praktisch  eingerichtete  die 
meisten  Titel  dreimal  unter  Autorennamen,  Schlagwort  der  Materie  und  dem  des 
Landes  wiedergebende,  über  40000  Nachweisungen  enthaltende  alphabetische 
Sachregister. 

Die  systematische  Anordnung  gruppirt  sich  in  folgende  Abschnitte: 
I.  Rechtswissenschaft  Allgemeine  Werke.  II.  Römisches  Hecht  HI.  Deut- 
sches Recht  rV.  Handelsrecht  V.  Zivilprozess,  Gerichtsverfassung,  Konkurs- 
proeess,  Freiwillige  Gerichtsbarkeit.  VI.  Strafrecht,  Strafprozess,  Strafvollzug 
und  gerichtliche  Medizin.  VII.  Kirchen-  und  Eherecht  VIU.  Deutsches 
Partikularrecht  IX.  Staats-  und  Verwaltungsrecht  X.  Das  Armenwesen 
Deutschlands  und  des  Auslands.  XI.  Das  Unterrichtswesen  Deutschlands  und 
des  Auslands.  XII.  Das  Öffentliche  (Gesundheitswesen  Deutschlands  und  des 
Auslands.  XIH.  Das  Verkehrswesen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 
XTV.  Heerwesen  und  Marine  Deutschlands  und  des  Auslandes.  XV.  Kolonial- 
wesen Deutsdilands  und  des  Auslandes.  XVI.  Versicherungs-  und  Sparkassen- 
wesen Deutschlands  und  des  Auslandes.  XVII.  Staatswissenschaften  im  All- 
gemeinen. Politische  Geschichte  der  Neuzeit  XVIU.  Die  Arbeiterfrage. 
XIX.  Volkswirthschaftslehre.  XX.  Finanzwissenschaft.  XXL  Statistik. 
XXn.  Völkerrecht  XXIII— XXXIIL  Amerika,  Belgien,  England,  Frankreich, 
Italien,  Niederlande,  Luxemburg,  Oesterreich  -  Ungarn ,  Russland,  Schweden, 
Norwegen,  Dänemark,  Schweiz,  Spanien,  Portugal,  Orientstaaten.  XXXVI. 
Recht  der  Juden.  Auch  die  äussere  Ausstattung  ist  dem  hervorragenden 
Werke  entsprechend,  sowohl  in  typographischer  Hinsicht,  als  in  Bezug  auf 
Dauerhaftigkeit  gleich  vorzüglich. 

32* 
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7.  Die  girafrechtUcheii  Nebenge9eUe  des  Deutschen  BMehs  eriantert 
von  3f.  Stenglein,  Beichsgerichtsrath,  Dr.  H.  Äppeiiusy  Staatsanindt  in 
Elberfeld  und  Dr.  G.  Kletnf eller,  Dozent  der  Bechte  an  der  Univereitat 
München.    Berlin,  Otto  Liebmann.  1892/93. 

Das  vorliegende  Werk,  welches  bis  zur  10.  Lieferung  gediehen  ist  und  flemem 
baldigen  Abschlüsse  entgegengdit,  entspricht  einem  pra&tischen  Bedfirfioisse.  Eie 
bereits  vor  Jahren  in  verdienstlicher  Weise  von  Dr.  wm  Staudinger  veranstaltete 
handliche  Sammlung  strafrechtlicher  Spezialgesetze  des  Dentschen  Beichs  enthält 
ausser  Text  nur  wenige  kurze  Anmerkungen,  ausserdem  ist  noch  die  TTerner'ache 
Textausgabe  mit  Anmerkungen  der  Sammlung  kleinerer  strafrechtlicher  Beidi^ 
gesetze  bekannt.  Die  vorliegende  Sammlung  Stenglein'e  und  seiner  bewahrten 
Mitarbeiter  giebt  aber  neben  dem  betreffenden  Texte  eine  eingehende,  auf 
Wissenschaft  und  Bechteprechung  gegründete  Erlfiutemng  der  ausser  dem 
deutschen  Strafgesetzbuche  und  <fer  Strafprozessordnung  in  Betracht  kommen- 
den reichsgesetzlichen  strafrechtlichen,  in  vielen,  zum  grössten  Theil  noch  nicht 
kommentirten  Gesetzen  zerstreuten  Bestimmungen  und  bietet  somit  den  Be- 
hörden und  den  mit  der  Handhabung  der  Stra&echtspflege  betrauten  Beamten 
ein  Hülfsmittel,  um  insbesondere  die  richtige  Abgrenzung  der  von  Seite  unserer 
gesetzgeberischen  Faktoren  undefinirt  gelassenen  Begriffe  auf  dem  desfaUdfen 
weitverzweigten  Gebiete  zu  finden.  Die  Namen  der  Herren  Verfasser,  wdch 
letztere  zweckmässig  in  die  Kommentirung  der  einzelnen  Gesetze  sich  theilten, 
bieten  vollständige  Gewähr  für  erschöpfende,  gründliche  und  sechgemasw 
Bearbeitung,  wie  sich  solches  auch  aus  den  vorliegenden  Lieferungen  erkennen 
lässt 

Die  bisherigen  Lieferungen  enthalten  in  den  einzelnen  Abtheilungen 
I.  G^esetze  zum  Schutze  des  geistigen  Eigenthums,  11.  Gesetze  über  gewo^ 
liehe  Vereinigungen.  lU.  Gtesetze,  das  Verkehrswesen  betreffend,  IV.  Gesetze 
über  das  G^unouieitswesen  und  die  Lebensmittel,  V.  Gesetze  g^<n  Vieh- 
krankheiten, VI.  Gesetze,  die  militärischen  Verhältnisse  betr.,  vll.  Gesetze 
alU;emein  polizeilichen  Karakters,  VIII.  Gesetze,  das  Seewesen  betreffend, 
Ia.  Bestimmungen  über  den  strafbaren  Bankerott,  X.  Gewerbeordnung  und 
die  Arbeiterversicherungsgesetze.  B, 

b)  ZeitiMslurifteii. 

ZeUschrift  für  deutscti^en  ZivUprozess ,  Bd.  18,  3.  Heft:  Bclgiano,  zur 

Lehre  vom  Beweisbeschluss.  Hergenhahn,  Geltendmachung  von  fSmeden 
gegen  den  Hauptanspruch  im  Arrestverfahren.  Niediek,  über  die  Geltend- 
machung von  AjQträgen,  Einwendungen  und  Erinnerungen  gegen  die  Art  und 
Weise  der  Zwangsvollstreckung  g^enüber  den  Entscheidungen  der  Gerichte 
im  ZwangsvoUstreckungsverfamen. 

ZeUsehrift  für  die  gesamtnie  StrafrechiswisserMchafif  Bd.  13,  8.  n. 

4.  Heft:  von  Liazt,  die  deterministischen  Gegner  der  Zweckstrafe.  Heiw- 
mann,  zur  Donnengeschichte  des  Bechtsirrthums.  Eieenmann,  die  Grenzen 
des  strafbaren  Versuchs.  Sehmclden,  zur  lex  Heinze.  5.  Heft:  KStmer,  die 
Methode  einer  wissenschaftlichen  Rückfallsstatistik  als  Grundlage  einer  Be- 
form  der  Kriminalstatistik.  Friedeberg,  Bericht  über  die  dritte  Landesrer- 
Sammlung  der  internationalen  kriminuistischen  Vereinigung  (Landesgrnppe 
Deutsches  Reich)  am  7.  u.  8.  April  1893  zu  Berlin. 

MiUhHlun^enderinternaUandlen  IcrinUnalieHechen  Vereinigung, 

4.  Bd.  (1893)  1.  Heft:  Bosenfeld,  ,J)ie  dritte  Schule".  2.  Heft:  Grvber, 
bedingte  Urweile  aus  der  alten  ungarischen  Rechtspraxis.  —  Gutachten  znr 
vierten  Hauptversammlung  1893  von  OauckUr,  v.  Liszt,  OarofalOf  Tardtj 
Alimena,  KÖbner, 

Sächsisches  Af*chiv  für  hürgeriiches  Hecht  und  Brozess,  3.  Bd. 
2.  Heft;  Stammler,  znr  neueren  Literatur  über  den  Begriff  der  via  nu^jor; 
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Rudolph r  SU  §§  276,  387  des  B.G.B.'s.  3.  Heft:  Schanze,  der  Anspruch  auf 
Löecbuiiff  des  Gebrauchsmusters.  4.  Heft:  Braune,  die  Mängel  unserer 
Gesetzg^ung  über  die  kaufmännische  Buchhaltung. 

JiihrMcher  der  WürUembergUehen  Iteehtspflege,  Bd.  5,  Heft  2: 
Gmeltn,  über  die  voriaufige  VoUsbeckbarkeit  der  in  Endurtheilen  enthaltenen 
Kostenentscheidung. 

ZeÜBehri/t  für  die  freiwiUiqe  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
34.  Jahrgang,  1892:  Mayer,  Fahmissaufnahme  durch  ungeprüfte  Gehülfen 
des  Notars  (12).  35.  Jahrgang,  1893:  Pfizer,  ein  letztes  Wort  über  das 
Pfandrecht  an  Pertinenzen  (1).  Fromann,  die  Verwendung  der  unge- 
prüften Gehülfen  der  Notare  zu  Fahrnissaufnahmen  und  zu  Fahmissver- 
steigerungen  (2).  Kietn,  die  Pfändung  stehender  Früchte  auf  Grund- 
stücken der  Ehefrau  des  Schuldners  (4). 

Annaien  der  Qrosshe^^zogh  Badischen  Gerichte^  Bd.  59  ri893)j 
Mai,  das  Notariat  nach  dem  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches 
für  das  Deutsche  Reich  (5,  11  u.  17).  Geüer,  Anfang  der  Ausführung  im 
Gegensätze  zu  blossen  Vorbereitungshandlungen ,  in  Tödtungsabsicht 
vorgenommenes  Zielen  mit  schussbereiter  Waffe  auf  den  Gegner  (24,29)? 

Meekienburgisehe  Zeitschrift  für  Hechtspflege  und  Bechttnvissen" 
Schaft.  11.  Bd.  3.  u.  4.  Heft:  v.  Buchka,  das  statutarische  eheliche 
Güter-  und  Erbrecht  in  Mecklenburg. 

ZeUsehriß  für  franzöeieches  Zivilrecht,  Bd.  24,  Heft  1 :  Adeneuer, 
über  die  Bedeutung  und  Tragweite  des  Art.  1536  Cod.  eiv.  Hangen,  zu  der 
Frage,  ob  es  nach  dem  Code  eivtl  eine  Klage  auf  Empfangnalune  oder  Ab- 
nahme und  auf  Spezifikation  debt  Gcüdenring,  das  Biecht  des  Vermiethers 
an  den  eingebrachten  Sachen  des  Dritteigenthümers  und  Aftermiethers  nach 
Beichs-  und  Landesrecht 

AUgeaneine  österreichische  GerichtaxeiiungfAA,  Jahrgang  (1893) :  Marco- 
vich,  über  das  Österreichische  Gefängnisswesen  (13  ff.).  Schwentner,  ist  das 
Handelsgericht  berechtigt,  die  Mitwirkung  bei  kaufmänn.  Selbsthülfeakten 
aus  Art  393  H.G.R  abzulehnen  (14)?  Coumont,  das  Gesetz  über  die  Ge- 
richtsbarkeit und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen 
Bechtssacfaen  (15  ff.).  Banda,  zur  Geschichte  desPublizitätsprinzipes  in  Oester- 
reich  (16).  Frh.  von  Sehwind,  BeiJlast  und  Hypothek  (17).  Lammasch,  das 
Werk  des  Strafgesetzausschusses  (18). 

JurisUsche  Blätter  (Wien),  22.  Jahrcang  (1893):  Hogenauer,  zur  Lehro 
vom  Exekutivprozess  nach  österreichisiäem  Hechte  (Fortsetzung  u.  Schluss, 
15 — 20).  Benedikt,  ,,Bemerkun^n  über  das  Urheberrecht  und  den  G^esetz- 
entwurf  der  österreiduschen  Begienms''  (21  ff.).  Stuckart,  zur  Frage  der 
Reform  der  Auslieferung  von  A^rbiechem  zwischen  Oesterreich-Ungam  und 
Amerika. 

ZeUeehrift  für  Notariat  und  frHwiUige  Gerichtsbarkeit  in  Oestev- 
reiehf  1893:  Ofner,  Ausschussbericht  über  den  Gesetzentwurf  zur  Hint- 
anhahunff  der  Trunksucht  (13).  Bozioeil,  Rückforderung  des  Heirathsgute» 
trotz  reätsungültiger  Bestellung  (14).  Dr.  F.  H.,  unser  Pflegsclmfts- 
wesen  (15).  Hanemann,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Schweiz 
(Forts.  15  ff.).  Wagner,  Grundzüge  der  englischen  Justizverfassung  und  der 
Gegenstände  unseres  ausserstreitigen  Yerfaluens  in  England  (19  ff.). 

Juristische  VtertetJahrsschHft  (Wien),  25.  Bd.,  N.  F.  9.  Bd.,  Heft  1 : 
Jodl,  über  das  Wesen  des  Naturrechts  und  seine  Bedeutunj^  in  der  Gteeen- 
wart  Bulf,  die  Entwicklung  der  Strafrechtswissenschaft  m  Oesterreich  in 
den  letzten  fünfundzwanzig  Jahren, 

Zeitschrift  für  schweizer'  Ht/rafrecMf  VI.  Jahrgang,  1.  und  2.  Heft: 
Qautier,    pour  ^et    eontre  lez  peines   inditerminiea ;    Stooss,    operativer 
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Eingriff  und  Köiperverietzung.  Picot,  la  twui^eüe  loi  gettevoise  tmr  k 
Jury  dans  son  apjdication,  Zürcher,  Strafgeeetzbuch  ffir  den  Kanton 
Aargau,  Ehitwurf  von  Jakob  Heuberger.  Hürbin,  die  bemischen  Komek- 
tions-  und  Arbeitsanstalten  St.  Johannsen,  Witzwrl,  In»  und  das  Arbdter- 
heim  Tannenhof.  Die  Berufs-  und  Gewohnheitsyerbrecher,  AuszCLge  aus  den 
Strafregistem  des  Kantons  Bern.  Die  Revision  der  Luzemer  Straigesetz- 
gebung.  Das  schweizerische  Strafgesetzbuch.  Riffgenbacht  entlassene  Sträf- 
linge deutscher  Nationalitat. 

Zeitschrift'  des  Beimischen  Jui'isten'Vereitis ^  Bd.  29,  2.  Heft:  Zeer- 

leder,  die  Sparkassen  und  ihre  Schuldverschreibungen.  —  Ueber  die  Vor- 
aussetzungen der  Anwendbarkeit  des  Art.  7  des  Eisenbahn-Haftpfhchtgesetzcs. 

Journal  du  dndt  itUei*n(MotuU  prit*^,  etc.,  20.  AnnSe,  1893,  Nr.  III— IV: 
LainSf  des  personnes  moräles  en  droit  international  privL  Drucker,  de 
la  caution  judicatutn  solvi  en  AUemagne,  Pill  et,  le  droit  intern,  prive.  — 
iSa  definition  etc,  Moutier,  de  la  compHence  des  trtbunaux  frangai^ 
ä  Vegard  des  etrangers,  d'aprhs  le  projet  de  riforme  du  code  de  procidure 
civile,  de  Rossi,  exicution  des  jugements anglais  en  Italic,  Du  droit  de 
reproduction  en  matihre  de  rotnan  feuilleton,  dans  le  ressort  de  V  Union 
pour  la  protection  des  oeuvres  littiraires  et  artistiques, 

Bevue  de  droit  intertieUiofiai  ei  de  UgisiiUion  c<nnparSef  Tom.  XXV 

(1893)  Nr.  2:  Bridel,  U  droit  de  succession  du  conjoint  surviwtnt.  Etüde 
critique  de  Ugislation  comparie.  Kleen,  le  droit  de  la  contrehande  de 
guerre  (deux,  art.).  Fl ai schien,  du  Statut  national  et  du  droit  dCae- 
quirir  des  immeubles  en  pays  Hranger,  Maspiro,  documents  dipUma- 
tiques  remontant  au  XVI«.  sibcle  avant  Vere  chrStienne, 

Revue  praiique  de  droit  intermUional  jyrivif  1892,  V— VI,  enthält 

lediglichMittheilungen  aus  der  Bechtsprechung  der  franzMachen  Gericht8h5fe. 

Bevue  internaHouaie  du  droit  "tniu^iHnie^  1892—93,  Nr.  V— Vm,  eot- 
halt  Berichte  über  Bechtsprechung  in  Frankreich,  £ngland,  Belgien,  Braysilien 
(BoiUoux),  Egypten,  Dänenuurk  {Beauchet),  Italien  (de  Bevotte),  Norwegen 
(Beauchet),  Tunis,  femer  Abhandlungen  von  Des  jardins^  le  congrh 
international  de  droit  maritime  de  Genes,  Wendt,  la  cour  d*Ämiraut( 
anglaise,  son  Organisation  et  son  fonctionnement, 

Annales  de  droit  commercial  fran^ais,  Üranger  et  infemoHo' 
nal,  1893,  Nr.  1:  Vi v ante,  un  code  unique  des  obligations.  SaleilUSi 
les  theories  aUemandes  sur  les  droits  qui,  au  cas  de  contrat  synaüagmati- 
que,  appartiennent  ä  la  partie  poursuivie  en  paiement  lorsque  son  adver- 
saire,  de  son  cotS  n'exicute  pets  ses  engagements  (Suite),  Wahl,  Angleterrt' 
chronique  de  Ugislation  et  de  jurisprudence  en  matihre  de  droit  conuner' 
dal  et  industriell  Nr.  2:  Albert,  itude  sur  Vaugmentation  du  capiial 
dans  les  socüUs  anonymes  ei  les  sociitis  en  commandite  par  aetions; 
Saleilles,  les  thiories  allemandes  etc.  etc.  (Suite),  Nessi,  Suisse chroni- 
que de  Ugislation,  de  doctrine  et  de  jurisprudence  en  mcUihre  de  droit 
commercicU  et  industriel.  Thaller,  quelques  reflexions  sur  Fanama. 
Thaller,  le  congrhs  de  droit  maritime  de  Genes.  Nr,  3:  Wahl,  Hudesnr 
Vaugmentation  du  capital  dans  Us  sociHis  anonymes  etc,  (suite),  Sal- 
leilles,  les  thiories  aUemandes  sur  les  droits  qui,  au  cas  de  contraii 
synaüagmatique  etc,  (suite  et  fin).    Thaller,  les  diligations  de  Suez, 

Ärchives  intei'nationales  d^administration  comparie  ^  fondee  et  di- 
Tigie  par  M,  H.  J,  A,  Mulder,  docteur  en  droit,  membre  de  la  soditi  ä$ 
Ugislation  comparie  ä  Paris,  et  de  la  sociHi  des  Hudes  sociales  etpoH- 
tiques  ä  BruxeUes,  ä  la  Haye  (Ftty-Bas).    La  Haye.  Paria  1893.    Nr.  1, 
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Ätnil  1893«    Prix  ä  abonnemeni  annud:    Europe:    24  Frcs.,  20  Mark, 
ou  12  fL  de  HoUande, 

Dr.  Mulder  eröffnet  mit  vorliegendem  ersten  Hefte  unter  Mitwirkung  an- 
gesehenster Gelehrter  und  (Geschäftsmänner  des  In-  und  Auslandes  eine  neue 
Zeitschrift  auf  dem  Gebiete  des  vergleichenden  Verwaltungsrechts. 
Die  Zeitschrift,  weichein  dreimonatlichen  Zwischenräumen  erscheint,  und, deren 
Inhalt  auf  drei  Sprachen  (französisch,  deutsch  und  englisch)  sich  vertheilt, 
soll  auf  dem  besagten  Gebiete  aus  Wissenschaft  und  Pnuds  bringen: 

1.  dne  internationale  Bibliographie  aus  dem  ganzen  Verwaltungsrecht 
nach  Materien  geordnet, 

2«  offizielle  Mittheilun^n  aus  der  (Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder, 
Ven>rdnun^;en,  Erlasse,  Mimsterialzirkulare  u.  dergl., 

3.  Benchte  und  Notizen  von  Fachvereinen  und  Verwaltungsgesellschaften 
des  In-  und  Auslandes, 

4.  selbständige  wissenschaftliche  Abhandlungen, 

5.  literaturMrichte  und  Rezensionen, 

6.  Ghronik  der  Jahresversammlungen,  Kongresse  und  Ausstellungen  etc., 

7.  Ehrentafel, 

8.  Nekrologe, 

und  wird  in  16  Kapiteln  folgende  Materien  umfassen: 

Kap.  1:  Verwaltung  im  Allgemeinen.  Staats-,  Provinz-  und  Gemeinde- 
Verwaltung.  Kap.  2:  Justizverwaltung,  Notariat,  Verwaltungsrechtsprechung, 
Bicheiheitspolizei.  Kap.  3:  Bevölkerungsbewegung,  Fremdenwesen,  Diplomatie, 
Konsularwesen.  Kap.  4:  Medizinalwesen.  Kap.  5:  Öffentlichen  Unterricht. 
Kap.  6 :  Sittenpolizei.  Kap.  7 :  Land-,  Garten-  und  Forstwirthschaft.  Kap.  8 : 
Jagd  und  Fisdierei.  Kap.  9:  Bergwesen.  Kap.  10:  Handel,  Industrie  und 
öffentliche  Arbeiten.  IQm.  11:  Finanz-  und  Kreditwesen.  Kap.  12:  Transport- 
wesen. Kap.  13:  Versicherungswesen.  Kap.  14:  Arbeitergesetzgebung.  Kap. 
15:  Armenwesen.    Kap.  16:  Jümee  und  Marine. 

Bei  diesem  reichen  Inhalte  wird  die  neue  ZeitBchrift  ein  werthvolles  fort- 
laufendes Handbuch  des  vergleichenden  Verwaltungsrechts  bilden.  Das  vorlie- 
gende erste  Heft  enthält  Mittheilungen  über  verschiäene  der  erwähnten  Verwal- 
tongsKweige  aus  den  Niederlanden,  Belgien,  Deutschland,  England,  Frankreich, 
Luxembuig,  Monaco,  Oesterreich-Ungam,  Portugal,  Russland  und  der  Schweiz. 

ArcMvio  Giuridieo,  Vol»  L,  Fase,  1:  Capone,  saggto  dt  rieerche  suUe 
vieende  deUa  proprtetä  e  suüa  arigine  storica  del  postesso  in  Borna  (eon* 
Un%a).  Mas 8a j  i  eontratti  in  favore  o  a  carico  dei  ierti  secando  il 
diritto  romano  (coniinua),  Oiannini,  stndi  suUe  cantraweneianif  hwma 
fede  od  ignoranza  di  legge?  Fase,  2:  Bignano,  dei  doni  manwdi  äUe 
istitugioni  di  beneficenza,  Capone,  saggio  di  rieerche  etc.  (eontinua), 
Pateita,  gloase  di  diritto  canonico  dew  epoea  Carolingia.  Bodino, 
eapacitä  giuridiea  delle  associazioni  di  mutuo  eoceoreo  non  rieonoadute, 
ed  in  genere  delle  libere  cusociazioni  lecite  in  virti^  deÜo  StattUo  fondamen' 
tale  delBegno,  Ma  88a,i  contraUi  in  favore  ete,  (continuah  Buonamiciy  Ut- 
tera  alprof,  Seraüni  8uUa  riproduzione  infotoincieione  del  MS.fiorentino,  Fase, 
3 — 4:  BiecohonOf  la  teoria  dd  poseesso  nd  diritto  romano;  Pipia, 
deW  azione  del  portatore  di  uno  cJUque,  non  pagato  aUa  ecadenza  verso  4 
trattario  nei  limiti  deüa  prowigione,  Capone,  saggio  di  rieerche  (con- 
tinua);  Massa,  i  contratti  in  favore  ete,  (cont,  efine).  Buonamiei, 
ddUt  riproduzione  mediante  foto-incisione  in  rame  del  M8,  fiorentino  deUe 
Pandette. 

RMsia  intenuzziofuUe  di  scienze  giuHdiche.  Diese  Zeitschrift,  deren 
Erscheinen  wir  in  Bd.  11.  S.  342  angezeigt  haben,  hat  mit  dem  Aprilheft 
1893  ihren  zweiten  Jahrgang,  nunmelu'  unter  Direktion  von  dem  Begründer 
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Professor  Enrico  Serafini  in  Macerata  und   Äwocato  Ferruceio  Foa  in 
MilaDO,  begonnen  und  zeigt  erfreulich  fortschreitende  Entwickelung. 

La  seienza  del  dirUto  privaiOf  rivista  critica  difitosofia  giuridiea,  legis- 
lazione  e  giurisprudenza,  neu  begründete  Zeitschrift  von  Giuseppe  d^Ägu- 
annOf  AwoctUo  in  Palermo  u.  Alfredo  Tortori,  Awocato  in  Firenze, 
1893,  Firenze,  Fase.  I:  Vadalä  Papale,  diritto  private  e  eodiee  privato- 
sociale,  d'Aguanno,  la  riforma  integraU  deüa  legislaziane  eivüe. 
Tortoriy  limitazione  del  grado  do  parentela  ndle  succesümi  legiUime, 

Rtvista  general  de  iegislaciön  y  Jurispf'udencia»  Director:  Sr,D,J(m 
Maria  Manresa  y  Navarro.  Anno  41,  tomo  82,  Marzo  y  Abrü,  1893: 
Posada,  procedimiento  para  la  reforma  de  las  eonstituciones  en  los  Et- 
tados  modernus,  Buy  IIa  ff  Alegre,  la  cuestian  cbrera  y  las  leyes.  QU 
Maestre,  estudios  de  socioiogia  crimindl.  Gömez  del  üampillo,  eon- 
sideraciones  sobre  d  derecho  egipcio.  Admella  y  Balsells,  hereda- 
mientos.  Morell,  hienes  reservMes,  Bedaccion,  las  rrformas  de  graeia 
y  justicia. 

Tids8krift  for  Retsvfdenakabf  6.  Aarg.  (1893),  1.  Hefte;  Hagerup, 
Döring 'Windscheid,  En  littercer  karakUristik,  Eyvind  Olrik,  om 
Sondringer  indenfor  Forbrydeme,  med  scerligt  Hensyn  tu  Modsattningen 
meüem  L^ighedS'Og  Vaneforbrydere.  HammarshjÖld,  nigra  anmärk- 
ningar  om  Üp,  leveransqftal  och  arbetsbeting.  2.  Hefte:  EyvindOlrik, 
Om  Sondringer  indenfor  Forbrydeme,  med  soerligt  Hensyn  tu  Modsittnimm 
meüem  Lejligheds-  og  Vaneforbrydere ;  (Forts),  Egidius,  den  nye  Lw 
om  nederlandsk  Statsborgerskab  og  Indvaanerskab,  Klien,  Folkrätts- 
institutets  14de  ärsmöte  i  Genhve  1892, 


Zur  Klärung  der  Zappa-Frage. 

Von  Dr.  G^.  Ton  Streit ,  Reohteanwalt   in   Athen. 

Es  wird  gewiss  innerhalb  des  von  der  „Zeitschrift^  verfolgten 
Zweckes,  ihren  Lesern  einige  Aufschlüsse  über  die  für  das  inter- 
nationale Privatrecht  so  wichtige  Zappaangelegenheit  zu  gebeu^  liegen, 
wenn  zur  allgemeinen  Orientirung  einige  von  Herrn  Dr,  Flaischkn, 
Rumänischen  Gerichtspräsidenten  etc.,  in  seinem  Artikel  über  die  vor- 
würfige Angelegenheit  ^)  übersehenen,  zur  Klärung  der  Frage  unum- 
gänglich nothwendigen  Punkte  nachgetragen  werden,  andererseits  aber 
auch  der  Thatbestand,  wo  er  dessen  bedürftig  erscheint,  berichtigt 
wird.  So  soll  denn  in  kurzen  Worten  versucht  werden,  die  Zappa- 
firage  insoweit  noch  einmal  zu  behandeln,  als  es  zu  ihrer  vollstän- 
digen Beleuchtimg  nothwendig  erscheint.  Die  politische  Seite  der  Saclie 
soll  in  unserem  Artikel,  der  nur  die  rechtlich  markanten  Momente 
zu  erfassen  sucht,  nicht  berührt  werden,  um  so  weniger,  da  uns 
bei  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  selir  daran  liegt,  dem  Vor- 
wurf der  Parteilichkeit  auch  nur  entfernt  nicht  Raum  zu  geben. 

Vor  uns  liegen  neben  dem  Rumänischen  GrUnbuch  mit  den 
darin  enthaltenen  Mittheilungen  der  Justizministerien  ver- 
schiedener Staaten  über  die  in  den  resp.  Ländern  geltenden  auf 
eine  Seite  der  Frage  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  der 
griechischen  Kammer  vorgelegten  Schriftstücke  Über  die  diplo- 
matischen Verhandlungen  mit  Rumänien,  insbesondere  sechs 
theils  auf  die  ganze  Angelegenheit,  theils  nur  auf  einzelne  Fragen 
bezügliche  Gutachten:  der  Berliner  juristischen  Fakultät  und 
der  Eterren  A,  LainS,  F.  von  Martens^  L,  RSnault,  A.  Weiss,  Gh.  Woeste,^) 

I.  Zunächst  zum  Sachverhalt. 

Es  ist  für  die  Fixirung  der  Angelegenheit  von  ungemeinem  Werthe, 
zwei  Daten  festzuhalten,  auf  Grund  deren  die  Frage  des  anzuwenden- 
den Rechts  zu  lösen  ist:  den  Todestag  des  älteren  Vetters  Zappa, 
Namens  Evangely,  der  am  20.  Juni  1865  verstarb,  und  den  Todes- 


1)  »Die  Zappä'wihe  Angelegenheit  im  Lichte  des  Internationalen  Rechts." 
Zeitschrift  Bd.  m.  S.  117  ff. 

2)  Die  Gutachten  der  Herren  Wöesie  und  BSnauli  sowie  der  Berliner 
juriatisehen  Fakultät  sind  im  Grttnbuch  S.  116,  121,  130  enthalten,  letzteres 
8.  auch  in  dies.  Zeitschrift  oben  S.  275  ff. 

ZeltMthrift  f.  Intern.  Privat-  n.  Strafrecbt  etc.,  Band  III.  ;]3 
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tag  des  jtingeren  Vetters,  Konstantin  Zappa,  der  in  das  Jahr  1892 
ffillt.  Der  ältere  Zappa  hatte  iu  Rumänien^  wohin  er  im  Jahre  1844 
gezogen,  grosse  Strecken  Landes  sich  erworben  und  sich  deren  Ex- 
ploitation mit  Eifer  hingegeben;  er  hinterliess  dieselben  durch  ein 
Testament  vom  Jahre  1860,  was  den  Niess brauch  anbelangt,  an 
seinen  Vetter  Konstantin;  der  griechische  Staat  ^)  sollte  zunächst 
das  nackte  Eigenthum  derselben  und  nach  dem  Tode  des  Usu- 
fruktuars  das  volle  Eigenthum  luiben.  Die  Gültigkeit  des  Testaments 
wurde  damals  von  der  kompetenten  Konsul arbehörde  unter  vollkonunener 
Beistimmung  der  fürstlichen  Regierung  sowohl  was  das  Testament  als 
auch  was  die  Kompetenz  der  griechischen  Konsularbehörden  (auf  Grund 
der  Kapitulationen)  anbelangt,  in  aller  Form  konstatirt  und  gelangte, 
bereits  einen  Monat  nach  dem  Tode  des  Vetters,  Konstantin  Zappa  in 
den  Genuss  des  Vermögens,  dessen  Eigenthum  dem  griechischen  Staate 
zufiel. 

In  diesen  letztwilligen  Dispositionen  von  E.  Zappa  kann  etwas 
„Ungewöhnliches"  nicht  gefunden  werden;  denn  darin  bedarf  eben  der 
von  Herrn  Dr.  Flaiscklen  angegebene  kurze  Sachverhalt  der  Berich- 
tigung, dass  E.  Zappa  keineswegs  ein  ,.in  Rumänien  naturalisirter 
Grieche^  gewesen,  sondern  bis  zu  seinem  Ende  griechischer  ünterthan 
geblieben  ist.  Der  Beweis  ist  unschwer  zu  liefern.  In  dem  rumä- 
nischen Pro  Memoria  vom  24.  Nov./6.  Dez.  1892*)  heisst  es:  r.^\vL 
Grieche  aus  Epirus,  dessen  Nationalität  nie  recht  klar  gewesen'',  wäre 
nach  Rumänien  gekommen  und  hätte  daselbst  die  j^^o^,  kleine  Na- 
turalisation-' erhalten.  Es  wird  behauptet,  dass  da  auch  vor  1864 
—  wie  jetzt  nach  1879  —  den  Fremden  der  Erwerb  von  Immobilien 
versagt  gewesen  wäre,  £.  Zappa  nur  „unter  vollständiger  Entsagung 
des  Schutzes  Griechenlands^  zu  derartigem  Erwerb  hätte  zugelassen 
werden  können  und  zur  Erhärtung  wird  namentlich  beigefügt:^) 

a)  Art.  379  des  organischen  Reglements  von   1831; 

b)  Eine  Deklaration  des  E.  Zappa  vom  Jahre  1844,  in  der  er 
erklärt,  dass  ,. wiewohl  er  griechischer  Abstammung  sei,  er  jedem 
fremden  Schutze  entsage,  jedoch  fortfahre,  sich  als  griechischer  ünter- 
than zu  betrachten*'; 

c)  Der  Bestätigungsakt  des  Ankaufs  der  Landgüter  in  Brosc^i 
seitens  des  Gerichts  Jalomitza; 

d)  Eine  Petition  vom  August  des  Jahres  1863  des  nämlichen  E.  Zappa, 
in  der  derselbe  ,,um  dem  Einwände  zu  entgehen,  er  habe  nicht  ord- 
nungsmässig  die  kleine  Naturalisation  erhalten,  den  Finansminister 
bittet,  die  Ausstellung  des  Aktes  veranlassen  zu  wollen,  welcher  noth- 
wendig  sei,  damit  er  die  Rechte  weiter  auszuüben  fortfahre,  die  er  seit 


3)  Wir  nennen  der  Kürze  halber  den  griechischen  Staat;  eigentlich 
ist  die  „Olympische  Kommission"  eingesetzt,  welche  jedoch  als  im  griech- 
ischen Staate  aufgehende  juristische  Person  einen  Tbeil  desselben  bildet 

4)  Grttnbuch  S.  72  ff. 

5)  Grünbach  S.  87  ff. 
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1844  erworben;  er  halte  sich  nämlich  in  Folge  seiner  Deklaration  von 
diesem  Jahre  für  autorisirt^  die  kleine  Naturalisation  für  sich  in  An- 
spruch zu  nehmen.^ 

Dazu  haben  wir  zu  bemerken: 

Ad  a)  Es  kann  nicht  behauptet  werden^  dass  das  in  Rumänien 
zwischen  1844  und  1864  geltende  Recht  derart  gewesen  wäre,  dass 
entweder  den  Fremden  der  Erwerb  von  Grundstücken  verboten  resp. 
an  die  Bedingung  der  Naturalisation  geknüpft  wäre,  oder  der  Er- 
werb des  Grundbesitzes  die  sog.  kleine  Naturalisation  zur  Folge  hätte. 

Ein  gesetzliches  Verbot  hat  nicht  existirt.  Art.  379  des 
organischen  Reglements  enthält  nur  die  Bedingungen  der  grossen  und 
kleinen  Naturalisation.  Die  einzigen  an  das  Thema  des  Erwerbs  von 
Grundstücken  erinnernden  Sätze  desselben  sind: 

1.  §  3,  in  dem  ausgeführt  wird,  und  zwar  in  für  ein  Gesetz 
ungewohnter  Weitschweifigkeit,  dass,  nachdem  die  in  den  vorhergehenden 
Paragraphen  erwähnten  Schriftstücke  über  das  Vermögen  und  die  sonstigen 
Verhältnisse  des  um  die  kleine  Naturalisation  ersuchenden  geprüft  und 
für  richtig  befunden  seien,  der  Petent  sein  Vermögen  zu  Güterankauf 
verwenden  könne  und  durch  seinen  Fleiss  versuchen  werde,  sich  dem 
Lande  nützlich  zu  erweisen  ...  —  zehn  Jahre  später  könne  er,  wenn 
er  tadellos  gelebt  und  sich  nützlich  gemacht  habe,  in  den  Staatsverband 
au%enommen  werden  (grosse  Naturalisation). 

2*  §  ^  gewährt  den  Kaufleuten  und  Industriellen  die  den  In- 
ländern zustehenden  Zivilrechte,  also  auch  Immobiliarbesitzrecht,  unter 
der  einfachen  Voraussetzung  ihrer  Eintragung  in  eine  Korporation 
ihres  Wohnsitzes  (kleine  Naturalisation). 

Aus  beiden  erwähnten  Sätzen  erhellt,  dass  nicht  nur  ein  Verbot 
nicht  existirt  habe,  vielmehr  der  Erwerb  von  Immobilien  nur  an  un- 
bedeutende jedem  Fremden  zugängliche  Formalitäten  geknüpft  war. 
Dies  ist  auch  die  Ansicht  Rumänischer  Schriftsteller.^) 

Ein  Gewohnheitsrecht,  welches  Übrigens  bei  einem  so  ex- 
zeptionellen Verbot  mindestens  beweisbedürftig  wäre,  kann  ebensowenig 
vorgeschützt  werden;  dem  gegenüber  würde  man  eine  Menge  leicht- 
zugänglicher Beispiele  bringen  können,  durch  welche  der  Besitz  von 
Immobilien  seitens  Fremder  —  und  zwar  nicht  allein  Angehöriger 
von  Grossstaaten  —  bewiesen  würde. 

Nehmen  wir  nun  vorläufig  an,  —  eine  Annahme,  deren  Unmög- 
lichkeit weiter  unten  nachgewiesen  werden  soll  —  E.  Zappa  hätte 
wirklich  die  kleine  Naturalisation  des  §  5  erhalten  (sozusagen  still- 
schweigend! "^j,  auch  dann  hätte  Zappa  nimmermehr  au%ehört,  griech- 
ischer Staatsbürger  zu  sein. 


6)  So:  Flaischlen,  Du  droit  des  itrangers  d'acquirir  des  immeubles  en 
Soumanie  (Bukarest  1886)  S.  11,  S.  12  a.  £.  u.  s.  —  S.  a.  Gutachten  von 
Mariens,    IV  von  Weiss,  v.  LaifU, 

7)  Was  Dach  Art.  379  Nr.  5  unmöglich  erscheint. 

33* 
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Denn  1)  abgesehen  davon^  dass  Zappa  als  griechischer  Offizier^) 
erst  der  Entlassung  vom  griechischen  Staatsverbande  bedurft  hätte, 
um  seine  griechische  Nationalität  einzubüssen^  kann  überhaupt 
durch  die  kleine  Naturalisation  der  Verlust  der  früheren  Staatsange- 
hörigkeit unmöglich  herbeigeführt  werden.')  Dies  ist  von  der  Wissen- 
schaft und  Praxis  sogar  betr.  der  englischen  „denization'^  anerkannt  ^^) 

2)  ist  die  kleine  Naturalisation  des  Art.  379  nichts  ab  eine 
Privilegirung  gewisser  Fremdenklassen^  die  darum  nichts  weniger  als 
Inländer  anzusehen  sind.^^) 

Ad  b)  Was  diese  Deklaration  anbetrifit,  so  ist  zu  sagen,  dass  im 
Allgemeinen  der  seitens  des  Bewohners  eines  Landes  gebrauchte  vage 
Ausdruck  der  „Entsagung  ausländischen  Schutzes'^  niemals 
als  ausdrückliche  Lossagung  von  seiner  Nationalität  gedeutet  werden, 
geschweige  denn  den  Verlust  derselben  zur  Folge  haben  kann;  im 
konkreten  Falle  aber  hat  sich  ja  Zappa  ausdrücklich  seine  Staats- 
angehörigkeit vorbehalten:  „totU  en  me  considirant,  d'apres  man 
origine,  comme  Helene/' 

Ad  c)  Das  Schriftstück  der  gerichtlichen  Bestätigung  des  Land- 
kaufs im  Jahre  1844  erkennt  E.  Zappa  als  „Hauptmann  der 
griechischen  Armee''^^)  an;  auf  die  Naturalisation  hat  es  keinen 
Bezug. 

Ad  d)  Kommen  wir  nun  zu  der  Petition,  die  im  Grünbnch  auch 
in  französischer  Uebersetzung  gegeben  ist,  leider  ohne  HinzufÜgung 
auch  der  übrigen  mit  derselben  untrennbar  zusanmienhängenden  Schrift- 
stücke— wir  entnehmen  dieselben  den  der  griechischen  Elammer  vorgelegten 
Sammlungen.  —  Aus  diesen  kann  man  entnehmen,  dass,  zu  der  Zeit, 
als  die  Petition  verfasst  wurde,  £.  Zappa  laut  des  offiziellen  Gut- 
achtens hochangesehener  Pariser  Aerzte  vollständig  unzurechnungs- 
fähig gewesen  ist,  da  er  vom  März  1863  an  von  „allgemeiner  Para- 
lysie  und  Irrsinn*^  befallen  worden  —  eine  Geisteskrankheit,  auf6rmi<i 
deren  das  griechische  Konsulat  unter  völliger  Beistimmung 
der  fürstlichen  Regierung^^)  den  E.  Zappa  iuterdizirte  und  unter 

8)  S.  unten  Anm.  12  und  13. 

9)  Das  grieoh.  Recht  (^Aotucog  NofAog  a.  23)  knüpft  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit nur  an  die  beiden  ersten  (Nr.  1  und  2)  Vorauasetsungen  des 
entsprechenden  Art.  17  des  Code  civil  (Naturalisation  und  Annahme  von 
Staatsdienst  in  einem  fremden  Staate). 

10)  Laurent,  Principea  de  Droit  civil  I.  Nr.  377,  Droit  civ.  Intern. 
in.  Nr.  208.  Brocher,  Cours  de  Dr.  Int,  Fr,  L  S.  224.  FöüeviUey  Traite  dt 
Naturalisaiion  S.  284,  Newton  im  Journal  X  452  ff.  v.  Bar,  Theorie  etc.  Bd.  1 
§  64.  und  die  Urtheile  französ.  Gerichte:    DaUoz  1859.  2.  179;  1876.  1.  49. 

11)  S.  vor.  Anm.  und  dazu:  Laurent,  Dr.  dv.  intern.  III.  188  i.  f.  n- 
S.  862,  Stoerk  in  v.  HoUzendorff,  Handbuch  Bd.  2  S.  619. 

12)  Grünbuch  S.  87. 

13)  S.  Nr.  74  vom  31.  März  1864  des  offiziellen  fürstlichen  Regierungs* 
blattes  ,yMoniteur^'  in  dem  bekannt  gemacht  wird,  dass  der  „griechiscne 
Mi^or  —  er  hatte  inzwischen  avancirt !  —  £.  Zappa  vom  griechischen  Kon- 
sulat interdizirt  worden  und  die  diesbezügliche  Sentenz  rechtskräftig  sei.* 
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Kizratel  stellte.     Eine    unter   derartigen  Umständen   verfasste  Petition 
kann  wohl  unmöglich  juristische  Bedeutung  haben.  ^^) 

Doch  was  that  die  fürstliche  Regierung  auf  diese  Petition  hin? 
Auch  dies  müsste  durch  die  relativen  Schriftstücke  mitgetheilt  sein, 
denn  eine  Petition  genügt  nicht,  um  Staatsangehörigkeit  zu  begründen, 
vielmehr  muss  dieselbe  vom  betreffenden  Staate  verliehen  werden!  Der 
angegangene  Minister  wandte  sich  ^bevor  er*^  wie  er  sagt  ,,dem 
Gesuche  Folge  gäbe"^  vermittels  des  Ministers  des  Auswärtigen^'^) 
an  das  griechische  Konsulat  mit  der  Anfrage  ,.ob  in  der  That  Herr 
Zappa  nicht  mehr  unter  dem  Schutze  des  griechischen  Konsulats  sich 
befinde^.  Worauf,  in  Folge  der  Antwort  des  Konsulats  ^^)  ,,es  hätte 
niemals  aufgehört,  Herrn  Zappa  als  griechischen  Unterthan  anzusehen" 
das  Erbetene  nicht  bewilligt  wurde.  Ja  im  Jabre  1865  wurde  sogar 
ein  Beschluss  des  Ministerraths  durch  das  fürstliche  Ministerium 
des  Auswärtigen  ^^)  dem  griechischen  Konsulate  mitgetheilt,  laut  dessen 
dem  Grericht  Jaloraitza  die  Order  ^^)  ertheilt  wurde  ,.dem  griechischen 
Konsulat  die  Verwaltung  des  Vermögens  des  Herrn  Zappa  zu  über- 
lassen, welcher,  nach  den  Gesetzen  und  den  die  Materie  behandeln- 
den Verträgen,  jederzeit  als  griechischer  Unterthan  aner- 
kannt und  erachtet  worden  sei." 

Also  kann  auch  die  Petition  von  1863  nicht  als  Beweis  fUr  die 
kleine  Naturalisation  dienen.  Im  Gegeutheil,  es  wird  durch  dieselbe 
bewiesen,  dass  auch  die  anderen  Schriftstücke  ( snb  b  und  e)  nichts  be- 
deuten; denn  wäre  die  Naturalisation  vorher  erfolgt,  so  brauchte  sie 
nicht  mehr  erbeten  zu  werden:  war,  wie  es  in  der  Petition  heisst, 
^ein  Akt  nothwendig,"  so  ist  dieser  noth wendige  Akt  nicht  ertheilt 
worden. 

Also  ist  Zappa  nicht  ^ein  in  Rumänien  naturalisirter  Grieche" 
und  handelt  es  sich  nicht  um  ,,da8  Testament  eines  naturalisirten 
Rumänen  zu  Gunsten  eines  fremden  Staates^.  ^^)  Auch  konnte  sich 
derselbe  Minister,  der  das  üben  erwähnte  pro  memoria  au  die  Mächte 
verfasste,  seinem  Senate  gegenüber  nicht  enthalten,  E.  Zappa  als  einen 
Ausländer  zu  kennzeichnen.^^) 

II.  Zur  Rechtofk^age. 

Die  Staatsangehörigkeit  von  E.  Zappa  musste  nothwendiger- 
weise    richtig   gestellt    werden,    denn    sie    ist  für  die  Wahl  des  anzu- 


14)  Gutachten  von  Martens, 

15)  S.  dessen  Note  Nr.  4412  vom  26.  August  1863. 

16)  Note  vom  6/18.  Sept.  1868,  Nr.  1150. 

17)  Note  Nr.  697  vom  19.  Febr.  1865. 

18)  Nr.  4169. 

19)  Zeitschrift  1.  c.   S.  117.    S.  120. 

20)  Grünbuch.  S.  109.  S.  a.  die  offizielle  BekanntmacbuDg  des  Premior- 
Hinistcrs  Bogiano  im  ^Moniteur''  (vom  10.  März  1865),  welche  die  Feststel- 
lung der  griechischen  Nationalität  Zappä's  zum  Inhalte  hat. 
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wendenden  materiellen  wie  prozessualen  Rechts  von  massgebender 
Bedeutung,  auch  bietet  sie  vielfach  wissenschaftliches  Interesse.  Nieht 
minder  wichtig  ist  es,  ebenfalls  ftlr  die  Frage  des  anzuwendenden 
Rechts,  die  Zeit  festzustellen,  an  der  die  Eröffnung  der  Zappa'scheQ 
Erbschaft  erfolgte  —  zumal  in  der  einschlagenden  Frage  des  Erwerbs 
der  Immobilien  seitens  Fremder  die  königlich  rumänische  resp.  ftirst- 
liehe  Gesetzgebung  der  letzten  Dezennien  mehrfache  grosse  Verände- 
rungen aufweisst.  *^) 

1.  Der  (auch  in  dem  ,,pro  memoria^  der  rumänischen  Regierung 
vertretenen)  Anschauung^  dasR  die  Frage,  wem  das  nackte  Eigenthum 
der  Immobilien  zuertheilt  werden  müsste^  erst  im  Augenblicke  des 
Todes  von  Konstantin  Zappa  (also  im  Jahre  1892)  praktisches 
Interesse  bekäme  ^^)  kann  nicht  beigepflichtet  werden.  Die  Frage, 
wem  das  nackte  Eigenthum  zufiele,  war  gleich  nach  dem  Tode 
von  Evangely  Zappa  eminent  praktisch,  da  ja  in  dessen  Testament 
eben  dieses  nackte  Eigenthum  bereits  mit  dem  Tode  des  Erblassers 
(der  1865  erfolgte)  der  griechischen  Regierung  zugesprochen  war. 
Im  Jahre  1892  handelt  es  sich  nur  um  die  Rückkehr  des  Niess- 
brauchs  zum  nackten  Eigenthum,  auf  dass  das  volle  Eigenthum 
restituirt  werde.  Es  kann  also,  soll  die  Bestimmung  des  Art.  7  der 
revidirten  Verfassung  von  1879,  wonach  den  Fremden  der  Erwerb  von 
Immobilien  versagt  ist,  auf  den  Erwerb  seitens  der  griechischen  Regie- 
rung der  von  Zappa  hinterlasse  neu  Immobilien  Anwendung  finden,  ^^) 
dies  nur  in  der  Weise  geschehen,  dass  der  betreffenden  Bestimmung 
rückwirkende  Kraft  beigemessen  werde.  Wir  wollen  auf  die  Frage 
nicht  eingehen,  inwiefern  ein  solches  Verbot  sich  diese  Retroaktivitat 
beilegen  und  wie  dann  eine  derartige  Bestimmung  zur  Ausführung 
kommen  könnte:  wir  brauchen  es  aber  keineswegs,  denn  Art.  7  enthält 
ausdrücklich  die  Bestimmung:  ^Les  droits  acquis  jtisqu'd  ce  jour 
seront  respeciSs-^.  ^*)  Also  das  Gesetz  von  1879  schliesst  ausdrücklich 
die  Retroaktivität  aus,  also  kann  es  auf  eine  fünfzehn  Jahre  Mher 
eröffnete  und  angetretene  Erbschaft  nicht  Anwendung  finden.  ^*)  Dem- 
nach ist  es  überflüssig,  auf  die  Frage  einzugehen,  in  wiefern  Art.  7, 
dessen  Fassung  allerdings  „keine  sehr  glückliche  ist^  auch  die  üeber- 
tragung  durch  letzt  willige  Verfügung  mit  begreift  —  die  negative 
Lösung  der  Frage  bricht   sich   in  den  juristischen  Kreisen  Rumäniens 


21)  FlaiscMen,  Du  droit  etc.  S.  9  ff.  S.  13.  In  dem  in  der  „Zeitschrift- 
geschilderten Sachverhalte  ist  von  Herrn  ]>r.  FlaisMen  ein  Datum  nicht 
angegeben ;  es  war  in  Folge  dessen  die  Möglichkeit  jede  der  verschiedeneD 
Varianten  der  verschiedenen  Zeiten  anzuwenden  und  demnach  zn  den  ver- 
schiedensten Resultaten  zu  gelangen. 

22)  Grünbuch  S.  75. 

23)  So  Flaischlen  in  der  Zeitschrift  1.  c. 

24)  Hjuvara  im  Journal  1892.    S.  1121. 

25)  So  Gutachten  von  Martens,  Weiss,  Laine. 


Zar  Klärung  der  Zappa- Frage.  485 

Bahn,  wie  dortige  angesehene  Juristen  behaupten.  ^^)  Auch  stimmen 
wir,  was  die  Fassung  dieses  Verbotes  anbetrifft,  der  diese  negative 
Losung  bestätigenden  Meinung  von  Herrn  Dr.  Flaischlen  vollkommen 
bei,  dass,  wollte  einmal  Rumänien  die  Fremden  von  ihrem  Grund  und 
Boden  ansschliessen,  ^'^)  die  Sache  ^auf  legale  Weise  nur  bei  der  Kapa- 
zität ihrer  eigenen  Unterthanen  angefasst  werden  konnte".  ^^)  Es 
würde  damit  die  aktive  Testirfähigkeit  des  E.  Zappa  ebensowenig  die 
Erwerbsföhigkeit  des  griechischen  Staates  geschmälert  werden.  Und 
wenn  in  überzeugender  Weise  ausgeführt  wird,  dass  die  Kapazität 
fremder  Staatsbürger  durch  einheimisches  Gresetz  nicht  getroffen 
werden  kann,  um  wie  viel  weniger  kann  die  Kapazität  eines  auswär- 
tigen fremden  Staates,  dessen  juristische  Persönlichkeit  heutzutage 
ernsthaft  nicht  angezweifelt  werden  kann,  durch  das  Gesetz  eines 
anderen  Staates  Beschränkungen  unterworfen  werden! 

2.  Also  bleibt  zu  untersuchen,  ob  die  Gesetzgebung  des  Jahres 
1865  die  fremden  Staaten  von  dem  Erwerb  von  Grundstücken  aus- 
schloss.  In  dem  rumänischen  ^pro  memoria ''  wird  ausdrücklich 
gesagt,  dass  eine  Beischränkung  der  Erwerbsfähigkeit  der  Ausländer 
überhaupt  vor  1864  und  nach  1879  existirt  habe,  also  nicht  zwischen 
1864  und  1879,  d.  h.  in  der  Zeit  in  welche  unsere  Frage  fällt. 
Jedenfalls  existirte  eine  gesetzliche  Bestimmung  betr.  fremder  Staaten, 
wie  ja  auch  fast  allgemein  in  den  Gesetzgebungen  der  Kulturländer, 
in  der  fürstlichen  Gesetzgebung  von   1865  nicht. 

Es  soll  also  die  für  das  internationale  Privatrecht  stets  theoretisch 
für  wichtig  gehaltene  Frage  ihre  praktische  Lösung  finden:  wie  soll 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  Fähigkeit  eines  Staates,  in  einem 
anderen  Lande  Grundstücke  zu  erwerben,  beurtheilt  werden? 

Es  ist  nun  allgemein  anerkannt,  dass  den  Staaten  die  juristische 
Persönlichkeit  nicht  abgesprochen  werden  kann;^^)  dass  man  nicht 
zwischen  politischer  und  bürgerlicher  Persönlichkeit  unterscheiden 
darf,   ist  von  jeher  herrschende  Meinung  gewesen.  *®) 

Die  Staaten,  als  „noth wendige  Personen'^  nach  dem  Ausdrucke 
von  Savigny^    sind    niemals    auf   gleiche  Stufe   mit    den  gewöhnlichen 


26)  Mis8ir,  Le  droit  des  succesaion  des  Hrangers  aux  itnmeubles  suraux 
en  Roumanie  (1886),  Ljuvara  im  Journal  l.  c.  S.  1124. 

27)  „Entgegen  den  Traditionen  der  Toleranz  und  Gastfreundschaft,  die 
den  Ruhm  der  rumänischen  Nation  gebildet  liaben.**  Flaischlen,  Du  droit 
etc.  S.  32. 

28)  In  der  „Zeitschrift''  1.  e.    S.  118. 

29)  Die  Zitate  für  die  Personalität  des  Staates  von  Savigny  (System 
Bd.  2  §  86)  an  bis  zum  heutigen  Tage  {Laine  im  Journal  1893.  S.  273)  würden 
snviel  Raum  einnehmen. 

30)  8.  jedoch  Moreau  im  Journal  1892  S  337  ff.  Laurent  ist  in  seinem 
Droit  ciffü  iniem.  (IV  Nr.  73)  auf  die  „herrschende  Lehre"  zuröckgekom- 
men  und  widerlegt  seine  frühere  Ansicht  (Principes  1  Nr.  310  ff.)  mit  starken 
Gründen.    So  auch  die  Gutachten  von  Martens,  Weiss  und  Laine. 
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juristischen  Personen  zu  stellen^  die  ihre  Persönlichkeit  einem  sie  an- 
erkennenden Gesetze  verdanken  können;  sie  verdanken  ihre  Persön- 
lichkeit nicht  ihrem  eigenen  inlttndischen  Rechte,  sondern  besitzen  die- 
selbe kraft  Völkerrechts:  einmal  als  Staaten  anerkannt^  sind  sie  ipso 
jure  Personen  des  Völkerrechts  und  mtissen  beanspruchen,  auch  «Is 
Personen  des  Zivilrechts  angesehen  zu  werden.  Denn  ihre  sogenannte 
bürgerliche  Persönlichkeit  ist  nur  eine  Seite  ihrer  einen  untheil- 
baren  Persönlichkeit.  Eine  Ausnahme  betr.  ihrer  ErwerbsfUiigkeit 
durch  letztwillige  Verfügung  aufzustellen,  liegt  ein  vernünftiger  Gnmd 
nicht  vor,  wo  doch  ihre  Erwerbsfflhigkeit  im  Allgemeinen  feststeht'^) 

Ob  sie  einer  Genehmigung  bedürfen,  um  in  einem  anderen 
Lande  Grundeigenthum  zu  erwerben,  ist  eine  sehr  intrikate  Frage, 
die  wir  hier  nur  streifen  können.  Mareau^^)  selbst,  der  in  der 
Materie  eine  von  der  gemeinen  Meinung  am  meisten  abweichende 
strenge  Ansicht  aufgestellt  hat,  sieht  in  dem  Erfordemiss  der  Ge- 
nehmigimg nur  ein  schlecht  gewühltes  Mittel  um  aus  der  Klanme 
herauszukommen.  In  der  That  kann  dieses  Erfordemiss  ohne  aus- 
drückliche gesetzliche  Bestimmung  nicht  gedacht  werden;  es  lässt 
sich  auch  schwer  mit  der  Autonomie  eines  Staates  vereinigen,  wenn 
er  einen  anderen  Staat  um  eine  Erlaubniss  angehen  soll:  doch  ant- 
wortet man:  Die  Autonomie  des  Staates  kann  ebensowenig  er- 
lauben, dass  ein  anderer  Staat  in  ihm  Grossgrundbesitzer  werde. 
Wohl,  da  mag  der  Gesetzgeber  dazwischen  kommen,  um  einer  even- 
tuellen Gefi&hr  den  Weg  abzuschneiden! 

Die  Frage  gehört  zu  den  schwierigsten  im  internationalen  Privat- 
recht,  wie  alle  diejenigen,  die  auf  einem  Konflikt  der  Autonomieen 
zweier  Staaten  beruhen.  Im  vorliegenden  Fall  bedürfen  wir  ihrer 
Lösung  nicht,  da  die  rumänische  Regierung  den  Erwerb  seitens  des 
griechischen  Staates  anerkannt  hat.  Man  wird  ja  doch,  zumal  bei 
dem  jeglichen  Mangel  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  mindestens  eine 
bestimmte  Form  der  Genehmigung  nicht  verlangen.'^  Die  Ge- 
nehmigung wird  also  auch  stillschweigend  erfolgen  können:  ein  Veto, 
welches  nicht  ausgeübt  wird,  wird  jedenfalls  so  auszulegen  sein,  als 
sollte  es  nicht  ausgeübt  werden,  wo  drei  ganze  Dezennien  beinahe 
verstrichen  sind,  in  denen  es  hätte  erfolgen  können  und  müssen!  Ja. 
es  ist  sogar  die  Gültigkeit  des  Testaments  und  der  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  so  wenig  angezweifelt  worden,  dass 


31)  Laurent,  Droit  civ.  intern,  IV.  Nr.  126  ff.  Weiss,  S.  146  u.  v.  A. 
S,  a   Urtheil  des  Gerichts  von  Mmiididier  im  Journal  1892  S.  447. 

32)  1.  c.  S.  344.  So  auch  Weiss  in  „Amfecte«  Frang*'  1899,  V.  Partie 
S.  16.  A.  M.  wohl  Gutachten  von  Martens  und  Laini,  und  Letzterer  im 
Journal  1.  c. 

33)  So  diejenigen,  welche  an  dem  Erfordemiss  der  Genehmigung  fest- 
halten, Laini  1.  c.  S.  302,  Urtheil  des  Gerichts  von  Montdidier  1.  c,  Gut- 
achten von  Martens  und  von  Laini, 
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«)  dieselbe  durch  ofifisielle  Einrttckung  im  j^oniieur'*^^)  seitens 
der  nunänischen  Begiemng  offiziell  anerkannt  worden, 

b)  die  in  demselben  Testament  zu  Gnnsten  der  nunänischen  Aka- 
demie ausgesetzte  Rente  während  der  ganzen  Zeit  durch  die  romilnische 
Begiemng  eingezogen  wurde  u.  z.  ans  dem  Ertrag  eben  dieser  Im- 
mobilien;'*) in  einem  Falle  sogar  nicht  erfolgter  voller  Einzahlong 
der  Bente  wegen  eingetretener  Kursdifferenz  der  Werthpapiere  wandte 
sich  die  rnmünische  Begiemng  durch  ihr  Ministerium  des  Aeusseren 
an  das  griechische  Generalkonsulat,  '*)  mit  der  Bitte  um  Ver- 
mittelung  der  Einzahlung  des  Bestbetrags  von  etwa  500  Frs.; 

c)  wfthrfflid  27  Jahre  gegen  das  Eigenthum  der  griechischen 
Begiemng  nichts  eingewendet    wurde.      Aber    „qui    tacei,     consentire 

Befragen  wir  endlich  die  von  der  rumttnischen  Begiemng  einge- 
holten Konsultationen  von  Woeste  und  RSnattU  sowie  die  Mittheilungen 
der  holländischen,  belgischen,  serbischen,  italienischen  Justizministerien,'^) 
Qber  die  resp.  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der  Frage,  so  finden  wir 
die  Kapazität  des  fremden  Staates  überall  voll  anerkannt  und  nur  das 
Erfoxdemiss  der  Gtoiehmigung  —  u.  z.  ohne  Angabe,  dass  eine  be- 
stimmte Form  nothwendig  sei  —  aufgestellt.  Das  Gutachten  der 
Berliner  Fakultät  erkennt  zwar  an  ,,da6s  das  usuelle  Völkerrecht  und 
die  internationale  Staatenpraxis  ^  die  y,Bechts-  und  Elrwerbsfähigkeit 
im  Inlande  wie  im  Auslande  gelten  lässt^  meint  aber  ,,es  mttsse  jedem 
Staate  unbenommen  bleiben,  den  Erwerb  von  Grund  und  Boden  .  .  . 
an  eine  besondere  Genehmigung  zu  knüpfen.^  '*) 

3.  Aus  diesen  Betrachtungen  erhellt,  dass  Griechenland,  welches 
von  1865  bis  heute  unangefochten  im  Eigenthum  der  Zappa'schen 
Landgüter  verblieben,  nunmehr  dieses  Eigenthum  in  Folge  einer  Aen- 
demng  in  der  Ansicht  der  rumänischen  Begiemng  betr.  der  Frage  des 
Besitzes  von  Immobilien  seitens  Fremder  nicht  entzogen  werden  kann. 

Die  Gültigkeit  der  zur  Vertheilimg  der  Erbschaft  von  E.  Zappa 
in  den  Jahren  1865  ff.  seitens  des  griechischen  Konsulats  vorge- 
nommenen Akte  kann  nicht  angezweifelt  werden.  Bis  zum  Jahre 
1877  war  Bumänien  ein  Theil  des  osmanischen  Beiches  und  galten 
fiir  dasselbe  die  von  der  Hohen  Pforte  mit  anderen  Mächten  geschlos- 
senen Verträge,^)  also  auch  die  Kapitulationen.     Durch  den  Ver- 


34}  Blatt  vom  14.  Juli  1866. 

35)  Note  des  rumänischen  Ministeriums  des  Auswärtigen  Nr.  201  vom 
16./^.  Jan.  1867  u.  s.    Dies  wird  im  Grrühlmch  auch  ausdrficklich  anerkannt. 

36)  Note  14811  vom  25.  Sept.  1878. 

37)  So  vielfach  in  den  Quellen.  L  142  D.  50.  17;  L.  11  §  4,  7  D.  11. 1; 
1.  13  §  11  D.  19.  2. 

38)  Orünbuch  S.  45  ff. 

39)  Zu  demselben  Besultat  kommen  die  AusfÜhrongen  daselbst  betr. 
der  einzelnen  Landesgesetzgebungen. 

40)  S.  Gutachten  von  Martens  II.  und  die  das.  Zit. 
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trag  mit  Griechenland  vom  27.  Mai  1855  hatte  die  Türkei  die  Be- 
stimmungen der  Kapitulationen  auch  Griechenland  gegenüber  anerkannt 
—  es  galt  also  für  Rumänien  Konsulaijurisdiktion  —  und  Art.  26 
begründete  die  ausschliessliche  Kompetenz  der  KonsularbehSrde  beim 
Todesfall  eines  Griechen  in  den  Ländern  des  osmanischen  Reiches. 
Die  fürstliche  Regierung  hat  auch  diesen  Zustand  voUkommen  aner- 
kannt und  existiren  darüber  mehrere  Noten  des  fürstlichen  Ministeriums 
des  Aeusseren^^),  in  denen  es  ausdrücklich  heisst  —  auch  gelegentlich 
von  Prozessen  betr.  der  Zappa'schen  Erbschaft  —  die  Konsularbehörden 
Griechenlands  seien  yseules  compSterUes'^ ,  So  erfolgte  denn  die  Aus- 
einandersetzung der  Erbschaft  vor  dem  Konsulat  und  wurden  alle 
Streitigkeiten  derselben  durch  dieses  erledigt.  Das  griechische  Konsulat 
hatte  bei  der  Vertheiluug  der  Erbschaft  die  Doppelstellung  gerirender 
Gerichtsbehörde  einerseits  und  Vertreters  des  griechischen  Staates  hei 
der  Akzeptati on  der  Zappa' sehen  Zuwendung  andererseits. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  juristisch  unbegründet,  dass  der 
rumänische  Fiskus  nach  dem  Tode  von  Konstantin  Zappa  (1892) 
die  Einweisung  in  den  Besitz  der  Erbschaft  von  Evangely  Zappa 
als  bona  vaoantia  von  dem  Gerichte  zu  Jlfov  verlangte.**)  Wir  wollen 
nicht  des  Längeren  hier  auf  die  Streitigkeiten  zmschen  der  rumänischen 
und  der  griechischen  Regierung  betr.  Auseinandersetzung  des  aus- 
schliesslich aus  beweglichen  Sachen  bestehenden  Vermögens  von  Kon- 
stantin Zappa  eingehen  —  Streitigkeiten,  welche  übrigens  unmöglich 
gewesen  wären,  wenn  die  rumänische  Regierung  bei  ihrer  Erklärung 
verblieben  wäre,  auf  die  Angelegenheit  die  Italornmänische  Konvention 
anzuwenden.  Nur  dies  müssen  wir  bemerken,  dass  auch  hier  —  bei 
einer  Erbschaftsreguli rung  im  Jahre  1892  —  das  griechische  Konsulat 
ausschliesslich  kompetent  gewesen  ist.  Art.  XLIX  des  Berliner  Ver- 
trags sagt:  yDes  converUions  poturront  etre  eondues  par  la  Eovmank 
pour  regier  les  Privileges  et  attrihutions  des  Consuls  en  mattere 
de  protection  dans  la  Principaute,  Les  droits  acquis  resteront 
en  vigueur,  taut  qu'ils  n'auront  pas  6tS  modifiSs  d'un  com- 
mun  acoord  entre  la  JhnncipautS  et  les  parties  interessSes. 

Rumänien  hat  in  der  That  mit  einigen  Mächten  derartige  VertrSge 
geschlossen.  Mit  Griechenland  existirt  ein  das  frühere  Recht,  nämlich 
den  mit  der  Türkei  (auch  für  Rumänien)  stipulirten  Vertrag,  modi- 
fizirender  jüngerer  Vertrag  nicht.  ^')  So  lange  muss  das  frühere  Recht, 
laut  des  Berliner  Vertrages,  dem  Rumänien  seine  heutige  Stellung 
verdankt,  gelten.  **)     Es  heisst  auch  in  der  That  in  dem  von  F.  Böhm 


41)  Vom  19.  Febr.  1865  (Nr.  697),  vom  25.  Mai /6.  Juni  1866  (Nr.  2381). 
vom  19./31.  Aug.  1866  (Nr.  3988)  vom  2./ 14.  Sept.  1866  (Nr.  4269)  u.  a 

42)  S.  Gutachten  von    Weiss  und  Laini.    So  a.  Woeste  im  GtüiUmch 
S.  117. 

48)  Der,  übrigens,  schon  lange  gekündigte  Handelsvertrag  iässt  diese 
Fragen  unberührt. 

44)  S.  a.  Gutachten  von  Martens,    Dass,  unter  diesen  Umständen,  die 
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▼erfossteu  ^Handbuch  der  internationalen  Nachlassbehandlung "^  ^^) 
(1881):  ^In  RnmXnien  beschränken  sich  bei  Verlassenschaften  von 
Anallndem  die  Gksrichte  in  der  Regel  darauf,  fUr  die  Sicherung  des 
Nachlasses  ....  zu  sorgen;  die  Erbschaftsverhandlung,  wie  die 
Entscheidung  aller  streitigen  Erbansprüche  bleibt  den  Hei- 
mathsbehSrden  überlassen^. 

4.  Es  erübrigt  nur  noch  einen  Punkt  hervorzuheben,  der  ftir  die 
Angelegenheit  von  hohem  wissenschaftlichem  wie  praktischem  Interesse 
ist :  die  Frage  nämlich,  was  nun  angesichts  der  Gegnerschaft  der  bei- 
den Staaten  im  Prozesse  Zappa  —  denn  beide  behaupten,  ein  Recht 
för  sieh  in  Anspruch  nehmen  zu  können  —  zu  geschehen  hat,  und 
ist  zu  xmtersuchen,  ob  Privatstreitigkeiten  zwischen  zw.ei 
Staaten  durch  die  Gerichte  des  Einen  derselben  geschlich- 
tet werden  können. 

Ejntgegen  der  Ansicht  von  Martens^*)  spricht  sich  JUnatUt  fUr 
die  Kompetenz  der  Grerichte  ret  sitcte,  *'^)  welche  immer  auch  die  Par- 
teien sein  mögen.  Woeste^^)  ist  ebenfalls  für  letztere  Kompetenz, 
bemerkt  aber  ausdrücklich,  dass  „kein  Staat  in  Wahrheit  wider  seinen 
Willen  der  Jurisdiktion  eines  Anderen  unterworfen  werden  kaan.  Das 
Gutachten  der  Berliner  Fakultät  analjsirt  die  Frage  und  die  dies- 
bezügliche Literatur  und  gelaugt  zu  dem  Resultat,  dass  sowohl  die 
Ansicht,  nach  der  eine  Kompetenz  der  Gerichte  des  Staates  in  Streitig- 
keiten zwischen  diesem  Staate  und  einem  anderen  unmöglich  sei,  *^) 
wie  die  diametral  entgegengesetzte,  wonach  der  Rechtsweg  immer 
offen  stehe'®)  zu  weit  gingen  und  statuirt  eine  Mittelmeinung,  nach 


in  den  von  Rumänien  erbetenen  Gutachten  das  resp.  einheimische  Recht 
behandelnden  Sätze  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  Anwendung  haben 
können,  da  es  sich  in  derselben  um  Länder  handelt  (Deutschland,  Frank- 
reich, Belgien  etc.)  in  denen  niemals  Eonsularjurisdiktion  gegolten,  ist  er- 
sichtlich. —  So  a.  Jettel,  Handbuch  des  intern.  Fr.  u.  Str.R.  (1893)  S.  82. 

45)  B.  166  S.  a.  das  Zit. 

46)  S.  Gutachten. 

47i  Im  Gutachten  1.  c.    Beachte  hiebei  Anm.  44. 

48)  Im  Gutachten  1.  c.    S.  vor.  Anm. 

49)  So  G.  F.  von  Martena  (1789)  §  173,  Hartmantiy  Institutionen  des 
prakt  V.  R.  §  26  v.  Bar,  Theorie  etc.  u.  das  Zit. 

60)  üebrigens  glauben  wir  der  Ansicht  der  Berliner  Fakultät,  nach 
weleher  die  in  ihrem  Gutachten  zitirten  Schriftsteller:  SehmelBing  (Grflnde 
des  praktischen  Völkerrechts,  1818,  I.  287),  Cdho  (Droit  Intern,  3.  Aufl. 
/.  S46),  PinheirO'Ferreira  (Anmerkungen  zum  „Pr^cis"  von  Härtens  —  S. 
Ausgabe  des  Pr^cis  von  Vergi  1858,  II.  §  173,  S.  17)  —  für  den  ordent- 
lichen Rechtsweg  auch  bei  Streitigkeiten  zwischen  zwei 
Staaten  wären,  nicht  beitreten  zu  dürfen.  Calvo  handelt  nur  von  den 
Streitigkeiten  zwischen  zwei  Souveränen.  Er  macht  daselbst,  wiewohl 
er  allerdings  eher  dem  ordentlichen  Rechtswege  hinzuneigen  scheint,  die 
Lösung  der  vorgelegten  Frage  von  den  konkreten  Umständen,  ins- 
besondere von  dem  Respekt,  den  die  Gerichte  des  betr.  Staates  geniessen, 
abhängig  und  schliesst  mit  dem  Satze  dass  den  betr  Souveränen  ebensogut 
der  Ausweg  des  garbitrage**  offen  stehe.    In  der  Ausführung  (Bd.  III  Livre 
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welcher  allerdings  unser  Fall,  der  aber,  wie  bereits  bemerkt,  dem 
Gutachten  nicht  in  concreto  unterliegt,  dahin  entschieden  werden 
mttsste,  dass  die  Kompetenz  der  rumänischen  Gerichte  begründet  seL 
Eh  möge  uns  gestattet  sein,  der  Ansicht  der  Fakultät  nicht  beizu- 
pflichten. Für  eine  Unterscheidung  wie  sie  im  Gutachten  angestellt 
wird,  zwischen  Ansprüchen  aus  öffentlich  rechtlichen  Titeln  und  solchen, 
die  auf  derartige  Titel  nicht  zurückzuführen  sind,  sowie  ftir  eine  Aus- 
nahme etwa  betr.  des  forum  rei  süae,  scheint  angesichts  der 
Gründe,  die  die  Annahme  einer  Jurisdiktion  des  einen 
Staates  Über  einen  zwischen  diesem  und  einem  anderen  Staate  streitigen 
Anspruch  ausschliessoii,  unbedingt  kein  Baum  zu  sein.  Die  Besoigniss 
der  Parteilichkeit,  trotz  aller  Selbständigkeit  der  Gerichte,  ^^)  der  Satz, 
dass  man  in  einer  Sache  nicht  Richter  und  Partei  sein  kann — die 
Gerichte  nrtheilen  doch  im  Namen  der  Staatsgewalt!  —  würde  bei 
einer  jeden  Sache  in  gleichem  Masse  zur  Geltung  kommen  mUssen. 
Wir  können  ftir  unsere  Ansicht  die  Autorität  von  Bot's  anführen^ 
dessen  Stimme  um  so  gewichtiger  ist  ,*al8  er  sonst  am  Entschiedensten 
für   die    Zuständigkeit   der  Gerichte    gegenüber   fremden  Staaten  und 


XVII)  über  „die  Streitigkeiten  zwischen  Staaten''  erwähnt  er  nur  die 
bekannten  völkerrechtlichen  Aushülfemittel  ^transaciion^  midiation  arhi- 
trage  etc,  —  Schmelzing  und  Pinheiro-Ferreira  statuiren  geradezu  den  gewal- 
tigen Unterschied  zwischen  Privatstreitigkeiten  der  Fürsten  und  solchen 
die  die  Staaten  angingen  und  sprechen  sich  nur  betreffs  ersterer  für  den 
ordentlichen  Rechtsweg  ans,  auch  sie  unter  Hinweis  auf  den  Ausweg  eines 
zu  wählenden  Schiedsrichters.  Was  endlich  speziell  diesen  letzteren  Schrift- 
steller anbelangt,  so  nennt  Pinheiro-Ferreira  nicht  die  Ansicht  von  Martern 
ytfausse  et  manstrueuse'*  —  wie  das  Gutachten  meint  —  nach  der  der  Rechts- 
weg ausgeschlossen  sein  sollte,  wo  es  sich  um  Streitigkeiten  zwischen  zwei 
Staaten  handelt,  sondern  bezeichnet  PinheirO'Ferreira  als  y,faus8e  et  mon- 
«/n^eii^e"  die  Meinung  von  ilfarteiM,  wonach  Streitigkeiten  zwischen 
zwei  Souveränen  so  zu  behandeln  wären  wie  Streitigkeiten 
zwischen  zwei  Staaten  und  wonach  das  Volk  in  diesem  Falle  für 
seinen  Fürsten  eintreten,  „sich  für  ihn  opfern  solle".  Wir  geben  die  Worte 
dieses  Schriftstellers  wieder :  „Mais  Vasaertum  la  plus  Hrange  de  M.  deMarimi^ 
c'est  de  twus  assurer,  que  la  questian  jusqu^ä  quel  point  un  souverain  peiU 
ae  permettre  d^employer  les  forcea  de  la  nation  pour  la  poursuite  des  pre- 
tentiona  qui  lui  sont  personnelleSf  n'eat  pas  du  reaaort  du  droit  des  gena^  t^tst 
au  droit  putiie  ä  la  risoudre ;  tandis  qu'il  vient  de  ncus  dire  que  de  tdUs 
prHentions  doivent  se  dicider  de  mime  que  les  droits  de  nation  ä  natim' 
doctrine  fausse  et  monstrueuse;  car  de  quel  droit  un  souverain 
pritendrait-il,  que  le  peuple  sHmmoldt  pour  soutenir  des  droits  peut-itre  tm- 
aginaires  . .  J'.  Daraus  könnte  man  e  contrario  nur  schUessen,  dass  Pin- 
heirO'Ferreira  für  unsere  im  Text  vertheidigte  Ansicht  betr.  der 
Differenzen  von  Staaten  ist  —  Also  dürfte  es  sich  im  vorliegenden 
Thema  gar  nicht  einmal  um  zwei  „diametral  entgegenstehende"  Ansichten 
der  völkerrechtlichen  Schriftsteller  handeln,  wo  doch,  wie  bewiesen  worden, 
die  für  die  „eine  extreme  Meinung"  angeführt  sind,  dafür  gar  nicht  ange- 
führt werden  dürften. 

51)  S.  Westlake  im  Ännuaire  de  V  Institut  XI.    S.  425  und  die  in  den 
Verhandlungen  über  ein  verwandtes  Thema  zitirten. 
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SouTeranen  auftritt^  and,  wo  es  sich  nor  am  eiaen  Staat  handelt^  fUr 
weitgehende  Kompetenz  der  Gerichte  ficht  *') 

Aber,  wie  wir  oben  sahen,  wttrde  sich  in  unserem  Falle  die  Frage 
dahin  zuspitzen,  ob  die  Antorisation  der  romanischen  Begierung  znm 
Erwerb  der  Landgüter  seitens  des  griechischen  Staates  als  erfolgt  anzasehen 
sei.  Diese  Frage  aber,  welche  die  Würdigung  der  diplomatischen 
Verhandlangen  beider  Regierungen  zur  Grundlage  haben  mttsste,  ent- 
zieht sich,  eben  in  Folge  der  Natur  dieser  Grundlage,  der  Kompetenz 
der  Gerichtsbehörde.'^^) 

Jeden&lls  aber  ist  die  Kompetenz  der  rumänischen  Gerichte  auch 
nicht  begründet,  weil  die  rumänische  Regierung  ausdrücklich  anerkannt 
hat,  dass  die  Sache  dem  öffentlichen  Rechte  angehöre,  in  Folge  dessen 
also  nur  durch  diplomatische  Verhandlungen  erledigt  werden  kann. 
Diese  Anerkennung  ist  in  der  Note  der  flirstlichen  Regierung  vom 
25.  Mai/6.  Juni  1866  enthalten,  in  der  es  ausdrücklich  heisst,  y,ea 
egard  aux  principes  du  droit  international,  qui  rSgisaent  la 
matiere,^  sowie  in  dem  ganzen  Verlauf  der  Verhandlungen  von  1865 
bis  zum  Tode  Konstantin  Zappa's,  der  doch  eine  Veränderung  dieser 
Sachlage  nicht  mehr  herbeiführen  konnte.  '^) 

Auch  muss  ja  schliesslich  gegen  die  Kompetenz  der  Gerichte 
des  Einen  Staates  bei  einer  Streitigkeit  zwischen  ihm  und  einem 
anderen  Staate  ganz  besonders  die  Schwierigkeit  der  Vollstreck- 
ung^ einer  solchen  Sentenz  hervorgehoben  werden  —  so  darüber  auch 
WestlcJce  a.  a.  O.  —  zumal  wenn  die  Sentenz  gegen  den  Staat  ans- 
fisllen  sollte,  dem  die  Vollstreckung  obliegen  müsste;  wie  ja  im  Falle 
iSappa  der  nmiänische  Minister  Karp  dem  griechischen  Gesandten 
Papparrigopoulo  —  s.  dessen  Bericht  vom  8.  Aug.  1892  unter 
Nr.  745  —  von  vornherein  ausdrücklich  erklärte,  „er  der  Domänen- 
minister^  würde  die  Sentenz  seiner  Gerichte,  falls  sie  Griechenland 
günstig  sein  sollte,  nicht  respektiren  „indem  erauch  dann  nimmermehr 
gestatten  würde,  dass  Griechenland  das  Eigenthum  an  den  Zappagütem 
anerkannt  würde". 

Die  Unparteilichkeit  der  rumänischen  Grerichte  haben  wir  keinen 
Grund  in  Zweifel  zu  ziehen  und  meinen  jedenfalls,  dass  dieselben 
ebensowenig  wie  die  rumänische  Regierung  den  Satz  billigen,  welchen 
vor  einigen  Jahren  -  S.  Moniteur  offidel  vom  8.  September  1885  — 
allerdings  ein  höherer  rumänischer  Richter  bei  Gelegenheit  der  feier- 
lichen Eröffnung  der  Gerichtssessionen  des  Bukarester  Appellhofs  als 
heute  geltenden  Rechtssatz  hinstellte:  adver sus  hoste 8  aeterna 
auetoritaa  eato! 

Zum  Schlüsse  mag  noch  einmal  erinnert  werden,  dass  darüber 
Einigkeit   herrscht,    dass   die   Unterwerfung    eines    Staates   unter   die 


52}  Annuaire,  XL  S.  414. 

53)  S.  d.  angeführte  Urtbeil  des  Gerichts  von  Monididier. 

54)  Ho  Ontachten  von  Härtens, 


492  I)r.  A.  Alexi,  MiniBterialrath  in  Badapest. 

Jurisdiktion  eines  Anderen^  selbst  wenn  er  nicht  diesen  Staat  auch 
noch  zum  Gegner  haben  sollte,  so  lange  eine  internationale  Begelnng 
nicht  zustandegekommen,  nur  freiwillig  geschehen  kann  —  auch 
möge  uns  gestattet  werden,  einige  Worte  aus  den  Bemerkungen  von 
Westlake  ^^)    zu  dieser  Frage  zu  wiederholen: 

ytLe  vrai  remMe  pour  les  ccts  ou  un'iücU  ou  un  souverain  serait 
dSfendeur  nie  parait  V  arbürage.^  Dies  entspricht  auch  dem  Pariser 
Vertrag  ^* )  und  dahin  gingen  die  Vorschläge  der  griechischen  Regierung. 


Der  yyFiskus''  im  internationalen  Prozessrecht. 

Von  Dr.  Albert  Alexl,  Minis terialrath  im  k.  ungarischen  Jastizmimsterium 

in  Budapest. 

Unter  dem  Fiskus  versteht  man  allgemein  den  privatrechtlichen 
Vertreter  des  Staates  (des  Aerares).  Als  Partei  vor  den  Gerichten  des 
Landes  ist  er  denselben  Gesetzen  unterworfen  wie  überhaupt  jede 
andere  Partei,  welche  den  Schutz  ihres  Interesses  im  Hechtswege  in 
Anspruch  nimmt.  Weit  schwieriger  ist  die  Beantwortung  der  Frage, 
welche  Stellung  hat  der  Fiskus  eines  Staates  vor  den  Grerichten  eines 
fremden  Staates  und  unter  welchen  Bedingungen  kann  derselbe  als 
klägerische  Partei  wegen  Geltendmachung  von  Ansprüchen  im  Aus- 
lände aufkreten.  So  weit  dem  Verfasser  möglich  war,  die  neuere 
Literatur  des  internationalen  Prozessrechtes  durchzusehen^  ist  diese 
Frage  noch  nicht  behandelt  worden.  In  den  Verträgen,  welche  die 
internationale  Rechtshülfe  in  Zivilsachen  regeln,  geschieht  auch  keiue 
Erwähnung  bezüglich  des  Fiskas  der  vertragschliessenden  Staaten. 
Es  kann  deshalb  die  Stellung  des  Fiskus  im  internationalen  Prozess- 
rechte nur  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  zivUrechdichen 
Rechtshülfe  konstruirt  werden.  Wir  wollen  versuchen  die  Haupt- 
regeln im  Folgenden  zu  erörtern. 

L    Kann    der   Fiskus    vor    den   Gerichten    eines    fremden 
Staates  als  klägerische  Prozesspartei  auftreten? 

Es  ist  heute  ein  durch  beinahe  alle  Gesetzgebungen  der  zivilisirten 
Staaten  anerkannter  Grundsatz  massgebend,  dass  Ausländer  zum  Schutze 
ihrer  Privatrechte  die  Gerichte  eines  firemden  Staates  anrufen  können. 

Die  Beschränkungen,  welchen  Ausländer  in  einzelnen  Staaten  noch 
imterworfen  sind,  wie  Stellung  der  Kaution  zur  Sicherung  der  Prozess- 


55)  Annuaire  XI.    S.  426. 

56)  Art.  VIII. 
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kosten  im  Falle  des  Unterliegens  im  Bechtsstreite^  Zulassung  zun^ 
Armeurechte,  Gewährung  eines  Vertreters  ex  offo^  sind  nur  Yorsichts- 
massregeln^  wodurch  manche  Staaten  zu  verhindern  trachten,  damit 
nicht  Ausländer  zu  leichtfertig  im  Inlande  Prozesse  anstrengen  und 
die  G^chte  behindern,  deren  hauptsächlichste  Aufgabe  darin  besteht, 
den  Landesangehörigen  Becht  zu  sprechen. 

Massregeln  zur  Retorsion  im  Prozessrecht,  nämlich  zur  Ausschlies- 
snng  des  Angehörigen  eines  fremden  Staates  von  der  Führung  eines 
Bechtastreites  vor  den  einheimischen  Gerichten,  kann  sich  jeder  Staat 
in  seiner  Zivilprozessordnung  vorbehalten,  wenn  seinen  Angehörigen 
in  diesem  fremden  Staate  der  Rechtsschutz  verweigert  wird.  Solche 
Vorbehalte  verlieren  jedoch  immer  mehr  an  Bedeutung,  weil  dieselben 
durch  die  neuen  Grundsätze  des  internationalen  Bechtsverkehres  und 
durch  die  moderne  Wissenschaft  nicht  gestützt  werden. 

Es  ist  aber  gegenwärtig  den  juridischen  Personen  eines  Landes 
noch  immer  schwieriger,  als  Prozesspartei  vor  fremden  Gerichten  auf- 
zutreten, als  wie  den  physischen  Personen.  Aktiengesellschaften,  Stift- 
ongen  n.  s.  w.  können  verhalten  werden,  das  gesetzliche  Bestehen 
in  ihrem  Heimathslande  auszuweisen,  wenn  sie  als  klägerische  Partei 
vor  einem  fremden  Gerichte  auftreten  und  nicht  ein  Uebereinkommen 
ihnen  diesen  Nachweis  erlässt. 

Unter  diesen  juridischen  Personen  macht  der  Fiskus  eine  Aus- 
nahme, da  derselbe  zum  Nachweis  seines  Bestehens  nicht  verhalten 
werden  kann.  Es  ist  ein  völkerrechtlich,  allgemein  anerkannter 
und  nie  in  Zweifel  gezogener  Grundsatz,  dass  unter  dem  Begriffe 
^Staat^  nicht  nur  Hoheitsrechte  sondern  auch  sehr  zahlreiche  Privat- 
rechte zu  verstehen  sind  und  dass  ein  Staat  im  völkerrechtlichen  Verkehr 
nicht  nur  sogenannte  Souveränitätsfragen,  sondern  auch  Fragen  privatrecht- 
licher Natur,  welche  nicht  seine  einzelnen  Angehörigen,  sondern  ihn 
den  Staat  als  solchen  verpflichten  oder  berechtigen,  zu  vertreten  hat. 
Daraus  kann  als  Begel  a^eleitet  werden:  Wer  den  Staat  anerkennt, 
muss  auch  dessen  Fiskus  anerkennen. 

Wer  den  Angehörigen  eines  fremden  Staates  gestattet,  vor  den 
Gerichten  als  klägerische  Parteien  aufzutreten,  der  kann  unter  den- 
selben Bedingungen  auch  dem  Fiskus  dieses  fremden  Staates,  und  zwar 
ohne  Nachweis  seines  gesetzlichen  Bestehens,  die  Anrufung  der  Gerichte 
nicht  verweigern. 

Aus  dem  vorangehenden  ergiebt  sich  als  Schlussfolgerung,  dass  der 
Fiskus  eines  Staates  vor  den  Gerichten  eines  andern  Staates  unter 
denselben  Bedingungen  als  klägerische  Partei  auftreten  kann,  wie  die 
physischen  Personen  desjenigen  Staates,   welchen  der  Fiskus  vertritt. 

n.    Gegen  wen  kann  der  fremde  Fiskus  klagbar  auftreten? 

Diese  Frage  beantwortet  das  Prozessgericht  desjenigen  Staates, 
wo    die  Klage    anhängig    zu   machen  ist.     Als   allgemein   anerkannte 
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Regeln  gelten,  dass  eine  Klage  gegen  GrosBJXhrig^  nnd  Ifindeijihrige, 
gegen  Gesellschaften  und  gegen  juristische  Personen  anh&ngig 
gemacht  werden  kann.  Deshalb  kann  der  fremde  Fiskns  auch  den 
einheimischen  Fiskns  klagen.  Da  im  Zivilprozess  die  Staatsangehörig- 
keit keine  Bedeutung  hat,  so  kann  der  fremde  Fiskus  mit  gleichem 
Rechte  Einheimische,  Fremde  darunter  auch  die  eigenen  Staatsange- 
hörigen und  auch  fremde  juridische  Personen  bei  Beobachtung  der 
geltenden  Zuständigkeitsvorschriften  klagen. 

in.  Welche  Ansprüche  kann  der  Fiskus   vor  einem  fremdeu 

Gerichte  geltend  machen? 

Die  Ansprüche  können  nur  zivilrechtlicher  Natur  sein  und  zwar 
hauptsttchlich  obligationes. 

Der  Fabrikant,  welcher  für  einen  fremden  Staat  z.  B.  Lokomotivexi 
liefert,  kann  von  dem  Fiskus  des  fremden  Staates  wegen  Einhaltung 
der  Lieferung  und  wegen  Schadenersatz  bei  Nichteinhaltung  geklagt 
werden.  Der  Banquier,  welcher  für  einen  fremden  Staat  eine  Anleihe 
besorgt  oder  vermittelt,  kann  aus  diesem  Vertragsverhältnisse  von  dem 
fremden  Fiskus  geklagt  werden.  Wenn  ein  dänischer  Staatsdampfer 
auf  hoher  See  ein  preussisches  Postschiff  anrennt  oder  beschädigt  so 
kann  der  preussische  Fiskns  wegen  Schadenersatz  g^en  den  dänischen 
Fiskus  die  ELlage  anhängig  machen.  Wer  als  Passagier  der  k.  baye- 
rischen Staatsbahnen  die  Fahrbetriebsmittel  beschädigt,  dem  kann  der 
ba7erische  Fiskus,  wenn  er  mittlerweile  aus  Bayern  sich  entfernte,  in 
einem  fremden  Staate  oder  in  seiner  Heimath  eine  SchadensersatzUage 
anhängen.  Femer  kann  der  Fiskus  klagbar  werden  wegen  einer 
Leistung.  Wird  ein  Schweizer  in  einer  bayerischen  staatlichen  Heil- 
anstalt verpflegt  und  kurirt,  so  kann  der  bayerische  Fiskns  den 
Schweizer  oder  in  wie  ferne  es  nach  der  Gesetzgebung  des  betreffen- 
den Kantones  zulässig  ist,  dessen  Angehörige  wegen  Zahlung  der  Knr 
und  Yerpflegungskosten  klagen.  Der  Anspruch  des  Fiskns  muss  dem- 
nach einen  zivilrechtlichen  Grund  haben. 

IV.  Was  kann  der  fremde  Fiskns  nicht  klagen?. 

Die  Leistungen  der  Einzelnen  an  den  Staat  bestehen  hauptsäch- 
lich aus  Steuern,  Taxen  und  Abgaben.  Dieselben  sind  nicht  privat- 
rechtlicher  Natur,  sondern  gründen  sich  auf  das  öffentliche  Becht. 
Es  gilt  gegenwärtig  —  in  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen  — 
der  völkerrechtliche  Grundsatz,  dass  kein  Staat  dem  andern  Beihülfe 
in  der  Einbringung  solcher  öffentlicher  Abgaben  Hülfe  leistet.  Sobald 
ein  Staat  derartige  Verpflichtungen  auf  seinem  .Gebiete  nicht  geltend 
machen  kann,  sind  dieselben  für  ihn  verloren,  weil  die  Geltendmachung 
auf  fremdem  Gebiete  ausgeschlossen  ist.  Deshalb  kann  der  Fiskus 
vor   den    Behörden    eines   fremden    Staates   Niemand    wegen    Zollver- 
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kürzimg  belangen.  Es  wird  kein  Klagerecht  anerkannt  wegen  Be- 
zahlung von  fremden  Steuern  (staatliche.  Kommunal-  oder  Kirchen- 
steaer  etc.).  Ausgeschlossen  ist  die  Geltendmachung  jedes  privat- 
rechtlichen auf  dem  Gebiete  eines  andern  Staates  entstandeneu 
Anspruchs;  welcher  eine  strafbare  Handlung  begründet. 

Wenn  Jemand  vorsätzlich  oder  fahrlässig  ein  dem  Staate  ge- 
höriges Gebäude  in  Brand  steckt  oder  eine  unter  das  Strafrecht  fallende 
Sachbeschädigung  begeht ,  so  kann  der  Fiskus,  abgesehen  davon, 
ob  ein  Strafverfahren  stattfand  oder  nicht,  vor  fremden  Gerichten 
keine  Klage  wegen  Ersatz  des  Schadens  anbringen.  Derartige  Klagen 
sind  nur  in  dem  Lande  zulässig,  wo  die  strafbare  Handlung  begangen 
wurde. 

V.  Kann  der  Fiskus  im  Auslande  erben? 

Hier  ist   vor  Allem    genau    zu    beachten,    ob   die  Erbschaft    aus 
beweglichen   oder   unbeweglichen    Sachen    besteht.      Hat   Jemand    im 
beweglichen    Vermögen    einem  fremden  Fiskus    testamentarisch    einen 
Erbantheil  oder  ein  Vermächtniss  hinterlassen,   so  kann  dieser  Fiskus 
gegen  den  Testamentsexekutor  oder  gegen  die  Miterben  eben  so  klag- 
bar auftreten,  wie  die  physischen  Personen   seines  Staates.     Die  Erb- 
fähigkeit der  Ausländer  im  beweglichen  Vermögen  ist  gegenwärtig  in 
zivilisirten  Staaten  allgemein  anerkannt  und  kaum  noch  irgend  welchen 
Beschränkungen    unterworfen.      Hingegen  bestehen  noch  manigfaltige 
Hindemisse  bezüglich  der  Erwerbung  unbeweglicher  Sachen  durch  Aus- 
linder.    Besonders   gilt   dies  bezüglich  der    fremden  juristischen  Per- 
sonen.    Der  fremde  Fiskus  kann  demnach  durch  testamentarische  Ver- 
fügung eine  unbewegliche  Sache  oder  einen  Antheil  an  derselben  sub 
titnlo  Erbschaft  oder  Vermächtniss  nur  dann  erwerben,  wenn  die  Ge- 
setzgebung   des    betreffenden  Staates    fremde   juridische  Personen   zur 
Erwerbung  von  Immobilien  zulässt.     Ist  dies  nicht  der  Fall,   so  wird 
der  Fiskus  des  Anspruches  verlustig,  es  sei  denn^  dass  durch  Veräusserung 
der    unbeweglichen  Sache   dieselbe    in    bewegliches    Gut    umgewandelt 
wird    und   der  fremde  Fiskus  in   Geldeswerth   den  Erbtheil   oder    das 
Legat    erhält.     Gregenwärtig   geht   das    allgemeine  Streben  dahin,    auf 
internationalem  Gebiete   durch  Konsular-Konventionen   oder  durch  be- 
sondo'e    Vereinbarungen     die    Ausfolgung     des     beweglichen    Nach- 
lasses   der    auf.  fremdem  Gebiete    verstorbenen    Staatsangehörigen    zu 
regeln.     In  allen  diesen    internationalen  Uebereinkommen  gelangt  der 
Grundsatz  zum  Ausdruck,  dass  die  Behörden  des  fremden  Staates,  wo 
der  Todesfall  erfolgte,  über  Ansprüche  sub  titulo  Erbschaft  oder  Ver- 
mächtniss keine  Entscheidung  zu  treffen  haben^  sondern  dass  Ansprüche 
aus  diesen  Titeln  ausschliesslich  durch  die  Behörden  desjenigen  Staates 
zu  entscheiden  sind,    welchem  der  Erblasser    als  Unterthan  angehörte. 
Hat   nun    der  Fiskus    einen   derartigen   Titel;     so    braucht    er    sicli^ 
wenn     eine     derartige    Konvention    besteht,    wegen     Geltendmachung 
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seines  Anspruches  an  dem  vom  Auslande  hereingebrachten  beweglicheu 
Nachlass  eines  Angehörigen  seines  Staates  nicht  an  die  Behörden  des 
fremden  Staates  zu  wenden,  in  welchem  sich  die  bewegliche  Erbschaft 
befand. 

Es  sind  bei  Eröffnung  einer  Erbschaft  drei  Fälle  denkbar. 

1.  Der  Erblasser  war  ein  Angehöriger  des  Staates,  welchen  der 
Fiskus  vertritt. 

Besteht  eine  Konvention  über  die  Ausfolguug  des  beweglichen 
Nachlasses  mit  dem  Staate,  in  welchem  die  Erbschaft  eröffiiet  wurde, 
so  kann  der  Fiskus  warten,  bis  die  Kegelang  dieses  Nachlasses  von 
der  inländischen  Behörde  in  Angriff  genommen  wird  und  dort  mit 
dem  Anspruch  hervortreten.  Das  Einsclireiten  bei  der  ausländischen 
Behörde  ist  dann  nicht  nothwendig. 

2.  Der  Erblasser  war  Angehöriger  eines  dritten  Staates,  er  ge- 
hörte nämlich  weder  zum  Staate,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  wurde, 
noch  zu  dem  Staate,  welchen  der  Fiskus  vertritt.  Hier  wird  vor  Allem 
der  Umstand  massgebend  sein,  ob  zwischen  dem  Staate,  welchem  der 
Erblasser  angehörte  und  zwischen  demjenigen  Staate,  wo  der  mobile 
Nachlass  sich  befindet,  eine  Konvention  besteht,  wie  früher  ajigedeutet 
wurde.  Ist  dies  der  Fall,  dann  muss  der  Fiskus  derselben  in  das 
Heimathsland  des  Erblassers  nachgehen,  da  dessen  Behörden  über  Erh- 
anspruch  und  Legat  entscheiden. 

3.  Der  Erblasser  war  Angehöriger  des  Staates,  in  welchem  sich 
der  Nachlass  befindet.  In  diesem  Falle  hat  der  Fiskus  auch  dort  seine 
Ansprüche  geltend  zu  machen.  Ganz  eigenthümlich  gestaltet  sich  die 
Stellung  des  Fiskus  im  internationalen  Erbrecht,  wenn  ein  erbloser 
Nachlass  vorliegt  und  der  Fiskus  das  Heimfallsrecht  (Kaduzität)  gel- 
tend machen  will. 

Besteht  zwischen  zwei  Staaten  eine  Konvention  über  die  Aus- 
folgting  des  Nachlasses,  so  hat  der  Fiskus  des  Staates,  wo  die  Erb- 
schaft liegt,  keinen  Anspruch  darauf,  weil  dieselbe  im  Sinne  der 
Konvention  an  die  Behörden  der  Heimath  des  Erblassers  auszufolgen 
ist.  Diese  Behörden  entscheiden  ausschliesslich  Über  Erbansprnch 
und  Legat.  Sie  entscheiden  also  auch  darüber,  ob  ein  Erbe  ex  lege  vor- 
handen ist  oder  nicht.  Falls  sich  nun  in  dem  Heimathsstaate  des  Erb- 
lassers Niemand  als  Erbe  meldet,  so  tritt  der  Fiskus  die  Erbschaft 
als  Kaduzität  an.  Der  Fiskus  des  Landes,  welche^  den  Nachlass 
ausfolgte,  kann  dann  bei  den  Behörden  des  andern  Staates,  welche 
den  Nachlass  als  erblos  erklärten,  keine  Ansprüche  geltend  machen 
und  kann  derselbe  das  Herausgegebene  für  keinen  Fall  zurück 
fordern. 

Ist  hingegen  in  einem  Staate  die  Erbfolge  nach  einem  Aus- 
länder eröffnet  und  besteht  mit  dem  Staate,  welchem  dieser  auslän- 
dische Erblasser  angehörte^  kein  Uebereinkommen  in  Betreff  der  Aus- 
folgung dos  NachlasRcs,  so   werden  die  Erbausprüche    dort  verhandelt 
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wo  sich  der  Nachlass  befindet.  Kann  Niemand  das  Recht  zur  Erbschaft 
dieses  Ausländers  ausweisen,  so  macht  der  Fiskus  des  Landes^  wo  sich 
der  Nachlass  befindet,  das  Heimfallsrecht  geltend. 

Der  Fiskus  des  Landes,  welchem  der  Erblasser  angehörte,  kann 
in  diesem  Fall  nicht  gegen  den  andern  Fiskus  klagbar  werden  aus 
dem  Grunde,  weil  der  Erblasser  ein  Angehöriger  des  Staates  war, 
welchen  er  vertritt. 

Es  kann  in  diesem  Falle  als  Regel  ausgesprochen  werden:  Beim 
erblosen  Nachlass  eines  Ausländers  schliesst,  wenn  kein  Ueberein- 
kommen  besteht,  das  Heimfallsrecht  des  einheimischen  Fiskus  den 
fremden  Fiskns  aus. 

Es  sind  Fälle  leicht  möglich,  wo  an  einer  Erbschaft  die  Fiskuse 
mehrerer  Staaten  das  Heimfallsrecht  geltend  machen.  Nehmen  wir 
an,  ein  Deutscher  hat  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  in 
mehreren  Ländern.  Er  stirbt  ohne  Hinterlassung  eines  Testamentes 
und  hat  keine  Anverwandte.  Falls  das  Deutsche  Reich  oder  der 
deutsche  Heimathsstaat  des  Erblassers  ein  Uebereinkommen  haben  Über 
die  Aosfolgnng  des  beweglichen  Nachlasses  mit  den  fremden  Staaten,  so 
wird  derselbe  den  Heimathsbehörden  übergeben  werden  und  wenn  sich 
Niemand  als  erbberechtigt  legitimirt,  so  wird  der  Fiskus  das  Heim- 
&llsrecht  geltend  machen.  Das  gleiche  wird  der  Fiskus  in  jedem 
Lande  thun,  wo  der  Erblasser  unbewegliches  Vermögen  hinterliess, 
weil  sich  dort  Niemand  als  Erbe  legitimirte. 

Es  kann  auch  vorkommen,  dass  bei  einer  Hinterlassenschaft,  deren 
Bestände  sich  in  mehreren  Staaten  befinden,  der  Fiskus  in  einem 
Staate  das  Heimfallsrecht  mangels  gesetzlicher  Erben  erwirkt,  während 
in  einem  andern  Staate  der  Anspruch  gesetzlicher  Erben  anerkannt 
wird.  Dies  kann  natürlich  mur  eintreten,  wenn  der  Nachlass  einer 
Person  anf  verschiedenen  Staatsgebieten  verhandelt  wird.  Es  giebt 
Staaten,  welche  zur  gesetzlichen  Erbfolge  die  Anverwandten  entfernteren 
Grades  und  andere,  welche  nur  diejenigen  näheren  Grades  zulassen. 
In  dem  Staate,  wo  der  Verwandte  des  weiteren  Grades  die  Erbschaft 
antritt,  ist  der  Fiskus  ausgeschlossen.  Hingegen  nimmt  der  Fiskus 
in  dem  andern  Staate,  wo  dieser  Grad  der  Verwandtschaft  keine  Erb- 
folge mehr  begründet,  das  Heimfallsrecht  in  Anspruch  imd  schliesst 
den  Anverwandten  aus. 

Eine  Ehe  kann  in  einem  Staate  gültig  sein,  in  einem  andern 
aber  ungültig.  le  nachdem  das  eine  oder  das  andere  der  Fall  ist, 
richtet  sich  auch  das  Recht  zur  gesetzlichen  Erbfolge  derjenigen,  welche 
aus  dieser  Ehe  stammen. 
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Die  Zustellung  englischer  Klageladungen. 

Von  Dr.  Inhülsen  in  London. 

Es  bedarf  keiner  besonderen  Hervorhebung,  dass  die  Vorschriften 
eines  positiven  Rechts  über  Zustellung  von  Klageladungen  insoweit 
von  praktischer ;  internationaler  Bedeutung  sind,  als  die  Zustelluiig 
im  Auslande  zu  bewirken  ist.  Eine  Beschränkung  der  Darstellung 
auf  die  Zustellung  im  Auslande  ist  indessen  nicht  geeignet,  die  Prin- 
zipien des  ausländischen  Zustellungsverfahrens  zur  vollen  Kenntniss 
zu  bringen.  Eine  Schilderung  der  Vorschriften  über  die  Zustellung 
im  Inlande  lässt  sich  nicht  vermeiden,  da  erst  ein  Vergleich  mit  diesen 
letzteren  Vorschriften  ergiebt,  inwieweit  der  Umstand,  dass  eine  Zu- 
stellung im  Auslande  zu  bewirken  ist,  zu  Spezialvorschriften  Veran- 
lassung gegeben  hat.  Uebrigens  hat  auch  die  inländische  Zustellung 
an  sich  ein  internationales  Interesse,  insofern  als  die  Klagezustellung 
eine  der  Voraussetzungen  des  Versäumnissurtheils  ist  und  die  Voll- 
streckbarkeit eines  ausländischen  Urtheils  von  der  Zustellung  der 
Klageladung  abhängig  gemacht  wird.  Vergleiche  die  deutsche  Reichs- 
Zivilprozessordnung  §  661  Ziff.  4.  Zur  Zeit  ist  allerdings  englischen 
Urtheilen  das  VoUstreckungsurtheil  wegen  Mangel  der  verbürgten 
Gregenseitigkeit  versagt;  die  betreffenden  Reichsgerichtsentscheidungen 
gehören  aber  nicht  der  neueren  Zeit  an,  und  erscheint  es  zum  3Gn- 
desten  fraglich,  ob  das  Reichsgericht  bei  erneuter  Prüfung  der  Frage 
auf  Grund  des  heutigen  Rechtszustandes  in  England  seine  alten  und 
wohl  auch  veralteten  Entscheidungen  aufrecht  erhalten  wird. 

Wie  bei  allen  zivilprozessualischen  Materien  des  englischen  Rechts, 
ist  auch  für  die  Zustellung  von  Klageladungen  zwischen  dem  Ver- 
fahren vor  den  Grrafschaftsgerichten  und  dem  Verfahren  vor  dem  hohen 
Gerichtshof  in  London  zu  scheiden. 

A.  Grafschaftsgerichte. 

Die  Erhebung  der  Klage  setzt  in  gewissen  Fällen  eine  vor- 
gängige, gerichtliche  Erlaubniss  voraus.  Diese  Erlaubniss  ist  nicht 
erforderlich,  wenn  die  Klage  bei  demjenigen  Grafschaftsgericht  er- 
hoben wird,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  oder  einer  der  Beklagten 
zur  Zeit  der  Klagerhebung  wohnt  oder  ein  Geschäft  betreibt.  Dagegen 
ist  die  gedachte  Erlaubniss  dann  zu  erwirken,  wenn  die  Klage  bei 
einem  Grafischaftsgericht  erhoben  werden  soll,  in  dessen  Bezirk  der 
Beklagte  oder  einer  der  Beklagten  innerhalb  der  letzten  6  Monate 
wohnte  oder  ein  Geschäft  betrieb ;  femer  auch  dann,  wenn  in  dem  be- 
treffenden Bezirk  der  Klagegrund  oder  der  Anspruch  ganz  oder  zum 
Theil  entstanden  ist.  Die  Erlaubniss  wird  auf  eine  schriftliche,  eid- 
liche Erklärung  hin  ertheilt,  welche  die  den  Antrag  rechtfertigenden 
Thatsachen  enthält,    und  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  wird  auf  der 
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eidlichen  ErklXrung  benrkiindet.  Die  Klage  selbst  wird  beim  Gericht 
eingetragen,  welches  alsdann  eine  mit  dem  Gerichtssiegel  versehene 
Ladung  {aummofis)  eilttsst,  der  zutreffenden  Falls  eine  Abschrift  der 
eidlichen  Erklttmng  und  des  Vermerks  über  die  Ertheilung  der  gericht- 
lichen Erlaubniss  anliegt. 

Es  ist  zu  scheiden  zwischen  Yersttumnissladungen  (defaiuU  stmv- 
^nons),  welche  der  persönlichen  Zustellung  bedürfen,  und  gewöhn- 
lichen Ladungen  (ordinary  su/mmonsjy  welche  nicht  nothwendig  dem 
Beklagten  in  Person  zuzustellen  sind. 

Alle  gewöhnlichen  Klageladungen  werden  durch  einen  Beamten 
(haiUff)  zugestellt.  Hat  die  Zustellung  in  dem  Bezirk  zu  erfolgen,  in 
welchem  die  Klage  eingetragen  ist,  so  behl&ndigt  das  Gericht  die  La- 
dung dem  hailiff  seines  eigenen  Bezirks :  andernfalls  übersendet  das 
Gericht  die  Ladung  mit  einem  Ersuchungsschreiben  dem  baüiff  des 
Zustellungsbezirks.  Die  Zustellung  geschieht  entweder  durch  Ueber- 
gabe  an  den  Beklagten  in  Person,  oder  dadurch,  dass  die  Ladung  im 
Wohnhause  oder  GteschKftslokal  des  Beklagten  einer  Person  behftndigt 
wird,  welche  anscheinend  das  16.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Eine 
Zustellung  der  letzteren  Art  ist  indessen  insofern  minderwerthig,  als  ein 
Versäumnissverfahren  unzulässig  ist,  falls  das  Gericht  glaubt,  dass  die 
Zustellung  dem  Beklagten  vor  dem  Termin  nicht  zur  Kenntniss  ge- 
kommen ist. 

Eine  Ersatzzustellung  (sahstituted  serviee)  ist  in  folgenden  Fällen 
zulässig.  Hält  der  Beklagte  sein  Haus  verschlossen,  um  den  baüiff 
an  der  Bewirkuug  der  Zustellung  zu  behindern,  so  kann  letzterer  die 
Ladung  an  die  Hausthür  heften.  Wird  ferner  die  Zustellung  an  den 
Beklagten  in  Person  durch  Gewalt  oder  Drohungen  gestört,  so  darf 
die  Ladung  thunlichst  nahe  beim  Beklagten  zurückgelassen  werden. 
Kann  endlich  aus  anderen  Griinden  die  Zustellung  nicht  bewirkt  wer- 
den, so  verfügt  das  Gericht,  auf  eine  bezügliche  schriftliche,  eidliche 
Erklärung  hin,  eine  angemessene  Ersatzzustellung,  oder  ordnet  an 
Stelle  der  Zustelltmg  eine  blosse  Benachrichtigung  an,  z.  B.  in  Zei- 
tungen. Für  den  Fall,  dass  sich  der  Beklagte  weder  in  England,  noch 
in  Wales  befindet,  und  die  Klage  unter  einen  bestimmten  Zweig  der 
Grafschaftsgerichtsbarkeit  fHUt,  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  wenn 
in  schriüblicher,  eidlicher  Erklärung  nachgewiesen  wird,  dass  der  ge- 
dachte Fall  vorliegt,  das  Gericht  Form  und  Frist  der  Zustellung  nach 
Ermessen  bestimmen  kann.  Ausführliche  Vorschriften  über  Zustellung 
im  Auslande  sind  für  die  Grafschaftsger  lebte  nicht  erlassen. 

Der  baüiff  beurkundet  auf  einer  Abschrift  der  Ladung  die  That- 
saehe  der  Zustellung  und,  im  Falle  letztere  keine  persönliche  ist,  die 
Erklärungen  der  Person,  welcher  die  Ladung  behändigt  wurde,  unter 
Angabe  der  Umstände,  welche  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  La- 
dung zur  Kenntniss  des  Beklagten  gekommen  ist.  Die  Abschrift  der 
Ladung  geht  alsdann  an  das  Prozessgericht  zurück,  von  dessen  Er- 
messen   es   abhängt,    ob  in    dem  Vermerk   des  baüiff  ein    ausreichen- 
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der  Nachweis  dafür  zu  erblicken  ist,  dass  die  Zustellung  bewirkt 
wurde. 

Eine  VersäumniBsladung,  deren  Zustellung  jetzt  kurz  darzustellen 
ist,  kann  in  allen  Fällen  verwirkt  werdeu,  wo  es  sich  um  eine  liquide 
Forderung  handelt,  welche  1000  Mark  nicht  Übersteigt.  Abgesehen 
von  gewissen  Fällen  ist  jedoch  eine  vorgängige  gerichtliche  £rlaubni8s 
erforderlich,  welche  insbesondere  auch  dann  zu  erbitten  ist,  wenn  der 
Beklagte  nicht  in  dem  Bezirke  wohnt,  in  welchem  die  Klage  ein- 
getragen werden  soll.  Die  gerichtliche  Erlaubniss  wird  auch  hier  aof 
eine  schriftliche,  eidliche  Erklärung  hin  erwirkt.  Für  alle  Yersämn- 
uissladungen  gilt  der  Satz,  dass  sie  dem  Beklagten  in  Person  zuzu- 
stellen sind,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  wenn  dies  nicht  möglieb 
ist  und  in  schriftlicher,  eidlicher  Erklärung  der  Nachweis  erbracht 
wird ,  dass  angemessene  Bemühungen  stattgefunden  haben ,  und  dass 
entweder  die  Ladung  zurKenntniss  des  Beklagten  gekommen  ist,  oder 
aber  letzterer  sich  absichtlich  der  Zustellung  entzieht,  das  Proze^s- 
gericht  anordnen  kann,  dass  zu  verfahren  sei,  als  wäre  dem  Beklagten 
in  Person  zugestellt  worden.  Ftir  Zustellung  von  Yersäumnissladnngen 
gilt  ferner  der  besondere  Satz,  dass  der  Zustellende  nicht  nothwendig 
ein  Beamter  zu  sein  braucht.  Der  Kläger  kann  nämlich  vor  Eintragung 
der  Klage  beantragen,  dass  die  Zustellung  nicht  durch  den  bailiff, 
sondern  durch  den  Kläger  selbst  oder  einen  seiner  Angestellten,  oder 
durch  seinen  Anwalt  oder  dessen  Vertreter  oder  Angestellten  erfolgen 
dürfe,  und  selbst  wenn  ein  solcher  Antrag  nicht  gestellt  ist,  kann  das 
Gericht  eine  derartige  Zustellung  anordnen,  falls  dem  haüiff  bei  der 
Zustellung  Schwierigkeiten  entgegentreten.  Ist  die  Zustellung  durch 
den  haüiff  bewirkt,  so  gilt  für  den  Nachweis  der  Zustellung  das  fiir 
gewöhnliche  Ladungen  Bemerkte:  andernfalls  wird  der  Beweis  der 
Zustellung  durch  schriftliche,  eidliche  Erklärung  des  Zustellenden 
geführt. 

Das  für  die  Grafschaftsgerichte  normirte  Zustellungsverfahren  ist 
mithin  in  der  Begel  ein  amtliches  Verfahren  und  könnte  mit  der 
deutschen  Zustellung  durch  den  Gerichtsvollzieher  unter  Vermittlung 
des  Gerichtsschreibers  verglichen  werden.  Im  Einzelnen  finden  sich 
jedoch  zahlreiche  Verschiedenheiten,  welche  nicht  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden  brauchen. 

B.  Hoher  Gerichtshof  in  London, 

1.   Zustellung  im  Inlande. 

Die  Zustellung  der  Klageladung  (wrü  of  su/mmons)  ist  nicht  er- 
forderlich, wenn  sich  der  Beklagte  durch  seinen  Anwalt  schriftlich  ver- 
pflichtet ,  die  Zustellung  zu  akzeptiren  und  eine  Einlassung  auf  die 
Klage  einträgt.  In  allen  anderen  Fällen  ist  die  Ladung  dem  Beklag- 
ten in  Person  zuzustellen,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  wenn  dem 
Grericht  nachgewiesen  wird,  dass  der  Kläger  eine  persönliche  Zustellung 
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aus  irgend  einem  Grunde  nicht  prompt  bewirken  konnte,  das  Gericht 
Ersatzzustellung  (z.  B.  durch  Au%abe  zur  Post)  oder  Zustellung  an- 
derer Art  oder  an  Stelle  der  Zustellung  eine  blosse  Benachrichtigung 
yz.  B.  in  einer  Zeitung)  anordnen  kann.  Jeder  Antrag  auf  Erlass  einer 
derartigen  Anordnung  ist  durch  eine  schriftliche,  eidliche  Erklärung 
zu  unterstützen,  welche  den  Antrag  näher  zu  begründen  hat.  Abgesehen 
von  Seesachen,  auf  welche  noch  näher  einzugehen  ist,  geschieht  die 
Zustellang  nicht  durch  einen  Beamten ,  sondern  durch  eine  beliebige 
Person,  welche  der  Kläger  für  zuverlässig  erachtet.  Handelt  es  sich 
um  persönliche  Zustellung,  so  ist  dem  Beklagten  eine  Abschrift  der 
Ladung  zu  behändigen  und  bei  ihm  zurückzulassen ;  ausserdem  ist  ihm 
auf  Verlangen  die  Originalladung  vorzuzeigen.  Geschieht  letzteres 
nicht,  so  sind  alle  späteren  Prozesshandlungen  anfechtbar.  Abgesehen 
von  Sonntagen,  kann  die  Zustellung  einer  Klageladung  —  aber  auch 
nur  einer  solchen  —  zu  jeder  Zeit,  Tags  wie  Nachts,  geschehen. 

Spezialbestimmungen  sind  zunächst  ftir  den  Fall  getroffen,  dass 
der  Beklagte  einer  der  nachstehenden  Personeuklassen  angehört. 

a)  Werden  Ehegatten  zusammen  verklagt,  so  ist  beiden  zuzu- 
stellen,  es  sei  denn,  dass  gerichtsseitig  eine  abweichende  Anordnung 
getroffen  wird. 

b)  Ist  der  Beklagte  ein  Minderjähriger  d.  h.  eine  Person,  welche 
das  21.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  und  ordnet  das  Grericht 
nichts  Abweichendes  an,  so  wird  die  Zustellung  an  den  Minderjäh- 
rigen dadurch  bewirkt,  dass  "^em  Vater  oder  dem  Vormund,  oder  in 
deren  Ermangelung  derjenigen  Person  zugestellt  wird,  bei  welcher  der 
Miuderjährige  wohnt  oder  unter  deren  Obhut  er  sich  befindet.  Das 
Gericht  kann  jedoch  anordnen,  dass  eine  Zustellung  an  den  Minder- 
jährigen selbst  als  ausreichend  anzusehen  ist.  Gegen  einen  Minder- 
jährigen, der  im  Termine  ausbleibt,  findet  übrigens  nicht  sofort  ein 
Versäumnissverfahren  statt;  der  Kläger  hat  vielmehr  noch  zuvor  die 
Bestellung  eines  Prozessvomiundes  zu  erwirken.  In  dieser  Beziehung 
dürfte  insbesondere  folgender  Fall  von  Interesse  sein,  welcher  1891 
zur  Entscheidung  kam.  Es  wurde  einem  Kläger  gestattet,  einem 
Minderjährigen  im  Auslande  zuzustellen:  die  Zustellung  erfolgte  an 
den  vom  ausländischen  Gericht  bestellten  Vormund .  und  wurde  fiir 
ausreichend  befunden.  Der  ausländische  Vormund  Hess  sich  indessen 
auf  die  Klage  nicht  ein.  Das  Gericht  bestellte  desshalb  auf  kläge- 
rischen Antrag  den  Offizialanwalt  zum  Vormund. 

c)  Ist  der  Beklagte  ein  Geisteskranker  und  trifft  das  Gericht 
keine  abweichende  Anordnung,  so  wird  die  Zustellung  an  den  Geistes- 
kranken dadurch  bewirkt,  dass  dem  Kurator  oder  in  dessen  Ermange- 
lung derjenigen  Person  zugestellt  wird,  bei  welcher  der  Geisteskranke 
wohnt  oder  unter  deren  Obhut  er  sich  befindet.  Das  unter  b)  über 
das  Versäumnissverfahren  Gesagte  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  ein 
Geisteskranker  sich  auf  die  Klage  nicht  einlässt. 

d)  FWt  partnerSy  welche  den  offenen  Gesellschaftern  des  deutschen 
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HandelsgeBetzbuches  Shneln,  gelten  seit  dem  1.  Juli  1891  folgende 
Spezialbestimtnungen.  Werden  Personen  als  partners  im  Namen  ihrer 
Firma  verklagt^  so  ist  die  Rlageladung  entweder  einem  oder  mehreren 
partners  zuzustellen  oder  aber  an  der  im  Jurisdiktion sgebiet  belegenen 
Hauptniederlassung  derjenigen  Person,  welche  dort  das  GesellschafU- 
gescbäft  leitet.  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  über  Prozesse  gegen 
partners  gilt  die  gedachte  Zustellung  als  Zustellung  an  die  beklagte 
Firma,  mögen  sich  auch  Gesellschafter  ausserhalb  des  Jurisdiktions- 
gebiets  befinden.  Dieser  letzteren  wegen  braucht  nicht  um  gericht- 
liche Erlaubniss  gebeten  zu  werden^  die  Klageladung  erwirken  zn 
dürfen.  Ist  jedoch  dem  Kläger  bekannt,  dass  die  Gresellschaft  vor 
Erhebung  der  Klage  aufgelöst  wurde  y  so  ist  die  Ladung  jeder  im  In- 
lande  befindlichen  Person  zuzustellen^  welche  haftbar  gemacht  werden 
soll.  Einer  jeden  Person  endlich,  welcher  eine  gegen  die  Firma 
erlassene  Ladung  zugestellt  wird,  ist  bei  der  Zustellung  schriftlich 
mitzutheileu ,  ob  ihr  als  Gesellschafter,  oder  als  Geschäftsführer,  oder 
in  beiden  Eigenschaften  zugestellt  wird;  andernfalls  wird  angenom- 
men, dass  ihr  als  Gesellschafter  zugestellt  ist.  Aus  diesen  Vorschrif- 
ten darf  übrigens  nicht  gefolgert  werden,  dass  einer  parinersfti^FvnBti 
eine  juristische  Persönlichkeit  nach  Art  des  Artikel  111  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  zukommt :  die  gedachten  Vorschriften  sind  rein 
prozessualischer  Natur,  und  im  Uebrigen  gilt:  si  quid  sodetaii  de- 
betur,  singults  debetur,  et  quod  debet  soctetasy  smgvli  debent. 

e)  Ist  in  besonderen  Gesetzen  über  Zustellung  an  eine  Personen- 
mehrheit, mag  dieselbe  iukorporirt  sein  oder  nicht,  Bestimmung  ge- 
troffen, so  kann  die  Zustellung  in  der  dort  vorgeschriebenen  Weiße 
erfolgen.  Die  Vorschriften  über  Zustellung  an  politische  englische 
Körperschaften  können  hier  übergangen  werden. 

Spezialbestimmungen  sind  ferner  ftir  folgende  besondere  Klagen 
getroffen : 

a.  Handelt  es  sich  um  eine  Immobiliarklage  und  befindet  sich 
der  Besitzer  nicht  auf  dem  Grundstück,  so  kann  die  Zustellung  schlinun- 
stenfalls  durch  Anheften  einer  Abschrift  an  die  Hausthür  oder  an 
eine  andere  in's  Auge  fallende  Stelle  bewirkt  werden. 

b.  Bei  dinglichen  Klagen  in  Seesacheu  ist  die  Zustellung  der 
Ladung  oder  des  Arrestbefehls  nicht  erforderlicli ,  wenn  der  beklag- 
tische Anwalt  Annahme  der  Zustellung  und  Kaution  verspricht.  An- 
dernfalls geschieht  die  Zustellung  des  Arrestbefehls  durch  einen  Be- 
amten fmarshal)  oder  dessen  Substituten,  vorausgesetzt,  dass  die  zu 
arrestirenden  Vermögensstücke  sich  im  Jurisdiktionsgebiete  befinden. 
Gegen  Schiff,  Fracht  und  gegen  die  an  Bord  befindliche  Ladung  wird 
die  Zustellung  dadurch  bewirkt,  dass  das  Original  eine  kurze  Zeit  au 
den  Mast  oder  Hauptmast  genagelt  oder  geheftet  und  sodann  durch 
eine  getreue  Abschrift  ersetzt  wird.  Ist  die  Ladung  umgeschiflFt  oder 
bereits  gelandet,  so  tritt  an  die  Stelle  des  Mastes  die  Ladung  selbBt, 
und  wird  der  Zutritt  zur  Ladung  verweigert,   so  kann  dem  Ladungs- 
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Wächter  zugestellt  werden.  Binnen  6  Tagen  nach  der  Zustellung  ist 
der  Arrestbefeh]  vom  klägerischen  Anwalt  auf  der  Registratur  eiu- 
znreichen. 

Der  Znstellende  hat  in  allen  Fällen  binnen  8  Tagen  nach  der 
Zustellung  deren  Wochen-  und  Monatstag  auf  der  Ladung  zu  ver- 
merken, bei  Strafe  der  Unzulässigkeit  des  Versäumnissyerfahrens.  Der 
Tag  der  Beurkundung  des  gedachten  Vermerks  ist  in  der  schriftlichen, 
eidlichen  Erklärung  anzugeben^  welche  den  Nachweis  der  erfolgten 
ZuBtellung  erbringen  soll.  Die  Einreichung  dieser  eidlichen  Erklä- 
rung {affidavit  of  serviee)  ist  eine  der  Voraussetzungen  des  Versänm- 
nissverfahrens;  und  zwar  eine  Voraussetzung,  von  welcher  gerichtsseitig 
nicht  dispensirt  werden  kann. 

Da  eine  Zustellung  im  Inlande  einfacher  ist  und  weniger  Kosten 
verursacht,  als  eine  Zustellung  im  Auslande,  pflegt  der  Kläger  jede 
Grelegenheit  zu  benutzen,  welche  eine  Zustellung  im  Inlande  ermög- 
licht. Dabei  ereignet  es  sich  nicht  selten,  dass  im  Inlande  einer  Per- 
son (z.  B.  dem  Reisenden  einer  deutschen  Firma)  zugestellt  wird, 
welcher  nicht  zugestellt  werden  kann.  Eine  derartige  Zustellung  ist 
eine  unregelmässige  und  wird  auf  Antrag  des  Beklagten  kassirt.  Letz- 
terer darf  indessen  nicht  unthätig  bleiben,  und  vor  allen  Dingen  sich 
nicht  schlechthin  auf  die  Klage  einlassen,  weil  darin  in  der  Regel  ein 
Verzicht  auf  die  Geltendmachung  der  mangelhaften  Zustellung  zu  er- 
blicken ist. 

2.  Zustellung  im  Auslände. 

Jede  im  Auslande  zuzustellende  Klageladung  setzt  die  Erwirkung 
einer  gerichtlichen  Verfügung  voraus,  welche  die  Emittirung  der  Ladung 
nnd  die  Zustellung  derselben  im  Auslande  gestattet  und  gleichzeitig 
die  Einlassungsfrist  normirt.  Dem  Antrage  auf  Erlass  einer  solchen 
Verfügung  kann  in  nachstehenden  Fällen  stattgegeben  werden. 

a.  Im  Inland  belegene  Grundstücke  bilden  den  alleinigen  Klage- 
gegenstand.  Es  schadet  jedoch  nichts,  dass  gleichzeitig  auf  Pacht-  oder 
Hiethzins  oder  sonstiges  Einkommen  aus  den  Ghrundstücken  geklagt 
wird* 

b.  Es  handelt  sich  um  Auslegung,  Berichtigung,  Aufhebung  (nler 
Greltendmachung  einer  Obligation,  Urkunde  oder  Norm,  welche  inlän- 
dische Immobilien  berühren. 

c.  Der  Beklagte  hat  sein  Domizil  oder  gewöhnlichen  Aufenthalt 
im  Inlande. 

d.  Es  wird  auf  gerichtliche  Verwaltung  des  Mobiliamachlasses 
einer  Person  geklagt,  welche  ihr  letztes  Domizil  im  Inlande  hatte. 
Oder  die  Klage  geht  auf  AnsfUhmng  schriftlicher,  fiduziarischer  An- 
ordnungen hinsichtlich  inländischer  Vermögensstücke,  vorausgesetzt, 
dass  nach  englischem  Recht  die  Anordnung  auszuführen  ist  und  dass 
der  Beklagte  ein  Fiduziar  ist. 

e.  Der  Klagegrund   besteht  in  der   im   Inlande  erfolgten   Nicht- 
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erftillung  eines  —  einerlei  wo  geschlossenen  Vertrages,  welcher  nach 
seinem  Inhalt  im  Inlande  zn  erfllUen  war. 

f.  £h  wird  mit  Bezug  auf  eine  im  Inlande  vorzunehmende  Hand- 
lung  um  eine  einstweilige  Verftigung  gebeten,  oder  es  soll  eine  im 
Inlande  vorliegende  Belästigung  verhindert  oder  entfernt  werden,  mag 
gleichzeitig  auf  Schadensersatz  geklagt  worden  oder  nicht. 

g.  Ein  im  Auslande  befindlicher  Dritter  ist  nothwendiger  oder 
doch  passender  Weise  als  Partei  in  einem  Prozess  hineinzuziehen, 
vorausgesetzt,  dass  die  Hauptklage  gehörig  erhoben  und  dem  Haupt- 
bcklagten  im  Inlande  zugestellt  wurde. 

Einige  besondere,  hier  nicht  intere^sirende  Bestimmungen  sind 
fiir  den  Fall  getroffen,  dass  eine  englische  Klageladung  in  Schott- 
land oder  Irland  zugestellt  werden  soll,  imd  fUr  Klagen  auf  Anerken- 
nung letzwilliger  Verfügungen  ist  kurz  bestimmt,  dass  das  Gericht  die 
Zustellung  im  Auslande  gestatten  kann. 

Jeder  Antrag  auf  Erlass  der  am  Eingange  dieses  Abschnitts 
gedachten  Verfügung  ist  durch  schriftliche,  eidliche  Erklärung  oder  ein 
anderes  Beweismittel  zu  unterstützen.  Der  Deponent  hat  darin  zu  er- 
klären, dass  seines  Dafürhaltens  dem  Kläger  ein  guter  Klagegnmd 
zur  Seite  steht ;  ausserdem  ist  anzugeben ,  wo  sich  der  Beklagte  ver- 
muthlich  befindet  und  ob  er  britischer  Staatsangehöriger  ist  oder 
nicht.  Die  Erklärung  hat  femer  die  Oründe  zu  enthalten,  auf  weldie 
der  Antrag  gestützt  wird.  In  der  Verfügung  wird ,  wie  bereits  er- 
wähnt, gleichzeitig  die  Einlassuugsfrist  normirt  d.  h.  die  von  der  Zu- 
stellung ab  laufende  Frist,  binnen  welcher  der  Beklagte  zur  Vermei- 
dung des  Versäumniss Verfahrens  seine  Einlassung  einzutragen  hat.  Die 
Frist  pflegt  so  bemessen  zu  werden,  dass  dem  Beklagten  ausser  den 
fiir  inländische  Zustellungen  vorgeschriebenen  8  Tagen  noch  reich- 
lich das  Doppelte  der  Zeit  verstattet  wird,  binnen  welcher  der  Ort 
der  Zustellung  von  London  aus  zu  erreichen  ist.  Die  Einlassungs- 
frist  beträgt  z.  B.  für  München  14  Tage,  für  Nürnberg,  Stuttgart, 
Frankfurt  a.  M.,  Dresden,  Berlin,  Hamburg,  Bremen  12  Tage,  und 
för  Köln,  Strassburg  10  Tage.  Der  deutsche  Beklagte  hat  mithin 
Zeit  genug,  den  deutschen  Konsul  am  Orte  des  Prozessgerichts  am 
Au%abe  eines  Anwalts  zu  bitten  und  letzteren  zu  instruiren.  In 
britischen  Territorien  und  in  allen  FäUen,  wo  der  Beklagte  britischer 
Staatsangehöriger  ist,  wird  die  Klageladimg  selbst  zugestellt ;  treffen  die 
gedachten  Voraussetzungen  nicht  zu,  was  in  Deutschland  in  der  Segel 
der  Fall  sein  wird,  so  wird  nur  eine  Benachrichtigung  fnotieei  von 
der  Klageladung  zugestellt.  Würde  letzteren  falls  die  Klageladung 
selbst  zugestellt  werden,  so  wäre  die  Zustellung  null  und  nichtig.  Die 
Zustellung  der  Benachrichtigung  geschieht  in  derselben  Weise,  wie  die 
Zustellung  einer  Klageladung. 

Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  die  Ausführung  der  Zn- 
steilung sich  im  Einzelnen  an  die  Mittel  und  Verhältnisse  anzuschlies- 
sen  hat,    welche  sich  in  dem  Staate  vorfinden,    wo  die  Zustellung  zu 
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bewirken  ist,  und  dass  daher  die  AnsfUbrung  nicht  in  allen  Staaten 
dieselbe  ist.  In  allen  Fällen  können  aber  die  in  einem  Staate  vor- 
handenen Hülfsmittel  nur  insoweit  benutzt  werden,  als  dadurch  die 
Beachtung  der  oben  ausgeführten  englischen  Vorschriften  nicht  in 
Frage  gestellt  wird.  Denn  das  positive  Recht,  welches  die  Zustellung 
im  Auslande  normirt,  ist  das  englische  Hecht,  welches  für  die  Zustel- 
lung englischer  Klageladungen  nicht  etwa  den  Satz  aufgestellt  hat, 
dass  die  Zustellung  in  der  Weise  geschehen  könne,  wie  in  dem  be- 
treffenden Staate  Klagen  bei  den  Gerichten  dieses  Staates  zugestellt 
werden.  Im  Folgenden  soll  der  Fall  betrachtet  werden,  wo  die  Zu- 
stellung im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  zu  erfolgen  hat. 

Im  Hinblick  auf  den  Satz,  dass  die  Zustellung  durch  eine  be- 
liebige Person  bewirkt  werden  kann,  könnte  man  meinen,  der  eng- 
lische Anwalt  des  Klägers  solle  die  Dienste  des  deutschen  Gerichts- 
vollziehers in  Anspruch  nehmen,  zumal  Deutschland  zu  den  Staaten 
gehört,  wo  die  Vornahme  einer  Handlung  einen  tiefereu  Eindruck 
hinterlässt,  wenn  sie  durch  einen  Beamten  erfolgt.  Die  Erfalirungen 
haben  jedoch  gelehrt,  dass  es  ein  Missgriff  ist,  den  deutschen  Gerichts- 
vollzieher mit  der  Zustellung  zu  beauftragen.  Denn  der  Gerichtsvoll- 
zieher weigert  sich  in  der  Regel,  die  spezielle  schriftliche,  eidliche 
Erklärung  abzugeben,  welche  nach  englischem  Recht  eine  Voraus- 
setxung  des  Versäum niss Verfahrens  bildet  und  gerichtsseitig  nicht  er- 
erlassen  werden  kann.  Sollte  ausnahmsweise  der  Gerichtsvollzieher 
sich  zur  Abgabe  der  Erklärung  bereit  erklären,  so  entsteht  die  wei- 
tere Frage,  ob  er  in  Ermangelung  eines  zur  Abnahme  von  Eiden  be- 
fugten britischen  Konsuls  einen  Amtsrichter  finden  wird,  der  ihm  den 
Eid  in  der  englischen  Form  und  so  rechtzeitig  abnimmt,  dass  die  be- 
eidigte Erklärung  am  Tage,  wo  die  Einlassungsfrist  abläuft,  in  den 
Händen  des  englischen  Anwalts  sein  kann.  Aus  denselben  Gründen 
ist  die  Beauftragung  eines  deutschen  Notars  bedenklich,  und  bleibt 
daher,  falls  die  Zustellung  rechtskundigen  Händen  anvertraut  werden 
soll,  nur  der  deutsche  Rechtsanwalt,  der,  wenn  er  selbst  den  Eid 
nicht  ableisten  will,  die  Zustellung  durch  seinen  Btireauvorsteher  be- 
sorgen lassen  kann.  Ist  allerdings  vorauszusehen,  dass  es  auch  dem 
Rechtsanwalt  schwer  fallen  wird,  die  eidliche  Erklärung  rechtzeitig 
und  vorschriftsmässig  zu  beschaffen,  so  wird  der  englische  Anwalt, 
falls  wichtige  Interessen  auf  dem  Spiele  stehen,  einen  eigenen  An- 
geetellten  nach  Deutschland  senden  und  letzteren  den  Eid  in  England 
leisten  lassen. 

Der  verhältnissmässigen  Seltenheit  wegen  darf  hier  von  dem  Falle 
abgesehen  werden,  wo  die  Klageladung  selbst  in  Deutschland  zuzu- 
stellen ist,  und  die  weitere  Darstellung  auf  den  gewöhnlicheren  Fall 
beschränkt  bleiben,  in  welchem  eine  blosse  Benachrichtigung  zugestellt 
wird.  Der  englische  Anwalt  sendet  solchenfalls  seinem  deutschen 
Kollegen  folgende  drei  Schriftstücke:  a..  die  Originalklageladung: 
b.  die  Benachrichtigung    von    derselben:    c.  ein   Duplikat   dieser    Be- 
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nachrichtiguug.      Für    die  Originalladung    ist  nachstehendes    Formular 
vorgeschrieben : 

(Vorderseite) 

Erwirkt  auf  Grund  der  Verfügung  vom  — —  — 

Im  Aus  lande  zuzustellende  Ladung. 
Im    hohen    Gerichtshof. 
—     ---    —  Abtheilung. 

Zwischen  A.  B.  KlXger, 
L.  S.  und 

C.  D.  Beklagter^ 
Victoria,  von  Gottes  Gnaden  u.  s.  w. 
An  C.  D. 
in  —  —  —  —   —  —  —  —  — 

Wir    geben    Ihnen    hiermit    auf,    binnen    —  —  —  — 

nach  Zustellung  der  Benachrichtigung  von  dieser  Klageladung,  ein- 
schliesslich des  Tages  der  Zustellung,  in  der  —  —  —  Abtheiltmg 
Unseres  Hohen  Gerichtshofes  eine  Einlassung  auf  die  von  A.  B. 
erhobene  Klage  eintragen  zu  lassen. 

Und  sind  Sie  hiermit  davon  in  Kenntniss  gesetzt«  dass  im 
Unterlassungsfalle  der  Kläger  das  Verfahren  fortsetzen,  und  ein 
Versäumnissurtheil  ergehen  kann. 

Zeuge  Farrer,  Baron  Herschell,  Lordkanzler  von  Gross- 
britannien, am — 

NB.  —  Diese  Ladung  ist  binnen  12  Kalendermonaten  nach 
dato  zuzustellen,  oder,  falls  erneuert,  binnen  6  Kalendermonaten 
nach  dem  Datum  der  letzten  Erneuerung,  einschliesslich,  und  nicht 
später. 

Der  Beklagte  kann  sich  auf  die  Klage  dadurch  einlassen,  dass 
er  entweder  in  Person  oder  durch  einen  Anwalt  im  GentrHl 
Ofßce,  Royal  Courts  of  Justice,  London,  seine  Einlassung  einträgt. 

(Rückseite) 
Die  klägerische  Forderung  lautet —  — 

Diese  Ladung  wurde  erwirkt  durch — —  — 

zu    —   —   —      -    —   —  —  —  —  —  —  —  —  —  —   —  — 

dessen  Zustellungsadresse  lautet  —  —  —  —  —  —  —  — 

Anwalt  für  den  Kläger.    Der  Kläger  selbst  wohnt — 

Benachrichtigung  von  dieser  Ladung  wurde  zugestellt  von  mir  (Name 
des  Zustellenden)  wohnhaft  (Adresse  desselben)  in  (Ort  der  Zn- 
steilung) dem  Beklagten  am  (Zeit  der  Zustellung). 

Indossirt  am 

Unterschrift,  Adresse  und  Stand 
des  Zustellenden. 
NB.  —  Diese  Ladung    kommt    in  Fällen  zur  Anwendung,   wo 
sich  alle  oder  einzelne  Beklagte  im  Auslande  befinden.    Ist  der  Be- 
klagte,   dem    zuzustellen  ist,    kein  britischer  Staatsangehöriger  und 
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befindet  sich  auch  nicht   in    britischen  Territorien,  so  ist  ihm  nicht 
die  Ladung,  sondern  eine  Benachrichtigung  von  derselben  zuzustellen. 
Beabsichtigt  der  KlXger  im  Falle  des  Erscheinens  des  Beklagten 
das  summarische  Verfahren  zu  betreiben,    und   liegen  die  Voraussetz- 
ungen ftir  dasselbe  vor,  so  ist  die  Klageladung  speziell  indossirt,  und 
ändert  sich  dadurch  die  Rückseite,  wie  folgt: 

(Rückseite) 
Angabe  der  Forderung: 
Die  klägerische  Forderung  lautet — 

Details: 


Ort  der   Hauptverhandlung    —  —  —  —  — —  —  — 

Unterschrift. 

Und  £  —  —  —  (oder  die  bei  der  gerichtlichen  Kostenfestsetz- 
ung fixirte  Summe)  an  Kosten.  Wird  der  geforderte  Betrag  bin- 
nen —  —  —  nach  der  Zustellung  der  Benachrichtigung  von  dieser 
Ladung  an  den  Kläger  oder  dessen  Anwalt  gezahlt,  so  wird  das 
'  weitere  VerfEÜiren  eingestellt. 

Diese  Ladung  wurde  erwirkt  u.  s.  w. 
Das  Formular  ändert  sich  femer  in  Fällen,  wo  die  Ladung  nicht 
im  Central  Office  in  London,  sondern  in  einer  District  Registry  er- 
wirkt wird.  Solchenfftlls  kann  der  Beklagte,  welcher  in  dem  frag- 
lichen Distrikt  weder  wohnt,  noch  daselbst  ein  Geschäft  betreibt,  nach 
seiner  Wahl  entweder  im  Central  Office  oder  in  der  betreffenden 
Distrikt  Registry  seine  Einlassung  eintragen.  Auswärtige  Beklagte  ent- 
scheiden sich  mit  Recht  für  die  Eintragung  in  London,  da  sie  daselbst 
weit  leichter  einen  geeigneten  Rechtsbeistand  finden. 

Fttr    die  Benachrichtigung  von   der  Klageladung    wird  folgendes 
Formular  benutzt: 

(Seite  1) 
Im   Auslande   zu  gebende  Benachrichtigung  von 
der   Klageladung   an  Stelle  der   Zustellung   der 

letzteren. 
Im    hohen    Gerichtshof. 

Abtheilung.  18  —  — — 

Zwischen 

A.  B.  Kläger, 

und 
C.  D.  Beklagter. 
An    C.    D. 

m  — 

Nehmen  Sie  Kenntniss  davon,  dass  A.  B.  in    —    — — 

g^en  Sie,  C.  D.,  eine  Klage  in  der Abtheilung  Ihrer  Majestäts 

hohen  Gerichtshofes  in  England  durch  Klageladung  dieses  Gerichts 
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vom  — erhoben  hat,  eine  Ladung,  welche  auf  der  Rückseite 

lautet,  wie  folgt: 

(Folgt  Abschrift  der  Rückseite  der  Ladung.) 

(Seite  2) 

Und  werden  Sie  hiermit  aufgefordert,  binnen  -  -  —  —  nach 
Empfang  dieser  Benachrichtigung,  einschliesslich  des  Tages  des 
Empfanges,  sich  der  Klage  gegenüber  zu  vertheidigen ,  indem  Sie 
beim  gedachten  Gericht  Ihre  Einlassung  eintragen  lassen.  Im  Unter- 
lassungsfalle kann  A.  B.  das  Verfahren  fortsetzen,  und  ein  Ver- 
sa iimnissnrtheil  ergehen. 

Einlassen  können  Sie  sich  auf  die  Klage  dadurch,  dass  Sie 
entweder  in  Person  oder  durch  Anwalt  eine  Einlassung  im  Central 
Office,  Royal  Courts  of  Justice,  London,  eintragen. 

Folgt  Name  des  klägerischen  Anwalts, 
seine  Adresse   und   Zustellungsadresse, 
sowie   die   Adresse   seines   Mandanten. 
(Seite  3) 

Diese   Benaclirichtigung   wurde   zugestellt   von   mir  (Name   des 
Zustellenden),     wohnhaft    (Adresse  desselben),    zu    (Ort  der  Zustel- 
lung), dem  Beklagten  am  (Zeit  der  Zustellung ). 
Indossirt  am  —  —  —  —  — 

Unterschrift,  Adresse  und 
Stand  des  Zustellenden. 

Ist  die  Klageladung  in  einer  District  Registry  erwirkt,  so  wird 
ein  entsprechend  abgeändertes  Formular  benutzt. 

Zuzustellen  ist  dem  Beklagten  nur  die  oben  unter  b.  erwähnte 
Benachrichtigung  von  der  Originalklageladung;  bei  der  Behändigong 
sind  jedoch  die  unter  a.  und  c.  gedachten  Urkunden  empor  zu  halten, 
und  dabei  zu  bemerken  ,^  Originalladung  und  Duplikat  der  Benach- 
richtigung befinden  sich  liier^.  Wünscht  der  Beklagte  diese  letzteren 
Schriftstücke  einzusehen,  —  und  zwar  nur  in  diesem  Falle  — j  so 
hat  der  Zustellende  sie  zu  zeigen,  ohne  sie  jedoch  aus  der  Hand  zu 
geben.  Spätestens  binnen  3  Tagen  hat  der  Zustellende  auf  der  Ori- 
ginalladung  sowohl,  wie  auf  dem  Duplikat  der  Benachrichtigung  durch 
Ausfüllung  der  o£Pen  gelassenen  Stellen  die  Thatsache  der  Zustellung 
in  englischer  Sprache  zu  beurkunden,  und  alsdann  mit  möglichster 
Beschleunigung  beide  Schriftstücke  dem  englischen  Anwalt  des  Ellägers 
wieder  einzusenden.  Der  englische  Anwalt  entwirft  darauf  die  schrift- 
liche, eidliche  Erklärung  nebst  Anlagevermerk  und  behändigt  seinem 
deutschen  Kollegen,  welcher  die  Zustellung  besorgte,  folgende  Schrift- 
stücke :  a.  eine  englische  Ausfertigung  des  Entwurfes  der  schriftlichen, 
eidlichen  Erklärung;  b.  eine  deutsche  Ausfertigung  dieses  Entwurfes: 
c.  das  Duplikat  der  Benachrichtigung  mit  dem  Entwürfe  eines  An- 
lagevermerks  in  englischer  und  deutscher  Ausfertigung.  Das  Formular, 
welches  für  die  eidliche  Erklärung  benutzt  wird,  lautet  wie  folgt: 
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Im   hohen  Gerichtshol 

—    Abtheilong.  18  —  —  —  —  — 

Zwischen 

A.  B.    KlSger^ 

und 
C.  D.    Beklagter. 
Ich  (folgt  NamO;    Adresse  und  Stand   der  Person,    welche  die 
Zustellnng  bewirkte)  schwöre  und  erklSre,  wie  folgt: 

1)  Ich  habe  am  —  —  —  —  zu  —  —  —  —  dem  oben 
gedachten  Beklagten  in  Person  eine  Benachrichtigung  von  der 
Klageiadung  in  dieser  Streitsache  zugestellt.  Ein  Duplikat  der  Be- 
nachrichtigung liegt  an  und  ist  A  markirt. 

2)  Ich  habe  am auf  dem  anliegenden  Duplikat  den 

Monats-  und  Wochentag  der  Zustellung  an  den  Beklagten  vermerkt. 
Beschworen  am  —  — 


zn —  —  —  — 

vor  mir    —  —  —  — 
Der  Anlagevermerk    pflegt    in   der  nachstehenden  Form   entworfen    zu 
werden: 

Im  hohen  Gerichtshof. 

Abtheilung.  18 

A.  B.    V.  C.  D. 
Dies  ist  das  A  markirte  Benachrichtigungs- 
dnplikat,      welches     in     Bezug     genommen 
wird    in     der    schriftlichen^    eidlichen     Er- 
klSrung;  welche  Herr  —  —  —  —  vor  mir 
am  —  —  —  beschworen  hat. 
Grestattet   das    in  Frage   kommende  deutsche   Landesgesetz    eine    Ab- 
nahme von  Eiden  durch  einen  britischen  Konsularbeamten^  so  legt  die 
Person^  welche  die  Zustellung    bewirkte ,    dem    britischen  Konsul    die 
englischen  Ausfertigungen  vor   und  bittet  um  Abnahme   und  Beurkun- 
duoig  des  Eides.     Ist  britischen  Konsularbeamten  landesgesetzlich   die 
Abnahme    von  Eiden    Überhaupt   nicht   oder   doch    nur    unter  Voraus* 
Setzungen  gestattet;  welche  nicht  zutreffen,  so  sind  die  deutschen  Aus- 
fertigungen dem  Amtsrichter  mit  dem  Antrage  zu  Überreichen^  den  Eid 
abnehmen;  die  Abnahme  eigenhändig  und  unter  Gerichtssiegel  auf  der 
überreichten    Ausfertigung  attestiren,    und    den   Anlagevermerk  eigen- 
händig und  unter  Gerichtssiegel  vollziehen  zu  wollen.    Vorsichtshalber 
lege  man   dem  Amtsrichter   gleichzeitig   eine  Bescheinigung   des   eng- 
lischen Konsulats  darüber  vor^  dass  die  Eidesabnahme  erforderlich  ist; 
um   das  Versäumnissverffthren  einleiten   zu   können.      Sdiwierigkeiten 
entstehen  häufig   dadurch,    dass   der  Amtsrichter  Bedenken  trägt,    die 
Abnahme    des  Eides    ohne  Aufnahme    eines   Protokolls    vorzunehmen. 
Der  Au&ahme  eines  Protokolls  steht  englischer  Seits  nichts  entgegen^ 
wohl    aber   der   Abfindung   des  Antragstellers    mit    einer   beglaubigten 
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Abschrift  des  Protokolls ,  zumal  wenn  der  Amtsrichter  die  Beglau- 
bigung durch  seinen  Gerichtsschreiber  vornehmen  IXsst.  Wenn  die 
betreffenden  deutschen  Landesgesetze  es  wirklich  nicht  gestatten  soUteu, 
nach  Aufiiahme  des  Protokolls  die  Abnahme  des  Eides  auf  der  ein- 
gereichten Ausfertigung  zu  attestireu^  so  dürfte  doch  ein  Entgegen- 
kommen wenigstens  insoweit  stattfinden  können  ^  dass  der  Amtsrichter 
statt  der  beglaubigten  Ausfertigung  dem  Deponenten  ein  Duplikat  des 
Protokolls  behändigen  lässt.  Eine  Legalisirung  der  Qriginalunter- 
schrift  des  Amtsrichters  ist  nicht  erforderlich;  Namenszug  des  Richters 
und  Grerichtssiegel  sind  ausreichend. 

Die  Zustellung  englischer  Klagladungen  im  Auslande  ist  mithin 
wesentlich  verschieden  von  der  Zustellung  deutscher  Ladungen  im  Aus- 
lande^  welche  in  den  §§  182,  186  der  deutschen  Zivilprozessordnung 
geregelt  ist.  Auf  internationale  Anerkennung  werden  die  englischen 
Vorschriften  in  Deutschland  wohl  nur  im  beschränkten  Um&nge  zu 
rechnen  haben.  Denn  die  Zustellung  englischer  Ladungen  im  deut- 
schen Reiche  ist  alles  Andere  als  eine  Zustellung  durch  Gewährung  der 
Rechtshülfe;  wie  sie  in  Ziffer  4  des  §  661  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnung erfordert  wird.  Daraus  folgt,  dass  selbst  wenn  das 
deutsche  Reichsgericht  die  in  Ziffer  5  eod.  verlangte  Gegenseitigkeit 
nunmehr  als  verbürgt  ansehen  sollte,  die  Vollstreckung  englischer 
Versäumnissurtheile  in  Deutschland  noch  häufig  scheitern  wird. 


Reclitsprecliuiig. 
Deutschland. 

A.  Bürgerliches  Recht  einschliesslich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Feststellung  der  Nationalität, 

Die  Beurtheilung  der  Nationalität  einer  Person  ist  weder  dureh 
die  Landes-  noch  durch  die  Beichsgesetze  den  Zivilgerichten  entzogen, 
gehört  zu  deren  Zuständigkeit  {Ihic,  Comm.  des  Code  civil  Bd.  1  8.261, 
408 ;  Dallox  s.  v.  conipStence  administrative  Nr.  209)  und  kann  Gegen- 
stand einer  Feststellungsklage  sein.  Zu  deren  Begründung  genügt  der 
Beweis  des  Erwerbs  der  Staatsangehörigkeit,  während  dem  Beklagten 
der  des  Verlustes  derselben  obliegt.  In  Nationalitätsfiragen  ist  wie 
in  allen  Statusfiragen  ein  Geständniss,  selbst  ein  gericbtliches,  recht- 
lich unwirksam.  U.  Landgericht  Metz  vom  22.  Mai  1892  (Ztsch.  i 
franz.  Z.B.  Bd.  23  S.  685). 

Oertliches  Recht  für  die  Form  von  Eheverträgen,  ProMbiHvgeseix, 

Für  die  Beurtheilung  von  Eheverträgen  sind  nicht  nur  bezüglich 
des  Inhalts  und   der  \yirkung,    sondern   auch  bezüglich  der  Form  die 
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Gesetze  des  Orts^  wo  der  Ehemann  nach  Eingehung  der  Ehe  seinen 
Wohnsitz  hatte,  dann  ausschliesslich  massgebend^  wenn  das  am  letzte- 
ren Orte  geltende  Recht  die  Beobachtung  einer  bestimmten  Form  bei 
Meldung  der  Ungültigkeit  vorschreibt. 

Beschl.  des  bay er.  Obersten  Landesgerichts  vom  4.  November  1892 
(Samml.  etc.  Bd.  14  8.  301). 

In  den  Gründen  heisst  es:  ...  .  „Es  darf  als  geltendes  Becht 
angenommen  werden,  dass  für  Eheverträge  nicht  nur  bezüglich  ihres 
Inhalts  und  ihrer  Wirkung^  sondern  auch  bezüglich  ihrer  Form,  hier 
abweichend  von  dem  Satze:  locus  regit  actum^  jedenfalls  dann  die 
Gesetze  des  Orts  massgebend  seien,  woselbst  der  Ehemann  nach  Ein- 
gehung der  Ehe  seinen  Wohnsitz  nimmt,  wenn  am  letzteren  Orte  die 
Beobachtung  einer  bestimmten  Form  für  derartige  Vertftge  bei  Ver- 
meidung der  Ungültigkeit  derselben  vorgeschrieben  ist,  wie  dies  nach 
Thl.  I  Kap.  6  §  29  des  bajer.  Landrechts,  dessen  Karakter  als  Pro- 
hibitivgesetz  von  der  Beschwerdeführerin  selbst  als  richtig  anerkannt  wird^ 
für  dessen  Gebiet  zutri£% ^ 

Der  ÄUmentaiionsanspruch  gegen  den  unehelichen  Erzeuger. 

Urtheil    des    Landgerichts   Frankfurt  a/M.    (III.  Zivilkammer)    vom 

25.  Januar  1893. 

Mitgetheilt  von  TTerrn  Land^orichtsrath  Dr,  Mengen  in  Uechingen. 

Gründe:  Die  Frage^  nach  welchem  örtlichen  Recht  die  Alimen- 
tationspflicht des  ausserehelichen  Erzeugers  eines  uneheliclieu  Kindes 
zu  beurtheilen  ist,  ist  streitig.  Während  das  ehemalige  preuss.  O.-Trib. 
den  Grundsatz^  dass  die  Gesetze  des  Domizils  der  Mutter  zur  Zeit 
der  Erzeugung  des  Kindes  massgebend  sind,  aufgestellt  und  damit  be- 
gründet hat,  dass  der  Grund  der  Rechte  eines  unehelichen  ELindes 
gegen  seinen  Erzeuger  nicht  in  einer  dem  letzteren  zur  Last  fallen- 
den unerlaubten  Handlung,  sondern  in  dem  durch  die  Geburt  des 
ersteren  entstandenen  natürlichen  Verhältnisse  desselben  zu  demjenigen, 
der  als  Vater  desselben  angenommen  werden  mUsse^  zu  suchen  sei  — 
haben  die  Oberappellationsgerichte  zu  München,  Jena  und  Celle  den 
Standpunkt  eiogenommeu,  dass  die  Gesetze  des  Ortes,  wo  der  Bei- 
schlaf stattgefunden  habe,  zur  An  wendang  zu  bringen  seien.  (W^.Böhm, 
die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  §  12  S.  63 — 66  und  die 
dort  angeführten  Gerichtsentscheidungen.) 

Ein  Pleuarurtheil  des  Oberappellatiousgerichts  in  München  vom 
5.  Juni  1855  {Seuffert,  Archiv  Bd.  9  S.  243)  hat  letzteren  Grundsatz 
damit  begründet,  dass  der  aussereheliche  Beischlaf  eine  unerlaubte 
Handlung  sei,  Obligationsverhältnisse  aus  unerlaubten  Handlungen 
aber  nach  der  lex  delicti  cofnmiasi  za  beurtheilen  seien.  Das  Prozess- 
gericht  ist  in  konstanter  Praxis  der  Deliktstheorie  insofern  gefolgt, 
dass  es  den  Gerichtsstand  für  Klagen  aus  unerlaubten  Handlungen 
ans  §  32  der  Z.P.O.    bei    Alimentenklagen  gegen  den  ausserehelichen 
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Schwangerer  für  begründet  erachtet  hat,  indem  es  die  Vollziehung  des 
ausserehelichen  Beischlafs ;  welche  die  Verpflichtung  des  ausserehe- 
lichen  Erzeugers  begründet,  fUr  eine  ,,  unerlaubte  Handlung^  im  Sinne 
dieser  Prozessvorschrift  hält.  Die  hier  vorliegende  Frage  ist  von  dem 
Prozessgericht  wiederholt  (zuletzt  durch  Urtheil  in  Sachen  F.  gegen  Th. 
vom  14.  Dezember  1889)  dahin  entschieden,  dass  das  materielle  Becht 
desjenigen  Ortes  massgebend  ist,  an  welchem  der  aussereheliche  Bei- 
schlaf, aus  welchem  die  Alimentationspflicht  des  Beklagten  hergeleitet 
wird,  vollzogen  worden  ist. 

Das  Gericht  hält  an  diesem  Ginindsatze  fest  Es  geht  aber  da- 
von aus,  dass  die  Kontroverse^  ob  die  Alimentationsverbindlichkeit  des 
ausserehelichen  Erzeugers  durch  die  Deliktsnatur  des  ausserehelicheu 
Beischlaf»  begründet  wird  oder  aus  der  vomGresetz  präsumirten  natür- 
lichen Verwandtschaft  zu  dem  Kinde  herzuleiten  ist,  hier  nicht  in 
Betracht  kommt.  Unsere  hier  vorliegende  Frage  des  interna- 
tionalen Privatrechts  von  der  Entscheidung  dieser  Kontroverse 
abhängig  zu  machen,  erscheint  schon  deshalb  bedenk! ich^  weil  die- 
selbe auf  dieser  Grundlage  in  den  einzelnen  Rechtsgebieten  Deutsch- 
lands verschieden  beantwortet  werden  müsste,  je  nachdem  diese  oder 
jene  Theorie  von  der  herrschenden  Meinung  des  Hechtsgebietes  oder 
einem  geltenden  Partikulargesetze  akzeptirt  worden  ist.  Allein  enir 
scheidend  ist  vielmehr^  dass  diese  Alimentationsverbindlichkeit,  gleich 
wie  man  dieselbe  theoretisch  oder  vom  Standpunkte  des  Gesetzgebers 
begründen  mag,  stets  eine  durch  Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht  be- 
stimmte rechtliche  Folge  der  Vollziehung  des  Beischlafs  ist;  und  dieser- 
halb  das  Recht  desjenigen  Orts  entscheidend  sein  muss^  an  welchem 
dieser  rechtsbegründendo  Akt  vorgenommen  ist.  Hierfür  spricht  über- 
dies die  Erwägung,  dass  es  gegenüber  dem  ausserehelichen  Erzeuger 
deshalb  billig  ist,  das  Recht  dieses  Orts  anzuwenden,  weil  die  Wahl 
desselben  von  seinem  Willen  abhängig  ist^  dass  man  sehr  wohl  dem- 
selben das  Bewusstsein  imputiren  kann,  dass  er  sich  den  Gresetzen  des 
Orts  des  Beischlafs  unterwerfe,  nicht  aber  ohne  Weiteres  den  Willen, 
die  rechtlichen  Folgen  desselben  nach  demjenigen  Recht  zu  tragen, 
welches  an  dem  Orte  des  ihm  oft  gar  nicht  bekannten  zeitigen  Wohn- 
sitzes seiner  Konkumbentin  gilt.  Die  Frage,  ob  nicht  von  dem  hier 
aufgestellten  Grundsatze  für  die  Gerichte  derjenigen  Rechtsgebiete,  in 
welchen,  wie  in  den  Gebieten  des  französischen  Rechts,  den  Gerichten 
durch  eine  zwingende  Rechtsnorm  untersagt  ist,  nach  der  Person  des 
ausserehelichen  Schwängerers  zu  forschen,  —  eine  Ausnahme  zn  statuiren 
sei,  ist  für  die  Amtsgerichte  des  Bezirks  des  kgl.  Landgerichts  Frank- 
furt a.  M.  nicht  von  praktischer  Bedeutung,  da  der  Bezirk  keines 
dieser  Amtsgerichte  ausschliesslich  Orte  umfasst,  in  welchen  das  gross- 
herzoglich  hessische  Gesetz  vom  80.  Mai  1821  oder  das  landgräflich 
hessische  Gesetz  vom  8.  August  1841  gilt.  Zum  Bezirke  des  Gerichtes 
erster  Instanz,  Bockenheim,  gehören  solche  Orte  überhaupt  nicht 
Demnach    ist  über   die  vorliegende  ELlage    nach    kurhessischem  Rechte 
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zu  entscheiden;  da  dieselbe  auf  die  Behauptung  eines  in  Bockenheim 
vollzogenen  Beischlafs  gegründet  worden  ist. 

Dieses  Recht  ist  auch  für  den  Umfang  der  AlimentatioDsverbin- 
lichkeit  massgebend.  Der  zeitige  Wohnsitz  der  Klägerin  und  ihres 
unehelichen  Eandes^  Rödelheim,  kann  nur  insoweit  in  Betracht  kommen^ 
als  die  ortlichen  Verhältnisse  desselben  zugleich  von  Einfluss  sind  auf 
die  persönlichen  Lebensverhältnisse  der  Mutter  dos  Kindes,  auf  welche 
bei  Bestimmung  der  Höhe  der  Alimente  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

OertUehes  Recht  für  die  Rechtsgültigkeii  eines  Verlöbnisses.  Mangels 
genügenden  Anhalts  für  die  Annahme  einer  freiivilligen  Unter- 
toerfting  kann  der  Beklagte  auf  die  ihm  günstigere  Norm  zurück- 

greifen. 

Urtheil  des  Landgerichts  Hechingen  vom  10.  Mai  1892. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landgcricbtsrath  Dr.  Memen  in  Hechingen. 

Die  Parteien  haben  Jahre  lang  in  einem  Liebesverhältniss  mit- 
einander gestanden.  Der  Beklagte  hat  dasselbe  abgebrochen  und  die 
Klägerin  verlangt  deshalb  jetzt  von  ihm  unter  der  Behauptung,  dass 
er  sie,  „sobald  er  fest  angestellt  sein  werde  —  spätestens  aber  im 
Herbst  1891^  zu  heirathen  versprochen,  Entschädigung  wegen  Ver- 
löbnissbruchs. Das  Versprechen  soll  zunächst  im  elterlichen  Hause 
der  Klägerin  zu  Freudenweiler,  während  der  Beklagte  sich  dort  vor- 
übergehend als  Lehrerstellvertreter  aufhielt,  abgegeben  und  demnächst 
von  letzterem,  nachdem  er  in  gleicher  Amtseigenschaft  von  Freuden- 
weiler nach  Ringingen  und  von  Ringingen  nachOwingen  versetzt  wor- 
den war,  sowie  ausserdem  auch  noch  gelegentlich  eines  gemeinschaft- 
lichen Besuchs  in  seiner  Heimath  Beuren  und  auf  dem  Wege  von 
Bnrladingen  nach  der  Herrmansdorfer  Steige  in  den  verschiedensten 
Redewendungen  schriftlich  und  mündlich  wiederholt  anerkannt  und  be- 
stätigt worden  sein.  Beuren,  Bnrladingen  und  Owingen  liegen  im 
Grebiet  des  vormaligen  Fürstenthums  HohenzoUern- Hechingen,  Ring- 
ingen und  Freudenweiler  im  Gebiet  des  vormaligen  Fürstenthums 
HohenzoUem-Sigmaringen.  In  Hechingen  ist  für  die  Klagbarkeit  des 
Eheversprechens  und  dessen  Rechtsfolgen  lediglich  das  gemeine  Recht 
massgebend,  wogegen  in  Sigmaringen  eine  dem  VerlÖbniss  jede  recht- 
liche Wirkung  absprechende  Verordnung  Kaiser  Joseph  11.  vom 
13.  Aagust  1892  Gesetzeskraft  hat.  —  Vgl.  Cramer,  Hohenz.  ehe- 
liches Güterrecht  S.  10.  —  Wie  keiner  Ausführung  weiter  bedarf, 
muss  demnach,  bevor  in  eine  Prüfung  des  Anspruchs  im  Uebrigen 
eingetreten  wird,  vor  allem  untersucht  werden,  welches  Örtliche  Recht 
im  vorliegenden  Falle  der  Beurtheilung  des  Sachverhalts  zu  Grunde 
zu  legen  ist. 

In  der  Literatur  herrscht  über  die  hier  zur  Entscheidung  stehende 
Frage  bekanntlich  ein  bis  heute  noch  nicht  geschlichteter  Streit  und 
genügt  es  in  dieser  Beziehtmg   auf  die   von  Böhm,    räumliche  Herr- 

35* 
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Schaft  der  Bechtsnormen  §  7  Nr.  3;  gegebene  Zusammenstellung  der 
verschiedenen  Ansichten  —  der  vielleicht  noch  Förster-Ecdus  §  11  b 
hinzuzufügen  wäre  —  zu  verweisen.  Ebensowenig  hat  die  Praxis  bis- 
her zu  derselben  in  einer  jeden  Zweifel  ausschliessenden  Weise  Stel- 
lung genommen.  Denn  wenngleich  man  im  Allgemeinen  darüber 
einig  ist,  dass  die  Rechtsfolgen  des  Verlöbnisses  als  eines  auf  den 
Abschluss  eines  andern  Vertrages,  der  Eheschliessung,  gerichteten  vor- 
wiegend obligatorischen  Verhältnisses  sich  mangels  einer  ausdrück- 
lichen Verabredung  nach  dem  Hecht  des  präsumtiv  gewollten  Erfül- 
lungsortes bestimmen,  so  gehen  die  Meinungen  doch  insofern  ausein- 
ander, als  in  einigen  Entscheidungen  —  vgl.  Seufferf,  Archiv  Bd.  20 
Nr.  1  und  Reichsger.  Bd.  20  S.  335  —  der  für  das  erste  Ehedomizil 
in  Aussicht  genommene  Ort,  in  anderen  —  vgl.  Seuffert,  Archiv 
Bd.  40  Nr.  149,  Bd.  41  Nr.  21  und  Bd.  44  Nr.  189  —  dagegen 
der  Ort  der  beabsichtigten  Eheschliessung  als  präsumtiv  gewollter  Er- 
füllungsort angesehen  wird.  Welcher  der  in  diesen  Entscheidungen 
vertretenen  Auffassungen  man  aber  auch  den  Vorzug  geben  mag,  beide 
sind  fUr  den  vorliegenden  Fall  nicht  anwendbar.  Als  das  die  Grund- 
lage des  Anspruchs  bildende  Versprechen  abgegeben  sein  soll,  wusste 
und  konnte  keiner  der  Betheiligten  wissen,  ob  der  Beklagte  in  der 
nächsten  Zeit  überhaupt,  geschweige  denn,  wo  er  angestellt  werden  oder 
wo  er  sich  im  Herbste  1891  befinden  werde.  Die  nämliche  üngewiss- 
heit  wie  Über  das  Air  den  Bräutigam  durch  den  Ort  der  Amtsführung 
bedingte  künftige  Ehedomizil  —  vgl.  Windscheid,  §  86  —  schwebte 
über  die  Person  und  den  Amtsbezirk  des  Standesbeamten,  den  man 
dereinst  um  den  EhevoUzug  anzugehen  für  gut  befinden  würde,  znnuJ 
weder  eiue  diesbezügliche  Vereinbarung  behauptet  noch  auch  geltend 
gemacht  ist,  dass  in  den  Gegenden  und  in  den  Kreisen,  in  welchen 
die  Parteien  leben,  die  Uebung  nur  ausnahmsweise  nicht  den  für  die 
Braut  zuständigen  Standesbeamten  um  Vornahme  der  Trauung  zu  er- 
suchen, bestände.  So  wenig  wie  von  einem  nach  den  Umständen  als 
gewollt  zu  unterstellenden  Ehedomizil  kann  daher  der  konkreten  Sach- 
lage gegenüber  von  einem  für  den  Eheabschluss  vermuthlich  in  Aus- 
sicht genommenen  Standesamt  und  folgeweise  auch  nicht  von  einer 
stillschweigenden  Unterwerfung  unter  das  an  diesem  oder  jenem  Ort 
geltende  Recht  die  Rede  sein.  Kaum  minder  verfehlt  wäre  der  Ver- 
such, aus  dem  Inhalt  des  einen  oder  andern  der  in  Betracht  kommen- 
den Gesetze  als  einer  vermeintlich  zwingenden,  die  Anwendung  ab- 
weichenden Rechts  ausschliessenden  Norm  etwas  herleiten  zu  wollen, 
da  der  angerufene  Richter  für  den  Geltungsbereich  beider  zuständig 
ist  und  am  allerwenigsten  darf  dem  nach  bekannten  Grundsätzen  —  vgl. 
Böhm,  a.  a.  0.  —  nur  für  die  Form  massgebenden  Ort,  wo  der 
Vertrag  abgeschlossen  ist,  eine  ausschlaggebende  Bedeutung  beigelegt 
werden.  In  Ermangelung  jedes,  sei  es  aus  dem  vermuthlichen  Partei- 
willen, sei  es  aus  der  Natur  des  Instituts  zu  gewinnenden  Anhalts, 
bleibt  mithin  Nichts  übrig  als  auf  die  allgemeine  Regel  zurückzugehen^ 
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wonach,  £&ll9  es  an  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  ünter- 
werfnog  unter  das  Recht  eines  bestimmten  Ortes  fehlt,  bei  vorhande- 
ner Statutenkollision  der  Gläubiger  das  Becht  des  Wohnsitzes  des 
Schuldners  akzeptiren  muss,  wenn  dieser  auf  dem  Rechte  seines  Wohn- 
sitzes besteht;  umgekehrt  aber  auch  das  Recht  seines  eigenen  Wohn- 
sitzeS;  wenn  es  dem  Schuldner  passt^  auf  dieses  zurückzugreifen 
(vgl.  Windseheid,  §  35  Nr.  3).  Da  nun  die  Klägerin  unbestritten 
nach  wie  vor  ihren  Wohnsitz  in  dem  der  Herrschaft  des  josephinischen 
Edikts  unterworfenen  Orte  Freudenweiler  behalten  und  der  Beklagte 
auf  das  Recht  ihres  Wohnsitzes  zurückgreifen  zu  wollen  erklärt  hat; 
so  ergiebt  sich  hieraus  mit  Nothwendigkeit  die  Abweisung  der  Klage, 
ohne  dass  es  einer  Prüfung  der  sonstigen  Voraussetzungen  des  An- 
spruchs auf  ihre  Erheblichkeit  oder  thatsftchliche  Richtigkeit  hier  be- 
dürfte. 

Oertliche  Zuständigkeit  des  Vormundschaftsgerichts. 

Die  einmal  begründete  Zuständigkeit  eines  Yormundschaftsgerichts 
wird  durch  eine  Veränderung  der  sie  begründenden  Umstände,  insbe- 
sondere durch  eine  Verlegung  des  Wohnsitzes  des  Vormundes  oder  des 
Mündels  nicht  berührt.  Demgemäss  ist  nach  dem  Tode  eines  Ehe- 
mannes, der  bei  dem  Ableben  seiner  Ehefrau  in  der  Pfalz  gewohnt  hat 
und  dort  kraft  des  Gesetzes  Vormund  seiner  Kinder  geworden  ist,  der 
aber  später  seinen  Wohnsitz  in  das  Gebiet  des  bayerischen  Landrechts 
verlegt  hat,  nicht  das  Gericht  dieses  letzteren  Wohnsitzes,  sondern  das 
Gericht  seines  früheren  Wohnsitzes  in  der  Pfalz ;  bei  dem  seinerzeit 
der  Familienrath  zusammenberufen  worden  war,  als  Vormundschafts- 
gericbt  zuständig.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  kann  aber  in  solchen 
Fällen  die  Vormundschaft  an  das  Gericht  des  letzten  Wohnsitzes 
des  Vaters  abgegeben  werden.  Beschluss  des  bajer.  Obersten  Landes- 
geriehts  vom  22.  August  1892  (Sammig.  etc.  Bd.  14  S.  225).  . 

VerschoUenheit.     Oesterreichisches  Recht. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Br,  Mittelstein  in  Hamburg. 

Der  Hof-  und  Gerichtsadvokat  Dr.  v.  Haberler  in  Wien  als  Be- 
vollmächtigter des  bekanntlich  verschollenen  ,,  Johann  Orth^  hat  gegen 
die  Norddeutsche  Versicherungsgesellschaft  und  andere,  welche  das 
klägerische  Schiff  ,,St.  Margaret^  in  Versicherung  genommen  hatten, 
Klage  auf  Auszahlung  der  Versicherungssumme  in  Hamburg  erhoben. 
Die  beklagten  Gesellschaften  haben  an  sich  ihre  Zahlungspflicht  nicht 
bestritten,  weigerten  aber  die  Auskehrung  an  den  klagenden  Bevoll- 
mächtigten, weil  dessen  Vollmacht  durch  den  Tod  des  Auftraggebers 
erloschen  sei.  Sowohl  das  Landgericht  Hamburg,  wie  das  hanseatische 
Oberlandesgericht  haben  die  Beklagten  verurtheilt.  Letzteres  sagt  in 
seinen  Gründen  (Urtheil  des  Zivilsenats  II  vom  24.  Januar  1893; 
Aktenzeichen  Bf  II  260/92): 
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„  .  .  Den  Beklagten  ist  darin  beizustimmen,  dass  ihre  Erklärung, 
wonach  sie  das  Fortleben  des  klagenden  Vollmachtgebers  in  Abrede 
stellen,  gegen  eine  ELlagevoraussetzung  gerichtet  ist.  Aber  ein  blosses 
Bestreiten  des  Fortlebens  des  klagenden  Mitkontrahenten  führte  für 
dessen  bevollmächtigten  Vertreter  die  Beweispflicht  bezüglich  des  Lebens 
seines  Oewaltgebers  nicht  mit  sich,  wenn  nach  dem  die  Status- 
verhältnisse des  Klägers  normirenden  Rechte  das  Fortleben  vermuthet  wird 
und  nach  dem  das  Vollmach  tsverhält  niss  beherrschenden  Gesetze 
ein  Zustand  der  Ungewissheit  über  das  Leben  den  Bestand  der  Voll- 
macht nicht  aufhebt. 

Für  beide  Beziehungen  ist  das  österreichische  Kecht  mass- 
gebend. Denn  als  früherer  Prinz  des  kaiserlichen  Hauses  und  ver- 
möge seines  unbestritten  letzten,  österreichischen  Domizils  untersteht 
der  Kläger  für  seine  Person  diesem  Rechte.  Auch  ist  für  das  durch 
die  Vollmacht,  welche  zwar  ausserhalb  Oesterreich  (nämlich  vor  dem 
kgl.  preussischen  Amtsgericht  Birstein),  aber  von  einem  Oesterreicher 
auf  einen  solchen  ausgestellt  wurde,  und,  wie  der  Inhalt  bekundet,  in 
erster  Linie  für  eine  Wirksamkeit  in  Oesterreich  gedacht  war,  geschaf- 
fene RechtsverhältnisB  nach  dem  Gesetze  dieses  Landes  zu  beurtheilen. 

lieber  die  zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen  Verhältnisse  herrscht 
unter  den  Streitenden  insofern  allerdmgs  kein  Einverständniss,  als  die 
Behauptungen  der  Beklagten,   dass   der  Kläger  Johann  Orth  an  Bord 
des  versicherten  Schiffes  St.  Margaret  und  als  dessen  Führer  die  Reise 
von  La  Plata  aus,    auf  welcher  das  Schiff  verschollen    ist,    angetreten 
habe,  nicht  zugegeben  sondern  bestritten  worden  sind.      Aber  darüber 
besteht  kein  Streit,  dass  seit  jener  Abreise  Über  Leben  und  Aufenthalt 
des  Klägers  keine  Kunde  eingelaufen    ist.      Der  klägerische  Vertreter 
selbst  hat  den  Genealogischen   Hofkalender  von  1893   vorgelegt,    wo- 
nach sein  Vollmachtgeber  verschollen  ist.  Auf  den  von  den  Beklagten 
angebotenen  Beweis  für  jene  Behauptimgen   kommt  es  deshalb    nicht 
an.      Die  Thatsache    der  Verschollenheit    in    dem    allgemeinen   Sinne, 
der  seit    dem    angegebenen  Zeitpunkte   (11.  Juli   1890)    vorhandenen 
völligen  Ungewissheit  über  Leben  und  Aufenthalt  des  EJägers  ist  un- 
bestritten und  notorisch. 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  nach  gemeinem  Rechte  die 
Kontroverse,  ob  eine  Rechtsvermuthung  für  das  Leben  eines  Verschol- 
lenen bis  dahin,  dass  eine  Todeserklärung  erfolgt,  besteht,  im  bejahen- 
den Sinne  zu  entscheiden  ist  Denn  das  gemeine  Recht  ist  hier  nicht 
massgebend.  Für  das  österreichische  Recht  ist  eine  solche  Ver- 
mutbung  anzuerkennen,  ühger  in  dem  Syst-em  des  österr.  allgemeinen 
Privatrechts  1.  Bd.  4.  Aufl.,  welcher  für  das  gemeine  Recht  die  Prä- 
sumtion nachdrücklich  bekämpft,  erkennt  sie  als  in  das  heutige  öster- 
reichische Recht  übergegangen  ausdrücklich  au ;  vgl.  S.  245,  247  das. 
Der  oberste  Gerichtshof  Oesterreich's  hat  in  einer  Entscheidung  vom 
13.  Dezember  1870  ausgesprochen,  dass  die  einfache  Behauptung  des 
Eintritts  eines  der  im  §  24  des  aUgem.  bürgerl.  Gesetzbuchs  erwähn- 


Bürgerliches  Becht  etc.  —  Zivilprozess.  5i7 

ten  UmstSnde  (wohin  auch  der  FaU  gehört,  dass  ein  Vermisster  sich 
auf  einem  Jächiffe  befand ,  da  dasselbe  scheiterte)  die  Vollmacht  des 
Verschollenen  nicht  als  erloschen  ansehen  lässt;  vgl.  Sammig.  der 
Z.Entsch.  des  k.  k.  Oberst.  Ghf.  von  Glaser  u.  s.  w.  8.  Bd.  2.  Aufl. 
N.  3988  S.  328.  Die  von  einem  inzwischen  Verschollenen  ausgestellte 
Vollmacht  erlischt  erst  mit  der  TodeserklSmng.  So  auch  von  Schey, 
das  allgemeine  bürgerliche  Gresetzbuch  für  Oesterreich  zu  §1022  Notel. 
Diese  Auffassung  spricht  für  die  rechtliche  Vermuthung  des  Fortlebens 
bis  zu  der  Todeserklärung. 

Der  Bestellung  eines  Kurators  für  den  Kläger  bedarf  es  nach 
§  276  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht,  da  für  die 
Geltendmachung  des  streitigen  Klageanspruchs  in  der  Person  des  Ver- 
treters ein  ordentlicher  Sachwalter   von  ihm  zurückgelassen  ist .  .  .  .^ 

VerhäUniss  von  Klauseln  in  Konnossementen  und  Ckartepartien, 

Hitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  MiHeUtein  in  Hamburg. 

Aus  den  Gründen  eines  Urtheils  der  Kammer  V  für  Handels- 
sachen des  Landgerichts  Hamburg  vom  1.  März  1892  i.  S.  B.  Wencke 
Söhne  gegen  £d.  F.  Weber  (Hans.  Ger.-Zeitg.  Hauptblatt  1893  Nr.  1) : 
^In  rechtlicher  Beziehung  haben  Kläger  der  Anwendung  dieser  Klausel 
(rthe  aet  of  Qod  .  .  .  enemies,  pirates  .  .  .  arrest  and  restraint  of 
prinees  nUers  and  people  .  .  .  excepted^)  opponirt^  sie  bestehe  nur  zu 
Gunsten  des  Rheders,  nicht  des  Befrachters.  Allerdings  hat  diese 
Ansicht  vereinzelt  vor  englischen  Grerichten  Billigung  gefunden 
(g.  Garver,  carriage  at  sea,  cliap.  IV  no.  150  p.  151  m).  Carver  selbst 
missbilligt  dieselbe  aber  aus  dem  Grunde ,  dass  dies  nur  dann  gelten 
könne ^  wenn  die  Klausel  in  der  Chartepartie  sich  in  einem  Separat- 
abschnitt über  die  Rechte  und  Pflichten  des  Rheders  flndo;  nicht  aber 
wenn  dieselbe  in  der  gewöhnlichen  Form  die  Rechte  und  Pflichten 
beider  Kontrahenten  durcheinander  aufführe.  So  haben  denn  auch 
L  8.  Ford  c.  Cotesworth  die  englischen  Gerichte  entschieden  {Garver 
no.  616  p.  618  ff.).  Dies  Gericht  nimmt  für  das  allein  zur  Anwen- 
dung zu  bringende  deutsche^)  Recht  keinen  Anstand  auszusprechen^ 
das«  im  Zweifel  alle  Ausnahmebestimmungen  einer  Chartepartie  beiden 
Vertragschliessenden  zu  Gute  kommen  müssen.  Ein  Vergleich  mit 
Konnossementsklauseln^  wie  Kläger  ihn  versucht  haben,  ist  verfehlt; 
weil  Konnossemente  einseitige  Erklärungen  (Empfangsbescheinigungen) 
des  Schiffors  sind,  Ausnahmen  darin  also  auch  nur  als  zu  seinen 
Gunsten  bedungen  betrachtet  werden  können". 

Konnossement. 

In  Sachen  des  Vereins  deutscher  Oelfabriken  gegen  Macbeth  &  Gray 
in  Glasgow  des  Schiffes  ^Crosshill"    beginnen    die  Gründe  des  Hans. 


1)  Die  Chartepartie  war  nämlich  in  Hamburg  geschlossen  von  Deutschen 
(vgL  ob.  Bd*  n  8.  591).    Anm.  des  Einsenders. 
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O.L.G.,  Zivilsenat  II,  10.  Dezember  1892  (Aktenzeichen  Bf  11  221/92): 
^Nach  dem  von  dem  Schiffer  des  Dampfers  ^.Crosshill'^  zu  Rufisqne 
am  Senegal  (französischem  Gebiet)  gezeichneten  Konnossement  (welches 
in  englischer  Sprache  ausgestellt  war)  war  die  von  der  Cömpagnk 
Fran^ise  de  rAfrique  ocddentale  abgeladene  Partie  Erdnüsse  nach 
Hamburg  zu  bringen.  Hamburg  als  Bestimmungsort  war  demnach  Er- 
füllungsort für  die  aus  dem  Konnossement  sich  ergebenden  Verpflich- 
tungen. Demgemäss  ist  die  Frage,  welche  Verpflichtungen  dtirch 
Zeichnung  des  Konnossements  dem  Konnossementsinhaber  begründet 
sind  und  die  hiemit  in  unmittelbaren  Zusammenhang  stehende  Frage, 
welche  Bedeutung  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Konnossements 
beizulegen  ist,  nach  deutschem^  Rechte  zu  entscheiden^. 

Haverd,     Chartepartie, 
Mitgetheilt  von  Herrn  Amtsrichter  Dr.  Mitielstein  in  Hamburg. 

Aus  den  Gründen  eines  ITrtheils  des  Hanseatischen  Oberlandes- 
gerichts, Zivilsenat  I,  vom  30.  Januar  1893  i.  8.  M.  Seminario  &  Co. 
in  Hamburg  gegen  H.  Burmestor  in  Oporto,  als  Bheder  der  deutschen 

270 
Bark    ;,01ga"  (Aktenzeichen:  Bf  I  otT/^^)' 


„  .  .  .  Es  ist  .  .  .  davon  auszugehen,  dass  die  Geltung 
Hechts  des  Hafens,  wo  die  Beise  endigt,  in  welchem  die  Fest- 
stellung und  Vertheilung  der  Havariegrosse-Schäden  zu  erfolgen  hat, 
sich  auf  die  Havarieordnung,  also  darauf,  welche  entstandenen 
Schäden  als  grosse  Havarie  zu  betrachten  und  wie  sie  zu  vergüten 
smd,  beschränkt,  dass  aber  das  Recht  des  Endhafens  keineswegs 
massgebend  ist  für  die  Frage,  welche  Schäden  entstanden  sind,  dass 
also  im  vorliegenden  Falle  die  Frage,  ob  dem  Beklagten  als  Rheder 
der  „Olga^  ein  Frachtverlust  entstanden  ist,  nicht  nach  dem  in  Oporto 
geltenden  portugiesischen  Rechte  zu  beurtheilen  ist,  sondern  nach 
dem  Inhalte  des  zwischen  den  Parteien  geschlossenen  Frachtver- 
trages und  dem  diesen  Frachtvertrag  beherrschenden  Recht. 

.  Als  das  diesen  Frachtvertrag  beherrschende  Recht,  nach  welchem 
die  aus  demselben  sich  ergebenden  Rechte  und  Verpflichtungen  zq 
beurtheilen  sind,  ist  nun  jedeu&lls  entweder  das  in  Hamburg  geltende 
deutsche  Recht  oder  das  englische  Recht  zu  betrachten.  Denn 
für  diese  Frage  ist  der  aus  dem  Inhalte  des  Vertrages  und  den  Um- 
ständen des  Vertragsabschlusses  zu  entnehmende  Wille  der  kontra- 
hireuden  Parteien  entscheidend,  und  diese  Gesichtspunkte  können  nur 
zu  einer  Unterwerfung  der  Parteien  unter  das  in  Hamburg  geltende 
deutsche  Recht    oder  aber    unter   das   englische  Recht   führen,    insbe- 


2)  Vgl.  ob.  Bd.  II  S.  589  (Anm.  des  Einsenders). 
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sondere  nicht  za  einer  Geltung  des  portngiesischen  Rechts^  da  in  dessen 
Bereich  das  Schiff  nur  durch  einen  Seeunfall,  der  es  veranlasste; 
Oporto  als  Nothhafen  anzulaufen,  gerathen  ist.  Auch  das  in  dem 
Bestimmungshafen,  Gujaquil  in  Ecuador  geltende  Recht  kann,  jeden- 
falls in  dem  vorliegenden  Falle^  wo  es  sich  nicht  um  das  Kechtsver- 
hSltniss  zu  dem  Empfänger  im  Bestimmungshafen  handelt,  nicht  in 
Betracht  kommen,  wie  denn  auch  das  Reichsgericht  in  dem  Bd.  19 
Nr.  9  entschiedenen  Falle  hei  dem  Yerständniss  einer  in  London 
zwischen  zwei  Londoner  Schiffsmaklern  abgeschlossenen  Chartepartie 
auf  den  Bestimmungshafen  des  Schiffes  kein  Gewicht  gelegt  hat. 
Ueberdies  hat  der  Beklagte  sich  auf  das  Recht  von  Ecuador  seiner- 
seits gar  nicht  berufen  und  nicht  behauptet,  dass  ihm  nach  diesem 
Recht  ein  Über  die  Distanzfracht  hinausgehender  Frachtanspruch  zu- 
stehe. Was  aber  die  Frage  der  Anwendung  des  englischen  Rechts 
oder  aber  des  in  Hamburg  geltenden  deutscheu  Rechts  anbetrifft,  so 
würde  für  die  anzunehmende  Geltung  des  englischen  Rechts  sprechen, 
dass  der  unter  Benutzung  eines  in  englischer  Sprache  verfassten 
Formulars  geschlossene  Frachtvertrag  zwar  nicht  in  den  vom  Land- 
gericht hervorgehobenen  Worten,  aber  doch  in  der  Penaltj-clause  und 
in  der  sogenannten  Zessirklausel  mehrere  den  englischen  Chartepar- 
tien  eigenthttmliche,  ftlr  eine  englische  Rechtsauffassung  sprechende 
Bestimmungen  enthält,  und  dass  der  Frachtvertrag  in  England  durch 
einen  englischen  Makler,  als  Vertreter  der  Kontrahenten,  für  welche 
zwei  verschiedene  Angestellte  der  Chartepartie  unterzeichneten,  ge- 
schlossen worden  ist;  für  die  Beurtheilung  des  Vertrages  nach  dem 
in  Hamburg  geltenden  deutschen  Recht  würde  sprechen,  dass  der  Ver- 
trag geschlossen  ist  über  ein  in  Hamburg  beheimathetes  deutsches 
Schiff  zwischen  den  ,,in  Hamburg  domizilirten,  also  dem  deutschen 
Recht  unterworfenen  Klägern  und  dem,  zwar  in  Oporto  ansässigen 
deutschen  Rheder  dieses  Schiffes,  dem  Beklagten^.  Das  O.L.G.  lässt 
die  Lösung  dieser  Frage  dahingestellt  —  während  sich  die  Vorinstanz, 
die  Kammer  I  für  Handelssachen  für  die  Anwendung  des  englischen 
Rechts  erklärt  hat  —  da  Beklagter  nach  englischem  Recht  gar  keine 
Fracht,  nach  deutschem  Recht  aber  nur  Distanzfracht  erhalten  würde, 
wofür  er  schon  durch  den  noch  höheren  Frachtvorschuss  gedeckt  sei." 
Sodann  heisst  es  noch  weiter: 

„Auf  die  nicht  erfolgte  gerichtliche  Bestätigung  der  Dispache 
endlich  kann  der  Beklagte  sich  gegenüber  dem  von  dem  Kläger  er- 
hobenen Ansprüche  keinesfalls  berufen,  weil,  wenn  er  meinte,  dass 
solche  Bestätigung  erforderlich  sei,  um  der  Dispache  Geltung  zu  ver- 
schaffen, wiewohl  das  seit  1888  in  Geltung  befindliche  portugiesische 
Handelsgesetzbuch  eine  gerichtliche  Bestätigung  der  Dispache  nicht 
vorschreibt,  er  seinerseits  die  Dispache  dem  Gericht  zur  Entscheidung 
darüber,  ob  sie  zu  bestätigen  sei  oder  nicht,  hatte  vorlegen  müssen.^' 
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Formelle  Oilltigkeit  des  von  einem  Ausländer  im  französischen 
Rechtsgebiete  errichteten  Testaments.  —  Materielles  Erbrecht  hin- 
sichilich  des  Nachlasses  eine^s  im  französischen  Rechtsgebiete  ge- 
storbenen   Ausländers.  —    Testirfähigkeit,   —  Personalstatui.  — 

Riickverweisung. 

Urtheil    des  Landgerichts  Strassburg   vom  18.  Juni  1892  (Zeitschrift 
för  französisches  Zivilrecht  Bd.  23  8.  689  g). 

Der  zu  Strassburg  ohne  Ehefrau  und  Vorbehaltserben  verstorbene 
ehemalige  Arzt  CR.  6.,  geboren  zu  Galcutta  (Britisch-Ostindien)^  der 
über  30  Jahre  in  Strassburg  wohnhaft  gewesen^  hat  in  Elsass-Lothringen 
Mobiliar-  und  Immobiliarvermögen,  im  Auslände  Mobiliarvermögen 
und  ein  eigenhändiges  Testament  vom  12.  Januar  1890  hinterlassen, 
auf  Grund  dessen  die  dort  eingesetzten  Universallegatare  durch  Ver- 
fügung des  Amtsgerichts  in  den  Besitz  des  Nachlasses  eingewiesen 
wurden.  Eine  Nichte  des  Erblassers  focht  das  Testament  nebst  zwei 
früheren  in  jenem  in  Bezug  genommenen  eigenhändigen  Testamenten 
an.  Der  Klage  wurde  mit  rechtskräftig  gewordenem  Urtheile  des 
Landgerichts  Strassburg  vom  13.  Juni  1892  stattgegeben. 

lieber  obige  Fragen  sind  den  Urtheilsgründen  folgende  Aus- 
führungen zu  entnehmen: 

1.  Der  Code  cwü  hat  in  Art.  999  den  Satz  „logtAS  regit  adum^ 
für  die  Form  der  letztwilligen  Verfügungen  anerkannt,  nnd  zwar  in 
dem  fakultativen  Sinne,  in  welchem  ihn  die  herrschende  Lehre  des 
internationalen  Privatrechts  versteht:  Der  Erblasser  hat  die  Wahl,  in 
den  Formen  des  Orts  der  Errichtung  oder  in  denen  seines  person- 
lichen Rechts  letztwillig  zu  verfügen  {Zaoharia&-JDreyer  §  31  Anm.  7, 
Orome  §  12  S.  99,  v,  Bar,  Intern.  Privatrecht  Bd.  1  Nr.  123). 

Laurent,  Dr.  civ.  I.  100  hebt  zutreffend  hervor,  dass  der  Stand- 
punkt des  Art.  999  sich  bereits  daraus  ergiebt,  dass  Art.  970  für 
das  eigenhändige  Testament  die  Ortsangabe  nicht  erfordert;  sodann 
wird  in  analoger  Anwendung  des  Art.  999  die  Frage,  ob  und  wie 
ein  Ausländer  in  Frankreich  ein  eigenhändiges  Testament  errichten 
kann,  dahin  beantwortet,  dass  er  es  jedenfalls  dann  kann,  wenn  sein 
persönliches  Recht  das  eigenhändige  Testament  überhaupt  gestattet, 
und  dann  sowohl  in  der  Form  des  Art.  970  (anerkannt  Cass. 
25./8.  47  bei  DaUoz  47  I  273)  als  in  der  seines  persönlichen  Rechts. 

Aubry  <&  Bau  VII  §  661.  Die  hier  Note  1  erörterte  Frage, 
inwieweit  der  Zusatz  f^par  acte  authentique^  eine  Beschränkung  des 
Satzes  r^logus  regit  actum^  enthält,  bedarf  für  den  gegenwärtigen 
Rechtsstreit  nach  dem  eben  im  Anschluss  an  Laurent  Gesagten  keiner 
weiteren  Prüfung. 

R.O.  Bd.  1  S.  322  entscheidet,  dass  die  Form  des  Rechtsgebiets 
genügt,  in  welchem  das  Rechtsgeschäft  vorzugsweise  oder  doch  jedenfialls 
auch  zu  wirken  bestimmt  ist. 
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Der  abweichende  Standpunkt  eines  in  Böhmes  Zeitschrift  fUr 
Internat.  P.B.  Bd.  I  8.  225  mitgetheilten  Urtheils  des  Appellhofs 
Brüssel  vom  13.  Februar  1889,  welches  die  analoge  Anwendung  des 
Art.  999  bei  Testamentserrichtung  von  Ausländem  im  Inland  nicht 
zulässt,  ist  ganz  vereinzelt;  er  wird  in  der  Redaktionsanmerkung  S.  226 
mit  Berufung  auf  Doktrin  und  Jurisprudenz  als  ein  „sonderbares 
Verfahren"  zurückgewiesen. 

Unlogisch  ist  esy  die  Gültigkeit  eines  von  einem  Ausländer  im 
Inland  nach  den  Formen  des  ausländischen  Rechts  errichteten  eigen- 
händigen Testaments  auf  das  Ausland  zu  beschränken  wie  Cass.  9/8.  53 
(bei  Daüoz  1853,  I,  217)  will  und  Demangeat  (Anm.  a  zu  Foelix, 
Droit  Intern,  pr.  I  Nr.  83)  billigt. 

2.  lieber  die  Frage,  welche  materiellen  Rechtsnormen  den  Nach- 
lass  des  Inländers  im  Ausland,  des  Ausländers  im  Inland  beherrschen 
sollen,  ist  die  Willensmeinung  des  französischen  Gesetzgebers  nur  un- 
klar und  unvollständig  zum  Ausdruck  gelangt.  Art.  3  Code  cwü  er- 
wähnt den  Nachlass  als  solchen  nicht.  Daraus,  dass  Abs.  2  dieses 
Artikels  die  französischen  Liegenschaften  ausschliesslich  dem  fran- 
zösischen Recht  unterwirft  (lex  rei  aitaejy  und  dass  ftLr  Mobilien,  über 
welche  der  Art.  3  schweigt,  an  der  herkömmlichen,  zur  Zeit  der  Ab- 
fiELssung  des  Code  civü  massgebenden  Auffassung  festgehalten  wurde: 
dass  sie  oesibus  inhaerent,  personam  sequuniur,  hat  sich  die  in  der 
französischen  Rechtslehre  und  Rechtsprechung  fast  ausschliesslich 
herrschende  Ansicht  gebildet,  dass  zwischen  Immobiliar-  und  Mobiliar- 
nachlass  zu  unterscheiden  sei,  und  dass  fUr  den  ersteren  die  lex  rei 
eüae  (Realstatut),  ftlr  den  letzteren  die  lex  domicüii  des  Erblassers 
zu  gelten  habe,  wodurch  thatsächlich  für  den  Mobiliamachlass  ein 
Personalstatut  (aber  abweichend  von  dem  des  Abs.  3  Art.  3  Chde 
cwü)  gegeben  war.  Zachariae-Dreyer  I  §  31  Anm.  6;  Ävbry  db  Bau 
I  §  31  Text  und  N.  45,  47,  51;  PucheU,  Zeitschr.,  Bd.  13  S.  270 
und  622;  Bd.  19  S.  656. 

Dieser  Ansicht  ist  aber  nicht  beizutreten,  denn  sie  steht  in  ent- 
schiedenem Widerspruch  zu  dem  in  Code  cwü  feststehenden  Grund- 
satz der  Einheit  des  Nachlasses,  welcher  die  Einheitlichkeit  des  auf 
ihn  anzuwendenden  Rechts  verlangt. 

Schon  Zachariae  Bd.  1  §  31  Text  hat  vom  theoretischen  Stand- 
punkt aus  die  herrschende  Ansicht  bekämpft;  Lawrent  (Dr.  civ,  I  120, 
Dr.  intemat.  II  117)  tritt  ihm  bei,  aber  er  beugt  sich  vor  der 
j,tradition,  laqueUe  est  diciswe  en  matüre  de  Status^.  Mehr  und  mehr 
ist  aber  in  neuerer  Zeit,  im  Anschluss  an  die  deutsche  Rechtslehre, 
die  französisch-rechtliche  Praxis  mit  Erfolg  bekämpft  und  überzeugend 
dargethan  worden,  dass  auch  für  das  Gebiet  des  Code  civü  nicht  niur 
keine  Nöthigung  vorliegt,  eine  veraltete  Schulmeinung  festzuhalten, 
welche  im  Code  civü  selbst  keinen  Ausdruck  gefunden  hat,  sondern 
dringend  geboten  ist,  sie  aufrugeben,  weil  sie  dem  Begriff  der  Univer- 
salsukzession    widerspricht.     Art.  3  Abs.  2  Code  civü  unterwirft   nur 
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die  Liegenschaften  als  Einzelgegenstände  dem  Becht  der  belegenen 
Sache;  soweit  sie  als  Theile  des  Nachlasses  in  Betracht  kommen, 
welcher  eine  universitas,  ein  Vermögensinbegriff  ist  und  die  ver- 
mögensrechtliche Persönlichkeit  des  Erblassers  fortsetzt,  ist  dessen 
persönliches  Becht^  wie  für  die  Gesammtheit  des  Nachlasses,  so  für 
dessen  einzelne  Theile  notbwendig  massgebend.  Amtx,  Cours  de  Dr. 
c.  fr,  I  No.  71/72;  Crame,  §  12  insbes.  S.  81/82,  97/98;  v.  Bar, 
Internat.  Privatrecht  Bd.  2  Nr.  362,  363  Anm.  23,  24;  Weiss,  Traue 
Elem.  de  Dr,  Intern,  pr,,  8.  135;  Asser-RivieTf  Elem,  de  Dr,  Intern, 
pr.  No.  61—63;  vgl.  auch  Beichsgericht  Bd.  20  S.  851. 

3.  Ausser  der  Frage  der  formellen  und  materiellen  Gültigkeit 
der  Testamente  kommt  im  gegenwärtigen  Bechtsstreit  die  Frage  der 
Testirföhigkeit  des  Erblassers  in  Betracht.  Es  ist  also  weiter  festzu- 
stellen, nach  welchem  Bechte  diese  zu  beurtheilen  ist. 

Die  Testirfähigkeit  ist  nicht  identisch  mit  der  Handlungsfähig- 
keit, Art.  3  Abs.  3  entscheidet  also  nicht  noth wendig  die  Frage; 
richtiger  wird  die  Testirf^higkeit  von  demjenigen  Gesetze  abhängig 
gemacht,  welches  überhaupt  fiir  die  Erbschaft  massgebend  ist,  so  das8 
die  Frage  bereits  im  Vorstehenden  beantwortet  ist.  Praktisch  ftihrt 
diese  Auffassung  zum  gleichen  Ergebniss  wie  Art.  3  Abs.  3  Code 
civil:  dass  das  persönliche  Becht  des  Erblassers  für  die  Testirfähigkeit 
massgebend  ist  {v.  Bar,  Bd.  2  Nr.  368;   Oome,  §  12  S.  97). 

4.  Wodurch  wird  nun  aber  das  persönliche  Becht  (Personal- 
statut) des  Erblassers  bestimmt,  durch  den  letzten  Wohnsitz  oder  dnrch 
die  Staatsangehörigkeit? 

Der  Code  civil  Art.  3  Abs.  3  beantwortet  die  Frage  —  im 
Gegensatz  zu  der  in  den  Ländern  des  englischen  und  englisch-ameri- 
kanischen Bechts  allgemein,  in  Deutschland  vorwiegend  herrschenden 
Anschauung,  aber  im  Einklang  mit  der  neuereu  Theorie  des  inter- 
nationalen Privatrechts,  welcher  sich  mehr  und  mehr  auch  die  neueren 
Gesetzgebungen  anschliessen  —  dahin,  dass  das  Personalstatut  dnrcii 
die  Staatsangehörigkeit  bestimmt  wird  (Orome,  §  12  S.  73 ff.;  Lau- 
rent, Dr.  dv.  I  87). 

Ueberein stimmend  Beichsgericht  IT.  Zivilsenat  31.  5.  89,  Bd.  24 
S.  326  ff.  (vgl.  auch  v.  Bar,  Intern.  Privatrecht  Bd.  1  S.  90—93), 

Laurent,  Dr.  Internat.  VI  161,  bespricht  die  anscheinende  Ver- 
wirrung in  der  französischen  Jurisprudenz,  welche  daher  rührt,  dass 
die  Praxis  in  der  lex  domicilii  des  Mobiliamachlasses  (vgl.  oben)  eine 
besondere  Art  von  Personalstatnt  geschaffen  hat,  welches  in  der  Theorie 
ein  Bealstatut  ist.  —  Von  dieser  schiefen  AufGassung  ist  wohl  auch 
die  Entscheidung  des  Beichsgerichts  II.  Zivilsenat  14.  4.  91,  Bh* 
Arch.  83,  2.  Abth.,  S.  33  beeinHusst,  nach  welcher  ,^ sowohl  das  fran- 
zösische als  das  amerikanische  Becht  übereinstimmend  als  Grundsatz 
des  internationalen  Bechts  anerkennen,  dass  das  Erbrecht  durch  (las 
Becht  des  letzten  Domizils  des  Erblassers  beherrscht  wird  (Art.  110 
Code  dvif).^ 
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Art.  110  Code  dvü  wird  mit  Unrecht  angezogen;  er  regelt  ledig- 
lich den  Gerichtsstand  (vgl.  Beichsgericht  Bd.  20  S.  351). 

Ohne  Einfluss  auf  die  Frage  des  Personalstatnts  ist  auch  Art.  18 
Code  ewüy  da  die  admission  d  domicüe  den  Ausländer  nicht  zum 
Franzosen  macht  (Laurent,  Dr,  civ.  I  87  und  458). 

Uebrigens  ist  von  der  Klägerin  zuletzt  nicht  mehr  behauptet, 
worden,  dass  der  Erblasser  ein  domicüe  autorisS  im  Inland  erworben  habe. 

Es  ist  nun  weiter  die  —  für  den  vorliegenden  Bechtsstreit  er- 
hebliche —  Frage  zu  beantworten,  welches  das  Personalstatut  einer 
Person  ist,  wenn  innerhalb  des  Staates,  welchem  sie  angehört,  ver- 
schiedene Rechte  gelten.  In  diesem  Falle  muss  noth wendig  das 
Heimathrecht  innerhalb  des  betr.  Staates,  oder,  wenn  es  ein  Heimath- 
recht  im  innerstaatsrechtlichen  Sinn  nicht  giebt,  das  Recht  des  Wohn- 
sitzes zur  massgebenden  Zeit,  bezw.  des  letzten  Wohnsitzes  entscheiden. 
Der  Wohnsitz  als  solcher,  losgelöst  von  der  Staatsangehörigkeit,  kann 
nur  dann  Bestimmungsgrund  für  das  Personalstatut  sein,  wenn  die 
Person  keine  oder  keine  nachweisliche  Staatsangehörigkeit,  oder  eine 
mehrfache  Staatsangehörigkeit  hat  {v,  Bar,  Bd.  1  Nr.  92  a;  Orome, 
§   12  S.  75). 

Scharfsinnig  sind  die  einschlägigen  Fragen  erörtert  von  Dr.  Franz 
KahUj  Gesetzeskollisionen,  in  Iheringa  Jahrbüchern  1891  S.  57  ff. 

Die  folgenden  Ausführungen  thuen  dar,  dass  der  Erblasser 
britischer  Staatsangehöriger  war  und  seinen  letzten  Wohnsitz  inner- 
halb des  britischen  Reichs  —  auf  welchen  es  hier  ankommt  —  in 
Calcutta  (Britisch-Ostindieu)  hatte.  — 

Durch  die  bisherige  Untersuchung  ist  festgestellt: 

Dass  das  für  die  Entscheidung  des  gegenwärtigen  Rechtstreites 
anzuwendende  Recht  vom  Code  dvü  als  dem  inländischen  Recht  zu 
bestimmen  ist,  dessen  Eiuzelsätze  im  Zusammenhalt  mit  seinen  allge- 
meinen Grundsätzen  und  mit  denen  der  Wissenschaft  des  internationalen 
Privatrechts  zu  erläutern  sind; 

dass  hienach:  1)  in  formell  gültiger  Weise  vom  Erblasser  so- 
wohl in  den  Formen  des  französischen  Rechts  als  in  denen  seines 
persönlichen  Rechts  letztwillig  verfügt  werden  konnte,  und  2)  über 
die  Gültigkeit  des  Inhalts  der  Testamente,  sowie  über  die  Testir- 
fUhigkeit  des  Erblassers  dessen  persönliches  Recht  entscheidet; 

dass  das  persönliche  Recht  (Personal  Statut)  des  Erblassers  durch 
das  Recht  des  Staates  bestimmt  wird,  welchem  er  angehörte,  und  bei 
Verschiedenheit  der  Rechte  innerhalb  des  Heimatbsstaates  durch  das 
Recht  seines  letzten  Wohnsitzes  innerhalb  desselben; 

dass  hienach  das  Recht  von  Britisch-Ostindien  das  Personal- 
statut des  Erblassers  ist. 

Ergebniss   dieser  Voruntersuchung    ist,    dass    die    3  Streitpunkte 
des  gegenwärtigen  Rechtsstreites,  wie  folgt,  zu  entscheiden  sind: 
1.  Die  Frage  der  Testirffthigkeit   des  Erblassers    nach  britisch-ost- 
indischem  Recht, 
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2.  die  Frage  der  formellen  Grültigkeit  der  3  Testamente  nacb  dem 
Recht  des  Code  civil  und  nach  britisch-ostindischem  Recht  mit 
der  Massgabe^  dass  eine  letztwillige  Verfügung  des  Erblassers 
gUltig  ist;  wenn  sie  entweder  den  Form  Vorschriften  des  Code 
civil  oder  denen  des  britisch-ostindischen  Rechts  entspricht; 
8.  die  Frage  der  Gültigkeit  des  Inhalts  der  3  Testamente  nach 
britisch-ostindischem  Recht. 

Die  massgebenden  Bestimmungen  des  britisch-ostindischen  Rechts 
sind  im  Indian  Bnccession  Akt  von  1865  enthalten;  in  Betracht 
kommen  insbesondere  die  Abschnitte  46,  50^  74;  105  dieses  Gesetzes. 
Von  den  Bestimmungen  des  ludian  Succession  Akt  gehört  eine 
noch  in  das  Gebiet  der  Voruntersuchung,  da  sie  —  wenn  massgebend  — 
deren  ganzes  Ergebniss  erschüttert.  Abschn.  5  des  Succession  Akt 
steht  in  der  Frage^  nach  welchem  Recht  sich  der  Nachlass  eines  Ver- 
storbenen regelt  —  entsprechend  der  in  den  Ländern  des  englischen 
Rechts  allgemein  herrschenden  Rechtsanschauung  — -  auf  dem  gleichen 
Standpunkt;  welchen  die  französische  Praxis  einnimmt,  welcher  aber 
im  Obigen  als  dem  wahren  Willen  des  französischen  Gesetzgebers 
widersprechend  —  im  Einklang  mit  der  neueren  Rechtslehre  —  zu- 
rückgewiesen worden  ist:  Dass  nämlich  zwischen  Immobiliar-  mid 
Mobiliarnachlass  zu  unterscheiden  ist;  und  dass  die  Erbfolge  in  Liegen- 
schaften sich  nach  Realstatut  regelt;  während  der  Mobiliarnachlass 
des  Erblassers  von  der  lex  domicilii  beherrscht  wird.  Wenn  nun  nach 
dem  Ergebniss  unserer  Untersuchung  der  Indian  Succession  Akt,  in- 
soweit Personalstatut  massgebend  ist;  der  Entscheidung  zu  Grunde  zu 
legen  ist;  ist  es  dann  nicht  auch  Abschn.  5  dieses  Gesetzes?  Ist 
nicht  kraft  Rück  Verweisung  des  Gesetzes,  auf  welches  das  französische 
Recht  verweist;  dieses  letztere  (für  die  Immobilien  in  Strassbui^, 
und  —  wenn  angenommen  wird;  dass  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  in  Strassburg  domizilirt  war  —  fUr  die  Mobilien)  anzuwenden? 
Nein.  Trotz  der  Rückverweisung  ist  fitr  unsere  Entscheidung, 
insoweit  sie  nach  dem  Personalstatut  zu  erfolgen  hat;  der  Indian  Suc- 
cession Akt  massgebend;  auch  wenn  dieser  selbst  nicht  angewendet 
sein  will.  Denn  unser  Recht;  welches  das  anzuwendende  Recht  zu 
bestimmen  hat;  verweist  auf  das  fremde  Recht  nicht  als  auf  ein  Ganzes^ 
sodass  auch  flir  die  Frage  des  anzuwendenden  Rechts  das  fremde 
Recht  massgebend  wärO;  sondern  auf  die  zur  Entscheidung  des  in 
Frage  stehenden  Rechtsverhältnisses  massgebenden  Rechtsnormen. 
Wäre  die  Rückverweisung  anzunehmen;  so  wäre,  wie  das  fremde,  so 
auch  unser  Recht  wieder  als  ein  Ganzes  anzuwenden,  und  da  dieses 
ja  auf  das  fremde  Recht  verweist;  würde  der  Richter  endlos  zwischen 
beiden  Rechten  hin-  und  hergeworfen  werden,  ohne  jemals  zur  Ent- 
scheidung zu  gelangen. 

Vgl.  die  treffenden  Ausführungen  Über  dieses  ,, logische  Spic^l- 
kabinet^  bei  Dr.  Franz  Kahn  in  der  oben  zit.  Abhandlung  8.  9  ff- 
Die    Entscheidungen    des    Reichsgerichts   Bd.  20   S.  351  und  Bd.  24 
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S.  826  —  deren  Begründung  von  Bahn  a.  a.  0.  scharfsinnig  ange-^ 
fochten  wird  —  kommen  zu  dem  gleichen  Ergebniss. 

Natürliches  Kind.     Anspruch  auf  rheinische  Erbschaft 

Natürliche  Kinder  haben,  auch  wenn  sie  im  Geltungsbereich  des 
Preassischen  Landrechts,  wo  die  Abstammung  von  der  natürlichen 
Mutter  auf  jede  Weise,  insbesondere  durch  den  vorgelegten  Taufschein 
nachwebbar,  eine  MaternitStsklage  im  Sinne  des  Art.  341  Code  civil 
aber  unzulässig  wäre,  geboren  sind,  auf  eine  im  rheinischen  Bechts- 
gebiete  eröffnete  Erbschaft  nur  dann  einen  Anspruch,  wenn  ihre  Ab- 
stammung nach  Art.  756  Code  civil  durch  ein  freiwilliges  oder  urtheils- 
mässiges  Anerkenntniss  festgestellt  ist.  Die  Geltendmachung  eines 
solchen  Anspruchs  setzt  die  Erfüllung  derjenigen  Erfordernisse  voraus, 
welche  das  rheinische  Recht  als  Vorbedingung  der  Erlangung  eines 
solchen  vorsieht.  In  dieser  Beziehung  hat  der  Richter  sein  eigenes 
Recht  anzuwenden  (vgl.  v.  Bar  2.  Aufl.  Bd.  2  8.  317  Note  46). 
Entsch.  des  O.L.G.  Köln  vom  5.  Februar  1892  (Zeitsch.  für  franz. 
Z.R.  Bd.  23  8.  668—660). 

Einleitung  einer  Pflegschaft  für  in  Nordamerika  wohnende  und 
dort   bevormundete  Mündel    behufs    Wahrnehmung  ihrer  Reckte 

an  in  Preussen  gelegenen  Orundstücken, 

Beschluss  des  Landgerichts  Kassel  vom  21.  Juli  1890  (Mittheilungen 
aus  der  Rechtspflege  im    Gebiete   des    vorm.  Kurfürslenthums  Hessen 

Bd.  S  8.  80). 
„I^ach  dem  Rechte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  der 
Wirkungskreis  des  Vormundes  auf  die  inländischen  Angelegenheiten  be- 
schränkt {Eccius,  preuBs.  Privatr.  Bd.  4  §  286  Anm.  9;  Dernburgj  Vor- 
mundschaftsreeht  §  99),  insbesondere  vertritt  auch  die  nordamerikanische 
Praxis  die  Ansicht,  dass  es  zur  Wahrnehmung  der  Rechte  des  Mündels 
an  auswärtigen  Immobilien  der  Einleitung  einer  besonderen  Vormund- 
schaft im  Auslande  bedarf  (t;.  Bar,  intern.  Privatrecht  Bd.  1  8.  566). 
Sonach  liegt  einer  der  durch  §  86  der  Vormundschaftsordnung  vom 
5.  Juli  1875  vorgesehenen  FäUe  der  Zulässigkeit  der  Anordnung 
einer  Pflegschaft  hier  vor.^ 

Die  Bestimmungen  der  §§  87 ff.  der  Z.P.O.  gelten  nur  für  Ent- 
scheidungen deutscher  Gerichte;  für  die  Frage,  in  welchem  Um- 
fange die  von  einem  ausländischen  Gerichte  xur  Tragung  der 
Kosten  verurtheilte  Partei  die  dem  Gegner  erwachsenen  Kostcfi 
XU  erstatten  fiabe,  sind  sie  auch  nicht  entsprechend  anwendbar. 
Erstattung  der  aussergerichtlichen  Kosten  nach  belgischem  Rechte. 

O.L.G.  Dresden,    ürtheil   vom  7.  Juli  1892.     0.  I.  27/91.     (Sachs. 
Arch.  für  bürgerliches  Recht  und  Prozess  Bd.  3  S.  865.) 

Die  Firma  M.  &,  Comp.,  deren  Mitinhaber  der  dermalige  Beklagte 
gewesen  ist,  hatte  im  November   1889    beim  Handelsgericht   zu  Ant- 
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werpen  den  jetzigen  KVigex,  auf  Erfüllung  eines  Kaufvertrages  Über 
Holzstoff  verklagt.  Die  Klage  wurde  von  der  ersten  Instanz,  weil  zu 
früh  erhoben^  abgewiesen,  von  der  zweiten  Instanz,  dem  Appellhofe 
zu  Bri\S8el,  deshalb,  weil  der  Kaufvertrag  überhaupt  nicht  zu  Stande 
gekommen  sei,  für  unbegründet  erklärt.  Die  klagende  Pirma  ist 
rechtskräftig  zu  den  Kosten  (cUpensJ  beider  Instanzen  verurtheilt  Der 
Kläger  hatte  sich  in  beiden  Instanzen  durch  Advokaten  vertreten 
lassen. 

Er  verlangte  vom  Beklagten  als  dem  Mitinhaber  der  Firma 
M.  &  Comp,  den  Ersatz  von  1550  Frcs.,  die  er  den  beiden  Advokaten 
auf  ihr  Verlangen  als  angemessenen  Betrag  ihrer  Kosten  bezahlt  habe, 
und  erhob  Klage  auf  Bezahlung  von  1240  Mark  sammt  Zinsen. 

Er  gründete  den  Erstattungsanspruch  sowohl  auf  die  in  den 
belgischen  Urtheilen  ausgesprochene  Verurtheilung  der  Firma  M.  &  Comp, 
zur  Kostenerstattung,  als  auch  darauf,  dass  die  Kauferfüllungsklage 
von  der  Firma  ohne  Grund  und  böswillig  gegen  ihn  erhoben  wor- 
den sei. 

Die  Klage  wurde  in  beiden  Instanzen  abgewiesen.  Aus  den 
Gründen  des  oberrichterlichen  Urtheils: 

Der  Kläger  hat  auf  Einhalt  des  Beklagten  anerkannt,  dass  nach 
belgischen  Gesetzen  die  Honorare  der  Advokaten  nicht  zu  den  Prozess- 
kosten (depens)  gehören,  in  die  durch  die  beiden  belgischen  Urtheile 
die  Firma  M.  &  Comp,  ihm  gegenüber  verurtheilt  worden  bt,  dass 
vielmehr  diese  Honorare  von  der  obsiegenden  Prozesspartei  nur  unter 
dem  Begriffe  von  dommages-intiretes,  also  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen vom  Seh  adener  satze  erstattet  verlangt  werden  können.  Dadurch 
erledigt  sich  jede  weitere  Erörterung  über  die  Tragweite  der  Ver- 
urtheilung der  Firma  zur  Kostenerstattung  in  formeller  und  materieller 
Beziehung.  Was  auf  Grund  eines  Richterspruches  unter  dem  Begriffe 
von  Prozesskosten  von  dem  unterliegenden  Theile  der  obsiegenden 
Partei  zu  ersetzen  ist,  kann  nur  nach  den  Gesetzen  des  Landes  be- 
urtheilt  werden,  von  dessen  Gerichten  der  verurtheilende  Richtersprach 
ausgegangen  ist.  Es  ist  daher  gleichgültig,  dass  die  in  einem  deut- 
schen Urtheile  ausgesprochene  Verurtheilung  einer  Partei  zur  Kosten- 
erstattung ihre  Verbindlichkeit  zum  Ersätze  auch  der  Advokatenkosten 
im  Sinne  des  französischen  Prozessrechts  insofern  mit  umfEisst, 
als  dem  deutschen  Prozessrechte  die  im  französischen  bestehende 
IVennung  der  Anwaltschaft  von  der  Advokatur  unbekannt  ist,  nel- 
mehr  die  deutsche  Rechtsanwaltschaft  beide  Arten  der  Parteivertretnng 
(das  Amt  der  avottes  und  der  advocats  im  Sinne  des  französischeji 
Rechts)  in  sich  vereinigt.  Die  Vorschriften  der  §§  87  ff.  der  Z.P.O. 
gelten,  auch  soweit  sie  materiellen  Inhalts  sind,  nur  für  die  in  6e- 
mässheit  der  Zivilprozessordnung  verhandelten  und  entschiedenen 
Rechtsstreitigkeiten  und  sind  auf  ausländische  Urtheile  auch  nur 
übertragungsweise  nicht  anwendbar.  Die  Bestimmung  in  §  87  Abs.  2 
der  Z.P.O.,  dass    die  Gebühren    und   Auslagen   des  Rechtsanwalts  der 
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obsiegenden  Partei  von  der  unterliegenden  zu  erstatten  sind,  bezieht 
sich  daher  immer  nur  auf  die  nach  den  deutschen  Gesetzen  zu  berech- 
nenden Gebühren  und  Auslagen  des  in  einem  deutscheu  Rechtsstreite 
thätig  gewesenen  Rechtsanwalts. 

Die  Verbindlichkeit  des  Beklagten  zur  Erstattung  der  vom  Klüger 
in  dem  belgischen  Rechtsstreite  au%ewendeten  Advokatenkosten  ist 
sonach  nur  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  zu  beurtheilen  und  zwar 
nach  dem  in  Belgien  bestehenden.  Denn  nach  den  für  den  sächsischen 
Richter  bei  der  Ermittelung  des  anzuwendenden  Rechts  massgebenden 
Vorschriften  des  §§  11  und  707  des  B.G.B.'s  ist  die  Forderung  des 
KlSgers,  soweit  sie  Überhaupt  besteht,  an  dessen  Wohnorte  zu  erfüllen 
und  darnach  auch  nach  den  dort  bestehenden  Gesetzen  zu  beurtheilen. 

Sicherheitsleistung  der  Altsländer  für  Proxesskosten. 

Ein  Franzose,  der  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  des  Urtheils 
eines  französischen  Ebmdelsgerichts  in  Elsass-Lothringen  klagt,  braucht 
dem  Beklagten  wegen  der  Prozesskosten  nach  §  102  Ziff.  1  der 
Z.P.O.  keine  Sicherheit  zu  leisten,  da  nach  Art.  16  Code  civil  in 
Frankreich  der  Ausländer  in  Handelssachen  zur  Bestellung  einer 
solchen  nicht  verpflichtet  ist.  Unerheblich  ist,  dass  Klagen  auf  Voll- 
streckbarkeitserklärung des  Urtheils  eines  ausländischen  Handelsge- 
richts vor  das  Zivilgericht  gehören.  U.  Landgericht  Metz  vom 
17.  November  1891  (Zeitschr.  für  franz.  Zivilrecht  Bd.  28  S.  684). 

Einrede  der  Rechtshängigkeit  atis  einem  aiisULndischen    Urtheile 

oder  einem  im  Auslände  anhängigen  Rechtsstreite. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Advokat-Anwalt  JB.  Berg  in  Landau  L/Pfalz. 

Zu  dieser  Frage  hat  das  Reichsgericht  in  dem  oben  S.  420  mit- 
getheilten  Streitfedle  J.  gegen  St.  die  Revision  mit  Urtheil  vom 
23.  Juni  1893  zurückgewiesen. 

Entscheidungsgründe:  Die  Revision  konnte  nicht  für  be- 
gründet erachtet  werden. 

Soweit  das  Oberlandesgericht  angenommen  hat;  einer  im  Inlande 
erhobenen  Klage  könne  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  auf  Grund 
eines  im  Ausland  anhängigen  Prozesses  nur  dann  entgegengehalten 
werden ;  wenn  das  in  diesem  Prozesse  ergehende  Urtheil  nach  den 
§§  660;  661  der  Zivilprozessordnung  für  vollstreckbar  zu  erklären 
sei;  hat  es  sich  lediglich  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  an- 
geschlossen; das  diese  Auffassung  in  einer  Reihe  von  Urtheilen  aus- 
gesprochen hat  (vergl.  insbesondere  die  Urtheile  vom  29.  Januar 
1888  und  vom  26.  Januar  1892;  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
in  Zivilsachen  Bd.  8  S.  385  und  Jurtstische  Wochenschrift  1892 
S.  124  Nr.  1).  Von  dieser  Ansicht  abzugehen;  besteht  keine  Ver- 
anlassung. 

Eine  die  Revision  begründende  Gesetzesverletzung  liegt  aber  auch 
insofern  nicht  vor,    als  das  Oberlandesgericht  dargelegt   hat;    in  An- 
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sehung  der  Yollstreckung  deutscher  Urtheile  sei  in  Frankreich  die 
Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt^  sodass  die  Vorschriften  in  §§  660^  661 
des  angeführten  Gesetzbuchs  auf  die  in  Paris  ergehenden  Urtheile 
keine  Anwendung  ßnden  könnten.  Ein  Staatsvertrag ;  durch  welchen 
diese  Vollstreckung  ger^elt  ist^  besteht  niur,  soweit  es  sich  um  die  in 
Frankreich  einerseits  und  um  die  in  Baden  oder  Elsass-Lothringen 
anderseits  ergehenden  Urtheile  handelt,  nicht  aber  auch^  soweit  die 
übrigen  deutschen  Bundesstaaten  in  Frage  stehen,  insbesondere  nicht 
zwischen  Frankreich  und  Bayern.  In  der  Annahme,  dass  ein  in  die- 
sen Staaten  erlassenes  Urtheil  nach  der  in  Frankreich  bestehenden 
Gesetzgebung  nicht  ohne  Weiteres  für  vollstreckbar  erklärt  werden 
müsste,  ist  ein  Kechtsirrthum  überhaupt  nicht  zu  finden.  Eine  irr- 
thümliche  Auslegung  des  in  Frankreich  geltenden  Rechts  würde  aber  auch 
die  Revision  nach  §  5 11  der  Zivilprozessordnung  nicht  begründen  können. 

Zustellung    de^    Arrestbefehls   an    deii   im   Auslände  wohnenden 

Schuldner, 

Ein  Arrestbefehl  ist  dem  im  Auslande  wohnenden  Schuldner  nach 
§182  der  Zivilprozessordnuug  zuzustellen;  eine  Zustellung  durch 
Aufgabe  zur  Post  genügt  auch  dann  nicht,  wenn  der  Arrest  und  die 
Pfändung  einer  Forderung  in  demselben  Beschlüsse  verfugt  wird.  Ist 
die  Zustellung  entgegen  dem  Gesetze  diurch  Aufgabe  zur  Post  erfolgt, 
so  ist  die  Vollziehung  des  Arrestes  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Urtheil  des  Bayer.  Obersten  Landesgerichts  vom  15.  November 
1892  (Sammlung  etc.  Bd.  14  S.  316).  In  den  Gründen  ist  aus- 
geführt, dass,  wie  die  ganze  Fassung  der  Bestimmung  des  §  182  der 
Z.P.O.  —  wonach  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellungen  mittels  Er- 
suchens der  zuständigen  Behörde  des  fremden  Staats  oder  des  in  die- 
sem residirenden  Konsuls  oder  Gesandten  des  Reichs  erfolgt  —  dann 
die  in  anderen  Fällen  gewählte  Ausdrucksweise  ersehen  lasse,  die  Vor- 
schrift eine  zwingende  für  alle  im  Auslande  zu  machenden  Zustellungen 
gültige  Anordnung  sei,  dass  die  Aufgabe  zur  Post  auch  nicht  durch 
den  Hinweis  auf  §  730  Abs.  2  der  Z.P.O.  sich  rechtfertigen  lasse, 
da  gegebenen  Falls  nicht  der  Arrest  Vollzug  allein,  sondern  auch  der  Arrest- 
befehl selbst  in  Frage  stehen,  zwischen  welchen  beiden  zu  unterschei- 
den sei,  dass  es  auch  keine  Aenderung  herbeiführe,  wenn  Arrestbefehl 
und  Arrestvollzug  in  einen  Akt  zusammengefasst  werden,  dass  ferner 
auch  durch  das  Reichsgesetz  vom  30.  April  1886  bezüglich  der  Noth- 
weudigkeit  und  der  Art  der  Zustellung  des  Arrestbefehls  von  den  bis 
dahin  bestandenen  Bestimmungen  nichts  geändert  worden  sei. 

Eheschliessung  auf  Grund  eines  Scheidungsurtheils  eines  auslän- 
dischen   Gerichts.      Scheidungsurtheil    amerikanischer     Gerichte, 

desgleichen  schweixerischer  Gerichte. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Kammergerichtsrath  Neubauer  in  Berlin. 

Der  Arbeiter  K.  zu  R.  hat  bei  dem  Standesamte  zu  R.  die  Vor- 
nahme seiner  Eheschliessung  beantragt.      Die  Auflösung   der  früheren 
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—  in  Prenssen  vor  1874  geschlossenen  —  Ehe  hat  er  nachzuweisen 
gesucht  durch  Vorlegung  einer  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft 
versehenen  Ausfertigung  des  Urtheils  des  drcuit  couri  für  den  Distrikt 
Lake  im  nordamerikanischen  Staate  Michigan  vom  23.  Juui  1885.  I>er 
Standesbeamte  hat  diesen  Nachweis  nicht  f^r  genügend  erachtet.  Das 
Landgericht  hat  es  abgelehnt^  den  Standesbeamten,  wie  K.  beantragte, 
zur  Vornahme  der  Amtshandlimg  anzuweisen.  Der  erhobenen  Be- 
schwerde ist  vom  Ferien-Zivilsenat  des  Kammergerichts  durch  Be- 
schluss  vom  13.  September  1892  mit  folgender  Ausführung  der  Erfolg 
versagt: 

Allerdings  könne  nicht  mit  dem  Landgerichte  davon  ausgegangen 
werden,  dass  die  Wirksamkeit  solcher  ausländischer  Urtheile  im  In- 
lande  von  der  Erlassung  eines  Vollstreckungsurtheils  abhängig  sei,  denn 
die  Vorschriften  der  §§  660,  661  Z.P.O.  regelten  lediglich  die  Zwangs- 
vollstreckung und  die  Eingehung  der  neuen  Ehe  könne  nicht  als  Akt 
der  Vollstreckung  des  die  frühere  Ehe  auflösenden  Urtheils  au%efasst 
werden.  Vielmehr  sei  für  die  Beurtheüuug  der  Beschwerde  die  Stel- 
lung des  Standesbeamten  gegenüber  dem  Autrage  auf  Eheschliessung 
massgebend.  Der  Standesbeamte  habe  zu  prüfen,  ob  die  gesetzlichen 
Erfordernisse  erfüllt  seien.  Er  habe  aber  dabei  nicht  ausschliesslich 
das  inländische  Rechte  sondern  dasjenige  Recht  anzuwenden,  welchem 
das  In  Frage  kommende  Rechtsverhältniss  unterworfen  sei  (vgl.  Stölxel, 
deatsches  Eheschliessungsrecht  in  der  Einleitung).  Es  sei  ein  allgemein, 
für  das  Eherecht,  z.  B.  im  §  3  des  Keichsgesetzes  vom  4.  Mai  1870, 
betr.  die  Eheschliessung  von  Reich  sangehörigen  im  Auslande,  aner- 
kannter Satz  des  internationalen  Privatrechtes,  dass  das  Familienrecht 
im  Allgemeinen  den  Gesetzen  des  Wohnortes  der  betreffenden  Person 
unterworfen  sei.  Während  für  die  vermögensrechtlichen  Wirkungen 
der  Ehe  das  erste  eheliche  Domizil  massgebend  bleibe,  sei  für  die 
Anfrechterhaltung  oder  Auflösung  der  Ehe  das  Recht  des  jedesmaligen 
Wohnsitzes  entscheidend  (vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  9  S.  191, 
Bd.  16  S.  138).  In  der  ersteren  Entscheidung  sei  die  Frage  nach  der 
Wirksamkeit  der  Ehescheidung  seitens  ausländischer  Gerichte  offen 
gelassen.  Hienach  sei  eine  frühere  Ehe,  wenn  sie  nach  dem  Rechte 
des  aualändischen  Wohnsitzes  der  Ehegatten  au%elöst  sei,  auch  im  In- 
lande  und  im  Sinne  des  §  34  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  als 
aufgelöst  anzusehen,  vorbehaltlich  des  hier  nicht  in  Betracht  kommen- 
den Falles,  dass  das  inländische  Recht  die  Gründe  der  Auflösung  der 
EIhe  als  solche  nicht  anerkenne.  Die  Scheidung  war  erfolgt  wegen 
Misshandlung  und  Versagung  des  Unterhalts!  Nach  diesen  Grund- 
sätzen bedürfe  es  einer  weiteren  Anerkennung  des  ausländischen  Ur- 
theils durch  ein  inländisches  Gericht  nicht.  Ein  solches  Erforderniss 
würde  geradezu  ein  Hinderniss  fUr  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe 
im  Lilande  bilden.  Wollte  man,  wie  u.  a.  v.  Wilmotvski  u.  Levy 
im  Kommentar  zum  §  568  Z.P.O.  Anm.  4  ausfahren,  die  im  deutschen 
Prozessrechte  nicht  vorhandene  Form   einer    solchen  Anerkennung  in 
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analoger  Anwendung  der  §§  660^  661  Z.P.O.  fordern,  so  würde  dieses 
Mittel  versagen,  sobald  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei.  Einen 
neuen  Ehescheidungsprozess  anzustellen;  wäre  der  bereits  geschiedene 
Ehegatte  nicht  in  der  Lage,  selbst  wenn  er  ein  zuständiges  inlän- 
disches Gericht  finden  könnte.  Dem  Bedenken  aber,  dass  die  Aner- 
kennung der  Entscheidung  eines  ausländischen  Gerichtes  ohne  vor- 
gängige Nachprüfung  durch  ein  inländisches  Grericht  dazu  ftihren 
könnte,  dass  von  Inländern  die  Auflösung  der  im  Inlande  geschlos- 
senen Ehe  bei  ausländischen  Gerichten  erschlichen  werde,  werde  da- 
durch begegnet,  dass  nur  die  von  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  der 
Ehegatten  getroffene  Entscheidung  eine  internationale  Gteltung  be- 
anspruchen könne  und  eine  sorgfältige  Prüfung  die  Begründung  eines 
fingirten  Wohnsitzes  zum  Zwecke  der  Ehescheidung  nicht  gelten  lassen 
werde. 

Werde  die  Auflösung  der  Ehe  durch  ein  richterliches  Urtheil  be- 
hauptet, so  habe  der  Standesbeamte  zunächst  zu  prüfen,  an  welchem 
Orte  die  Ehegatten  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Scheidungsprozesses 
den  Wohnsitz  hatten.  Demnächst  könne  er  den  Nachweis  verlangen, 
dass  die  Ehe  nach  dem  Rechte  dieses  Wohnsitzes  aufgelöst  sei,  dass 
also  das  ihm  vorgelegte  Urtheil  von  dem  zuständigen  Gerichte  ergangen, 
nach  den  ausländischen  Frozessvorschriften  zugestellt  und  rechtskräftig 
sei.  Abgesehen  von  den  vorerwähnten  Ausnahmefällen  habe  er,  falls 
dieser  Nachweis  erbracht  sei,  davon,    ob  dem  §  34  des  Gesetzes  vom 

6.  Februar  1875  genügt  sei,  abzusehen,  möge  die  Ehe  im  Inlande  oder 
im  Auslande  geschlossen  sein. 

Im  vorliegenden  Falle  könne  dahingestellt  bleiben,  ob  die  vor- 
gelegte Urtheilsausfertigung  nebst  den  angehängten  Bescheinigungen 
genüge,  um  nachzuweisen,  dass  die  firühere  Ehe  des  K.  nach  dem  im 
Staate  Michigan  geltenden  Bechte  rechtskräftig  aufgelöst  sei,  da  noch 
nicht  feststehe,  ob  dieses  Becht  überhaupt  anzuwenden  sei.  Bisher 
habe  K.  noch  nicht  einmal  behauptet,  er  habe  im  Jahre  1885  im 
Distrikt  Lake  mit  seiner  früheren  Ehefrau  den  Wohnsitz  gehabt. 
Insbesondere  könne  diese  Thatsache  nicht  schon  daraus  entnommen 
werden,  dass  das  ausländische  Grericht  der  Entscheidung  über  die  von 
seiner  damaligen  Ehefrau  angestellte  Klage  sich  unterzogen,  auch  eine 
Beweisaufii ahme  veranlasst  habe,  da  nach  dem  Prozessrechte  einiger 
nordamerikanischer  Staaten  die  Einleitung  des  Ehescheidungsprozesses 
bei  dem  Gerichte  eines  besonders  zu  diesem  Behufe  erwählten  Wohn- 
sitzes zulässig  sei,  die  solchergestalt  erwirkten  Entscheidungen  aber 
eine  internationale  Geltung  nicht  beanspruchen  könnten. 

Im  Anschlüsse  hieran  mag  aus  einem  Bericht  des  III.  Z.S.  des  Kammer- 
gerichts    vom  20.  Oktober  1891,   veranlasst   durch   Ministerialerlass  vom 

7.  April  1891.  —  I.  1465  — ,  in  welchem  Bericht  (gutachtliche  Aeusserong) 
darüber  verlangt  wird,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  nach 
Lage  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  der  Ehetrennung,  welche  tod 
Schweizer  Gerichten  in  Bezug  auf  preussische,  in  der  Schweiz  wohnhafte 
Landesangehörige  ausgesprochen  worden  ist^  eine  rechtliche  Wirksamkeit 
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beizulegen  sei,  einiges  mitgetfaeilt  werden.  In  dem  Erlasse  wird  bemerkt: 
Ein  Schweizer  Gericht  habe  sich  für  nicht  zuständig  erklärt,  ausgehend 
von  der  anscheinend  nicht  zutreffenden  Auffassung,  für  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  ein  die  Ehe  von  Deutschen  trennendes  Urtheil  des  Schweizer 
Gerichts  anf  Anerkennung  zu  rechnen  habe,  seien  die  Vorschriften  der 
§§  600,  661  der  ZJ^.O.  massgebend,  und  deshalb  müsse  die  Frage  Temeint 
werden,  dass  ein  solches  Urtheil  auf  Anerkennung  zu  rechnen  habe,  weil 
nach  Schweizer  Recht  ausländische  Scheidungsurtheile  über  Schweizer  als 
nichtig  zu  betrachten  seien,  soweit  die  nach  §  661  Z.P.O.  erforderliche 
Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei. 

„„Nur  in  einem  Falle  fU.  7./4. 91.  III)  seien  bei  dem  Kammergerichte  ähn- 
liche Fragen  erörtert.  (Dieser  Fall  war  damals  noch  nicht  zur  Entschei- 
dung reif  und  betraf  eine  in  New-York  geschiedene  Ehe.  Der  I.  Richter 
hatte  Ehescheidung  abgelehnt,  weil  bereits  in  New-Tork  getrennt  sei.  Der 
Fall  hat  dann  Bedeutung  für  die  hier  in  Betracht  kommende  Frage  ver- 
loren, weil  streitig  wurde,  ob  das  Urtheil  in  New-Tork  wirklich  ergangen 
sei,  und  die  Feststellung  dieser  Thatsache  durch  Weigerung,  einen  Yor- 
schnas  zu  zahlen,  dem  Berufungsgerichte  nicht  möglich  war.) 

Maasgebend  sei  §  668  11,  l.  A.LJft.  (cf.  auch  Entsch.  des  R.G.  Bd.  8 
S.  389). 

§§  660,  661  der  Z.P.O.  sprächen  dem  Wortlaute  nach  nur  von  der 
Voliatreckbarkeit.  Aliein,  da  für  diese  die  Anerkennung  des  Urtheils  die 
Vorftusaetzung  bilde,  andere  gesetzliche  Vorschriften  aber  nicht  vorhanden 
seien,  nach  welchen  der  Grundsatz,  dass  richterliche  Urtheile  nicht  über 
die  Grenzen  des  betreffenden  Staates  hinaus  auf  Anerkennung  Anspruch 
haben,  eine  Ausnahme  erleide,  so  sei  es  gerechtfertigt,  mit  R.G.Entsch. 
Bd.  13  S.  385,  Bd.  16  S.  421  und  vielen  Kommentatoren  anzunehmen,  die 
Vorschriften  der  ZJ^.O.  hätten  eine  weitere  Tragweite,  aus  ihnen  sei  einer- 
seits das  Recht  zur  Anerkennung  der  Urtheile,  anderseits  seien  daraus 
die  Yoraussetzangen  für  die  Anerkennung  und  fQr  die  Wirksamkeit  der 
Urtheile  im  Gebiete  des  Reiches  zu  entnehmen.  Hienach  müssten  diese 
Grundsätze  auch  auf  Scheidungsurtheile  Anwendung  finden,  sonst  ermangele 
jede  Grundlage  der  Anerkennung. 

Allerdings  habe  das  Scheidungsurtheil  einen  eigenartigen  Karakter,  da 
es  vregen  der  unmittelbar  mit  der  Rechtskraft  eintretenden  Wirkung  der 
Lösung  der  Ehe  einen  zuvor  nicht  vorhandenen  Rechtszustand  schaffe. 
Hiefflr  fehle  sonst  die  Analogie  in  der  Rechtsprechung  (vgl. 
Aßser,  Intern.  Privatrecht,  übersetzt  von  Cohn  S.  68/9).  Die  negative  Fest- 
stelinngsklage  habe  einiges  Aehnliche-,  auch  der  Rechtspruch  über  Status- 
klagen  wirke  nicht  nur  inter  partes,  aber  doch  hätten  diese  nicht  die  ge- 
kennzeichnete konstitutive  Natur  des  Scheidungsurtheils. 

Mit  Rücksicht  hierauf  den  Scheidungsurtheilen  ausländischer  Gerichte 
unbeschränkte  Gültigkeit  überall  beizulegen,  fehle  es  an  jeder  gesetzlichen 
oder  rechtsgrundsätzlichen  Basis.  Das  Statusrechte  betreffende  Urtheil  des 
Obertribunals  bei  Striethorst  Bd.  39  S.  252  ff.  entbehre  der  näheren  Begrün- 
dung. Der  Umstand,  dass  ein  Scheidungsurtheil  der  Zwangsvollstreckung 
nicht  bedtofe,  auch  einer  solchen  nicht  fähig  sei,  yergl,  HinBchius,  3.  Aufl., 
zu  §  55  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875«  kann  nicht  zu  einer  unbe- 
schränkteren Anerkennung  solcher  im  Auslände  ergangenen  Scheidungs- 
urtheile führen,  selbst  wenn  die  Bedenken  des  R.G.  VI.  Z.S.  in  Entsch.  Bd.  26 
S.  131  gegen  die  Anwendung  der  §§  660,  661  der  Z.P.O.  auf  solche  Fälle 
getheilt  würden.  Denn  dann  fehle  es  an  jeder  Grundlage  für  deren  Gül- 
tigkeit im  Inlande.  Eine  solche  Grundlage  lasse  sich  auch  daraus  nicht 
herleiten,  dass  im  internationalen  Rechte  für  die  Eingehung  der  Ehe  for- 
mell der  Grundsatz  gelte:  locus  reait  actum,  und  also  eine  den  Formvor- 
sehriften  der  Gesetze  des  Ortes  der  Eheschliessung  entsprechende  Ehe- 
schliessung überall  als  formgültig  anerkannt  werde,  während  es  denjenigen. 
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welche  im  Aaslande  eine  Ehe  eingehen  wollen,  nnbenommen  bleibe,  der 
heimathlichen  Form  sich  zu  bedienen  (v.  Bar  Bd.  1  S.  400;  Hinwhitu  zu 
§  41  des  Ges.,  R.G.Entsch.  Bd.  27  S.  101). 

Die  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  oder  der  für  diesen  Zweck  mit 
staatlicher  Autorität  ausgestatteten  Beamten  bei  Eingehung  der  Ehe  sei 
nicht  ein  Akt  der  Rechtsprechung.  Der  Beamte  fungire  dabei  nach 
§§  28,  41  nur  als  Solennitätszeuge,  der  die  Beobachtung  gewisser  Erforder- 
nisse zu  überwachen,  die  wechselseitige  Einwilligung  der  Ehesohliessendeo 
entgegenzunehmen,  durch  seine  nachfolgende  Erklärung  zu  bekräftigen 
und  zu  beurkunden  habe  (§  52). 

Trotz  Anwendung  der  §§  660,  661  der  Z.P.O.  sei  solchen  auswärtigen 
Urtheilen  in  Ansehung  preussischer  Staatsangehöriger  nicht  die  Aner- 
kennung im  Hinblicke  auf  §  661  Nr.  5  zu  versagen.  Diese  Anerkennung 
erscheine  vielmehr  unerlässlich  in  Erwägung,  dass  nach  der  diesseitigen 
Gesetzgebung  für  die  im  Auslande,  also  z.  B.  in  der  Schweiz,  wohnhaften 
Inländer  die  Beschreitung  des  Rechtsweges  zum  Zwecke  der  Lösung  der 
Ehe  in  der  Heimath  nicht  möglich  sei.  Aus  §  568  Abs.  1  der  Z.P.O.  mit 
§§  13,  18  ergebe  sich  zwar  zunächst  nur,  welches  Deutsche  Landgericht 
zuständig  sei.  Allein,  da  §  18  nicht  Anwendung  finde,  wenn  ein  Deutscher 
im  Auslände  seinen  bekannten  Wohnsitz  habe,  so  würde  es  für  einen 
solchen  an  einem  zuständigen  Gerichte  fehlen,  falls  die  Ehegatten  nicht 
etwa  einen  doppelten  Wohnsitz  hätten.  Für  die  verlassene  Ehefrau  des 
im  Auslande  wohnhaften  Ehemannes  sehe  zwar  §  568  Abs.  2  vor,  aber  ge- 
rade daraus  folge,  dass  es  für  andere  Fälle  an  einem  zuständigen  Geri(£te 
mangele.  In  entsprechender  Anwendung  müsse  also  für  die  im  Auslände 
wohnhaften  Deutschen  das  Gericht  ihres  Wohnsitzes  zuständig  sein.  Durch 
Nichtanerkennung  solcher  Urtheile  werde  sonst  eine  Nothlage  geschaffen. 
Jedenfalls  werde  die  Ehefrau  rechtlos,  da  sie  nicht  befagt  sei,  das  ge- 
meinschaftliche Domizil  zu  ändern  und  §  668  Abs.  2  in  solchen  Fällen 
nicht  helfe. 

Es  werde  genügen,  §  661  Nr.  5  nicht  zu  engherzig  anzuwenden.  Nach 
den  Materialien  {Htikn  S.  804/5,  887/9)  sei  nicht  eine  vollkommene  Gleich- 
mässigkeit  in  den  Voraussetzungen  der  wechselseitigen  Anerkennung  der 
Urtheile  gemeint.  Der  Richter  werde  also  zu  prüfen  haben,  ob  der  f^mde 
Staat  gleichartige  diesseitige  Urtheile  ohne  sachliche  Prüfung  in  aus- 
reichendem Masse  zur  Geltung  bringe.  Auch  gesetzliche  oder  reglemen- 
tarische Vorschriften  über  die  Anerkennung  oder  Vollstreckung  seien  nicht 
zu  fordern.  Die  Schweiz  habe  freilich  für  Ehestreitigkeiten  das  Natio- 
nalitätsprinzip gesetzlich  anerkannt ;  Art.  56  Schweiz.  Gesetz  vom  24.  De- 
zember 1874,  aber  doch  nur  für  Schweizer.  In  Betreff  anderer  Personen, 
also  insbesondere  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches,  z.  B.  ftir 
Wiederheirath,  dürfe  angenommen  werden,  die  rechtskräftigen  ScheidungB- 
urtheile  Deutscher  Gerichte  würden  von  Behörden  und  Gerichten  anstands- 
los anerkannt  werden. 

Zu  erfordern  sei  aber  jedenfalls,  dass  die  Voraussetzungen  des  §  661 
Nr.  1 — 4  vorliegen."** 

Der  Deutsche  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  erster  Lesung 
beschränkt  sich  im  §  1234  auf  die  Vorschrift  „Niemand  kann  eine  nene 
Ehe  schliessen,  bevor  seine  frühere  Ehe  aufgelöst  oder  für  ungültig 
erklärt  ist**,  im  engen  Anschlüsse  an  den  §  34  des  Personenstand- 
gesetzes vom  6.  Februar  1875  (vgl.  Mot.  Bd.  4  S.  18).  Der  nicht  ver- 
öffentlichte Entwurf  der  Vorschriften  über  die  räumliche  Herrschaft  der 
Gesetze  (internationales  Privatrecht)  bestimmt  im  §  10  zwar  eingehend 
darüber,  welche  Gesetze  für  die  Auflösung  einer  Ehe  massgebend 
sind,  aber  durchweg  vom  Standpunkte  der  Nationalität  aus.  Die  be- 
treffenden Vorschriften  können  daher  hier  auf  sich  beruhen.  Hingegen 
spricht    sich    dieser    Entwurf   im    §  25  über  die  Wirkungen   eines  Ur- 
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theils  aas  und  enthält  insbesondere  im  zweiten  Absätze  eine  Reihe  von 
Vorachiiften  darttber,  in  welchen  Fällen  die  Anerkennung  des  Urtheils 
eines  aosländischen  Gerichts  ausgeschlossen  ist.  Unter  Nr.  6  wird  hier 
anfgeftlhrt   „wenn   die  Gegenseitigkeit   nicht  verbürgt   isf. 

Die  Vorlage  des  Referenten  stand  nicht  auf  diesem  Boden.  In  dessen 
Motiven  (S.  170)  heisst  es  wörtlich: 

„Das  deutsche  Gesetz  kann  nicht die  im  Auslande  domizilirten 

Deutschen  mit  ihren  Ehe-  und  Statussachen  ausschliesslich  an  die  aus- 
ländischen Gerichte  des  Wohnsitzes  verweisen  und  (dann  doch)  den  von 
diesen  Gerichten  in  den  betreffenden  Streitigkeiten  gefällten  Urtheilen 
die  Anerkennung  aus  Gründen  versagen,  die  nicht  in  dem  Urtheile  liegen, 
sondern  Folge  der  Tfaatsaohe  sind,  dass  der  ausländische  Staat  Urtheile 
deutscher  Gerichte  nicht  in  gehörigem  Masse  respektirt/ 

In  seinen  Bemerkungen  von  1887  S.  54  fügte  derselbe  Referent  bei: 

«Die  Uebertragung  (des  Erfordernisses  verbürgter  Gegenseitigkeit)  ist 
aber  auch  bedenklich,  weil  sie  bei  einer  überaus  wichtigen  Klasse  von 
Urtheilen  höchst  missliche  Zustände  schafft.  Es  sind  dies  die  in  Ehe-  und 
Statussachen  ergehenden  Urtheile.  Ist  die  Ehe  von  Ausländern  in  ihrem 
Heimathsorte  den  massgebenden  Gesetzen  gemäss  geschieden  oder  für  un- 
gültig erklärt,  oder  ist  in  gleicher  Weise  die  Ehelichkeit  eines  Ausländers, 
die  Legitimation  desselben  u.  s.  w.  durch  Urthcil  festgestellt,  so  können 
wir  uns  der  Anerkennung  dieser  Urtheile  und  der  sich  anknüpfenden 
familien-  und  vermögensrechtlichen  Folgen  nicht  entziehen,  mag  Reziprozi- 
tät bestehen  oder  nicht  bestehen.  Den  durch  solche  Urtheile  geschaffenen 
Thatsachen  muss  Rechnung  getragen  werden,  wenn  nicht  die  Interessen 
der  eigenen  Staatsangehörigen  in  vielen  und  wichtigen  Beziehungen  leiden 
sollen.  Ein  deutscher  Standesbeamter  kann  die  Vornahme  der 
Eheschliessung  eines  in  seiner  Heimath  geschiedenen  Ausländers  mit  einer 
Dentsehen  nicht  um  dess willen  ablehnen,  weil  das  Scheidnngsur- 
theil  wegen  mangelnder  Gegenseitigkeit  nicht  anzuerkennen  sei.  Ebenso- 
wenig kann,  wenn  der  geschiedene  Ausländer  in  seinem  Heimathlande  eine 
Deutsche  heirathet,  ein  deutscher  Richter  die  Ehe  um  desswillen  für  nich- 
tig erklären,  weil  das  ergangene  Scheidungsurtheil  wegen  fehlender  Gegen- 
seitigkeit in  Deutschland  nicht  anerkannt  werde,  mithin  für  Deutschland 
die  frühere  Ehe  noch  bestehe.  In  der  ausländischen  Jurisprudenz  ist  man 
einverstanden,  und  selbst  die  französische  Praxis  (Journal  1883  S.  51, 
1885  S.  370,  399,  444;  Brocher  Nr.  35;  Moreau,  effets  des  jugemenis  intern, 
Nr.  49)  nimmt  an,  dass  in  Ehe-  und  Statusangelegenheiten  von  Ausländem 
in  deren  Heimathstaate  oder  in  einem  anderen  Staate  zulässiger 
Weise  ergangene  Urtheile  als  ohne  Weiteres  wirksam  anzuerkennen  seien. 
Nach  Lage  der  deutschen  Prozessgesotzgebung  kommen  aber  nicht  blos 
die  in  Ehe-  und  Statusangelegenheiten  von  Ausländern,  Büodern  auch  die 
in  Ehe-  und  Statusangelegenheiten  von  Inländern  im  Auslande  erlassenen 
Urtheile  in  Betracht.  Die  im  Auslande  domizilirten  Deutschen  sind  durch 
die  Z.P.O.,  von  enge  begrenzten  Ausnahmen  abgesehen,  mit  ihren  Klagen 
in  Status-  und  Ehesachen  an  die  Gerichte  ihres  ausländischen  Wohnsitzes 
gewiesen.  Bei  dieser  Sachlage  kann  den  von  diesen  Gerichten  in  den  be- 
treffenden Streitigkeiten  gefällten  Urtheilen  die  Anerkennung  nicht  aus 
einem  Grunde  versagt  werden,  der  mit  der  Richtigkeit  der  Urtheile  nichts 
zu  thnn  hat.  Unmöglich,  sagt  Weich  in  anderem  Zusammenhange  (I  §  19 
8.  247),  kann  der  Staat,  wenn  er  das  ausländische  Urtheil  nicht  respektiren 
will,  den  Klagenden  auf  den  ausländischen  Prozess  verweisen." 

Dennoch  hat  die  erste  Kommission  (Prot  S.  1 1604/5)  die  Nr.  6  aufgenommen. 
Zwar  theilten  mehrere  Mitglieder  die  Bedenken  des  Referenten,  aber  die 
Mehrheit  glaubte  in  einer  so  wichtigen,  nicht  blos  nach  rein  juristischen  Ge- 
sichtspunkten zu  beurtheilenden  Frage  eine  von  der  Z.P.O.  (§  661  Nr.  5) 
abweichende  Entscheidung  nicht  treffen  zu  sollen;  sie  ging  zugleich  davon 
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aus,  eine  verschiedene  Regelung  der  Voraussetzungen  der  Anerkennung 
und  der  Voraussetzungen  der  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  sei  als 
unzweckmässig  zu  vermeiden.  Von  einer  Seite  wurde  dazu  bemerkt:  Die 
Bedenken,  zu  welchen  das  Erfordemiss  der  Gegenseitigkeit  in  Ansehung 
der  in  Statussachen  von  Deutschen  im  Auslande  ergangenen  Urtheile  An- 
lass  gebe,  würden  abgeschwächt  werden,  wenn  eine  Bestimmung  dahin  in 
das  Einftthmngsgesetz  aufgenommen  werde,  dass  für  alle  Statusprozesse, 
bei  welchen  nach  deutschen  Gesetzen  das  Offizialprinzip  in  grösserem  oder 

feringerem  Umfange  zur  Anwendung  komme,  also  bei  Prozessen,  welche 
eststellung  des  Bestehens,  Nichtigkeit,  Anfechtbarkeit  oder  Scheidung 
einer  Ehe,  Anfechtung  der  Ehelichkeit  eines  Kindes,  das  Bestehen  eines 
Eltern-  oder  Kindesverhältnisses  zum  Gegenstande  haben,  dann,  wenn  eine 
der  Parteien  ein  Deutscher  ist,  entweder  die  deutschen  Gerichte  für  aus- 
schliesslich zuständig  erklärt  oder  doch  ein  Gerichtsstand  im  Inlande  be- 
gUndet  werde.  Damit  werde  wenigstens  den  im  Auslande  domizilirten 
eutsohen  die  Möglichkeit  des  rechtlichen  Austrages  ihrer  Streitigkeiten 
Im  Inlande  eröffnet.  Was  aber  die  in  Statusangelegenheiten  der  Ausländer 
in  ihrem  Heimathstaate  ergangenen  Urtheile  anlange,  so  werde  der  Aner- 
kennung derselben  der  Regel  nach  nichts  Im  Wege  stehen,  wenn  man  das 
Erfordemiss  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  dahin  auffasse,  dass  in  jedem 
einzelnen  Falle  zuzusehen  sei,  ob  der  betreffende  ausländische  Staat  das 
Urtheil  so,  wie  es  vorliege,  ebenfalls  anerkennen  würde,  wenn  es  von  einem 
deutschen  Gerichte  erlassen  wäre.  Der  ausländische  Staat  werde  nicht 
Anstand  nehmen,  dem  von  einem  deutschen  Gerichte  in  einer  Statusan- 
gelegenheit eines  Deutschen  ergangenen  Urtheile  Anerkennung  zuzuge- 
stehen. 


Höchst  bedenklich  erscheint  jedenfalls  der  Beschluss  des  Feriensenates 
vom  September  1892  insofern,  als  er  dem  Beschwerdeführer  einen  Beweis 
abverlangt,  den  er  unmöglich  führen  kann.  Wenigstens  erhellt  nicht,  wie 
der  Beweis  erbracht  werden  soll,  dass  die  geschiedenen  Eheleute  im  Jahre 
1885  im  Distrikt  Lake  ihren  früheren  Wohnsitz  gehabt  haben,  ganz  abge- 
sehen davon,  dass  selbst  der  Begriff  des  Wohnsitzes  bekanntlich  nicht 
überall  derselbe  ist.  Dabei  wird  aber  ferner  ausser  Acht  gelassen,  dass 
das  die  Scheidung  aussprechende  Gericht  in  dieser  Richtung  eine  Prüfung 
vorzunehmen  hatte  und  zweifellos  vorgenommen  hat.  Was  insbesondere 
Michigan  angeht,  so  scheidet  freilich  das  Grafschaftsgericht  (cireuit  eowi 
of  the  county)  schon,  wenn  beide  Parteien  oder  eine  derselben  in  der 
Grafschaft  wohnt  (resides)  (vgl.  HutibtWa  legal  directory,  1880  S.  241).  Aber 
das  Wort  reside  ist  in  der  englischen  Rechtssprache  keineswegs  überall 
gleichbedeutend  mit  „wohnen'',  es  kann  auch  das  „sich  aufhalten"  be- 
zeichnen. War  hier  nach  amerikanischem  Rechte  des  Staates  Michigan 
die  Zuständigkeit  begründet,  so  war  jedenfalls  ein  deutsches  Gerieht  zu 
jener  Zeit  nicht  zuständig,  da  der  Fall  des  §  568  Abs.  2  der  ZJ^.O.  nicht 
vorlag. 

Der  Fall  giebt  noch  zu  einem  weiteren  Zweifel  Anlass.  Soviel  be- 
kannt, erkennen  nicht  einmal  die  nordamerikanischen  Staaten  der  Union 
gegenseitig  die  Scheidnngsurtheile  an,  sofern  es  sich  um  Inländer  handelt 
Sollte  der  deutsche  Richter  hierin  weiter  gehen?  Selbst  der  Vertrag  von 
Montevideo  fttr  die  Staaten  von  Süd-Amerika  bestimmt  im  Vertrage  über 
internationales  Privatrecht  in  Art.  13:  «Das  Gesetz  des  ehelichen  Wohn- 
sitzes bestimmt  über die  Auflösbarkeit  der  Ehe,  falls  der  ange- 
rufene Grund  nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  an  welchem  die  Ehe  geschlossen 
wurde,  zulässig  Ist**  und  im  Vertrage  über  das  Prozessrecht  in  Art  5: 
«Die  Urtheile,  welche  in  bürgerlichen  Streitigkeiten  in  einem  der  Vertrags- 
staaten ergangen  sind,  haben  in  den  übrigen  Staaten  gleiche  Kraft  wie  in 


BttrgerlicheB  Recht  etc.  —  Zivilprosesfl.  535 

dem  Lande,  in  welchem  sie  gesprochen  sind,  wenn  folgenden  Anforderungen 
genügt  ist:  a)  Ausfertigung  durch  das  in  der  internationalen  Sphäre  zu- 
standige Gericht,  b)  Vollstreckbarkeit  oder  Rechtskraft,  c)  gesetzmässige 
Ladung  und  Vertretung  der  Partei,  gegen  welche  das  ürtheil  erging  oder 
gesetzmässige  Ungehorsamkeitserklärung -,  d)  NichtWiderspruch  mit  den 
Gresetsen  der  öffentlichen  Ordnung*.  Art.  6  des  letzteren  Vertrages  schreibt 
vor,  welche  Urkunden  beizubringen  sind,  um  die  Vollstreckung  zu  erlangen. 
Der  Vertrag  ist  also  weit  davon  entfernt,  die  Scheidungsnrtheile  ohne 
Weiteres  anzuerkennen,  die  in  einem  der  Signatarstaaten  ergehen.  Er 
setzt  Yielmehr  ein  Verfahren  an  die  Stelle,  durch  welches  die  Vollstreck- 
barkeit festgestellt  wird  und  beschränkt  den  an  sich  zuständigen  Richter 
dnreh  die  Vorschrift  des  Art  13  dahin,  dass  er  zu  prüfen  hat,  ob  auch 
das  Gesetz  des  Ortes  der  Eheschliessung  den  angerufenen  Scheidungsgrund 
zuläest.  Nur  auf  solchem  Wege  möchten  sich  befriedigende  Ergebnisse  er- 
warten lassen,  vgl.  übrigens  v,  Bar,  intern.  Privatrecht  Bd.  1  S.  496  If. 
V.  Bar  theilt  selbst  mit,  dass  der  1887  in  Heidelberg  aufgestellte  Satz  „^ 
divorce  ainci  prononci  par  le  trtbunal  campHent  stra  reconnu  partout*^  noch 
nirgends  anerkannt  sei.  Auf  alle  Fälle  wird  doch  eine  Prüfung  der  Gründe 
des  Scheidungsurtheils  geboten  sein,  da  bekanntlich  die  Ehescheidungs- 
grttnde  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  noch  Überaus  verschieden 
geregelt  sind.  Diese  Prüfung  zu  ermöglichen,  müsste  aber  ein  inländisches 
Gericht  berufen  sein.  Es  kann  nicht  wohl  diese  überaus  schwierige  Frage 
dem  Standesbeamten  überlassen  bleiben.  Die  erste  Kommission  für  den 
Entwurf  eines  deutschen  Gesetzbuches  weist  in  den  Protokollen  auf  diesen 
Gedanken  hin.  Der  Entwurf  eines  Einfährungsgesetzes  trägt  bereits  dem 
Gedanken  Rechnung  Art.  11  §§  568, 581,  587,  591  und  Mot.  S.  77  ff.,  83.  An 
ersterer  Stelle  wird  offen  anerkannt,  dass  die  Versagung  des  rechtlichen 
Gehörs  in  Ehesachen  für  die  im  Auslande  domizilirten  Ehegatten  für  die 
davon  Betroffenen  vielfach  gleichbedeutend  sei  mit  Rechtlosigkeit  in  Ehe- 
sachen. 

In  der  Abhandlung  von  Kayser  in  der  Zeitschrift  für  französisches 
Zivilrecht  Bd.  21  S.  686  ff.,  »zur  Zwangsvollstreckung  ausländischer 
Ehescheidungsurtheile  im  Deutschen  Reich",  die  sich  unmittelbar  nur 
mit  dem  Randvermerke  im  Heirathsregister  §  55  des  Gesetzes  vom  6.  Fe- 
bruar 1875,  auf  Grund  solcher  Urtheile  befasst,  wird  zutreffend  bemerkt, 
es  sei  ein  Gebot  der  sittlichen  Pflicht  für  den  eigenen  Staat,  über 
die  im  Auslande  ausgesprochene  Trennung  von  Ehen,  wenn  daraus  im  In- 
lande  eine  Wirkung  entstehen  soll,  die  Eontrolle  auszuüben.  Kayser  ver 
tritt  schon  an  der  Hand  des  geltenden  Rechts  die  Ansicht  (S.  690),  es  sei 
in  solchen  Fällen  eine  Feststellungsklage  zulässig,  die  das  zur  Vertretung 
des  Staates  berufene  Organ  (?)  g^gen  beide  Ehegatten  soll  erheben  können 
mit  dem  Antrage,  anzuerkennen,  dass  auf  Grund  des  rechtskräftigen  aus- 
ländischen Urtheils  auf  der  Heirathsurkunde  der  Randvermerk  über  die 
Ehescheidung  eingetragen  werde.  Ob  dieser  Auffassung  auch  nur  für  das 
Reiehsland  Elsass-Lothringen  beizupflichten  sei,  kann  hier  nnerörtert  bleiben, 
da  sie  im  vorliegenden  Falle  nicht  anwendbar  sein  würde,  weil  es  sich  um 
eine  vor  1874  geschlossene  Ehe  handelte.  Richtiger  erscheint  es  jedenfalls, 
dem  Ehegatten  selbst  ein  Recht  auf  richterliche  Entscheidung  zu  gewähren, 
selbst  dann,  wenn  ein  zur  Vertretung  des  Staates  in  dieser  Ricntung  b€> 
mfenes  Organ  vorhanden  sein  sollte. 

Der  obige  Beschluss  des  Feriensenats  des  Eammergerichts  zeigt,  dass 
zur  Zeit,  wenigstens  in  Preussen,  ein  Nothstand  besteht.  Die  Betheiligten 
vermögen  nicht,  zu  ihrem  Rechte  zu  gelangen. 

Das  frühere  preussische  Obertribunal  hat  in  dem  bereits  oben  erwähnten 
Urtheile  vom  30.  November  1860  (bei  StHethorst  Bd.  39  S.  242  ff.)  fiir 
nicht  zutreffend  erachtet  (S.  246),  dass  das  Erkenntniss  eines  ausländischen 
Bichiers,  durch  welches  eine  zwischen  preussischen  Unterthanen  bestehende 
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und  in  Preussen  geschlossene  Ehe  geschieden  werde,  im  Iniande  keine 
Rechtskraft  erlangen  könne.  Weiter  wird  daselbst  ausgeführt  (8.  251), 
dass  es  sich  in  einem  solchen  Falle  nicht  um  die  Vollstreckung  eines  aus- 
wärtigen Urthcils,  sondern  um  den  Eintritt  gewisser  an  das  Vorhandensein 
eines  solchen  Ui'theils  geknüpfter  rechtlichen  Folgen  handele,  sowie  dass 
das  ergangene  Urtheil  eines  Gerichts  im  amerikanischen  Staate  Jowa  Status- 
rechte zum  Gegenstande  habe,  die  ihrer  Natur  nach  überall  dieselben  sein 
mUssten. 

Dass  es  zu  weit  geht,  wenn  daraus  entnommen  werden  möchte,  die 
im  AuRlande  gesprochenen  Scheidungsurtheile  seien  unbedingt  anzuerken- 
nen, folgt  schon  daraus,  dass  wegen  der  Verschiedenheit  der  Gesetz- 
gebung daraus  leicht  eine  Handhabe  entnommen  werden  kann,  die  inlän- 
dischen Gesetze  zu  umgehen  und  aus  Gründen,  die  im  Iniande  nicht  aner- 
kannt werden,  eine  Scheidung  zu  erlangen.  Anderseits  will  es  nicht  em- 
leuchten,  weshalb  in  solchen  Fällen  auf  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit 
Gewicht  zu  legen  sei.  So  wichtig  das  Interesse  des  Staates  auch  ist, 
welches  durch  die  Gegenseitigkeit  gewahrt  werden  soll,  so  dürfte  dieses 
Interesse  nicht  rechtfertigen,  den  einzelnen  Deutschen  zu  schädigen,  ge- 
wissermassen  rechtlos  zu  machen. 

Ist  die  Gegenseitigkeit  für  verbürgt  xu   erachten  ^   wenn  sie  i» 

eiriein  auswärtigen  Staate  (Ungarn)  xicar  gesetzlich  besteht,  aber 

thatsächlich  nicht  geübt  imrd?    Z,P.O.  §  661  Kr.  5, 

Urtheil  des  Reichsgerichts  ^VI.  Zivilsenat j  vom  7.  April  1888. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landgeriohtsrath  Dr.  Meneen  in  Hechingeo. 

Der  Kläger  beruft  sich  zum  Nachweis  dafür^  dass  in  Ungarn  die 
Gegenseitigkeit  im  Sinne  der  Z.P.O.  §  661  verbürgt  sei,  auf  das  un- 
garische Gesetz  über  das  Zwangsvollstreckungsverfahren  vom  1.  Juni 
1881.  Der  Berufungsrichter  erwägt  zunächst:  ..das  blosse  Bestefaeu 
dieses  Gesetzes  genüge  nicht  zur  Verbürguug  der  Gegenseitigkeit", 
zwar  sei  zunächst  davon  auszugehen^  dass  das  Gesetz  befolgt  werde: 
sei  dies  aber  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  der  Fall,  so  biete  das 
Gesetz  allein  keine  Gewähr  dafür,  dass^  worauf  es  ankomme,  deutsche 
Urtheile  in  Ungarn  ohne  Prüfung  ihrer  Gesetzmässigkeit  vollstreckt 
werden^  es  sei  nicht  ausnahmslose  Befolgung  des  Gesetzes  zu  for- 
dern, wohl  aber  daran  festzuhalten^  dass  das  Gresetz  wenigstens  in  der 
Regel  angewendet;  also  nicht  von  der  Mehrzahl  der  Gerichte  seines 
Landes  in  einer  die  Ausländer  beschränkenden  Weise  unrichtig  ver- 
standen oder  gänzlich  ausser  Acht  gelassen  werde.  Diese  Erwägung 
erscheint  zutreffend;  §661  setzt  voraus,  dass  die  Gegenseitigkeit  that- 
sächlich verbürgt  sei. 

Auf  Grund  des  vorliegenden  Beweismaterials,  insbesondere  der  in 
dem  Schreiben  vom  20.  September  1887  enthaltenen  Aeusserung  des 
ungarischen  Justizministeriums  in  Verbindung  mit  der  von  demBeichs- 
justizamt  am  15.  März  1887  ertheilten  Auskunft  ^  erachtet  nun  der 
Berufuugsricliter  für  höchst  wahrscheinlich,  dass  die  Vollstreckung 
deutscher  Urtheile  in  Ungarn  selbst  dann,  wenn  die  Erfordernisse  de« 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1881  erfüllt  sind,  nicht  vollstreckt  werden, 
dass  also   trotz  Bestehens  dieses  Gesetzes    die  Gegenseitigkeit  in  der 
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That  nicht  verbürgt  ist').  Diese  Beweis  Würdigung  entzieht  sich  einer 
Nachprüfiing  in  der  Revisionsinstanz.  Wenn  sodann  der  Beruiimgs- 
richter  annimmt^  es  sei  hienach  der  auf  das  Bestehen  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  1881  gestützte  Nachweis  verbürgter  Gegenseitigkeit  auf 
das  Erheblichste  erschüttert,  und  eben  deshalb  diesen  Nachweis  nicht 
ftir  erbracht  erachtet,  so  ist  hierin  eine  Gesetzesverletzung  nicht  zu 
erblicken. 

Ist  das  Revisionsgericht  befugt,  die  Frage  fiaehxuprüfen,  ob  naeh 
aitsländischeni   Recht   die    OegenseiUgkeit    verbürgt   ist?     ZJ\0, 

§  661  Nr.  5. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  {l.  Zivilsenat;  vom  20.  Mai  1891. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Thatbestand.  Namens  des  wegen  Geisteskrankheit  entmündigten 
Klägers  beantragt  dessen  Ehe&au^  als  bestellte  Vormünderin,  die 
solidarische  Verurtheilung  der  beiden  Beklagten  zur  Zahlung  eines 
Betrages  von  240  fl.  österr.  Wähnmg  ftir  gelieferten  Hafer  imd  von 
840  fl.  als  Betrag  zweier  (400  fl.  und  440  fl.)  denselben  gege- 
bene Darlehen.  Die  Forderungen  sollen  im  Jahre  1873  entstan- 
den sein  und  sind  von  den  Beklagten  bestritten.  Der  erste  Richter 
hat  den  Kläger  mit  der  Forderimg  von  240  fl.  znr  Zeit  abgewiesen, 
weil  dieselbe  in  Ungarn  rechtshängig  sei ,  und  in  Ansehung  der  ge- 
forderten Darlehen  der  Vertreterin  des  Klägers  einen  Eid  auferlegt. 
Gegen  diese  Entscheidung  haben  die  Beklagten,  insoweit  sie  verur- 
theilt  sind,  die  Berufung  eingelegt  und  gänzliche  Abweisung  der  Klage 
beantragt.  Der  Kläger  hat  sich  der  Berufung  angeschlossen  mit  dem 
Antrage,  die  Beklagten  auch  zur  Zahlung  der  geforderten  240  fl. 
zu  verurtheilen.  Das  Berufungsgericht  hat  die  etwaige  Rechtshängig- 
keit oder  erfolgte  Ausurtheilung  dieser  letzteren  Forderung  in  Ungarn 
für  bedeutungslos  erachtet  und  die  Beklagten  zur  Zahlung  von  240  fl. 
vemrtheilt. 

Entscheidungsgründe:  Die  von  der  Revision  erhobenen  Angrifle 
geben  dahin,  dass  der  Berufungsrichter  die  Frage,  ob  wegen  der  im 
gegenwärtigen  Prozess  eingeklagten  Ansprüche  in  Ungarn  ein  Rechts- 
streit anhängig  oder  eine  endgültige  Entscheidung  gefüllt  sei,  rechts- 
irrig ftlr  bedeutungslos  erachtet  habe,  weil  er  zufolge  unzutreffender 
Auslegung  des  ungarischen  Rechts  zu  der  Annahme  gelangt  sei,  dass 
die  Gegenseitigkeit  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Ungarn  im 
Sinne  des  §  661  Nr.  5  der  Z.P.O.  nicht  verbürgt  sei.  Diese  Angriffe 
können  einen  Erfolg  nicht  haben.  Der  Berufungsrichter  hat  seine  An- 
nahme im  Anschluss  an  die  Entscheidung  des  R.G.  i.  8.  J.  wider  H. 
vom  7.  April  1888  VI.  31/88  und  unter  Berücksichtigung  des  damals 
vorgebrachten,  in  dem  Kommentar  von  Wilmowski  und  Lem^  zu  §  661 
Nr.  5   der  Z.P.O.  Anmerk.  7  Nr.   1  mitgetheilten  Beweismaterials  ge- 


3)  Vgl.  hiezn  oben  S.  364.      Anm.  d.  Red. 
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troffen  nud  begründet.  Dass  der  Berufungsrichter  hierbei  Beweismaterial, 
welches  ihm  vorgelegen  habe^  unzulässiger  Weise  nicht  berttcksichtigt 
habe  oder  bei  seinen  Erwägungen  von  unzutreffender  Auslegung  des 
^661  ^r.  5  der  Z.P.O.  ausgegangen  sei^  lässt  das  angefochtene  Ur- 
theil  nicht  erkennen  und  ist  auch  von  der  Revision  selbst  nicht  behaup- 
tet. Darauf  aber^  dass  die  Entscheidung,  wie  die  Revision  auszuführen 
gesucht  hat .  auf  Verletzung  der  in  Betracht  kommenden  ungarischen 
Gesetzgebung  beruhe,  kann  gemäss  §§  511  ^  526  der  Z.P.O.  das 
Rechtsmittel  überhaupt  nicht  gestützt  werden.  Mit  Unrecht  beruft  sich 
die  Revision  darauf,  es  sei  aus  dem  Urtheil  des  erkennenden  Senats 
vom  30.  Juni  1886  (Entsch.  Bd.  16  S.  427)  zu  entnehmen  ^  dass 
auch  die  Frage,  ob  die  Gegenseitigkeit  nach  Massgabe  der  aus- 
ländischen Gesetzj^ebung  verbürgt  sei^  der  Nachprüfung  des  Re- 
vision srichtcrs  unterliege.  Dass  in  dem  angezogenen  Urtheile  ein  dahin 
gehender  Ausspruch  nicht  zu  finden  sei,  und  dass  namentlich  auch 
die  auf  S.  429  vorkommende  gelegentliche  Erwähnung  der  Nr.  5  des 
i^  661  nicht  zu  der  Annahme  führen  könne,  es  habe  damals  eine 
Nachprüfung  der  bezeichneten  Frage  thatsächlich  stattgefunden^  ver- 
kennt die  Revision  selbst  nicht.  Aber  auch  für  die  von  derselben 
vertretene  Auffassung,  dass  der  Senat  damals  durch  die  unter  Berück- 
sichtigung der  einschlagenden  ausländischen  Gesetzgebung  vorgenom- 
menen Prüfung  der  Frage,  ob  ^Urtheile''*  im  Sinne  der  Z.P.O.  vor- 
liegen, die  Zuständigkeit  des  Revisiönsrichters  zur  Vornahme  einer 
derartigen  Prüfung  anerkannt  habe,  bietet  die  Begründung  des  ange- 
zogenen Urtheils  keinen  Anhalt.  In  derselben  ist  erörtert,  ob  die 
damals  in  Frage  stehenden  österreichischen  Zahlungsaufträge  gemäss 
§  661  der  Z.P.O.  vollstreckbar  seien  und  zu  diesem  Zwecke  lediglich 
in  eine  Prüfung  nach  der  Richtung  eingetreten,  ob  die  Bedeutung 
solcher  Zahlungsaufträge  nach  österreichischem  Recht  zutreffend  zu  der 
Annahme  führe,  dass  dieselben  als  ,, Urtheile "^  im  Sinne  der  Z.P.O. 
zu  erachten  seien.  Davon,  dass  der  Senat  zur  Ermittelung  der  Be- 
deutung der  Zahlungsaufträge  die  von  dem  Berufungsgericht  für  zu- 
treffend erachtete  Auslegung  des  österreichischen  Rechts  einer  Nachprü- 
fung unterzogen  habo;  enthält  das  angefllhrte  Urtheil  nichts.  In  dem- 
selben ist  vielmehr  unzweideutig  die  UnStatthaftigkeit  einer  derartigen 
etwaigen  Nachprüfung  ausgesprochen.  Auf  S.  428  heisst  es  wörtlich: 
,.Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  die  der  Nachprüfung  des  Revisions- 
gerichts nach  §  511  der  Z.P.O.  entzogene  Frage,  welche  Bedeutung 
nud  Wirkung  solche  Zahlungsaufträge  nach  österreichischem  Recht 
haben,  sondern  um  die  von  dem  Revisionsgerichte  nachzuprüfende  Frage, 
ob  dieselben  Urtheile  im  Sinne  des  §  661  der  Z.P.O.  sind".  Sodann 
ist  auf  S.  429  ausgesprochen :  ,,Da  die  in  Rede  stehenden  Zahlungs- 
aufträge, wie  das  Berufungsgericht  nach  österreichischem  Rechte  un- 
anfechtbar feststellt,  Rechtskraft  erlangt  haben,  so  ist  das  in  §  661 
Nr.  1  der  Z.P.O.  vorgeschriebene  Erfordern iss  vorhanden".  Hienach 
erledigen  sich  die  von  der  Revision  erhobenen  Angriffe. 
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B.  Reohtshtllfe. 

Ein  Ersuchen  um  Rechtshülfe  gilt  als  abgelehnt^  wenn  dem  Er- 
suchen im  Uebrigen  entsprochen,  indess  die  Tragung  der  erwach- 
senen Kosten  abgelehnt  tvird.     O,  V,  O,  §§  160,  165. 

Beschl.  des  Reichsgerichts  vom  13.  Februar  1893   (Entsch.  in  Strafs. 

Bd.  24  S.  1). 

Aus  den  Gründen: 

„ — Nach  §   165    des  G.V.G.'s    sollen    der    ersuchenden 

Behörde  —  abgesehen  von  zwei  hier  nicht  zutreffenden  Ausnahme* 
fällen  —  für  die  Leistung  von  Bechtshülfe  keine  Kosten  erwachsen. 
Es  hatte  daher  das  von  dem  Amtsgerichte  zu  J.  an  das  Amtsgericht 
zu  L.  gerichtete  Ersuchen,  betreffend  das  Gutachten  des  Sachverstän- 
digen, die  kostenfreie  Erledigung  zum  Inhalte.  Wenn  demnächst  das 
ersuchte  Grericht  die  Kostentragung  seinerseits  verweigerte,  so  lag  und 
liegt  darin  die  Ablehnung  eines  Ersuchens,  weil  der  Ausdruck  „Ableh- 
nung^ nach  dem  Wortlaute  der  Motive  zu  §  160  des  G.V.G.'s  ,,auch 
den  Fall  um£&sst,  wenn  Über  die  Ausführung  des  Ersuchens  Streit 
entsteht,  da  jede  dem  Ersuchen  nicht  völlig  entsprechende  Ausführung 
eine  theilweise  Ablehnung  enthält.  Vgl.  Hahn,  Materialien  S.  170. 
Der  in  der  Literatur  vertretenen  Ansicht,  dass  es  sich  in  Fällen  der 
vorliegenden  Art  nicht  um  einen  Streit  über  die  Ausführung  des  Er« 
BuchenSy  sondern  allein  um  die  „Konsequenzen"  jener  Ausführung  be- 
züglich des  Kostenpunktes  handelt,  und  dass  deshalb  der  Streit  nicht 
vor  das  Beichsgericht  gehöre,  sondern  im  Justizaufsichtswege  zu  ent- 
scheiden sei,  kann  eine  entscheidende  Bedeutung  nicht  beigelegt  wer- 
den. Mit  gleichem  Rechte  kann  die  nach  Massgabe  des  Gesetzes 
dem  ersuchenden  Gerichte  wegen  der  von  ihm  nachgesuchten  Bechts- 
hülfieleistung  gewährte  Kostenfreiheit  als  eine  Voraussetzung  bei 
dem  Bechtshülfeersuchen  angesehen  werden.  Jedenfalls  steht  der 
Kostenpunkt  so  sehr  im  organischen  Zusammenhange  mit  den  die 
Bechtshülfe  betreffenden  Bestimmungen,  derselbe  bildet  so  sehr  eine 
inte^prirende  Seite  der  Rechtshülfehandlung ,  dass  beides  —  Bechts- 
hülfeakt  und  Kostentragung  —  den  Inhalt  des  auf  Grrund  der  Vor- 
schriften des  Tit.  13  des  G.V.G.'s  zu  erledigenden  Ersuchens 
bildet " 

Rechtshülfe  xtvischen  Verwaltungsgerichten  und  Amtsgerichten  in 
Preussen  bei  Ersuchen  ersterer  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeu- 
gen, Beschwerde  bei  Ablehnung  des  Ersuchens.  §77  des  preuss. 
Oes.  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30,  Juli  1883. 
§  160  des  deutschen  Oerichtsverfassungsgesetxes,  §87  des  preuss, 

Ausfilhrungsgesetxes  daxu. 

Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Frankfurt  a/M.  vom  2.  Februar  1892. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Menten  in  Hechingen. 

Der  BesirksauBSchuss  zu  C.  hatte  in  einer  Verwaltungsstreitsache 
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wegen  Entziehung  der  Erlaubniss  zum  Wirthschaftsbetriebe^  welche 
in  der  Berufungsinstanz  bei  ihm  anhängig  war^  das  Amtsgericht  NN. 
um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  ersucht.  Letzteres  wies  das  Er- 
suchen ab,  weil  es  zur  Gewährung  dieser  RechtshUlfe  nicht  befugt 
sei,  und  hielt  auf  die  wiederholte,  durch  den  Hinweis  auf  §  77  des 
preuss.  Gesetzes  vom  30.  Juli  1883  und  §  4  des  Einführungsgesetzes 
zum  Gerichtsverfassungsgesetz  gestützte  Requisition  die  Ablehnung  mit 
der  Begründung  aufrecht,  dass  §  77  zit.,  wie  Absatz  2  desselben  gegen- 
über §  151  der  Z.P.O.  ergebe,  auf  die  ordentlichen  Gerichte  keine 
Anwendung  finde. 

Der  hiergegen  vom  Bezirksausschuss  eingelegten  Beschwerde  bei 
dem  Oberlandesgericht  wurde  von  demselben  in  seinem  Beschlüsse 
vom  2.  Februar  1892   stattgegeben  aus  folgenden  Gründen : 

Sachlich  unterliegt  es  keinem  Zweifel ,  dass  die  Weigerung  des 
Amtsgerichts  grundlos  ist.  Da  sowohl  den  Verwaltungsgerichten,  wozu 
hier  der  Bezirksausschuss  als  Berufungsinstanz  für  die  auf  Zurück- 
nahme der  Wirthschaftskonzession  gerichtete  Klage  gehört  (§  119 
Gesetz  vom  1.  August  1883,  §  82  Gesetz  vom  80.  Juli  1883),  das 
Recht  zusteht,  im  Verwaltungsstreitverfahren  Zeugen  eidlich  zu  ver- 
nehmen —  §§  76,  92  GFesetz  vom  30.  Juli  1883  — ,  als  auch  die 
Amtsgerichte  zur  eidlichen  Vernehmung  von  Zeugen  berechtigt  sind^ 
so  kann  zunächst  davon  keine  Rede  sein,  dass  das  Amtsgericht  zur 
Gewährung  der  Rechtshülfe  nicht  befugt  war.  Aber  es  war  zur  Lei- 
stung derselben  auch  verpflichtet.  Nach  §  77  des  Gesetzes  vom 
30.  Juli  1883  kann  im  Verwaltungsstreitverfahren  das  Verwaltnngs- 
gericht  die  Beweiserhebung  ,,  durch  eine  zu  dem  Ende  zu  ersuchende 
sonstige  Behörde  bewirken  lassen '',  und  es  ist  selbstverständlich,  dass 
diese  Befugniss  zugleich  ein  Gebot  an  die  requirirte  Behörde  enthält 
im  Umfange  ihrer  Zuständigkeit  dem  Ersuchen  stattzugeben.  Wenn 
das  Amtsgericht  vermeint,  dass  unter  diesen  ,, sonstigen  Behörden^ 
nicht  auch  die  ordentlichen  Gerichte  zu  verstehen  seien  und  dies  aus 
dem  Absatz  2  des  §  77  entnehmen  will,  wonach  ausdrücklich  angeord- 
net sei,  dass  die  Beweisverhandlungen  unter  Zuziehung  eines  Proto- 
kollführers aufzunehmen  seien,  während  für  die  ordentlichen  Gerichte 
bereits  der  §  151  der  Z.P.O.  entsprechende  Bestimmung  getroffen 
habe,  so  bedarf  es,  um  die  Auslegung  des  Amtsgerichts  dem  Wort- 
laute des  Gesetzes  gegenüber  als  eine  willkürliche  Einschränkung  er- 
scheinen zu  lassen,  nur  des  Hinweises  darauf,  dass  die  Vorschrift  des 
letzterwähnten  Paragraphen  nicht  das  Verfahren  in  Verwaltungsstreitsachen 
betrifft  und  dass  abgesehen  davon  der  Absatz  2  des  §  77  zit.  auch  mit 
Rücksicht  auf  andere  Behörden,  für  welche  die  Zuziehung  eines  Proto- 
kollführers in  der  Regel  nicht  geboten  ist,  die  bezeiclmete  Anordnung 
treffen  musste.  Dass  aber  den  Amtsgerichten  eine  solche  Rechts- 
hUlfepflicht  auferlegt  werden  konnte,  ergiebt  sich  angesichts  des  §  4 
des  Einführungsgesetzes  zum  G^richtsverfassungsgesetz  ohne  Weiteres 
daraus,    dass  die  Leistung  dieser  Rechtshülfe  nicht   selbst  ein  Gegen- 
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stand  der  Verwaltung  ist^  sondern  in  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
erfolgt  (vgl.  auch  Protokoll  der  Kommission  8.  436/437 ;  Hahn 
8.  647/648). 

Zweifel  kann  nur  die  formelle  Frage  erregen,  ob  die  eingelegte 
Besehwerde  zulässig  ist  und  zur  Zuständigkeit  des  Oberlandesgerichts 
gehört.  Nach  §  160  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  ist  im  Umfiemge 
der  im  XUI.  Titel  daselbst  geboteneu  Kechtshülfe  das  dem  ersuchten 
Grerichte  vorgesetzte  Oberlandesgericht  als  Beschwerdeinstanz  bestellt 
Das  Gerichtsverßussungsgesetz  regelt  aber  nur  die  Bechtshtilfe  in  Sachen, 
welche  nach  Massgabe  der  §§  1  bis  3  desselben  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  gehören ,  insbesondere  bezieht  es  sich  nicht  auf  diejenige 
Rechtshülfe,  ^welche  von  anderen  als  den  ordentlichen  Gerichten  ge- 
fordert wird  oder  von  anderen  als  diesen  Gerichten  zu  gewähren  ist^^ 
(Vgl.  Motive  S.  189,  Hahn  2  Aufl.  8.  167  ebenda,  S.  316,  1363). 
Das  Ersuchen  eines  Verwaltungsgerichts  —  §  13  Gerichts verfassungs- 
g^esetz  —  an  das  ordentliche  Gericht  fiillt  daher  unmittelbar  nicht 
unter  diese  Vorschrift.  Ebensowenig  ist  die  abweichende  Kompetenz- 
bestimmung in  §  38  des  Bundesgesetzes  vom  21.  Juni  1869,  betreffend 
die  Grewährung  der  Rechtshülfe,  hier  von  Bedeutung,  da  dieses  Gesetz 
sich  nur  auf  die  in  bürgerlichen  Hechtsstreitigkeiten  und  in  Strafsachen  zu 
leistende  Bechtshülfe  bezieht.  Die  Vorschriften  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes haben  aber  in  dem  preussischen  AusfUhrungsgesetz  dazu  vom 
24.  April  1878  eine  weitere  Ausdehnung  erhalten.  Nach  §  87  das. 
—  Entw.  §  82  —  haben  sich  die  Gerichte  Bechtshülfe  zu  leisten 
^in  Angelegenheiten,  welche  zu  der  ordentlichen  streitigen  Gerichts- 
barkeit nicht  gehören"^  und  für  diese  Rechtshülfe  finden  die  Vorschrif- 
ten des  Gerich ts Verfassungsgesetzes ,  insbesondere  auch  des  §  160, 
entsprechende  Anwendung.  Sachlich  besteht  keine  Schwierigkeit,  den 
Um&ng  dieser  Rechtshülfe  auch  auf  Angelegenheiten  des  Verwaltungs- 
Btreitverfahrens  zu  beziehen ,  da  die  Begrenzung,  im  Gegensatze  zu 
§  88  das.,  lediglich  negativ  gehalten  ist  und  an  sich  alles  umfasst, 
was  nicht  unter  die  von  den  Reichsjustizgesetzen  geregelte  ordentliche 
streitige  Gerichtsbarkeit  flült.  Allerdings  aber  ist  nach  dem  Wort- 
laute des  §  87  diese  Rechtshülfe  nur  von  den  Gerichten  unter  sich  zu 
leisten ;  im  Sinne  des  AusfUhrungsgesetzes  müssen  imter  dem  Aus- 
drucke ,, Gerichte'^  die  in  demselben  unter  Titel  3  bis  8  angeführten 
ordentlichen  Gerichte  verstanden  werden;  die  unmittelbare  Bedeutung 
der  Vorschrift  geht  daher  dahin,  dass  in  den,  den  ordentlichen  Ge- 
richten überwiesenen,  nicht  zur  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit 
gehörigen  Angelegenheiten  ebenso,  wie  in  diesen  selbst.  Rechtshülfe  zu 
leist^i  sei.  Ob  es  nun  gerechtfertigt  wäre,  durch  analoge  Auslegung 
den  Rechtssatz  abzuleiten,  dass  die  Amtsgerichte  auch  dem  Ersuchen 
anderer  Behörden  stattzugeben  haben,  braucht  hier  nicht  untersucht 
zu  werden,  da  im  vorliegenden  Falle  die  Rechtshülfepflicht  bereits 
anderweitig  feststeht.  In  Frage  steht  aber,  ob  die  im  zweiten  Satze 
des  §  87  ausgesprochene  Ausdehnung  der  Vorschriften  des  Gerichtsver- 
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fassungsgeBetzes  auch  auf  diese  Fälle  der  Bechtshttlfe  Anwendung  finde. 
Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Allerdings  bezieht  sich  die  Vorschrift 
des  zweiten  Satzes  zunächst  nur  auf  die  im  ersten  Satze  geboteue 
Rechtshülfe;  sie  braucht  aber  nicht  darauf  beschränkt  zu  werden,  sie 
hat  eine  selbständige  Bedeutung.  Das  AusfÜhrungsgesetz  hat  die  Be- 
stimmung des  Gerichtsverfassungsgesetzes  angenonmien^  wonach  das 
Oberlandesgericht  die  Beschwerdeinstanz  in  Rechtshülfesachen  bildet, 
es  hat  dieselbe  für  den  ganzen  Umfang  der  von  ihm  yorgeschriebenen 
Rechtshlilfe  aufgestellt,  imd  nicht  ausgesprochen ,  dass  sie  nur  in  den 
Fällen  zu  gelten  habe,  fUr  welche  die  Rechtshülfepflicht  sich  unmittel- 
bar auf  §  87  stützt.  Es  ist  auch  nicht  erkennbar^  dass  besondere 
sachliche  Gründe  für  eine  solche  Beschränkung  sprechen  sollten,  viel- 
mehr  ist  der  allgemeinere  Gedanke,  die  Vorschrift  in  möglichster  üeber- 
einstimm  ung  mit  den  Anordnungen  des  Gerichtsverfassung^gesetzes  zu 
halten,  davon  unabhängig,  ob  das  Ersuchen  von  einem  anderen  Ge- 
richte oder  von  einer  sonstigen  Behörde  ausgegangen  ist.  Unter  die- 
sen Umständen  rechtfertigt  es  sich,  über  die  blos  wörtliche  Auslegaog 
hinausgehend,  die  Absicht  des  Gesetzes  in  ihrem  wahren  Sinne  dahin 
zu  verstehen,  dass  auch  überall  da,  wo  die  Gerichte  ausserhalb  des 
Titels  Xm  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  Rechtshülfe  zu  gewähren 
haben,  in  entsprechender  Anordnung  des  §  160  das.  das  Rechtsmittel 
der  Beschwerde  mit  dem  Instanzenzuge  an  das  vorgesetzte  Oberlandes- 
gericht stattfinden  solle.  Diese  Auslegung  empfiehlt  sich  umsomehr, 
als  man  sonst  bei  Ablehnung  der  Rechtshülfe  nur  auf  die  unzurei- 
chende und  kaum  sachentsprechende  Justizaufsicht  —  §  23  C^tz 
betreffend  die  Abänderung  von  Bestimmungen  der  Disziplinargesetze 
vom  9.  April  1879  (Gesetzsammlung  S.  345)  —  angewiesen  wäre. 

„  Verbotene  HancUung^^  im  Sinne  des  §  159  Abs.  2  des  deutschen 

Oerichtsverfassungsgesetxes, 

Beschluss    des    Landgerichts    Colmar    vom    14.  Januar    1893    (Jnr. 
Zeitschr.  für  Elsass-Lothringen  1893  S.  825). 


„Unter  „„verbotene  Handlung^''  im  Sinne  des  §159  Abs. 2 
G.V.G.  ist  nicht  gerade  eine  solche  zu  verstehen,  deren  Vornahme  in 
den  Gesetzen  des  ersuchten  Gerichts  ausdrücklich  untersagt  ist; 
als  verboten  hat  vielmehr  jede  B[andlung  auch  in  dem  Falle  zu  gelten, 
wenn  sie  unstatthaft  ist,  wenn  sie  klaren  Rechtssätzen  widerspricht 
{y^.  Löwe,  St.P.O.  6.  Aufl.  §  159;  Entsch.  des  Reichsgerichts  vom 
1.  März  1886,  Jur.  Wochenschrift;  1886  S.  113)". 
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Frankreich. 

Berieht  über  flranzosisehe  Beehtspreehnng  ^). 

Mitgetfaeilt  yon  Herrn  Universitäts-Profesaor  L.  Beauchet  in  Nancy. 

I.  Zivilrecht. 

Im  Atislande  vorgenommene  Handlungen. 

Die  im  Auslände  vorgenommenen  Handinngen  sind  bezüglich  ihrer 
Formliciikeiteny  Bechtsfolgen  und  ihrer  Beweiskraft  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  des  Landes  unterworfen,  wo  die  Vereinbarung  zu  Stande 
kam,  ohne  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Falle,  wo  die  Verhandlung 
zwischen  den  vertragschliessenden  Parteien  stattfand,  und  dem  Falle, 
wo  die  EJAndlung  Dritten  entgegengehalten  wird.  Wenn  folglich 
eine  Urkunde  unter  Privatunterschrift  in  der  Türkei  errichtet 
wurde,  entsprechend  dem  ottomanischen  Gesetze,  so  hat  diese  Urkunde 
ein  bestimmtes  Datum  in  Frankreich  gegenüber  Dritten,  auch  wenn 
sie  die  in  Art  1328  (Jode  civil  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht 
erfüllt.  (U.  Cass.,  23.  Mai  1892,  D.P,  92.  1.  473.)  —  Bisher  hatten 
die  SchriftsteUer  im  allgemeinen  die  Anwendung  der  Regel:  y^loeua 
regit  actum^,  soweit  sie  Dritte  betrifiPt,  bestritten,  sie  nahmen  an, 
dass  die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  in  Bezug  auf  Dritte  die 
öffentliche  Ordnung  berührten,  und  dass  sie  folglich  gemäss  des  fran- 
zösischen Gtesetzes  erfüllt  werden  müssten,  selbst  für  die  im  Auslande 
vorgenommenen  Handlimgon.  Diese  Lehre  wurde  durch  die  obige 
Entscheidung  des  Kassationshof s  beseitigt,  der  die  Kegel  y,  locus 
regit  actum ^  absolut  auf  die  Förmlichkeiten  der  BLandlung  anwendet, 
ohne  die  Beziehungen  der  Parteien  unter  sich  und  die  mit  Dritten 
zu  unt^scheiden. 

Eheliches  Güterrecht. 

1.  Die  Bestimmung  des  französischen  Gesetzes  (Art.  1445  Code 
civi[)f  wonach  die  Urtheile,  welche  die  Gütertrennung  aussprechen, 
vor  ihrem  Vollzuge  veröffentlicht  werden  sollen,  hat  eine  allgemeine 
Tragweite.  Folglich  ist  nichtig  wegen  Mangels  der  Veröffent- 
lichung in  Frankreich  die  zwischen  Ausländem  von  einem  aus- 
ländischen Gericht  ausgesprochene  Gütertrennung,  wenn  sich  die  Ehe- 
gatten in  Frankreich  aufhalten  und  sie  sich  verheirathet  haben  mit 
Annahme  eines  vom  ftanzösischen  Gesetze  adoptirten  Güterrechts.  In 
gleichem  Falle  können  die  Ehegatten  Dritten  in  Bezug  auf  güter- 
gemeine G^enstände,  die  in  Frankreich  liegen,  nicht  die  Handlungen 
entg^enhalten,  die  von  ihnen  in  Ausführung  des  von  ihnen  in  ihrem 
Lande   erlangten,    aber    in    Frankreich    nicht    veröffentlichten    Güter- 

1)  Abkürzungen:  D.P.  =  Balloz  piriodique;  P.F.  =  Pandectes  frangatses 

pSriodiques;   B.P,  =  Bevue  pratique   de  droit  intematfonäl 
privL 
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trennungsurtheils  vorgenommen  wnrden.  (Cass.^  19.  Dezember  1892, 
D.P.  93.  1.  89.)  —  Von  dem  Zeitpimkte  an,  von  dem  die  beiden 
Ebegatten  bezüglich  ihres  ehelichen  Güterrechts  dem  französischen  Ge- 
setze unterworfen  waren,  ist,  ungeachtet  ihrer  Eigenschaft  als  Aus- 
länder, ihre  Gütertrennung,  die  nur  eine  richterliche  Modifikation 
dieses  Güterrechts  war,  dem  französischen  Gesetze  gleichfalls  unter- 
worfen. Der  Umstand,  dass  die  Gütertrennung  von  einem  ausländischen 
Gerichte  ausgesprochen  worden  war,  konnte  nicht  die  Wirkung  äussern^ 
die  Ehegatten  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  zu  entziehen,  denn  die 
Massnahmen  der  Veröffentlichung,  welche  Art.  1445  Code  civil  fordert, 
sind  nicht  Vorschriften  von  blosser  Form,  sondern  solche  der  öffent- 
lichen Ordnung,  welche  das  Publikum  interessiren  und  folglich  beob- 
achtet werden  müssen,  welches  auch  das  Gericht  sei,  das  die  Güter- 
trennung ausgesprochen  hat,  um  eine  rechtliche  Wirkung  in  Frank- 
reich zu  äussern. 

2.  Das  gesetzliche  Güterrecht  der  Ehegatten,  auch  wenn  sie 
Franzosen  sind,  die  sich  im  Auslande  verheirathen,  ist  von  dem  Ge- 
setze bestimmt,  auf  das  die  Ehegatten  sich  zu  beziehen  beabsichtigen. 
Um  insbesondere  zu  ermitteln,  ob  die  beiden  Ehegatten  (der  Ehemann 
war  französischer  Staatsangehöriger  und  die  Ehefrau  von  englischer 
Herkunft)  stillschweigend  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft,  das 
Güterrecht  des  gemeinen  französischen  Rechts  oder  die  Gütertrennang, 
englisches  Güterrecht,  angenommen  haben,  sollen  die  Bichter  der 
That  alle  Umstände  der  Sache  ermitteln,  die  geeignet  sind,  ihre  Ab- 
sicht festzustellen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der  eheliche  Wohnsitz  fiir 
sich  allein  nicht  hinreichend.  Alle  Handlungen,  seien  sie  nun  gleich- 
zeitig mit  der  Eingehung  der  Ehe  oder  selbst  nachher,  wie  testamen- 
tarische Verfügungen  der  Ehegatten,  und  die  Bezeichnungen,  welche 
sie  selbst  in  den  Nachlassbestimmungen  in  dieser  Hinsicht  angenommen 
haben,  sollen  in  Betracht  gezogen  werden.  (Paris,  25.  November 
1891,  D.P.  92.  2.  506.)  —  Dieses  Urtheil  enthält  eine  neue  Anwen- 
dung des  von  der  Kechtsprechung  angenoxnmenen  Systems,  wonach 
im  internationalen  Privatrecht  das  eheliche  Güterrecht  der  Ehegatten, 
die  ohne  Ehevertrag  eine  Ehe  eingegangen  haben,  weder  nach  dem 
Beal-  noch  nach  dem  Personalstatut,  sondern  nach  dem  gemeinschaft- 
lichen Willen  der  Parteien  zu  ermitteln  ist,  und  der  Eichter  a  pncri 
jedes  Kriterium  ferne  halten,  dagegen  thatsächlich  in  jedem  Falle  er- 
heben soll,  welches  die  Absicht  der  Parteien  gewesen   ist. 

3.  Die  ausländische  Ehefrau,  welche  ein  französisches  eheliches 
Güterrecht  annimmt,  entzieht  sich  dadurch  in  Betreff  ihrer  Handlungs- 
fähigkeit nicht  dem  Gesetze  ihrer  Staatsangehörigkeit,  ebensowenig 
wie  eine  Französin  als  Ehefrau,  die  ein  ausländisches  eheliches  Güter- 
recht annimmt,  sich  in  der  genannten  Hinsicht  dem  französischen 
Gesetze  entziehen  könnte.  (Trib.  Seine,  10.  Februar  1893,  PJl  93. 
5.  30.)  Wenn  also  die  Ausländer  frei  sind  bei  der  Wahl  eines 
französischen  ehelichen  Güterrechtss7stems    kraft   des  Grundsatzes  der 
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Autonomie  der  ehesclüiessenden  Parteien,  so  können  sie  doch  nicht 
die  Yorschriften,  welche  ihre  Handlungsflthigkeit  regeln,  ändern.  Diese 
Regeln  gehören  der  öffentlichen  Ordnung  an  und  können  durch  keinen 
Vertrag  berührt  oder  geändert  werden. 

Handlungsfähigkeit     Oerichtticher  Beistand.    Entmündigung. 

Gmndsata  ist,  dass  die  Gesetze,  welche  den  Stand  und  die 
Handlnngsfiäiigkeit  der  Personen  betreffen,  besEÜglich  dieser  Personen 
an  jedem  Orte  gelten,  wo  sie  sich  befinden,  selbst  ausserhalb  ihres 
Ortes  der  Herkunft.  Das,  was  von  den  Gesetzen  gilt,  welche 
den  Stand  und  die  Handlungsflihigkeit  der  Personen  betreffen,  soll 
in  gleicher  Weise  gelten  hinsichtlich  der  regelrechten  und  den  Ge- 
setxen  entsprechenden  richterlichen  Entscheidungen,  welche  die  Hand- 
InngsfKbigkeit  der  Personen  abgeändert  haben,  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Entscheidungen,  welche  die  Entmündigung  oder  Bestellung 
eines  gerichtlichen  Beistands  ausgesprochen  haben.  Daraus  folgt,  dass 
der  Ausländer,  dem  im  Ausland  ein  gerichtlicher  Beistand  gegeben 
oder  der  dort  entmündigt  ist,  und  dessen  Handlungsfähigkeit  also  be- 
schränkt ist,  wenn  er  sich  in  Frankreich  befindet^  nur  mit  der  durch 
die  ausländische  Entscheidung  beschränkten  Handlnngsfiihigkeit,  wo- 
durch sein  Personalstatut  abgeändert  wurde,  vor  Gericht  auftreten  kann. 
Daher  kann  man  in  Frankreich  auch  nicht  mehr  die  Nichtkenntniss 
der  die  Handlungsfähigkeit  modifizirenden  in  Frankreich  nicht  ver- 
kündeten Entscheidung  geltend  machen,  ebensowenig  kann  man  die 
Nichtkenntniss  des  ausländischen  Gesetzes  vorschützen,  das  in  Frank- 
reich weder  publizirt  noch  bekannt  ist.  (Trib.  Seine,  28.  März  1893, 
PJ?l  93.  5.  21.) 

Ehescheidung. 

1.  Die  von  einem  naturalisirten  Ausländer  vor  einem  französischen 
Grerichte  erhobene  Klage  auf  Ehescheidung  ist  zulässig,  wenngleich 
die  Gesetzgebung  des  Heimathlandes  dieses  Ausländers  den  Grundsatz 
der  Unlösbarkeit  der  Ehe  aufstellt.  Unerheblich  ist,  dass  der  Kläger 
beim  Nachsuchen  der  Naturalisation  in  Frankreich  keinen  anderen 
Zweck  verfolgte,  als  seine  Ehescheidung  erlangen  zu  können.  Unzu- 
lässig ist,  dass  die  Ehefrau  die  Naturalisation  ihres  Ehemanns  anficht, 
um  die  juristischen  Folgen  davon  zu  beseitigen,  insbesondere  was  die 
Möglichkeit  der  Ehescheidung  betrifft,  da  diese  Handlung  sie  nicht 
für  die  Aenderung  der  Staatsangehörigkeit  noch  für  das  davon  ab- 
hängige Personalstatut  solidarisch  verantwortlich  macht.  Jedoch  kann 
sie  ihrerseits  im  W^e  der  Widerklage  Ehescheidung  fordern,  da  sie, 
wenngleich  in  der  Naturalisation  ihres  Ehemanns  nicht  begriffen  war, 
doch  in  Folge  derselben  die  ausländische  Staatsangehörigkeit,  mit  der 
sie  durch  die  Thatsache  der  Elie  versehen  war,  verloren  hat.  (Trib. 
Tunis,  21.  März  1892  und  Trib.  Seine,  9.  November  1892,  P.F. 
93.  5.  1.)  —  Der  naturalisirte  Ausländer  hat  kein  anderes  Personal- 

37* 


546  RechtBprechimg. 

Statut  mehr,  als  das  jGranzösische  Statut^  nichts  hindert  ihn^  sich  anf 
das  französische  Gesetz  zu  berufen^  um  die  Lösung  seiner  Ehe  durch 
Ehescheidung  auch  dann  herbeizuführen^  wenn  die  Gesetzgebung  seines 
Heimathlandes  die  Möglichkeit  der  Ehescheidung  nicht  zulässt.  Ver- 
gebens würde  man  einwenden,  dass  die  Naturalisation  in  Frankreich 
nur  ein  Mittel  gewesen  sei,  um  sich  der  Unlösbarkeit  der  Ehe  zu 
entziehen.  Die  Grerichte  des  Heimath landes  des  naturalisirten  Aus- 
länders können  ohne  Zweifel  die  in  Frankreich  erfolgte  Naturalisation 
als  nicht  geschehen  betrachten,  da  sie  Umgehung  des  Gesetzes 
dieses  Landes  bezweckte,  aber  die  französischen  Gerichte  haben 
nicht  das  Recht,  die  Verletzungen  des  ausländischen  Gesetzes  zu 
beachten  und  wieder  gut  zu  machen.  Jedenfalls  kann  die  ron 
einem  Ausländer  in  Frankreich  erlangte  Naturalisation,  insbesondere 
was  die  Möglichkeit  der  Ehescheidung  betrifft,  gegenüber  den  wohl 
erworbenen  Hechten  der  Ausländerin  gebliebenen  Ehefrau,  Wirkungen 
nicht  hervorbringen. 

2.  Nach  den  Vorschriften  der  russisch-polnischen  Gresetzgebung 
kann  die  Ehe,  welche  zwischen  polnischen  Russen  von  verschiedenem 
Glaubensbekenntniss  eingegangen  wurde,  wenn  die  Ehe  nur  nach 
katholischem  Ritus  eingesegnet  wurde,  nicht  mittels  Ehescheidung  auf- 
gelöst werden^  und  auf  eine  derartige  Ehe  ist  nur  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  anwendbar.  Folglich  und  in  Anwendung  des 
Personalstatuts  ist  die  vom  polnischen  Russen  vor  den  französischen 
Gerichten  gegen  seine  Ehegattin  erhobene  Ehescheidungsklage  un- 
statthaft. In  dieser  Hinsicht  ist  unerheblich,  dass  der  Kläger  er- 
mächtigt war,  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  aufzuschlagen;  die  Zu- 
lassung zum  Wohnsitze  für  den  ausländischen  Ehemann  kann,  ins- 
besondere dann,  wenn  sie  nach  der  Trennung  der  Ehegatten  von 
Tisch  und  Bett  erfolgt  ist,  die  rechtliche  Lage  der  Ehefrau  nicht 
ändern  und  ihr  die  Rechtswohlthat  des  Personalstatuts  entziehen.  (IVib. 
Seine,  10.  März  1891  und  27.  April  1893,  P.F.  93.  5.  17.)  —  Die 
Frage,  ob  von  einem  Ausländer  vor  den  französischen  Gerichten  auf 
Ehescheidung  geklagt  werden  kann  oder  nicht,  wird  im  Allgemeinen 
darch  Anwendung  des  persönlichen  Gesetzes  des  Ausländers  gelöst. 
Die  Zulassung  zum  Wohnsitze  kann  auf  das  Personalstatut  keinen 
Einfluss  üben,  denn  der  Ausländer,  der  dieselbe  erlangt  hat,  bleibt 
fortgesetzt  dem  Gesetze  unterworfen,  das  fUr  ihn  bis  dahin  anwend- 
bar gewesen  war. 

Schenhung, 

Die  Vorschrift  des  Art.  1054  des  italienischen  bürgerlichen  Gre- 
setzbuchs,  der  den  Ehegatten  während  der  Ehe  jede  gegenseitige  Frei> 
gebigkeit  verbietet,  vorbehaltlich  jedoch  der  letztwilligen  Verfögnng, 
hat  vornehmlich  den  Stand  und  die  Handlungsfähigkeit  der  Personen 
im  Auge,  wiewohl  er  auf  die  Vertheilung  und  Erhaltung  des  Vei^ 
mögens    seine  Wirkung  äussert.     Folglich    gehört    dieselbe   zum  Per- 
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sonalstatut  und  folgt  dem  Ausländer^  dem  sie  anhaftet^  nach  Frank- 
reich. Die  von  einem  Italiener  in  Frankreich  entgegen  diesem  Ver- 
bote gemachte  Schenkung  ist  grundsätzlich  nichtig.  (Paris,  27.  Mai 
1892,  D.P.  92.  2.  558.)  —  Wurde  eine  ausländische  gesetzliche  Be- 
stimmung mehr  vom  Gesichtspunkt  der  Personen  als  von  dem  des 
Vermögens  aus  erlassen,  so  gehört  sie  zum  Personalstatut  und  Real- 
statut, und  folgt  demgemäss  dem  Ausländer  in  Frankreich.  Derart 
scheint  die  rechtliche  Natur  der  Bestimmung  des  Art.  1054  des 
Italienischen  B.6b.  zu  sein. 

Industrielles  Eigenthtmi. 

Die  Thatsache  der  Verbreitung  und  der  Verkauf  von  Wein  aus 
Saumur  unter  der  Bezeichnung  als  „  Champagner '^  mit  Hülfe  von 
Prospekten,  Anzeigen  oder  Ankündigungen  enthält  eine  y^concurrence 
deloyctU'''  gegenüber  den  Produzeuten  und  Verkäufern  von  Wein,  der 
in  der  Champagne  geemtet  und  fabrizirt  wurde.  Die  Bezeichntmg 
als  Champagner  ^ehamfpagne^ ,  begleitet  mit  derjenigen  j^Saumur^  in 
jenen  Dokumenten  kann  selbst  in  England  nicht  als  gleichbedeutend 
mit  y^vins  lYKmsseux^  aus  Baumur  betrachtet  werden.  Das  Wort 
ychampctgne^  bezeichnet  eine  besondere  Fabrikationsart  der  Schaum- 
weine, die  in  der  früheren  Provinz  Champagne  geemtet  und  fiabrizirt 
werden,  und  diese  Bezeichnung  kann  loyaler  Weise  im  Handel  nur 
auf  diesen  Wein  angewendet  werden.  Der  französische  Händler,  der 
in  England  für  den  Verkauf  seiner  Weine  eine  Gesellschaft  gebildet 
hat,  ist  verantwortlich  vor  den  französischen  Gerichten  für  die  in 
England  mit  seinem  Wissen  oder  durch  seine  Gesellschafter  angehef- 
teten unerlaubten  Ankündigungen  mittels  angehefteter  Plakate,  ebenso 
für  die  unerlaubten  in  englischen  Zeitungen  veröffentlichten  Bekannt- 
machungen, denn  die  Zeitungen  kommen  nach  Frankreich  und  die 
unerlaubten  Reklamen  äussern  ihre  Wirkungen  in  Frankreich  bei  eng- 
lischen Unterthanen,  die  sich  dort  auf  der  Reise  befinden  und  Weine 
im  Vertrauen  auf  die  in  England  gesehenen  Ankündigungen  wählen. 
(Angers,   15.  Dezember  1891,  Ä.P.  92.  180.) 

Literarisches  und  artistisches  Eigenthum. 

Wenn  die  ausländischen  Urheber  oder  ihre  Zessionare  nach 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1793,  das  nach  Art.  1  des 
Dekrets  vom  28.  Mai  1852  auf  ausländische  Werke  Anwendung 
findet,  die  französischen  Gesetze  zum  Schutze  des  artistischen  oder 
literarischen  Eigenthums  anrufen  können,  so  haben  sie  sich  nach  den 
Prozessgesetzen  zu  richten  und  ihre  Verfolgungen  in  den  Formen  zu 
betreiben,  welche  durch  das  französische  Gesetz  für  die  Staatsange- 
hörigen vorgeschrieben  ist.  Die  vorgängige  Hinterlegung  des  Werkes, 
welche  das  Gesetz  von  1798  erfordert,  ist  die  noth wendige  Bedingung 
für  jede  Verfolgung,  die  vor  den  französischen  Gerichten  erstrebt 
wird.    (Zivilgericht  der  Seine  vom  4.  Februar  1891,  P.F.  92.  5.  15.) 
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Bewegliche  Sdchen, 

Als  Begel  des  internationalen  Bechts  muss  man  zalassoi,  dass 
die  beweglichen  Sachen,  selbst  wenn  sie  individuell  bezeichnet  sind^ 
immer  vom  Gesetze  des  Ortes,  wo  sie  liegen,  beherrscht  werden. 
Insbesondere  kann  das  Zurückbehaltungsrecht,  das  dem  deutschen 
Kaufmann  durch  Art.  313  des  deutschen  H.G.B.  bewilligt  ist,  in 
Frankreich  in  einer  französischen  gerichtlichen  Liquidation')  in  Be- 
zug auf  Waaren,  die  in  Deutschland  liegen,  entgegengehalten  werden. 
(Donai,  11.  Dezember  1891,  RP,  92.  166.)  —  Der  Appellhof  zn 
Donai  erklärt  es  ganz  allgemein  fUr  zulässig,  dass  die  Vorzugsrechte 
bezüglich  beweglicher  Sachen  von  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  die  be- 
lastete bewegliche  Sache  sich  befindet,  abhängen,  und  dass  folglich, 
wenn  sie  im  Auslande  ist,  die  französischen  Gerichte  auf  sie  die  un 
ausländischen  Gesetze  bestehenden  Vorzugsrechte  anwenden  sollen, 
ungeachtet  der  Staatsangehörigkeit  des  Eigenthümers.  Diese  Löstmg 
ist  rationell,  denn  in  jedem  Lande  bestimmt  der  Gesetzgeber  die 
Reihe  der  Vorzugsrechte  nach  den  Erwägungen  des  allgemeinen 
Kredits,  den  er  in  souveräner  Weise  abschätzt,  und  die  Vorschriften, 
die  er  in  dieser  Hinsicht  nimmt,  sind,  in  einem  gewissen  Sinne,  B^eln 
der  öffentlichen  Ordnung.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  auf  bewegliche 
Sachen,  die  in  Frankreich  liegen,  die  Gläubiger  nur  die  Vorzugs- 
rechte geltend  machen  können,  wdche  vom  französischen  Gesetse  zu- 
gelassen sind,  aber  auch  anderseits,  dass,  wenn  bewegliche  Sachen 
im  Auslande  gelegen  sind,  dann  das  ausländische  Gesetz  es  ist,  das 
den  Bang  der  Gläubiger  bestimmen  soll. 

Staatsangehörigkeit. 

Der  in  Elsass-Lothringen  Beheimathete  hat,  wenngleich  er 
nicht  in  dem  abgetrennten  Territorium  wohnte,  eine  Option  bewirken 
müssen^  um  die  Eigenschaft  eines  Franzosen  zu  behalten.  (Trib.  Lille, 
31.  Oktober  1891,  RP.  92.  298.)  —  Der  Beschuldigte,  der  wegen 
Zuwiderhandlung  gegen  die  erfolgte  Ausweisung  verfolgt  war,  hatte 
nach  dem  Kriege  von  1870  nicht  für  die  französische  Staatsangehörig- 
keit optirt  Er  behauptete,  dass  diese  Erklärung  ihm  nicht  obgelegen 
hatte,  und  dass  er  seine  Eigenschaft  als  Franzose  nicht  habe  ver- 
lieren können,  wobei  er  geltend  machte :  1)  die  Bestimmung  des 
Art.  2  des  Friedensvertrags  vom  10.  Mai  1871,  der  den  im  abge- 
tretenen Lande  beheimatheten  Personen,  die  dort  wohnhaft  sind,  eine 
Frist  gewährt,  um  sich  über  die  Wahl  der  französischen  Staatsange- 
hörigkeit zu  erklären,  2)  auf  den  Umstand,  dass  er  zur  genannten 
Zeit  nicht    in   Elsass-Lothringen    wohnte.     Indessen    hat   das  Gericht 


2)  Anm.  des  Heransgebers :  Unter  nliquidation  jtidiciairt'^  versteht  man 
in  Frankreich  ein  Eonkursverfahren  mit  milderen  Formen  und  Rechts- 
folgen für  den  Gemeinschaldner. 
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ausgeAprochen^  dass,  wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  der  angeführte 
Artikel  nur  die  Personen  betrifft,  welche  die  beiden  Voraussetzungen 
vereinigen,  in  den  abgetretenen  Territorien  beheimatliet  zu  sein  und 
dort  ihren  Wohnsitz  zu  haben,  doch  der  Zusatzvertrag  vom  11.  De- 
zember 1871  in  seinem  Artikel  1  §  2  bestimmt,  dass  für  die  Per- 
sonen^ die  in  den  abgetretenen  Territorien  beheimathet  sind,  und 
ausserhalb  Deutschlands  wohnen,  die  Option,  welche  ihnen  die  Eigen- 
schaft des  Franzosen  aufrecht  erhalten  soll,  aus  einer  vor  dem  Bürger- 
meister ihres  Wohnorts  in  Frankreich  oder  vor  einer  französischen 
Gesandtschaft  abgegebenen  Erklärung  erhellen  muss,  und  dass  also 
in  Ermangelung  dieser  Erklärung  der  Beschuldigte  die  Eigenschaft 
eines  Franzosen  nicht  behalten  hat,  und  daher  im  Verwaltungswege 
von  dem  Ausweisungsbeschluss  betroffen  werden  konnte. 

Ausländischer  Souverän,    Der  Papst, 

Wenn  die  ausländischen  Staaten  von  Rechtswegen  und  aus  Noth- 
wendigkeit  juristische  Persönlichkeiten  darstellen,  welche  befolgt 
sind,  durch  Staatsverträge  Erwerbungen  zu  machen,  und  mit  um  so 
stärkerem  Rechte  Verbindlichkeiten  einzugehen  und  Rechte  zu  er- 
werben, insbesondere  durch  Verträge  oder  ELandlungen  des  Zivilrechts, 
so  ist  diese  Handlungsfllhigkeit,  anlangend  den  zu  machenden  Erwerb, 
der  im  Grebiete  anderer  Staaten  zu  machen  ist,  durch  die  Souveränetät 
derselben,  durch  ihre  Gfesetzgebung  und  die  internationalen  Gebräuche 
beschränkt.  Der  heilige  Stuhl  ist  eine  souveräne  Macht,  anerkannt 
seit  lange  von  Frankreich  als  ausländischer  Staat,  und  diese  Aner- 
kennung, die  sich  äussert  durch  die  gegenseitig  bestellten  diplo- 
matischen Vertreter,  durch  die  rechtsgültige  Unterzeichnung  von 
Staatsverträgen,  durch  zahlreiche  rechtliche  Beziehimgen,  welche  von 
den  französischen  Ministern  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unter- 
halten werden,  ist  in  Folge  der  Ereignisse  von  1870  nicht  geändert 
worden.  Daraus  folgt,  dass  der  heilige  Stuhl,  wie  die  übrigen  aner- 
kannten Staaten,  in  Frankreich  das  Recht  besitzt,  zu  erben,  zu  ver- 
fügen und  zu  erwerben  und  zwar  in  Ermangelung  von  Staats- 
verträgen und  gesetzlichen  Bestimmungen  über  diesen  Punkt.  Jedoch 
ist  die  Ausübung  dieser  Handlungsfähigkeit  an  die  Ermächtigung 
der  französischen  Staatsregierung  gebunden.  (Trib.  Montdidier, 
4.  Februar  1892,  RR  92.  6.  17.)  —  Indessen  kann  man  Zweifel 
haben,  ob  die  Rechtswirksamkeit  der  einem  ausländischen  Staate  auf 
französischem  Gebiete  gemachten  Schenkungen  und  Vermächtnisse 
dieser  Ermächtigung  der  französischen  Regierung  unterworfen  ist,  denn 
Art.  910  des  Code  civil  unterwirft  der  Nothwendigkeit  dieser  Ermäch- 
tigung nur  die  Schenkungen  und  Vermächtnisse,  die  gemacht  werden 
an  öffentlichen  Anstalten  oder  Anstalten  des  öffentlichen  Nutzens. 
Folglich  kann  man  bestreiten,  dass  ein  ausländischer  Staat  eine  öffent- 
liche Anstalt  oder  eine  Anstalt  von  öffentlichem  Nutzen  im  Sinne  des 
Art  910  seU 
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Testament, 

Die  innerliche  Bechtsgültigkeit  der  testamentarischen  fieetim- 
mungen  soll  nach  dem  Gesetze  des  Staates  des  Testators  und  zwar 
wie  es  im  Zeitpunkte  seines  Todes  galt,  beurtheilt  werden.  (Aix, 
29.  Juni  1891,  D.P.  92.  2.  472.) 

Erbfolge. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  10  der  zwischen  Frankreich 
und  Bussland  bestehenden  Uebereinkunft  vom  26.  Mttrz  bis  1.  April 
1874  soll,  wenn  ein  russischer  Unterthan  in  Frankreich  gestorben 
ist,  sein  Mobiliarnachlass  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  seines 
Staates  erworben  werden,  die  zum  Nachlass  gehörigen  Liegenschaften 
dagegen,  welche  in  Frankreich  liegen,  werden  vom  französischen  Ge- 
setze beherrscht.  Die  im  Code  civil  Über  die  disponible  Quote 
bestehenden  Vorschriften  sind  auf  diese  Liegenschaften  anwendbar, 
welches  auch  die  Staatsangehörigkeit  der  Erben  des  Verlebten  ist. 
(Trib.  Seme,  80.  März  1892,  RP.  92.  293.)  —  Die  traditionelle 
Theorie  ist  durch  eine  feststehende  Bechtsprechnng  dahin  bestimmt, 
dass  für  die  zum  Nachlass  gehörigen  Liegenschaften  der  „Vorbehalt" 
vom  Gesetze  des  gelegenen  Vermögens  abhängt,  und  für  die  bew^- 
lichen  Sachen  von  dem  persönlichen  Gesetze  des  Verlebten,  das  heisst, 
folgend  den  Systemen  des  Gesetzes  des  Wohnorts  oder  des  Gesetzes 
des  Staates,  dem  der  letztere  angehört. 

IL  Handelsrecht. 

Eisenbahn.    Erachtvertrag. 

Eine  französische  Eisenbahngesellschaft,  die  den  Transport  von 
Spanien  nach  Frankreich  bewirkt  und  den  Frachtpreis  hiefÜr  in 
französischer  Münze  gemäss  dem  gemeinsamen  internationalen  Tarife 
eingenommen  hat,  ist  nicht  gehalten,  den  Nutzen  zurÜckziiYergfiteD, 
den  sie  durch  Auswechseln  der  Münzen  beim  Seguliren  mit  der 
expedirenden  spanischen  Eisenbahngesellschaft  gehabt  hat,  unter  dem 
Vorgeben,  dass  die  nämlichen  Expedienten  bei  anderen  Sendungen  von 
Frankreich  nach  Spanien,  deren  Fracht  in  Spanien  in  spanischer 
Münze  bezahlt  worden  ist,  in  Bezug  auf  den  Mehrwerth  der  fran- 
zösischen Münze  beim  Auswechseln  ein  Plus  hätten  bezahlen  sollen 
ftir  die  Zahlung  des  Theils  des  Transports,  der  auf  den  Linien  der 
französischen  Gesellschaft  bewerkstelligt  wurde.  (Montpellier,  27.  Juni 
1892,  RP.  92.  277.) 

Ausländische  Handelsgesellschaft. 

1.  Das  Gesetz  vom  30.  Mai  1857,  nach  dem  die  ausländischen 
stillen  Gesellschaften  in  Frankreich  ihre  Rechte  nur  ausüben 
imd    vor  Gericht    stehen    können,    wenn   sie   dazu   durch    ein  Dekret 


Frankreich.  551 

der  franzSsiflcheii  BtaatBregierang  ermXclitigt  wurden,  ist  weder  aus- 
drücklich noch  stillschweigend  durch  das  Qesetz  vom  24.  Juli  1867 
an%ehoben.  Es  ist  in  Geltung  geblieben,  selbst  in  Bezug  auf  die 
ausländischen  Gesellschaften,  welche  in  ihrem  Lande  sich  regelmässig 
ohne  Ermächtigung  bilden  können.  Art.  11  des  Frankfurter  Friedens- 
vertrages vom  10.  Mai  1871  hat  für  die  deutschen  Handelsge- 
sellschaften, die  in  Frankreich  ihre  Rechte  ausüben  wollen,  die 
Nothwendigkeit  der  vorgängigen  Ermächtigung  seitens  der  französischen 
B^emng,  die  im  Gesetze  yom  30.  Mai  1857  gefordert  ist,  nicht 
aufgehoben.  Ebenso  ist  die  Uebereinkunft  vom  16.  April  1846 
zwischen  Frankreich  und  Baden,  die  nur  die  Vollstreckung  der  in 
jedem  der  beiden  Länder  erlassenen  Urtheile  regelt,  auf  die  Handelsge- 
sellschaften, um  die  es  sich  handelt,  anwendbar.  (Paris,  22.  Dezember 
1892,  D.P.  92.  2.  167.)  —  Der  Appellhof  zu  Paris  hatte  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  ausgesprochen  am  8.  Juli  1881  und  15.  Fe- 
bruar 1882  {RP.  82.  2.  201),  dass  die  stillen  Gesellschaften,  welche 
vorschriftsmässig  im  Auslande  gebildet  sind,  wo  die  vorgängige  Er- 
mächtigung der  Regierung  nicht  erfordert  wird,  ihre  Rechte  in  Frankreich 
ausüben  können  seit  dem  Gesetze  vom  24.  Juli  1867,  ohne  dass  ein 
allgemeines  Ermächtigungsdekret  für  die  Gesellschaft;en  dieses  Landes, 
wie  es  im  G^etz  vom  30.  Mai  1857  vorgesehen  ist,  erlassen  wird. 
Jedoch  hat  diese  Ansicht  in  der  Wissenschaft  nicht  die  Oberhand  be- 
halten. —  Anderseits  hat  ein  Urtheil  des  Appellho&  in  L7on  vom 
13.  Dezember  1889  entgegen  dem  Urtheil  von  Paris  vom  22.  De- 
zember 1892  entschieden,  indem  es  zugab,  dass  das  Gesetz  vom 
30.  Mai  1857  noch  auf  die  im  Auslande  vorschriftsmässig  gebildeten 
Gesellschaften  anwendbar  ist,  und  die  deutschen  Gesellschaften  das 
Recht  haben,  die  Klausel  der  Behandlung  wie  die  meistbegünstigste 
Nation  nach  dem  Friedensvertrage  vom  10.  Mai  1871  geltend  zu 
machen. 

2.  Auf  den  Art.  11  des  zwischen  Frankreich  und  Deutschland 
abgeschlossenen  Friedensvertrages  von  1871,  der  zu  Gunsten  der 
Unterthanen  beider  Länder  die  Behandlung  der  meistbegünstigsten 
Nation  vereinbart,  kann  sich  nicht  berufen  werden  von  den  juristischen 
Personen,  und  insbesondere  von  den  stillen  Gesellschaften,  die  sich  in 
einem  der  kontrahirenden  Staaten  bilden.  (Handelsgericht  Seine, 
28.  Mai  1891,  RR  93.   6.  16.)  Vgl.  die  obigen  Bemerkungen. 

Konkurs, 

Wenn  auch  Ausländer  (im  besonderen  Falle  eine  ausländische 
Gesellschaft)  ihr«  Niederlassung  im  Auslande  haben^  so  können  sie 
doch  in  Frankreich  in  Konkurs  erklärt  werden.  Der  Rechtsstreit  be- 
traf den  Vollzug  von  Obligationen,  die  von  ihm  in  Frankreich  ein- 
gegangen waren.  (Paris,  19.  Juni  1891,  PR  92.  5.  31.)  —  Man 
giebt  im  Allgemeinen  die  Anwendung  des  Art.  14  des  Cbde  dvil^  der 
den    französischen  Gerichten   die  Beftigniss   giebt,    über  Streitigkeiten 
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zwischen  Franzosen  und  den  im  Auslande  wohnenden  Ausländem  zu 
erkennen,  auf  juristische  Persönlichkeiten  und  insbesondere  auf  aus- 
ländische Handelsgesellschaften  zn.  Folglich  entscheidet  mau,  dass 
diese  Gesetzesstelle  der  französischen  Justiz  gestattet,  den  Konkurs 
über  eine  physische  oder  juristische  Person  des  Auslandes  zu  er- 
öffnen^ selbst  wenn  dieselbe  ihre  Hauptniederlassung  nicht  in  Frankreich 
hat.  Jedoch  ist  diese  Entscheidung  in  gewissen  Beziehungen  lästig, 
denn  sie  richtet  sich  nothwendigerweise  gegen  die  Mehrzahl  der  Kon- 
kurse, ein  Ergebniss,  das  man  im  Gegentheil  zu  vermeiden  suchen 
muss,  da  sich  der  Richter  des  Wohnorts  des  Ausländers  durch  eine 
in  Frankreich  geschehene  Konkurserklärimg  bei  den  ausnahmsweisen 
Bedingungen  der  Zuständigkeit  füi*  nicht  gebunden  halten  wird.  Auch 
lehren  gewisse  Schriftsteller,  dass  Art.  14  des  Code  cwil  eine  Aus- 
uahmsbestimmung  sei,  die  mau  auf  das  Gebiet  des  Konkurses  nicht 
ausdehnen  darf. 

IIL  Zivilprozessrecht. 

Diplomatische  Vertreter  der  Mächte. 

Die  ausländischen  diplomatischen  Vertreter  sind  während  der 
Dauer  der  Mission,  die  sie  in  Frankreich  hält,  der  Gerichtsbarkeit 
der  französischen  Gerichte  nicht  unterworfen.  Es  kann 
ilinen  also  keine  Ladung  vor  diese  Grerichte  zugestellt  werden.  Die 
Nichtigkeit  eines  solchen  Aktes  beruht  auf  der  öffentlichen  Ordnung, 
und  das  Gericht  soll  sie,  selbst  wenn  sie  von  der  Partei  nicht  bean- 
tragt oder  angerufen  war,  in  jedem  Stande  der  Sache  aussprechen. 
(Trib.  Seine,  11.  Februar  1892,  RF.  92.  5.  48.)  —  In  Frankreich 
giebt  man  allgemein  zu,  dass  die  Freiheit  der  diplomatischen  Ver- 
treter von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  ein  Vorzugsrecht  ist,  das 
den  Rechten  der  Souveränität  und  Unabhängigkeit  des  Staates,  den 
sie  vertreten,  gewährt  ist.  Also  können  sie  weder  ausdrücklich  noch 
stillschweigend  darauf  verzichten.  Folglich  benimmt  das  Stillschweigen, 
das  ein  unrichtiger  Weise  vor  ein  französisches  Gericht  geladener  aus- 
ländischer diplomatischer  Vertreter  in  limine  litis  beobachtet,  ihm 
nicht  die  Möglichkeit,  sich  auf  sein  Vorzugsrecht  später  zu  berufen. 

2kLstä9idigkeit. 

1.  Obgleich  die  französischen  Gerichte  für  Streitig- 
keiten zwischen  Ausländern  unzuständig  sind,  so  haben  sie 
nichts  desto  weniger  das  Recht  und  die  Pflicht,  einstweilige  Ver- 
fügungen zu  erlassen,  insbesondere  sind  sie  zuständig,  über  eine 
Klage  auf  Reichung  von  Alimenten  zu  erkennen,  die  im  Laufe 
eines  Rechtsstreites  über  die  Nichtigkeit  der  Ehe  erhoben  wird.  Selbst 
auf  dem  Gebiete  der  Fragen  über  den  Stand  sind  sie  ausnahmsweise 
zuständig,  über  den  Grund  der  Sache  zu  erkennen,  auch  wenn  der 
Beklagte  weder  festen  Wohnsitz    noch  Aufenthalt  hat^    und   die  fran- 
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sösischen  Grerichte  die  einsigen  sind;  vor  denen  der  Kläger  auftreten 
kann«  Insbesondere  wenn  sich  zwei  aoslSndiBche  Ehegatten  in  Frank- 
reich verheirathet  haben,  wo  die  Frau  mit  Zustimmung  ihres  Ehe- 
mannes wohnt,  und  letzterer  weder  in  Frankreich  noch  im  Auslande 
eine  feste  Niederlassung  hat,  so  kann  die  Frau  die  Klage  auf  Nich- 
tigkeit der  Ehe  vor  dem  französischen  Gerichte  des  Ortes  erheben, 
wo  sie  wohnt  und  wo  die  Ehe  eingegangen  wurde.  (Paris,  12.  März 
1891,  D.P.  92.  2.  324.)  —  Die  französische  Bechtsprechung,  indem 
sie  grundsätzlich  die  Unzuständigkeit  bei  Streitigkeiten  zwischen  Aus- 
ländem aussprach,  hat  indessen  immer  zugegeben,  dass  die  französi- 
schen Gerichte,  um  Gesetze  der  Polizei  und  Sicherheit  aufrecht  zu  er- 
halten, die  ohne  unterschied  Franzosen  und  Ausländer  verpflichten, 
aUe  konserratorischen  und  provisorischen  Massnahmen  anordnen 
können,  welche  sie  zu  diesem  Zwecke  für  nöthig  erachten.  Ander- 
seits um  eine  wirkliche  Yersagung  der  Justiz  zu  vermeiden,  hat  die 
Bechtsprechung  die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  in  allen 
Fällen  zugelassen,  wo  derjenige,  der  die  Frage  der  Unzuständigkeit 
erhebt,  sich  in  der  UnmÖglidüceit  befindet,  das  Gericht  anzugeben, 
vor  das  die  Streitsache  gebracht  werden  soll;  der  Ausländer  kann  die 
Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  nicht  ablehnen,  wenn  er 
nicht  in  der  Lage  ist  zu  beweisen,  dass  er  einen  Wohnsitz  im  Aus- 
lande hat. 

2.  Der  Artikel  der  Statuten  einer  ausländischen  Gesell- 
schaft, der  bestimmt,  dass  „alle  Streitigkeiten,  die  in  Bezug  auf  die 
gesellschaftlichen  Verhältnisse  entstehen  könnten,  von  dem  Gericht 
des  Sitzes  der  Gesellschaft  entschieden  werden  sollten^,  zieht  ftir  den 
französischen  Aktionär  nicht  nur  einen  Verzicht  auf  das  Benefiz  des 
Art.  14  Code  oivü  gegenüber  der  Gesellschaft  nach  sich,  sondern  auch 
einen  Verzicht  der  Gesellschaft  selbst  auf  das  Becht,  nach  Art.  15 
Code  civü  die  Sache  vor  die  französischen  Gerichte  zu  bringen,  ins- 
besondere um  die  Befreiung  von  den  Aktien  zu  erzielen.  (Bennos, 
17.  März  1892,  RR  92.  188.)  —  Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die 
Eüansel  der  Statuten  vorschreibt,  dass  „alle  Streitigkeiten,  die  sich 
zwischen  den  Gesellschaften  ttber  die  Ausftlhrung  der  Statuten  er- 
heben könnten,  der  Gerichtsbarkeit  der  ausländischen  Gerichte  unter- 
worfen sind".  (Trib.  Seine,  15.  Februar  1892,  RP.  92.  183.)  ~ 
Dass  der  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verzicht  auf  die  Bestim- 
mungen der  Art.  14  und  15  Code  civil  gestattet  ist,  hat  die  Becht- 
sprechung immer  in  sehr  weitem  Umfange  bei  der  Auslegung  der 
Klauseln,  die  eine  Anwendung  dieser  Artikel  ausschliessen,  gezeigt. 

3.  Kraft  der  Klausel  des  y^libre  accds^f  der  im  französisch- 
russischen  Staatsvertrag  vom  1.  April  1874  vereinbart  ist,  sind  die 
französischen  Gerichte  zuständig,  um  Über  eine  Ehescheidungsklage 
zwischen  Ehegatten  von  russischer  Staatsangehörigkeit  zu  erkennen. 
(Trib.  Seine,  5.  Mai  1892,  RP.  92.  235.)  —  Nach  der  französischen 
Bechtsprechung   hat  die  Klausel   des  „freien  und  leichten  Zutritts  zu 
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den  Gerichten^*  zum  Zwecke,  die  Zuständigkeit  der  französischen  Ge- 
richte obligatorisch  zu  machen,  selbst  auf  dem  Gebiete  einer  Status- 
frage.  Ebenso  entscheidet  ein  anderes  ürtheil  des  Appellhofes  von 
Algier  vom  13.  Januar  1892  (RP.  92.  234),  dass  kraft  dieser  Klausel, 
die  im  französisch-spanischen  Staatsvertrage  vom  7.  Januar  1862 
steht,  ein  französisches  Gericht,  das  mit  einer  Klage  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  seitens  eines  spanischen  Unterthans  befasst  ist^ 
die  Sache  behalten  muss. 

Die  französischen  Richter,  vor  die  eine  Klage  auf  Ehe- 
scheidung zwischen  ausländischen  Ehegatten  gebracht  wird, 
sollen  sich  für  zuständig  erklären,  wenn  der  beklagte  Ehemann  vor 
und  nach  der  Ehe  einen  längeren  Aufenthalt  in  Frankreich  hat,  und 
Ungewissheit  über  die  Staatsangehörigkeit,  insbesondere  über  seinen 
Wohnsitz  besteht,  oder  wenn  die  Ehescheidungsklägerin  in  der  Un- 
möglichkeit sich  befindet,  ein  anderes  Gericht  mit  ihrer  Klage  zu  be- 
fassen. Es  wäre  ebenso,  als  wenn  der  Beklagte  behauptete,  dass  das 
Gesetz  seines  Staates  die  Ehescheidung  nicht  gestattet,  eine  ähnliche 
IVage,  die  bei  Prüfung  des  Grundes  der  Klage  geprüft  werden  soll 
und  kein  Hindemiss  für  die  Zuständigkeit  bildet.  (Paris,  16.  Februar 
1891  und  18.  Mai  1892,  RP,  92.  2.  321.)  —  Diese  Entscheidung 
stimmt  überein  mit  der  des  Appellhofs  von  Paris  vom  12.  März  1891, 
die  wir  oben  dargelegt  haben. 

4.  Indessen  bestätigt  die  Rechtsprechung  fortgesetzt  den  Grund- 
satz der  „Unzuständigkeit  der  französischen  Gerichte  für 
die  Streitigkeiten  unter  Ausländern"  auf  dem  Gebiete  des 
persönlichen  und  Mobiliarrechts.  Ebenso  erkl^  der  Kassationshof  in 
einem  Urtheil  vom  18.  Juli  1892  (D.P.  12.  1.  483),  dass  in  AI- 
gerien,  wie  im  Hauptlande,  die  französischen  Gerichte  unzuständig 
sind,  um  unter  Ausländem  über  persönliche  Mobiliarklagen  zu  er- 
kennen und  noch  mehr  besonders  über  Fragen,  die,  wie  die  Klage 
auf  Trennung  von  Tisch  imd  Bett,  den  Stand  und  die  Handlungs- 
fähigkeit der  Personen  berühren,  und  dass  die  algerische  Gesetzgebung 
keinen  Staatsvertrag  enthält,  der  in  diesem  Punkte  die  Gesetzgebung 
des  Hanptlandes  aufbebt. 

5.  Wurde  vom  klagenden  Ehemann  in  einer  Ehescheidungs- 
klage die  Einrede  der  Unzuständigkeit  vorgeschützt  und  darauf 
gegründet,  dass  seine  beklagte  Ehefrau  und  er  von  ausländischer 
Staatsangehörigkeit  sind,  so  betrifft  solches  nicht  die  öffentliche  Ord- 
nung. Folglich  kann  dieser  Punkt  vom  Gerichte  nicht  von  Amts- 
wegen gewürdigt  und  soll  eine  darauf  zielende  Einrede  verworfen 
werden,  wenn  sie  nicht  vorschriftsmässig  vom  Beklagten  geltend  ge- 
macht war,  also  wenn  sie  nicht  den  Gegenstand  der  dem  Gegner  mit- 
getheilten  Schriftsätze  gebildet  hat.  (Trib.  Seine,  28.  Dezember  1891, 
PF,  92.  5.  46.)  —  Wenn  die  Rechtsprechung  grundsätzlich  die  Un- 
zuständigkeit der  französischen  Gerichte  zulässt,  um  über  die  Streitig- 
keiten zu  entscheiden,  die  zwischen  zwei  Ausländem  entstehen  können. 
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so  bekennt  sie  im  Allgemeinen ,  dasB  diese  Unzuständigkeit  nicht 
öffentliche  Ordnung  ist,  und  dass  sie  fiir  den  Beklagten  eine  persön- 
liche Einrede  bildet,  auf  deren  Geltendmachung  er  verzichten  kann. 
Wenn  es  sich  jedoch  um  eine  Statusfrage  handelt,  so  kommt  es  oft 
vor,  dass  die  Gerichte  glauben,  sich  nicht  mit  der  Sache  befassen  zu 
können  und  sich  für  unzuständig  erklären. 

6.  Art.  14  Code  civil  gestattet  dem  Franzosen,  als  Kläger,  einen 
Ausländer  nur  dann  vor  die  französischen  Gerichte  zu  bringen,  wenn 
es  sich  um  Schuldverhältnisse  handelt,  denen  dieser  Ausländer  ihm 
gegenüber  unterworfen  ist.  Er  giebt  den  Franzosen  nicht  das  Recht, 
ihren  Gregner  vor  die  französischen  Gerichte  zu  bringen,  wenn  im 
Gegentheil  sie  die  Verpflichteten  sind.  Folglich  sind  die  französischen 
Gerichte  unzuständig,  in  einem  Rechtsstreite  zu  erkennen,  der  an- 
hängig gemacht  wird  zwischen  einer  französischen  Schiffahrtsgesell- 
schaf^  von  der  eines  der  Dampfboote  im  Zustande  der  Bedrängniss 
auf  Klage  des  Kapitäns  auf  offener  See  von  einem  portugiesischen 
Fahrzeuge  geschleppt  worden  war,  und  der  portugiesischen  Gesell- 
schaft anderseits,  welche  Eigenthümerin  des  letzterwähnten  Fahr- 
zeuges ist,  dessen  gesellschaftlicher  Sitz  in  Lissabon  ist,  selbst  wenn 
die  Verhandlung  die  Regulirung  einer  offerirten  Remuneration  erstrebt, 
die  von  der  französischen  Gesellschaft  gemacht  war,  und  diese  letztere 
folglich  Schuldnerin  der  portugiesischen  Gesellschaft  ist.  Nach  den 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  des  Landes,  wo  die  beklagte  Gesell- 
schaft ihren  Sitz  hat,  im  vorliegenden  Falle  des  portugiesischen 
Handelsgesetzbuches,  auf  Grund  deren  die  Klage  unbedingt  angestrengt 
werden  muss,  ist  dieselbe  entweder  vor  dem  Gerichte  zu  erheben,  in 
dessen  Bezirk  das  Ereigniss  entstanden  ist,  oder  vor  dem  des  Wohn- 
sitzes des  Eigenthümers  der  geretteten  Gegenstände.  Diese  Bestim- 
mungen können  in  Frankreich  von  dem  Punkte  an,  wo  sie  im  Wider- 
spruche zum  französischen  Gesetze  stehen,  nicht  angerufen  werden, 
um  die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichtsbarkeit  zu  recht- 
fertigen, wofern  nicht  die  Parteien  Übereinstimmend  das  Eintreten 
dieser  Gerichtsbarkeit  annehmen.  (Trib.  Seine,  26.  August  1891,  E,P, 
92.  263.) 

7.  Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig  selbst  zwischen 
Ausländern,  um  über  eine  Klage  auf  Löschung  einer  in  Frank- 
reich hinterlegten  Fabrikmarke  zuerkennen,  insbesondere,  wenn 
der  Kläger  ein  österreichischer  Unterthan  ist,  so  kann  er  den  Art.  2 
der  französisch-österreichischen  Uebereinkunft  vom  7.  November  1881 
anrufen.  (Trib.  Seine,  5.  März  1892,  RP.  92.  181.)  —  Das  Gericht, 
indem  es  grundsätzlich  feststellt,  dass  der  Beklagte  auf  dem  Gebiete 
des  persönlichen  Rechts  vor  das  Gericht  seines  Wohnsitzes  geladen 
werden  soll,  bestimmt,  dass  dieser  Grundsatz  eine  Ausnahme  in  dem 
Falle  erleidet,  wenn  sich  aus  dem  Zusammenhalte  der  Art.  6  und  16 
des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1857  ergiebt,  dass  die  Zivilklagen  be- 
züglich der    ausländischen,    in  Frankreich    hinterlegten   Fabrikmarken 
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vor  die  französiBchen  Gerichte  gehören^  welches  auch  die  Staatsange- 
hörigkeit oder  der  Wohnsitz  der  Beklagten  ist;  und  zwar  soll  die 
Klage  an  dem  Orte^  wo  die  Hinterlegung  bewirkt  wurde^  erhoben 
werden. 

Cautio  judicatum  solvi, 

1.  Nicht  trägt  den  Karakter  einer  Handelssache  die  Klage  auf 
Schadensersatz;  welche  von  einem  Musikkomponisten 
erhoben  wird,  wenn  er  darin  sein  artistisches  Eigenthmnsrecht  gegen 
den  Vorstand  eines  für  einen  Wohlthätigkeitszweck  bestellten  Fest- 
ausschusses verfolgt.  Dem  letzteren  kann  nicht  die  Eigenschaft  des 
Direktors  eines  öffentlichen  Theaters  beigelegt  werden.  Wenn  also 
der  Kläger  Ausländer  ist,  so  kann  er  zur  Sicherheitsleistung  ange- 
halten werden.  Das  französisch-österreichische  Uebereinkommen  von 
1866  betr.  das  literarische  und  artistische  Eigen thum^  und  das  Ueber- 
einkommen von  1886;  indem  es  die  Werke  der  Ausländer  denen  der 
Inländer  gleichstellt;  haben  die  Segeln  der  Zuständigkeit  und  des 
Prozesses  nicht  berührt  und  folglich  auch  die  Bestimmung  nicht  auf- 
gehoben; welche  den  Ausländer;  der  in  Frankreich  als  Kläger  auf- 
tritt; der  Pflicht  zur  Sicherheitsleistung  unterwirft.  (KoueU;  8.  August 
1891;  R,P,  92.  185.)  —  Man  muss  zugeben;  dass  die  Signatare  der 
Uebereinkunft  vom  9.  September  1866,  indem  sie  die  Gleichheit  der 
Behandlung  zwischen  den  Ausländern  und  Inländern  zusichert;  sich 
nur  mit  dem  Becht  des  literarischen  Eigenthums  beschäftigt  haben; 
ohne  in  irgend  einer  Weise  die  Kegeln  der  Zuständigkeit  oder  des 
Prozesses  in  einem  der  kontrahirenden  Staaten  zu  berühren.  Solches 
ist  schon  durch  das  Uebereinkommen  von  1888  bezüglich  des  indu- 
striellen Eigenthums  zugegeben  worden. 

2.  Von  dem  Zeitpunkte  aU;  dass  es  sich  unbestrittenermassen 
um  eine  ausländische  stille  Gesellschaft  handelt;  die  als 
Klägerin  auftritt;  kann  die  cautio  judicatum  sohi  gefordert  werden, 
selbst  wenn  alle  Glieder;  aus  denen  der  Verwaltungsrath  der  genannten 
Gesellschaft  besteht,  die  französische  Staatsangehörigkeit  haben.  (Trib. 
Nevres,  15.  Dezember  1891;  RP,  92.  187.)  —  Man  muss,  um  zu 
beurtheileu;  ob  die  cautio  judicatum  solm  gefordert  werden  kann  oder 
nicht;  die  Staatsangehörigkeit  der  im  Streite  befindlichen  Parteien  be- 
trachten und  nicht  die  der  Personen;  die  gesetzlich  in  ihrem  Namen 
handeln.  Folglich  ist  die  Staatsangehörigkeit  einer  stillen  Gesell- 
schaft verschieden  von  der  ihrer  Verwalter. 

Nichtigkeitsbeschwerde. 

Die  Verletzung  der  Tarife  einer  ausländischen  Eisen- 
bahngesellschaft, die  nur  zu  den  ausländischen  Gesetzen  gehören^ 
kann  für  sich  allein  nicht  die  Nichtigkeit  des  Urtheils  begründen^ 
es  muss  vielmehr  darin  auch  die  Verletzung  des  französischen 
Gesetzes    erfolgt  sein.     Insbesondere   gilt    solches    von    einer  richter- 
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licliffli  EntBcheidtmg^  welche  dahin  geht^  dass  die  beschränkenden  Be- 
stimmungen der  Beglemonto  einer  ausländischen  Eisenbahn  (italieni- 
schen) bezüglich  der  Festsetzung  der  für  Verspätung  im  Transport 
geschuldeten  Entschädigungen  nur  auf  die  einfachen  Nachtheile  an- 
wendbar sind,  die  sich  aus  der  Thatsache  der  Verzögerung  selbst  er- 
geben, und  nicht  aus  den  speziellen  Nachtheilen  und  ausserhalb  der 
gewöhnlichen  Fälle.  Der  Richter  der  That  ist  in  der  Entscheidung 
hierüber  souverän,  und  ist  letztere  der  Wllrdigung  durch  den  Kassa- 
tionshof entzogen.  (Cass.,  10.  Februar  1892.  RP.  92.  276.)  —  Der 
Kassationshof  schliesst  sich  also  in  Bezug  auf  einen  ausländischen 
Tarif,  der  die  Natur  eines  Gesetzes  an  sich  trägt,  der  Rechtsprechung 
an,  welche  beständig  angenommen  hat,  dass  bei  Verletzung  auslän- 
discher Gresetze  grundsätzlich  die  Kassation  ausgeschlossen  ist.  Anders 
verhält  es  sich,  wenn  die  Verletzung  des  ausländischen  Gesetzes  zur 
Quelle  für  eine  Zuwiderhandlung  gegen  das  französische  Gesetz  wird. 

Ausländisches  UrtheiL 

Die  diplomatischen  Vertreter  der  ausländischen  Mächte 
sind  der  Gerichtsbarkeit  des  Landes  nicht  unterworfen,  wo  sie  ihr 
Amt  ausüben,  vorbehaltlich  des  Falles,  wo  sie  diese  Gerichtsbarkeit 
vorschriftsmässig  angenommen  haben  sollten.  Daraus  ergiebt  sich, 
dass  die  französischen  Gerichte  unzuständig  sind,  um  über  die  Klage 
auf  Vollzug  eines  ausländischen  Urtheils  zu  erkennen,  das  die  Ehe- 
scheidung zwischen  dem  diplomatischen  Agenten  und  seiner  Frau 
ausspricht,  und  dieser  letzteren  das  Beisichbehalten  eines  aus  der  Ehe 
entsprossenen  Kindes  zuerkennt.  (Trib.  Seine,  10.  Februar  1893,  P.F. 
98.  5.  24.)  —  Der  Grundsatz,  auf  dem  diese  Entscheidung  beruht, 
ist  in  Wissenschaft  und  Rechtsprechung  feststehend. 

lY.  Strafrecht. 

Ausländer.     Verurtheilung  in  Frankreich, 

Ein  Ausländer,  der  in  Frankreich  zu  zeitlicher  Zuchthausstrafe 
verurtheilt  ist,  wird  damit  der  Zusatzstrafe  der  gesetzlichen  Ent- 
mündigung unterworfen,  welches  auch  die  Vorschriften  des  Heimaths- 
gesetzes  dieses  Ausländers  sind.  (Grenoble,  14.  Juni  1892,  R.P. 
92.  240.)  —  Von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  gesetzliche  Entmün- 
digung den  in  Frankreich  Verurtheilten  kraft  der  Bestimmung  des 
Stra%esetzbuches  (Art.  29  C,  p6n,)  ergreift,  ist  ausser  Zweifel,  dass 
man  weder  der  Staatsangehörigkeit  noch  dem  persönlichen  Gesetze  des 
Verurtheilten  Rechnung  tragen  muss,  denn  nach  Art.  3  Code  civil  sind 
die  Gesetze  der  Polizei  und  Sicherheit  auf  Ausländer,  wie  auf  Fran- 
zosen anwendbar. 

Spionage, 

Nickt  erforderlich  ist,  dass  die  Veröffentlichung  oder  die  Wieder- 
gabe der  Pläne,  welche  die  Vertheidigung    interessiren,  nach   den  Be- 
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stimmTmgen  des  Gtesetzes  vom  18.  April  1886  strafbar^  ferner  dass 
diese  Yeröffentlichimg  vollständig  und  richtig  sei',  und  die  Wieder- 
gabe im  Texte  mit  den  offiziellen  Plänen  Übereinstimmt.  Die  selbst 
theilweise  oder  unrichtige  Wiedergabe  solcher  Pläne  kann  noch  eine 
dieser  geheimen  Urkunden  bilden,  deren  Veröffentlichung  das  Gesetz 
verbietet.  Die  einzige  Bedingung  für  die  Anwendung  ist;  dass  die 
der  Oeffentlichkeit  mitgetheilten  Urkunden  zu  den  geheimen ;  die  Yer- 
theidigung  des  Landes  oder  die  innere  Sicherheit  des  Staates  gehörigen 
zu  zählen  sind.  Sache  des  Richters  der  That  ist  es,  diese  Natur 
souverän  festzustellen.    (Cass.,  24.  September  1891,  P.F.  92.  1.  69.) 

Ausweisung. 

Ein  vorschriftsmässig  gegen  einen  Ausländer  erlassener  und  ihm 
zugestellter  Ausweisungsbeschluss  kann  nur  von  der  Obrigkeit,  die 
ihn  ergehen  liess,  aufgehoben  werden,  und,  solange  dies  nicht  ge- 
schehen ist,  hat  er  alle  seine  Wirkungen  zu  äussern.  Folglich  muss 
der  Ausländer,  der  von  diesem  Beschluss  betroffen  ist,  verurtheilt 
werden,  wenn  er  ihm  zuwiderbandelt,  welches  auch  seine  Stellung  sei, 
und  obgleich  er  zum  Beispiel  seit  Erlass  des  Ausweisungsbeschlusses 
zur  Fremdenlegion  zugelassen  wurde  und  hier  ein  Zeugniss  über  gute 
Führung  erlangt  hat.  (Besancjon,  9.  März  1892,  D,R  92.  2.  424.)  — 
Der  Beschluss,  der  die  Ausweisung  eines  Ausländers  ausspricht,  bildet 
eine  Polizeimassregel  und  einen  reinen  Verwaltungsakt,  die  Richter 
haben  nicht  die  Befugniss  den  Werth  derselben  zu  prüfen,  sie  haben 
nur  zu  würdigen,  ob  dieser  Beschluss  in  gesetzlicher  Weise  gefasst 
wurde.  Wenn  jedoch  die  Richter  erkennen,  dass  die  Gesetzmässig- 
keit  dieses  Beschlusses  in  dem  Zeitpunkte  bestand,  wo  er  gefasst 
worden  war,  so  müssen  sie  demselben  nothwendigerweise  Rechnung 
tragen,  wofeme  nicht  die  betreffende  Person  in  der  Zwischenzeit  die 
Eigenschaft  eines  Franzosen  erlangt  hat,  denn  die  Ausführung  eines 
Aus  Weisungsbeschlusses  gegen  einen  Franzosen  wäre  ungesetzlich. 


Oesterreich. 

Rechtsprechnng  der  osterreicldschen  Gerichtshöfe. 

Ein  die  Klägerin  als  Universalerbin  nach  einem  im  Auslände 
verstorbenen  Inländer  ausweisender  Erbschein  eijies  sächsischen 
Amtsgerichtes  berechtigt  sie  noch  nicht  zur  Ueberreichung  einer 
Klage  in  Oesterreich  auf  Anerkennu7ig  der  Zugehörigkeit  einer 
daselbst  befindlichen   beweglichen    Sache  zur  Nachlassmasse  des 

Erblassers. 

Entscheidung  d.  oberst.  Ger.Hofs  vom  17.  Mai  1893  Z.  5299  (Bestä- 
tigung   der    das  Urtheil    des  k.  k.  Bezirksgerichts    in    Tetschen  vom 
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3h  Dezember  1892  Z.  18198  abändernden  Entscheidung  de8k.k.0ber- 
landeiigerichts  in  Prag  vom  22.  Februar  1898  Z.  9868). 

Die  darcb  den  Erbschein  des  kgl.  Amtsgerichts  in  Dresden  vom 
21.  Angnst  1891  als  Universalerbin  nach  dem  am  20.  März  1891  dort 
verstorbenen  F.  W.  St.  ausgewiesene  Klägerin,  Caroline  St.,  belangte 
mit  der  bei  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  in  Tetschen  am  5.  Juli  1892 
überreichten  Klage  den  Paul  St.  und  Friedrich  St.  auf  Anerkennung 
der  Zugehörigkeit  des  von  ihrem  Rechtsgeber  als  Redakteur  einer  in 
Tetschen  herausgegebenen  Zeitung  bei  dem  dortigen  Steueramte  in 
Österreichischen  Staatsschuldverschreibungen  erlegten  und  daselbst  noch 
erliegenden  Kautionsbetrages  zur  Verlassenschaftsmasse  des  obgenann- 
ten  Erblassers. 

Während  der  erste  Richter  auf  Grund  des  obangefUhrten  Erb- 
scheins zwar  die  Berechtigung  der  Klägerin  zur  Erhebung  des  geltend 
gemachten  Klaganspruchs  als  ausgewiesen  annahm ,  die  Klage  aber 
als  unbegründet  abwies,  aberkannte  ihr  der  Oberrichter  nach  den 
gegenwärtigen  Vorlagen  diese  Berechtigung  und  wies  die  vorliegende 
Klage  dermalen  aus  nachstehenden  Gründen  ab: 

Die  Klägerin  selbst  führt  in  der  Klage  an,  dass  der  Erblasser 
österreichischer  Unterthan  war,  und  giebt  in  der  Replik  zu,  dass  ihr 
der  fragliche  Kautionsbetrag  von  einem  österreichischen  Gerichte 
nicht  eingeantwortet  worden  ist. 

Diese  Thatsachen  müssen,  da  die  Geklagten  dieselben  nicht  nur 
nicht  widersprochen,  sondern  auf  Grund  derselben  die  Einwendung 
der  mangelnden  aktiven  Klagslegitimation  erhoben,  nach  §  11  A.G.O. 
ftlr  wahr  und  erwiesen  gehalten  werden. 

Ist  dem  so,  dann  ist  die  Klägerin  zur  Erhebung  der  Klage  auf 
Anerkennung  des  Eigenthums  des  Erblassers  F.  W.  St.  auf  die  ob- 
erwähnte Zeitungskaution  derzeit  nicht  legitimirt;  denn  nach  §  79 
des  Gesetzes  vom  20.  November  1852  Nr.  251  R.G.B1.  über  die  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtsangelegeuheiten  kommt 
die  Abhandlung  der  Verlassen schaft  nach  einem  im  Auslande  verstor- 
benen österr.  Staatsbürger  den  k.  k.  österr.  Gerichten  zu,  und  nach 
§  21  des  kais.  Patentes  vom  9.  August  1854  Nr.  208  R.G.Bl.  hat 
das  Gericht,  welchem  nach  dem  Gesetze  über  die  Zuständigkeit  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  die  Abhandlung  der  Verlassenschaft  eines 
Inländers  zukommt,  dieselbe  über  alles  wo  immer  befindliche  beweg- 
liche Vermögen  des  Verstorbenen  zu  pflegen. 

Die  Vorschriften  der  §§  22 — 25  des  letztzitirten  kais.  Patentes, 
auf  welche  sich  die  Klägerin  zur  Begründung  ihrer  Ansicht,  dass  nicht 
die  k.  k.  österr.  Gerichte,  sondern  das  k.  sächsische  Gericht,  in  dessen 
Sprengel  der  Erblasser  seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  zur 
Abhandlung  seines  gesammten,  daher  auch  des  hierlands  befindlichen 
Nachlassvermögens  zuständig  ist,  und  die  korrespondirenden  Bestim- 
mungen   der   §§  80    und    81   I.  D.  N.  regeln     die   Zuständigkeit    der 
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österr.  Gerichte  bei  VerlasBenBchaften  fremder  StaatsangehSrigeB, 
welche  in  dem  österreichischen  Staate  gestorben  sind^  oder  daselbst 
Vermögen  zurückgelassen  haben^  und  finden  demnach  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung^  ebenso  wie  der  Justiz-Ministerial- 
Erlass  vom  23  September  18B7  Nr.  178  R.6.B1.,  mit  welchem  den 
Gerichten  bekannt  gegeben  wurde,  dass  die  Gerichtsbehörden  des 
Königreichs  Sachsen  bei  Todesfällen  österreichischer  Unterthanen, 
welche  in  dem  dortigen  Gebiete  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  genommen 
haben;  die  £rbschaftsverhandlung  auf  Grund  der  daselbst  bestehenden 
Gesetze  auch  über  den  dort  befindlichen  beweglichen  Nachlass  derselben 
pflegen  und  mit  welchem  diese  angewiesen  wurden^  in  Gemässheit  der 
obzitirten  gesetzlichen  Vorschriften  nach  dem  Grundsatze  der  Gegen- 
seitigkeit vorzugehen. 

Die  letzterwähnte  Ministerialverordnung,  auf  welche  sich  die 
Klägerin  ebenfalls  beruft;  spricht  also  auch  nicht  für  die  Eichtigkeit 
ihrer  Ansicht;  im  Gegentheil  geht  aus  derselben  hervor ,  dass  auch 
nach  den  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Gesetzen  den  königlich 
sächsischen  Gerichten  die  Abhandlung  nur  über  das  dortlands  befind- 
liche bewegliche  Vermögen  österreichischer  Staatsbürger^  welche  daselbst 
ihren  ständigen  Wohnort  gehabt  haben^  nicht  aber  auch  Über  das  hier- 
lands  befindliche  Vermögen  zukommt. 

Es  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  die  Nachlass- 
abhandlung bezüglich  der  strittigen  Staatspapiere,  die  hierlands  deponirt 
sind;  nur  dem  nach  §  79  J.D.N.  zuständigen  österreichischen  Gerichte 
zusteht  und  da^  —  wie  schon  erwähnt  —  die  Klägerin  eingestanden 
hat;  dass  ihr  die  mehrerwähnte  Kaution  von  den  k.  k.  österreichischen 
Gerichten  nicht  eingeantwortet  worden  ist,  und  nicht  erwiesen,  ja  nicht 
einmal  behauptet  hat,  dass  sie  sich  zu  dem  Nachlasse  des  F.  W.  St 
bei  dem  nach  den  österreichischen  Gesetzen  zuständigen  Gerichte  erbs- 
erklärt hat;  und  dass  ihre  Erbserklärung  zu  Gericht  angenommen  und 
ihr  die  Bewilligung  zur  Empfangnahme  der  streitigen  Werthpapiere 
sammt  Zugehör  ertheilt  wurde,  die  bei  dem  königlichen  Amtsgerichte 
in  Dresden  am  22.  April  1891  seitens  der  Klägerin  abgegebene  Erbs- 
erklärung aber  aus  den  obangeftihrten  Gründen  in  Betreff  des  hier- 
lands befindlichen  Nachlassvermögens  keine  Wirkung  haben  kann,  so 
erscheint  die  Klägerin  zur  Geltendmachung  der  Eigenthumsansprüche 
des  Erblassers  auf  die  obangeführte  Zeitungskaution  derzeit  nicht  be- 
rechtigt (§§  819;  810  und  547  b.  G.B.  und  der  §§  122  und  145 
kais.  Patentes  vom  9.  August  1854  Nr.  208  R.G.B1.). 

Diese  Entscheidung  wurde  Über  die  Bevisionsbeschwerde  der 
Geklagten  vom  k.  k.  obersten  Gerichtshof  in  der  Erwägung  bestätigt, 
dass  die  nicht  ausgeschlossene  Möglichkeit;  dass  die  Klägerin  durch 
die  Erwirkung  der  Einantwortung  des  Nachlasses  nach  F.  W.  St.  durch 
das  zuständige  Gericht  die  formelle  L^timation  zur  Klage  erlangt^ 
allerdings  nur  zur  dilatorischen  Abweisung  der  Klage  führen  kann; 
weil    für   den  Fall    des  Eintritts   der  Legitimation  der  Klägerin  zur 
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Klage  nicht  die  Einwendung  der  entschiedenen  Streitsache  in  dieser 
Sichtung  geschaffen  werden  darf;  —  nnd  dass  bei  der  dilatorischen 
Abweiating  der  Klage  in  das  Meritorische  der  Sache  nicht  eingegangen 
werden  kann,  da  es  einen  Widerspruch  beinhalten  würde,  der  Klägerin 
das  formelle  Klagerecht  abzusprechen  nnd  gleichwohl  über  das  in 
Anspruch  genommene  Becht  selbst  abzusprechen,  —  die  Oeklagten  aber 
die  Konsequenzen  dessen,  dass  sie  die  dilatorische  Einwendung  erhoben 
haben,  tragen  müssen.  — 

Die  Bemessung  der  Fondsgebühren    vom  Nachlasse  aitch  eines 

Ausländers   richtet  sich  nach  dem  letzten  ordentlichen  Wohnsitze 

desselben  im  Inlande,   wenngleich  der  Erblasser  xuletxt  faktisch 

im  Auslande  sich  aufhielt  und  dort  verstarb. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  O.H.  vom  23.  September  1891,  Z.  11601. 

In  der  Verlassenschaftsabhandlung  nach  dem  am  27.  September  1882 
in  Wiesbaden  verstorbenen,  laut  Todfallsaufnahme  zuletzt  in  Wien, 
E^  Lichtensteinstrasse,  wohnhaft  gewesenen  englischen  Unterthanen  A. 
hat  das  k.  k.  städt.  deleg.  Bezirksgericht  Aisergrund  in  Wien  vom 
20.  Juni  1891,  Z.  19474,  von  dem  ermittelten  reinen  Nachlass  Bei- 
träge zum  niederösterreichischen  Landesschulfonde,  zum  Wiener  allge- 
meinen Versorgungsfonde  und  zum  Wiener  allgemeinen  Krankenhaus- 
fonde  bemessen;  denn  der  Anschauung  des  Erbenvertreters  nach  A., 
dass  die  Bemessung  von  Fondsbeiträgen  zu  entfallen  habe,-  weil  der 
Erblasser  seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  nicht  in  Wien  hatte, 
könne  nicht  beigepflichtet  werden,  weil,  abgesehen  davon,  dass  diese 
Angabe  mit  der  Todfallsaufiiahme  nicht  übereinstimmt,  der  Beitrag 
zum  niederösterreichischen  Landesschulfonde  von  jeder  in  Oesterreich 
unter  der  Enns  vorkommenden  Y erlassenschaft ,  die  Beiträge  zum  all- 
gemeinen Elrankenhausfonde  und  zum  allgemeinen  Versorgungsfonde 
von  allen  innerhalb  der  Linien  Wiens,  resp.  von  allen  in  der  Stadt 
und  im  Armeninstitutsbezirke  von  Wien  abgehandelten  Verlassenschaften 
zu  bemessen  sind. 

Dem  Bekurse  des  Erben  Vertreters  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien  mit  Erlass  vom  28.  Juli  1891,  Z.  9852,  keine 
^olge  gegeben  und  den  angefochtenen  Bescheid  bestätigt;  denn  im 
gegebenen  Falle  handele  es  sich  um  die  Abhandlung  des  in  Wien 
zurückgelassenen  beweglichen  Vermögens  eines  Engländers,  bei  welcher 
in  Oemässheit  des  §  23,  Alinea  2  des  kaiserlichen  Patentes  vom 
9.  August  1854,  Nr.  128  B.Q.B1.,  mit  Bücksicht  darauf,  dass  ein  die 
Abhandlung  des  beweglichen  Nachlasses  durch  einen  Staatsvertrag  oder 
durch  ein  Beziprozitätsverhältniss  geregeltes  besonderes  Verfahren  nicht 
besteht,  wie  über  die  Verlassenschaft  eines  Inländers  zu  verfahren  ist. 
Es  sind  daher  die  im  §  694  a.  b.  6.B.  erwähnten  Fondsbeiträge  von 
diesem  Nachlasse  nach  dem  an  dem  Orte  der  Verlassenschaftsabhand- 
lung  gesetzlich  bestimmten  Massstabe  zu  bemessen  und  zu  entrichten, 
indem  sich  die  Zuständigkeit  des  Gerichts   zur  Abhandlung  nicht  auf 
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besondere  Jurisdiktionsbestimmimgen;  sondern  auf  die  Fiktion  gründet, 
dass  der  Erblasser  in  Ansehung  des  bierlands  befindlichen  beweglichen 
Vermögens  auch  dort  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  habe,  wo 
sich  der  Kachlass  vorfindet.  Im  vorliegenden  Falle  sind  daher  die 
bei  den  innerhalb  Wien  vorfallenden  Verlassenschaftsabhandlnngen 
bestehenden  Fondsgebühren  ebenfalls  zu  bemessen  und  zu  entrichten, 
da  es  sich  um  eine  daselbst  vorgefallene  Verlassenschaft  handelt. 

Dagegen  brachte  der  Erbenvertreter  den  ausserordentlichen  Bevi- 
sionsrekurs  ein  und  führte  in  demselben  aus,  die  zweite  Instanz  habe 
den  Standpunkt  des  ersten  Richters  verlassen  und  anerkannt,  dass  der 
Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Wien  hatte. 
Es  könne  sich  demnach  nur  um  die  prinzipielle  Frage  handeln,  ob  die 
Grerichte  berechtigt  sind,  von  dem  in  ihrem  Sprengel  vorfindlichen 
Nachlasse  eines  nicht  in  Wien  resp.  in  Niederösterreich  wohnhaft 
gewesenen  englischen  Staatsbürgers  die  irommen  Oebtthren  derart  zu 
bemessen,  als  ob  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  dort  gehabt  habe,  wo 
die  Nachlassobjekte  sich  befinden.  Diese  Frage  müsse  verneint  werden. 
Hinsichtlich  des  Schulbeitrags  stehe  es  fest,  dass  dieser  Beitrag  nur 
dann  einzuheben  sei,  wenn  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  in  Nieder- 
österreich hatte.  Hinsichtlich  des  Beitrages  zum  allgemeinen  Yer- 
sorgungsfonde  bestimme  das  Hofdekret  vom  22.  Juni  1821,  Nr.  1770 
J.6.S.,  dass  dieser  Beitrag  sich  auf  jene  V^lassenschaften  nicht  beziehe, 
welche  ausser  dem  Armeninstitutsbezirke  Wien  vor£ftllen.  Bezüglich 
des  Krankenhausbeitrages  gelten  dieselben  Bestimmungen.  Die  von 
der  zweiten  Instanz  aufgestellte  Fiktion  entbehre  der  Begründung;  denn 
die  Kompetenz  des  Wiener  Gerichts  beruhe  lediglich  auf  der  Rezi- 
prozität und  durchaus  nicht  auf  der  Fiktion  eines  Wohnsitzes.  Auch 
die  Justizministerialverordnung  vom  26.  Juni  1856,  Nr.  115  R.6.B1., 
weise  die  Gerichte  an,  nach  den  Grundsätzen  der  Gegenseitigkeit  vor- 
zugehen, sonach  wie  über  die  Yerlassenschaft  jedes  Inländers  zu  ver- 
fahren. Die  Einhebung  einer  Abgabe,  welche  von  einem  nicht  in 
Wien  wohnhaften  Inländer  nicht  eingefordert  werden  könne,  wäre  ein 
Akt  der  Retorsion,  der  nur  dann  sich  rechtfertigen  Hesse,  wenn  die 
englischen  Behörden  im  gleichartigen  Falle  Österreichische  Staats- 
bürger ungünstiger  als  die  eigenen  Staatsangehörigen  behandeln  würden, 
was  von  keiner  Seite  behauptet  wurde  und  den  notorischen  That- 
Bachen  widerspricht. 

Der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom 
23.  September  1891,  Z.  11601,  den  ausserordentlichen  Revisionsreknrs 
zurückzuweisen  befunden;  dies  in  der  Erwägung,  dass  die  zur  Abän- 
derung gleichförmigen  Entscheidungen  nach  §  16  des  Gresetzes  vom 
9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  nothwendigen  Voraussetzimgen 
keineswegs  vorliegen  und  von  einer  Gesetzwidrigkeit  umsoweniger  die 
Rede  sein  kann,  als  aus  der  im  Appellationsrekurse  enthaltenen  Dar- 
stellung sich  ergiebt,  dass  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen 
letzten  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  gehabt  habe  und  sich  an  keinem 
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anderen  Orte  in  der  erweislichen  oder  aus  den  Umständen  deutlich 
hervorgehenden  Absicht  ^  daselbst  seinen  bleibenden  Aufenthalt  zu 
nehmen^  niedergelassen  hatte.  (Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich  1892  8.  168.) 

Auch  die  zum  n.  ö.  Landesschulfonde  zu  entrichtenden  Verlassen- 
Schaftsgebühren  sind  nur  von  solchen  Nachlässen  zu  entrichten, 
deren  Erblasser  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Niederösterreich 

hatte. 

Am  2.  Juli  1892  starb  in  Karlsbad  die  in  New- York  wohnhaft 
gewesene  Kaufmannsgattin  A.  L.  C,  deren  in  Oesterreich  befind- 
licher Nachlass  gemäss  des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Oesterreich  abgeschlossenen  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrages vom  27.  August  1829,  Nr.  2505  J.6.S.,  beim  k.  k.  städt.- 
deleg.  Bezirksgerichte  Wien  Innere  Stadt  II  abgehandelt  wurde.  Von 
diesem  wurde  mit  Bescheid  vom  20.  August  1892,  Z.  28644,  die 
Grebühr  zum  n.  0.  Landesschulfonde  mit  786  fl.  50  kr.  ö.  W.  bemessen 
and  ausgesprochen,  dass  die  Bemessung  der  übrigen  frommen  Grebtthren 
zn  entfallen  habe,  weil  die  Erblasserin  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
in  New- York  gehabt  hatte.  Offenbar  interpretirte  das  Gericht  den 
Wortlaut  des  n.  ö.  Landesgesetzes  vom  18.  Dezember  1871  Nr.  1 
ex  1872  L.6.B1.:  „von  allen  in  Niederösterreich  vorkommenden  Ver- 
lassenschaften^  dahin,  dass  hiermit  alle  in  Niederösterreich  abgehan- 
delten Verlassenschaften  gemeint  seien. 

In  dem  gegen  den  obigen  Bescheid  eingebrachten  Bekurse  wurde 
ausgeführt,  dass  dem  Ausdruck  Verlassenschaft  nur  ein  den  Bestim- 
mungen des  §  581  a.  b.  6.B.  entsprechender  Sinn  beigelegt  und  der- 
selbe nicht  auf  einzelne  Nachlassobjekte  bezogen  werden  dürfe.  Die 
Verlassenschaft  sei  der  Inbegriff  aller  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
des  Erblassers;  der  Ort,  wo  dieselbe  „vorkommt^,  sei  naturgemäss  der^ 
in  welchem  der  Erblasser  den  Mittelpunkt  seiner  häuslichen  und  ge- 
schäftlichen Thätigkeit,  also  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte. 
Diese  Thatsache  werde  dadurch  gar  nicht  modifizirt,  dass  über  einzelne 
Nachlassobjekte  an  einem  anderen  Orte  abgehandelt  werden  muss, 
weil  sich  dieselben  zufitlligerweise  ausserhalb  des  ordentlichen  Wohn«* 
Sitzes  befinden. 

Im  gegebenen  Falle  „komme^  die  Verlassenschaft  in  New- York 
vor,  weil  der  ordentliche  Wohnsitz  der  Erblasserin  New- York  war. 
Die  Zuständigkeit  des  k.  k.  städt.-deleg.  Bezirksgerichts  Wien  Innere 
Stadt  n  zu  Verfügungen  über  einzelne  Nachlasstheile  sei  daher  für 
die  Beurtheilung  der  Frage,  wo  diese  Verlassenschaft  als  vorkommend 
anzusehen  ist,  belanglos.  Ueberdies  sei  auch  nach  den  Gesetzen  über 
die  anderen  frommen  Gebühren  ausdrücklich  und  ausschliesslich  der 
Wohnsitz  des  Erblassers  für  die  Beitragspflicht  massgebend  und  liegt 
kein  Grund  vor,  den  n.  ö.  Landesschulfond  vor  den  übrigen  derartigen 
Fonden  zu  begünstigen. 


564  Rechtspreohong. 

Das  k.  k.  österr.  Oberlandesgericht  in  Prag  hat  mit  Ent- 
scheidung vom  5.  Oktober  1892;  Z.  13174,  auB  den  im  Beknrse 
geltend  gemachten  Gründen  den  erstrichterlichen  Bescheid  behoben 
und  verfügt;  dass  vom  Nachlasse  der  am  2.  Juli  1892  in  Karlsbad 
verstorbenen;  in  New- York  wohnhaft  gewesenen  A.  L.  C.  SEum  n.  ö. 
Landesschulfonde  keine  Gebühr  zu  entrichten  ist.  (Zeitschrift  für 
Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich  1893  S.  6.) 


Zur  Bexiprozüätsfrage  in  Bextig  auf  Nachhissgebükren  im  Ver- 
kehre xtvischen  Oesterreich  und  Eusskmd. 

Entsch.    d.    Yerwaltungs-Gerichtshofe   vom    20.  April  1892;    Z.  1266 

(Spruchpraxis  10.  Jahrgang  S.  67). 

Nach  §  1  B  und  §  57  Greb.G.  unterliegt  der  gesammte  Naehlass 
eines  Verstorbenen;  dieser  mag  also  ein  österreichischer  oder  ein  aus- 
ländischer Staatsbürger  gewesen  sein,  hierlands  oder  auswärts  domizilirt 
haben;  im  In-  oder  Auslande  mit  Tod  abgegangen  sein;  den  daselbst 
angeordneten  Gebühren;  mit  alleiniger  Ausnahme  der  im  Auslände 
liegenden  unbeweglichen  Güter  des  Erblassers.  Im  Uebrigen  macht 
das  Geb-G.  keinen  unterschied  zwischen  einem  abgehandelten  xmd 
nicht  abgehandelten;  einem  unbeweglichen  oder  beweglichen  Nachlass- 
vermögen; das  hierlands  befindliche  bewegliche  Vermögen  des  hier  in 
Frage  stehenden  ausländischen  Erblassers  unterliegt  daher  gleichwie 
jenes  eines  inländischen  der  G^bührenbemessung  nicht  etwa  desshalb, 
weil  —  wie  dies  übrigens  thatsächlich  zutrifft  —  die  Nachlassabhand- 
lung nach  demselben  im  Inlande  dtirchgeftihrt  worden  ist;  sondera 
schon  deshalb;  weil  dieses  bewegl.  Nachlassvermögen  im  Greltung^ebiete 
des  Geb.G.  sich  befindet.  Allerdings  wird  in  der  von  dem  Finanzministe- 
rium im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Aenssem  und  der  Justiz 
erlassenen  Verordnung  vom  8.  April  1854R.G.B.  84  für  die  Gebühren- 
behandlung des  Nachlasses  ausländischer  Staatsangehöriger  der  Grund- 
satz der  Reprozität  dahin  festgestellt;  dass  der  hierlands  befindliche 
Naehlass  eines  Ausländers  der  Gebühr  dann  nicht  unterliege;  wenn 
nachgewiesen  wird;  dass  das  bewegliche  Nachlassvermögen  österr.  Staats- 
bürger als  solcher  keiner  wie  immer  gearteten  Gebühr  in  jenem  Staate 
unterliege,  welchem  der  Erblasser  angehört.  Allein  auch  die  Berufung 
auf  diese  Verordnung  vermag  im  vorliegenden  Falle  die  Beschwerde 
nicht  zu  stützen,  da  in  derselben  der  durch  die  Verordnung  gefor- 
derte Nachweis  thatsächlich  nicht  erbracht  worden  ist.  Alle  vor- 
gelegten Zeugnisse  ....  thun  nur  dar,  dass  kraft  des  Art.  20  der 
am  18.  Juli  1882  a.  h.  bestätigten  russischen  Verordnung  über  die 
Nachlassgebühren  bestimmt  wurde ;  dass  das  Vermögen;  welches  in 
Bussland  nach  einem  Unterthanen  eines  solchen  Staates  verblieben  ist, 
in  welchem  eine  Gebühr  von  den  Nachlässen  nach  russischen  Unter- 
thanen nicht  behoben  wird;  keiner  Gebührenbemessung  nnterliegt.    Die 
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Beschwerde  venaeint  nun  allerdings^  dass  die  Existenz  dieser  in  Art.  20 
der  rassischen  Verordnung  über  die  NachlassgebUhren  normirteu  Be- 
dingung eben  durch  die  Mio  ister ial- Verordnung  vom  8.  April  1854 
R.6.B.  84  dargethan  sei;  dies  ist  aber  nicht  der  Fall^  weil,  wenn  auch 
diese  Ministerial- Verordnung  die  Gebührenfreiheit  von  den  Nachlässen 
der  Ausländer  unter  der  Voraussetzung  der  Eeziprozität  statuirt^  der 
Annahme  einer  solchen  Reziprozität  yorliegend  die  erwähn te,  in  §§  1  B. 
und  57  G^b.6.  festgesetzte  Norm  entgegensteht^  dass  der  gesammte 
Nachlass  eines  Verstorbenen ,  mag  dieser  ein  Oesterreicher  oder  Aus- 
länder gewesen  sein,  hierlands  oder  auswärts  domizilirt  haben;  den 
im  Greb.G.  angeordneten  Gebühren  unterliegt;  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  im  Aaslande  liegenden  Güter  des  Erblassers.  Hienach  kann  in 
Russland  nach  jenem  Art.  20  der  am  18.  Juli  1882  bestätigten  rus- 
sischen Verordnung  eine  Gebührenfireiheit  von  dem  in  Russland  hinter- 
bliebenen  beweglichen  Vermögen  nach  einem  österr.  Unterthanen  nicht 
angesprochen  werden,  weil  diese  Gebührenfreiheit  von  der  gleichen  Nach- 
lassgebührenfreiheit von  Verlassenschaften  nichtrussischer  Unterthanen 
in  Oesterreich  abhängig  gemacht  und  diese  —  wie  dargethan  —  nach 
den  österr.  Gesetzen  nicht  zu  Recht  besteht.  Da  es  dabei  nicht  auf 
die  Praxis  der  massgebenden  Behörden,  sondern  auf  die  massgebenden 
Gresetze  ankommt^  welche  solche  Fälle  behandeln,  so  ist  auch  die  Be- 
mängelung des  administrativen  Verfahrens  in  der  Richtung,  dass  im 
vorliegenden  Falle  Erhebungen  über  die  Gebahrung  der  Finanzbehörden 
in  Bezog  auf  die  Gebührenbehandlung  des  beweglichen  Nachlasses 
rassischer  Unterthanen  nicht  gepflogen  worden  seien,  nicht  gerecht- 
fertig.  Der  Hinweis  aber  auf  den  mit  Russland  abgeschlossenen 
Staatsvertrag  vom  2.,  bezw.  14.  September  1860  R.G.B.  272,  bezw. 
auf  den  Art.  XIX  desselben  ist  schon  deshalb  ohne  Belang,  weil  dieser 
Artikel  sich  lediglich  auf  Verlassenschaftsabhandlungen  und  nicht  auch 
auf  die  Gebühren  von  den  Nachlässen  der  beiderseitigen  Unterthanen 
bezieht,  daher  auch  der  Erlass  des  Justizministeriums  vom  8.  März  1884 
Z.  2775  für  die  gegenständliche  Frage  vollständig  belanglos  erscheint. 

Unzuständigkeit   der    österreichischen    Gerichte   xur  Abhandlung 
betreffs  in  die    Verlassenschaft  einer  im  Auslände  verstorbenen 

Ausländerin  gehöriger  Tagmasse. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  6.H.  vom  13.  Juni  1893,  Z.  7081. 

Das  k.  k.  Bezirksgericht  in  Libochowitz  hat  mit  Bescheid 
vom  7.  Februar  1893  Z.  918  das  von  Moritz  N.  in  Dresden  sub  praes. 
24.  Oktober  1892  Z.  8119  überreichte  Gesuch  um  Verlass- 
abhandlung nach  seiner  am  4.  Januar  1879  in  Dresden  ohne  letzt- 
willige  Verfügung  verstorbenen  Gattin  Anna  N.  bezüglich  des  in  der 
EkAtastralgemeinde  M.  im  Königreiche  Böhmen  gelegenen  Bergwerk- 
tagmasses  „Anna  Maria^  in  dem  Ausmasse  von  7240  Quadratklafter 
abgewiesen;    denn  die  Erblasserin  war  nicht  österreichische  Staats- 
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augehörige;  sie  hatte  lant  der  Sterbeurkunde  ddo.  Dresden  24.  Ja- 
nuar 1892  Z.  21  ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  in  Dresden^  das 
erwähnte  Tagmass  ist  nach  §  298  a.  b.  G.B.  und  §§  76  und  109 
Berggesetz  als  eine  bewegliche  Sache  anzusehen  ^  es  ist  daher  das 
königlich  sächsische  Gericht  zur  Abhandlung  dieser  Yerlassenschaft 
kompetent.  (Ministerialverordnung  vom  23.  September  1857  Nr.  178 
R.G.B1.) 

Den  Rekurs  des  Moritz N.  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht 
in  Prag  mit  Erledigung  vom  6.  April  1893  Z.  6897  unter  Verweisung 
auf  die  richtigen  und  dem  Gesetze  entprechenden  Gründe  des  ersten 
Richters  und  in  der  weiteren  Erwägung  abgewiesen,  weil  1.  üb^ 
Anfrage  des  k.  k.  Bezirksgerichts  zu  Libochowitz  vom  6.  Januar  1893 
Z.  52;  ob  das  in  die  Verlassenschaft  nach  der  am  4.  Januar  1879  in 
Dresden  ohne  letztwillige  Verfügung  verstorbenen  Anna  N.  gehörige 
und  in  der  Katastralgemeinde  M.  gelegene  Tagmass  einen  Gegenstand 
der  in  Dresden  bereits  gepflogenen  Verlassenschaftsabhandlung  bildete, 
das  k.  sächsische  Amtsgericht  in  Dresden  mit  Note  vom  26.  Jan.  1893 
eine  Auskunft  zu  ertheilen  aas  dem  Grunde  nicht  in  der  Lage  war,  da  die 
N.'schen  Verlassenschaftsakten  zufolge  Umzuges  des  Amtsgerichts  in  ein 
anderes  Grebäude  verlegt  wurden  und  bisher  nicht  au%efimden  werden 
konnten,  somit  bisher  überhaupt  nicht  gerichtlich  sichergestellt  erscheint, 
ob  das  in  Böhmen,  und  zwar  in  der  Katastralgemeinde  M«  liegende 
„Anna  Maria^-  Tagmass  per  7240  Quadratklafter  bereits  Gregenstand 
einer  Nachlassverhandlung  war  oder  nicht,  zumal  auch  der  Einschreiter 
hierüber  keine  auf  gerichtliche  Urkunden  basirende  Auskunft  zu  geben 
vermag,  weil  femer  2.  bei  dem  Umstände^  als  die  Erblasserin  Anna  N. 
als  sächsische  Staatsangehörige  zur  Zeit  ihres  am  4.  Januar  1879 
erfolgten  Todes  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Dresden  hatte,  von 
einer  sinngemässen  Anwendung  der  Verordnung  des  Justizministeriums 
vom  23.  September  1857  Nr.  178  B.G.B1.,  welche  sich  blos  auf  den 
Fall  eines  vorübergehenden  Aufenthalts  bezieht,  keine  Bede  sein  kann, 
und  8.  gar  nicht  sichergestellt  vorliegt,  ob  sich  das  k.  sächsische 
Amtsgericht  eventuell  auch  zur  Abhandlang  der  Verlassenschaft  bezüg- 
lich dieses  Tagmasses  für  zuständig  erachtet  oder  nicht. 

Den  ausserordentlichen  Revisionskurs  des  Moritz  N.  hat 
der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  13.  Juni  1893 
Z.  7031  bei  Abgang  der  Voraussetzungen  des  §  16  des  kais.  Patentes 
vom  9.  August  1854  Nr.  208  RG.Bl.  und  in  der  Erwägung  ab- 
zuweisen befunden,  dass  bei  der  Beurtheilung  der  Kompetenz  zur 
Verlassenschaftsabhandlung  im  Sinne  des  §  77  der  kais.  Verordnung 
vom  20.  November  1852  Nr.  251  R.G.B1.  selbst  bei  Inländern  ihr 
ordentlicher  Wohnsitz  zur  Zeit  ihres  Ablebens  entscheidet,  daher  der 
Umstand,  dass  Anna  N.,  welche  laut  der  Sterbeurkunde  des  k.  säch- 
sischen Standesamts  in  Dresden  vom  4.  Januar  1879  an  diesem  Tage 
in  Dresden  verstorben  ist,  vom  Oktober  1868  bis  zum  30.  Mai  1876 
in  B.  in  Böhmen  sich   aufgehalten  haben  soll,  im  Sinne  der  Justiz- 
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ministerialyerordiiimg  vom  23.  September  1857  Nr.  178  R.6.B1.  die  Kom- 
petenz des  Bezirksgerichts  in  Libochowitz  zur  Abhandlung  des  in  diesem 
Bezirke  befindlichen  beweglichen  Nachlasses^  nSmlich  des  in  der  Katastral- 
gemeinde  M.  befindlichen  Tagmasses  zu  begründen  nicht  geeignet  ist; 
dieser  Umstand  vielmehr  dem  genannten  Bezirksgerichte  in  Gemässheit 
des  §  23  des  rorbezogenen  kais.  Patentes  nur  die  Pflicht  auferlegt, 
für  die  etwa  nothwendige  Sicherung  des  Nachlasses  und  der  Ansprüche 
der  österreichischen  Angehörigen  und  der  hierlands  sich  befindlichen 
Fremden  zu  sorgen  und  im  Sinne  der  voraugeföhrten  Justizministerial- 
Terordnnng  das  Gericht  des  ordentlichen  Wohnortes  der  Anna  N.  von 
dem  hierlands  befindlichen  beweglichen  Nachlasse  derselben  zur  weitern 
Veranlassung  in  Kenntuiss  zu  setzen.     (Jurist.  Blätter  1893  S.  382.) 

EheungültigkeiL  Zuständigkeit  eines  österreichischen  Oerichtes, 
obwohl  die  Ehegatten  in  Oesterreich  niemals  einen  gemeinsamen 

Wohnsitz  hatten. 

Das  erstinstanzliche;  vom  Oberlandesgericht  und  vom  Oberst.  Ghf.; 
von  diesem  am  26.  April  1892  bestätigte  Urtheil  vom  20.  No- 
vember 1891  Z.  94529  enthält  bezüglich  der  Kompetenz  folgende 
Begründung: 

Was  zunächst  die  Kompetenz  dieses  k.  k.  Landesgerichts  zur 
Untersuchung  über  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  anbelangt,  kann  es  wohl 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Österreichischen  Gerichte  berufen 
sind,  hierüber  zu  entscheiden,  obwohl  die  Ehe  im  Auslände  geschlossen 
wurde  und  nur  der  klagende  Ehetheil  auch  dermalen  seinen  Wohnsitz 
im  Inlande  hat,  weil  beide  Ehegatten  österreichische  Staatsangehörige 
sind  und  weil  einestheils  die  Anzeige  von  einem  von  Amtswegen  zu 
untersuchenden  Ehehindernisse  erstattet  wurde,  anderntheils  aber  es 
sich  um  die  persönliche  Fähigkeit  der  Ehegatten  zur  Eheschliessung 
handelt  und  nach  §  4  a.  b.  G.B.  die  Staatsbürger  auch  in  Handlungen 
und  Geschäften,  die  sie  ausser  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  die 
bürgerlichen  Gesetze  gebunden  bleiben,  insoweit  ihre  persönliche  Fähig- 
keit, sie  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird,  und  es  einem 
Österreichischen  Staatsangehörigen  für  alle  Fälle  gestattet  sein  muss^ 
die  Feststellung  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  von  ihm  vor- 
genommenen Handlung  mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmung  im  Rechts- 
wege zu  verlangen.  Da  die  Ehegatten  niemals  einen  gemeinschaft- 
lichen Wohnort  im  Inlande  hatten,  erübrigte  nichts,  als  die  Kompetenz 
jenes  inländischen  Gerichtes  als  begründet  anzusehen,  in  dessen 
Sprengel  der  geklagte  Ehegatte  seinen  letzten  ordentlichen  Wohnsitz 
hatte.  Dies  ist  nach  §  10  Mil.-Jur.-Norm  K.  .  .  .  und  ist  dieses 
k.  k.  Landesgericht  in  Wien  durch  die  vom  k.  k.  Oberlandesgerichte 
in  Wien  verfügte  Delegirung  an  dessen  Stelle  getreten.  (Jur.  Blätter 
1892  S.  587.) 


568  Rechtsprechung. 

Zur  Frage    der  Beischaffung    einer   als  Beweismittel   in    einem 
Rechtsstreite  verwendbaren  Aussage  eines  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  wohnenden  Zeugen. 

Entscheidntig    des    obersten  Gerichtshofs  vom    81.  Mai  1893  Z.  6399 
(Verwerfung  der  NuUitätsbeschwerde  wider  die  Urtheile  des  k.  k.  Be- 
zirksgerichts    in    Schüttenhofen    vom    25.   Februar    1893     Z.    1579 
und  des  k.k.  Oberlandesgerichts  in  Prag  vom  11.  April  1898  Z.  9171). 

Anlass  zur  Erhebung  der  vorliegenden  NuUitätsbeschwerde  bot 
die  in  einem  summarisch  verhandelten  Rechtsstreite  erfolgte  Verwer- 
thung  der  Aussage  eines  im  Staate  New>York  wohnenden  Zeugen, 
welche  in  nachstehender  Weise  beigeschafft  wurde.  Nachdem  der  erste 
Richter  um  diese  Zeugeneinvernahme  den  amerikanischen  Bürger 
J.  V.  ersucht  hatte,  dieser  aber  nur  in  unzulänglicher  Weise  dem 
gestellten  Ansuchen  entsprach,  überliess  das  Bezirksgericht  die  Be- 
sorgung einer  entsprechenden  Einvernahme  des  Zeugen  dem  Zeugeu- 
fUhrer  selbst. 

Die  an  beide  Theile  ergangene  Verständigung  blieb  unangefochten. 

Der  Zeugenftlhrer  wandte  sich  sohin  in  Befolgung  des  ihm  er- 
theilten  Auftrages  an  F.  J.,  einen  öffentlichen  Notar  in  New-York, 
der  die  Zeugeneinvernahme  vornahm ,  den  Zeugen  beeidete;  das  Pro- 
tokoll beglaubigte  und  seinem  Auftraggeber  einsandte ,  der  wiedemm 
dieses   Protokoll  dem  Prozessgerichte  vorlegte. 

Die  obige  NuUitätsbeschwerde  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichts- 
hof verworfen.  Hiebei  hat  derselbe  erwogen,  dass  der  Justizministe- 
rialerlass  vom  21.  März  1887  Z.  3613  den  unterstehenden  Gerich- 
ten blos  eiu  Gutachten  zweier  uordamerikanischer  Rcchtsgelehrtcn, 
betreffend  den  Vorgang  der  ZeugeneinvemehmuDgen  und  Eidesabneh- 
mungen  in  den  nordamerikanischen  Freistaaten  zur  Renntniss  gebracht 
hat,  dass  daher  von  einer  Gesetzeskraft  dieser  Mittheilung  überhaupt 
nicht  gesprochen  werden  kann,  dass  zwar  bei  einer  Zeugeneinver- 
nahme im  Staate  New- York  die  sog.  „  Commission^  als  ein  von  einem 
Gerichte  ausgefertigter  Auftrag  an  denjenigen,  der  den  Zeugen  zu 
vernehmen  hat,  erscheint,  dass  das  k.  k.  Bezirksgericht  Schüttenhofen 
dies  nicht  gethan  hat,  vielmehr  dem  Kläger  überlassen  hat,  jene 
Zeugeneinvernahme  zu  bewirken,  dass  aber  diese  Verfolgung  des  Ge- 
richts rechtskräftig  geworden  ist,  der  Geklagte  also  sein  Einverständ- 
niss  mit  dieser  Art  der  Zeugeneinvernehmung  stillschweigend  erklärt 
hat,  dass  hienach  der  Geklagte  eine  Nullität  dieser  Art  der  Zeugen- 
vernehmung nicht  mehr  geltend  zu  machen  berechtigt  ist. 

Ist  im  Inlande  die  Führung  eines  Gegenbeweisen  tvider  die  Ord- 
ntingsmässigkeit  der  im  Auslande  erfolgten  und  durch  eine  Amts- 
Urkunde  bescheinigten  Ztustelliing  einen  ausländischen  Urtheüs  im 

Zuge  des  Deübationst^erfahrens  zulässig? 
Entscheidung  des  obersten  G.H.  vom  6.  Juni  1893  Z.  6502  (Wieder- 
herstellung der  vom    k.  k.  Oberlandesgerichte    in  Wien   am   5.  April 
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1898  Z.  4364    abgeänderten  Entscheidung  des   k.  k.  Handelsgerichts 
in  Wien  vom  17.  Febrnar  1893  Z.  23920). 

In  dem  über  das  Gresuch  des  A,  M.  F.  gegen  N.  H.  wegen  Voll- 
streckbarkeitserklSmng  des  von  dem  kgl.  Handelsgerichte  in  München 
am  29.  Oktober  1875  Z.  3214  geschöpften  Urtheils  im  Inlande  bei 
dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  eingeleiteten  Verfahren  erhob  der 
Beklagte  auch  die  Einwendung;  dass  er  zu  Zeiten  der  erfolgten  Zu- 
stellung des  obigen  Urtheils  nicht  in  II-  oder  Neumünster,  sondern  in 
München  gewohnt  habe^  mithin  die  an  jenem  Orte  für  ihn  an  seine; 
mit  ihm  nicht  in  Familiengemeinschaft  lebende  Schwägerin  bewirkte 
Urtheilszustellung  im  Sinne  des  Art.  196  der  im  J.  1875  in  Bayern 
in  Geltung  gewesenen  Zivilprozessordnung  nicht  als  ordnungsmässig 
erfolgt  angesehen  werden  könne. 

Diese  Einwendung  wurde  indess  von  dem  ersten  Kichter  zurück- 
gewiesen; weil  die  vorliegende  Zustellungsurkunde  nach  Art.  204  der 
bajer.  Zivilprozessordnung  als  eine  öffentliche  Urkunde  vollen  Beweis 
wirkt  und  dagegen  Inlands  die  Führung  eines  Gegenbeweises  unzulässig 
erscheine. 

Der  obere  Richter  hat  aber  über  den  Rekurs  des  Geklagten  dieser 
Einwendung  stattgegeben  und  das  erstrichterlich  aufrecht  erledigte 
Gesuch  abweislich  beschieden ;  weil  der  eingewendete  Thatumstand; 
„dass  der  Geklagte  und  Yerurtheilte  zur  Zeit  der  durch  die  Gerichts- 
vollziehersbestätigung am  13.  November  1875  in  seiner  Wohnung 
bei  Nichtanwesenheit  seiner  bei  ihm  wohnenden  erwachsenen  Schwä- 
gerin in  Hmünster  erfolgten  Urtheilszustellung;  —  in  Hmünster  nicht 
ständig  domizilirte  und  daselbst  auch  gar  nicht  polizeiamtlich  ge- 
meldet war^  —  durch  die  Bestätigung  der  Gemeindeverwaltung  Hmünster 
vom  15.  März  1892  und  der  kgl.  Polizeidirektion  in  München  vom 
4.  Oktober  1892;  sohin  durch  öffentliche  Urkunden;  bescheinigt  und 
im  Laufe  des  abgeführten  Delibationsverfahrens  von  der  Gesuchstel- 
ler in  nicht  widerlegt  wurde  und  weil  nach  Art.  196  der  massgeben- 
den bajer.  Prozessordnung  vom  29.  April  1869  eine  gerichtliche  Zu- 
stellung an  den  Adressaten  in  seiner  Wohnung  oder  in  seinem  Ge- 
schäftslokale zu  bewirken  ist;  —  und  durch  das  bezogene  Ge- 
richtsvollzieherzeugniss  der  spezielle  Thatumstand;  dass  N.  H  in 
Hmünster  zur  Zeit  der  Urtheilszustellung  gewohnt  hat;  nicht  erwiesen 
erscheint. 

Ueber  den  Revisionsreknrs  der  Gresuchstellerin  hat  jedoch  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  unter  Abänderung  der  oberlandesgericht- 
lichen Verordnung  den  erstrichterlichen  Bescheid  wiederhergestellt. 

Denn  durch  die  von  der  Gesuchstellerin  beigebrachte;  vom  kgl. 
bayer.  Gerichtsvollzieher  in  Possenhofen  am  13.  November  1875  kraft 
seines  Amtes  ausgestellte  Zustellungsurkunde  ist  die  nach  der  zur 
Zeit  in  Bayern  in  Geltung  gestandenen  Zivilprozessordnung  vom 
Jahre  1869  gesetzmässig  erfolgte  Zustellung  des  Befriedigungsurtheils 
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vom    29.,    ausgefertigt   80.  Oktober  1875,  Urth.B.    Nr.  3214    nacli> 
gewiesen. 

Die   vom  Belangten   beigebrachten    Bestätigungen   der   Gemeinde- 
verwaltung   in  Ilmünster    vom    15.  März  1892    und   der    kgl.  bajer. 
Polizeidirektion  in  München  vom  14.  Oktober  1892  Nr.  3  und  4  sind 
nicht    geeignet;    die  Unrichtigkeit  dieses   amtlichen  Zeugnisses    darzu- 
thun,    indem  aus  der  Bestimmung  des  Art.  196    der  bajer.  Zivilpro- 
zessordnung  ex  1869  nicht   abzuleiten  ist,    dass    die  Wohnung  einer 
Partei,    für  die    in  deren  Abwesenheit  an    einen    in  deren  Familien- 
gemeinschaft   lebenden    erwachsenen  Angehörigen    die   Zustellung   be- 
wirkt wnrde^  damit  dieselbe  gesetzliche  Wirkung  habe,  polizeilich  ge- 
meldet oder  eine  ständige  sein  müsse,    durch  das  Zeugniss  der  Poli- 
zeidirektion Nr.  4    nur    konstatirt   erscheint,    dass    der  Belangte    im 
Oktober  1875  auch  in  München  eine  Wohnung  gehabt  haben  mag,  was 
nicht  ausschliesst,  dass  er  zur  Zeit  auch  in  Ilmünster,  wo  er  ein  Gut 
besass  (er  war  als  solcher  Gutsbesitzer  geklagt  tmd  verurtheilt)  gleich- 
falls eine  Wohnung   hatte,    und  aus  dem  Zeugniss  der  Gemeindever- 
waltung Ilmünster  auch  nicht  entnehmbar  ist,    dass  der  Belangte  zur 
kritischen  Zeit  keine  Wohnung  in  Ilmünster  hatte,  sondern  dass  der- 
selbe vorübergehend  ein  oder  mehrere  Tage  sich  dortselbst  aufgehalten 
habe;  durch  diese  amtlichen  Auskünfte  wird  daher  die  Irrthümlichkeit 
der  Amtsbestätigung  des  Gerichtsvollziehers  nicht  dargethan  und  deren 
Beweiskraft  demnach  nicht  beseitigt.   Ob  der  Belangte  in  seiner,  wenn 
auch  nur  zeitweilig  benützten  Wohnung  in  Ilmünster  jemals  geschla- 
fen resp.  übernachtet  hat,    ist   gleichgültig  und   fiir  den  Umstand,  — 
dass,  wie  der  Belangte  anführte  — ,   seine  Schwägerin  mit  ihm  nie  in 
Familiengemeinschaft    lebte,    kann  durch    die  Aussagen    seiner  Gattin 
als    einer  verwerflichen    und  seiner  Schwägerin  als  einer  nach  §  142 
der  allg.  Gerichtsordnung  bedenklichen  Zeugin  eine  halbe  Probe  nicht 
erbracht  werden,    und   ein  Haupteid  über    diesen  der  äusseren  Wahr- 
nehmung entwickelten  Umstand   ist  nicht  zulässig.     Es  ist  daher  auch 
ein    anderer   geeigneter   Gegenbeweis    in    dieser    Bichtung    nicht   bei- 
gebracht.    Es  bot  aber  auch  sonst  die  Delibationsverhandlung  keinen 
Anhaltspunkt,    an  der  vollen  Richtigkeit    des  Amtszeugnisses  des  Grc- 
richtsvoUziehers  zu  zweifeln,    zumal  schon  der  Umstand,  dass  der  Be- 
langte  zur  Zeit  Gutsbesitzer    in   Neu-    oder   Ilmünster   war,    es   sehr 
wahrscheinlich  erscheinen  lässt,  dass  er  auch  dortselbst  eine  Wohnung 
hatte,  und  der  Belangte,    wie  sich  aus  seiner  Einwendung,   es  sei  in 
Folge    der    Anmeldung    diese    urtheilsmässige    Forderung    in    seiner 
Konkm'sverhandlungssache    im  Jahre  1876    in  eine   Masseschuld  ver- 
wandelt worden,  ergiebt,  jedenfalls  schon  in  Kenntniss  des  wider  ihn 
ergangenen  und  seiner  Schwägerin  zugestellten  in  Hede  stehenden  Be- 
friedigungsurtheiles   gelangt  war,    es    aber  dennoch   unterliess,  wegen 
der  Ausserkraftsetzung    dieses  Urtheils    beim  zuständigen   kgl.   ba7er. 
Handelsgerichte  Schritte  zu  thun. 
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Vor  der  im  InUmde  erfolgten  Vollstreckbarkeitserklärung  eines 
ausländischen  Urtheils  sind  die  inländischen  Gerichte  xur  auf- 
rechten   Vorbescheidung  einer  dagegen  überreichten  Oppositions- 

klage  nicht  zuständig. 
Entscheidung    des  obersten   6.H.  vom    14.  Juni  1893    Z.  6920  (Be- 
stätigung   der    den    Bescheid   des   k.  k.    Landgerichts    in  Wien    vom 
21.  Februar  1893  Z.  14064  abändernden  Verordnung  des  k.  k.  Ober- 
laudesgerichts  in  Wien  vom  B.April  1893  Z.  4593). 

Die  von  A  wider  B.  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien  Über- 
reichte Klage  um  Erkenntniss,  das  der  Geklagten  auf  Grund  des 
Urtheiles  des  kgl.  Landgerichts  Dresden  vom  5.  Februar  1884  Cn.  I 

136 

-   --  A  zustehende  Exekutionsrecht  bestehe  nicht  mehr  zu  Becht  und 

sei  die  Exekution  dieses  Urtheils  daher  unstatthaft,  wurde  aufrecht 
Torbeschieden  y  über  Rekurs  der  Geklagten  aber  von  dem  zweiten 
Richter  wegen  derzeitiger  offenbarer  Unzuständigkeit  des  angerufenen 
Gerichtes  zurückgewiesen;  weil  hienach  dem  Eingangs  erwähnten  Ur- 
theile  die  fernere  Exequirbarkeit  in  Oesterreich  aberkannt  werden 
soll;  dieses  Urtheil  aber  eine  solche  hierlands  noch  gar  nicht  be- 
sitzt,  der  Fall  also,  der  nach  §  71  Jur.  N.  die  Kompetenz  des 
k.  k.  Landgerichts  begründen  würde,  augenscheinlich  nicht  blos  nicht 
eingetreten  ist,  sondern  vor  dem  Ausgange  des  Delibationsverfahreus 
zu  Gunsten  der  hier  Greklagten  überhaupt  nicht  eintreten  kann, 
nachdem  das  hier  in  Frage  stehende  Urtheil  von  keinem  hierländigen 
Grerichte  geschöpft  worden  ist.  Diese  Verordnung  wurde  über  den 
Revisionsrekurs  des  Klägers  aus  deren  Grüoden  und  in  der  Erwägung 
bestätigt;  dass  im  vorliegenden  FallO;  wo  nach  dem  Inhalte  des  Klage- 
begehrens die  Gerichtszuständigkeit  lediglich  nach  §  7 1  der  Jur.  Norm 
vom  20.  November  1852  zu  beurtheilen  ist,  der  Fall  dieses  Paragraphen 
jedoch;  wie  vom  Oberlandesgerichte  gezeigt  wurde,  derzeit;  wo  das 
Delibationsverfahren  noch  im  Zuge  ist;  offenbar  nicht  vorliegt;  die  Anwend- 
barkeit des  im  Revisionsrekurse  unter  Hinweisung  auf  das  anhängige 
I>elibationsverfahren  angerufenen  §  40  der  J.  N.  ausgeschlossen  erscheint* 


Schweiz. 

Reehtsprecliung  des  schweizerischen  Bandesgerichts. 

Markenschutz.  Internationale  Konvention  vom  20.  März  1883, 
Art,  6.  Schutz  der  Waarenzeichen  mich  dem  Nationalitätsrechte; 
englische  und  nordamerikanische  Waarenxeichefi,  Voraussetzungen 

ihres  Schutzes  nach  dem  heimathlichen  Rechte. 

Entsch.    vom   28.  April  1893    i.  8.  Americ.   Waltham  Watch  Comp. 

c  Woog  und  Orumbach  {Reime  etc.  Bd.  11  8.  94). 

Waarenzeicheu;     welche     den    Erfordernissen    der    heimathlichen 

Gresetzgebung    entsprechen     und    im    Heimathstaate    geschützt    sind; 
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müssen  in  jedem  anderen  Unionsstaate  zm  Hinterlegung  zugelassen 
und  in  demselben  geschützt  werden. 

Als  Waarenzeichen  (marque  de  commerce)  wird  in  England  jeder 
Name;  jedes  Wort-  oder  andere  Zeichen  verstanden^  welche  von  eng- 
lischen Unterthanen  oder  in  den  Staaten  ihrer  brit.  Majest&t  etablirten 
Fremden  zur  Bezeichnung  von  Produkten  oder  Waaren  verwendet 
werden,  um  deren  Herkunft  von  einer  bestimmten  Person  zu  be- 
zeichnen. 

Seit  1.  Juli  1876  sind  nur  solche  Inhaber  von  Waarenzeichen 
zur  Markenrechtsklage  legitimirt,  welche  ihre  Waarenzeichen  gemSss 
dem  engl.  Gesetze  vom  15.  August  1875  haben  eintragen  lass^i. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  müssen,  gemäss  dem 
Gesetze  vom  3.  März  1881^  die  Waarenzeichen  beim  ,,Patent  Office^ 
hinterlegt  werden. 

Interkantonale  Souverainetätskonflikte  in  Erbschaftssachen.  Mass- 
gebende Gesetzgebung  und  Oerichtsbarkeit  für  Erbschaftsstreitig' 

keiten  bezüglich  Forderungen. 

Entsch.  vom  28.  April  1893  i.  S.  Fässler  {Bevue  etc.  Bd.  11  8.  106). 

Die  bisherige  bundesrechtliche  Praxis  hat  für  die  Erledigung 
interkantonaler  Souverainetätskonflikte  in  Erbschaftssachen  den  Grund- 
satz aufgestellt;  dass;  in  Ermangelung  besonderer  vertragsmässiger 
Beschränkmigeu;  jeder  Kanton  kraft  seiner  Souverainetät  beftigt  sei, 
bezüglich  der  auf  seinem  Territorium  gelegenen  Nachlasssachen  seine 
Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  zur  Geltung  zu  bringen;  sofern  ein 
Nachlass  in  verschiedenen  Kantonen  gelegen  ist  und  ein  Konflikt 
zwischen  den  verschiedenen  kantonalen  Gesetzgebungen  besteht,  seien 
daher  die  Gerichte  jedes  Kantons  bundesrechtlich  zur  Entscheidung 
sich  ergebender  Erbstreitigkeiten  insoweit  kompetent;  als  der  Nachlass 
sich  im  Gebiete  des  betreffenden  ILantons  befindet  (vgl.  darüber  die 
Entsch.  des  Bundesger.  i.  S.  Amstad,  A.  Slg.  Bd.  7  S.  468  u.  £.. 
Erw.  6;  i.  S.  Lüti,  ib.  Bd.  8  8.  199  u.  ff.,  Erw.  6  und  die  dort 
angeführten  Entscheidungen). 

Forderungen;  auch  die  grundversicherten,  gehören  zum  beweg- 
lichen Vermögen.  Handelt  es  sich  um  WerthpapierO;  ^)  bei  welchen 
die  Urkunde  nicht  blosses  Beweismittel,  sondern  Träger,  Verkörperong 
des  Forderungsrechts  ist;  welche  als  körperliche  bewegliche  Sachen 
zu  behandeln  sind;  so  entscheidet  die  Lage  der  Schuldurknnden  die 
FragO;  wo  dieselben  als  gelegen  zu  betrachten  seien.  Bei  anderen 
Guthaben  erscheint  als  massgebend  der  Wohnort  des  Gläubigers,  nicht 
derjenige  des  Schuldners  oder  der  Ort;  wo  das  als  Pfand  haftende 
Grundstück  sich  befindet.  Selbstverständlich  kann  bei  einem  Bechte, 
als  einem  unkörperlichen  DingO;  von  einer  Lage  im  Raum  strenge 
genommen  nicht  gesprochen;  sondern  kann  nur  gesagt  werden,  welches 


1)  In  casu  handelte  es  sich  um  appenz.  Zeddelguthaben. 
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die  für  den  in  Frage  liegenden  Bechtseffekt  massgebende  örtliche 
Beziehung  des  Rechts  sei.  Und  hier  mass  nun  der  Wohnort  des 
Gläubigers  als  massgebend  erachtet  werden.  Wenn  auch  die  betreffenden 
Urkunden  ein  dingliches  Becht  an  dem  verpfändeten  Grundstücke 
beurkunden^  so  steht  doch  in  erster  Linie  nicht  das  Pfandrecht,  son- 
dern die  durch  dasselbe  versicherte  Forderung,  das  durch  die  Haftung 
des  Grundstückes  lediglich  gesicherte  Recht  auf  die  Leistung  des 
Schuldners.  Das  Forderungsrecht  aber  gehört  zum  Vermögen  des 
Gläubigers;  dieser  kann  an  seinem  Wohnorte  über  dasselbe  diirch 
Abtretung  etc.  verfügen.  Rücksichtlich  der  Uebertragung  dieses 
Rechts  durch  Erbgang  u.  s.  w.  müssen  daher  Recht  und  Gerichts- 
barkeit des  Wohnortes  des  Gläubigers  als  massgebend  erachtet  werden. 
Soweit  nicht  die  einzelneu  Yermögensstücke  durch  eine  bestimmte 
Lage  im  Räume  einer  andern  Territorialhoheit  unterworfen  sind,  muss 
die  Territorialhoheit  desjenigen  Staates ,  welchem  der  Berechtigte  für 
seine  Person  untersteht;   auch  auf  dessen  Vermögen  erstreckt  werden. 


Ungarn. 

FreitmUtge  Untertverfung  unter  die  Kompetenz  eines  auslämUschen 

Oeriekts.    Res  jvdicata. 

Wer  eine  Forderung  —  obgleich  in  Form  einer  Widerklage  — 
vor  einem  ausländischen  Gericht  geltend  gemacht  hat,  hat  sich  der 
Kompetenz  dieses  Gerichts  freiwillig  unterworfen  und  wird  durch  das 
hiemach  ergangene  Urtheil  auch  in  dem  Falle  eine  res  jttdicata  ge- 
schaffen,  wenn  zwischen  dem  Inlande  und  dem  betreffenden  Auslande 
hinsichtlicli  der  Rechtshtilfe  keine  Reziprozität  besteht.  (Kurialent- 
Scheidung  Z.  877/92,  Jur.Bl.  1893  8.  283.) 

Ediktalvorladung  in  Ehescheidungasachen, 

Im  Ehescheidungsprozesse  ist  der  unbekannten  Aufenthalts  be- 
findliche, über  Ediktalvorladung  nicht  erschienene  Geklagte  als  in  die 
Ehescheidung  einwilligend  anzusehen.  (Kurialentscheidung  Z.  824/93, 
Jur.Bl,  1898  8.  283.) 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 
1.  Beichsgesetze,  kaiserliche  Yerordnangen  etc. 

Yerordnung,  hetr.    die  Einführung   von  Reichsgesetzen  in 
Helgoland^  vom  24.  Juli  1893  (R.G.B1.  S.  236). 
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Mit  1.  Oktober  1893  treten  auf  der  Insel  Helgoland  die  nach- 
stehenden Reiclisgesetze:  Impfgesetz  vom  8.  April  1874,  Nahrungs- 
mittel- etc.  Gesetze  vom  14.  Mai  1879  bezw.  29.  Juni  1887^  Gesetz 
den  Verkehr  mit  blei-  nnd  zinkhaltigen  Gegenständen  betr.,  vom 
25.  Juni  1887,  Gresetz  betr.  die  Verwendung  gesundheitsschädlicher 
Farben  etc.  vom  5.  Juli  1887  und  Gesetz  betr.  den  Verkehr  mit 
Ersatzmitteln  für  Butter  vom  12.  Juli  1887,  in  Kraft. 

2,  Gesetze  9  Yerordnongen  ete.  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

Preassen« 

Allg.  Verf.  des  JustMin.  vom  22.  April  1893,  betr.  die  im 
Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justiz- 
behörden und  das  Verfahren  bei  Erwirkung  von  Aus- 
lieferungen (Just.M.Bl.  1893  S.  124).  Zur  AUgem.  Verf.  vom 
20.  Mai  1887. 

1.  Alle  Berichte  etc.,  die  Beschleunigung  bedürfen,  sind  als  Eil- 
sache und  bei  Verhaftungen  als  Haftsache  zu  bezeichnen. 

2.  Aenderungen,  welche  nach  Einreichung  eines  Ersuchens  sich 
ergeben,  müssen  sofort  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen  unmittel- 
bar dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zur  Kenntniss  ge- 
bracht werden,  insbesondere  bei  Erledigung  von  Auslieferungsan- 
trägen  durch  Ergreifung  des  Verfolgten  im  Inlande  etc.  In  gleicher 
Weise  ist,  wenn  die  Festnahme  bei  einem  Konsul  oder  einer  aus- 
ländischen Behörde  unmittelbar  beantragt  worden,  auch  diesen  Nach- 
richt zu  geben. 

Bayern. 

Gemeinsch.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des  k. 
Hauses  und  des  Aeussern,  der  Justiz,  und  der  Finanzen  vom  1.  Juli 
1893,  die  im  Auslände  zu  erledigenden  Ersuchschreibeu 
der  Justizbehörden  betreffend  (Just.M.Bl.  8.  227). 

Betrifft  anderweitige  Fassung  der  Bestimmung  in  Ziff.  6  Abs.  4 
Satz  2  und  3  der  Bekanntmachung  bezeichneten  Betr.  vom  28.  No- 
vember 1887  (Zustellung  eines  zum  Zwecke  der  Pfllndung  erlassenen 
gerichtlichen  Zahlungs-  oder  Leistungsverbots  an  den  im  Auslande 
befindlichen  Drittschuldner). 

Sachsen* 

1.  Verordnung  vom  27.  Februar  1893,  betr.  das  Verfahren 
wegen  Abnahme  des  Offenbarungseides  bei  Einziehung 
von  Gerichtskosten  anderer  Bundesstaaten  (Just.M.Bl.  S.  11)> 

2.  Verordnung  vom  8.  April  1893,  betr.  die  Aenderung  der  Ver- 
ordnung über  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchschreiben  der 
Justizbehörden,  hier  Zustellungen  an  Drittschuldner  im  Aaslande 
(Ju8t.M.Bl.  S.  28).     Wie  oben  bei  Württemberg  S.  456. 
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3.  Verordnung  vom  18.  April  1893,  die  Ueb ergäbe  nnd 
Uebernalime  von  Gefangenen  an  der  sKchsisch-öster- 
reichisclien  Grenze  (Ju8t.M.Bl.  8.  30). 

4.  Verordnung  vom  20.  April  1893;  das  Strafregister  beim 
Reichsjustizamte  betr.  (Just.M.Bl.  8.  31).  Wie  oben  S.  455 
„Bayern"  Nr.  8. 

Wfirttembers:* 

Bekanntmachung  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern  vom 
23.  Juni  1893;  betr.  die  Beglaubigung  inländischer  Urkunden 
seitens  der  kaiserlich-russischen  Missionen  (Amtsbl.  des 
k.  württembergischen  Just.M.  8.  41). 

Nachdem  die  kaiserlich-russischen  Gesandtschaften  und  Konsulate 
von  jeder  durch  sie  zu  beglaubigenden  Urkunde  authentische  Ab- 
schriften in  ihren  Archiven  aufzubewahren  haben,  können  solche  Ur- 
kunden nur  dann  beglaubigt  werden,  wenn  der  Gesandtschaft  gleich- 
zeitig eine  zur  Verwahrung  im  Gesandtschaftsarchiv  bestimmte  authen- 
tische Abschrift  (ein  zweites  Exemplar  mit  Originalunterschrift)  der 
Urkunde  vorgelegt  wird. 

Braunschweig. 

Reskript  des  Landgerichtspräsidenten  vom  6.  Mai  1893;  betr. 
die  Zuständigkeit  der  Behörden  bei  Dispensation  von  Ehe- 
hindernissen und  bei  ArrogationeU;  wenn  Behörden  ver- 
schiedener deutscher  8taaten  in  Frage  kommen  (Zeitschr. 
für  Bechtspfl.  im  H.  Braunschweig;  40.  Jahrgang  8.  97).  Bei  Dis- 
pensation von  Ehehindemissen  wird  die  ausschliessliche  Zuständigkeit 
der  Behörden  desjenigen  deutschen  8taates  anerkannt;  in  welchem  die 
betreffende  Person  ihren  privatrechtlichen  Wohnsitz  hat.  Dasselbe 
gilt-  von  der  Zuständigkeit  der  Behörden  bei  Genehmigung  von  Arro- 
gationen;  hiebei  ist  die  Behörde  desjenigen  deutschen  Staates  als  aus- 
schliesslich zuständig  zu  betrachten;  in  welchem  der  Arrogator  seinen 
privatrechtlichen  Wohnsitz  hat.  In  beiden  Fällen  kommt  es  also  auf 
die  Staatsangehörigkeit  der  betheiligten  Personen  nicht  an. 

II.  Auswärtige  Staaten. 

Belfften. 

Gesetz  vom  S.Juli  1893;  betr.  die  Bestrafung  des  Sklaven- 
handels (Deutsch.  Kolouialblatt  1893  8.  387). 

Ein  Belgier;  welcher  ausserhalb  des  Königreichs  Belgien  eine 
der  in  dem  Gesetze  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  begeht;  kann, 
wenn  er  in  Belgien  angetroffen  wird,  verfolgt  werden,  wenngleich  der 
belgischen  Behörde  eine  Klage  oder  amtliche  Anzeige  von  der  fremden 
Behörde  nicht  zugegangen  ist. 

Ein  Fremder,  welcher  der  Theilnahme  an  der  strafbaren  Hand- 
lung verdächtig  ist,  kanu;  wenn  er  in  Belgien  angetroffen  wird,   dort 
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verfolgt  werden  zugleich  mit  dem  angeschuldigten  Belgier   oder   nach 
dessen  Verurtheilnng  (Art.  7  des  Q^etzes). 

Brasilien. 

Gesetz  vom  11.  November  1892,  betr.  die  Küstenschiffahrt 
(D.  H.A.  1893  I  8.  92  f.). 

Bulgarien. 

Markenschutzgesetz  vom  15./27.  Dezember  1892  (Bulg. 
Amtszeitung  Nr.  16  vom  22.  Januar/3.  Februar  1898,  D.  H.A.  18931 
8.  211  ff.). 

Ausländer,  welche  sich  das  Becht  zur  Führung  von  Marken, 
die  ihre  Erzeugnisse  ausserhalb  Bulgariens  tragen,  wahren  wollen^ 
haben  hicbei  denselben  Vorgang  zu  beachten,  wie  die  Bulgaren,  und 
auch  die  gleiche  Gebühr  zu  entrichten.  Ihre  bezüglichen  Gesuche 
haben  sie  an  die  Bezirkspräfektur  von  8ofia  zu  richten.  Dies^  Hecht 
kann  indessen  den  Angehörigen  jener  Staaten  verweigert  werden, 
welche  ihrerseits  das  gleiche  Recht  den  bulgarischen  Kaufleuten  und 
Industriellen  nicht  zuerkennen  (Art.  12  des  Gesetzes). 

Guatemala« 

Gesetz  vom  19.  April  1893,  Eechtsstellung  ausländischer 
Gesellschaften  und  Vertretungen  derselben  in  Guatemala 
betr.  (D.  H.A.  1893  I  8.  880). 

Gesellschaften,  die  im  Auslande  gesetzmässig  gebildet  sind^  können 
sich  mit  vorheriger  Einwilligung  der  vollziehenden  Gewalt  in  der 
Republik  niederlassen  oder  dort  Agenturen  und  Filialen  errichten, 
falls  sie  sich  hinsichtlich  ihrer  Niederlassung  im  Lande  und  ihrer  ge- 
schäftlichen Thätigkeit  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  sowie 
der  Rechtsprechung  der  Gerichte  des  Landes  unterwerfen. 

Konipoipebiet« 

Gesetz  über  Staatsangehörigkeit  s.  Journal  du  droü  bU^m. 
etc.  p.  Clunet  tom.  20  p.  248. 

SS^cliweiz. 

A.  Bundesgesetzgebung. 

1.  Bundesgesetz  vom  22.  März  1893  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  (Eidg.  amtl.  81g.  N.  F.  Bd.  13  8.  455).  Das 
Gesetz  tritt  mit  1.  Oktober  1893  in  Kraft.  Durch  dasselbe  sind 
alle  widersprechenden  Bestimmungen  früherer  Gesetze  und  Verord- 
nungen aufgehoben,  insbesondere  das  Bundesgesetz  über  die  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874. 

Ueber  Einsprachen  gegen  Auslieferungsbegehren  fremder  Staaten 
entscheidet  das  Bundesgericht  nach  wie  vor  auf  Grund  des  Bundesge- 
setzes,  betr.  die  Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande  vom  22.  Jannar 
1892,  nach  Massgabe  der  Art.  23  und  24  dieses  Gesetzes  (Art.  181). 
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2.  BnndesgesetZ;  enthaltend  Abändernngen  &nm  Bundesge- 
setz  vom  29.  Jnni  1888,  betr.  die  ErfindnngBpatente,  vom 
23.  MSns  1893  (Eidg.  amtl.  Big.  N.  F.  Bd.  13  S.  523);  mit  1.  August 
1898  in  Kraft  getreten. 

Yollaiehnngsverordnnng  zum  Bandesgesetze  vom  29.  Juni  1888, 
betr.  die  Erfindungspatente,  rev.  am  23.  März  1893;  vom  21.  Juli 
1893  (Eidg.  amtl.  81g.  Bd.  13  8.  527). 

Ansl&ndische  Patentgesuche  sind  durch  Yermittelung  von  in  der 
Schweiz  domizilirten  Vertretern,  welchen  von  den  Erfindern  oder 
ihren  Beehtsnachfolgem  die  bezügliche  Vollmacht  ertheilt  worden  ist; 
einzureichen.  Gehen  die  Patentgesuche  von  Kechtsnachfolgem  der 
Erfinder  aos;  so  müssen  die  ihre  Bechtsansprliche  beweisenden  Doku- 
mente beigelegt  werden. 

B.  Kantonalgesetzgebung    (vgl.  Näheres  Zeitschrift  für  schweize- 
risches Becht  Bd.  34  N.  F.  Bd.  12  8.  333  ff.). 

Kanton  Tessin. 

Gesetz  vom  5.  Dezember  1892.  betr.  die  Revision  des  Ge- 
richts Organisationsgesetzes. 

Gerichtseintheilung:  1.  Friedensgerichte.  2.  Gerichte  erster  In- 
stanz :  für  die  Bezirke  Bellinzona  und  Biviera  zusammen  eines  und  in 
jedem  der  andern  sechs  Bezirke  eines.  Kompetenz  in  Zivil-  und 
Strafsachen.  3.  Appellationsgericht;  zweite  Instanz  für  Zivil-  und 
Strafsachen. 

Kanton  Genf. 

Loi  (du  Or.  Cona,  du  c  de  Oeneve)  madifiant  la  loi  du  21.  Oe- 
tcibre  1885  sur  Iq  naiuraliaation  genevoise  et  la  renonciation 
ä  la  nationaliti  gendvoiae,  du  20.  Janvier  1892  {Bec.  des  Laie, 
LXXVm  p.  25,  56). 

Betrifft  Erleichterung  der  Erlangung  des  Bürgerrechts  für  im 
KAuton  geborene  Fremde  und  Schweizer  durch  Herabsetzung  der  Gre- 
bühren,  ausserdem  Bestimmungen  über  Wiederaufnahme  von  Wittwen, 
die  seiuerzeit  durch  Heirath  ihr  Genfer  Bürgerrecht  verloren  haben, 
und  deren  Kindern. 

Kanton  Uri. 

V or m undschaftsgesetz  (der  Landesgemeinde  des  K.  Uri)  vom 
1.  Mai  1892  (Landb.  V  8.  29  ff.). 

Vormundschaftsbehörden:  Zunächst  der  Gtemeinderath  des 
Heimathsortes;  der  des  Wohnortes  kann  die  Vormundschaft  über- 
nehmen, wenn  sie  ihm  die  Heimathbehörde  abtreten  will,  doch  soll  er 
bei  Todesftllen  u.  dgl.  in  seiner  Gemeinde  die  vorläufigen  Anordnungen 
treffen  und  bei  der  Heimathsgemeinde  nöthig  werdende  Vormund- 
schaftsbestellnngen  anregen.  Alle  vormundschaftlichen  Geschäfte  können 
an  den  Begierungsrath  rekurrirt  werden  und  zwar  vom  Vormund  oder 
Tom   Waisenamt  oder  vom  Mündel    oder  von    dessen    steuerpflichtiger 
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oder  erbberechtigter  Verwandtschaft.     Anstände  über   Bechtsgültigkeit 
eines  Geschäftes  entscheidet  das  Gericht. 

Kanton  St.  Gallen. 

Vollzugsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  K.  St.  Gallen)  vom 
20.  Juni  1892  zu  dem  Gesetze  über  das  Vormundschaftswesen  yom 
1.  Juli  1888  (6.S.  N.  F.  Bd.  6  S.  189  ff.). 

Kanton  Appenzell-Innerrhoden. 

Zivilprozessordnung  (des  Gr.-Raths  des  K.  Appenzell-Lmerrhoden) 
für  den  Kanton  Appenzell-Innerrhoden,  vom  10.  März  1892. 

Ausser  dem  Gerichtsstande  des  Wohnortes  kennt  das  G^tz 
den  für  Injurienklagen  am  Orte  der  Begangenschaft;  das  forum  m 
sitae  für  dingliche  und  Besitzklagen;  das  forum  für  Streitigkeiten 
über  eine  noch  unvertheilte  Erbschaft  am  letzten  Wohnorte  des  Erb- 
lassers; ftlr  Vaterschaftsklagen  am  Orte  der  Schwängerung;  für  Streitig- 
keiten in  Vormundschaftssachen  am  Wohnort  des  Bevormundeten;  ^ 
Schadensersatzklagen  aus  ungefertigtem  Arreste  am  Wohnort  des  Be- 
klagten oder  am  Betreibungsorte  (nach  Wahl  des  Klägers)  ;  für  Wider- 
klagen am  Gerichte  der  Hauptklage^  doch  sind  Widerklagen  nur  zu- 
lässig, wenn  sie  schon  beim  Vermittleramt  anhängig  gemacht  sind  und 
sich  auf  das  gleiche  Geschäft  wie  die  Hauptklage  beziehen. 

Tunis. 

Gesetz  vom  5.  Schaual  1306  (S.Juni  1889),  betr.  die  Fabrik- 
und  Handelszeichen  (D.  H.A.  1898  I  S.  250 ff.). 

Ausländer,  welche  innerhalb  der  Begentschaft  industrielle 
Anlagen  oder  Handelshäuser  besitzen  oder  Landwirthschaft  betreiben, 
geniessen  für  die  Erzeugnisse  ihrer  Anstalten  die  Wohlthaten  des 
Gesetzes,  sofern  sie  die  darin  vorgeschriebenen  Formalitäten  erfüllen 
(Art.  12  des  Gesetzes). 


Internationale  Verträge. 

1.  Handelsvertrag  zwischen  Oesterreich -Ungarn  und 
Serbien  vom  9.  Augnst/28.  Juli  1892  mit  Schlussprotokoll  vom 
gleichen  Tage  (Oest.  R.G.B1.  XXIX  St.  S.  297  ff.),  an  Stelle  des 
Handelsvertrags  vom  6.  Mai/24.  April  1881  seit  1.  Juli/18.Juni  1893 
in  Kraft  und  bis  81.  Dezember/ 19.  Dezember  1903  in  Geltung. 

Nach  Art.  II  sind  die  Angehörigen  jedes  der  vertragschliessenden 
Theile  gegenseitig  in  dem  Gebiete  des  anderen  im  gleichen  Masse 
wie  die  einheimischen  und  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nation  unter  Anderem  befugt,  bewegliche  und  unbewegliche  Güter  zn 
erwerben,  darüber  durch  Kechtsgeschäfte  jeder  Art  zu  verfügen,  die- 
selben insbesondere  zu  verkaufen  und  zu  vererben,  ohne  hiezu  einer 
besonderen  Autorisation  oder  Genehmigung  der  Landesbehönlen  zu  be- 
dürfen. Die  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden  TheUe 
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bestehenden  8tiilangen;  Korporationen,  Vereine  und  überhaupt  alle 
jnristischen  Personen,  mit  Ausnahme  der  Handelsgesellschaften  und 
Versicherungsanstalten,  können  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles 
unbewegliches  Vermögen,  sei  es  in  entgeltlicher  oder  unentgeltlicher 
Weise  erwerben. 

Nach  Art.  XIV  Ziff.  1  geniessen  die  Angehörigen  des  einen  der 
vertragschliessenden  Theile  in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug 
auf  den  Schutz  yon  Erfindungen,  Mustern  und  Modelleu,  von  Handels- 
und Pabriksmarken,  von  Finnen  und  Namen  dieselben  Rechte  wie 
die  eigenen  Angehörigen.  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Verein- 
barung sind  gleichgestellt  andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten 
des  einen  der  vertragschliessenden  Theile  ihren  Wohnsitz  oder  ihre 
Hauptniederlassung  haben. 

Nach  Ziff.  2  haben  die  Angehörigen  des  einen  vertragschliessenden 
Theiles,  welche  sich  das  Alleinrecht  an  einer  Marke,  einem  Muster 
oder  Modell  in  den  Grebieten  des  anderen  Theiles  sichern  wollen,  die 
zu  diesem  Behufe  von  der  Gesetzgebung  des  letzteren  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  zu  erfüllen;  insbesondere  müssen  sie  ihre  Marken, 
Muster  oder  Modelle,  gemäss  der  bestehenden  Vorschriften  in  Serbien 
beim  Handelsgerichte  in  Belgrad,  in  Oesterreich- Ungarn  bei  den 
Handels-  und  Crewerbekammern  in  Wien  für  die  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder,  und  in  Budapest  für  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  hinterlegen. 

Im  Schlussprotokoll  ist  zu  Art.  II  dos  Handelsvertrages  u.  A. 
bestimmt:  Die  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  (mit  Inbegriff  der  Versicherungsgesellschaften  jeder  Art\ 
welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliessenden  Theile 
rechtlich  bestehen^  werden  gegen  Befolgung  der  diesbezüglich  im  an- 
deren Grebiete  geltenden  Gesetze  und  Vorschriften  auch  dort  alle  ihre 
Rechte,  auch  dasjenige  der  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Glicht  aus- 
üben können. 

2.  Viehseuchen- Uebereinkommen  zwischen  Oesterreich - 
Ungarn  und  Serbien  vom  9.  August/28.  Juli  1892  nebst  Schluss- 
protokoll V.  gl.  T.  (Oest.  R.G.B.  XXX  St,  S.  377  ff.). 

3.  HandelsUbereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Rumänien 
vom  29.  März  1893,  (Schweiz.  Bundesbl.  IH  S.  422),  seit  13.  Mai 
(1.  Mai)  1893  in  Kraft. 

4.  Markenschutz -Konvention  vom  28.  Januar  1893,  zwischen 
Oesterreich-Ongarn  und  Rumänien  (Oest.  R.G.B1.  1893  Nr.  121 
S.  413). 

5.  Erklärung  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Schweden- 
Norwegen  vom  25.  April  1892,  betr.  die  Aenderung  des  Art.  6  des 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  vom  3.  November  1873  (Oest. 
R.G.BI.  1893  Nr.  122  S.  417).  Meistbegünstigungsklausel  für  die 
gegenseitigen  Handlungsreisenden  rttcksichtlich  der  Besteuerung. 

6.  Die  Regierung  der  Republik  Liberia  hat  ihren  Beitritt  zu  den 
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Bestimmungen  der  Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26.  Fe- 
bruar 1885  und  der  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklayereikonferenz 
vom  2.  Juli  1890  (Zeitschr.  Bd.  II  S.  426  f.)  erklärt  (Deutsch.  Beichs- 
anzeiger  vom  20.  März  1893). 

7.  Konsularvertrag  zwischen  Deutschland  und  Serbien. 
Die  Kündigung  des  Konsularvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  Serbien  vom  6.  Januar  1883  (s.  Zeitschr.  Bd.  II  S.  632)  ist 
serbischerseits  zurückgenommen  worden  und  wird  hienach  seitens  der 
beiderseitigen  Kegierungen  als  nicht  geschehen  betrachtet  (D.  ELA. 
1893  I  S.  289). 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

I.  Zu  Folge  kab.  Verordnung  vom  8.  November  1892  (R.6.BL 
S.  1037)  ist  das  Qesetz^  betreffend  die  Eheschliessung 
und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  von  Seichs- 
angehörigen im  Auslande;  vom  4.  Mai  1870  (Bundes-Oes.Bl. 
S.  599)  für  das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  bezüglich  aller 
Personen^  welche  nicht  Eingeborene  sind,  am  1.  Januar  1893  in  Kraft 
getreten.  Der  Kommissar  des  südwestafrikanischen  Schutzgebiets  be- 
stimmt,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Reichskanzlers^  wer  als 
Eingeborener  im  Sinne  der  Verordnung  anzusehen  ist. 

n.  Kais.  Verordnung  vom  28.  November  1892,  betreffend  das 
Schürfen  im  Schutzgebiete  von  Kamerun  (B.G.B1.  S.  1045). 
EEierdurch  sind  die  nach  §  1  der  Verordnung  vom  2.  Juli  1888  für 
das  Schutzgebiet  von  Kamerun  bezüglich  der  bergrechtlichen  Verhält- 
nisse bisher  massgebenden  Bestimmungen  für  das  gedachte  Schutz- 
gebiet aufgehoben. 

m*  Kais.  Verordnung  vom  2.  April  1893;  betr.  das  Aufgebot 
von  Landansprüchen  im  südwestafrikanischen  Schutzge- 
biet (R.6.BL  S.  143  ff.);  enthält  in  12  Paragraphen  die  Vorschriften 
für  die  Erlassung  des  öffentlichen  Au%eboteS;  welches  zur  Feststel- 
lung der  Ansprüche  aus  Verträgen  über  den  Erwerb  von  Ghrundeigen- 
thum,  die  vor  dem  Erlass  der  Verfügung  des  kais.  Kommissars  vom 
1.  Oktober  1888^  sowie  aus  Pachtverträgen^  die  vor  dem  Erlass  der 
Verfügung  des  stellvertretenden  kais.  Kommissars  vom  1.  Mai  1892 
rechtsgültig  abgeschlossen  worden  sind;  stattzufinden  hat. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Betreffend   die  Staatsangehörigkeit    der    in  Frank- 
reich   geborenen  Kinder    einer    in    Frankreich    geborenen 
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Matter)  veröffentlicht  der  schweizerische  Bundesrath  mit  Kreisschrei- 
ben vom  28.  Juli  1893  an  die  eidgen.  Stände  (Schweiz.  Bundesbl. 
1893  m.  S.  848)  n.  a.  Folgendes: 

^Das  französische  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  stellte  insbesondere 
den  Grundsatz  auf;  dass  das  in  Frankreich  geborene  Kind  eines  selbst 
in  Frankreich  geborenen  Ausländers  unwiderruflich  Franzose  ist  und 
nicht  die  Möglichkeit  besitzt^  für  die  ausländische  Staatsangehörigkeit 
Beines  Vaters  zu  optiren.  Der  französische  Kassationshof  hat  mit 
Entscheid  vom  7.  Dezember  1891  festgestellt,  dass  die  Worte  ^ein 
Ausländer"  sich  ebensogut  auf  die  Mutter  als  auf  den  Vater  beziehen, 
und  hat  erklärt,  ein  in  Frankreich  geborenes  Kind  eines  ausserhalb 
Frankreichs  geborenen  ausländischen  Vaters  und  einer  in  Frankreich 
geborenen  Mutter  sei  unwiderruflich  Franzose  und  könne  nicht  für 
eine  andere  Staatsangehörigkeit  optiren. 

Mehrere  europäische  Regierungen  haben  mit  der  schweizerischen 
Einsprache  dagegen  erhoben,  dass  die  vom  Kassationshofe  aufgestellte 
Theorie  durch  die  Verwaltungsbehörden  in  Anwendung  gebracht  werde. 
Unterm  12.  November  vorigen  Jahrs  hat  die  französische  Regierung 
einen  Gesetzentwurf  vorgelegt ;  der  unsem  Vorstellungen  Rechnung 
trug ;  aber  das  Parlament  hat  ein  vermittelndes  System  zum  Gresetz 
erhoben.  Dieses  Gesetz  wurde  vom  Präsidenten  der  Republik  unterm 
22.  Juli  1898  erlassen.  Nach  demselben  wird  für  den  Fall,  dass 
der  Vater  in  Frankreich  geboren  ist,  der  frühere  Grundsatz,  dass 
das  Kind  die  französische  Staatsangehörigkeit  besitze,  ohne  fUr  eine 
andere  optiren  zu  können,  beibehalten;  wenn  die  Mutter  in  Frank- 
reich geboren  ist,  so  sind  die  in  Frankreich  geborenen  Kinder  Fran- 
zosen, können  jedoch  zwischen  ihrem  21.  und  22.  Jahre  ÜXr  die 
Nationalität  des  Vaters  optiren.  Dieser  letztern  Bestimmung  wurde 
in  dem  Sinne  rückwirkende  Kraft  beigelegt,  dass  alle  in  Frankreich 
geborenen  Kinder  einer  in  Frankreich  geborenen  Mutter,  wie  alt 
diese  Kinder  auch  jetzt  sind  und  wo  sie  sich  auch  gegen- 
wärtig aufhalten,  unwiderruflich  Franzosen  sind,  falls  sie  nicht 
binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  des  Erlasses  des  neuen  Ge- 
setzes an  gerechnet,  die  französische  Staatsangehörigkeit  aus- 
schlagen. —  —  — ^ 

2.  (Einziehung  von  Gerichtskosten-Rückständen 
von  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs  wohnenden  Zah- 
lungspflichtigen). Das  Auswärtige  Amt  in  Berlin  hat  mit  Rück- 
siebt auf  die  nicht  unerheblichen  Bemühungen,  welche  durch  solche 
Angelegenheiten  demselben  erwachsen,  und  die  häufige  Erfolglosigkeit 
der  bezüglichen  Schritte  dem  horzogl.  braunschw.  Staatsministerium 
anheimgegeben,  den  Gerichten  zu  empfehlen,  künftighin  durch  Einfor- 
derung ausreichender  Kosten  Vorschüsse,  die  Deckung  der  zu  erwar- 
tenden Gebühren-  und  Auslagenfordenmgen  rechtzeitig  sicherzustellen. 
Die  Gerichte  wurden  deshalb  angewiesen,  Ausländern  gegenüber  von 
den  in  §  97  Abs.  2  des  Gerichtskostengesetzes  und  in  §  14  des  Ges. 
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Nr. 40  vom  11.  Juli  1879  yorgesehenen  Befugniss  Gebrauch  zu  machen. 
(Zeitschr.  f.  Rechtßpfl.  im  Herz.  Brauuschweig  1893  8.  51.) 


Literaturberichte. 

a)  Bfieheranseli^ii. 

Im  WeMCn  Otto  F^reihm  von^  Erueuter  Nothruf  nach  einer  Berufungsinstanz 
in  Strafkanmiersachen.    Grieben's  Verlag  in  Leipzig. 

Der  Verfasser  beabsichtigt  durch  die  Darstellung  eines  Falls,  in  welchem 
ein  junger  Lehrer  wegen  eines  Verbrechens  wider  die  Sittlichkeit,  begangen  an 
einem  10  Jahre  alten  Bchulmadchen,  unschuldig  verurtheilt  worden  sein  soll, 
einen  Beleg  für  die  Nothwendigkeit  der  Abänderung  der  Strafprozessordnung, 
insbesondere  der  Einführung  der  Berufung  in  Strafkammersachen  zu  liefern.  Ob 
in  diesem  Falle  ein  sc^nannter  Justizmord  vorliegt,  mag  dahingestellt  bleibeni; 
denn  dies  auf  Grund  des  in  der  Broschüre  umfassend  gegebenen  Sachverhalts  zu 
entscheiden,  dürfte  Bedenken  unterliegen,  da  der  Verfasser,  ein  früherer  Bich- 
ter,  selbst  viele  Erhebungen  gepflogen  hat   und  nicht  beurtheilt  weiden  kann, 
welchen  Einfluss  auf   die  Darstellung  des   Falls  die  Ueberzeugung  des  Ver- 
fassers von  der  Unschuld  des  Verurmeilten  gehabt  hat    Liteiessant  aber  \9i 
der   dargestellte  Strafrcchtsfall  und  die  Gründe,   die  für  Einführung  der  Be- 
rufung angeführt  worden,  sind  der  Beachtung  werth.    Der  Gedankengang  des 
Verf.    ist  folgender:    Das   Zweckentsprechende    des  Untersuchungsverfahiens 
bietet  die  einzige  sachliche  Garantie  für  Ermittlung  der  Wahrheit;  an  solcher 
Ermittlung  er&ut  und  kraftigt  sich  das  Bcchtsbewusstsein  des  Volkes;   wird 
die  Ermittlung   aber  fragwüraig  und  zweifelhaft,    dann    leidet   das   Bechts- 
bewusstsein   im  Volke  einen  Schaden;   die   dermaligen  strafprozessualen  Vor- 
schriften sind,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  nicht  geeignet,  eine  Garantie  für 
Ermittlung    der  Wahrheit  zu  bieten.    Abgesehen    von   den    ^anz    einfachen 
Sachen  giebt  es  für  Ergründung  und  Klarstellung  der  Wahrheit  nicht«  Unge- 
eigneteres und  den  Erfolg  naturgemass  von  vornherein  Geföhrdenderes  als  eine 
Beweisaufnahme  vor  in  öffentlidier  Sitzung  versanmieltem  Gerichtshofe.    Zwi- 
schen dem  Untersuchungsrichter  und  den  Acugen,  sowie  dem  Angeschuldi^n 
entwickelt   sich  ein   gegenseitiges  Vertrauen;   der  Angeschuldigte   entschhesst 
sich  nach  und  nach  zu  einer  rückhaltloseren  Aussage,  welche  zugleich  klareren 
Blick  in  sein  Inneres,  sowie  in  den  ganzen  Zusammenhang  des  Falls  gestattet; 
die  Zeugen  überwinden  gegenüber  dem  Untersuchungsrichter  viel  rascher  nnd 
leichter  die  ihnen  angeborene  Scheu  vor  einer  rückhaltslosen  Aussage  vor  Ge- 
richt.   In  öffentlicher  Sitzung  einer  Strafkammer  fällt  die   gegenseitige  Ver- 
trauensstellung natursemäss  weg;    Zeugen   und  Angeklagter   stehen  zumeist 
unter  dem  verwirrenden    und   die  Unt^fangcnheit  mehr   oder  weniger  beein- 
trächtigenden Einflüsse   der  öffentlichen  Ausstellung.    Auch  für  den  Richter 
ist  es  eine  schwierige  Aufgabe  eine  verwickeitere  Untersuchung    ohne  schrift- 
liche,   wörtliche,  nachschhigbare  Unterlage  in   öffentlicher  Sitzung  durchzu- 
führen, dass  dieselbe   ds  lückenlose  Basis   für  Begründung  eines   unanfecht- 
baren Rechtsspruchs  dienen  könne ;  auch  die  Richter  bleiben  Menschen,  unter- 
worfen dem  zeitweiligen  Versagen  der  geistigen  oder  körperlichen  Spannkraft 
In  verwickeiteren  Fulen  kann  daher  nur  eine  schriftlich  fixirte  und  den  Vor- 
gang   mit   den    begleitenden    Umständen    erschöpfende  Voruntersuchung  als 
Grundlage  für  ein  sachgemässes  Urtheil   anerkannt   werden.    Sodann  ist  die 
Einfühnmg  der  Berufung  die  einzige  Garantie  einer  radikalen  Besserung.   Bei 
den  leichteren  schöffengerichtlichen  Straffällen   haben   wir  die  Berufung;  wie 
es  sich  vom  kriminalrechtlichen  Standpunkte  aus  bei  den  schwereren  landge- 
richtlichen Fällen  rechtfertigen   lassen  sollte,   dass   hier  die  Berufung  ausge- 
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Bchlomen  bleibe,  ist  bei  der  doch  auch  den  Bichtern  dieser  Instanz  anhaften- 
den menschlichen  Schwäche  unerfindlich.  Wie  die  menschliche  Natur  nun 
einmal  unabänderlich  ist  und  im  Grossen  und  Ganzen  bleiben  wird,  müssen 
an  einen  inappellabelen  Bichterstand  die  Versuchimgen  des  ünfehlbarkeits- 
nnd  Unverantwortlichkeitsbewusstseins  je  nach  den  einzelnen  Persönlichkeiten 
in  bedenklicheren  Folsewirkimgen  immer  wieder  herantreten ;  den  Strafkammer- 
richtem  ist  eine  so  einschneidende  Machtvollkommenheit  und  mit  der  mensch- 
lichen Unvollkommenheit  unvereinbare  Unfehlbarkeit  beigelegt,  wie  solche  in 
unser  modernes  Staatsleben,  wo  selbst  der  höchste  Staatsbeamte  sich  der  Ver- 
antwortlichkeit vor  der  Landesvertretung  nicht  entziehen  kann,  nicht  hinein- 
passen wilL  Durch  Einführung  der  Berufung  wird  grössere  Sicherstellung  der 
Strafrechtspflege,  sowie  Befestigung  und  Heoung  des  Ansehens  des  Biäter- 
stands  herbeigeführt.  FinanzieUe  Rücksichten  dürfen  gegenüber  der  ewigen 
Wahrheit:  „Gerechtigkeit  erhöhet  ein  Volk*'  nicht  massgebend  werden. 

Schmidt 

2m  Einige  Varachiäge  zur  Mefarm  der  Sirafgeseizgebung  v^n  einetn 
SehöffenaeriehisvarMizenden.   Verlag  von  Otto  Wigand  in  Leipzig. 

Ein  BicAter,  der  seit  12  Jahren  Schönengerichts  Vorsitzender  ist,  hat  es 
unternommen,  eine  Beihe  von  Missstanden,  die  sich  nach  seiner  Anschauung 
in  der  Strafrechtspflege  ergeben  haben,  zu  besprechen  und  Abänderungsvor- 
schläge zu  machen.  Dass  dem  Verfasser  eine  reiche  Erfahrung  zur  Seite  steht 
und  dass  er  nicht  in  schablonenhafter  Weise  seines  Amtes  waltet,  sondern 
hiebei  psychologische  Studien  darüber  anstellt,  welche  Gründe  den  Angeklag- 
ten zur  Begehung  der  strafbaren  Handlung  veranlassten  und  wie  dessen  Bes- 
serung zu  bewirken  und  ein  Bückfall  zu  verhüten  ist,  beweist  diese  Broschüre. 
Wenn  nicht  alle  Beformvorschläge  unseren  Beifall  finden,  so  erklärt  sich  dies 
daraus,  dass  der  Verfasser  ideale  Zustände  herbeiführen  will,  dass  wir  aber 
auf  realem  Boden  stehen,  den  gegebenen  menschlichen  Verhältnissen  Rech- 
nung tragen  und  von  der  Erwägung  ausgehen,  ob  so  tief  einschneidende  Umän- 
derungen der  Strafgesetzgebung  auch  Aussicht  haben,  die  Zustimmung  der  ge- 
setzgebenden Faktoren  zu  erlangen. 

Mit  Becht  stellt  der  Verfasser  an  die  Spitze  seiner  Erörterung  die  Strafe 
des  Bückfalls;  allgemein  anerkannt  wird,  dass  kräftigere  straf  gesetzliche  Mittel 
zur  Unterdrückung  des  Bückfalls  nothwendig  sind;  allein  die  vorgeschlagenen 
Abänderungen  erscheinen  zu  komplizirt  und  fallen  in  das  andere  Extrem  der 
allzugroesen  Härte;  auch  würde  die  als  Nebenstrafe  proponirte  Verbannung, 
abgesehen  von  der  Frage,  ob  diese  Strafe  prinzipiell  zu  empfehlen  ist,  bei  den 
in  Deutschland  vorhandenen  Zuständen  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
stossenu  Daeegen  begrüssen  wir  mit  Freuden  den  Vorschlag,  die  Vermögens- 
busse bei  ulen  Strafthaten  für  zulässig  zu  erklären  und  wird  die  geringe 
Mehrbelastung  der  Strafgerichte  reichhch  durch  die  Entlastung  der  Zivu- 
gerichte  au^ewogen.  Bezüglich  der  jugendlichen  Verbrecher  wünscht  der  Ver- 
fasser eine  Alter^renze  von  14  Jahren  für  Vergehen  und  Uebertretungen, 
dagi^;en  von  12  «fahren  für  Verbrechen  imd  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Forst-  und  Feldstrafgesetze;  die  hiefür  angeführten  Gründe  sind  durchschla- 
gend; gleiches  gilt  för  den  Zusatz  zu  §  73  des  StGB.,  wonach  diese  Bestim- 
mung such  Platz  zu  greifen  hat,  wenn  eine  strafbare  Handlung  nur  das  Mittel 
zu  einer  anderen  war.  Auf  die  Abänderungsvorschläge  bezüglich  der  einzelnen 
Strafthaten  näher  einzugehen,  würde  die  uns  gesetzte  Grenze  überschreiten; 
nur  Einzelnes  soll  hervorgehoben  werden:  Sehr  richtig  schildert  der  Verfasser 
die  beklagenswerthe  Eradieinung  der  professionsmässigen  Bettelei  und  deren 
Folgen,  deseleichen  die  bezüglich  des  Vergehens  der  Beleidigung  zu  Tage 
eetretenen  Missstände,  namentuch  die  Folgen  der  Bestimmung  des  §  193  über 
Wahrnehmung  berechtigter  Interessen;  auch  die  Vorschläge  über  Bestrafung 
des  Ehebruchs  verdienen  Beachtung,  dagegen  wird  sich  eine  Beschränkung 
des  §  247  auf  Ehegatten  und  Bluts-  oder  Adoptiwerwandten  auf-  und  aln 
steigender  Linie  nicht  empfehlen. 
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Bezüglich  der  Strafprozeseordnung  tadelt  der  Verfasser  mit  Hecht ,  da» 
zu  viel  Eide  geleistet  werden;  allein  es  fragt  sich,  ob  die  yorgeschlagene  prin- 
zipielle Nichtbeeidigun^  sammtlicher  Zeusen  dem  Volksbewusstsein  entspricht 
und  genügende  Bürgschaft  für  die  Wahrheit  der  Aussage  bietet;  unter  allen 
Umstanden  müsste  auch  die  falsche  unbeeidigte  Zeugenaussage  unter  Strafe 
gestellt  werden.  Vernehmung  der  Zeugen  auf  Handeelübde  in  den  schöffen- 
gerichtlichen  Sachen,  wie  es  früher  in  Bayern  gesetzlidie  Vorschrift  war,  würde 
die  Zahl  der  Eide  sehr  mindern.  Protokollirung  der  Zeugenaussagen  ist  ein 
dringendes  Bedürfniss ;  allein  die  sammtlichen  Aussagen  niederzuschreiben  und 
zu  verlesen  ist  ein  Din^  der  Unmöglichkeit;  an  Gerichten  mit  eröflserer  Ge- 
schäftsaufgabe würden  oie  Sitzungen  abgesehen  von  der  Langeweile,  die  dnrdi 
das  Verlesen  entstehen  würde,  sehr  zeitraubend  sein  und  in  Folge  dessen  das 
Bichterpersonal  erheblich  vermehrt  werden  müssen,  stenographiekundige  Ge- 
richtsscnreiber  sind  genügend.    Mit  Aufhebung  der  Berufmic  gegen  schÖffen- 

gerichtliche  Urtheile  Können  wir  uns  nicht  beneunden;  im  G^entheil   findet 
ie  Anschauung,  dass  auch  gegen  landgerichtliche  Urtheile  Berufung  gestattet 
sein  soll,  immer  mehr  Anhänger. 

Bezüglich  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  entsprechen  die  voigeschlagmen 
Aenderungen  der  Zuständigkeit,  erweiterte  Kompetenz  der  Schöffengerichte 
und  Beschränkung  der  Kompetenz  der  Schwurgerichte,  insbesondere  Verwei- 
sung des  Meineids  an  die  Strafkammer  einem  allgemeinen  Wunsche  der  Ju- 
risten. Dagegen  wird  eine  Bezahlung  der  Geschwornen  und  Schöffen  — 5M. 
für  den  Tag  —  die  Stellung  und  das  Ansehen  dieser  Laienrichter  erheblich 
beeinträchtigen.  Auf  die  vom  Verfasser  bejahte  Frage,  ob  auch  bei  den  Land- 
gerichten das  Laienrichteramt  einzuführen  sei,  wollen  wir  nicht  eingehen,  da 
dieselbe  bei  Bcrathung  des  G^richtsverfassungsgesetzes  in  der  ein^iendsten 
Weise  erörtert  und  erwogen  wurde. 

Wenn  wir  hlenach  nicht  wünschen  können,  dass  alle  Beformvorschläge 
des  Verfassers  zum  Gesetze  erhoben  werden,  so  enthält  doch  die  Broschüre 
sehr  schätzenswerthes  Material  für  die  gesetzgebenden  Faktoren  bei  der  un- 
abweisbaren Aenderung  der  Strafgesetzgebung.  Schmidt, 

3.  JE,  L.  JPeUegrinOf  VAmort  nd  BiriUo.  Messina^  Tipografia  delT  Ejpoca, 
1893. 

„Die  Liebe  im  Rechtsleben"  betitelt  PeUegrino  eine  124  Seiten  starke 
bei  Soja  e  Anastasi  in  Messina  erschienene  Broschüre. 

Li  der  einleitenden  Widmung  an  Aw.  L.  Granata  bezeichnet  Verfasser 
die  Liebe  am  Ende  des  Jahrhunderts  als:  ,.die  Frage  des  Herzens  neben  der 
Magenfrage*'  und  beklagt  eine  zweifache  Sklaverei  der  Frauen,  in  den  höheren 
Klassen  die  des  Ehebruchs,  in  den  niederen  der  Prostitution,  in  beiden  FlUen 
würden  die  Frauen  zur  blossen  Waare  imd  Instrument  frevler  Lust  gestem- 
pelt; dem  ent^genzutreten  sei  Zweck  seiner  Schrift,  die  naturgemäss  <ue  Fra- 
gen der  Ehesdieidimg,  der  Sittlichkeitsreate,  der  Verführung,  der  Vaterschaf ts- 
ermittlung,  der  Kinderrechte  zu  streifen  habe;  er  wende  sich  mit  derselben 
nicht  an  Koketten ,  welche  in  der  Verachtung  des  Hauses  ihre  soziale  Be- 
putation  suchen,  sondern  an  die  Frauen,  welche  walirhiUft  geHebt  haben  oder 
lieben  und  im  Sinne  für  Häuslichkeit  ihr  Glück  und  ihre  Zukunft  sudi^L 

Die  Schrift  selbst  enthält  in  der  I.  AbÜieilung  p.  7 — 67  Betrachtungen 
über  die  Ehe  und  die  Scheidungsfrage  mit  dem  Endresultate,  dass  das  we- 
sentlichste und  wichtigste  nicht  die  Erörterung  des  Problems  der  Untrennbar- 
keit  der  Ehe  und  der  Bedingungen  der  Scheidung  sei,  sondern  vielmehr  die 
Pflege  der  wahren  Liebe,  d.  i.  der  in  der  £3ie-  und  Familiengemeinschaft  ihr 
höchstes  und  schönstes  Ziel  findenden  Geechlechtsgemeinschaft  imd  in  der 
erziehlichen  Einwirkung  auf  die  Bepräsentantinnen  dieser  wählen  Liebe,  das 
ist  die  liebende  sittenreme  Jungfrau  und  Frau. 

In  der  zweiten  Abtheüung  p.  67—85    wird   die   Frage  erörteii,  ob  der 
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»Staat  znr  Emwirkung  auf  „die  liebe"  berufen  sei  und  bejaht,  weil  ^er  Staat 
ein  sehr  wesentliches  Interesse  an  Erhaltung  der  Familie  habe. 

Zum  Schlüsse  folgen  p.  85—121  geset^berische  Vorschläge  zu  den  hier 
einschlägigen  Eingangs  erwähnten  Materien,  nämlich :  Das  stuprum  sei  ex  officio, 
nicht  nur  auf  Antrag,  zu  verfolgen;  zu  strafen  seien  die  Beate,  welche  das 
Sittlichkeitsgefühl  yerlctzen;  ebenso  widernatürliche  Unzucht,  desgleichen  die 
Kuppelei;  vom  Standpunkt  des  Familienschutzes  Bigamie,  Ehebrudi  —  dieser 
bei  beiden  Ehegatten  und  durch  öffentliche  Klage  —  Incest 

Auch  VerBchärfung  der  bisherigen  Strafen  würden  von  wesentlichem 
NatzoQ  aein,  ebenso  Aenderungen  avd  dem  Gebiete  des  Zivilrechts,  z.  B.  ein 
Verbot  der  Geschenke  vor  und  zum  Zwecke  der  Eineehung  der  Ehe. 

Die  Fra^e  über  Zulässigkeit  der  Vatersehaftsredoerche  wird  in  bejahen- 
dem Sinne  beantwortet,  hinsichtlich  der  Beschränkungen  dieses  Anspruches 
und  des  Anspruches  auf  Alimentation  und  Entschädigung  der  Mutter  die 
Bestimmungen  in  dem  von  „Gianturco"  für  Italien  veitassten  Gresetzentwurf, 
insbesondere  bezüglich  der  Eautelen  ge^  Prellereien  im  Allgemeinen  gebilligt 

Die  Broflchfire  ist  geistreich  gescnneben,  vortrefflich  stjdisirt,  das  Für  und 
Wider  bei  Entscheidung  der  iäiuelfragen  historisch  und  kritisch  scharf  dar- 
gestellt, Tendenz  und  Ausführungen  streng  moralisch.  E, 

4.  Von  den  strafrechUichen  yebengesetzen  des  Deutsehen  Reichs f 

erläutert  von  Beichsgerichtsrath  SUnfflein  etc.  (s.  oben  S.  474),  ist  nun 
die  den  Best  der  X.  und  die  XL  Abtheilunff  (Steuergesetze),  sowie  ein  aus- 
führliches Sachregister  zu  den  einzelnen  Abtheilunffen  enthaltende  Schluss- 
lieferung  erschienen  und  damit  ein  Werk  zu  Ende  gebracht,  welches  für  Theo- 
rie und  Fraxia  sich  gleich  vorzüglich  bewähren  wird.  Von  Zeit  zu  Zeit  sollen 
Nachträge  veröffentucht  werden,  tun  das  Werk  stets  auf  dem  Standpunkte 
der  Gesetzgebung  erhalten  zu  können,  wodurch  demselben  bleibender  Werth 
geaicfaert  ist  B, 

5.  lAsztf  Ih\  Franz  van,  ord.  Professor  der  Bechte  in  Halle  a/S.  Lehr- 
buch des  deutschen  Strafrechts.  5.  durchgearbeitete  Auflage.  Berlin, 
Guttentag  1892.    XXVI,  710  S. 

In  wenig  mehr  als  anderthalb  Jahren  seit  dem  Erscheinen  der  vierten 
Auflage  des  über  alles  Lob  erhabenen  Lehrbuchs  ist  die  vorliegende  fünfte 
Auflage  ^folgt.  Die  Grundanschauungen  des  geistreichen  und  gelehrten  Ver- 
fassers Bind  dieselben  geblieben,  in  Einzelfragen  ist  Vieles  gebessert,  neuere 
Literatur  und  Bechtsprechung  eingehend  be^cksichtigt  wonlen.  Dies  gilt 
insbesondere  auch  von  den  dem  räumlichen  Geltungsgebiete  der  Strafrechtssätze 
gewidmeten  Paragraphen,  in  welchen  nach  Vorausgang  grundsätzlicher  Er- 
örterungen zunächst  der  Standpunkt  der  deutschen  Keichsgesetzgebung,  dann 
des  Weiteren  die  internationale  Bechtshülfe,  insbesondere  die  Auslieferung 
von  Verbrechern  behandelt  sind.  Auch  der  kriminalpolitischen  Bewegung 
unserer  Tage  sind  treffliche,  wenn  auch  nur  kürzere,  Bemerkungen  gewi£net 
Die  Neuauflage  ist  den  Professoren  Dr.  Ad.  Prins  in  Brüssel  und  Dr.  G.  Ä. 
van  Hatnel  in  Amsterdam,  deren  Ansichten  und  Bestrebungen  mit  denen  des 
Verfassers  sich  so  nahe  berühren,  zugeeignet.  B, 

ßm  HiMTitnann^  Bemhardf  Gesetz  betreffend  die  Anfechtung  von  Bechts- 
handlungen  eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkursverfahrens,  vom  21.  Juli 
1879;  4.  Aufl.  herausgegeben  von  Leonhard  Frankef^Hirgerf   Bechtsanwalt 
in  Nürnberg.    Berlin,  Heymann,  1892.    VIII,  280  S.  6  Mk. 
Die  vorliegende  4.  Auflage  des  in  der  Praxis  erprobten  Hartmann^echen 
Kommentars  ist  ^anz  im  Sinne  des  verstorbenen  Verrassers,  der  noch  mit  der 
Sanmilun^  und  Sichtung  des  Materials  sich  befassen  konnte,  von  L.  Franken^ 
burger,  emem  jungen  strebsamen  Bechtsanwalt,  durchgeführt.    Hiebei  wurde, 
ohne  an  System  und  Grundlagen  des  Werkes  zu  rütteln,  dasselbe  einer  gründ- 
lichen Durcharbeitung  untersagen,  die  seit  Erscheinen  der  letzten  Auflf^  er- 
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gatigene*  Rechtsprechung,  soweit  erforderlich  ^  mit  trefflicher  kritisdier  Be- 
leuditung  aufgenommen,  wie  auch  die  Literatur  der  letzten  Jahre,  insbeson- 
dere die  neuen  Auflagen  der  einschlägigen  kommentatorischen  imd  syste- 
matischen Werke  verwerthet  wurden.  In  dieser  Qestalt  bewährt  sich  die  neue 
Auflage  für  das  Verständniss  des  Anfechtungsgesetzes  als  ausgezeichnetes 
Hülfsmittel,  welches  in  allen  bezüglichen  Fragen  ausreichende  und  gründlich 
durchgearbeitete  Beantwortung  bietet.  B, 

7.  Ajfftf  Dr.  Max.  Die  grundlegenden  Entscheidungen  des  deutschen  Beichs- 
genchts  auf  dem  Gebiete  des  Btrafrechts,  für  das  Studium  und  die  Praxifl 
bearbeitet.    Berlin,  Heine's  Verlag,  1892.    VIII,  281  S. 

Das  Buch  befasst  sich,  wie  schon  der  Titel  besagt,  nicht  mit  einer  toU- 
standigen  Sammlung  der  reichsgerichtlichen  Entscheidungen,  es  enthält  Tid- 
mehr  in  reichhaltiger  und  systematisch  geordneter  Auswahl  diejenigen  Ekit- 
scheidungen,  welche  nicht  allein  wegen  der  Wichtigkeit  der  in  ihn^i  behan- 
delten Fragen,  sondern  insbesondere  wegen  der  Art  und  Weise  der  Behand- 
lung, durch  Stellungnahme  im  einzelnen  Falle  zu  den  dem  Gesetze  zu  Grunde 
liegenden  Prinzipien,  besondere  Bedeutung  zukonmil  Für  Praktiker  und 
Theoretiker  muss  eine  derartige  Zusammenstellung  gleich  erwünscht  sein,  ins- 
besondere aber  ist  solche  auch  zum  Studium  für  junge  Juristen  sehr  geeignet 
Von  anderen  privaten  Sammlungen  der  reichsgerichtlichen  Entscheidungen 
hebt  sich  die  vorliegende  mit  Vortheil  für  den  Leser  hervor,  indem  in  soldaer 
nicht  nur  die  Eechtsgrundsätze  und  die  Begründung,  sondern  auch  der  That^ 
bestand  kurz  mitgetheilt  sind.  Die  Durchführung  der  gerade  in  Bezug  auf 
die  Auswahl  schwierigen  Arbeit  bekundet  neben  eingehenden  und  mit  reif- 
lichem Nachdenken  geübten  Studium  der  Entscheidungen  ausserordentlichen 
Fleiss  des  Verfassers.  B. 

8.  Scheele  O.f  Staatsanwalt  in  Dresden.  Das  deutsche  Urheberrecht  an 
literarischen,  künstlerischen  und  photographischen  Werken.  —  Die  Reichs- 
gesetze über  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musikalischeii 
Kompositionen,  dramatischen  Werken,  Werken  der  bildenden  Künste  sowie 
über  den  Schutz  der  Photographien  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Bechtsprechung  des  Reichsgerichts  und  der  internationalen  Verböge  dc$ 
Deutschen  Reiches  erläutert    Leipzig,  Hinschfeld,  1892.    X,  275  S. 

Die  aus  dem  Titel  ersichtlichen  Keichsgesetze,  deren  Entstehungsgeschichte 
in  einer  kurzen  Einleitung  besprochen  wiiä,  sind  in  eingehender  und  gründ- 
licher Weise  unter  Benutzung  der  Motive,  der  Rechtsprechung  und  der  be- 
reits vorhandenen  Literatur  erläutert,  wobei  insbesondere  auch  die  vom  Deut- 
schen Reiche  abgeschlossenen  Literarverträge,  soweit  solche  zwischen  den 
Vertragsstaaten  einheitliches  Recht  herstellen,  berücksichtigt  sind.  Bei^pben 
ist  auch  der  Wortlaut  der  Bemer  Uebereinkmift  vom  9.  September  18§6  im 
französischen  und  deutschen  Texte,  und  eine  Erläuterung  zu  dem  Ucberein- 
kommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  Urheberrechte  vom  15.  Januar 
1892.    Auch  dem  österreichisdien  Urheberrecht  ist  Rechnung  getragen. 

Die  Zusammenfassung  der  Erläuterung  obiger  Gesetze  in  der  vorü^nden 
Gestalt  erweist  sich  für  die  Zwecke  der  Praxis  von  besonderem  Nutzen,  zu- 
mal da  seit  Veröffentlichung  früherer  Kommentare  Wissenschaft  und 
Rechtsprechung,  namentlich  die  Judikatur  des  Reichsgerichts,  reiches  Material 
für  das  Verständniss  der  Gesetze  geliefert  haben.  Ein  ausführliches  Sach- 
register ist  angeschlossen.  B, 

•9.  AdamkiewicZn  Dr,,  Amtsgerichtsrath.    Der  Rechtsbegriff  der  Kuratel 

—  die   Pflegschaft  —  in    systematischer   Darstellung    mit   Bezug   auf  den 

Entwurf  eines   bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reioi.    Berlin, 

Heymann,  1892.    VI  und  232  S. 

Das  vorliegende  Werk  ist  der  gesonderten  Behandlung  der  sonst  nur  und 

bisweilen  nebensächlich  im  Vormundschaf tsrecht  erörterten  Materie  der  Kuratel 
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gewidmet.  YerfaßBer  geht  insbesondere  auf  die  Frace  ein,  ob  es  sich  bei  der 
Kuratel  um  nichts  anderes  als  um  eine  blosse  opene»  der  Vonnnndschalt 
handelt  und  zeigt,  dass  dem  Kuratelbegriff  ein  selbständiger  Eechtskarakter 
beizul^;en  ist  Die  Einleitung  behandelt  den  Ursprung  und  Bedeutung  der 
Begriffe  Kuratel  und  Pflegschaft,  sodann  werden  erörtert:  Begriff  und  Arten 
der  Kuratel  nach  römischem  Bechte,  die  dentschrechtliche  Entwickelung, 
prenssisches  Becht,  ausländisches  Recht  (Bussland,  Oesterreich,  Ungarn,  fran- 
zösisches Becht,  die  römisch-französischen  Bechtsgmndsätze  in  den  Nieder- 
landen, italienisches  Becht),  der  Entwurf  eines  bürgeriichen  Gesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Beich  und  in  einer  Schlussbemerkung  legt  Verfasser  die  Ergeb- 
nisse der  Darstellung  nieder.  Es  ist  zweifellos,  dass  die  hiemit  vorliegende 
systematische  DarsteUung  der  Kuratel  nicht  blos  theoretisches  Interesse  bietet, 
sondern  in  Wirklichkeit  auch  praktischen  Werth  besitzt.  B. 

10.  Adler,  Dt\  Karl  in  Wien.  Das  Österreichische  Lagerhausrecht.  Berlin, 
Heymann,  1892.    Vm  und  234  8. 

Das  Werk  giebt  eine  auf  streng  wissenschaftlicher  Grundlage  beruhende 
systematische  Darstellung  des  östeiieichischen  Lagerhausrechts.  Nach  einer 
mehrere  Paragraphen  umSsssenden,  insbesondere  aucn  die  Literatur  über  Lager- 
häuser und  Warrants,  sowie  eine  Kritik  des  österreic^schen  Gesetzes  vom 
29.  April  1889  enthaltenden  Einleitung  behandelt  das  Buch  in  drei  Abschnitten 
1)  das  PeiBonenrecht  der  öffentlichen  Lagerhäuser,  2)  die  Lagerhausgeschäfte, 
(a.  Allgemeines,  b.  das  regelmässige  Lagergeschäft,  c.  Spielful^n  des  Lager- 
geschänes),  3)  die  Lafferscheine  (a.  die  Scheine  von  dem  Pfandindossement 
nach  §  20,  b.  des  Pfandindossement  nach  §  20,  c.  die  Warrantimng  ver- 
mengt oder  unregehnässig  eingelagerter  Waare,  d.  Amortisation  von  Laeer- 
schemen,  e.  Stempel  der  Lagerscheine,  f.  der  Warrant  als  Bankpapier).  ISin 
Anhang  enthält  den  Wortlaut  des  G^tzes  vom  29.  April  1889,  femer  Aus- 
züge aus  der  Verordnung  vom  19.  Juni  1866  über  die  Ertheilung  von  Kon- 
zessionen für  öffentliche  Lagerhäuser,  aus  der  Zoll-  ui^d  Staatsmonopolord- 
nung von  1835  und  aus  dem  Amtsuntenicht  für  die  ausübenden  Aemter  über 
Volmehnng  der  letzteren  etc.  (1853). 

Die  deutsche,  wie  zahlreiche  ausländische  Literatur  ist  durchgehends  in 
gründlicher  Weise  berücksichtigt  B. 

b)  ZeltMhrifleit. 

ZeiUchrifl  für  deutsehen  ZivUprozeM ,  Bd.  18,  4.  Heft:  Heidecker, 
über  die  materielle  Bechtskraft  ausländischer  UrtheUe,  insbesondere  auslän- 
discher Eheecheidungsortheile  in  Deutschland.  Neubauer,  das  schiedsrichter- 
liche Verfahren  der  Zivilprozessordnung. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  Prozess,  3.  Bd. 
5.  u.  6.  Heft:  Binaner,  Bemerkungen  zu  dem  zweiten  Entwürfe  eines  bür- 
gerlichen G^esetzbudis  für  das  Deutsche  Beich. 

Annaien  der  Qrossherxogh  Badisehen  Gerichte^  Bd.  59  (1893): 
9.  Härder^  ZwangsvoUstreckuns  aus  gemeindegerichtlichen  Entscheidungen 
in  Baden  (41).    Grohe,  zur  Anlegung  der  §§  77,  66  KO. 

ZeUsehrift  für  französisches  Zivilrecht,  Bd.  24,  Heft  2:  Goldenring, 
das  Becht  des  Vermiethers  an  den  eingebrachten  Sachen  des  Dritteigen- 
thümers  und  Aftenniethers  nach  Bdchs-  und  Landesrecht  Schneider,  über 
den  Sitz  der  Vormundschaft 

Mecklenburffische  ZeitschHß  für  Bechtspflege  und  Bechtswissen^ 
Schaft,  12.  Bd.  1.  Heft:  enthält  lediglich  Eintscheidungen  der  Zivilsenate 
des  Oberlandesgerichts  und  Literaturberichte. 
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ZeUachHft  für  JRechispflege  im  Herzogthum  Braunschweigt  40.  Jahr- 
ffang  (1893) :  Wolf,  zu  §  18  des  Mobiliarpfandgesetzes  (5).  SchoHelitu,  aas 
aem  Vormundschaftsrechte  (6). 

JurisHsche  Blätter  (Wien),  22.  Jahrgang  (1893):  OfneTf  zur  Lehre  Yom 
Zwangsausgleich  (25).  Meili,  das  Exekutionsverfahren  geeen  Gemeinden  mit 
besonderer  Bücksicht  auf  die  österr.  Qesetzesvorlage  (26  n.).  *  *  *,  die  Par- 
teienyertretong  im  künftigen  Prozesse  (28  ff.).  Schima^  einige  Beobach- 
tungen über  die  Entwickeumg  des  Markenschutzwesens  in  Oesterreich  (32  f.). 

A  Ugemeine  Ö8tert*eichi8che  GerichtezeUung^  44.  Jahrgang  ( 1893) :  Sehip 
fier,  ein  Gutachten  zur  Grundbuchsfrage  in  'firol  (19  ff.),  Dr.  v.  R,,  krimi- 
nalistische Fragmente  (23).  Ehrenzweig,  das  Pfandrecht  am  Erbgate,  §822 
a.  B.  G.  B.  (24  f.).  Adler,  über  Vor-  und  Ausbildung  der  Grundouchführer 

g5).  V.  Oerneth,  Logik  des  ürtheiles  (26).  M&rkua,  Justizreformen  in 
ngam  (27).  B.,  die  Verhandlungen  der  internationalen  kriminalistischeD 
Vereinigung  über  die  strafrechtlidie  Behandlung  der  Jugend  (28).  Pick, 
zur  Le£re  von  der  exekutiven  Einantwortung  der  Forderungen  (29).  Sdwber- 
lechner,  über  Bedingung  und  Inhalt  der  Klage  auf  UnwirksamkeitBerklänmg 
einer  Pfandrechtseinverleibung  auf  Grund  des  Anfechtungsgesetzes  (80  ff.). 

ZeiischHft  für  Noükriat  und  freiwillige  Oerichisharkeit  in  Oesier- 
reich,  1893:  Zur  Reform^  des  gerichtlidaen  Verfahrens  in  nichtstreitigeD 
Hechtssachen  (23  ff.).  Bezek,  über  die  Bedeutung  des  Anwartschaftsrechtes 
nach  §  1236  a.  B.  G.B.  (28).  Ofner,^  zur  Lehre  von  der  Kündigungsfrist 
für  Wohnungsmiethen  (29).  Boztocilf  Diinglichkeitsbelege  zur  Beform  des 
nichtstreitigen  Verfahrens  (30  ff.). 

JurisHscJie  VierteljahrsschHft  (Wien),  25.  Bd. ,  N.  F.  9.  Bd.,  Heft  2 
u.  3:  von  Czyhlarz,  Ehe  und  eheliches  Güterrecht  der  Bömer  mit  Bezog 
auf  die  heutigen  Verhaltnisse.  Frankl,  zur  Beform  unseres  Bergschaden- 
rechts. Finger,  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des  Ges.  v.  25.  Juli  1867 
über  Verantwortlichkeit  der  Minister.  Spindler,  Budolph  v.  Ihering's  Theo- 
rie des  Sittlichen. 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Becht,  Bd.  34,  Heft  3:  Fleiner,  bundes- 
reditliche  Erörterungen,  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder.  Speiser,  zur 
Frage  des  Expropriationsrechts  zu  Gunsten  ausländischer  Unternehmung. 
Hofsteiter,  ein  Beitrag  zum  Wasserrecht  des  Kantons  AppenzelL  —  Beige- 
heftet: Bevue  der  Gterichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundeszivilrechts  11.  Bd. 
3.  Heft 

Zeitschrift  für  schweizer  Straf  recht,  6.  Jahrgang  3.  Heft:  Lauterburg, 
zur  Abgrenzung  der  strafbaren  Vermögenszueignung  und  ihrer  Hauptformen. 
Gautier,  du  recouvremeni  des  amendes  ä  Genhve.  Qretener,  zur  Beoithei- 
lung  des  Entwurfs  eines  Strafgesetzbuches  für  den  Kanton  Aargau. 

Journal  du  droit  intet^noHonal  privi  etc.,  20.  Annee,  1893,  Nr.  V-^VI: 
Lyon-Caen,  la  Convention  du  14.  octohre  1890  sur  le  transport  inter- 
national des  marchandises  par  chemins  de  fer,  Grates,  cas  interessants 
d'extradition  en  Angleterre  pendant  les  annies  1890  ä  1892,  De  Baran- 
diaran,  de  la  competence  au  cas  d^ahordage  entre  navires  etrangers 
dans  les  eaux  territoriales  d'un  Etat  Hranger,  Dunant,  du  droit  des 
compositeurs  de  musique  et  des  auteurs  dramatiques  etrangers  en  Saisse, 

Bevue  de  droit  intertiationdl  et  de  l^gisUxHon  convparie,  Tom.  XXV 
(1893)  Nr.  3:  Travers  Ttoiss,  la  juridiction  consulaire  dans  le  paysde 
V Orient  et  specialement  au  Japon,  Engelhardt,  considirations  histcri- 
ques  et  juridiques  sur  les  protcctorats.  Kleen,  le  droit  de  la  contrebande 
de  guerre  {3,  Art,).  Esperson,  la  legislation  fiscale  italienne  dans  ses 
rapports  avec  le  droit  international.  Lehr,  la  clause  de  la  nation  la 
plus  favorisie  et  la  percistance  de  ses  effets. 


Haftpflicht  der  Eisenbahnen. 

(Nach  den  Bestimmtingen  des   interaationalen  Üebereinkommens    über 

den  Eisenbahnfracbtverkehr.) 

Von  Regierongsrath  Dr.  Geor^  B^er  in  Breslau. 

Mit  dem  internationalen  üebereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr  ist  am  1.  Jannar  1893  für  die  Mehrzahl  der  euro- 
päischen Staaten  (Belgien^  Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Luxem- 
boi;^,  Niederlande,  Oesterreich-Ungam,  Russland  und  Schweiz)  ein 
einheitliches  internationales  Eisenbahn-Frachtrecht  in 
Kraft  getreten. 

Eine  der  wichtigsten  und  schwierigsten  Aufgaben,  welche 
die  Normirung  dieses  neuen  internationalen  Rechtes  bot,  bestand  in 
der  einheitlichen  Gestaltung  und  Begrenzung  der  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen  für  Verlust,  Beschädigung  und  Minderung  der  Güter,  so- 
wie für  Versäumung  der  Lieferfrist. 

Es  kam  bezüglich  der  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  für  inter- 
nationale Transporte  vornehmlich  die  Lösung  folgender  drei  Fragen 
in  Betracht: 

1)  Auf  welchen  allgemeinen  Voraussetzungen  soll  die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnen  grundsätzlich  beruhen? 

2)  Welche  Beschränkungen  sind  für  die  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahnen zuzulassen? 

3)  Nach   welchen   Grundsätzen   ist    der   von    den  Eisenbahnen   zu 
leistende  Schadensersatz  zu  bemessen? 

Die  erste  dieser  Fragen  hat  in  den  Artikeln  29,  30  und  39  in 
Verbindnng  mit  Art.  33,  —  die  zweite  in  den  Art.  31  und  32  — 
und  die  dritte  in  den  Art.  84  bis  38,  40  bis  43  des  internationalen 
Üebereinkommens  ihre  Lösung  gefunden« 

I. 

Für  die  Entscheidung  der  ersten  Frage  —  Über  die  allge- 
meinen Voraussetzungen  der  Haftpflicht  —  lagen  in  den  ein- 
zelnen Frachtrechten  prinzipielle  Differenzen  nicht  vor. 

Sowohl  das  französische  {code  de  commerce,  Art.  103),  hollän- 
dische (Weihoek  van  Koophandel,  Art.  91),  italienische  (codice  di 
eommereio,  Art.  382),  wie  das  deutsche  (H.G.B.  Art.  395,  400), 
ungarische  (Hand.Ges.  §  398,  402)  und  schweizerische  (Transportges. 
Art.  3,  28,  24,  30)  Frachtrecht  fassen  auf  den  strengen  Grundsätzen 
des  römischen  rec^tum  natUarum^),     Danach    ist   der   Transport    ein 


1)  Protok.  D.H.G.B.  8.793—795,  801—803,  4693-4697;  v.  Hahn,  Kom- 
ment. Z.D.H.G.B.  Art  395.  §9  ff.;  CMdsehmidt,  ZsiiBchx.tE.R.  Bd. 3  S. 384; 

ZeiUehrift  f.  Intern.  PriTAt-  n.  Strafro€bt  etc.,  Band  III.  4Q 
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opus.  Der  Frachtführer  übernimmt  das  Gut  mit  der  Zusage^  es  in 
unversehrtem  Zustande  abzuliefern  (rem  salvam  fore),  soweit  dies  mit 
vernünftigen  Mitteln  Überhaupt  möglich  ist.  Wie  er  diesen  Erfolg 
herbeiführt)  ist  also  seine  Sache.  Da  seine  Thätigkeit  nicht  kontro* 
lirt  werden  und  ein  Beweis  für  sein  Verschulden  in  der  Begel  nicht 
geführt  werden  kann,  so  ist  ihm  die  strengste  Haftpflicht  auferlegt, 
er  haftet  sowohl  für  seine  eigenen  Handlungen  und  Transportmittel; 
als  auch  für  seine  Bediensteten  unbedingt,  und  femer  für  die  Hand- 
lungen Dritter  und  für  Naturereignisse  insoweit,  als  dieselben  darch 
menschenmögliche  Vorsicht  abgewendet  oder  in  ihren  Folgen  nnschäd* 
lieh  gemacht  werden  können^).  Der  Frachtführer  vertritt  mithin 
selbst  Zufall  bis  an  die  Grenze  der  höheren  Gewalt.  Und  diese  Haft- 
pflicht ist  in  allen  modernen  Frachtrechten  auch  auf  die  Eisenbahnen 
übertragen.  Die  Schadensersatzklage  ist  durch  die  blosse  Thatsache 
der  Beschädigung  oder  des  Verlustes  des  zum  Transporte  auf- 
gegebenen Gutes  an  sich  begründet.  Gegen  diese  Klage  stehen  den 
Frachtführern  (Bahnen)  nur  zu: 

a)  die  Einrede  der  höheren  Gewalt, 

b)  die  Einrede  des  eigenen  Verschuldens,  da  nach  allgemeinen 
Kechtsregeln  Niemand  aus  eigenem  Verschulden  Rechte  für  sich 
herleiten  kann, 

c)  die  Einrede  aus  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes, 
welche  jedoch  eigentlich  unter  die  Einrede  der  höheren  Gre- 
walt  fällt. 

Die  Verschiedenheiten,  welche  in  den  einzelnen  Frachtrechten  be- 
treffs dieser  allgemeinen  Voraussetzungen  der  Haftpflicht  des  Fracht- 
führers bestehen,  sind  ohne  prinzipielle  Bedeutung  und  im  Wesent- 
lichen allein  darauf  zurückzuführen,  dass  die  partikulären  Gesetz- 
gebungen jene  Grundsätze  des  römischen  receptum  redaktionell  mehr 
oder  weniger  klar  und  vollständig  znm  Ausdrucke  gebracht  haben. 
So  ist  im  Code  de  com.  (Art.  103)  und  Codice  di  com.  (Art.  382)  die 
Haftpflicht  des  Frachtführers  für  seine  Leute  nicht  besonders  ausge- 
sprochen (vgl.  jedoch  c.  civ.  Art.  1384),  ebensowenig  ist  die  Einrede 
des  eigenen  Verschuldens  —  als  ganz  selbstverständlich  —  erwähnt 
Art.  103  c.  d.  c.  stellt  die  Haftpflicht  des  Frachtführers  als  unbedingt 
hin  —  ausgenommen  force  majeure  {forza  maggiore)  und  viee  propre 
de  la  chose  {vixio  di  queste).  Das  holländische  Handelsgesetzbuch 
(Wetboek  van  Koophandd)  spricht  gleichfalls  nicht  direkt  von  der 
Haftpflicht  des  Frachtführers  für  seine  Leute,  führt  aber  im  Art  91 
die  drei  Einreden  der  unwiderstehlichen  Gewalt,  der  Schuld  des  Ab- 
senders  (oder  Spediteurs)    und   der  Mangelhaftigkeit   des  Gutes  voll- 


Grünhuty  Arch.  f.  W.R.  N.  F.  Bd.  4  S.  720;  Eger,  Deutsch.  Frachtrecht  2.  A* 
Bd.  1  S.  207  ff. 

2)  Goldschmidt  a.a,  0.  S.  58—118,  331—385;  v.  Hahn  a.  a.O;  v.  Krä* 
wel  in  Busches  Arohiv  Bd  2  S.  425;  Windacheid,  Fand.  Bd.  2  S.  404;  Orünh^t 
a.  a.  0.  Bd.  6  S.  119  ff;  Entsch.  des  R.O.H.G.  Bd.  8  S.  159. 
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ständig  an;  ebenso  das  Schweizer  Transportgesetz  (23^  24,  80), 
welches  jedoch  im  Art.  3  ausserdem  die  Haftpflicht  für  die  Leute 
ausdrücklich  hervorhebt,  während  das  deutsche  H.G.B.  (Art.  395, 400) 
und  das  ungarische  Handelsgesetz  (§§  398,  402)  die  Einrede  des 
eigenen  Verschuldens  anscheinend  nur  auf  die  äusserlich  nicht  erkenn- 
baren Mängel  der  Verpackung  beschränken. 

Da  alle  modernen  Frachtrechte  auf  der  gemeinsamen  Basis  des 
rec^tutn  beruhen  und  somit  auch  prinzipiell  Ton  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen der  Haftpflicht  ausgehen,  so  lag  die  Aufgabe  des  inter- 
nationalen Uebereinkommens  vornehmlich  darin,  dieselben  zur  Besei- 
tigung aller  jener  unwesentlichen  Verschiedenheiten  klar  und  vollständig 
zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Dies  ist  in  den  Art.  29  und  30  des  Uebereinkommens  geschehen ; 
Art.  29  spricht  den  Grundsatz  ^ )  aus, 

dass    die  Eisenbahn    für    ihre   Leute    und    für    andere  Personen 
haftet,  deren  sie  sich  bei  Ausführung  des  von  ihr  übernommenen 
Transports  bedient, 
und  Art.  80,  Abs.  1  *) 

dass  die  Eisenbahn  für  den  Schaden  haftet,  welcher  durch  Ver- 
lust, Minderung  oder  Beschädigung  des  Guts  seit  der  Annahme 
zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,    sofern    sie 
nicht   zu   beweisen    vermag,    dass    der  Schaden    durch    ein  Ver- 
schulden  des   Verfügungsberechtigten    oder    eine    nicht    von    der 
Eisenbahn  verschuldete  Anweisung  desselben,    durch    die   natür- 
liche Beschaffenheit  des  Guts  namentlich  durch  inneren  Verderb, 
Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  oder  durch  höhere  Gewalt  her- 
beigeführt worden  ist. 
Zugleich  ist  räumlich  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  durch  Art.  30 
Abs.  2  ^)  des  uebereinkommens  dahin  begrenzt,  dass,    wenn  auf  dem 
Frachtbrief  als  Ort  der  Ablieferung  ein  nicht   an   der  Eisenbahn  lie- 
gender Ort  bezeichnet    ist,    die  Haftpflicht    der  Eisenbahn    auf  Grund 
des  internationalen  Uebereinkommens  nur    für    den  Transport  bis  zur 
Empfangsstation  besteht.      Für  die  Weiterbeförderung    aber  finden  die 
f^r  die  abliefernde  Bahn  geltenden  Bestimmungen  Anwendung. 

Auch  ist  im  Zusammenhang  mit  Art.  30  im  Art.  33  dem  zur 
Klage  Berechtigten  die  Befugniss  gegeben,  das  Gut  ohne  weiteren 
Nachweis  als  in  Verlust  gerathen  zu  betrachten,  wenn  sich  dessen 
Ablieferung  um  mehr  als  80  Tage  nach  Ablauf  der  Lieferfrist  (Art  14) 
verzögert 

Nur  in  Betreff  der  Haftpflicht  für  Verspätung  (Versäumung 
der  Lieferfrist)  war  in  einigen  Rechten,  insbesondere  auch  im  Rechts- 
gebiete des  D.H.G.B.'s  das  Prinzip  des  receptum  nicht  adoptirt,    son- 


3)  S.  Art.  400  D.H.G.B. 

4)  Art.  39Ö  Abs.  1  D.H.G.B. 
6)  Art.  430,  431.  D.H.G.B. 

40* 
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dem  nach  Massgabe  der  Grundsätze  der  locatio  conductio  operis  der 
Ausschluss  der  Haftung  der  Bahn  lediglich  von  dem  Nachweise  ab- 
hängig gemacht  worden^  dass  die  Verspätung  nicht  durch  die  Anwen- 
dung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  habe 
abgewendet  werden  können  ®).  Diese  von  den  strengen  Grundsätzen 
des  receptufn  abweichende  Milderung  des  den  Eisenbahnen  gestatteten 
Gegenbeweises  beruhte  im  Wesentlichen  auf  der  Annahme,  dass  es  im 
Allgemeinen  leichter  sei,  sich  gegen  Beschädigung  und  Verlust  des 
Gutes  zu  schützen,  als  gegen  Verspätung. 

Die  Mehrheit  der  Rechte,  insbesondere  auch  das  französische, 
geht  aber  von  der  Erwägung  aus,  dass  die  Eisenbahnen  in  Hinsicht 
auf  den  gegenwärtigen  Stand  der  Technik  imd  Betriebssicherheit  sich 
bei  Vorhaltung  genügender  Transportmittel  und  geregelter  Organisa- 
tion des  Expeditionsdienstes  gegen  eine  Ueberschreitung  geräumig  an- 
zusetzender und  gewöhnliche  Hindernisse  berücksichtigender  Liefer- 
fristen mindestens  in  demselben  Grade  vorsehen  können,  wie  gegen 
Verlust  oder  Beschädigung,  und  hat  daher  auch  für  Verspätung  die 
gleiche  strenge  Haftpflicht  eingeftihrt^  wie  für  Verlust  und  Beschä- 
digung. 

In  den  Berathungen  des  Uebereinkommens  entschied  man  sich 
indess  für  das  deutschrechtliche  Prinzip.  Doch  wählte  man  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  von  mehreren  Seiten  der  Begriff  der  ,,Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Frachtführers"  für  nicht  deutlich  genug  er- 
achtet und  eine  Klarstellung  dieses  Begriffes  verlangt  wurde,  an  Stelle 
desselben  im  Artikel  39  folgende  Fassung: 

„Dass  die  Eisenbahn  für  den  Schaden  haftet^  welcher  durch  Ver- 
säumung der  Lieferfrist  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist, 
dass  die  Verspätung  von  einem  Ereignisse  herrührt,  welches  sie 
weder  herbeigeführt  hat,  noch  abzuwenden  vermochte". 
Es  wurde  zwar  hierbei  ausdrücklich   konstatirt,    dass    mit   dieser 
redaktionellen  Aenderung    eine  Aenderung   in    dem  Sinne   des    bishe- 
rigen Prinzips  nicht  beabsichtigt  sei.  Aber,  wenngleich  diese  Absicht 
betont  wurde,  so  lässt  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  durch  die  neue 
Fassung  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  strenger  gestaltet  ist,  als  nach 
dem  zu  Grunde  liegenden  Artikel  397  D.H.G.B.,  und  —  dem  immer- 
hin doch  auch    in's  Gewicht    fallenden  Wortlaute  nach  —  der  Haf- 
tung ex  recepto   für  Verlust   und  Beschädigung  erheblich    näher  steht, 
als  die  aus  der  blossen  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  sich 
ergebende  '^). 

n. 

Die  zweite  Frage —  welche  Beschränkungen  für  die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnen  zuzulassen  sind  (s.  oben  S.  589)  —  hat  zu 

6)  Art.  397  D.H.G.B. 

7)  Schwab,  Das  internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisenbabn- 
fracbtverkehr  S.294;  Eger,  Kommentar  z.  internationalen  Uebereinkommen 
Art.  39  Anm.  194  S.  656  ff.,  Anm.  196  S.  666  ff. 
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der  Behauptung  Anläse  gegeben^  es  bestehe  zwischen  dem  französischen 
und  deutschen  Hechte  die  erhebliche^  prinzipielle  Verschiedenheit;  dass 
ersteres  derartige  Beschränkungen  absolut  verbiete^  letzteres  aber  für 
zulässig  erkläre.  Diese  Annahme  erwies  sich  jedoch  als  eine  irrige. 
Nach  beiden  Rechten  ist  zimächst  der  gewöhnliche  Frachtführer 
zu  beliebigen  Vereinbarungen  über  die  Beschränkung  seiner  Haftpflicht 
befiigt  —  den  Fall  des  dolus  ausgenommen  {pactum,  ne  dolus  prae^ 
stetnr). 

Nach  dem  Code  de  commerce  (Art.  107)  gelten  die  Gesetzesvor- 
scbriften  für  den  gewöhnlichen  Frachtführer  ganz  unverändert  auch 
für  die  £isenbahnen  (vgl.  die  Ordonnanzen  vom  15.  Juli  1845  und 
15.  Nov.  1846;  Ooldschmidt,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsr.  Bd.  19, 
Anlagehefts.  18;  Drey  er,  Und,  Bä.  20,8.  2Q9),  Die  französischen  Eisen- 
bahnen sind  also  gesetzlich  durchaus  nicht  verhindert,  ihre  Haftpflicht 
soweit,  wie  jeder  gewöhnliche  Frachtführer,  durch  Verträge  zu  be- 
schränken. Allerdings  hat  in  Frankreich  die  Praxis  der  Gerichte 
aus  denselben  Gründen,  welche  in  Deutschland  zu  einer  Beschränkung 
der  Vertragsfreiheit  der  Bahnen  führten,  lange  Zeit  jede  vertrags- 
mässige  Einschränkung  der  Haftpflicht  den  Bahnen  unbedingt  unter- 
sagt (^Ooldschmidt  a.  a.  0.  Bd.  4  S.  655).  Indess  beruhte  dieses  Ver- 
fahren auf  keiner  gesetzlichen  Basis,  sondern  ausschliesslich  auf 
praktischen  Erwägungen  und  ist  daher  in  neuerer  Zeit  ohne  jede  Ge- 
setzesändernng  einer  ganz  entgegengesetzten  Praxis  gewichen,  welche 
den  Bahnen  gestattet,  die  gesetzliche  Haftpflicht  durch  Verträge  (Ta- 
rife, Reglements)  zu  beschränken,  ausser  für  den  Fall  eines  Verschul- 
dens (^Lhreyer  a.  a.  0.  Bd.  20  S.  270). 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  (Art.  423)  verbietet  da- 
gegen den  Eisenbahnen  jede  vertragsmässige  (reglementarische)  Be- 
schränkung der  gesetzlichen  Haftpflicht  des  Frachtführers  und  lässt 
nur  für  gewisse,  im  Gesetze  bestimmte  Fälle  (Art.  424,  426)  aus- 
nahmsweise eine  derartige  Beschränkung  zu. 

Gresetzlich  also  erweitert  das  deutsche  Handelsrecht  die  Haftpflicht 
der  Bahnen  weit  mehr  als  das  französische,  indem  ersteres  denselben 
jede  vertragsmässige  Beschränkung  der  gesetzlichen  Haftpflicht  bis  auf 
wenige  bestimmte  Fälle  untersagt,  letzteres  dagegen  solche  Verträge 
in  gleichem  Umfange,  wie  dem  gewöhnlichen  Frachtführer  gestattet. 
Nur  eine  zur  Zeit  bereits  wieder  beseitigte  französische  Gerichtspraxis 
bat  mithin  zu  der  irrigen  Annahme  geführt,  dass  das  französische 
Kecht  in  der  Beschränkung  der  Haftpflicht  der  Bahnen  weiter  gehe, 
als  das  deutsche,  während  gerade  umgekehrt  das  deutsche  System  das 
dem  Publikum  günstigere,  gegen  die  Eisenbahnen  strengere  ist. 

Dem  deutschen  Systeme,  welches  nach  eingehenden  Be- 
rathungen  zur  Grundlage  der  bezüglichen  Normen  des  internationalen 
Uebereinkommens  gemacht  wurde  und  somit  vor  dem  französischen 
den  Vorzug  erhielt,  lagen  folgende  Erwägungen  zu  Grunde.  Es  han- 
delte sich  vornehmlich  um  die  Entscheidung  der  Fragen: 
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a)  Soll  den  Bahnen    die    vertragsmässige  Beschränkung  der  gesetz- 
lichen Haftpflicht  völlig  freigestellt  werden? 

b)  oder  ist  ihnen  eine  derartige  Beschränkung  gänzli|ch  zu  unter- 
sagen? 

c)  oder  endlich  nur  flir  gewisse  Fälle   zu  gestatten? 

a.  Die  modernen  Eechtsanschauungen  stimmen  darin  überein,  dass 
den  Bahnen  bezüglich  der  vertragsmässigen  Beschränkung  ihrer  Haft- 
pflicht nicht  die  volle  Freiheit;  wie  dem  gewöhnlichen  Fracht- 
fÜhrer,  gelassen  werden  darf.  Es  spricht  dafür,  dass  sie  trotz  der  sich 
mehrenden  Konkurrenz  und  der  Beseitigung  von  Ausschlussprivilegien 
zur  Zeit  immer  noch  thatsächlich  ein  gewisses  Monopol  gegenüber 
allen  anderen  Fi'achtführern  besitzen,  welches  die  Absender  resp.  Pas- 
sagiere zwingt,  sich  der  Bahnbefbrderung  anzuvertrauen  und  also  auch 
den  bahnseitig  gestellten  Bedingungen  zu  unterwerfen  (vgl.  Prot. 
D.H.G.B.  S.  827.  1230;  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  H.R.  Bd.  19, 
Anlageheft  S.  68).  Die  Versuche,  dieses  Monopol  durch  die  Zulassung 
mehrerer  Frachtführer  auf  derselben  Bahnstrecke  und  die  Eröff- 
nung freier  Konkurrenz  (§  27  preuss.  Ges.  v.  8.  November  1838)  zu 
beseitigen,  sind  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  allen  an- 
deren Ländern  (Frankreich,  England)  gescheitert  ^).  Sie  widersprechen 
der  auf  möglichste  Zentralisation  gerichteten  Natur  des  Eisenbahn- 
betriebs. Die  Konkurrenz  aber  durch  verschiedene  Routen  ist 
noch  zu  wenig  ausgebildet  und  wird  von  den  Bahnen  durch  Yerkehr- 
Theilungsverträge  gehemmt  (vgl.  Michaelis,  Vierteljahr  sehr.  1863  Bd.  2 
S.  6.  16  ff.).  Sonach  ist  —  wie  FHck  a.  a.  0.  zutreffend  bemerkt  — 
„der  scheinbare  Eingriff  in  die  Vertragsfreiheit  der  Bahnen  in  Wahr- 
heit nur  die  Wiederherstellung  der  Vertragsfreiheit  gegenüber  den 
Wirkungen  eines  solchen  Monopols". 

b.  Anderseits  sprechen  gewichtige  Gründe  dafür,  den  Bahnen 
die  Befugniss  zur  vertragsmässigen  Beschränkung  der  Haftpflicht  nicht 
gänzlich  zu  entziehen  bezw.  nicht  in  höherem  Grade,  als  dies 
zur  Paralysirung  ihres  Monopols  erforderlich  ist.  Da  sie  der  äusserst 
strengen  Haftpflicht  des  rec^timi  unterliegen,  d,  h.  nicht  nur  für  ihre 
Leute  und  Transportmittel,  sondern  auch  selbst  für  den  ZuSeJI  ein- 
treten müssen,  da  sie  ferner  in  Rücksicht  auf  ihr  Monopol  im  Gregen- 
satze  zum  gewöhnlichen  Frachtführer  zur  üebernahme  des  seiner  Natur 
nach  besonders  gefährlichen  Transports  gesetzlich  verpflichtet 
sind,  so  entspricht  es  dem  Kechte  und  der  Billigkeit,  ihnen  die  ver- 
tragsmässige  Beschränkung  der  Haftpflicht  insoweit  zu  gestatten,  als 
der  Versender  freiwillig  zur  Erlangung  billigerer  Transportpreise 
auf  die  erforderlichen  Sicherheitsvorkehrungen  (z.  B.  Verpackung,  Be- 

8)  Der  deutsche  Reicb8-£is.Ges.Entw.  wollte  zwar  durch  die  §§15a.59 
den  sog.  Fahrverkehr  (Einstellung  von  Privatwagen)  einführen.  In  Eng- 
land bemttht  man  sich  dagegen,  denselben  wieder  abzuschaffen,  weil  er 
für  den  Verkehr  äusserst  lästig  ist  (vgl.  Wehrmann  j  Beisestud.  üb.  engl 
Eisenb.  1877  S.  13). 
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gleitiing^  Bedeckung)  oder  Fanktionen  der  Bahnorgane  (z.  B.  Auf-  und 
Abladen)  verzichtet  nud  sich  gewissermassen  mit  einer  geringeren  Di- 
ligenz  der  Bahn  begnügt;  oder  Güter  zur  Beförderung  anfgiebt,  die 
sich  nach  ihrer  eigenthümlichen  Beschaffenheit  (zerbrechliche,  verderb- 
liche Waaren^  lebende  Thiere)  znm  Bahntransport  nicht  eignen  oder 
bei  demselben  regelmässig  einen  Grewichtsverlust  erleiden.  Die  Ver- 
neinung dieser  Befugniss  ist  durch  das  Monopol  nicht  begründet  und 
muss  mit  der  Erhöhung  des  Risiko's  auch  nothwendig  zu  einer  Er- 
höhung der  Transportpreise  führen,  würde  mithin  den  auf  möglichste 
Minderung  derselben  gerichteten  Verkehrsinteressen  und  der  Freiheit 
der  Au%eber,  gewisse  Gefahren  selbst  zu  Übernehmen,   widersprechen. 

c.  Aus  diesen  Gründen  hat  das  D.H.G.B.  einen  Mittelweg  ein- 
geschlagen^ d.  h.  prinzipiell  zwar  die  vertragsmttssige  Beschränkung 
der  Haftpflicht  den  Bahnen  verboten  (Art.  423),  aber  ausnahms- 
weise ftlr  gewisse  —  durch  Bedürfiiiss  und  Erfahrung  festgestellte  — 
Fälle  gestattet  (Art.  424,  426),  und  zugleich  die  Beweislast  dabin 
geändert,  dass  bis  zum  Nachweise  des  G^gentheils  vermuthet  werden 
soll,  dass  ein  eingetretener  Schaden,  wenn  er  aus  der  in  den  bezüg- 
lichen Vereinbarungen  nicht  Übernommenen  Gefahr  entstehen  konnte, 
aus  derselben  wirklich  entstanden  ist.  Das  ungarische  Handelsgesetz 
(§§  424,  425)  hat  diese  Vorschriften  vollständig,  das  Schweizer  Trans- 
portgesetz (Art  32,  33)  mit  unwesentlichen  Modifikationen  angenom- 
men. Durch  das  Vereinsbetriebsreglement  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bafanverwaltUDgen  vom  1.  Juni  1876  (§  67)  sind  dieselben  auch  auf 
den  gegenseitigen  Verkehr  Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns  mit 
Holland,  Belgien  und  den  Niederlanden  ausgedehnt.  Die  englische 
Gesetzgebung  ähnelt  gleichfalls  dem  deutschen  Systeme  (Ges.  vom 
28.  Juli  1830  8tat  L  Wiü.  IV.  eap.  68;  Ges.  v.  8.  Mai  1845.  The 
JRaiUways  CansoHdation  Act  sect.  89  und  das  Ges.  v.  10.  Juli  1854 
gtai,  17.  18.  Viet.  ctxp.  31  an  act  for  the  heiter  reguhUion  of  ihe  traffie 
on  raüways  and  eanals*).  Und  —  wie  bereits  oben  erwähnt  —  nähert 
sich  in  neuerer  Zeit  die  französische  und  ihr  folgend  auch  die  italie- 
nische und  belgische  Gerichtspraxis  mehr  und  mehr  dem  deutschen 
Prinzipe,  zumal  kein  Gesetz  einer  solchen  Annäherung  entgegensteht. 
Diesem  Rechtszustande  entsprechend  hat  endlich  auch  der  Entwurf  des 
deutschen  Beichseisenbahngesetzes  von  1874  (§§  53,  54,  68.  Mot. 
S.  82 — 84)  im  Wesentlichen  das  deutsche  System  beibehalten  (vgl. 
ebenso  die  Motive  zum  ersten  Entwurf  des  Schweiz.  Transportges.  bei 
Goldschmidt  Bd.  19,  Anlageheft  S.  18—20). 

Auch  das  internationale  Uebereinkommen  hat  sich  diesem 
System  angeschlossen   imd   die  Beschränkungen  der  Haf^flicht  bezw. 


9)  Vgl.  Wehrmann  a.  a.  0.  S.  73—78;  GuUmann,  Der  Güterverkehr 
auf  den  Eiseob.  Englands  S.  14—17;  Beitzenstein,  Ueber  einige  Verwal- 
tungseinrichtnngen  etc.  auf  den  Eisenb.  Englands  S.  1041;  Cohn,  Englische 
Eisenbabnpolitik  Bd.  2  S.  244. 
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die  Aenderung  der  Beweislast  fast  wörtlich  nach  Massgabe  des  Art.  424, 
426.  D.H.6.B.  und  §  67  des  bisherigen  deutschen  und  österreichinch- 
ungarischen  Betriebsreglements  adoptirt.  Nur  insofern  ist  eine  we- 
sentliche materielle  Aenderung  eingetreten,  als  —  während 
Art.  424,  426  D.H.6.B.  den  Bahnen  die  bezttglichen  Beschränkungen 
der  Haftpflicht  im  Vertragswege  nur  gestatten,  es  also  auf  Grund 
dieser  Gesetzesbestimmungen  entsprechender  Vereinbarungen  im  Wege 
besonderer  Uebereinkunft  oder  Verträge  bedarf,  diese  Beschränkungen 
durch  Art.  81  und  32  des  internationalen  Uebereinkommens  im  In- 
teresse der  Bechtseinheit  gesetzlich  generalisirt,  d.  h.  zu  allge- 
meinen gesetzlichen  Beschränkungen  erhoben  sind,  mithin  eine 
Vereinbarung  seitens  der  einzelnen  Bahnen  in  Tarifen  und  Beglements 
nicht  mehr  erfordern.  Neben  dem  prinzipiellen  Verbote  der  Anstel- 
lung tarifarischer  (reglementarischer)  Bedingungen,  welche  mit  dem 
internationalen  Uebereinkommen  im  Widerspruch  stehen  (Art  4),  sind 
vielmehr  die  Haftpflichtbeschränkungen  der  Eisenbahnen  in  den  Art.  81 
und  82  einheitlich  und  gesetzlich  fixirt  derartig,  dass  die  Eisenbahnen 
in  diesen  Fällen  ipsa  lege  und  ohne  dass  es  einer  weiteren  tarifarischen 
oder  reglementarischen  Vereinbarung  bedarf,  nicht  haften. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  Artikel  31  Absatz  1  des  ueberein- 
kommens, dass  die  Eisenbahn  nicht  haftet 

1)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  nach  der  Bestimmung  des 
Tarifes  oder  nach  Vereinbarung  mit  dem  Absender  in  offen  gebauten 
Wagen  transportirt  werden,  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit 
dieser  Transportart  verbundenen  G^fiedir  entstanden  ist  ^^ ) ; 

2)  in  Ansehung  der  Güter,  welche,  obgleich  ihre  Natur  eine  Ver- 
packung zum  Schutze  gegen  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung 
auf  dem  Transport  erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders  auf  dem 
Frachtbriefe  (Art.  9)  imverpackt  oder  mit  mangelhafter  Verpackung 
aufgegeben  sind,  ftlr  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel 
oder  mit  der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Verpackimg  verbundenen 
Gefahr  entstanden  ist  ^^) ; 

8)  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  deren  Auf-  und  Abladen  nach 
Bestimmung  des  Tarifes  oder  nach  besonderer  Vereinbarung  mit  dem 
Absender,  soweit  eine  solche  in  dem  Staatsgebiete,  wo  sie  zur  Aus- 
ftlhrung  gelangt,  zulässig  ist,  von  dem  Absender,  beziehungsweise  dem 
Empftnger  besorgt  wird,  ftlr  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem 
Auf-  und  Abladen  oder  mit  mangelhafter  Verladung  verbundenen  Ge^ 
fahr  entstanden  ist^^); 

4)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer  eigenthümlichen 
natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Geftthr  ausgesetzt  sind,  Ver- 
lust, Minderung  oder  Beschädigung,    namentlich  Bruch,  Bost,  inneren 


lOJ 
11) 


H.G.B.  Art  424  Nr.  1. 

H.Q.B.  Art.  424  Nr.  2. 

12)  H.G^.  Art.  424  Nr.  8. 
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Verderb,  auBsergewöhnliclie  Leckage^  Austrocknimg  und  Yerstreuiing 
zu  erleiden;  für  den  Schaden,  welcher  aus  dieser  Gefahr  entstan- 
den ist^'); 

5)  in  Ansehnng  lebender  Thiere  ftir  den  Schaden,  welcher  aus 
der  mit  der  Beförderung  dieser  Thiere  fiir  dieselben  verbundenen  be- 
sonderen G^£üir  entstanden  ist^^); 

6)  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  einschliesslich  der  Thiere, 
welchen  nach  der  Bestimmung  des  Tarifs  oder  nach  besonderer  Ver- 
einbarung mit  dem  Absender  ein  Begleiter  beizugeben  ist,  ftir  den 
Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung 
durch  die  Begleitung  bezweckt  wird^^). 

Sodann  regdt  Artikel  81  Abs.  2  die  Beweislast  dahin,  dass, 
wenn  ein  eingetretener  Schaden  nach  den  Umständen  des  Falles  aus 
einer  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Gefahren  entstehen  konnte, 
bis  Zürn  Nachweise  des  Gegentheils  vermuthet  wird,  dass  der  Schaden 
ans  der  betreffenden  Gefahr  wirklich  entstanden  ist^^). 

Endlich  rerordnet  Art.  32  —  nach  Analogie  des  Art  426 
D.H.G.B.  —  dass  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  nach  ihrer 
natürlichen  Beschaffenheit  bei  dem  Transporte  regelmässig  einen  Ver- 
lust «n  Gewicht  erleiden,  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Gewichts- 
verluste bis  zu  dem  aus  den  Ausführungsbestimmungen  sich  ergeben- 
den Kormalsatze^'^)  ausgeschlossen  ist.  Dieser  Satz  wird,  im  Falle 
mehrere  Stücke  auf  einem  und  demselben  Frachtbrief  befördert  worden 
sind,  dir  jedes  Stück  besonders  berechnet,  wenn  das  Gewicht  der  ein- 
zelnen Stücke  im  Frachtbriefe  verzeichnet  oder  sonst  erweislich  ist. 
Docb  tritt  diese  Beschränkung  der  Haftpflicht  nicht  ein,  insoweit  nach- 
gewiesen wird,  dass  der  Verlust  nach  den  Umständen  des  Falles  nicht 
infolge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes  entstanden  ist,  oder 
dass  der  angenommene  Prozentsatz  dieser  Beschaffenheit  oder  den  son- 
stigen Umständen  des  Falles  nicht  entspricht.  Bei  gänzlichem  Verlust 
des  Gutes  findet  ein  Abzug  für  Gewichtsverlust  nicht  statt. 

m. 

Hinsichtlich  der  dritten  Frage  —  nach  welchen  Grundsätzen  der 
von  den  Eisenbahnen  zu  leistende  Schadensersatz  zu  bemessen 
ist  (s.  oben  S.  589)  —  bestehen  zwischen  dem  französischen  und  deutschen 
Frachtrechte  folgende  prinzipielle  Verschiedenheiten: 

Nach  französischem  Bechte  (c.  d.  c.  art.  103,  c.  <nv.  art.  1382 ff.) 
iat  nicht  nur  der  wirkliche  Schaden (e^amniim  emergens),  d.h.  die 
tliatsächlich  eingetretene  Verminderung  des  Vermögens  zu  ersetzen, 


18)  H.03.  Art.  424  Nr.  4. 

14)  H.G.B.  Art.  424  Nr.  5. 

15)  H.G.B.  Art.  424  Nr.  5. 

16)  H.G.B.  Art.  424  Abs.  2. 

17)  Dieser  Normalsatz  ist  im  §  8  (zu  Art.  82)  der  Ausföhrungsbestim- 
mungen  des  internationalen  Uebereinkommens  festgesetzt. 
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sondern  auch  der  entgangene  Gewinn  (Iturum  eesmns),  d.  h.  die 
gebinderte  Vermehrung  des  Vermögens.  Der  Schadensersatz  ist  so- 
mit nicht  auf  den  gemeinen  Handelswerth  oder  auf  einen  sog.  Nor- 
malsatz  beschränkt.  Vielmehr  kommt  auch  das  individuelle  Interesse 
und  jeder  den  gemeinen  Handelswerth  tibersteigende  Schaden  in  Be- 
tracht. Und  demgemftss  ist  dem  französischen  Eechte  auch  die  Werth- 
und Verzugsinteressedeklaration  des  deutschen  Eisenbahnfrachtrechtes 
fremd. 

Nach  deutschem  Rechte  (H.6.B.  Art.  396)  ist  dagegen  nur 
der  wirkliche  Schaden  zu  ersetzen.  Es  ist  deshalb  der  Schadens- 
berechnung lediglich  der  gemeine  Handelswerth  am  Ablieferungsorte 
zu  Grunde  gelegt^  die  Vergütung  jedes  individuellen  oder  indirekten 
Schadens  (des  entgangenen  Gewinnes)  aber  ausgeschlossen.  Nur  im 
Falle  ^böslicher  Handlungsweise^  ist  voller  Schadensersatz  zu  leisten. 
Für  die  Beschränkung  auf  den  wirklichen  Schaden  —  abgesehen  vom 
Falle  böslicher  Handlungsweise  —  war  die  Erwägung  massgebend, 
dass  der  Frachtführer  schon  an  sich  der  strengsten  Haftpflicht  unter 
äusserster  Beschränkung  des  Gegenbeweises  unterliegt,  dass  er  selbst 
den  Zufall  bis  zur  Grenze  der  vis  major  vertreten  muss,  femer,  dass 
der  gemeine  Handelswerth  am  Ablieferungsort  leicht  zu  ermitteln  ist 
und  in  der  Regel  den  Umfang  des  Schadens  vollkommen  deckt,  die 
Zulassung  höherer  Ansprüche  aber  erfahrungsgemäss  zu  den  weit- 
läufigsten Prozessen  und  Beweisführungen  anreizt.  Für  die  Eisen- 
bahnen tritt  noch  hinzu,  dass  die  gefi&hrliche  Natur  des  Betriebs  die 
Gefahr  einer  Beschädigung  sehr  erhöht,  dass  sie  diesen  riskanten 
Transport  gesetzlich  nicht  ablehnen  dürfen  und  endlich  jede  Ver- 
mehrung des  Umfangs  der  Haftpflicht  eine  Erhöhung  der  Transportpreise 
nach  sich  zieht. 

Aus  diesen  Gründen  hat  ferner  bezüglich  der  Eisenbahnen  das 
deutsche  Recht  eine  noch  weitergehende  Beschränkung  des  Umfanges 
der  Entschädigungspflicht  adoptirt,  und  zwar  durch  Einführung  der 
Werth-  und  Verzugsinteressendeklaration  und  des  sog.  Nor- 
malsatzes. Durch  Art.  427  D.H.G.B.  ist  den  Bahnen  —  von  bös- 
licher Handlungsweise  abgesehen  —  eine  Vereinbarung  gestattet,  wo- 
nach der  der  Schadensberechnung  zu  Grunde  zu  legende  Werth  einen 
im  Frachtbrief  angegebenen  Werthbetrag  und  in  Ermangelung  des- 
sen einen  im  Voraus  bestimmten  Normalsatz  nicht  Übersteigen  soll. 
Die  Beschränkung  besteht  also  darin,  dass  von  vornherein  für  den  zu 
ersetzenden  gemeinen  Handelswerth  eine  Maximal  grenze  verabredet 
werden  darf,  welche  nicht  überstiegen  werden  soll,  gleichviel,  auf  wie 
hoch  sich  der  volle  Schaden  wirklich  belauft ;  und  zwar  kann  der  Ab- 
sender, wenn  er  sich  zu  einem  Frachtzuschlage  versteht,  diese  Mari- 
malgrenze  selbst  beliebig  hoch  bestimmen,  während  anderenfalls  die 
allgemein  reglementarisch  festgestellten  Normalsätze  den  Massstab  des 
Werthersatzes  bilden.  Nach  Absicht  und  Fassung  des  Art.  427  D.H.6.B. 
ist  hierbei  die  Werthangabe  und   in  Ermangelung  derselben  der  Nor- 
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maisatz  bei  eintretendem  Schaden  nicht  etwa  schlechthin  nnd  unan- 
fechtbar entscheidend.  Weder  darf  ohne  Weiteres  der  deklarirte  Be- 
trag oder  der  Betrag  des  Normalsatzes  nnter  Ausschluss  des  Beweises 
über  die  Schadenshöhe  und  auch  des  Gegenbeweises  gefordert  werden^ 
noch  ist  eine  solche  Forderung  unter  Zulassung  des  Gregenbeweises 
begründet.  Vielmehr  hat  der  Ersatzberechtigte  zur  Substantürung  sei- 
nes Schadensanspruches  den  Beweis  des  gesetzlichen  Schadensbetrages 
unter  Zugrundelegung  des  gemeinen  Handelswerthes  zu  erbringen  und 
kann  diesen  bis  zur  Höhe  der  Werthdeklaration,  eventuell  des  Nor- 
malsatzes ersetzt  verlangen.  Die  Werthdeklaration  und  in  deren  Er- 
mangelung der  Normalsatz  gilt  als  Maximum  des  wirklichen 
Wertbes  und  bildet  die  Maximalgrenze^  innerhalb  welcher  vom 
Entschädigungsberechtigten  die  Höhe  des  Schadens  nachzuweisen  ist. 
Sie  geben  also  nur  die  Maximalgrenze  für  die  Höhe  des  Schadens- 
betrages an,  sind  aber  nicht  als  fixirtes  Quantum  des  Schadensersatzes 
zu  betrachten  und  der  Absender^  welcher  den  Ersatzanspruch  erhebt, 
wird  durch  sie  nicht  von  der  Beweislast  befreit.  So  wenig  der  Ent- 
schädigungsberechtigte einen  unbedingten  Anspruch  auf  den  Normal- 
satz hat,  ebensowenig  kann  er  ohne  Weiteres  den  versicherten  Werth 
fordern;  in  beiden  Fällen  liegt  es  ihm  ob,  den  Handelswerth  bezw. 
gemeinen  Werth  des  zu  Verlust  gegangenen  Gutes  oder  den  durch 
die  Beschädigung  entstandenen  Minderwerth  nachzuweisen  und  hat  er 
immer  nur  Anspruch  auf  Ersatz  des  auf  diese  Weise  nachgewiesenen 
Schadens  bis  zur  Maximalgrenze  des  Normalsatzes  resp.  der  deklarir- 
ten  Werthsumme. 

Diese  vorstehend  dargestellten  prinzipiellen  Verschieden- 
heiten des  französischen  und  deutschen  Sechts  wurden  im  Wege 
des  Kompromisses  durch  eine  Modifikation  der  beiderseitigen  Ent- 
schädigungsnormen in  den  Artikeln  34 — 48  des  internationalen  Ueber- 
einkommens  folgendermassen  ausgeglichen. 

A.  Für  den  Fall  des  Verlustes  ist  einerseits  zu 
Gunsten  des  deutschen  Rechts  als  Regel  die  Entschädigung 
nacb  Massgabe  des  wirklichen  Schadens  angenommen,  mithin  die 
Ausdehnung  des  französischen  Rechts  auf  den  entgangenen  Ge- 
winn fidlen  gelassen.  Als  Massstab  für  die  Bemessung  des  wirk- 
lieben Schadens  ist  —  dem  deutschen  Rechte  entsprechend  —  der 
gemeine  |ELindel8werth  und  in  dessen  Ermangelung  der  gemeine 
Werth  hingestellt,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  nicht  der 
Werth  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Ablieferung  (wie  gemäss  Art.  396 
D.H.G.B.),  sondern  am  Versandtorte  und  zur  Zeit  der  Annahme  zur 
Beförderung  entscheidet  (Art.  34  Satz  1  des  internationalen  Ueber- 
einkommens). 

Für  diese  Modifikation  war  die  Erwägung  leitend,  dass  die  Ver- 
sandtbahn nicht  in  der  Lage   sei,  den  Werth   des  Guts   bei   der  Ab- 
lieferung zu  kennen,    mithin  auch  weder    den  Umfang  ihrer  Haftung,  | 
noch  das  Mass   der   von   ihr  anzuwendenden  Sicherheitsmassregeln  zu  ' 
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beurtheilen  vermöge.  Dagegen  sei  der  Absender  durch  die  neu  ein- 
geführte Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  in  der  Lage, 
sich  den  Ersatz  des  Werthes  am  Ort  der  Lieferung  jedenfalls  zu 
sichern.  In  diesem  Falle  sei  aber  auch  die  Bahn  yon  Anfang  an  mit 
dem  Umfange  ilirer  Haftung  bekannt. 

Eine  nothwendige  Folge  dieser  Abweichung  vom  deutschen  Rechte 
ist  femer  die  Bestimmung,  dass  zu  dem  Werthe  am  Ort  und  zur  Zeit 
des  Versand ts  die  Erstattung  dessen  dazukommt;  was  an  Zöllen 
und  sonstigen  Kosten  sowie  an  Fracht  etwa  bereits  bezahlt  worden 
ist  (Art.  34  Satz  2),  während  das  deutsche  Hecht,  welches  den  Werth 
am  Empfangsorte  zu  Grunde  legt,  von  diesem  in  Abzug  bringt 
was  in  Folge  des  Verlustes  an  Zöllen  und  Unkosten  erspart  ist  (Art.  396 
D.H.G.B.). 

Aus  dem  deutschen  Rechte  ist  auch  die  Bestimmung  entnommen, 
dass  der  Entschädigungsberechtigte  vom  Wiederauffinden  verlorenen 
Gutes  gegen  entsprechenden  Vorbehalt  binnen  einer  bestimmten  Frist 
zu  verständigen  ist  und  alsdann  binnen  einer  weiteren  Frist  nach 
seiner  Wahl  Auslieferung  am  Versandtorte  oder  kostenfreie  Beförderung 
an  den  Bestimmungsort  gegen  Rückerstattung  der  erhaltenen  Ent- 
schädigung verlangen  kann  (Art.  86). 

Anderseits  ist  aber  zu  Gunsten  des  französischen 
Rechts  der  Umfang  des  Schadensersatzes  über  die  deutschrechtlichen 
Normen  hinaus  in  zweifacher  Weise  erheblich  weiter  gefasst. 

1)  Das  deutsche  System  des  Normalsatzes  ist  einer  wesent- 
lichen Beschränkung  unterworfen,  den  Eisenbahnen  ist  die  Ein- 
führung eines  Normalsatzes  nur  gestattet  in  Spezialtarifen,  und  unter 
der  Voraussetzung,  dass  dieselben  eine  Preisermässigung  für  den  gan- 
zen Transport  gegenüber  den  gewöhnlichen  Tarifen  enthalten  und  der 
gleiche  Normalsatz  auf  die  ganze  Transportstrecke  Anwendung  findet 
(Art.  35).  Eine  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  ist  in 
diesem  Falle  nicht  gestattet. 

2)  Das  deutsche  System  der  Werth-  und  Verzugsinteressen- 
deklaration hat  eine  vollständige  Umwandlung  erfahren.  An 
Stelle  dieser  beiden  Deklarationen  ist  eine  neue  umfassende  Dekla- 
ration: „die  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung'^ 
eingeführt  worden.  Für  den  Fall  der  Deklaration  des  Interesses  an 
der  Lieferung  ist  danach  nicht  nur  der  wirkliche  Schaden  (gemeine 
Handelswerth  bezw.  gemeine  Werth),  sondern  über  diesen  hinaus 
auch  der  nachweislich  weitere  Schaden  (entgangene  Gewinn)  bis  zur 
Höhe  des  deklarirten  Betrages  zu  ersetzen  (Art.  38).  Diese  Dekla- 
ration schliesst  auch  die  deutschrechtliche  Deklaration  des  Interesses 
an  der  rechtzeitigen  Lieferung  in  sich,  welche  als  eine  für  sich  be- 
stehende, besondere  Deklaration  in  Wegfall  gekommen  ist.  Der  de- 
klarirte  Betrag  des  Interesses  an  der  Lieferung  bildet  sonach  die 
Maximalgrenze  für  jeden  erweislichen  Schaden  einschliesslich  des 
entgangenen  Gewinnes. 
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Für  den  Fall  des  Verlustes  gelten  hiemach  in  Betreff  des  Um- 
fanges  der  Entschädigungspfiicht  folgende  Grundsätze: 

1)  Die  regelmässige  Entschädigung  besteht  in  dem  Er- 
sätze des  gemeinen  Handelswerths,  in  dessen  Ermangelung  des  gemei- 
nen Werths;  welchen  Gut  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Ver- 
sandtorte  zu  der  Zeit  hatte,  zu  welcher  das  Gut  zur  Beförderung  an- 
genommen worden  ist.  Dazu  konunt  die  Erstattung  dessen,  was  an 
Zöllen  und  sonstigen  Kosten,  sowie  au  Fracht  etwa  bereits  gezahlt 
worden  ist  (Art.  34). 

2)  Den  Eisenbahnen  ist  gestattet,  für  die  regelmässige  Entschä- 
digung (ad  1)  einen  Maximal-  (sc.  Normal-)  Satz  festzusetzen, 
jedoch  nur  in  Spezialtarifen,  welche  eine  Preisermässigung  für  den 
ganzen  Transport  gegenüber  den  gewöhnlichen  Tarifen  jeder  Eisen- 
bahn enthalten,  und  sofern  der  gleiche  Maximal-  (sc.  Normal-)  Satz 
auf  die  ganze  Transportstrecke  Anwendung  findet.  In  diesem  Falle 
ist  die  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  nicht  zulässig 
(Art.  36). 

3)  Bei  einer  Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung 
kann  ausser  der  regelmässigen  Entschädigung  (ad  1)  jeder  weitere 
erweisliche  Schaden  bis  zur  Höhe  des  in  der  Deklaration  festgesetzten 
Betrages  zugesprochen  werden  (Art.  38). 

4)  Der  Entschädigungsberechtigte  kann,  wenn  er  die  Entschä- 
digung für  das  in  Verlust  gerathene  Gut  in  Empfang  nimmt,  in  der 
Quittung  den  Vorbehalt  machen,  dass  er  für  den  Fall,  als  das  Gut 
binnen  vier  Monaten  nach  Ablauf  der  Lieferfrist  wieder  aufgefonden 
wird,  hiervon  seitens  der  Eisenbahn  Verwaltung  sofort  benachrichtigt 
werde.  In  diesem  Fall  kann  der  Entschädigungsberechtigte  innerhalb 
30  Tagen  nach  erhaltener  Nachricht  verlangen,  dass  ihm  das  Grut 
nach  seiner  Wahl  an  den  Versandt-  oder  an  den  im  Frachtbriefe  an- 
gegebenen Bestimmungsort  kostenfrei  gegen  BUckerstattung  der  ihm 
bezahlten  Entschädigung  ausgeliefert  werde.  Liegen  diese  Voraus- 
setzungen nicht  vor,  so  kann  die  Eisenbahn  nach  den  Gesetzen  ihres 
Landes  über  das  wiederaufgefundene  Gut  verfügen  (Art.  36). 

B.  Für  den  Fall  der  Beschädigung  gelangen  die  für  den 
Fall  des  Verlustes  nach  Vorstehendem  angenommenen  Grundsätze  in 
analoger  Weise  zur  Anwendung.  Die  Entschädigung  beschränkt  sich 
auch  hier  auf  den  Ersatz  des  wirklichen  Schadens,  d.  h.  der  wirk- 
lichen Werthverminderung  ohne  Berücksichtigung  des  entgangenen  Ge- 
winnes. Und  auch  hier  ist  der  Berechnung  der  Werthsverminderung 
der  gemeine  Handelswerth,  in  dessen  Ermangelung  der  gemeine  Werth 
nach  Massgabe  des  Art.  34  zu  Grunde  zu  legen,  bezw.  im  Falle  der 
Festsetzung  eines  Maximal-  (Normal-)  Satzes  oder  einer  Deklaration 
des  Interesses  an  der  Lieferung  die  Berechnung  nach  den  Normen  der 
Art.  35  und  38.  Die  regelmässige  Entschädigung  besteht  darnach 
in  dem  fUr  den  Verlustfall  gemäss  Art.  34  zu  ersetzenden  Werths- 
betrage  abzüglich  desjenigen  Werthes,    welchen   das  Gut    im   beschä- 
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digten  Zustande  noch  thatsftchlich  hat.  Der  unterschied 
awischen  beiden  Werthen  bildet  den  zu  ersetzenden  Schadensbetrag. 
Dieser  Schadensbetrag  und  der  thatsfichlich  noch  yorhandene  Weräi 
des  Guts  ergeben  zusammen  den  vollen,  nach  dem  Prinzip  des  Art  34 
normirten  Werth  des  Guts.  Denn  beschädigtes  Gut  hat  in  der  Regel 
keinen  gemeinen  Handelswerth.  Der  Werth  eines  besch&digten  Gutes 
iXsst  sich  vielmehr  nur  nach  seinem  Verkaufs  werth,  d.  h.  nach 
dem  Werth  bestimmen,  der  sich  thatsächlich  bei  einem  Verkaufe  an 
dem  Orte  und  zu  der  Zeit,  wo  der  Ersatzberechtigte  dasselbe  in  Em- 
pfang nehmen  sollte,  herausstellt  oder  durch  einen  Verkauf  nachweis- 
lich sicher  zu  erlangen  sein  würde.  Demgemäss  verweist  das  inter- 
nationale Uebereinkommen  bezüglich  der  Werthberechnung  des  be- 
schädigten Gutes  nicht  auf  den  im  Verlustfalle  zu  Grunde  zu  legenden 
gemeinen  Handelswerth,  sondern  bestimmt  nur  ganz  allgemein,  dass 
im  Falle  der  Beschädigung  die  Eisenbahn  den  ganzen  (sc.  effektiven) 
Betrag  des  Minderwerths  des  Gutes  zu  bezahlen  hat  und  dass 
dieser  Schadensbetrag  im  Falle  der  Beförderung  nach  einem  Spezial- 
tarife  im  Sinne  des  Art.  35  verhältnissmässig  reduzirt  wird 
(Art.  37).  Ist  mit  dieser  allgemeinen  Fassung  die  Absicht  des  Ge- 
setzes auch  nicht  ganz  klar  ausgedrückt,  so  unterliegt  es  doch  nach 
den  fUr  den  Verlustfall  angenommenen  Prinzipien  und  der  in  den 
Berathungen  ausgesprochenen  Tendenz  keinem  Zweifel,  dass  unter  dem 
„ganzen  Betrage  des  Minderwerths  ^  der  vorstehend  angegebene  Werth- 
unterschied  zwischen  gemeinem  Handelswerth  des  unbeschädigten  Gu- 
tes (Art.  34)  und  thatsächlichem  Verkaufswerth  des  beschädigten  Gutes 
am  Orte  und  zur  Zeit  der  Ablieferung  verstanden  werden  muss. 

Für  den  Fall  der  Beschädigung  gelten  hienach  in  Betreff 
des  Umfanges  der  Entschädigungspflicht  folgende  Grundsätze: 

1)  Die  regelmässige  Entschädigung  besteht  in  dem  ganzen 
(effektiven)  Betrage  des  Minderwerths,  d«  h.  in  dem  ftir  den  Verlust- 
fall gemäss  Art.  34  zu  ersetzenden  Werthe  abzüglich  des  Verkauf s- 
werths  zur  Zeit  und  am  Orte  der  bestimmungsmässigen  Ablieferung 
des  Guts  (Art.  37). 

2)  Bei  Festsetzung  eines  Maximal-  (sc.  Normal-)  Satzes  nach 
Massgabe  des  Art.  35  wird  der  zu  zahlende  Schadensbetrag  verhält- 
nissmässig reduzirt,  d.  h.  der  Betrag  der  regelmässigen  Entschädigung 
(ad  1)  wird  in  demjenigen  Verhältnisse  herabgesetzt,  in  welchem  bei 
Verlust  der  gemäss  Art.  34  zu  berechnende  Werth  zu  dem  gemäss 
Art.  35  festgesetzten  Maximalsatz  steht  (Art.  37).  Die  regelmässige 
Vergütung  im  Beschädigungsfalle  verhält  sich  zu  dem  zu  leistenden 
Ersätze,  wie  der  bei  Verlust  zu  berechnende  Werth  des  Guts  (Art.  34) 
zu  dem  Maximalsatze  (Art.  35). 

3)  Bei  einer  Deklaration  des  Interesses  an  derLieferung 
kann  ausser  der  regelmässigen  Entschädigung  (ad  1)  jeder  weitere 
erweisliche  Schaden  bis  zur  Höhe  des  in  der  Deklaration  festgesetzten 
Betrages  zugesprochen  werden  (Art.  38). 
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C  Für  den  Fall  der  VersKumung  der  Lieferfrist  sind 
im  Wesentlichen  die  deutschrechtlichen  Prinzipien  angenommen 
worden.  Wälirend  der  Grad  der  Haftpflicht  hier  geringer  ist;  als 
im  Falle  des  Verlustes  und  der  Beschädigung  (8.  59 1)^  ist  der  Um- 
fang des  Schadensersatzes  erweitert.  Er  beschränkt  sich  nicht  auf 
den  wirklichen  Schaden,  d.  h.  den  gemeinen  Handel swerth  oder  ge- 
meinen Werth  des  Gutes,  sondern  umfasst  den  vollen  Schaden, 
also  auch  den  entgangenen  Gewinn,  das  individuelle  Interesse  {dam- 
num  emergens  und  hierum  cessans).  Die  Eisenbahn  hat  danach  den 
vollen  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  durch  Yersäumung  der  Lieferfrist 
entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist,  dass  die  Verspätung  von 
einem  Ereignisse  herrührt,  welches  sie  weder  herbeigeführt  hat,  noch 
abzuwenden  vermochte.  Der  Ersatzberechtigte  hat  seinerseits  die  Höhe 
des  entstandenen  Schadens  nachzuweisen.  Aber  zum  Zwecke  der 
Entschädignng^berechnung  sind  Maximal-  (^Normal-)  Sätze  in  Gestalt 
von  aliquoten  T heilen  der  Fracht  eingeführt  und  ist  femer  die 
Deklaration  des  Interesses  an  der  Lieferung  zugelassen,  der- 
artig, dass  dieselben 

1)  die  Maximalgrenze  der  zu  gewährenden  Entschädigung  bilden 
sollen,  und 

2)  innerhalb  dieser  Grenze  der  Ersatzberechtigte  prinzipiell  sei- 
nen Schaden  unter  Zugrundelegung  der  Bestimmungen  des  Art.  39 
nachzuweisen  hat. 

Hiervon  ist  jedoch  insofern  abgewichen,  als  in  Betreff  des  Nor- 
malsatzes  unter  gewissen  Voraussetzungen  und  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  von  dem  Schadensnachweis  Abstand  genommen  und  ohne  diesen 
Nachweis  schlechthin  und  unbedingt  der  eingeführte  Normalsatz  als 
Schadensersatz  gefordert  werden  darf.  Dieser  Abweichimg  von  den 
Kegeln  der  Beweislast  liegt  die  Erwägung  zu  Grunde,  dass  die 
Schwierigkeiten  für  den  Schadensnachweis  bei  Verspätung  erheblich 
grösser  sind,  als  bei  Verlust  oder  Beschädigung.  Denn  während  in 
letzterem  Falle  im  Wesentlichen  nur  objektive  und  thatsächliche  Ver- 
hältnisse (Znstand  des  Gutes,  Höhe  der  Marktpreise  etc.)  in  Betracht 
kommen,  handelt  es  sich  bei  ersteren  meistentheils  um  die  Feststel- 
lung individueller  Nachtheile  und  subjektiver  Momente  und  Interessen 
(veränderte  Nachfrage,  Verlust  der  Kundschaft,  Unverwendbarkeit  der 
verspäteten  Waare  etc.),  deren  Werth  und  Grösse  der  Natur  der  Sache 
nach  weit  schwieriger  darzuthun  ist.  Aus  diesen  Gründen  und  weil 
ferner  in  jeder  Verspätung  doch  irgend  ein  wenn  auch  noch  so  ge- 
Tmgf^giger  Nachtheil  für  den  Interessenten  zu  liegen  pflegt,  ist  von 
den  allgemeinen  Beweisregeln  Über  den  Schadensnachweis  bei  Ver- 
spätung insofern  abgewichen,  als  für  Schaden sansprUche,  welche  ge- 
wisse im  Verhältniss  zur  Dauer  der  Fristübcrschreittmg  bis  zur  Hälfte 
der  Fracht  und  —  bei  Deklaration  des  Interesses  —  bis  zur  ganzen 
Fahrt  zunehmende  Frach tantheile  nicht  übersteigen,  kein  Schadens- 
n  ach  weis  erfordert  wird.    Für  alle  weitergehenden  Schadensansprüche 
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aber  ist  der  gesetzlichen  Beweisregel  gemttss  der  Schadensnachweis  zu 
erbringen. 

Diesen  Erwfignngen  entsprechen  die  Vorschriften  des  Art.  40. 
Sie  sehen  —  abgesehen  von  der  Deklaration  —  zwei  Kategorien 
von  Normalsätzen  vor^  von  denen  die  eine  ohne^  die  andere  nur 
mit  Schadeusnachweis  gefordert  werden  darf.  Von  den  deutschrecht- 
lichen Bestimmungen  des  §  70  des  bisherigen  Betriebsreglements 
unterscheiden  sie  sich  dadurch^ 

1)  dass  in  Betreff  der  Normalsätze  die  ohne  Schadensnachweis 
zu  vergütenden  Frachtantheile  der  Dauer  der  Lieferfristüberschreitimg 
mehr  angepasst  sind^ 

2)  dass  femer  auch  fUr  den  Fall  der  Interessedeklaration  ohne 
Schadensnachweis  Normalsätze  vorgesehen  sind,  welche  in  der  Ver- 
doppelung der  gewöhnlichen  Normalsätze  bestehen,  während  mit 
Schadensnachweis  der  Betrag  der  Interessedeklaration  die  Maximal- 
grenze   der  Entschädigung  bildet, 

3)  dass  in  beiden  oben  erwähnten  Fällen  (ohne  und  mit  Scha- 
densnachweis) die  Entschädigung  (Vergütung)  den  deklarirten  Betrag 
des  Interesses  nicht  übersteigen  darf  (danach  kann  es  freilich  vor- 
kommeu;  dass,  wenn  der  deklarirte  Betrag  niedriger  ist,  als  die  ganze 
Fracht,  der  Beschädigte  ohne  Deklaration  eine  höhere  Entschädigung 
zu  beanspruchen  hat,  als  mit  der  Deklaration  —  eine  Konsequenz, 
an  deren  Unbilligkeit  wohl  bei  der  vorliegenden  Bestimmung  anschei- 
nend nicht  gedacht  worden  ist), 

4)  dass  kein  Unterschied  zwischen  Fracht-  und  Eilgut  gemacht 
ist  und 

5)  dass  die  ohne  Schadensnachweis  entschädigungsfreie  Verspä- 
tung in  Fortfall  gebracht  ist,  mithin  selbst  für  die  geringste  Liefer- 
fristversäumung auch  ohne  Schadensnachweis  Ersatz  beansprucht  w^- 
den  kann. 

Für  den  Fall  der  Versäum ung  der  Lieferfrist  gelten  hie- 
nach  in  Betreff  der  Bemessung  der  Entschädigung  folgende  Grund- 
sätze: 

1)  Die  regelmässige  Entschädigung  besteht  in  dem  Ersätze 
des  vollen,  vom  Berechtigten  nachzuweisenden  Schadens,  welcher 
durch  Versäumung  der  Lieferfrist  entstanden  ist  (d.  h.  des  wirklichen 
Schadens  und  des  entgangenen  Gewinnes),  ist  also  nicht,  wie  im  Falle 
des  gänzlichen  oder  theil weisen  Verlustes,  auf  den  gemeinen  Handels- 
werth  bezw.  gemeinen  Werth  beschränkt,  doch  ist  für  die  Schadens- 
bemessung zu  unterscheiden: 

2)  Fehlt  eine  Deklaration  des  Interelsses,  so  darf  der 
Schadensanspruch 

a)  ohne  Schadens  nach  weis  bestimmte  aliquote,  mit  der  Dauer 
der  Versäumung  im  Verhältniss  stehende  Theile  der  Fracht  bis 
zur  Hälfte  derselben  (Art.  40  Abs.  1); 
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b)  mit  Schadensnachweis    die  Höhe    der   ganzen  Fracht  nicht 
übereteigen  (Art.  40  Abs.  2). 
3)  Besteht  eine  Deklaration  des  Interesses,  so  bilden 

a)  ohne  Schadensnachweis  bestimmte  aliquote,  das  Doppelte 
der  ad  2a  uormirten  Theile  der  Fracht  bis  zur  üöhe  der  gan« 
zen  Fracht  (Art.  40  Abs.  3), 

b)  mit  Schadensnachweis  der  ganze  Betrag  des  Schadens 

die  Entschädigung.     Doch  darf  dieselbe   in  beiden  Fällen  (a  und  b) 
den  deklarirten  Betrag  des  Interesses  nicht  übersteigen  (Art.  40  Abs.  4). 
D.  Für  alle  Fälle  der  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  gelten  end- 
lich folgende  gemeinsame  Grundsätze: 

1)  Die  Vergütung  des  vollen  Schadens  kann  in  allen  Fällen 
gefordert  werden,  wenn  derselbe  infolge  der  Arglist  oder  der  gro- 
ben Fahrlässigkeit  der  Eisenbahn  entstanden  ist  (Art.  41).  Dieser 
Grundsatz  ist  dem  deutschen  Frachtrechto  (Art.  396  Abs.  5,  Art.  427 
Abs.  2  D.H.G.B.)  entlehnt,  doch  sind  für  den  unklaren  und  kontro- 
versen Begriff  „bösliche  Handlungsweise^,  welchen  das  D.H.G.B.  in 
den  allegirten  Stellen  enthält,  die  klaren  und  allen  Landesrechten  ge- 
läufigen Begriffe:  „Arglist  und  grobe  Fahrlässigkeit*^  (dolus  und  culpa 
lata)  gewählt  worden.  Ist  der  Schaden  hierdurch  entstanden,  so  kann 
die  Vergütung  des  vollen  Schadens  gefordert  werden.  Die  Entschä- 
digungsforderuug  ist  alsdann  nicht  auf  die  in  den  Art.  34 — 38  und  40 
bezeichneten  Werthgrenzen  beschränkt:  vielmehr  ist  frei  von  allen 
Schranken  sowohl  der  wirkliche  Schaden  {damnum  emergens)  wie  auch 
der  entgangene  Gewinn  {luerum  cessaiis)y  das  ganze  individuelle 
Interesse  des  Berechtigten,  welches  durch  die  dolose  oder  kulpose 
Handlung  oder  Unterlassung  verletzt  ist,  Gegenstand  der  Entschädi- 
gung. Die  Vergütung  des  vollen  Schadens  kann  bei  Arglist  und 
grober  Fahrlässigkeit  der  Eisenbahn  (oder  ihrer  Leute  Art.  29)  in 
allen  Fällen  gefordert  werden,  ist  also  nicht  auf  die  Fälle  des  Ver- 
lustes, der  Minderung,  Beschädigung  und  Verspätung  beschränkt,  — 
worauf  freilich  die  Stellung  des  Art.  41  unmittelbar  nach  den 
Art.  34 — 40  hinzudeuten  scheint,  —  sondern  umfasst  ausnahmslos  alle 
Fälle,  in  welchen  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  internationalen 
Uebereinkommens  überhaupt  ein  Schadensersatz  zu  leisten  ist. 

2)  Der  Entschädigimgsberechtigte  kann  Verzinsung  der  Ent- 
schädigungssumme verlangen,  und  zwar  in  Höhe  von  6^/^  dersel- 
ben und  von  dem  Tage,  an  welchem  das  Entschädigungsbegehren  ge- 
stellt wird  (Art.  42).  Der  Grundsatz  der  Verzinsungspflicht  ist  nicht 
neu,  vielmehr  wohl  allen  Landesrechten  eigen.  Die  Höhe  und  den 
Beginn  der  Verzinsung  einheitlich  zu  normiren,  entsprach  der  Tendenz 
des  internationalen  Uebereinkommens.  Beides  ist  im  Wesentlichen 
nach  Analogie  der  Art.  287,  288  des  D.H.G.B.'s  bestimmt.  Für  den 
Beginn  der  Verzinsung  war  ursprünglich  ein  anderer  Termin  vorge- 
schlagen und  angenommen  worden,  nämlich  bei  Entschädigung  für 
Verlust,    Minderung    oder  Beschädigung    vom  Ta^e.    an    welchem    die 
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Ablieferung  des  Guts  hätte  erfolgen  sollen,  bei  Verspätung  vom  Tage 
der  erfolgten  Ablieferung  an.     In    den  Berathungen    wurde   aber  als 
Termin  des  Beginnes  der  Verzinsung  der  Tag  bestimmt,    an  welchem 
das  EntschSdigungsbegehren  gestellt  wird,  und  zwar,    um   zu  Gunsten 
der  Eisenbahnen  zu  verhindern,    dass    die  Entschädigungsberechtigten 
im  Hinblick  auf  die  zu  beziehenden  6^/^  Zinsen    es    für   vortheilhaft 
halten    möchten,    die  Entschädigungsforderung    möglichst    spät    anzu- 
bringen.   Hiergegen  soll  die  Festsetzung  des  Beginns  der  Vensinsung 
auf  den  Zeitpunkt  der  Reklamation  den  Eisenbahnen  Schutz  gewähren. 
3)  Wenn    Gegenstände,    welche    vom    internationcJen   Transporte 
ausgeschlossen  oder  zu  demselben  nur  bedingungsweise   zuge- 
lassen sind,    unter    unrichtiger    oder    ungenauer    Deklaration 
zur  Beförderung  au%egeben  oder  wenn  die  fiir  dieselben  vorgesehenen 
Sicherheitsvorschriften    vom    Absender   ausser   Acht   gelassen    werden, 
so  ist  jede  Haftpflicht  der  Eisenbahn  auf  Grund  des  Fracht- 
vertrages  ausgeschlossen    (Art.  43).     Dieser   Grundsatz    bezieht 
sich  nicht  auf   die  im  Art.  2   des  internationalen  Uebereinkommens 
angeführten  Gegenstände.    Denn  auf  diese  findet  dasselbe  überhaupt 
keine    Anwendung;    bezüglich  ihrer  besteht,    selbst  wenn    sie  ver- 
sehentlich  zum    internationalen  Transport   angenommen  worden   sind, 
kein  internationaler  Frachtvertrag;    sie    sind    vielmehr   lediglich   nach 
Landesrecht  zu  beurtheilen.     Der  Grundsatz   des  Art.  43   betrifft  nur 
die    im   Art.    3    des    internationalen    Uebereinkommens    bezeichnetai 
Gegenstände.    Sind  diese  verbotswidrig  oder  bedingungswidrig  in  Folge 
unrichtiger  oder  ungenauer  Deklaration  zum  internationalen  Transport 
angenommen,   so  greifen  zwar  die  Normen  des  internationalen  üeber- 
einkonmiens  Platz    und    es   besteht   ein    internationaler  Frachtvertrag. 
Aber  es  treten  die  im  Uebereinkommen  vorgesehenen  Folgen  der  vor- 
schriftswidrigen   Aufgabe   ein.     Der    Absender    hat   nicht   nur  gemäss 
Art.  7  alle  Folgen   der   imrichtigen   Angabe  zu  tragen,    sondern  geht 
auch  gemäss  Art.  43  aller  Haftpflichtansprüche,    die    ihm  andernfalls 
auf  Grund  des  internationalen  Frachtvertrages  zustehen  würden,  ver- 
lustig.   Jede  Haftpflicht  auf  Grund  des  zwischen  ihm  und  der  Eisen- 
bahn bestehenden  Frachtvertrages    ist    ausgeschlossen.    Es  genügt  die 
blosse  Thatsache  der  Aufgabe  unter  unrichtiger  oder  ungenauer 
Deklaration,  weder  dolus  noch  cidpa  ist  hierbei  erforderlich.    Alsdann 
ist  jede  Haftpflicht,  sei  es  für  Verlust,  sei  es  für  Hinderung,  Beschä- 
digung und  Verspätung  gemäss  Art.  30 — 42  ausgeschlossen,  aber  nur 
soweit  sich  die  Haftpflicht  auf  den  Frachtvertrag  gründet.     Die 
übrigen  Pflichten   der  Eisenbahn    aus    dem  Frachtvertrag   ebenso   wie 
die  sonstigen  Obliegenheiten  derselben  aus  dem  internationalen  Ueber- 
einkommen bleiben  unberührt.    Um    hierüber  jeden  Zweifel   zu  besei- 
tigen, wurden  die  Worte:  „auf  Grund   des  Frachtvertrages"  in 
die  vorliegende  Bestimmung  ausdrücklich  eingefügt. 


607 


Das  sogenannte  internationale  Strafrecht  nach  den  Be- 
stimmungen des  letzten  Entwurfes  des  österreichischen 

Strafgesetzes  ^). 

Von  Univenitätsprofessor  Dr.  Zacker  in  Prag. 

Wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  so  dürften  in  nicht  allzuferner 
Zeit  die  mehr  als  SOjShrigen  Vorarbeiten  zur  Schaffung  eines  neuen 
Österreichischen  Strafgesetzes  mit  der  Annahme  des  letzten  (YII.)  Aus- 
schussentwurfes durch  die  gesetzgebenden  Körperschaften  ihrer  prak- 
tischen Verwirklichung  entgegengeführt  werden. 

Dieser  Zeitpunkt  scheint  uns  geeignet  zu  sein  zu  prüfen^  in 
welchen  Punkten  das  sog.  internationale  Strafrecht  des  zu  gewilrtigen- 
den  neuen  österreichischen  Strafgesetzes  von  jenem  des  deutschen 
Strafgesetzes  differirt^  und  in  welchen  es  mit  demselben  Übereinstimmt. 
Eine  solche  kritische  Prüfung  erscheint  zulässige  weil  die  Kommission^ 
welche  den  ersten  Entwurf  (^1874),  der  die  Grundlage  aller  späteren 
bildete,  verfasste,  sich  „sowohl  hinsichtlich  der  technischen  Behand- 
lung und  der  Grrundlage,  als  des  Strafen systemes,  für  eine  möglichst 
weit  gehende  Annäherung  an  das  deutsche  Strafgesetz"  aussprechen 
zu  müssen  vermeinte.  —  (Nr.  221  der  Beil.  zu  den  Stenograph.  Pro- 
tokollen des  Abgeordnetenhauses  VTII.  Session  S.  4.) 


Gleichlautend  stellen  beide  Gesetzgebungswerke  —  österr.  Ent- 
wurf und  deutsches  Strafgesetz  —  in  demselben  §  (3)  die  Wirksam- 
keit des  Territorialpriuzipes  in  den  Vordergrund. 

Die  Bestimmung  des  deutschen  Strafgesetzes: 

§  3.  „Die  Stra%esetze  des  Deutschen  Reichs  finden  Anwendung 
auf  alle  im  Gebiete  desselben  begangenen  strafbaren  Handlungen;  auch 
wenn  der  Thäter  ein  Ausländer  ist"  übergeht  bis  auf  den  Schlusssatz 
ta»i  wörtlich  in  §  3  des  österreichischen  Ausschussentwurfes;  der  mit 
dem  Satze  eingeleitet  wird:  „Dieses  Gesetz  findet  Anwendung  auf  alle 
im  Inlande  begangenen  Handlungen." 

Der  erwähnte  Schlusssatz  „auch  wenn  der  Thäter  ein  Ausländer 
ist"  fehlt  im  österreichischen  Entwürfe. 

Der  Sinn  wird  biedurch  nicht  verändert;  in  stylistischer  Be- 
ziehung glauben  wir  aber  dem  österreichischen  Entwürfe  den  Vorzug 
einräumen  zu  dürfen. 


1)  Wir  haben  diesem  Gegenstände  in  Bd.  I  S.  204  ff.  dieser  Zeitschrift 
eine  kurze  Besprechung  gewidmet,  wir  kehren  hier  zu  demselben  zurück, 
weil  seither  ein  neaerlicher  (VI.)  Keg.-Entwurf  vorgelegt  wurde,  der  aber- 
mals Abänderungen  in  den  Ausschussberathungen  erfahren  hat,  die  den 
Unterschied  zwischen  der  östenreichischen  und  deutschen  Ruichsstrafgesetz- 
gebung  noch  schärfer  hervortreten  lassen,  als  bisher. 
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Sobald  es  im  einleitenden  ersten  Satze  heisst:  Das  Stra%e8etz 
findet  Anwendung  auf  alle  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  begange- 
nen strafbaren  Handlungen^  so  erscheint  es  dem  Begriffe  ^alle^^  sub- 
intdligirt;  dass  die  von  einem  Ausländer  begangenen  Handlungen 
keine  Ausnahme  hievon  machen  können,  da  ja  der  Wirksamkeit  des 
Strafgesetzes  für  die  von  Inländern  im  Inlande  begangenen  strafbaren 
Handlungen  nach  dem  begrifflichen  Inhalte  des  Strafgesetzes  nicht 
erst  insbesondere  erwähnt  zu  werden  braucht. 

Wenn  wir  auch  gegen  die  Ausdrucksweise  des  deutschen  Straf- 
gesetzes nicht  den  Vorwurf  erheben  wollen,  dass  dieselbe  durch  die 
bezügliche  Bestimmung  einen  Zweifel  dort  anregt,  wo  ein  solcher  von 
vornherein  ausgeschlossen  bleiben  sollte,  so  können  wir  doch  die  Be- 
merkung nicht  unterdrücken,  dass  hier  im  Gesetzbuche  eine  Erklärung 
und  Auslegung  ihren  Platz  gefimden  hat,  die  weit  eher  in  einem  Kom- 
mentar oder  in  einem  Lehrbuche,    als  in  einem  Gesetz  am  Platze  ist. 

Eine  weitere  materielle  Verschiedenheit  zwischen  den  Bestim- 
mungen des  österreichischen  Entwurfes  imd  des  deutscheu  Strafgesetzes 
tritt  darin  hervor,  dass  im  ersteren  Entwürfe  ein  zweiter  Absatz  an- 
gefügt erscheint,  welcher  im  deutschen  Strafgesetze  fehlt. 

Jener  zweite  Absatz  des  §3  des  österreichischen  Entwurfes  lautet: 

„Wurde  für  die  im  Inlande  begangene  strafbare  Handlung  ausser- 
halb dieses  Gebietes  eine  Strafe  in  Vollzug  gesetzt,  so  ist  dieselbe 
in  die  nach  diesem  Gesetze  zu  verhängende  Strafe  einzurechnen. "^ 

Diese  Bestimmung  steht  im  Zusammenhange  mit  jener  des  ersten 
Absatzes  des  §  3,  sie  gilt  in  der  ihr  hier  gegebenen  Fassung  ebenso 
für  den  Fall,  als  ein  Inländer  für  die  im  Inlande  verübte  strafbare 
Handlung  im  Auslände  gestraft  wurde,  als  ^für  den  Fall,  dass  ein 
Ausländer  eine  im  Inlande  verübte  Strafthat  im  Auslande  verbüsst  hat, 
Fälle,  die  zwar  selten  vorkommen  dürften,  deren  Möglichkeit  ah&r 
gleichwohl  nicht  ausgeschlossen  werden  kann. 

So  kann  beispielsweise  ein  Oesterreicher  in  Oesterreich  eine 
strafbare  E[andlung  zum  Nachtheil  eines  italienischen  Staatsbürgers 
begehen  und  hiefür  in  Italien,  bevor  seine  That  in  Oesterreich  zur 
Anzeige  kommt,  bestraft  werden  (Art.  6  des  ital.  Strafgesetzes):  wird 
er  dann  für  die  in  Oesterreich  begangene  That  hierlands  in  Unter- 
suchung und  Strafe  gezogen,  so  findet  die  Einrechnung  der  in  Italien 
verbüssten  Strafe  statt. 

Oder  aber  ein  Italiener  wird  für  ein  in  Oesterreich  verübtes  De- 
likt in  Italien  bestraft  und  später  für  seine  That  nach  §  3  in  Oester- 
reich zur  Verantwortung  gezogen;  auch  in  diesem  Falle  hat  die  Ein- 
rechnung der  in  Italien  verbüssten  Strafe  zu  erfolgen. 

In  §  3  des  deutschen  Strafgesetzes  fehlt  die  erwähnte  Bestim- 
mung; es  fragt  sich  nun,  ob  sie  durch  die  Bestimmung  des  §  7 
ersetzt  wird,  welche  lautet: 

„Eine  im  Auslande  vollzogene  Strafe  ist,  wenn  wegen  derselben 
Handlung  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  abermals  eine  Verurthei- 
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lung  erfolgt,  auf  die  zu  erkennende  Strafe  in  Anrechnung  zu  bringen.*' 

Die  Motive  geben  keine  Aufklärung  über  die  Intention  dieser 
Befltimmung. 

Schwarze  (Kommentar  S.  71),  Oppenhoff  (Deutsches  Strafges. 
5.  Aufl.  S.  37),  Rüdorff  (Kommentar  S.  118)  u.  A.  behaupten,  dass 
diese  Bestimmung  für  die  im  In-  und  Auslande  verübten  Verbrechen  und 
Vergehen  zu  gelten  habe;  wir  sind  der  Anschauung,  dass  die  angeführte 
Bestimmimg  des  §  7  nur  für  jene  Fälle  intendirt  sei,  in  welchen  der 
Inländer  oder  der  Ausländer  für  eiue  im  Auslande  verübte  straf- 
bare Handlung  im  Inlande  zur  Verantwortung  gezogen  wird. 

Der  Wortlaut  der  Bestimmung,  die  von  einer  ,, abermaligen"  Ver- 
urth eilung  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  spricht,  entspricht^  wenn 
man  ihm  keinen  Zwang  anthut,  unserer  Auffassung.  Der  Gesetzgeber 
kann  nach  der  zitirten  Fassung  der  erwähnten  Bestimmung  nur  die 
im  Auslande  (von  einem  Inländer  oder  Ausländer)  verübte  strafbare 
Handlung  im  Auge  gehabt  haben,  wegen  welcher  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs  abermals  eine  Verurtheilung  erfolgt. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  zeugt  die  Stellung  der  er- 
wähnten Bestimmung  im  Systeme  des  deutschen  8tra%e8etzes. 

Die  §§  4,  5,  6,  die  dem  zitirten  §  7  vorangehen,  haben  sämmt- 
lich  die  Verübung  von  strafbaren  Handlungen  im  Auslande  zum  Ge- 
genstande und  der  dem  §  7  unmittelbar  nachfolgende  §  8  bestimmt, 
was  im  Sinne  dieses  Strafgesetzes  als  ,, Ausland^'  zu  gelten  habe. 

Volle  Gkwissheit  für  unsere  Annahme  geben  uns  die  Motive  zum 
Entwürfe  eines  Strafgesetzbuches  für  den  norddeutschen  Bund  (An- 
lage 1.  II)  in  welchem  iS.  15  -80)  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
strafung der  im  Auslände  begangenen  Handlungen,  welche  den 
diesbezüglichen  Normen  des'  deutschen  Strafgesetzes  zur  Grundlage 
dienen,  zusammengestellt  erscheinen,  unter  denen  insbesondere  die  Be- 
stimmung des  Art.  13  des  bayerischen  Strafgesetzes  vom  10.  November 
1861  hervorzuheben  ist,  weil  dieselbe,  wie  auch  Rüdorff  zugiebt,  dem 
§  7  des  deutschen  Strafgesetzes  zum  Vorbilde  gedient  hat. 

Jene  Bestimmung  des  Art.  13  des  bayerischen  Strafgesetzes  vom 
10.  November  1861  hat  aber  die  Verübung  von  Verbrechen  und  Ver- 
gehen im  Auslande  zum  Gegenstande. 

Von  massgebendster  Bedeutung  für  die  Stellung  des  internationa- 
len Strafrechtes  im  Systeme  des  neuesten  österreichischen  Entwurfes 
ist  §  4,  den  wir  seinen  Hauptbestimmungen  nach  hier  wörtlich  zitiren 
müssen.     Derselbe  lautet: 

,,  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  nicht  im  Inlande  verübt  wer- 
den, unterliegen  der  Behandlung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes nur  in  folgenden  Fällen: 

1)  Wenn  eine  der  im  I.  Hauptstücke  des  zweiton  Theiles  bezeich- 
neten hochverrätherischen  Handhmgen,  oder  eines  der  im  VIII.  Haupt- 
stücke des  zweiten  Theiles  bezeichneten  Verbrechen  in  Beziehung  auf 
inländisches  Geld  oder  auf  inländische,  dem  Papiergelde  gleichgeachtete 
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Werthpapiere^  oder  das  im  §  199  Z.  5,  oder  das  im  §  239  bezeich- 
nete Verbrechen  begangen  wurde; 

2)  wenn  der  Schuldige  zur  Zeit  der  That  österreichischer  Staats- 
bürger war; 

3)  wenn  die  Auslieferung  des  Schuldigen  an  die  Behörden  des 
Thatortes  oder  an  jene  seines  Heimathlandes  zur  Untersuchung  und 
Bestrafung  entweder  nicht  zulässig  oder  nicht  ausführbar  ist  und  der 
Justizminister  die  Einleitung  der  strafrechtlichen  Verfolgung  anzuord- 
nen findet.^ 

Wir  finden  hier  im  Absätze  1  dem  sog.  Schutz-  oder  fiealprinzip, 
im  Absatz  2  dem  sog.  Personal-  oder  Souveränitätsprinzip  und  end- 
lich im  Absatz  3  dem  sog.  Weltrechtsprinzip  Rechnung  getragen;  da 
§  3,  wie  wir  gesehen  haben^  das  Territorialprinzip  zur  Wirksamkeit 
bringt;  so  gelangen  im  österreichischen  Entwürfe,  so  weit  es  sich  um 
Verbrechen  und  Vergehen  handelt,  alle  Prinzipien  des  sog.  internatio- 
nalen Strafrechtes  zur  praktischen  Anerkennung,  was  gebilligt  werden 
darf,  insofern  nicht  eben  dadurch  Kollisionen  zwischen  den  einzelnen 
Prinzipien  geschaffen  und  die  denselben  eingeräumten  Grebiete  in  un- 
angemessener Weise  ausgedehnt  werden. 

Prüfen  wir  von  diesem  Standpunkte  zunächst,  welcher  Einflnss 
im  §  4  Absatz  1  dem  sog.  Realprinzip  eingeräumt  wurde. 

Die  früheren  Entwürfe  hatten  sich  damit  begnügt,  in  theilweiser 
Uebereinstimmung  mit  dem  deutschen  Strafgesetze,  hochverrätherische 
Handlungen  gegen  den  österreichischen  Eaiserstaat,  dann  das  Ver- 
brechen der  Verfälschung  inländischen  Oeldes  und  inländischer,  dem 
Papiergelde  gleichgeachteter  Werthpapiere,  als  jene  zu  bezeichnen, 
die  wegen  ihrer  direkten  und  bedeutenden  Gefährdung  des  öster- 
reichischen Staatswesens  die  Reaktion  der  österreichischen  Staats- 
gewalt wider  sich  hervorrufen. 

Die  Gruppe  dieser  Delikte  wurde  in  dem  im  Jahre  1891  über- 
reichten Reg.-Entwiurfe  (VI)  um  das  im  §  239  bezeichnete  Verbrechen 
vermehrt,  und  diese  Vermehrung  hat  die  Billigung  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  erfahren,  welche  ihrerseits  noch  ein  weiteres 
Delikt  (§  199  Z.  5)  hinzugefügt  hat 

§  239  des  letzten  Ausschussentwurfes  (VII)  lautet: 

„Wer  sich  eines  Menschen  durch  List,  Drohung  oder  Grewalt 
bemächtigt,  um  ihn  in  hülf  loser  Lage  auszusetzen,  oder  in  Sklaverei, 
Leibeigenschaft  oder  in  auswärtige  Kriegs-  oder  Schiffsdienste  zu 
bringen,  oder  damit  er  an  einem  Orte,  wo  er  dem  Schutze  des  Staates 
entzogen  ist,  in  rechtswidriger  Abhängigkeit  erhalten  werde,  wird 
wegen  Menschenraubes  mit  Zuchthaus  von  drei  bis  Ainfzehn  Jahren, 
oder  mit  Gefängniss  nicht  unter  drei  Jahren  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  sich  an  dem  Handel  mit  Sklaven 
oder  an  deren  Verfrachtung  betheiligt.  ^ 

Die  Motive  zu  dem  im  Jahre  1891  vorgelegten  Reg.-Entwurfe 
(Nr.  210  der  Beil.  zu  den  Stenograph.  Protokollen  des  Abgeordneten- 
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hatises  8.  91)  sprechen  sich  über  die  Vermehrung  der  Delikte,  die, 
wo  und  von  wem  immer  verübt,  nach  österreichischem  Strafgesetze 
geahndet  werden  sollen,  nachstehend  aus: 

„Den  bisher  unter  Z.  1  aufgeführten  strafbaren  Handlungen, 
welche  ohne  Bücksickt  auf  den  Begehungsort  und  die  Staatsbürger- 
schaft des  Thäters  verfolgt  werden  sollen,  wurde  auch  das  im  §  248 
(resp.  239)  voi^esehene  Verbrechen  des  Menschenraubes  angereiht. 
Diese  Erweiterung  erfolgte  mit  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  der  Brüs- 
seler Konferenz  1889/1890,  welcher  auch  die  österreichisch-ungarische 
Monarchie  beigetreten;  nach  denselben  haben  die  Vertragsstaaten  die 
Verpflichtung  übernommen,  die  Sklavenjagd  und  den  Sklavenhandel 
strafgerichtlich  zu  verfolgen. 

Es  liegt  ein  ausreichender  Grund  nicht  vor,  fUr  andere  Begehungs- 
formen des  Menschenraubes  eine  Ausnahmebestimmung  zu  treffen,  da- 
her der  §  248  (resp.  239)  mit  seinem  ganzen  Inhalte  in  obiger  Be- 
stimmung aufgenommen  wurde.  "^ 

Diese  Art  der  Begründung  ist  geradezu  verblüffend. 

Weil  sich  Oesterreich-Ungarn  zur  Bestrafung  der  Sklavenjagd 
und  des  Sklavenhandels  verpflichtet  hat,  so  wird  präsumirt,  dass  dieses 
Delikt  wo  immer  und  von  wem  immer  verübt,  gleich  dem  Hoch- 
verrathe  und  der  Verfälschung  des  österreichischen  Geldes,  ein  spezielles 
österreichisches  Interesse  verletze  oder  bedrohe  und  darum  gleich 
diesen  Delikten  die,  eine  jede  andere  Strafgewalt  ausschliessende, 
Ahndung  seitens  der  österreichischen  Behörden  herausfordere! 

Es  ist  uns  nichts  davon  bekannt  geworden,  dass  die  anderen 
Vertragsstaaten  sich  beeilt  hätten,  eine  analoge  Bestimmung  in  ihre 
Strafgesetze  aufzunehmen,  weshalb  man  wohl  auch  in  Oesterreich  mit 
der  bisher  bereits  geltenden  Bestimmung  über  die  Strafbarkeit  des 
Sklavenhandels  sein  Auslangen  hätte  finden  können,  zumal  das  Welt- 
reehtsprinzip,  dem  in  Oesterreich  eine  weit  bedeutendere  Rolle  zuge- 
wiesen erscheint,  als  in  anderen  Staaten,  die  Bestrafung  des  Sklaven- 
handels in  Oesterreich  auch  dann  möglich  erscheinen  lässt,  wenn 
derselbe  von  Ausländern  ausserhalb  Oesterreichs  betrieben  wird. 

Indess  mit  dieser  Ausdehnung  des  Realprinzipes  kann  man  sich 
um  der  internationalen  Bedeutung  des  Sklavenhandels  nöthigenfalls 
noch  abfinden;  dass  aber  auch  die  übrigen  im  §  239  angeführten 
Arten  des  Menschenraubes  nunmehr  bedingungslos  der  Strafgewalt  des 
österreichischen  Staates  überantwortet  werden  sollen,  dies  wird  sich 
nie  rechtfertigen  lassen. 

Die  oben  zitirten  „Motive"*  besagen,  dass  ein  ausreichender  Grund 
nicht  vorliegt,  für  andere  Begehungsformen  des  Menschenraubes  eine 
„Ausnahm sbestimmung^  zu  treffen,  hievon  sind  auch  wir  über- 
zeugt, aber  eben  darum  hätte  es  hier  bei  der  Regel  sein 
Bewenden  finden  sollen,  denn  zu  der  Ausnahmsbehandlung  ha- 
ben  die  Beschlüsse  der  Brüsseler  Konferenz  eben  nur  rücksichtlich 
des  Deliktes  des  Sklavenhandels  und  der  Sklavenverfirachtung  den  be- 
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hanpteten  Anlass  gegeben.  Man  vergegeuwttrtige  sich  doch  nur  die 
KonsequcuEen  jener  Gesetzgebung,  die  alle  Arten  der  Begehung  des 
Menschenraubes  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  die  That  yer&bt  wurde, 
unter  die  Strafgewalt  des  österreichischen  Staates  zu  stellen  unter- 
nimmt! 

Wenn  ein  Schwede  in  Schweden  Jemanden  in  hülf  loser  Lage  aus- 
setzt oder  daselbst  ihn  durch  Gewalt  oder  List  in  russische  Kriegs-  oder 
Schiffsdienste  bringt,  so  arrogirt  sich  nach  dem  Inhalte  jener  Bestim- 
mung Oesterreich  ein  prinzipales  Strafrecht  wider  diesen  schwe- 
dischen Staatsbürger,  liefert  ihn,  wenn  er  zufällig  in  Oesterreich  auf- 
gegriffen wird,  dem  schwedischen  Staate  nicht  aus,  und  straft  ihn 
auch  dann,  wenn  er  bereits  früher  in  Schweden  für  dieses  sein  De- 
likt gestraft  worden  war! 

Auch  die  Kuppelei,  mittels  welcher  eine  Person  in  das  Ausland 
befördert  wird«  um  sie  daselbst  dem  unzüchtigen  Grewerbe  mit  ihrem 
Körper  zuzuführen  (§  199.  5),  soll  nunmehr  bedingungslos,  d.  h. 
auch  im  Auslande  vom  Ausländer  verübt,  Gegenstand  strafgericht- 
licher Verfolgung  in  Oesterreich  werden. 

Wir  können  uns  auch  mit  dieser  Norm  nicht  einverstanden  er- 
klären. Die  Gesetzgebung  will  den  sog.  Mädchenhandel  hintanhalteu 
und  straft  darum  die  Verkuppelung  nach  dem  Auslande  mit  Zucht- 
haus oder  Gefängniss  bis  zu  fünf  Jahren,  weil  durch  diese  Art  der 
Begehung  der  Uebelthat  das  deliktische  Gewerbe  eine  gefährliche  För- 
derung erfahren  kann,  und  weil  die  verkuppelte  Person  im  Auslande 
schwerer  ihre  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  wieder  zu  erlangen 
vermag  als  im  Inlande. 

Dieser  Grundanschauung,  die  zu  einer  strengeren  Bestrafung 
dieses  besonderen  Falles  der  Kuppelei  führt,  ist  beizupflichten,  aber 
unerfindlich  ist  es,  warum  deswegen  Oesterreich  diese  Art  von 
Kuppelei  als  ein  insbesondere  gegen  seine  eigene  Sicherheit  gerichte- 
tes Delikt  ansehen  und  darum  diesem  Verbrechen  eine  andere  Stel- 
lung im  Systeme  einräumen  müsste,  als  beispielsweise  dem  Morde, 
dem  Raube,  dem  Betrüge  und  anderen  Delikten.  Wenn  ein  Franzose 
seine  Landsmännin  nach  England  verkuppelt  und  in  Oesterreich  er- 
griffen wird,  so  genügt  es  wohl  die  Auslieferung  desselben  den  eng- 
lischen eventuell  den  französischen  Behörden  zur  Untersuchung  und 
Bestrafong  anzubieten,  und  wenn  diese  Auslieferung  nicht  ausführbar 
erscheint,  den  Schuldigen  nach  Massgabe  der  Bestimmung  des  §  4 
Absatz  8  hier  in  Oesterreich  zu  bestrafen. 

Hier  wird  die  Verwerflichkeit  und  Gefährlichkeit  der  verübten 
That  für  den  Justizminister  ein  bestimmendes  Motiv  sein,  um  die 
Einleitung  der  strafrechlichen  Verfolgung  anzuordnen  (§4  Absatz  8), 
aber  über  diese  Grenze  des  Weltrechtsschutzes  hinauszugehen  und 
diese  Art  von  Kuppelei  als  eine  gegen  die  Sicherheit  oder  die  In- 
teressen des  österreichischen  Staates  direkt  gerichtetes  Delikt  be- 
dingungslos  zu   bestrafen,   ja    selbst   dann   s;u    bestrafen,    wenn    bei- 
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spielsweise  weder  das  französische  noch  das  englische  Gesetz  diese 
Thathandlnng  f^r  strafbar  erkennen  sollten;  .  .  .  dieser  Anschauung 
kann  vom  Standpunkte  des  Völkerrechts  unmöglich  beigepflichtet  wer- 
den; hier  würde  nur  ein  Überaus  mXchtiger  Yerfolgungseifer  bezüglich 
der  Kuppelei  zur  Wirksamkeit  gelangen^  aber  die  Grenzen,  die  das 
Völkerrecht  und  die  Yölkersitte  der  8tra%ewalt  der  Staaten  gezogen 
haben,  würden  durch  derartige  gesetzliche  Bestimmungen  in  bedenk- 
licher Weise  verwischt  werden. 

Wird  auf  die  analogen  Bestimmungen  des  deutschen  Strafgesetzes 
zurückgesehen^  so  ergiebt  sich:  Mit  der  Bestimmung  des  österreichischen 
Stra%e6etzentwurfes  §  4.  1.  korrespondirt  der  gleichnamige  §  4  Ab- 
satz 1  des  deutschen  Strafgesetzes,  welcher  lautet:  ,,Nach  dem  Straf- 
gesetze des  Deutschen  Reiches  kann  verfolgt  werden:  Ein  Deutscher 
oder  ein  Ausländer,  welcher  im  Auslande  eine  hochverrätherische 
Handlung  gegen  das  Deutsche  Seich  oder  gegen  einen  Bundesstaat 
oder  ein  Münz  vorbrechen  oder  als  Beamter  des  Deutschen  Reiches 
oder  eines  Bundesstaates  eine  Handlung  begangen  hat,  die  nach  den 
Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  als  Verbrechen  oder  Vergehen  im 
Amte  anzusehen  ist."^ 

Wir  konstatiren  folgende  wesentliche  Verschiedenheiten  zwischen 
den  hier  zitirten  Bestimmungen  und  jenen  des  österr.  Entwurfes.  Der 
Umfang,  der  nach  dem  dentscheu  Strafgesetze  unter  das  Realprinzip 
gestellten  strafbaren  Handlungen  ist  theils  grösser,  theils  geringer  als 
der  im  §  4  Absatz  1  des  österreichischen  Entwurfes  erwähnte;  den 
Menschenraub  und  die  Verkuppelung  nach  dem  Auslande  hat  das 
deutsche  Strafgesetz  nicht  aufgenommen;  dagegen  ist  im  deutschen 
Strafgesetze  bezüglich  des  Müuzverbrechens  kein  Unterschied  zwischen 
in-  und  ausländischer  Münzen  gemacht  und  es  wird  auch  das  Ver- 
brechen und  Vergehen  im  Amte  (§  331 — 359)  zu  jenen  Delikten  ge- 
zählt, durch  welche  das  Realprinzip  zur  Wirksamkeit  aufgerufen  wird. 

Diese  Differenzen  sind  nicht  bedeutend,  aber  ein  Hauptunterschied 
muss  darin  erkannt  werden,  dass  bei  der  Verfolgung  der  mehrerwähu- 
ten  Handlungen  nach  dem  österreichischen  Entwürfe  das  Offizialprinzip 
zur  Wirksamkeit  gelangt,  während  nach  deutschem  Strafgesetz  die 
Verfolgung  unter  der  Herrschaft  der  Dispositionsmaxime  steht  (,.kauii 
verfolgt  werden"). 

Die  Frage,  wer  Über  die  Verfolgung  zu  entscheiden  hat,  ist  im 
Strafgesetze  nicht  gelöst;  seit  der  Herrschaft  der  deutschen  Straf- 
prozessordnung erscheint  das  Gericht  hiezu  berufen. 

In  dieser  Bestimmung  des  deutschen  Strafgesetzes  muss  eine  we- 
sentliche Verkümmerung  des  Realprinzipes  erkannt  werden,  die  den 
korrespondirenden  Bestimmungen  des  österreichischen  Entwurfes  nicht 
anhaftet,  was  wir  dem  letzteren  zum  Vorzuge  anrechnen  müssen. 

Von  dem  Wesen  des  Realprinzipes  scheint  uns  die  Offizialver- 
Iblgung  untrennbar   zu   sein    und   wir   stimmen  der  Behauptung  Bin- 
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ding' 8,   der   in    der  diesbezüglichen  Bestimmang   des  deutschen  Straf- 
gesetzes eine  Ungehörigkeit  erblickt  (Nonnen  I  8. 17);  vollstlbidig  bei. 

Aneh  das  Offizialprinzip  involvirt  nicht  die  Nothwendigkeit 
eine  VerfolgaDg  da  anzustellen,  wo  deren  Durchführung  unmög- 
lich ist,  es  ist  hiemit  nur  eine  Yerfolgungspf licht  zum  Ausdruck 
gebracht,  und  diese  vermag  dort  nicht  in  Abrede  gestellt  zu  werden, 
wo  die  Kxistenz  des  Staates  unmittelbares  Angriffsobjekt  ist. 

Wie  ^  4.  1  des  österreichischen  Entwurfes  das  Realprinzip  zur 
Wirksamkeit  bringt,  so  sehen  wir  im  §  4  Absatz  2  das  PersonalitSts- 
prinzip  klar  und  uneingeschränkt  zur  Geltimg  gelangen. 

Ist  der  Thäter  zur  Zeit  der  Begehung  der  im  Auslände  verübten 
Strafthat  (Verbrechen  oder  Vergehen)  österreichischer  Staatsbürger,  so 
unterliegt  er  der  Herrschaft  des  österreichischen  Strafgesetzes;  hiemit 
ist  dem  Versuche  sich  zur  Verübung  der  That  nach  dem  Auslande 
zu  begeben,  um  sich  die  Straflosigkeit  zu  sichern  ein  wirksamer 
Riegel  vorgesclioben. 

Wir  billigen,  dass  das  Personalitätsprinzip  in  der  Regel  zur  Wirk- 
samkeit gelangen  soll. 

Der  Satz:  Quilibet  est  subditus  legibus  patriae  suae  et  extra  ter- 
ritorium'^  scheint  ims  einen  grösseren  Anspruch  auf  Anerkennung  zu 
haben,  als  die  Norm,  die  einen  Jeden  auch  bei  vorübergehendem 
Aufenthalte  in  einem  fremden  Territorinm  der  Herrschaft  des  dortigen 
Strafgesetzes  unterwirft.  Das  Bewusstsein  der  Strafbarkeit  einer  durch 
die  Gesetze  des  Heimathlandes  verbotenen  Handlung  darf  weit  eher 
vorausgesetzt  werden,  als  das  Bewusstsein  der  Strafbarkeit  einer  im 
Auslande  verbotenen  Handlung. 

In  weit  beschränkterer  Weise  als  im  österreichischen  Strafgesetz- 
eutwurfe  tritt  im  deutschen  Stra%esetze  das  sog.  Personalitätsprinzip 
in  Wirksamkeit. 

So  lesen  wir  dort  §  4  Absatz  2  und  3: 

„ .  .  •  kann  nach  den  Stra%esetzen  des  Deutschen  Reiches  verfolgt 
werden  . .  . 

2)  ein  Deutscher,  welcher  im  Auslande  eine  landesverrätherische 
Handlung  gegen  das  Deutsche  Reich  oder  einen  Bundesstaat,  oder 
eine  Beleidigung  gegen  einen  Bundesftirsten  begangen  hat, 

3)  ein  Deutscher,  welcher  im  Auslande  eine  Handlung  begangen 
hat,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  als  Verbrechen  oder 
Vergehen  anzusehen  und  durch  die  Gesetze  des  Ortes  ^  an  welchem 
sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  ist." 

Wir  konstatiren  hier,  dass  nur  Landesverrath  imd  Beleidigung 
eines  Landesf^rsten  von  einem  Inländer  im  Auslande  verübt  dem 
letzteren  bedingungslos  zugerechnet  werden :  Verbrechen  und  Vergehen 
anderer  Art  im  Auslande  vom  Inländer  begangen,  werden  dem  Thäter 
nur  dann  zugerechnet,  wenn  sie  zugleich  auch  nach  den  Cresetzen  des 
Ortes,  an  welchem  sie  verübt  wurden,    strafbar  erscheinen.     Aber  an 
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diesen    EinschrSiikimgen   der    vollen   Wirksamkeit   des    Personalitäts- 
prinzipes lässt  sich  das  deutsche  Stra%esetz  nicht  genügen. 

Die  Verfolgung  des  Inländers  ftlr  das  im  Auslande  verübte  Ver- 
brechen oder  Vergel&en  bleibt,  wofern  es  nicht  die  in  den  Absätzen  1 
und  2  genannten  strafbaren  Handlangen  betrifft,  nach  §  5  des  deutschen 
Strafgesetzes  ausgeschlossen,  wenn 

1)  von  den  Grerichten  des  Auslandes  über  die  Handlung  rechts- 
kräftig erkannt  und  entweder  eine  Freisprechung  erfolgt  oder  die  aus- 
gesprochene Strafe  vollzogen, 

2)  die  Strafverfolgung  oder  die  Strafvollstreckung  nach  den  Ge- 
setzen des  Auslandes  verjährt  oder  die  Strafe  erlassen  war, 

3)  der  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  zur  Verfolgbarkeit  der 
Handlung  erforderliche  Antrag  des  Verletzten  nicht  gestellt  worden  ist. 

Nadi  diesen  Bestimmungen  lässt  sich  strenge  genommen  von 
einer  Wirksamkeit  des  Personalitätsprinzipes  eigentlich  gar  nicht 
sprechen. 

Die  Fälle  des  Landesverrathes  und  der  Beleidigung  eines  Bimdes- 
fiirsten  hätten  ganz  wohl  im  §  4  Absatz  1  ihre  Stelle  neben  Hoch- 
verrath,  Münzverbrecheu  und  Amtsverbrechen  finden  können,  weil  sie 
ans  dem  Gesichtspunkte  des  Realprinzipes  zu  verfolgen  sind:  was 
aber  die  im  §  4  Absatz  3  augeführten  ,, anderen"  Verbrechen  und 
Vergeben  betri£Ft,  so  dürften  dieselben  im  Hinblicke  auf  die  im  §  5 
angeführten  Bedingungen  wohl  selten  Gegenstand  der  Verfolgung  im 
Inlande  werden,  da  ja  in  der  Kegel  Verfolgung  und  Strafe  im  Aus- 
lande nach  dem  Territorialprinzipe  stattfinden  wird. 

Auch  das  sog.  Weltrechtsprinzip  findet  in  dem  österreichischen 
Strafgesetzentwurfe  seine  Berücksichtigung. 

Es  bestimmt  §  4  Absatz  3: 

Hat  ein  Ausländer  im  Auslande  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
begangen  und  ist  seine  Auslieferung  an  die  Behörden  des  Thatortes 
oder  an  jene  des  Heimathlandes  nicht  zulässig  (weil  etwa  der  Thäter 
seither  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  erworben  hat)  oder  nicht 
ausführbar  (wegen  politischer  Verhältnisse,  z.  B.  wegen  anarchischer 
Zustände  in  den  betreffenden  Gebieten)  so  findet  Über  die  durch  den 
Jostizminister  verfügte  Einleitung  der  8tra%erichtlichen  Verfolgung 
hierlands  Bestrafung  statt,  doch  darf  nach  dem  letzten  Absätze  des 
§  4  „in  diesem  Falle  die  Strafe  keine  strengere  sein,  als  welche  nach 
dem  Gesetze  des  Thatortes  zu  verhängen  gewesen  wäre,  und  ist  die 
Verfolgung  Überhaupt  nur  unter  denjenigen  Voraussetzungen  und  Be- 
schränkungen zulässig,  welche  für  die  Bestrafung  der  begangenen 
Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Thatortes  massgebend  wären." 

Gegenüber  den  Bestimmungen  des  geltenden  österreichischen  Straf- 
gesetzes vom  27.  Mai  1852  (§§  39  und  40)  ist  hier  eine  Milderung 
eingetreten,  da  die  Einleitung  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  nicht 
mehr  unbedingt,  sondern  nur  über  Anordnung  des  Justizministers 
stattfinden  darf,  und  weil  diese  Verfolgung  überdies  an  jene  Voraus- 
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setzuugen  und  Beschränkungen  geknüpft  erscheint,  welche  für  die  Be- 
strafung der  begangenen  Handlung  nach  den  Gesetzen  des  Thatortes 
massgebend  wären. 

Die  zahlreichen  Gegner  jedweder  Wirksamkeit  des  sog.  Welt- 
rechtsprinzipes  werden  diese  Beschränkung  gutheissen;  ob  aber  der 
österreichische  Entwurf^  wenn  er  in  dieser  Form  zum  Gesetze  erhoben 
werden  sollte,  auf  volle  Indemnität  rechnen  kann^  steht  dahin^  er 
wird  es  diesfalls  mit  erbitterten  und  mächtigen  Gegnern  zu  thun  ha- 
ben, die  es  wohl  dem  deutschen  Strafgesetze  zum  bleibenden  Ver- 
dienste anrechnen  werden,  diesfalls  jedes  Kompromiss  mit  dem  ver- 
pönten Prinzipe  vermieden  zu  haben. 

Wir  wollen  es  vermeiden,  auf  eine  alte  Streitfrage  hier  des 
Näheren  einzugehen,  aber  einige  Worte  drängt  es  uns  doch  dem  Ver- 
treter jeuer  Richtung,  dessen  rnhige  und  mass volle  Darstellung  dieses 
Punktes  ^ )  sich  mit  Recht  grosser  Anerkennung  erfreut,  der  Erwägung 
anheimzugeben. 

Bohlmid  erklärt  das  Prinzip  der  Völkerrechtepflege  fiir  eineu 
idealen  Irrthum,  aber  dennoch  für  einen  Irrthum,  und  um  diesen  Satz 
ad  octtlos  zu  demonstriren,  fügt  er  bei:  ,,Es  könnte  also  danach  ein 
Engländer,  der  in  England  einen  Franzosen  bestahl,  deswegen  in 
Deutschland  zur  Verantwortung  gezogen  werden;  ein  Italiener,  der  in 
seiner  Heimath  einen  Landsmann  erstach,  in  Schweden  vor  Grericht 
gestellt  und  verurtheilt  werden.^ 

Wir  finden,  wofern  es  nicht  möglich  erscheint,  in  den  erwähnten 
Fällen  die  Untersuchung  und  Bestrafung  des  Engländers  in  England 
und  des  Italieners  in  Italien  herbeizuführen,  in  einem  solchen  Vorgange 
nichts  Ungeheuerliches,  ja  auch  nur  Auffalliges. 

Uns  erschiene  es  weit  auffälliger,  den  Italiener,  der  in  seinem 
Heimathlande  bekannt ermassen  einen  Mord  verübt,  in  Schweden  unan- 
gefochten zu  lassen,  als  ihn  daselbst  vor  Gericht  zu  stellen  und  zn 
verurtheilen! 

Dieser  Anschauung  scheint  sich  übrigens  Rohlmid  zn  nähern,  nnr 
zögert  er,  wie  wir  glauben,  die  nothwendigen  Konsequenzen  zu  ziehen. 

Das  Universalprinzip  bekämpfend,  sagt  er  wörtlich  (S.  21): 

,,  Damit  soll  indess  keineswegs  behauptet  werden,  dass  der  inlän- 
dische Staat  in  den  erwähnten  Fällen  —  Begehung  von  Verbrechen 
durch  Ausländer  im  Auslande  —  durch  das  Verbrechen  nicht  berührt 
werde,  er  hat  vielmehr  in  Folge  seiner  Kultur-  und  Rechtsgemein- 
schafi  mit  anderen  Staaten  ein  unläugbares  Interesse  an  der  Bestra- 
fung desselben. 

Weil  er  aber  nicht  unmittelbar,  sondern  blos  mittelbar,  als  Glied 
der  Staatengemeinschaft  durch  solche  Delikte  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogen wird,  kann  seine  Reaktion  gegen  dieselben  auch  nur  in  Aus- 
lieferung oder  in  Ausweisung  nie  aber  in  Strafe  bestehen.^ 


2)  BoMatidy  Das  internationale  Strafrecht  §  8. 


Das  internst  Strafrecfat  im  österr.  Strafgesetz-Entwurf.  617 

Es  dtirfie  Rohland  schwer  Cidlen^  den  Nachweis  zu  führen^  dass 
das  von  ihm  zugestandene  Interesse  des  Staates  an  der  Bestrafung 
eines  im  Auslande  verttbten  Verbrechens  eben  nur  zur  Auslieferung 
und  zur  Ausweisung,  nie  aber  zur  Rechtfertigung  der  subsidiär  ein- 
tretenden Bestrafung  des  Ausländers  im  Inlaude  ausreiche. 

Der  Fehler  scheint  uns  eben  in  der  auch  von  JRohland  mit  Vor- 
liebe gepflegten  Normentheorie  zu  liegen,  deren  Konsequenzen  Bohiand 
das  nach  dem  inländischen  Strafgesetze  strafbare  Verbrechen  des  Aus- 
länders im  Auslande  nicht  erkennen  lassen. 

In  gleicher  Weise  scheint  uns  auch  Binditig  die  Waffen  zur  Be- 
kämpfung seiner  Anschauung  über  diesen  Punkt  selbst  zu  liefern.  Er 
akzeptirt  (Handbuch  des  Strafrechts  I  §  79.  1 )  den  Standpunkt  Boh- 
land's,  nennt  das  Weltrechtsprinzip^  wonach  jedes  Verbrechen  der  Welt 
jeden  Staat  zur  Strafe  berechtigt,  kurzweg  ^ein  Unding^,  erkennt  aber 
gleichwohl  den  wahren  Beruf  zur  Weltrechtspflege  jedem  Staate  in 
drei  Fällen  zu: 

1)  Im  Vernichtungskriege  gegen  die  geschworenen  Feinde  aller 
Rechtsordnung  .  .  .  jede  anarchische  Gewaltthat,  jeden  Seeraub^  allen 
Sklavenhandel,  alle  Verbreitung  stark  ansteckender  Menschen-,  Vieh-, 
Pflanzenseuchen,  sollte  jeder  Staat  mit  seinen  Strafdrohungen  treffen. 
Der  solidarische  Feind  mttsse   den  solidarischen  Widerstand  erzeugen. 

2)  Rechtsgüter,  welche  im  Interesse  des  ungehinderten  Völker- 
verkehres oder  der  besseren  BefÖrderune;  des  Völkerwohles  dem  Allein- 
besitz der  einzelnen  Staaten  entzogen  sind,  bedürfen  des  gemeinsamen 
Rechtsschutzes  aller  Kulturstaaten,  wie  zentralisirte  Kanäle,  Tolegra- 
phenlinien,  Spitäler,  Ambulanzen  u.  s.  w. 

3)  Rechtsgüter,  an  deren  Unversehrtheit  alle  Kulturstaaten  das 
gleiche  Interesse  haben,  wie  die  Echtheit  der  Münzen,  die  Unver- 
f&lschtheit  der  Waaren,  müssen  unter  solchen  Weltrecht  schütz  genom- 
men werden. 

Beschränken  wir  uns  darauf,  die  ad  1  von  Binding  gemachte 
Konzession  an  das  Weltrechtsprinzip  näher  ins  Auge  zu  fassen. 

Binding  erkennt  in  Ausführung  seiner  oben  zitirten  Anschauung 
als  durchaus  straffähig  die  Handlung  desjenigen  an,  der  irgendwo  vor- 
sätzlich durch  Anwendung  von  Sprengstoffen  Gefahr  für  das  Eigen- 
thum,  die  Gesundheit  oder  das  Leben  eines  Anderen  herbeiführt  (a.a.O. 
§  88),  lässt  sich  dieser  Grundsatz  nicht  auf  alle  gemeingefährliche 
Delikte,  lässt  er  sich  nicht  auch  auf  Mord,  Raub,  gefährlichen  Dieb- 
stahl, Nothzucht  etc.  ausdehnen  oder  vielmehr  ist  es  zu  rechtfertigen^ 
daaB  das  Prinzip  des  Weltrechtsschutzes  auf  die  von  Binding  erwähnte 
That  beschränkt  bleibe? 

Wer  sich  in  Schweden  in  den  Besitz  von  Sprengstoffen  setzt, 
um  mit  denselben  die  Zerstörung  fremden  Eigenthums  von  unbedeu- 
tendem Werthe  zu  vollziehen:  dieser  soll  nach  Binding  dem  Straf- 
rechte jedes  Staates  verfallen;  wenn  aber  Jemand  in  Schweden  eine 
Ueberschwemmung    bereits    herbeigeführt    hat,    bei    der  Hunderte    von 


618  ünivenitätsprofeaBor  Dr.  Zucker  in  Prag. 

Menschen  ihr  Leben  verloren  haben,  so  beschränkt  Binding  Pflicht 
und  Becht  des  Staates  in  dessen  Territorium  der  Thäter  ergriffen  wird, 
auf  eine  Bechtshülfe,  die  jener  gleicht,  welche  dem  Gläubiger  eingeräumt 
ist,  um  zur  Befriedigung  seiner  unbedeutenden  Forderung  zu  gelangen. 

Uns  ist  es  klar,  dass  dem  §  12  des  sog.  Sprengstoffgesetzes  vom 
9.  Juni  1884,  welches  die  Bestimmung  Aes  §  4,  1  des  deutschen 
Strafgesetzes  auf  gewisse  Begehungsformen  des  gemeingefährlichen  Ge- 
brauches von  Sprengstoffen  ausdehnte,  nur  das  Streben  zu  Grunde 
lag,  eine  neue  Form  verbrecherischen  Handels  einer  bedingungslosen 
Bestrafung  zu  unterwerfen,  welche  das  Gefährliche  der  That,  die  da- 
mals plötzlich  aufkam  und  rasch  vielfache  Nachahmung  und  Wieder- 
holung fand,  zu  fordern  schien. 

Der  in  der  Gesellschaft  durch  die  neue  Form  der  Bedrohung  von 
Eigenthum  und  Leben  hervorgerufene  Schrecken  und  die  sich  hierauf 
basirende,  intensivere  Reaktion  gegen  den  StÖrer  von  Becht  und  Ord- 
nung, diese  Momente  waren  es,  die  für  diesen  Fall  die  Stra&ormen 
in  voller  Unabhängigkeit  von  Thatort  und  Nationalität  des  Thäters 
geschaffen  haben,  und  im  Sinne  Binding's  den  Dynamitarden  als  den 
geschworeneu  Feind  aller  Rechtsordnung  erkennen  Hessen;  dass  nun 
aber  ein  ähnliches  Moment  jedem  Verbrechen  inhärirt,  dass  es  Sache 
der  Gesetzgebungspolitik  aller  Staaten  ist,  nur  solche  Handlungen  als 
Verbrechen  zu  bestrafen,  welche  jene  stärkere  Reaktion  des  Volks- 
willens hervorzurufen  geeignet  sind  und  dass  somit  das  Weltrechts- 
prinzip mächtiger  ist,  als  es  von  Binding,  Rohland  u.  A.  hingestellt 
werden  will,  dies  scheint  uns  unzweifelhaft  zu  sein. 

Dasselbe  harrt  noch  seiner  Entwicklung,  und  unsere  Zeit  ist 
dieser  Entwicklung  nicht  ungUnstig  —  eine  Vereinbarung  aller  Staa- 
ten, welche  Handlungen  sie  als  Verbrechen  ansehen  und  bezüglich 
deren  sie  sich  wechselseitig  ein  subsidiäres  Strafrecht  zuerkennen; 
eine  solche  Vereinbarung  sollte  nicht  mehr    zu  den  Utopien  gehören! 

Bezüglich  der  im  Auslande  begangenen  Uebertretungen  schliesst 
sich  der  österreichische  Entwurf  zur  Ergänzung  der  Bestimmung  de^ 
deutschen  Strafgesetzes  an;  den  Wortlaut  des  §  6  ,,Im  Auslande  be- 
gangene Uebertretungen  sind  nur  dann  zu  bestrafen,  wenn  dies  durch 
besondere  Gesetze  oder  durch  Verträge  angeordnet  ist^,  finden  wir  im 
§  5  des  österreichischen  Entwurfes  wieder,  woselbst  es  heisst: 

„Uebertretungen,  welche  ausserhalb  des  Geltungsgebietes  dieses 
Gesetzes  begangen  werden,  sind  nur  dann  zu  bestrafen,  wenn  dies 
durch  besondere  Gesetze  oder  durch  Verträge  angeordnet  ist.^ 

Dass  dem  Begriffe  „Ausland''  der  Begriff  „ausserhalb  des  Gel- 
tungsgebietes dieses  Gesetzes^,  substituirt  wird,  findet  in  den  staats- 
rechtlichen Verhältnissen  des  österreichischen  Kaiserstaates  seine  Be- 
gründung; das  Königreich  Ungarn,  das  Königreich  Croatien  und  die 
von  Oesterreich  verwalteten  Provinzen,  Bosnien  xmd  Herzegowina  kön- 
nen, strenge  genommen,  nicht  ziun  Auslande  gezählt  werden,  stehen 
aber  ausserhalb  des  Geltungsgebietes  des  zu  erlassenden  Stra%esetses. 
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Der  Stellung  der  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  dem  Gel- 
tungsgebiete des  österreichischen  Stra%erichtes  trägt  die  Bestimmung 
des  §  6  Absatz  2  dadurch  Bechnnng,  dass  die  Angehörigen  jener 
Länder  nur  an  die  Behörden  ihres  Heimathlandes  ausgeliefert  werden 
dürfen. 

Wenn  also  beispielsweise  ein  Ungar  in  Berlin  delinquirt  hat  und 
in  Oesterreich  ergriffen  wird,  so  darf  er  nur  an  die  ungarischen  Be- 
hörden, nicht  aber  an  die  etwa  requirirende  preussische  Behörde  aus- 
geliefert werden. 

An  dem  Verbote  der  Nichtauslieferung  eines  Angehörigen  der 
österreichischen  Länder,  itir  welche  dieses  Oesetz  erlassen  ist,  hält 
auch  der  neueste  österreichische  Entwurf  (§  6  Absatz  2)  in  voller 
Uebereinstimmung  mit  dem  deutschen  Strafgesetze  §  9  fest,  und  hat 
es  nicht  für  nothwendig  gefunden,  diese  Bestimmung  irgendwie  in  den 
Motiven  zu  begründen,  während  die  Motive  zum  norddeutschen  Straf- 
gesetze (S.  20)  sich  auf  die  Uuzulässigkeit  der  Auslieferung  eines 
eigenen  Unterthanen  an  eine  fremde  Jurisdiktion  als  auf  einen  in  der 
Theorie  und  Praxis  fast  ausnahmslos  anerkannten  Grundsatz  des 
Völker-  und  Staatsrechtes  berufen. 

Die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  des  eigenen  Unter- 
thans  an  einen  fremden  Staat  zum  Zweck  der  Untersuchung  und  Be- 
strafung eines  im  Gebiete  desselben  begangenen  Delikts  ist  aber  seit 
Erlassung  des  deutschen  Strafgesetzes  ziemlich  zweifelhaft  geworden. 

Die  vom  Institute  fUr  Völkerrecht  im  Jahre  1880  in  Oxford  ge- 
fasste  Resolution  VI:  y^Entre  pays,  dont  les  Ugislaiions  criminelles  re- 
poseraient  sur  des  hases  analogues,  et  qui  auraient  une  mutuMe  con- 
fiafhce  dans  leurs  instUutions  judiciaires  Vextradition  des  ncUianaux 
seraü  un  moyen,  d'assurer  la  bomie  administration  de  la  justice  pSncUe, 
parce  qu'on  doit  considSrer  comme  dSsirable,  que  la  jurisdictian  du  fo- 
rum delicti  commissi  soit  autant  que  possible,  appeUe  ä  juger'-^  findet 
eine  immer  lebhaftere  Anerkennung,  die  wir  nicht  als  unverdient  be- 
zeichnen können. 

Wir  haben  keinen  Anlass  uns  an  dieser  Stelle  in  den  von  man- 
cher Seite  mit  grosser  Lebhaftigkeit  geführten  Streit  über  die  Zuläs- 
sigkeit der  Auslieferung  des  Inländers  einzumengen  ^),  wir  möchten 
nur  (larauf  verweisen,  dass  Fälle  der  Praxis,  die  fllr  die  Zulässigkeit 
dieses  oder  jenes  Prinzips  angeAihrt  werden,  eine  weit  grössere  Be- 
achtung finden  sollten,  als  bisher. 


3)  Für  die  Zulässigkeit  der  Auslieferung  der  Inländer  haben  sieh  aus- 
gesprochen unter  Anderen :  Hamacher,  Archiv  f.  öff.  B.,  1.  Bd.  S.  279— 808; 
a.  a.  0.  S.  309— 3Ö4;  Liset,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  5.  Aufl. 
§  20;  Holtzendorff,  Die  Auslieferung  der  Verbrecher  und  das  Asyl- 
recht,  S.  20.  Von  den  franz.  Juristen:  Favre,  Picard,  Bernard,  Biüot,  der 
Italiener  FHare,  der  Spanier  Qracia  y  Purejo  u.  A.  Dagegen:  Bar,  Ge- 
richtssaal 34.  Bd.  S.  492;  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts  §  81. 
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Je  seltener  sog.  ^internationale^  Strafrechtsflllle  sich  ereignen 
und  der  kritischen  Beurtheilung  zugeführt  werden^  um  so  grösseres 
Gewicht  ist  dem  Einzelfalle  zuzuerkennen^  wenn  er  bei  unbefangener 
Prüfung  und  Abwägung  zu  Gunsten  oder  zu  Ungunsten  einer  Lehr- 
meinung entscheidet. 

Man  gebe  sich  darüber  keiner  Täuschung  hin;  die  Reife  der 
Entwicklung  der  Grundsätze  des  internationalen  Strafrechtes  ist  erst 
von  der  Zukunft  zu  erwarten,  von  dem  immer  wachsenden  Verkehre 
zwischen  den  Bewohnern  verschiedener  Länder.  Von  diesem  Stand- 
punkte hat  der  sog.  Fall  Tourville  für  die  Frage  der  Auslieferung 
des  Inländers  an  das  Ausland  eine  geradezu  symptomatische  Bedeu- 
tung erlangt,  und  da  sich  derselbe  auf  österreichischem  Boden  abge- 
spielt hat,  so  hätte  gerade  die  österreichische  Strafgesetzgebung  Anlass 
finden  sollen^  eine  Revision  jener  Lehre  vorzunehmen,  die  im  §  6 
Absatz  1  es  als  unmöglich  hinstellt,  den  Inländer  zur  Untersuchung 
und  Bestrafung  an  jenes  Land  auszuliefern,  in  dessen  Gebiet  er  deli- 
quirt  hat. 

Der  vor  Kurzem  erfolgte  Tod  jenes  in  einer  Österreichischen 
Strafanstalt  detinirt  gewesenen  Gattenmörders  lässt  es  angemessen  er- 
scheinen, diesen  Fall  in  prägnanter  Kürze  ins  Gedächtniss  der  Zeit- 
genossen zurückzurufen,  um  an  demselben  darzuthun,  dass  es  sich 
dringend  empfiehlt,  da,  wo  es  das  Interesse  zu  der  Rechtspflege  er- 
heischt, die  Auslieferung  des  Inländers  an  das  zuständige  Gericht  des 
Auslandes  eintreten  zu  lassen. 

Tourville,  ein  in  England  naturalisirter  Franzose,  wurde  im 
Jahre  1875  von  England  au  Oesteri'eich  ausgeliefert,  weil  er  im  Ver- 
dachte stand,  in  Oesterreich  seine  Gattin  bei  IVafoi  in  Tyrol  durch 
Schläge  auf  den  Kopf  getödtet  imd  von  einer  Höhe  herabgestürzt  zu 
haben. 

Tourville  verantwortete  sich  dahin,  dass  seine  Frau  in  selbst- 
mörderischer Absicht  den  Absturz  selbst  vollzogen  habe. 

Die  Entscheidung  des  Falles  war  von  dem  Augenscheine,  den 
die  Geschworenen  an  Ort  und  Stelle  der  That  selbst  vornahmen,  ab- 
hängig und  dieser  wurde  auch  während  der  Verhandlung  im  Zuge 
des  Beweisverfahrens  durchgeführt,  und  führte  zur  Verurtheilung  des 
Mörders,  nachdem  dessen  That  auf  dem  Festlande  und  insbesoüdere 
in  Tyrol  selbst  die  grösste  Erregung  herbeigeführt  hatte. 

Hätte  England  sich  von  dem  Grundsätze  leiten  lassen,  seinen 
Staatsangehörigen  nicht  auszuliefern,  und  wäre  das  Strafverfahren 
wider  Tourville  in  England  selbst  durchgeführt  worden,  so  hätten 
sich  der  Beweisaufiiahme  für  und  wider  Tourville  die  grössten 
Schwierigkeiten  entgegengestellt. 

Man  denke  sich  Hunderte  von  Zeugen,  schlichte  Landleute  aus 
Tjrol  mit  ihrer  eigenthümlichen  Mundart  und  ihrer  eigenthümlichen 
Ausdrucks  weise  vor  ein  englisches  Gericht  zitirt,  um  daselbst  ein 
Zeugniss    auf    Leben    und    Tod    wider   Jemanden    abzulegen:    welche 
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Kosten  und  Mühe  hJUte  dies  bereitet  und  wie  wenig  verlftsslich  w&ren 
die  Ergebnisse  dieses  Zeugen verhöres  auf  Grund  irgend  welcher  müh- 
samen und  mangelhaften  Uebersetzung  gewesen  —  und  nun  erst  der 
Augenschein  am  Thatorte  selbst;  ihn  durchzuführen  war^  sobald  der 
Prozess  in  England  hätte  stattfinden  müssen^  ein  Ding  der  reinen 
Unmöglichkeit!  Damals  also  wurde  das  Strafverfahren  nur  durch  die 
Auslieferung  des  ^ Inländers*^  ermöglicht. 

Dieser  Fall,  der  sich  tief  ins  GedSchtniss  eines  jeden  Zeitgenos- 
sen eingeprägt  hat,  gibt  zu  denken,  und  man  sollte  über  ihn  nicht 
leichten  Sinnes  zu  jener  trockenen  Tagesordnung  übergehen,  welclie 
unter  keinerlei  Umständen  die  Auslieferung  des  Staatsangehörigen  an 
jenen  Staat  gestattet,  in  dessen  Gebiet  der  Inländer  delinquirt  hat. 

Wir  wiederholen  unsere  in  einer  früheren  Abhandlung^)  über 
diese  Frage  erstatteten  Vorschläge:  Da  wo  eine  Auslieferung  des  im 
Auslande  delinquirenden  Inländers  nicht  begehrt  wird,  hätte  im  In- 
lande  die  Durchführung  des  Strafverfahrens  zu  erfolgen.  Die  Durch- 
ftlhnmg  des  Strafverfahrens  hätte  trotz  des  gestellten  Begehrens  der 
Auslieferung  im  Inlande  weiters  dann  stattzufinden,  wenn  die  Ein- 
fachheit des  Falles,  die  Nähe  des  Thatortes  keinerlei  Schwierigkeiten 
bei  der  Durchführung  des  Verfahrens  erwarten  lassen  würden. 

In  den  übrigen  Fällen  wäre  die  Auslieferung  des  Inländers  für 
zulässig  zu  erklären: 

a)  bei  vollem  Vertrauen  in  die  Strafgerichtspflege  des  die  Ans- 
liefemng  begehrenden  Staates, 

b)  nach  einer  vorhergehenden  Prüfung  des  Beweismateriales,  wo- 
fern dieselbe  einen  höheren  Grad  von  Schuldwahrscheinlichkeit  wider 
den  der  That  verdächtigen  Inländer  ergeben  würde. 

Bei  Erfüllung  dieser  Bedingungen  wäre  der  Justizminister  er- 
mächtigt, die  Auslieferung  des  Inländers  zum  Zwecke  der  Durch- 
führung des  Strafverfahrens  wegen  eines  im  Auslande  verübten  Ver- 
brechens zu  verfügen. 

Eine  weitere  Bestimmung  des  österreichischen  AusschuBsentwurfes 
ist  jene  des  §  7. 

Dieselbe  lautet: 

In  den  Ländern,  für  welche  dieses  Stra%e8etz  Geltung  hat,  darf 
ein  Strafurtheil,  welches  von  der  Behörde  eines  fremden  Staates,  oder 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  gefällt  wurde,  niemals  vollzogen 
werden. 

Diese  Bestimmung  fehlt  im  deutschen  Strafgesetze  wohl  darum, 
weil  sie  eine  selbstverständliche  Norm  des  Staatsrechtes  involvirt;  in 
einem  österreichischen  Stra%esetze  scheint  sie  uns  am  Platze  zu  sein, 


4)  Soll  die  gesetzliche  Bestimmung,  inhaltlich  deren  der  Inländer  wegen 
der  im  Auslande  begangenen  strafbaren  Handlung  nicht  ausgeliefert  wer- 
den darf,  aufrecht  erhalten  bleiben?  Allg.  österr.  Oer.Ztg.  Jahrg.  XXVIII 
Nr.  15. 
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weil  leicht  Zweifel  darüber   auftauchen   könnten^    ob   nicht   etwa   ein 
ungarisches  Strafurtheil  hierlands  vollzogen  werden  darf. 

Der  Wortlaut  des  §  7  ist  aber  ungenau^  er  spricht  von  den 
Behörden  des  fremden  Staates  und  von  jenen  der  L&nder  der  unga- 
rischen Krone  und  entscheidet  also  gar  nichts  Über  den  Fall,  in  wel- 
chem ein  Strafurtheil  von  einem  bosnisch-herzegowinischen  Grerichte 
gefiült  wurde.  Dass  auch  ein  solches  ürtheil  in  Oesterreich  niemals 
vollzogen  werden  darf,  ist  selbstredend,  aber  dies  gelangt  in  dem  zi- 
tirten  Wortlaute  des  §  7  durchaus  nicht  zum  Ausdrucke. 

Um  auf  Bosnien-Herzegowina  Anwendung  zu  finden,  müsste  §  7 
folgendermassen  lauten: 

„In  den  Lttndem,  für  welche  dieses  Strafgesetz  Geltung  hat,  darf 
ein  ausserhalb  dieses  Gebietes  gefülltes  Strafurtheil  niemals  vollzogen 
werden." 


Reclitsprecliung. 


Deutschland. 

A.  Bürgerliches  Recht  einschlieealich  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Zivilprozess. 

Rechtsverhältnisse  an  beweglichen  Sachen, 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  28.  Februar  1893  (Jur.  Wochenschrift 

1893  S.  207). 

^Der  Bechtssatz  des  internationalen  Privatrechts^  dass  die  Rechts- 
verhältnisse an  beweglichen  Sachen  nach  dem  Rechte  desjenigen  Orts 
zu  beurtheilen  seien ,  wo  dieselben  sich  befinden  ^  ist  zwar  in  dem 
Sinne  richtig,  dass  der  rechtsbegründende  Akt  nach  den  Gesetzen  des 
Orts  zu  beurtheilen  ist,  wo  ein  Recht  an  beweglichen  Sachen  zur  Ent- 
stehung gelangen  sollte,  derselbe  darf  aber  nicht  dahin  ausgedehnt 
werden,  dass  das  Recht  des  Orts,  wo  die  Sachen  sich  befinden,  auch 
dann  allgemein  entscheide,  wenn  an  denselben  ein  Recht  zuvor  unter 
der  Herrschaft  des  Gesetzes  eines  anderen  Staates  begründet  ist.  Die 
Anwendung  des  örtlichen  Rechts  trifft  in  solchem  Falle  vielmehr  nur 
dann  zu,  wenn  ein  bestimmtes  Recht  in  seinem  Geltungsbezirk  dem 
auf  Grund  abweichender  Statuten  anderer  Staaten  stattgehabten  Rechts- 
erwerb die  Anerkennung  und  Gültigkeit  schlechthin  versagt,  wie  dies 
z.  B.  bei  den  Gesetzen,  welche  Mobiliarpfandrechte  nur  als  Faust- 
pfisrnd  zulassen,  in  Bezug  auf  solche  Pfandrechte  der  Fall  ist,  welche 
ohne  Besitzübertragung  an  den  Pfandgläubiger  auswärts  an  sich  gUltig 
konstatirt  sind.'' 
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Oeriliches  Recht  für  Erfüllung  aus  nicht  wechselmässiger  Bürg- 
schaft für  eine  Wechselschuld. 

Urtheil    des  Seichsgerichts    vom    28.  November  1892   (Jur.  Wochen- 
schrift 1893  S.  99  f.). 

Die  Parteien  streiten  darüber,  ob  der  Beklagte  aus  dem  Grunde, 
weil  er  flir  die  in  Berlin  zahlbare  Wechselschnld  seines  Sohnes  Bürg- 
schaft, wenngleich  nicht  wechselmässige  Bürgschaft  geleistet  hat,  anch 
seinerseits  an  dem  für  den  Hauptschuldner  massgebenden  Zahlungs- 
orte Berlin  oder  ob  er  an  seinem,  des  Bürgen,  Wohnorte  Zahlung  zu 
leisten  verpflichtet  ist.  Dem  B.G.  ist  darin  beizutreten,  dass  Berlin 
als  Erfüllungsort  der  von  dem  Beklagten  übernommenen  Bürgschaft 
für  die  Wechselschuld  seines  Sohnes  nicht  anzusehen  ist.  Es  handelt 
sich  um  eine  von  einem  Nichtkaufmanne  einem  Kaufmanne  in  dessen 
Handelsgewerbe  geleistete  Bürgschaft,  also  um  ein  Handelsgeschäft 
(vgl  Entsch.  des  R.G.  in  Zivüsachen  Bd.  29  S.  20).  Die  für  die 
Beurtheilung  massgebende  Norm  ist  daher  in  dem  Art.  324  des  H.G.B. 
enthalten.  Danach  ist  die  Frage  nach  dem  Erfüllungsorte  der  vor- 
liegenden Bürgschaft  nicht,  wie  von  dem  Rkl.  geschehen,  dahin 
zu  stellen :  wo  ist  eine  in  Berlin  zahlbare  Wechselschuld  zu  erfUUen? 
sondern  dahin:  wo  ist  die  Bürgschaft  zu  erfüllen,  welche  der  in  X. 
in  Schlesien  wohnhafte  Beklagte  ftlr  eine  in  Berlin  zahlbare  Wechsel- 
schuld dem  in  Berlin  wohnhaften  Kläger  an  diesem  Orte  geleistet 
hat?  Nach  Art.  324  Abs.  1  würde  als  Erfüllungsort  dieser  Bürg- 
schaft Berlin  nur  dann  anzusehen  sein,  wenn  entweder  in  dem  Bürg- 
schaftsvertrage Berlin  als  Erfüllungsort  bestimmt  oder  wenn  nach  der 
Natur  des  Bürgschaftsvertrags  oder  der  Absicht  der  Kontrahenten  Berlin 
als  Erfüllungsort  anzusehen  wäre.  Keine  dieser  Voraussetzungen  liegt 
nach  der  Feststellung  des  B.G.  vor.  Das  B.G.  erklärt  daher  als  mass- 
gebend nach  Art.  324  Abs.  2  den  Wohnort  des  Bürgen  zur  Zeit  des 
Yertragsschlusses.  Dieser  Entscheidungsgrund  lässt  einen  Rechtsirrthum 
nicht  erkennen,  und  es  ist  namentlich  nicht  anzuerkennen,  dass  die 
von  der  Bevision  angeführten  beiden  reichsgerichtlichen  Urtheile  vom 
23.  Mai  1883  und  vom  5.  Oktober  1883  (Entsch.  des  R.G.  in  Zivil- 
sachen Bd.  9  S.  185  und  Bd.  10  S.  282)  der  Rechtsauffassung  des 
B.G.  entgegenstehen.  In  der  letzteren,  einen  rheinisch-rechtlichen 
Fall^  betrefifenden  Entscheidung  ist  ausgesprochen,  sowohl  nach  Art.  1247 
Abs.  2  des  C  c,  als  nach  der  entsprechenden  Bestimmung  des  Art.  324 
Abs.  2  des  H.G.B.  habe  der  Bürge,  auch  der  selbstschuldnerische,  an 
seinem  persönlichen  Wohnsitze  zu  erfüllen,  er  habe  nicht  schon  wegen 
der  akzessorischen  Natur  der  Bürgschaft  seine  Verpflichtung  regel- 
mässig am  Wohnsitze  des  Hauptschuldners  zu  erfüllen  und  sein  Ge- 
richtsstand sei  deshalb  nach  §  29  der  Z.P.O.  auch  nicht  an  diesem 
Orte.     Anders  verhalte  es  sich,  wenn  in  dem  Vertrage  ein  Zahlungs- 

42* 
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ort  bestimmt  sei.    In  einem  solchen  Falle  müsse  die  Zahlung  an  dem 
in  dem  Vertrage    bestimmten  Zahlungsorte  geschehen.     Und  was  hier 
von  dem  einen  Schuldner   gesagt   sei,    gelte    auch    von    der  Mehrheit 
von  Schuldnern ;   sofern  nicht  der  Vertrag  für  den  einen  oder  den  an- 
deren etwas  besonderes  bestimme ^    mtissten  alle  Verpflichteten  an  dem 
konkreten    Zahlungsorte    erfüllen.     Sei    daher   nicht    im  Vertrage   der 
kontraktliche  Zahlungsort  flir  die  Sammtschuldner  verschieden  bestimmt, 
so     sei    der    kontraktliche    Erfüllungsort    für    die    sammtverbindlichen 
Schuldner   der  gleiche.     Daher   gelte   der   im   ELaufvertrage  bestimmte 
Erfüllungsort  auch    für   den   sammtverbindlichen  Bürgen.      Danach  ist 
die  Bezugnahme  der  Revision  auf  diese  reichsgerichtliche  Entscheidung 
unzutreffend.     Denn    eine  Sammtverbindlichkeit    steht    in    dem  vorlie- 
genden Falle  nicht  in  Frage.  Die  Bürgschaft  ist  zwar  für  eine  Wechsel- 
schuld übemonrnien^  aber  sie  ist  keine  wechselmässige  Bürgschaft ;  der 
wechselmässige  Zahlungsort   gilt   also  nicht    ohne    weiteres    als   Erfül- 
lungsort  für    die  Bürgschaft.     Es    ist    femer    nicht    rcchtsirrthttmlich^ 
wenn  das  B.O.  verneint ,    dass    weder  nach    der  Natur    des  Greschäfts 
noch  nach  der  Absicht  der  Kontrahenten  Berlin  als  Erfüllungsort  der 
Bürgschaft  anzusehen  sei.     Es  fehlt  also  dem  vorliegenden  Rechtsfalle 
gerade   derjenige  Thatbestand,    nach    welchem    in    dem   reichsgericht- 
lichen  Urtheile    vom    5.  Oktober  1883    der    für    den   Hauptschnldner 
vereinbarte  Erfüllungsort  auch  für  den  Bürgen   und  für  den  Grerichts- 
stand   des  Bürgen    als  massgebend    angesehen    worden  ist.     Auch  das 
reichsgerichtliche  Urtheil    vom  2t3.  Mai  1883    (Entsch.    in  Zivilsachen 
Bd.  9  S.   185)  steht  der  Revision  nicht  zur  Seite.     Es  handelte  sich 
dort    nm    die  Frage,     ob    die  Zulässigkeit    der   Einrede    der  Voraus- 
klagung  des  Hauptschuldners  nach   dem   für  die  Hauptobligation  oder 
nach  dem  für  die  Bürgschaftsobligation  massgebenden  örtlichen  Rechte 
zu  bemrtheilen  sei.    Das  R.G.    hat  das  letztere  angenommen  und  aus- 
gesprochen, dass  zwar  der  Bürge,  soweit  er  für  den  Hauptschuldner 
hafte,  sich  dem  für  diesen  massgebenden  Rechte  unterwerfe,  dass  da- 
gegen  für    die  subjektiven  Beziehungen    der  mehreren   Verpflichteten 
zum  Gläubiger  —  und  zu  diesen  subjektiven  Beziehungen  gehört  auch 
die  Frage  des    für  die  Bürgschaftsobligation  massgebenden  Erfüllungs- 
orts —  das   für   die  Bürgschaft  massgebende  Recht    entscheidend   sei. 
Hiemit  stimmt  die  Annahme  von  Bar's  (Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Privatrechts,    2.  Aufl.  Bd.  2  S.   109)  überein,    dass   zwar 
der  Inhalt  des  Hauptvertrags   flir  den  Umfang  der  vom  Bürgen  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  und  insofern  auch  für  das  bei  jenem  Plats 
greifende  Recht  massgebend  sei,  dass  dagegen  die  Bedingungen,  unter 
denen  der  Bürge  verpflichtet   oder  befreit  werde,     ungeachtet  des  Be- 
stehens  der  Hauptobligation  von  dem  für  diese  geltenden  Rechte  an- 
abhängig   seien.      Insoweit    behält    daher    auch    für    den  Bürgen    der 
Grundsatz  Geltung,  dass  jede  Person  in  ihren  Rechtsverhältnissen  nach 
dem  Rechte  ihres  Wohnsitzes  zu  beurtheilen  sei. 
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Deutsches  und  englisches  Oesellschaftsrecht 
Mitgetheilt  von  Hei-m  Amtsrichter  Dr.  MitteUtein  in  Hamburg. 

Das  Landgericht  hatte  i.  S.  des  Bochumer  Vereins  gegen  Max  J. 
Simon  in  Sidnej  (Australien)  den  Beklagten  verurtheilt^  als  früherer 
Theühaber  der  Firma  Shadler^  Koeniger  &  Co.  inSidney  dem  Kläger 
3000  Mk.  aus  einem  Vergleiche  zu  bezahlen.  Das  Hanseatische 
Oberlandesgericht,  Zivilsenat  m,  hat  am  11.  Februar  1893  (Akten- 
zeichen Bf.  III  291/92)  die  Berufung  verworfen.     Aus  den  Gründen: 

j,  •  .  Unzutreffend  ist  der  weitere  Einwand  des  Beklagten ,  dass 
er  erst  dann  in  Anspruch  genommen  werden  könne,  wenn  die  Sidney- 
Firma  vergeblich  exekutirt  sei.  Auf  einen  desfallsigen  Hamburger 
Handelsgebrauch  kann  der  Beklagte  sich  nicht  berufen.  Zwar  hat  das 
(frühere  Hamburgische )  Handelsgericht  konstant  den  Grundsatz  befolgt, 
dass  der  hiesige  Theilhaber  einer  auswärtigen  Handlungsnieder- 
lassung  erst  nach  vergeblicher  Interpellation  der  letzteren  in  An- 
sprach genommen  werden  könne,  und  dies  damit  begründet,  dass  das 
Recht,  welches  Art.  112  des  H.G.B.  an  und  für  sich  dem  Gläubiger 
einer  Handelsgesellschaft  giebt,  von  demselben  nicht  dahin  missbraucht 
werden  dürfe,  dass  er  den  hiesigen  Gesellschafter  belange,  während 
schon  eine  einfache  Aufforderung  des  Handlnngshauses  an  Ort  und 
Stelle  zu  demselben  Ziele  fahren  würde.  Wenn  Staub  in  seinem 
Kommentar  S.  161  dies  für  unzulässig  hält,  weil  ein  solcher  Handels- 
gebrauch  einem  Rechtssatz  widerspreche,  der  sich  aus  dem  H.G.B.  als 
Konsequenz  ergebe,  so  ist  ihm  hierbei  nicht  beizustimmen,  vielmehr 
mit  Bekrend,  Handelsrecht  S.  519,  davon  auszugehen,  dass  dies  nur 
dann  der  Fall  sein  würde,  wenn  dieser  Haudelsgebrauch  auf  Handels- 
gesellschafter augewendet  würde,  deren  Niederlassung  sich  im  Bereich 
des  H.G.B.  befindet,  während  der  Geltung  dieses  Gebrauchs  Nichts 
entgegensteht,  wenn  er  auf  Haiidelsgesellschafteu  bezogen  wird,  deren 
Niederlassung  sich  nicht  im  Bereich  des  H.G.B.  befindet.  Dieser  Handels- 
gebrauch kommt  aber  im  vorliegenden  Falle  Überall  um  deswillen 
nicht  in  Betracht,  weil  es  sich  nicht  um  einen  in  Hamburg  domizilir- 
ten  Theilhaber  eines  auswärtigen  Handlungshauses,  sondern  um  einen 
in  Sidney  wohnenden  —  früheren  —  Theilhaber  einer  Sidney-Firma 
handelt.  Ob  dieser  erst  dann  in  Anspruch  genommen  werden  kann, 
wenn  die  Firma  vergeblich  in  Anspruch  genommen  ist,  ist  aber 
nicht  nach  deutschem,  sondern  nach  dem  in  Sidney  geltenden  eng- 
lischem Recht  zu  entscheiden.  Dass  dies  nach  englischem  Recht  der 
Fall  sei,  hat  der  Beklagte  behauptet,  aber  .  .  nicht  bewiesen  .  .  .  . 
Von  Amtswegen  dieserhalb  in  Gemässheit  des  §  265  der  Z.P.O.  Nach- 
forschungen anzustellen  hat  das  Gericht  keine  Veranlassung,  weil  es 
den  behaupteten  Rechtssatz  für  nicht  begründet  hält.  Das  Gericht  trägt 
kein  Bi^^eukcn,  den  eingehenden  Ausführungen  LifUÜey^s  {Treatise  on 
the  Law  of  partner ship,  4.  Auflage)  zu  folgen,  welcher  Bd.  1  S.  484 
zu  folgendem  Resultate  kommt: 
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Wiih  respect  to  Joint  and  several  contraets,  the  rule  naw  ü,  ihat 
all  persans  liabk  an  them  may  hy  sued  joinüy  or  separaüy,  or  in 
the  altemative  in  one  adion. 
Auch    Behrend  bezeugt    in  seinem   Handelsrecht  8.  524  bei  Dar- 
stellung des  englischen  Rechts ,    dass  von  einer  Nothwendigkeit^    vor 
den  einzelnen  Gesellschaftern  die  Gesellschaft    selbst    in  Anspruch  zu 
nehmen;  nicht  die  Rede  sei. 

Ebenfalls  unzutreffend  ist  der  weitere  Einwand  des  Beklagteu^ 
dass  KlSger  sich  durch  einen  mit  Shadler  getroffenen  Akkord  resp. 
durch  das  mit  dessen  Mutter  getroffene  Abkommen  sowie  dadurch 
prftjudizirt  habe^  dass  er  ihm  Klagen  gegen  Shadler  nicht  zediren  könne. 
Dieser  Einwand  ist  völlig  widerlegt.  Wenn  der  Beklagte  in  die- 
ser Beziehung  sich  jetzt  gleichfalls  auf  die  Erklärung  der  Anwälte 
Mobs  dh  Haie  beruft,  so  ist  diese  Berufung  um  deswillen  verfehlt,  weil 
die  betreffende  Erklärung  ,.a  release  to  one  partner  is  a  rdease  to  aü^ 
die  Sache  überall  nicht  trifft.  Wie  Lindley  1.  c.  8. 433  ausfuhrt,  verhält 
es  sich  nach  englischem  Recht  folgendermassen : 

Both  at  law  and  in  equity  a  release  of  one  partner  from  apartner- 
ship  debt  discharges   all  the  other  .  .  .  But  in  this  respect  a  cove- 

nant  not  to  sae  differs  from  a  release It  hos  been  ded- 

ded  on  several  occasion,  that  a  covenant  not  to  sue  does  not  ope- 

rate  as  a  release  of  a  debt  owing  to  or  by  other  persans   besides 

those  who  are  parties  to  the  covenant. 

Im  vorliegenden  Fall  liegt  also  überall  kein  release  of  one  partnerj 

der  die  übrigen  befreiet,  sondern  nur  ein  covenant  not  to  sue  mit  einem 

partner,  der  die  übrigen  nicht  befreiet,  vor. 

Wenn  also  selbst  für  die  Frage,  welche  Wirkungen  das  in  Ham- 
burg geschlossene  pactum  de  non  petendo  hat,  nicht  deutsches,  sondern 
englisches  Recht  massgebend  sein  sollte,  so  würde  auch  dann  aus 
dem  mit  Shadler  resp.  dessen  Mutter  getroffenen  Abkommen  eine  Be- 
freiung des  Beklagten  nicht  folgen. 

Ausländischer  Wechsel.  —  Französisches  Recht. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

Die  Firma  Heinrich  P.  zu  Bremen  hat  unter  Vorlegung  mner 
durch  Indossament  auf  sie  Übertragenen,  von  dem  Kaufmann  R.  in 
Elberfeld  akzeptirten,  privatschriftlichen  Urkunde,    folgenden  Inhalts : 

Bordeaua>,  le  28.  F4vrier  1891.  B.P.  M.  301,20  ^ 

Au  quinxe  Mai  prochain  veuiüez  payer  contre  ce 
mandat  d  mon  ordre  la  somme  de  Marcs  trois  eeni- 
un  20  ^ 

Vcdeur  reeue  en  marchandises  que  passerez  suwtM 
mon  avis. 

A    Monsieur    Riederer,     Mathildenstr.     3   Elberfeld 

Gustav  Sehlie 
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bei  der  Kammer  für  Handelssachen  des  Landgerichts  Elberfeld  gegen 
Biederer  im  Wechselprozess  geklagt  und  beim  Nichterscheinen  des- 
selben unter  der  Behauptung ^  dass  die  als  Wechsel  anzusehende,  von 
ihr  weiter  indossirte  Urkunde  bei  Verfall  mangels  Zahlung  an  sie  zu- 
rückgekommen sei,  für  den  in  derselben  angegebenen  Betrag  nebst 
Zinsen  und  Kosten  Versäumnissurtheil  beantragt.  Die  Klage  wurde 
durch  Urtheil  vom  10.  Juli  1891  als  im  Wechselprozess  unstatthaft 
abgewiesen,  auf  erhobene  Berufung  jedoch  vom  Oberlandesgericht  (Zivil- 
senat) gegen  den  abermals  nicht  erschienenen  Beklagten  durch  Urtheil 
vom  15.  Januar  1892  zugesprochen  aus  folgenden  Gründen: 

Nach  §  565  der  ZP.O.  wird  im  Wechselprozess  vorausgesetzt, 
dass  KlKger  einen  Wechsel  im  Sinne  der  Wechselordnung  der  Klage 
beifügt.  Genügt  er  diesem  Erfordernisse  nicht,  so  ist  die  Klage  auch 
beim  Ausbleiben  des  Beklagten  im  Termine  zur  mündlichen  Verhand- 
lung und  trotz  seiner  gehörig  erfolgten  Ladung  als  im  Wechselprozess 
unstatthaft  abzuweisen  (§  560  der  Z.P.O.).  Es  entsteht  sonach  die 
Frage,  ob  die  von  der  Klägerin  vorgelegte  Urkunde  einen  Wechsel 
im  Sinne  der  Wechselordnung  darstellt.  Unter  solchen  Wechseln  sind 
nun  nicht  blos  inländische,  dem  Axt.  4  bezw.  96  der  Wechselord- 
nung entsprechende,  sondern  mit  Rücksicht  auf  Art.  85  daselbst  auch 
solche  ausländische  Wechsel  zu  verstehen,  die  zwar  den  Erfordernissen 
der  deutschen  Wechselordnung  nicht  entsprechen,  jedoch  nach  den  Ge- 
setzen des  Ausstellungsortes  als  Wechsel  angesehen  und  behandelt 
werden  (vgl.  Entscheid,  des  Reichsgerichts  Bd.  9  S.  437;  Struckmann- 
Koch,  Zivilprozessordnung,  5.  Aufl.  zu  §  565  Anm.  2).  Ist  also  die 
eingangs  erwähnte  Urkunde^  welche  in  Bordeaux  ausgestellt  ist,  nach 
den  Grundsätzen  des  französischen  Rechts  als  Wechsel  zu  betrachten, 
so  genügt  dieselbe  zur  Anstellung  der  Wechsel  klage  vor  einem  deutschen 
Grerichte.     Dies  ist  aber  zu  bejahen. 

Eine  dem  Art.  4  Ziff.  1  der  Deutschen  Wechselordnung  entspre- 
chende Bestimmung,  wonach  zur  Gültigkeit  des  Wechsels  die  Aufinahme 
der  Bezeichnung  als  Wechsel  in  demselben  erfordert  wird,  ist  dem 
Code  de  commerce  (Art  110  ff.)  unbekannt.  Mithin  kann  auch  aus 
dem  in  der  streitigen  Urkunde  gebrauchten  Worte  ymandaf^  allein 
nicht  gefolgert  werden,  dass  letztere  eine  Anweisung,  nicht  aber  einen 
Wechsel  enthalte,  wie  dies  der  Vorderrichter  entsprechend  den  von 
ihm  angezogenen  Entscheidungen  (vgl,  Entscheid,  des  Reichsober- 
handelsgerichts Bd.  6  S.  125;  Rhein.  Archiv  Bd.  65,  1.  S  121)  irr- 
thümlich  angenommen  hat.  Das  ^mandat"  hat  vielmehr  die  Eigen- 
schaften eines  Wechsels,  wenn  es  in  seinem  Übrigen  Lihalte  den  Vor- 
schriften des  Code  de  commerce  über  die  Gültigkeit  eines  Wechsels  ent- 
spricht. Li  letzterer  Beziehung  ist  ausschlaggebend,  dass  die  Urkunde 
an  Ordre  gestellt  ist.  Gerade  letzterer  Umstand  giebt  der  als  mcmdat 
bezeichneten  Urkunde,  welche  im  Uebrigen  die  Form  und  die  sämmt- 
lichen  Erfordernisse  (Art.  110  a.  a.  O.)  eines  Wechsels  hat,  den  Ka- 
rakter    eines  solchen;    sie  ist  nicht  ein    blosses  Mandat,    sondern  ein 
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mandat-change  (vgl.  KheiD.  Archiv  Bd.  78,  2.  S.  68).  Es  ist  also  die 
streitige  Urkunde  zur  Klage  im  Wechselprozesse  geeignet  ^  und  der 
Antrag  der  Klägerin  auf  wechselmässige  Verurtheilung,  welcher  Antrag 
im  Uebrigen  durch  das  thatsächliche  mündliche  Vorbringen  gerecht- 
fertigt wird;  erscheint  beim  Ausbleiben  des  Beklagten  begründet. 

Rechtsgültigkeit  einer  letztvnlligen  Verfügung  im  FaUe  der  Ver- 

änderung  des  Wohnsitzes. 
Urtheil  des  Beichsgerichts  vom  7.  März  1898  (Jur.  Wochenschr.  1893 

S.  240). 
Das  O.L.G.  geht  davon  aus,  dass  im  allgemeinen  die  das  Erb- 
recht betreffenden  Rechtsverhältnisse  nach  dem  am  letzten  Wohnorte 
des  Erblassers  geltenden  Rechte  zu  beurtheilen  sind,  wie  dies  auch 
für  die  Intestaterbfolge  und  das  Notherbrecht  in  der  Rechtsprechung 
des  R.G.  anerkannt  ist,  vgl.  Bolze,  Praxis  des  R.6.  Bd.  1  Nr.  46. 
Dagegen  ist  für  die  Begründung  der  RechtsgUltigkeit  einer  letztwil- 
ligen Verfügung,  sei  es  ein  Testament  oder  Erbvertrag,  das  Erforder- 
niss  aufgestellt,  dass  dieselbe  im  Falle  der  Veränderung  des  Wohn- 
sitzes, sowohl  nach  dem  Gesetze  des  Orts  der  Errichtung,  wie  nach 
dem  Gresetze  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  rechts- 
beständig sein  müsse.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  angenommen, 
dass  der  in  Hamburg  abgeschlossene  und  nach  dortigem  Rechte  nich- 
tige Vermächt ni ssvertrag  nicht  dadurch  habe  konvalesziren  können, 
dass  der  Erblasser  später  seinen  Wohnsitz  nach  dem  unter  der  Herr- 
schaft des  Gemeinen  Rechts  stehenden  Orte  Bahrendorf  verlegte  und 
dort  verstarb.  Dieser  Beurtheiluug  steht  die,  für  die  gegentheilige 
AufPassung  in  den  Entscheidungsgründeu  des  landgerichtlichen  Urtheils 
vom  15.  Februar  1892  in  Bezug  genommene  Entscheidung  des  R.G. 
Bd.  19  S.  315  ff.  nicht  entgegen.  In  diesem  Rechtsüdle  handelte  es 
sich  nicht  um  eine  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts  des  Erblassers 
zur  Zeit  der  Errichtung  überhaupt  unzulässige  letztwillige  Verfügung^ 
auch  nicht  um  einen  Mangel  der  natürlichen  Fähigkeit  zur  Willens- 
erklärung, sondern  um  eine  Ungültigkeit,  welche  aus  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  des  Erblassers  in  der  Disposition  über  sein  Vermögen 
beruhte.  Ob  ein  solcher  Mangel  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
über  die  Kollision  der  Statuten  durch  einen  Wechsel  des  Wohnsitzes 
gehoben  wird,  wie  Schmidt  die  Herrschaft  der  Gesetze  §  8  S.  99,  an- 
nimmt, ist  im  gedachten  Urtheil  des  R.G.  nicht  entschieden,  da  das- 
selbe auf  der  analogen  Anwendung  des  §13  des  A.L.R.  Th.  I  Tit  12 
beruht,  und  daher  für  die  hier  zur  Anwendung  gelangenden  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts  nicht  massgebend  ist.  In  der 
daselbst  erwähnten  Abhandlung  von  Wächter  im  Archiv  für  zivilistische 
Praxis  Bd.  25  ist  freilich  angenommen,  dass  die  Gültigkeit  des  letzten 
Willens  nach  Zulässigkeit  und  Inhalt,  sowie  die  Fähigkeit  zu  testiren, 
allein  nach  dem  Rechte  des  letzten  Domizils  des  Erblassers  zu  beur- 
theilen seien,  und  in  gleichem  Sinne  ist  die  Gültigkeit  der  Erbvertiüf^ 
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S.  374  Nr.  360,  S.  381  Nr.  378  auch  dann  angenommen,  wenn  die- 
selben nach  dem  Rechte  des  Orts  der  Errichtung  ungültig  sein  wür- 
den« Es  kann  jedoch  diese  Ansicht  Wächief^s  so  wenig  gebilligt  wer- 
d^  wie  die  von  Tfiöl^  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht  §  79; 
anscbeinend  vertretene  Annahme,  dass  die  vertragsmiissige  Erbfolge 
sich  nur  nach  dem  Gesetze  des  Wohnorts  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses 
richtet.  Zur  Anwendung  gelangt  in  einem  Erbfalle  zunflchst  das  am 
letzten  Domizil  des  Erblassers  geltende  Recht,  und  insoweit  dieses  die 
Fähigkeit  zur  Testameutserrichtung  oder  die  Zulttssigkeit  von  letzt- 
willigen  Yerfttgungen  oder  Erb  vertragen  ansschliesst,  ist  solchen  Dis- 
positionen die  Rechtswirksamkeit  auch  dann  zu  versagen,  wenn  die- 
selben unter  der  Herrschaft  des  abweichenden  Rechts  eines  früheren 
Wohnsitzes  so,  wie  geschehen,  gültig  getroffen  werden  konnten,  vgl. 
Entscheid,  des  R.6.  Bd.  8  8.  145  ff.  Anderseits  ist  das  Recht  des 
Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Errichtung  solcher  Verfügungen  in  den  obigen 
Richtungen  auch-  dann  nicat  unerheblich,  wenn  denselben,  wie  sie  ge- 
troffen sind,  nach  dem  Rechte  des  Bterbedomizils  keine  Bedenken  ent- 
gegenstehen würden,  sondern  es  muss  deren  Rechtsbeständigkeit  von 
Anfang  an  vorliegen.  Die  Herrschaft  der  örtlichen  Statuten  reicht 
nicht  derart  über  die  Grenzen  ihres  Geltung^bezirks  hinaus,  dass  ein 
nach  anderen  Gesetzen  nichtiges  Testament  oder  Erbvertrag  lediglich 
durch  spätere  Verlegung  des  Wohnsitzes  gültig  werden  könnte.  Die 
Annahme,  dass  demgemäss  in  den  gedachten  Richtungen  bei  einem 
Wechsel  des  Wohnsitzes  sowohl  das  Recht  des  letzten  Domizils  des 
Erblassers,  wie  das  Recht  des  früheren  Wohnsitzes,  in  welchem  er 
testirt  oder  einen  Erbvertrag  geschlossen  hat,  Berücksichtigung  finden 
muss,  welche  v.  Savigny,  System  Bd.  8  §  377  Nr.  1  und  6,  v,  Bar, 
Internationales  Privatrecht  Bd.  2  §§  369  und  380,  Stohbe,  Deutsches 
Privatrecht  Bd.  1  8.  253  und  andere  Rechtslehrer  vertreten,  und 
welcher  auch  das  O.L.G.  gefolgt  ist,  war  daher  für  zutreffend  zu 
achten. 

Freiheit  luacemburger  Staatsangehöriger  vamAualänder-Vorschuss 
in  Handelssachen.     Zu  §  85  des  O.K.O. 

Mitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Menzen  in  Hechingen. 

In  einer  seitens  eines  luxemburger  Staatsangehörigen  bei  dem 
k.  Amtsgerichte  zu  Köln  eingereichten  Klage,  welche  eine  Handels- 
sache betraf,  war  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  bestimmt  wor- 
den, ohne  dass  vom  Kläger  der  in  §  85  des  G.K.G.  angeordnete 
Ausländer- Vorschuss  eingefordert  worden  war.  Die  seitens  des  Be- 
klagten diesbezüglich  gemachte  Einrede  wurde  verworfen  mit  folgen- 
der Erwägung: 

Nach  §  85  G.K.G.  tritt  die  Verpflichtung  der  als  Kläger  auf- 
tretenden Ausländer,  das  Dreifache  des  im  §  81  1.  c.  bestimmten 
Betrags  als  Vorschuss  zu  zahlen,  nicht  ein,  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  Staates,  welchem  der  Kläger  angehört^  ein  Deutscher  im  gleichen 
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Falle  zu  einer  besondern  Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicberstellung 
der  Gerichtskosten  nicht  verpflichtet  ist.  Vorliegend  tritt  die  klagende 
Handlung,  welche  die  luxemburgische  Staatsangehörigkeit  besitzt;  m 
einer  Handelssache  als  Klägerin  auf;  so  dass  es  sich  fragt;  ob  ein  in 
Luxemburg  klagender  Deutscher  in  einer  Handelssache  zu  einer  be- 
sondern Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Oerichtskosten 
verpflichtet  ist.  Diese  Frage  ist  aber  zu  verneinen.  Denn  der 
Art.  423  c.  d.  pr,  c,  welcher  in  Luxemburg  Geltimg  hat;  befreit;  wie 
auch  die  Art.  166  und  167  daselbst  beweisen;  den  in  einer  Handels- 
sache in  Luxemburg  klagenden  Ausländer  ganz  allgemein  von  einer 
Sicherstellung  fUr  die  Prozesskosten  imd  verpflichtet  den  Kläger  nicht 
zu  einer  besondern  Vorauszahlung.  Demnach  ist  die  Einforderung  des 
Ausländervorschusses  von  dem  Kläger  unzulässig  (vgl.  auch  Pfafß- 
roth,  Das  deutsche  Gerichtskosten weseu;  4.  Aufl.;  Anm.  6  zu  §  85 
S.  165;  Busc^iy  Zeitschrift  für  deutschen  ZivilprozesS;  Bd.  13  S.  427). 

Zur  Sicherheitsleistung  nach  §  102  der  Z.P.O.  ist  nur  der  Kläger 
erster  Instanz  für  alle  Instanzen  verbunden,  nicht  der  Beru- 
fungs'  bexw.  Revisionskläger  als  solcher.  Verlust  der  Einrede  der 
mangelnden  Sich^erheit  für  die  Proxesskosten  wegen  Unterlassung 

der  Vorschütxung  in  erster  Instanz. 

O.L.G.  Dresden,  IV.  Ziv.-8.  ürüieil  vom  7.  April  1893.  0.  IV  218/92 
(Sächsisches  Archiv  f.  bürg.  Recht  und  Prozess,  Bd.  3  S.  494). 

Die  vom  Beklagten  vorgebrachte  Einrede  der  mangelnden  Sicher- 
heit fUr  die  Prozesskosten  gehört  nach  §  247  Ziff.  4  der  Z.P.O.  zu 
den  prozesshindei^den  Einreden,  und  zwar  ist  sie  eine  solche  prozess- 
hindemde  Einrede,  auf  welche  seitens  der  Partei  wirksam  versichtet 
werden  kann.  Sie  kann  daher  nach  §  490  der  Z.P.O.  in  der  Be- 
rufungsinstanz nur  dann  geltend  gemacht  werden ;  wenn  der  Beklagte 
glaubhaft  macht,  dass  er  ohne  sein  Verschulden  nicht  im  Stande  ge- 
wesen sei;  sie  in  erster  Instanz  vorzubringen.  Auf  einen  solchen  Be- 
hindemngsgrund  hat  sich  der  Beklagte  im  vorliegenden  Falle  nicht 
bezogen;  die  von  ihm  vorgeschützte  Einrede  ist  daher  in  der  Beru- 
fungsinstanz nicht  mehr  zu  beachten. 

Die  Auf&ssung  des  Beklagten,  dass  er  auf  die  gedachte  Einrede 
für  die  erste  Instanz  verzichten  könne,  ohne  damit  für  die  Beruftmgs- 
instanz  präkludirt  zu  sein,  steht  mit  dem  klaren  Wortlaute  des  Ge- 
setzes in  Widerspruch.  Dasselbe  gestattet  die  Vorbringung  prozesshin- 
demder  Einreden  in  der  Berufungsinstanz  nur  unter  denselben  Voraus- 
setzungen, unter  denen  sie  nach  §  247  Abs.  3  der  Z.P.O.  auch  in 
der  ersten  Instanz  noch  nachträglich  vorgeschützt  werden  können.  Auch 
in  Betreff  der  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  ftlr  die  Prozesskosten 
macht  das  Gesetz  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme,  es  ordnet  die 
Kautionspflicht  nicht  für  jede  Instanz  besonders,  sondern  legt  sie  dem 
Kläger  der  ersten  Instanz    bezüglich   sämmtlicher  Instanzen  auf  (was 
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nach  Befinden  gemSss  §  104  Abs.  8  der  Z.P.O.  zu  einer  Erhöhung 
der  Kaution  im  Laufe  des  Bechtsstreits  führen  kann),  während  der 
BerufdngS'  und  Bevisionsklllger  als  solcher  von  der  Sicherheitsleistung 
befreit  ist  (vgl.  die  Kommentare  zur  Z.P.O.  von  Seuffert,  Note  2  zu 
§  102  8.  147  der  5.  Aufl.,  von  Struckmann  und  Koch,  Anm.  1  zu 
§  490  8.  640  ff.  der  5.  Aufl.,  und  von  Oaupp,  Note  I  zu  §  490 
Bd.  2  8.  35  der  2.  Aufl.;  Planck,  Leiurbuch  des  deutschen  Ziril- 
prozessrechts,  Bd.  1  8.  295  und  8.  875;  Jurist.  Wochenschrift, 
Jahrg.  1885  8.  182  ff.,  Jahrg.  1887  8.  87.  Derselben  Ansicht  ist 
auch  Endemcmn,  Der  deutsche  Zivilprozess,  Bd.  1  8.415,  welchen  der 
Beklagte  ftlr  seine  Auf&ssung  anziehen  zu  können  glaubt;  denn  dessen 
Bemerkung,  dass  der  Kläger  noch  in  der  höhern  Instanz  zur  Kautions- 
leistung  angehalten  werden  könne,  soll,  wie  der  Zusammenhang  der 
betreffenden  Ausführung  ergiebt,  nur  der  Ansicht  entgegentreten,  dass 
in  der  höheren  Instanz  der  Berufungs-  und  Revisionsklftger  als  solcher 
im  Gegensatz  zum  Kläger  der  ersten  Instanz  kautionspflichtig  sei,  hat 
aber  nicht  die  Tendenz,  die  Ansicht  zu  vertreten,  dass  der  Beklagte 
bei  Geltendmachung  der  gedachten  Einrede  von  den  Präklusiworschrif- 
ten  des  §  490  und  §  247  der  Z.P.O.  befreit  sei. 

Rechtshängigkeit  bei  eifiem  ausländischen  Oericht,  —  Vollstreck- 
barkeit im  Inlande.  —  Gegenseitigkeit  xvdschen  dem  Deutschen 

Reich  und  Oesterreich. 

Mitgetheiit  von  Herrn  Landgerichtsratb  Dr.  Menztn  in  Hechingen. 

Die  Einrede  der  Rechtsanhängigkeit  kann  an  und  für  sich  auf  die 
AnhSngigkeit  des  Anspruchs  bei  einem  ausländischen  G^chte  gestützt 
werden;  sie  ist  in  einem  solchen  Falle  aber  nur  dann  begründet, 
wenn  das  im  Auslande  zu  erlassende  Urtheil  im  Deutschen  Reiche 
auf  Grrund  der  §§  660  und  661  der  Z.P.O.  vollstreckt  werden  kann. 
Ob  dieses  zutreffe,  ist  bei  Prüfung  der  Einrede  der  Bechtshängigkeit 
auch  schon  vor  Erlass  der  Entscheidung  des  ausländischen  Gerichts 
festzustellen. 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Oesterreich  ist  für  die  Yoll- 
streekbarkeit  der  in  dem  anderen  8taate  erlassenen  Urtheile  die  Ge- 
genseitigkeit verbürgt. 

8o  entschieden  vom  V.  Zivilsenat  des  Oberlandesgerichts  Köln 
vom  12.  November  1892,  welcher  sich  in  den  Urtheilsgründen  wie 
folgt  dieserhalb  auslässt: 

Die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  steht  dem  Beklagten  zu,  gleich- 
viel, ob  die  Klage  bei  einem  inländischen  oder  ausländischen  Gerichte 
anhängig  gemacht  worden  ist,  weil  das  Gesetz  und  zwar  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  schon  vorher  konstant  gewordenen  Rechtslehre  und 
Rechtsprechung  (vgl.  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts,  2.  Aufl.  Bd.  2  8.  546;  Entscheidungen  des  Reichsober- 
handelsgerichts, Bd.  8  8.  169)    keinen  Unterschied  macht,    und   der 
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Grund  des  Gesetzes,  den  Beklagten  vor  wiederholter  Erhebung  dessel- 
ben Anspruchs  zu  schützen ,  zutrifft.  Femer  greift  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  nicht  in  das  Gebiet  des  materiellen  Rechts  ein^  ist 
vielmehr  eine,  die  Klagebefugniss ,  die  gerichtliche  Rechtsverfolgung 
betreJBPende  Vorschrift  und  gehört  als  solche  dem  Prozessrecht  an.  Der 
inländische  Richter  hat  daher  in  allen  Fällen  das  in  seinem  Staate  gel- 
tende Prozessrecht  zur  Anwendung  zu  bringen,  so  dass  es  gar  nicht 
in  Betracht  kommen  kann,  ob  eine  prozessrechtliche  Norm  dem  Rechte 
des  ausländischen  Staates  überhaupt  bekannt  ist  (vgl*  Entscheidungen 
des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  19  *S.  417;  Bd.  8  S.  169;  Savtgny, 
System  des  heutigen  römischen  Rechts,  1840,  Bd.  8  S.  181;  Wetxd, 
System  des  ordentlichen  Zivilprozesses,  3.  Aufl.  1878  §  43  S.  515, 
516  Note  20  bis  24;  Seufferfs  Archiv  Bd.  7  Nr.  278  S.  322;  Wach, 
Handbuch  des  deutscheu  Zivilprozessrechts ,  1885,  Bd.  1  S.  124). 
Somit  ist  aus  einem  im  Auslände  schwebenden  Rechtsstreit  im  Falle 
der  Anhängigmach  ung  desselben  im  Inlande  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit an  und  für  sich  zulässig,  aber  im  konkreten  Falle  nur  dann 
begründet,  wenn  das  demnächst  ergehende  ausländische  Urtheil  im 
Deutschen  Reiche  auf  Grund  der  §§  660,  661  der  Z.P.O.  vollstreckt 
werden  kann  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bd.  8  S.  385).  üie- 
nach  wäre  untergebens  die  Begründetheit  der  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit zu  verneinen,  wenn  für  das  eventuell  in  Görz  ergehende 
verurtheilende  Erkenntniss  der  Erlass  des  Vollstreckungsurtheils  ver- 
sagt werden  müsste.  Nach  §§  660  cit.  findet  nämlich  aus  dem  Ur- 
theil eines  ausländischen  Gerichts  die  Zwangsvollstreckung  nur  statt. 
,.weuu  ihre  Zulässigkeit  durch  ein  VoUstreckungsurtheil  ausgespro- 
chen ist":  ein  solches  VoUstreckungsurtheil  ist  aber  nach  §  661 
nicht  zu  erlassen:  Nr.  3  ,,im  Falle  der  Unzuständigkeit  des  auslän- 
dischen Gerichts  nach  inländischem  Rechte^  und  Nr.  5^  „im  Falle 
nicht  verbürgter  Gegenseitigkeit".  Anlangend  die  Gegenseitigkeit  zwischeD 
Deutschland  und  Oesterreich,  so  ist  dieselbe  verbürgt  (vgl.  Kommen- 
tar von  Wümowahi^Levyy  5.  Aufl.  1887  Note  zu  §  661),  dagegen  ist 
für  die  Klage  der  gegenwärtigen  Beklagten  auf  Zahlung  des  Kauf- 
preises und  Schadensersatz  die  Zuständigkeit  des  Grörzer  G^chts 
bezw.  der  sämmtlichen  österreichischen  Gerichte  nicht  begründet.  Der 
gegenwärtige  Kläger  hat  nämlich  nach  Art.  324,  325,  342  des  H.G.B. 
am  Orte  seiner  Handelsniederlassung  oder  in  deren  Ermangelung  am 
Orte  seines  Wohnsitzes  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses,  also  in  Köln, 
den  Kaufvertrag  zu  erfüllen,  d.  h.  die  Zahlung  des  Kaufpreises  zu 
leisten,  da  sich  aus  dem  Vertrage,  der  Natur  des  Geschäft  und  der 
Absicht  der  Kontrahenten  nichts  anderes  ergiebt. 

VoUstreckungsurtheil  nach  §  661  der  Z.P.O, 

Die  Rechtskraft  des  ausländischen  Urtheils   ist  nach    dem  bezüg- 
lichen  ausländischen  Rechte  zu  prüfen.     Dasselbe  ist  nicht   revisibel, 
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insbesondere  auch  nicht  hinsichtlich  der  Frage,  ob  die  GmndsKtze 
ttber  zeitliche  Greltung  der  Rechtsnormen  richtig  angewendet  wurden. 

Das  Vorbringen,  es  habe  auch  nach  dem  Erlöschen  der  deutschen 
Firma  (Hauptniederlassung)  deren  ausländische  Zweigniederlassung 
nach  dem  Rechte  des  Auslandes  mit  der  Wirkung  fortbestanden,  dass 
an  die  letztere  namens  der  untergegangenen  Firma  prozessualische 
Zustellungen  erfolgen  konnten,  ist  beachtlich. 

Als  Einlassung  im  Sinne  des  §  661  Ziff.  4  der  Z.P.O.  muss 
auch  das  Vorschützen  der  Unzust&ndigkeitseinrede  gelten. 

G^eg^nüber  der  Klage  auf  Erlassung  des  Vollstreck ungsurtheils  ist 
die  Einrede  der  Verjälirung  aus  Rechtsverhältnissen,  welche  Gegen- 
stand des  zu  vollstreckenden  Urtheils  waren,  nicht  statthaft. 

Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  21.  April  1891  i.  S.  Honig  gegen 
Haid    und    Neu     (S^itschrift     ftir     französisches    Zivilrecht     Bd.    28 

S.  57  ff.). 

In  Karlsruhe  bestand  eine  offene  Handelsgesellschaft  unter  der 
Firma  Haid  und  Neu,  deren  Theilhaber  Karl  Neu  und  6.  Fleischhauer 
waren.  Sie  errichtete  eine  Sukkursale  in  Florenz  und  stellte  bei  die- 
ser im  Jahre  1880  den  Karl  Honig  an.  Im  MKrz  1888  wurde  die 
offene  Handelsgesellschaft  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt  und 
dies  am  19.  März  1883  zum  Gresellschaftsregister  in  Karlsruhe  ein- 
getragen. Karl  Honig  ist  am  26.  September  1882  gestorben  und  am 
29.  August  1888  erhoben  dessen  Wittwe  und  Kinder  beim  Tribunal 
in  Florenz  Klage  gegen  Karl  Neu,  wohnhaft  in  Karlsruhe,  als  Ver- 
treter der  Firma  Haid  und  Neu  in  Karlsruhe.  Die  Klage  war  auf 
Schadensersatz  gerichtet,  weil  ein  Vertreter  der  Beklagten  in  Italien 
(Karl  Neu  jun.)  den  Hönig  wider  besseres  Wissen  angeklagt  und  den 
Vertrag  von  1880  mehrfach  verletzt  habe.  Die  Zustellung  der  Klage 
erfolgte  an  Karl  Neu  in  Karlsruhe  gemäss  Art.  141,  142  der  italie- 
nischen Z.P.O.  durch  Anschlag  einer  Abschrift  an  die  äussere  Thür 
des  Gerichtsgebäudes  in  Florenz,  Niederlegung  einer  Abschrift  auf  dem 
Bureau  des  Staatsanwalts  imd  auszugsweise  Einrückung  in  das  amt- 
liche Verkttndungsblatt  am  4.  September  1888.  Dass  die  Klage  dem 
Adressaten  Karl  Neu  oder  der  Firma  Haid  und  Neu  oder  einem  ihrer 
Theilhaber  persönlich  in  Deutschland  zugestellt  worden  sei,  behaupten 
die  Kläger  nicht.  Am  25.  Oktober  1888  erklärte  Advokat  Boccini 
unter  Berufung  auf  eine  von  Haid  und  Neu  am  81.  Januar  1882 
ausgestellte  Vollmacht,  dass  er  sich  vorbehalte,  alle  Einreden,  ins- 
besondere auch  die  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts,  geltend  zu 
machen.  Mit  einem  Schriftsatze  vom  28.  November  1888  schützte 
er  auch  diese  Einrede  vor,  dieselbe  ist  sodann  auf  kontradikto- 
rische Verhandlung,  bei  welcher  jedoch  die  Beklagte  durch  den 
erwähnten  Boccini  nicht  vertreten  war,  durch  Urtheil  vom  7.  April 
1884  verworfen  worden.  Dieses  Urtheil  wurde  am  18.  April  dem 
Boccini    zugestellt,     worauf    dieser    am    21.  April    1884    dem   Ver- 
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treter  der  KlKger  eröffnen  liesS;  dass  er  die  Vertretung  der  Firma 
Haid  und  Neu  in  dem  anhängigen  Prozesse  niedergelegt  habe.  Am 
18.  Juli  1885  erfolgte  neue  Ladung  an  Karl  Neu  als  Vertreter  der 
Firma  Haid  und  Neu  in  Karlsruhe.  Die  Zustellung  wurde  in  gleicher 
Weise  wie  die  der  Klage  bewirkt.  Am  27.  April  1887  erliees  so- 
dann das  Handelsgericht  in  Florenz  gegen  ^Karl  Neu  als  ReprSsen- 
tauten  des  Handlungshauses  Haid  und  Neu  in  Karlsruhe^  Kontumazial- 
urtheil;  wodurch  der  beklagte  Theil  zur  Bezahlung  von  63129  Lire 
99  Cent,  nebst  Zinsen  verurtheilt  wurde.  Dieses  Urtheil  ist  ebenso 
wie  die  Ladungen  zugestellt  worden.  Die  Gferichtsschreiber  des  Handels- 
gerichts und  des  Appellhofs  haben  beurkundet,  dass  gegen  das  gesetz- 
mässig  zugestellte  Urtheil  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  weder  Oppo- 
sition noch  Appellation  eingelegt  worden  seien. 

Auf  Orund  dieses  Sachverhalts  beantragten  Honigs  Erben  bei 
dem  Landgerichte  Karlsruhe  die  Erlassung  des  Vollstreckungsurtheils. 
Ihre  Klage  ist  gerichtet  gegen  die  Rechtsnachfolger  der  Firma  Haid 
und  Neu  und  zwar  sowohl  gegen  deren  frühere  offene  G^esellschaiter 
als  gegen  die  Aktiengesellschaft  „Nähmaschinenfabrik  Karlsruhe  ^  vor- 
mals Haid  und  Neu". 

Die  Revision  der  Kläger  gegen  das  Urtheil  des  Oberlandesgerichts 
Elarlsmhe  vom  19.  November  1890  wurde  von  dem  Reichsgerichte 
zurückgewiesen  aus  folgenden  Gründen: 

Das  mit  der  Klage  begehrte  VoUstreckungsurtheil  durfte  gemfiss 
§  661  Ziff.  1  der  Z.P.O.  nicht  erlassen  werden,  weim  das  Urtheil  des 
auswärtigen  Gerichts  nach  dem  für  dieses  geltenden  Recht  die  Rechts- 
kraft nicht  erlangt  hatte.  Diesen  Mangel  hat  aber  das  Berufungs- 
gericht in  unanfechtbarer  Weise  festgestellt. 

Die  Kläger  behaupteten  selbst,  dass  das  Urtheil  des  k.  Tribunals 
zu  Florenz  vom  27.  April  1887  dem  Karl  Neu  jr.  zugestellt  worden  sei, 
und  das  Gleiche  nimmt  das  Berufungsgericht  für  erwiesen  an.  Da 
nun  aber  die  offene  Handelsgesellschaft,  deren  Prokurist  Elarl  Neu  jnn. 
war,  bereits  am  19.  März  1888  aufgelöst  worden  und  damit  die  Pro- 
kura erloschen  ist,  so  kam  es  darauf  an,  ob  nach  italienischem  Recht 
die  Gesellschaft  und  Prokura  gleichwohl  noch  als  fortbestehend  zu  gel- 
ten hatten,  weil,  wie  die  Kläger  behaupten,  eine  Zweigniederlassung 
in  Florenz  bestanden  hatte,  auch  eingetragen,  die  Erlöschung  dagegen 
nicht  eingetragen  war.  Lägen  diese  thatsächlichen  und  rechtlichen 
Voraussetzungen  vor,  so  handelte  es  sich  nicht,  wie  das  Berufungs- 
gericht ausführt,  um  eine  blosse,  vom  Gericht  nicht  zn  beachtende 
Fiktion,  welcher  gegenüber  unentschieden  bliebe^  ob  Karl  Neu  jun.  noch 
zur  Empfangnahme  von  Zustellungen  beauftragt  gewesen  sei.  Viel- 
mehr hätte  rechtlich  die  dem  Karl  Neu  ertheilte  Vollmacht  seinen 
Auftrag  überdauert,  und  das  vom  Gesetze  ausgesprochene  Fortbestehen 
der  Vollmacht  wäre  für  das  Glicht  nicht  blos  eine  unbeachtliche 
Fiktion,  sondern  eine  im  rechtlichen  Sinne  bestehende  Thatsache. 
Das  Berufungsgericht  stellt  nun   aber  fest^  dass   eine  Zweigniederlafl- 
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sung  in  Florenz  überhaupt  nie  bestanden  habe.  Diese  thatsXchliche 
Feststellung  ist  zwar  erst  bei  Prüfung  der  Verjfthrungseinrede  erfolgt 
und  diese  selbst  rechtsirrthümlich  beurtheilt  worden ,  indem  Übersehen 
wurde,  dass  gegenüber  der  Klage  auf  Erlassung  des  Vollstreckungs- 
nrtheils  für  ein  im  Jahre  1887  ergangenes  Urtheil  nicht  von  einer 
im  Jahre  1883  beginnenden  Verjährung  die  Bede  sein,  sondern  es 
sich  nur  darum  handeln  kann,  ob  dieses  Urtheil  gegen  die  Beklagten 
erlassen  worden  und  gegen  sie  vollstreckbar  sei  oder  nicht.  Dieser 
Irrthum  ist  jedoch  betre£Ps  der  Frage,  ob  eine  Zweigniederlassung  be- 
standen habe,  ohne  Einfluss. 

In  rechtlicher  Beziehung  war  die  Frage,  ob  in  Florenz  eine  Zweig- 
niederlassxmg  bestanden  habe,  welche  ebenso  wie  die  Erlöschung  der  Oe- 
Seilschaft  einzutragen  war,  nach  den  italienischen  Gesetzen  zu  entschei- 
den. Eine  Verletzung  dieses  Bechts  kann  aber  die  Bevision  nicht 
begründen  (§511  der  Z.P.O.)  und  könnte  dieselbe  auch  nicht  darauf 
gestützt  werden,  wenn  die  im  italienischen  Bechte  geltenden  Grund- 
sätze über  die  zeitliche  Geltung  der  Bechtsnormen  verletzt  worden 
wären,  weil  auf  die  in  den  Jahren  1880  und  1881  betreffs  derKieder- 
laasTUig  in  Italien  geschlossenen  Verträge  nicht  das  damals  geltende; 
sondern  das  ELandelsgesetzbuch  vom  2.  April  1882  angewendet  wor- 
den ist.  Ebensowenig  kann  vom  Bevisionsgerichte  berücksichtigt  wer- 
#den,  ob  nur  die  Existenz  einer  Zweigniederlassung  zu  prüfen  war,  ob- 
gleich in  dem  zitirten  Art.  98  des  italienischen  Handelsgesetzbuchs 
yyStabüimento  und  rappressantanxa'^  und  in  dem  massgebenden  Art.  230 
daselbst:  sede  aecondaria  und  rappressentanxa  einander  gleichge- 
stellt sind. 

Die  Bevision  konnte  hienach  schon  deshalb  einen  Erfolg  nicht 
haben,  weil  die  Voraussetzung  des  §  661  Ziff.  1  gegeben  ist. 

Unrichtig  ist  dagegen  die  mit  der  Auslegung  wohl  aller  Kom- 
mentatoren und  Schriftsteller  über  den  Zivilprozess  in  Widerspruch 
stehende  Ausführung  des  Berufungsgerichts,  dass  auch  die  Ziff.  4  des 
§  661  Anwendung  finde.  Nach  dem  in  den  Motiven  kundgegebenen 
Zwecke  dijeser  Vorschrift,  welche  hier  allein  in  Betracht  kommt,  muss 
unter  „Einlassung  auf  den  Prozess^^  auch  die  Vorschützung  der  Un- 
zuständigkeitseinrede inbegriffen  sein;  denn  auch  dadurch  wird  dar- 
gethan,  dass  die  Ladung  den  Beklagten  erreicht,  oder  dass  derselbe 
auf  andere  Weise  rechtzeitig  von  dem  eingeleiteten  Prozess  Kenntniss 
erlangt  hat,  und  er  daher  eines  weiteren  als  des  in  Ziff.  8  des  §  661 
gewährten  Schutzes  inländischer  Gerichte  gegen  ein  Versäumnissurtheil 
nicht  bedarf,  welches  etwa  vom  ausländischen  Gerichte,  dessen  Zu- 
ständigkeit bestritten  wird,  gegen  ihn  erlassen  werden  könnte. 

Ohne  Eingehen  auf  die  übrigen  Gründe,  auf  welche  das  Berufhngs- 
urtheil  sich  stützt,  insbesondere  ohne  Erörterung  der  keineswegs  un- 
bestrittenen Frage,  ob  das  gegen  die  offene  Handelsgesellschaft  er- 
gangene Urtheil  auch  als  gegen  deren  Theilhaber  erlassen    zu  gelten 
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habe  (vgl.  Reichsgerichts-Entscheidungen  Bd.  8  Nr.  17  S.  57,  Bd.  5 
Nr.  18  8.  55,  Nr.  16  8.  70,  Bd.  13  Nr.  25  8.  96,  Bd.  17  Nr.  91 
8.  865)  war  daher  die  Revision  zurtlckzuweisen. 

B.  Reohtshtllfe. 

Venveigerung  der  Rechtshülfe   wegen  örtlicher    Unzuständigkeit, 

§  159  des  O.r.O. 

In  einer  bei  dem  Amtsgerichte  Breisach  anhängigen  Prozess- 
sache  war  das  Zeugniss  zweier  in  Beifort  wohnender  Zeugen  von  Be- 
deutung. 

Das  Amtsgericht  ordnete  ihre  Einvernahme  durch  Beweisbeschluss 
an  und  ersuchte  auf  übereinstimmenden  Antrag  der  Parteien  zur  Ver- 
meidung höherer  Kosten,  welche  durch  eine  Ladung  der  Zeugen  vor 
das  Prozessgericht  erwachsen  würden,  das  Beifort  zunächstgelegene 
kaiserliche  Amtsgericht  R.  um  diese  Einvernahme.  Das  Amtsgericht 
R.  hat  die  Rechtshülfe  unter  Berufung  auf  §  159  Abs.  2  des  O.V.6. 
mit  der  Begründung  abgelehnt,  es  mangele  ihm  die  örtliche  Zn- 
stttndigkeit. 

Oegen  diese  Verfügung  hat  das  Amtsgericht  Breisach  gem&ss 
§159  des  6. V.O.  Beschwerde  bei  dem  kaiserlichen  Oberlandesgerichte^ 
Colmar  erhoben  und  dabei  ausgeführt,  die  Ablehnung  des  Ersuchens 
sei  ungerechtfertigt,  da  das  Amtsgericht  R.  um  eine  innerhalb  seines 
Bezirks  zu  bewirkende  Einvernahme  von  Zeugen  ersucht  worden  sei. 
Vgl.  §  158  des  6.V.  Dass  die  Zeugen  ausserhalb  dieses  Bezirks 
oder  selbst  im  Auslände  wohnen  oder  sich  aufhalten,  sei  für  die  Frage 
der  Zuständigkeit  gleichgültig.  Zur  Vornahme  der  ersuchten  Hand- 
lung am  Grerichtssitze  sei  das  Amtegericht  R.  zweifellos  kompetent. 

Das  Oberlandesgericht  Kolmar  hat  hierauf,  unter  Aufhebung  des 
Beschlusses  des  Amtsgerichts  in  R.,  letzteres  angewiesen,  das  Ersuchen 
des  Amtsgerichts  Breisach  um  Vernehmung  der  beiden  in  Beifort 
wohnenden  Zeugen  an  der  Oerichtsstelle  in  R.  zu  erledigen  und  seiner 
Entscheidtmg  folgende  Begründung  beigefügt: 

Wie  das  Oberlandesgericht  bereits  früher  entschieden  hat,  mangelt 
dem  ersuchten  Gericht  die  örtliche  Zuständigkeit,  Zeugen,  welche  im 
Auslande  wohnen,  an  der  Grerichtsstelle  zu  vernehmen,  keineswegs. 
Vgl.  Jurist.  Zeitschrift  Bd.  8  8.  277.  Die  Entscheidung  darüber,  ob 
die  Vernehmung  durch  das  Prozessgericht  oder  durch  einen  ersuchten 
Richter  zu  erfolgen  hat,  ist  von  dem  ersteren  nach  pflichtmässigem 
Ermessen  zu  treffen  und  steht  es  dem  ersuchten  Richter  nicht  zu,  die 
Zweckmässigkeit  der  Entscheidung  nachzuprüfen.  Die  Ablehnung  der 
Vernehmung  ist  also  zu  Unrecht  erfolgt.  Erscheinen  die  Zeugen  anf 
Vorladung  nicht,  so  hat  das  Ersuchen  als  unerledigt  zurückzugehen. 
(Annalen  der  grossh.  bad.  Gerichte   Bd.  59  8.  255.) 


BechtahOlfe.  637 

Rechtshülfe  in  Invaliditäts  -  etc,  Versicherungsangelegenheiten. 
Sind  die  Ämtsrichter  verpflichtet,  den  im  Laufe  des  Vorverfahrens 
—  §  75  des  Oes.  vom  22.  Juni  1889  —  aji  sie  ergehendeii 
Ersuchen  der  Versicherungsanstalten  um  eidliche  Vernehmung  von 

Zeugen  xu  entsprechen?  ^) 
Hitgetheilt  von  Herrn  Landgerichtsrath  Dr.  Menzen  in  Hecbingen. 

Die  Landesversicherungfianstalt  in  Els.-Lothr.  hatte  sich  im  Laufe 
des  im  §  75  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889  bezeichneten  Vorver- 
fahrens an  den  Amtsrichter  in  0.  mit  dem  Ersuchen  gewendet ,  ver- 
schiedene Zeugen  eidlich  zu  vernehmen.  Der  Amtsrichter  lehnte  die- 
ses Ersuchen  mit  der  Begründung  ab,  dass  in  dem  bezeichneten  Vor- 
verfahren nur  formlose  Ermittelungen,  nicht  aber  eidliche  Zeugenver- 
nehmungen stattzufinden  hätten.  Hierauf  beschwerte  sich  die  Landes- 
versicherungsanstalt bei  dem  Landgerichtspräsidenten  in  Z.,  welcher 
den  Amtsrichter  durch  Verfügung  vom  20.  April  1892  für  verpflichtet 
erklärte,  dem  gestellten  Ansuchen  zu  entsprechen  und  seine  hiegegen 
geltend  gemachten  Erinnerungen  mittels  Verfügung  vom  2.  Mai  1892 
zurückwies. 

Auf  die  Beschwerde  des  Amtsrichters  wurden  diese  Verfügungen 
durch  Entsdieidung  des  Oberlaodesgerichtspräsidenten  zu  Colmar  vom 
21.  Mai  1892  ausser  Wirkung  gesetzt  aus  folgenden  Gründen: 

In  Erwägung;  dass  die  Verpflichtung  des  Amtsrichters,  dem  Er- 
suchen der  Landesversicherungsanstalt  um  eidliche  Vernehmung  von 
Zeugen  zu  entsprechen,  nicht  als  gegeben  zu  erachten  ist;  dass  näm- 
lich die  in  §  141  des  Gresetzes  vom  22.  Juni  1889  ausgesprochene 
Verpflichtung  sich  auf  die  im  Vollzuge  des  Gesetzes  ergehenden  Er- 
suchen beschränkt,  dass  anderseits  in  §  74  Abs.  2  des  Gesetzes  nur 
den  Schiedsgerichten  dieBefugniss  eingeräumt  wird^  Zeugen  und  Sach- 
verständige, auch  eidlich,  zu  vernehmen,  dass  dagegen  in  Abs.  2  des 
unmittelbar  folgenden  §  75  nur  von  der  Veranlassung  weiterer  Er- 
hebungen durch  den  Vorstand  der  Versicherungsanstalt,  also  von  einem 
formlosen  Ermittelungsverfahren,  die  Bede  ist,  und  dass  die  auf  die 
Beweisaufiiahme  bezüglichen  Bestimmungen  in  §§16  und  17  der  im 
Gfesetze  vom  22.  Juni  1889  vorbehaltenen  kaiserlichen  Verordnung 
vom  1.  Dezember  1890  sich  gleichfalls  auf  das  schiedsgerichtliche 
Verfahren  beschränken;  dass  endlich  auch  die  Motive  zu  §  101  des 
UufSallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884,  welchem  der  §  141 
des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889  einfach  nachgebildet  wurde,  keinen 
Zweifel  darüber  gestatten,  dass  der  Gesetzgeber  bei  jenen  Bestim- 
mungen, soweit  sich  dieselben  auf  Ersuchen  der  Organe  der  Versiche- 
rungsanstalten im  Vorverfahren  beziehen ,  blos  formlose  Erhebungen 
durch  die  unteren  Verwaltungsbehörden  und  die  Organe  anderer  Ge- 
nossenschaften   im  Auge  hatte    und  dass    nur    im  Verfahren  vor   den 


1)  Vgl.  oben  S.  175.      Ked. 
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lichfit  zuverlässige  Grundlage  zu  schaffen^  vollkommen  auch  ftbr  FsUe 
zutrifft,  wo  es  sich  um  Vornahme  einzelner  üntersuchungshandlungen 
durch  den  requirirten  Zivilrichter  handelt. 

Für  die  hier  vertretene  Aufß&ssung  hat  sich  auch  die  Rechtslehre 
und  Rechtsprechung  (vgl.  Fleck  y  Kommentar  Über  das  Strafgesetzbuch 
für  das  preussische  Heer,  11.  Theil,  Berlin  1864  S.  45  Anm.  5; 
Daude,  Die  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  der  Militäi'personen,  2.  Aufl. 
8.  30,  81)  übereinstimmend  ausgesprochen. 

Nach  dem  Ausgeführten  und  da  die  Zuziehung  eines  Offiziers 
als  Beisitzer  im  vorliegenden  Falle  ohne  Schwierigkeit  und  Kosten- 
aufwand geschehen  kann ,  so  war  auf  die  vorliegende  Beschwerde  des 
eingangs  genannten  Militärgerichts  der  angefochtene  landgerichtliche 
Beschluss  au&uheben  und  das  requirirte  Amtsgericht  S.  anzuweisen, 
dem  Ersuchen  jenes  Gerichts  zu  entsprechen. 


Oesierreich. 

Reehtsprechmig  der  österreichischen  Gerichtshofe. 

Der  für  den  im  Atislande  wohnenden  Geklagten  eintretende  SaeJi- 
Walter  ist  im  Rechtsstreite  wegen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 

xuxulassen. 

Entscheidung  vom  6.  April  1893    Z.  4016  (Allg.  österr.  Gerichtszei- 
tung 1898  S.  279). 

In  der  nach  dem  Hofdekrete  vom  23:  August  1819,  J.G.S. 
Nr.  1595,  verhandelten  Rechtssache  des  A.,  Klägers,  gegen  seine  im 
Auslande  lebende  Gattin  B.,  Greklagte,  wegen  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  haben  die  beiden  Untergerichte  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  Geklagte  weder  zu  den  Versöhnungstagfahrten,  noch  zu  der  Yer- 
handlimg  erschienen  war  und  der  von  ihr  bestellte  Sachwalter  zu 
ihrer  Vertretung  nicht  zugelassen  wurde,  auf  Grund  der  Anführungen 
des  Ellägers  dem  Begehren  desselben  stattgegeben. 

lieber  die  ausserordentliche  Revision  der  Greklagten  hat  der  oberste 
Gerichtshof  beide  untergerichtlichen  Urtheile  aufgehoben  und  dem 
ersten  Richter  verordnet,  zu  der  mündlichen  Verhandlung  eine  neue 
Tagfahrt  unter  Vorladung  der  Streittheile  und  des  Vertreters  der  Ge- 
klagten anzuberaumen  und  das  Verfahren  ordnungsmässig  durchzu- 
führen ;  wobei  erwogen  wurde,  dass  nach  dem  Hofdekrete  vom  23.  Au- 
gust 1819,  J.G.8.  Nr.  1695,  §  1  Streitigkeiten  der  Eheleute  über 
die  Scheidung  von  l'isch  und  Bett  bei  der  im  §  107  a.  b.  G.B.  vor- 
geschriebenen Untersuchung  im  Wesentlichen  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  rechtlichen  Verfahrens  in  Streitsachen  zu  behanddn 
sind  und  dabei  insbesondere  die  Vorschrift  des  §  21  der  wes^lizi- 
schen  Gerichtsordnung  in  Anwendung  zu  bringen,  daher  darauf  zu 
sehen  ist,  dass  die  Partei  in  ihrem  Rechte  aus  Abgang  der  Förmlich- 
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keiten  mcht  leide,  dass  weder  aus  der  im  §  2  als  Kegel  angeord- 
neten persönlichen  Vorladung  und  Vernehmung  der  Parteien ,  noch 
aus  einer  anderen  Bestimmung  dieses  Gesetzes  eine  Ausschliessung 
Yon  Adyokaten  gefolgert  werden  kann,  dass  im  Gegentheile  in  dem 
daselbst  bezogenen  §  21  der  westgalizischen  Gerichtsordnung  von 
Vertretern  der  Parteien  ausdrücklich  gesprochen  wird,  und  dass  die 
Bestimmung  des  §  512  der  westgalizischen  Gerichtsordnung,  auf 
welche  §  6  hinweist,  auch  dann  zur  Anwendung  gelangen  soU^  wenn 
der  Geklagte  im  Auslande  wohnt,  indem  auch  in  einem  solchen  Falle 
für  ihn  der  Sachwalter  einzutreten  hat,  dass  die  entfernt  im  Auslande 
wohnende  Geklagte  zu  ihrer  Vertretung  den  Advokaten  Dr.  Johann 
B.  bevollmächtigt,  und  dass  dieser  bei  der  Verhandlung  sich  bereit 
erklärt  hat,  für  die  Geklagte  die  Einrede  zu  erstatten,  dass  es  selbst 
dem  Zwecke  einer  gründlichen  Untersuchung  der  angebrachten  Schei- 
dungsgrtinde  gewiss  näher  gelegen  gewesen  wäre,  die  Bechtsvertheidi- 
gung  der  an  dem  persönlichen  Erscheinen  durch  die  weite  Feme  des 
Aufenthaltes  gehinderten  Geklagten  mittels  ihres  Vertreters  entgegen 
zu  nehmen,  als  den  Angaben- des  Klägers,  ohne  der  Geklagten  oder 
deren  Vertreter  Gehör  zu  gestatten,  nur  wegen  des  vermeintlichen 
Formanstandes  ihres  persönlichen  Ausbleibens  einfach  Glauben  zu 
schenken,  dass  es  daher  an  jedem  ausdrücklichen  oder  doch  sinnge- 
mässen gesetzlichen  Grunde  fehlte,  den  für  die  Creklag^  erschienenen 
Advokaten  von  der  Vertretung  auszuschliessen  und  wider  die  Goklagte 
wegen  Ungehorsams  trotz  der  nicht  widerlegten  Unthunlichkeit  ihres 
persönlichen  Fembleibens  gleich  einer  Ausgebliebenen  vorzugehen,  dass 
mit  Hinblick  auf  §  21  der  westgalizischen  Gerichtsordnung  die  Ge- 
klagte aus  den  unangefochten  gebliebenen  Tagsatzungsbescheiden  in 
ihren  Rechten  keinen  Schaden  leiden  darf,  dass  aber  auf  Grund  des 
vorliegenden,  offenbar  ungerecht  mit  Ausschluss  des  Vertreters  der 
Geklagten  gepflogenen  Verfahrens  eine  gründliche  Entscheidung  nicht 
geschöpft  werden  kann,  dass  mithin  nach  dem  Hofdekrete  vom  25.  Fe- 
braar  1883,  J.G.S.  Nr.  2598,  die  Behebung  der  untergerichtlichen 
Urtheile,  die  Durchführung  des  Verfahrens  mit  Zulassung  des  Ver- 
treters der  Geklagten,  sohin  die  Schöpfung  eines  neuen  Urtheiles  zu 
verfügen  war. 

Die  im  Oesetxe  begründete  Unmöglichkeit^  ein  inländisches  J7r- 

theil  im  Auslände  xu  vollstrecken,  enthebt  den  Verbotswerber  von 

dem  ihm  sonst  obliegenden  Nachweise  einer  Gefahr. 

Entscheidung  des  k.  k.  obersten  G.H.  vom  21.  Juni  1898  Z.  7041. 

Das  Gesuch  des  F.  M.,  Geschäftsreisenden  in  Brunn,  um  Be- 
willigung des  Verbotes  einer  der  Firma  E.  B.  &  Co.  in  London  gegen 
die  Firma  S.  B.  in  Freistadt  im  Betrage  von  272  fl.  70  kr.  zu- 
stehenden Forderung  zur  Sicherstellung  seines  Provisionsanspruches 
von  68  fl.  66  kr.  s.  N.  G.  gegen  Erlag  einer  gleichzeitig  im  Betrage 
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von  10  fl.  zu  Gericht  vorgelegten  Kaution,  wurde  vom  ersten  Richter 
abgewiesen,  weil  der  Yerbotswerber  in  keinerlei  Weise  nachgewiesen 
ha^  dass  derselbe  bei  der  belangten  Firma  wegen  Abgangs  anderer 
hinlänglicher  Zahlungsmittel  in  Gefahr  steht,  vielmehr  in  seinem  Ge- 
suche selbst  angiebt,  dass  die  Firma  hierlands  allfiQlige  Forderung»- 
rttckstttnde  besitzt,  überdies  die  Kaution  von  10  fl.  nicht  als  genfi- 
gende  Sicherheit  für  den  der  geklagten  Firma  durch  die  Verbotsiegang 
entstehenden  Schimpf  und  Schaden  angesehen  werden  kann. 

Ueber  den  dagegen  vom  Verbotswerber  Überreichten  Beknrs  aber 
hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  den  angefochtenen  Bescheid  abgeXn- 
dert  und  dem  gestellten  Ansuchen  stattgegeben,  weil  die  Thatsaehe^ 
dass  die  als  Schuldner  bezeichnete  Firma  £.  B.  &  Co.  ihren  Sita  in 
London  hat  und  die  aus  der  Bestimmung  des  Hofd.  vom  31.  Januar 
1842  Nr.  595  J.G.S.  ersichtliche  Unmöglichkeit,  ein  im  Inlande  er- 
gangenes Urtheil  in  Grossbritannien  zu  exequiren,  jeden  weiteren 
Nachweis  ersetzt,  dass  der  Rekurrent  mit  einer  allfiüligen  Forderung 
wider  jene  Firma  bei  dem  Abgange  anderer  hinlXnglicher  Zahlungs- 
mittel in  Gefahr  steht. 

Die  Annahme,  dass  jene  Firma  im  Inlande  andere  hinlängliche 
Zahlungsmittel  besitze,  findet  in  der  Aktenlage  keine  Stütze,  weil  der 
Bestand  bestimmter  Vermögensobjekte  derselben  weder  zugegeben  ist, 
noch  aus  den  vorliegenden  Urkunden  mit  Sicherheit  erschlossen  wer- 
den kann. 

Nachdem  nun  die  vom  Rekurrenten  beigebrachten  Urkunden, 
falls  sie  vom  G«gner  für  richtig  erkannt  würden,  die  behauptete  fU- 
lige  Forderung  vollständig  erwiesen,  indem  die  Firma  in  dem  Briefe 
6.  vom  2.  Februar  1893  demselben  ein  Guthaben  £.  24.  —  18.  —  5 
per  1.  Januar  1893  anerkennt,  hievon,  laut  der  Ptovisionsnote  C, 
für  einen  Fakturenbetrag  von  £  43.  — 12.  —  3  eine  17  Va®/o  Provi- 
sion von  £  7.  12.  7.  berechnet,  und  in  dem  Briefe  A.  vom  7.  Ok- 
tober 1892  die  sofortige  Zahlung  von  drei  Vierteln  dieser  Provision 
zusichert  und  nach  dem  unter  diesen  Umständen  der  Erlag  einer  Kau- 
tion (§  285  A.G.O.)  überhaupt  nicht  gefordert  werden  muss,  die  vom 
Gresuchsteller  angebotene  Summe  von  10  fl.  demnach  jedenfalls  ge- 
nügt, so  ist  dem  gesetzlich  begründeten  Rekurse  stattzugeben  und 
sind  dem  Bezirksgerichte  die  weiteren  Verfügungen  zu  überlassen. 

Diese  Entscheidung  wurde  über  den  Revisionsrekurs  des  für  die 
Firma  E.  B.  &  Co.  in  London  bestellten  Kurators  vom  k.  k.  ober- 
sten Gerichtshofe  unter  Hinweisung  auf  die  sach-  und  gesetz- 
mässige  Begründung  der  obergerichtlichen  Entscheidung  bestätigt. 

Zur  Frage  der  VoUstreckbarkeit  der    Urtheile  franxösischer  Oe- 

richte  in  Oesterreich. 
Entscheidung  des  k.  k.  obersten  G.H.  vom  9.  August  1893  Z.  8799. 

Nach  durchgeführtem  Delibationsverfahren  wurde  dem  Gesuche 
der  Firma  H.  van  L.  &  Cie.    in   Paris    gegen   die    Firma    S.  K.  in 
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Brfinn  um  YollstreckbarerklKrimg  des  von  dem  Appellationsgerichts- 
hofe  in  Paris  bestätigten  Urtheils  des  Handelsgerichts  des  Departe- 
ments de  la  Seine  mit  dem  Sitze  zu  Paris  vom  12.  Mai  1888  wegen 
Zahlung  von  7786.65  Frcs.  f.  Wg.  und  um  Bewilligung  der  Mobiliar- 
exekution wider  die  Firma  S.  K.  in  BrUnn  zur  Hereinbringung  dieses 
Betrages  von  der  ersten  Instanz  (Landes-  als  Handelsgericht 
Brttnn)  mit  Bescheid  vom  21.  Februar  1893  Z.  2229  aus  nachstehen- 
den GrUnden  stattgegeben: 

Laut  der  dem  Gesuche  vom  24.  Juli  1890  Z.  14083  in  amt- 
lich beglaubigter  Uebersetzung  zuliegenden  Klagsvorladung  vom  29.  Au- 
gust 1887  hat  die  Firma  H.  van  L.  &  Cie.  in  Paris  die  Firma 
S.  K.  in  Brunn,  über  deren  Auftrag  und  für  deren  Rechnung  die 
Firma  H.  van  L.  &  Cie.  K&ufe  und  Verkäufe  von  Zucker  auf  dem 
Pariser  Markt  Torgenommen^  bei  dem  Handelsgerichte  des  Departe- 
ments de  la  Seine  mit  dem  Sitze  zu  Paris  auf  Bezahlung  des  aus 
dieser  Geschäftsverbindung  zu  Gunsten  der  Firma  H.  van  L.  &  Cie. 
sich  ergebenden  Gesammtbetrages  von  7786.65  Frcs.  f.  Wg.  belaug^. 

Laut  des  dem  Gesuche  vom  24.  Juli  1890;  Z.  14085  h  in 
amtlich  beglaubigter  Ausfertigung  und  Uebersetzung  zuliegenden  Ur- 
theiles  vom  12.  Mai  1888  hat  das  Handelsgericht  de  la  Seine  mit 
dem  Sitze  zu  Paris  nach  dem  Über  diese  Klage  durchgeführten  Ver- 
&hreD;  in  welchem  die  Firma  S.  K.  durch  den  mit  Spezialvollmacht 
legitimirten  Pariser  Anwalt  C.  vertreten  war,  die  Firma  S.  K.  zur 
Bezahlung  des  Betrages  von  7786.65  Frcs.  sammt  den  6^/^  Zinsen 
vom  Tage  der  überreichten  Klage  d.  i.  29.  August  1887  und  den 
incl.  des  Schiedsrichterhonorars  von  250  Frcs.  auf  366.78  Frcs.  fest- 
gesetzten Kosten  verurtheilt. 

Dieses  Urtheil  wurde  über  die  dagegen  von  der  Firma  S.  K.  er- 
griffene Appellation  vom  24.  Mai  1888  von  dem  Appellhofe  zu  Paris 
mittels  des  in  amtlich  beglaubigter  Ausfertigung  und  Uebersetzung 
zuliegenden  Urtheils  vom  14.  Mai  1889  vollinhaltlich  und  mit  den 
erstrichterlichen  Gründen  bestätigt  und  die  Firma  S.  K.  überdies 
zu  den  Kosten  des  Appellationsverfahrens  verurtheilt ,  welche  mittels 
des  in  amtlich  b^laubigter  Ausfertigung  und  Uebersetzung  zuliegen- 
den Nachtragsurtheils  vom  9.  August  1889  auf  352.34  Frcs.  festge- 
setzt und  sammt  den  Kosten  der  Ausfertigung  von  14.55  Frcs.  und 
Zustellung  an  den  Anwalt  von  6.71  Frcs.,  zusammen  sohin  mit 
375.60  Frcs.  für  vollstreckbar  erklärt  wurden. 

Gegen  dieses  Urtheil  des  Appellgerichtshofes  wurde  laut  der  zu- 
liegenden Amtsbestätignng  vom  15.  März  1890  des  H.  L.  B.  .  .  Ge- 
richtsvollziehers bei  dem  Staatsrathe  tmd  bei  dem  Kassationshofe  von 
Säten  der  Firma  S.  K.  kein  Kassationsgesuch  überreicht. 

Li  Folge  dessen  stellt  C.  A.  C.  als  intervenirender  Gerichtsvoll- 
zieher bei  dem  Zivilgerichte  L  Instanz  des  Departements  de  la  Seine 
mit  dem  Sitze  in  Paris  mit  dem  an  diesen  Gerichtshof  amtlich  ge- 
richteten Bequisitionsschreiben  vom  27.  Juni  1890  das  Ansuchen  das 
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obbezeichnete  Erkenntniss  des  Gerichtshofes  I.  Instanz  sowie  das  Be- 
stätigungs-Urtheil  des  AppeUgerichtshofes  gegen  die  Firma  8.  EL  unter 
Intervention  des  Dr.  L.  M.,  Advokaten  in  Brunn  in  Vollzug  zn 
setzen. 

Nachdem  die  Firma  S.  K.  die  Zahlung  trotz  der  erfolgten  schrift- 
lichen Aufforderung  des  Dr.  L.  M.  verweigert,  so  sieht  sich  die  Firma 
H.  van  L.  &  Cie.  in  Paris  genöthigt  auf  Grund  des  obergerichtlich 
bestätigten  und  rechtskräftigen  Urtheils  des  Handelsgerichts  des  De- 
partements de  la  Seine  mit  dem  Sitze  zu  Paris  vom  17.  Mai  1888 
die  Exekution  gegen  die  Firma  S.  K.  in  Brttnn  zu  erwirken. 

In  dem  diesfalls  mit  dem  hiergerichtlicheu  Bescheide  vom  29.  Juli 
1890  Z.  14085h  eingeleiteten  und  mit  beiden  Theilen  durchgeführten 
am  S.Februar  1893  Z.  2229h  geschlossenen  Delibationsverfahren  hat 
die  Pariser  Firma  H.  van  L.  &  Cie.  im  Sinne  des  Hofdekretes  vom 
15.  Februar  1805  Z.  711  J.G.S.  den  Beweis  zu  erbringen: 

1)  über  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters; 

2)  über  die  Rechtskraft  des  Urtheils; 

8)  über  die  jenseitige  gleiche  Behandlung  diesseitiger^  wie  der 
eigenen  Unterthanen  (formelle  Reziprozität). 

ad  1.  Anlangend  die  Zuständigkeit,  so  handelt  es  sich  in  diesem 
Prozesse  um  Handelsoperationen,  welche  in  Paris  abgeschlossen  und 
durchgeftihrt  wurden,  so  dass  unabhängig  von  der  Nationalität  der 
Prozessparteien  das  firanzösische  Gericht  zur  Entscheidung  dieser  Rechts- 
sache kompetent  erscheint. 

Dieser  Rechtsstandpunkt  ist  auch  von  dem  Standpunkte  des  5sterr. 
positiven  Rechts  nach  Zulass  des  §  87  a.  b.  GB.  richtig  und  unan- 
fechtbar, zumal  auch  das  angezogene  Urtheil  bestätigt  und  aus  der 
Korrespondenz  erhellt,  dass  die  Durchführung  und  Abwickelung  der 
Geschäfte  nach  den  Pariser  Platzusancen  ausdrücklich  vereinbart 
wurde. 

Anlaugend  die  Frage  nach  der  Kompetenz  des  Pariser  Greriehts, 
so  stützt  das  französische  erstrichterliche  Urtheil  selbe  darauf,  dass 
die  Operationen  in  Uebereinstimmuug  mit  den  Platzbedingungen  ge- 
macht worden  sind,  d.  h.  der  Saldo  „zahlbar  zu  Paris ^. 

Durch  die  Urtheilsbegründung  und  durch  die  Briefe  H.  J.  ILL. 
vom  17.  Mai  1886,  21.  Juni  1886,  27.  Juli  1886  und  19.  August 
1886,  in  welchen  der  Erfüllungsort  mit  den  Worten  „lieferbar  in 
Paris  und  nach  allen  hiesigen  Platzkonditionen ^  bestimmt  erscheint, 
ist  das  Vorliegen  des  fonrni  constradus  im  Sinne  des  §  48  J.N.  für 
diese  Streitsache  dargethan. 

ad  2.  Anlangend  die  Rechtskraft  der  in  Vollzug  zu  setzenden 
französischen  Urtheile,  haben  die  Ge«uchsteller  dieselbe  durch  die 
Amtsbestätigung  vom  15.  März  1890  im  Zusammenhalte  mit  dem  amt- 
lichen Requisitionsschreiben  vom  27.  Juni  1890  urkundlich  dargethan; 
denn  in  dem  ersteren  Dokumente  erklärt  H.  L.  B.,  Gerichtsvollzieher 
bei  dem  Staatsrathe  und  bei  dem  Kassationshofe,  dass  er  die  Register 


Oesterreioh«  645 

des  ELSssationshofes  über  den  Zeitraum  vom  15.  Mai  1889  bis  30.  No- 
vember 1889  genau  durchgesehen  habe  und  konstatirt^  dass  kein  Kas- 
sationsgesuch g^gen  das  Urtheil  des  Appellgerichtshofes  von  Paris  vom 
14.  Mai  1889  eingetragen  worden  ist;  in  dem  sveiten  Dokumente 
stellt  C.  A.  C,  Gerichtsvollzieher  bei  dem  Zivilgerichtshofe  des  De- 
partements de  la  Seine  direkt  an  dieses  Gericht  das  Ansuchen ,  die 
in  dieser  Bechtssache  erflossenen  französischen  Urtheile  I.  und  II.  In- 
stanz in  Vollzug  zu  setzen;  dass  aber  Gerichtsvollzieher  (huisaters)  be- 
fugt sind^  ein  Urtheil  in  Vollzug  zu  setzen,  ist  in  Juristen  kreisen  no- 
torisch und  bedarf  keines  weiteren  Beweises ,  abgesehen  davon  ist 
durch  das  ordnungsmXssig  legalisirte  und  beglaubigt  übersetzte  Amts- 
zeugniss  des  französischen  Justizministeriums,  datirt  Paris,  den  6.  März 
1891,  die  Befugniss  der  Gerichtsvollzieher  {huissiers)  zur  Vornahme 
aller  Akte,  welche  zur  Exekution  erforderlich  sind,  unzweifelhaft 
dargethan;  zudem  besagen  auch  die  in  Vollzug  zu  setzenden  französi- 
schen Urtheile  in  ihrem  Schlusspassus  ausdrücklich  und  wörtlich  ,,dem- 
zufolge  verordnet  und  befiehlt  der  Präsident  der  französischen  Republik 
allen  Gerichtsvollziehern,  welche  darum  ersucht  werden,  das  gegen- 
wärtige Urtheil  in  Vollzug  zu  setzen^. 

Angesichts  dieser  Belege  wäre  es  Sache  der  Geklagten  gewesen, 
ihre  diesbezüglichen  Einwendungen  zu  präzisiren  und  unter  Beweis  zu 
stellen,  wenn  sie  gegen  den  klaren  und  nach  §  112  a.  G.O.  voll- 
beweisenden Wortlaut  der  im-  Urtheile  enthaltenen  Exekutionsklausel, 
sowie  des  Bequisitionsschreibens  ankämpfen  wollte. 

ad  8.  Dass  sowohl  das  Hofdekret  vom  1.  Mai  1809  als  auch 
der  Erlass  des  Justizministeriums  vom  16.  September  1862  Z.  1498 
veraltet  und  nicht  mehr  wirksam  sind,  geht  aus  dem  in  dem  Justiz- 
Ministerialverordnungsblatte  1892  Seite  77  enthaltenen  Mittheilungen 
hervor,  welche  die  Frage  der  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in 
Frankreich  betreffen,  und  lauten: 

Mit  dem  Erlasse  des  Justizministeriums  vom  16.  Februar  1862 
Z.  1498  wurde  in  einem  speziellen  Falle  dem  Oberlandesgerichte  in 
Wien  mitgetheilt,  dass  nach  einem  Schreiben  des  Rechtskonsulenten 
der  k.  und  k.  Botschaft  in  Paris  vom  5.  Februar  1862  in  der  letzten 
Zeit  von  den  französischen  Gerichten  die  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  verweigert  wurde,  sofern  diese  Urtheile  in  Sechtsstreiten 
zwischen  Ausländem  erflossen  sind;  diese  Mittheilung  entspricht  nicht 
mehr  dem  heutigen  Stande  der  Judikatur  in  Frankreich;  nach  einem 
Schreiben  des  Rechtskonsulenten  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Paris  vom 
5.  März  1892  hat  sich  die  Rechtsprechung  in  Frankreich  seit  dem 
Jahre  1862  wesentlich  geändert,  und  es  werden  nach  der  gegenwär- 
tigen Praxis  der  französischen  (Berichte  zivilgerichtliche  Erkenntnisse 
ausländischer  Gerichte,  auch  wenn  sie  in  einem  Rechtsstreite  zwischen 
Ausländem  (Nichtfranzosen)  ergingen,  unter  den  sonst  geltenden  Vor- 
aussetzungen ftlr  die  Vollstreckung  auswärtiger  zivilgerichtlicher  Er- 
kenntnisse in  Frankreich  voUstreckbar  erklärt 
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Der  JustizministerialerlaBB  vom  28.  April  1872  Z.  5185  verord- 
net Nachstehendes: 

„Damit  ein  auswärtiges  Urtheil  in  Frankreich  exequirt  werde^ 
muss  selbes  mit  der  exekutorischen  Klausel  versehen  werden:   zu  die- 

« 

sem  Behufe  muss  bei  der  Personalinstanz  des  £xekuten  eingeschritten 
werden,  worauf: 

1)  vorerst  über  die  Zulftssigkeit  der  beantragten  Vollstreckung 
unter  Zuziehung  der  Parteien  verhandelt,  und 

2)  über  diejenigen  Einwendungen;  welche  etwa  von  der  betreffen- 
den Partei  gegen  die  Vollstreckung  erhoben  wurden ^  erkannt  werden 
muss;  hieraus  folgt,  dass  anderweitige  Einwendungen,  als  die  gegen 
die  Vollstreckung  erhobenen  Einwendungen,  falls  sie  dennoch  erhoben 
werden  sollten,  in  diesem  DelibationsverfiEJiren  nicht  zu  berücksich- 
tigen sind. 

Anlangend  die  zulässigen  Einwendungen  gegen  die  Vollstreckung, 
so  können  dieselben  entweder 

a)  rein  formaler  Natur  sein,  begründet  duroh  den  Nachweis,  dass 
die  im  Hofdekrete  vom  15.  Februar  1805  J.G.  S.  711  normirten 
Requisite  im  konkreten  Falle  nicht  vorliegen,  oder  sie  können  auch 

b)  meritaler  Natur  sein,  indem  der  Exekut  nachweist,  was  er 
sonst  mittels  Oppositionsklage  geltend  zu  machen  hat,  dass  er  näm- 
lich nach  Erlassung  des  Urtheils  gezahlt  hat. 

Andere  Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  der  Exekution  lassen 
sich  nicht  einmal  theoretisch  konstruiren  und  sind  somit  nach  dem 
klaren  Wortlaute  des  obzitirten  Justizministerialerlasses  und  nach 
dem  Justizmiuisterialerlasse  vom  25.  Oktober  1858  Z.  21127  aus- 
geschlossen. 

Es  ist  daher  die  Anschauung  resp.  Auffassung  der  geklagten 
Brünner  Firma,  als  ob  in  Frankreich  und  somit  aus  Betorsion  auch 
in  Oesterreich  eine  meritale  Ueberprüfung  der  Urtheile  erfolgen  mttsste, 
eine  irrige,  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  widersprechende;  in  einer 
solchen  Ueberprüfung  wäre  ja  eine  Verweigerung  der  Exekution  ge- 
legen, deren  Ertheilung  gerade  durch  den  Justizministerialerlass  vom 
25.  Oktober  1858  und  vom  28.  AprU  1872  sichergestellt  werden 
wollte. 

Aus  der  zertiorirten  und  beglaubigt  übersetzten  Konsultation  da- 
tirt  Paris  den  9.  Mai  1891  geht  hervor,  dass  österr.  Urtheile  in  Frank- 
reich in  Vollzug  gesetzt  werden,  auch  wenn  selbe  zwischen  zwei  Aus- 
ländem (Nichtfranzosen)  gefällt  worden  sind. 

Aber  selbst  abgesehen  davon  ist  die  Gesuchstellerin,  wie  die  Bei- 
lage R  darthut,  eine  französische  Firma.  Denn  „H.  van  L.  &  Cie."^ 
ist  nach  Ausweis  des  ordnungsmässig  übersetzten  und  b^Iaubigten 
Registerauszuges,  datirt  Paris  den  29.  Januar  1891  eine  Firma  und 
zwar  eine  Gesellschaftsfirma  mit  dem  Sitze  in  Paris,  somit  eine  fran- 
zösische Firma,  wobei  die  Nationalität  der  Firmaträger  resp.  der  Ge^ 
seilschafter  nicht  in  Betracht  kommen  kann. 
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Die  Reziprozität  hinsichtlich  der  Exekutionsfähigkeit  österr.  Ur- 
theile  in  Frankreich  anlangend,  so  ist  dieselbe  in  den  Justizministerial- 
erlässen  vom  14.  August  1857  Z.  17708,  vom  25.  Oktober  1858 
Z.  21127  tind  vom  28.  April  1872  Z.  5185,  die  auf  den  Hofdekreten 
vom  12.  Mai  1792  J.O.S.  Nr.  16  und  vom  4.  August  1840  J.G.S. 
460  beruhen,  anerkannt. 

Nach  französischen  Gresetzen  findet  eine  Vollstreckung  auswärti- 
ger Urtheile  in  Frankreich  dann  statt,  wenn  sie  von  einem  französi- 
schen G^chte  mit  der  exekutorischen  Klausel  versehen  worden  sind, 
zu  welchem  Ende  die  Partei  vor  dem  Richter,  in  dessen  Sprengel  der 
Gregner,  gegen  welchen  das  Urtheil  vollstreckt  werden  soll,  seinen 
Wohnsitz  hat,  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  französischen  Ge- 
richte einzuschreiten  gehalten  ist,  und  wonach  vorerst  über  die  Zu- 
iSssigkeit  der  beantragten  Vollstreckung  unter  Zuziehung  der  Parteien 
verhandelt  und  über  diejenigen  Einwendungen,  welche  etwa  von  der 
betreffenden  Partei  gegen  die  Vollstreckung  erhoben  werden,  er- 
kannt werden  muss,  durch  das  HoMekret  vom  1.  März  1809  ist  aber 
den  österreichischen  Gerichten  ein  „ganz  ähnliches^  Benehmen  gegen- 
ttber  den  Urtheilen  der  französischen  Tribunale  aufgetragen. 

Bei  Beurtheilung  des  von  der  Pariser  Firma  H.  van  L.  &  Cie. 
in  dem  Gesuche  vom  24.  Juli  1890  Z.  14085  gestellten  Begehrens 
um  Bewilligung  der  Mobiliarexekution  gegen  die  Brttnner  Firma  8.  K. 
auf  Grund  des  vom  Appellgerichtshofe  in  Paris  bestätigten  ürtheils 
des  Handelsgerichts  des  Departements  de  la  Seine  mit  dem  Sitze  zu 
Paris  vom  12.  Mai  1888  puncto  7786.65  Frcs.  c.  s.  c.  müssen  zu- 
nächst die  nachstehenden  gesetzlichen  Vorschriften  erwogen  werden. 

a)  Die  allgemeinen  Regeln  des  Hofdekretes  vom  18.  Mai  1792 
Nr.  16  J.G.S.,  vom  18.  Januar  1799  Nr.  452  und  vom  15.  Februar 
1806  Nr.  711  J.G.S.  dann, 

b)  das  für  die  Vollstreckbarkeit  französischer  Urtheile  im  In- 
lande  massgebende  besondere  Dekret  vom  1.  März  1809,  weiter  aber 
ist  nicht  minder  dieEröffiiung  des  k.k.  Justizministeriums  vom  25.  Ok- 
tober 1858  Z.  21127  zu  berücksichtigen,  gemäss  welcher  nach  fran- 
zösischen Gesetzen  eine  Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  in  Frank- 
reich nur  dann  stattfindet,  wenn  sie  von  einem  französischem  Gerichte 
mit  der  exekutorischen  Klausel  versehen  worden  sind,  zu  welchem 
Ende  die  Partei  vor  dem  Kichter,  in  dessen  Sprengel  der  Gegner, 
gegen  welchen  das  Urtheil  vollstreckt  werden  soll,  seinen  Wohnsitz 
hat,  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  französischen  Gerichte  einzu- 
schreiten gehalten  ist,  und  wonach  vorerst  über  die  Zalässigkeit  der 
beantragten  Vollstreckung  unter  Zuziehung  der  Parteien  verhandelt 
und  über  diejenigen  Einwendungen,  welche  etwa  von  der  betreffenden 
Partei  gegen  die  Vollstreckung  erhoben  werden,  erkannt  werden  muss. 

Mit  den  unter  a)  bezogenen  Gesetzen  ist  grundsätzlich  ausge- 
sprochen, dass  die  Exekutionsertheilung  im  Inlande  über  auswärtige 
Urtheile  stattfindet,  wenn  der  auswärtige  Gerichtsstand  zur  Schöpfring 
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des  Urtheils  wider  den  hiesigen  Staatsangehörigen  berechtigt  gewesen 
ist,  unter  welcher  Berechtigung  die  formelle  (jedenfalls  nach  hierlän- 
dischen  Vorschriften  zu  beurtheilende)  Zuständigkeit  verstanden  wird, 
und  wenn  von  dem  fremden  Staate  ^  dessen  Gerichtsstand  gesprochen 
hat;  Über  die  Urtheile  hier  ländischer  Gerichte  ebenäills  die  richterliche 
Hülfe  geleistet  wird,  es  muss  wie  das  Hofdekret  vom  15.  Februar  1805 
Nr.  711  besagt,  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters^  die  Rechts- 
kraft des  Urtheils  und  die  jenseitige  gleiche  Behandlung  diesseitiger 
Staatsangehöriger  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  ausser  Zweifel 
gesetzt  sein. 

Bei  der  Anwendung  des  die  Vollstreckbarkeit  französischer  Ur- 
theile insbesondere  betreffenden  unter  b)  gedachten  Hofdekretes  kann 
aber  dermalen  die  oben  zitirte  Eröffnung  des  k.k.  Justizministeriums 
nicht  ausser  Acht  bleiben ,  denn  dieselbe  bezeichnet  die  Gegenstände 
sowohl  der  kraft  Reziprozitätsrechtes  über  die  Vollstreckung  französi- 
scher Urtheile  hierlands  einzuleitenden  Verhandlung,  als  des  über  die 
dagegen  etwa  erhobenen  Einwendungen  zu  schöpfenden  Erkenntnisses 
derart,  dass  gerade  im  Sinne  der  laut  obigen  Hofdekretes  zn  beobach- 
ten vorgeschriebenen  strengsten  Reziprozität  füglich  nicht  angenommen 
werden  kann,  als  ob  französische  Gerichte  die  Exekution  inländischer 
Urtheile  verweigerten. 

Ist  dem  aber  so,  dann  kann  auch  auf  die  materiellrechtlichen 
Einwendungen,  welche  die  geklagte  Seite  wider  das  fragliche  Urtheil 
im  Zuge  des  hierländigen  Delibationsverfahrens  gemacht  hat,  nicht 
eingegangen,  sondern  muss  sich  auf  die  formellen  Einwendungen  be- 
schränkt worden,  welche  sich  auf  die  hier  zu  untersuchende  Frage 
der  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  des  Departements  de  la  Seine 
mit  dem  Sitze  in  Paris  und  der  Rechtskraft  des  von  demselben  ge- 
schöpften Urtheils  beziehen;  dass  das  genannte  französische  Gericht 
kompetent  gewesen  sei,  ist  von  der  Pariser  Firma  H.  van  L.  &  Gic. 
in  der  durchgefiihrten  Delibationsverhandlung  gehörig  auseinander 
gesetzt  worden;  allein  auch  die  Rechtskraft  obigen  Urtheils  ist  mit 
Grund  nicht  zu  bezweifeln. 

War  aber  der  inländische  Geklagte  bei  der  Verhandlung  durch 
einen  für  diese  Rechtssache  bestellten  Vertreter  eingeschritten,  so  be- 
darf es  keines  eigenen  Nachweises  in  der  Richtung,  dass  diese  Partei 
wirklich  ordnungsmässig  vorgeladen  und  dass  die  nach  französischen 
Prozessvorschriften  geschehene  Zustellung  des  Urtheils  auch  noch  an 
den  Geklagten  selbst  bewerkstelligt  wurde,  vielmehr  müsste  letzterer 
das  Widerspiel  hievon  darthun,  falls  er  seinen  hieraus  abzuleitenden 
Einwendungen  Geltung  verschaffen  wollte. 

Fallen  nun  die  von  der  Brünner  Firma  S.  K.  geltend  gemachten 
Einwendungen  ausser  Betracht,  dann  ist  ferner  auch  die  Identität  der 
vom  Handelsgerichte  des  Departements  de  la  Seine  verurtheilten  Firma 
S.  K.  in  Brunn  mit  der  hier  geklagten  protokollirten  Firma  8.  K. 
unzweifelhaft  und  es  waltet  im  Grunde  des  Vorangeschickten  kein  ge- 
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setzliches  Hindemiss  ob,  dem  Begehren  um  hierländische  V ollBtreckung 
des  rechtskrftftigen  Urtheils  des  Handelsgerichts  des  Departements  de 
la  Seine  mit  dem  Sitze  zu  Paris  vom  12.  Mai  1888  puncto  Zahlung 
von  7786.65  Frcs.  c.  s.  c.  zu  willfahren^  nachdem  die  dort  entschie- 
dene Rechtssache  selbst  die  Zahlung  eines  restlichen  Kau^reises  für 
Zuckerlieferungen  der  ELlagsseite  an  die  geklagte  Firma  betrifft  imd 
solchem  Ausspruche  die  Geltendmachung  vor  Grericht;  die  richterliche 
Hülfe  durch  die  hierländigen  Gesetze  nicht  versagt  ist,  die  Sache  viel*- 
mehr  nach  ihrem  Gegenstande  unzweifelhaft  zur  gerichtlichen  Kompe- 
tenz gehört. 

Demgemftss  musste  dem  Gesuchsbegehren  der  Pariser  Firma  H. 
van  L.  &  Cie.  unbedingt  stattgegeben  werden. 

Diese  Entscheidung  fiuid  die  zweite  Instanz  (das  k. k.  mäh* 
risch-Bchlesische  Oberlandesgericht)  über  den  Rekurs  der  Firma  S.K. 
in  Brunn  mit  Entscheidung  vom  28.  Mai  1893  Nr.  8980  zu  bestä- 
tigen. Denn,  wie  von  den  Streittheilen  in  den  über  das  Gesuch  der 
KJagsfirma  de  pr.  24.  Juli  1890  Z.  14085h  erstatteten  Aeusserungen 
tibereinstimmend  erörtert  und  von  dem  ersten  Richter  in  dem  ange- 
fochtenen Bescheide  betont  wurde ,  handelt  es  sich  bei  Fällung  dieses 
Bescheides  im  Hinblick  auf  die  für  die  Erwirkung  der  Exekution  auf 
Grund  von  Urtheilen  ausländischer  Gerichte  geltenden  allgemeinen  Vor- 
schriften der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  J.G.S.  Nr.  16  und  15.  Fe- 
bruar 1805  J.G.S.  Nr.  711  und  auf  die  für  die  Erwirkung  der  Exe- 
kution auf  Grund  von  Urtheilen  französischer  Gerichte  bestehenden 
besonderen  Normen^  die  weiter  unten  werden  erwähnt  werden^  um  die 
Feststellung, 

1)  ob  jene  Gerichte ^  auf  Grund  deren  Urtheile  das  Exekutions- 
begehren gestellt  wird,  zu  der  gefällten  Entscheidung  kompetent  waren^ 

2)  ob  die  betreffenden  Urtheile  in  Rechtskraft;  erwachsen  sind, 
8)  ob    und   unter    welchen    Voraussetzungen    in    Frankreich   die 

Exekution  auf  Grund  von  in  Oesterreich  gefällten  Urtheilen  bewilligt 
wird  und  welche  Modalitäten  diesfalls  bei  der  Exekution  der  Urtheile 
französischer  Gerichte  in  Oesterreich  anzuwenden  sind. 

Der  erste  Richter  hat  die  beiden  unter  1  und  2  erwähnten  Mo- 
mente als  vorhanden  erkannt  und  es  hat  die  geklagte  Firma  in  dem 
vorliegenden  Rekurse  sich  darauf  beschränkt^  auf  ihre  Vertheidigung 
in  der  Inzidenzverhandlung  zu  verweisen,  ohne  erst  ihren  Standpunkt 
gegenüber  diesen  beiden  Momenten  in  dem  Rekurse  neuerlich  zu  er- 
örtern. 

Das  Oberlandesgericht  pflichtet  der  Anschauung  des  ersten  Rich- 
ters;  dass  die  französischen  Gerichte,  welche  judizirten,  hiesiu  berufen 
waren  und  dass  die  gefällten  Urtheile  in  Rechtskraft  erwachsen  sind, 
bei,  wobei  die  Erwägung  massgebend  war, 

ad  1)  dass  die  Prüfring  der  Kompetenz  nach  allgemeinen  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  zu  erfolgen  hat,  dass  als  ein  internationaler 
Gerichtsstand,  insbesonders  mit  Rücksicht  auf  das  Hofdekret  vom  7.No- 
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vember  1812  J.O.S.  Nr.  1010  der  Grerichtsstand  des  Vertrages  zu 
betrachten  ist^  dass  vorliegend  dnrch  die  Briefe  der  Klagsfirma  vom 
17.  Mai^  21.  Juni,  27.  Juli  und  19.  August  1886,  deren  Inhalt  die 
geklagte  Firma  laut  des  Schlussprotokolls  vom  8.  Februar  1893  als 
richtig  zugegeben  hat,  im  Zusammenhalte  mit  dem  Briefe  der  geklag- 
ten Firma  vom  20.  Mai  1886  und  den  Feststellungen  des  von  dem 
Handelsgerichte  des  Departements  de  la  Seine  gefllllten  ürtheils  vom 
17.  Mai  1888  Beilage  B  des  Gesuches,  welche  in  dieser  Beaiehung 
vorliegend  festgehalten  werden  mttssen,  erwiesen  ist,  dass  die  Klags- 
firma die  Kaufsaufträge  der  geklagten  Firma  unter  der  Bedingung 
,, lieferbar  in  Paris ^  akzeptirte,  hierin  und  in  der  unterbliebenen  Be- 
anstandung dieser  Bedingung  die  im  §  43  J.N.  erwähnte  Verein- 
barung, dass  Paris  als  Forum  contractus  zu  gelten  habe  und  die  ge- 
klagte Firma  auf  Erfüllung  der  Verträge  dortorts  belangt  werden 
könne,  zu  erblicken  ist,  und 

ad  2)  dass  durch  die  Bestimmung  des  Art  480  code  de  proce^ 
dure  cwile  im  Zusammenhalte  mit  dem  Dekrete  vom  27.  November 
1790  über  die  Errichtung  eines  Kassationshofes,  der  zu  Folge  die 
gleichförmigen  Urtheile  I.  u.  II.  Instanz  im  Wege  einer  Beschwerde- 
führung von  dem  Kassationshofe  nur  durch  die  requete  en  eassaiian 
aus  formalen  Gründen  angefochten  werden  können^  im  Zusammenhalte 
mit  der  auf  dem  Urtheile  des  Appellgerichtshofes  in  Paris  Beilage  C 
vorkommenden  Bemerkung,  dass  der  Vertreter  der  gekillten  Firma 
erklärt  habe,  von  den  Einwendungen  gegen  die  Beschaffenheit  des 
Ürtheils  abzustehen,  durch  die  Bestimmung  des  Art.  497  desselben 
code  de  procSdure  civüe,  dass  durch  die  Erhebung  der  erwähnten  Be- 
schwerde die  Exekution  des  damit  angefochtenen  ürtheils  nicht  ge- 
hemmt werde,  dass  dadurch,  dass  in  Uebereinstimmung  mit  dem  eben 
entwickelten  Grundsatze  in  dem  Urtheile  II.  Instanz,  abweichend  von 
jenem  I.  Instanz  ein  Beisatz,  dass  das  erstere  Urtheil  erst  bei  unter- 
bliebener weiterer  Beschwerdeführung  exekutionsfähig  werde,  nicht 
vorkommt,  ausgedrückt  erscheint,  dass  auf  Grund  des  Ürtheils  II.  In- 
stanz die  Exekution  sofort  angesucht  werden  könne,  endlich  durch 
den  Vollzugsauftrag  des  Gerichtsvollziehers  Beilage  F  des  Gesuches 
im  Zusammenhalte  mit  dem  Amtszeugnisse  Beilage  O  der  Gegenänsse- 
rung  vom  17.  Juni  1891  in  ausreichend  glaubwürdiger  Weise  die  Exe- 
kutionsfähigkeit der  dem  Gresuche  der  Klagsfirma  zu  Grunde  liegenden 
Erkenntnisse  des  Handelsgerichtes  des  Departements  de  la  Seine  in 
Pai*is  vom  12.  Mai  1888  und  des  Appellgerichtshofes  in  Paris  vom 
14.  Mai  1889  dargethan  sei,  sowie,  dass  die  rekurrirende  Firma  den 
Eintritt  der  Rechtskraft  des  Kostenadjustirungserkenntnisses  des  letzt- 
genannten Gerichts  vom  9.  August  1889  insbesondere  gar  nicht  be- 
stritten hat,  wobei  nur  noch  hervorgehoben  wird,  dass  nach  Hofdekret 
vom  23.  Oktober  1801  J.G.S.  Nr.  542  in  dem  vorliegenden  über- 
wiegend offiziösen  Verfahren  keineswegs  ausgeschlossen  wird,  dass  der 
Richter  das    ihm    bekannte  Recht   des    fremden  Staates    bei   der  Ent- 
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Bcheidimg  berücksichtige,  durch  das  zitirte  Hofdekret  vielmehr  nur 
ausgesprochen  wird,  dass  eine  Pflicht  des  Richters  zn  der  Erforschung 
des  fremdlSndiscben  Rechtes  nicht  bestehe. 

ad  3)  In  dem  Hofdekrete  vom  1.  Mttrz  1809  {Ooutta  247)  ist 
allerdings  ausgesprochen,  dass  die  französischen  Oerichte  die  Exeku- 
tion der  Urtheile  österreichischer  Oerichte  verweigern  und  die  Partei; 
welche  in  Oesterreich  ein  Urtheil  erwirkt  hat,  dortlands  auf  ein  neues 
Verfahren  vor  der  betreffenden  Personalinstanz  anweisen  und  es  wurde 
den  Gerichten  bedeutet,  strenge  Reziprozität  zu  Üben  und  in  dem  an 
das  Oberlandesgericht  in  Wien  gerichteten  Erlasse  des  kk.  Justizmini- 
steriums  vom  26.  Juli  1861  Z.  6805  und  dem  weiteren  Erlasse  vom 
20.  Oktober  1875  Z.  13678  an  dasselbe  Oberlandesgericht,  wurde 
das  zitirte  Hofdekret  in  der  Richtung  berufen,  dass  aus  demselben 
hervorgehe,  dass  die  französischen  Gerichte  ausländische  Urtheile  in 
Ermanglung  eines  besonderen  Staatstibereinkommens    nicht    vollziehen. 

Ein  solches  Staatsübereinkommen  wurde  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Frankreich  nicht  getroffen. 

Allein  dessenungeachtet  ist  aus  einer  Reihe  von  ziemlich  gleich- 
lautenden weiteren  Eröffnungen  des  k.k.  Justizministeriums,  nilmlich 
jener  vom  14.  August  1857  Z.  17708  an  das  k.k.  Oberlandesgericht 
in  Lemberg,  25.  Oktober  1858  Z.  21127  an  das  Oberlandesgericht 
in  Wien  und  28.  April  1872  Z.  5185  an  dasselbe  Oberlandesgericht 
ausreichend  deutlich  zu  ersehen,  dass  die  französischen  Gerichte  die 
Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  keineswegs  zur  Gänze  ablehnen, 
sondern  vor  Ertheilung  der  exekutorischen  Klausel  nur  die  Anbringung 
eines  Gresuches  vor  dem  Persoualrichter  desjenigen,  gegen  den  das 
Urtheil  vollstreckt  werden  soll,  begehren,  tiber  welches  Ansuchen  zu- 
nächst unter  Zuziehung  der  Parteien  verhandelt  und  über  diejenigen 
Einwendungen,  welche  von  der  betreffenden  Partei  gegen  die  Voll- 
streckung erhoben  werden,  erkannt  werden  muss. 

Auch  aus  dem  diesem  Oberlandesgerichte  zugekommenen  Erlasse 
des  k.k.  Justizministeriums  vom  21.  April  1892  Z.  7890,  veröffent- 
licht im  J.M.V.B1.  vom  Jahre  1892  Nr.  9,  der  Bestätigung  Beilage  G 
der  Gegenäusserung  vom  17.  Juni  1891,  endlich  der  weiteren  Bestä- 
tigung Beilage  4  der  letzten  Aeusserung  vom  26.  Oktober  1892,  auf 
welche  die  rekurrirende  Firma  ein  so  bedeutendes  Gewicht  legt,  welche 
Bestätigungen  keineswegs  consüia  juridioa  darstellen,  die  in  dem  Hof- 
dekrete vom  14.  Juni  1784  J.G.S.  Nr.  306  Air  unzulässig  erklärt 
worden,  sondern  dem  offiziösen  Karakter  des  Delibationsverfahrens 
entsprechende  glaubwürdige  Belege  über  die  Gerichtspraxis  bilden,  ist 
bestimmt  zu  entnehmen,  dass  der  von  den  französischen  Gerichten 
eingehaltene  Vorgang  wohl  kein  einheitlicher  ist,  dass  aber  eine  direkte 
Verweigerung  der  Vollziehung  der  Urtheile  österreichischer  Gerichte 
nicht  stattfindet,  und  dass  nur  die  Modalitäten  verschieden  sind,  unter 
denen  diese  Vollziehung  zugelassen  wird. 

Von  einer  bedingungslosen  Verweigerung  der  begehrten  Vollstreck- 
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barkeit  des  Urtheils  auf  Grnnd  der  zu  beobachtenden  Keziprosität 
kann  demnach  vorliegend  keine  Rede  sein  nnd  kann  es  sich  blos 
darum  handeln^  festzustellen ,  unter  welchen  Modalitäten  die  Voll- 
streckung der  Urtheile  französischer  Gerichte  überhaupt  zu  ertheilen 
sei  und  ob  yorliegend  die  dem  Gesuche  der  Klagsfirma  beiliegenden 
Urtheile  fUr  vollstreckbar  erklärt  werden  können. 

Die  Untersuchung  und  der  Ausspruch  in  dieser  Beziehung  ist 
aber  einer  unbedingten  Verweigerung  der  RechtshUlfe  durchaus  nicht 
gleich  zu  achten^  da  in  dem  ersteren  Falle  die  Rechtshülfe  blos  nach 
Beschaffenheit  der  sorgfältig  zu  erwägenden  Umstände  des  einzelnen 
Falls  möglicherweise  verweigert  werden  kann^  in  dem  letzteren  Falle 
aber  jederzeit  verweigert  werden  muss^  und  in  dem  ersteren  Falle  das 
überprüfende  Gericht  kein  neues  Urtheil  fällt;  vielmehr  bei  seiner  Ju- 
dikatur sich  an  das  bereits  vorliegende  Erkenntniss  im  Allgemeinen 
anschliesst  und  nur  bei  Vorhandensein  der  bereits  betonten  Umstände 
von  demselben  abweicht^  bei  gänzlich  verweigerter  Vollstreckung  des 
fremdländischen  Erkenntnisses  dagegen  die  rechtsuchende  Partei  zur 
vollständig  neuen  Geltendmachung  ihres  Anspruches  vor  den  Grericbten 
jenes  Landes^  wo  die  Exekution  stattfinden  soll,  gezwungen  wäre. 

Das  Prinzip  und  die  Ausführung  der  Staatsoberhoheit  erfordert 
schon  im  Allgemeinen,  dass  dort,  wo  nicht  durch  Staatsverträge  oder 
denselben  gleich  zu  haltende  gesetzliche  Bestimmungen  etwas  anderes 
verfügt  ist,  die  Vollstreckung  solcher  Urtheile  ausländischer  Gerichte 
verweigert  werde,  welche  gegen  die  in  Oesterreich  geltenden  Prohibi- 
tivgesetze  (staats-  oder  privatrechtlicher  Natur)  Verstössen^  durch 
welche  Urtheile  sohin  eine  Handlung  erzwungen  werden  soll,  welche 
nach  dem  Rechte  des  Inlandes  überhaupt  unerlaubt,  oder  doch  nicht 
erzwingbar  ist,  wenn  die  imperative  Norm  des  §  4  a.  b.  G.B.  Über 
die  Prüfung  der  persönlichen  Fähigkeit  eines  österreichischen  Staats- 
angehörigen zu  Rechtshandlungen  und  Geschäften  dadurch  verletzt 
werden  würde,  oder  wenn  ein  Rechtsverhältniss  zur  Anerkennimg  oder 
ein  Anspruch  zur  Verwirklichung  gelangen  soll,  welchem  durch  das 
inländische  Gesetz  im  Inlande  aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ord- 
nung oder  Sittlichkeit  die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit  versagt  ist. 

Die  eben  erwähnten  Momente  werden  demnach  auch  bei  der 
Prüfung  der  Vollstreckbarkeit  der  Urtheile  französischer  Gerichte  zu 
beobachten  sein,  zumal  aus  der  oben  zitirten  von  der  Klagsfirma  bei- 
gebrachten, daher  jedenfalls  auch  gegen  dieselbe  beweiswirkenden  Be- 
stätigung Beilage  G  der  Gegenäusserung  vom  17.  Juni  1891  zu  er- 
sehen ist,  dass  auch  in  Frankreich  vor  der  Gewährung  der  Rechts- 
hülfe auf  Grund  fremdländischer  Urtheile  diese  Momente  gleichfalls 
erwogen  und  berücksichtigt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  der  oben  berufenen  Juatiz- 
ministerialerlässe,  aus  denen  überhaupt  erst  die  Möglichkeit  einer  Exe- 
kutionsführung auf  Grund  österreichischer  Urtheile  in  Frankreich  ab- 
zuleiten   ist^    und    welche   ganz  allgemein  die  Erhebung  von  Einwen- 
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dnn^n  gegen  die  VoUstreckbarkeit  der  hierlSndischen  Urtheile  in  dem 
in  Frankreich  einzuleitenden  Vorverfahren  (Delibationsverfahreu)  er- 
wähnen,  sowie  im  Hinblick  anf  den  Inhalt  der  beiden  Bestätigungen 
6  und  Nr.  4  muss  aber  gegenüber  den  Urtheilen  französischer  Ge- 
richte auch  die  Erhebung  weiterer  Einwendungen  prinzipiell  für  zu- 
lässig erkannt  werden  ^  welche  nach  österreichischen  Gesetzen  die 
Durchsetzung  des  Rechtsanspruches  ausschliessen  würden. 

Trotzdem  wird  aber  im  vorliegenden  Falle  der  von  dem  ersten 
Richter  gefüllte  Erkenntnissbescheid  bestätigt. 

Denn  laut  der  vorliegenden  Verhandlung  hat  die  geklagte  Firma 
keine  neue  nicht  schon  vor  den  französischen  Gerichten  erhobene  Ein- 
wendung gegen  die  Rechtsgültigkeit  des  dort  von  der  Klagsfirma  gel- 
tend gemachten  Anspruches  erhoben^  sondern  sich  darauf  beschränkt, 
die  Einwendung  zu  wiederholen,  dass  der  Anspruch  ein  solcher  aus 
Differenzgeschäften  und  deshalb  nicht  klagbar  sei,  hat  den  Inhalt  der 
Klagsschrift  widersprochen  und  die  Gültigkeit  der  am  15.  Januar, 
26.  Februar,  28.  März  und  29.  April  1887  vorgenommenen  Zucker- 
verkäufe bestritten. 

Die  berührte  Einwendung  wurde  auf  Grund  des  Art.  1965  des 
eode  civily  der  im  Wesentlichen  mit  §  1271  a.  b.  G.B.  übereinstimmt, 
bereits  vor  den  französischen  Gerichten  erhoben,  von  denselben  aber 
ans  materiellrechtlichen  Gründen  zurückgewiesen  und  es  wurde  der 
Anspruch  der  Klagsfirma  als  vollkommen  zu  Recht  bestehend  aner- 
kannt. Die  Feststellungen,  welche  das  Gericht  I.  Instanz  diesfalls 
vorgenommen  hat,  können  nicht  überprüft  werden,  soll  die  im  Dell- 
bationsverfahren  zu  fUlende  Entscheidung  nicht  einer  Verweigerung 
der  Rechtshülfe  gleichkommen,  und  müssen  vielmehr  als  richtig  auch 
von  dem  Österreichischen  Richter  anerkannt  werden. 

Dazu  kommt,  dass  die  Klagsfirma  in  der  Gegenäusserung  vom 
17.  Juni  1891  die  dem  EJagsanspruche  zu  Grunde  liegende  Geschäfts- 
verbindung mit  der  Klagsfirma  vollständig  erörtert  hat,  und  dass  die- 
selbe durch  die  in  der  Inzidenz Verhandlung  beigebrachten  Belege  in 
einer  dem  mehrfach  betonten  Karakter  des  Delibationsverfahrens  als 
eines  amtswegigen  Verfahrens  ausreichender  Weise  bescheinigt  hat,  so- 
wohl dass  von  der  Klagsfirma  über  Weisung  der  geklagten  Firma  reelle 
Käufe  und  Verkäufe  vorgenommen  worden  sind,  als  auch  dass  insbe- 
sonders  bei  Bedachtnahme  auf  Art.  1187  des  code  cml,  demzufolge 
die  Bestimmung  einer  Lieferungsfrist  im  Zweifel  als  zu  Gunsten  des 
Veritänfers  beigesetzt  zu  betrachten  ist,  die  Abwicklung  der  Geschäfte 
in  ganz  korrekter  Weise  erfolgt  ist  und  sohin  die  geklagte  Firma  diese 
Abwicklimg  gegen  sich  gelten  lassen  müsse. 

Nachdem  dergestalt  weder  die  hervorgehobenen  Rücksichten  all- 
gemeiner Natur,  noch  begründete  besondere  Einwendungen  der  Voll- 
streckung der  dem  Gesuche  vom  24.  Juli  1890  Z.  14085  h  zu  Grunde 
liegenden  Urtheile  der  französischen  Gerichte  entgegen  stehen,  und 
nachdem  der  von  dem   ersten  Richter  im  Kostenpunkte  gefällte  Aus- 
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spmch  den  gesetzliehen  BeBtimmongen  entspricht  und  von  der  geklag- 
ten Firma  auch  gar  nicht  besonders  in  Beschwerde  gezogen  wurde, 
wurde  unter  Zurückweisung  des  Rekurses  der  geklagten  Firma  der 
Erkenntuissbescheid  des  ersten  Richters  zur  Gänze  aufrecht  erhalten. 
Der  gegen  diese  gleichförmigen  Entscheidungen  der  beiden  Unter- 
gerichte von  der  Firma  S.  K.  in  Brunn  Überreichte  ausserordentliche 
Revisionsrekurs^  in  dem  aber  nur  die  Frage  der  Reziprozität  zur  Er- 
örterung gelangte,  wurde  von  dem  k.  k.  Obersten  Gerichtshöfe^ 
mit  dem  Hinweise  auf  den  Abgang  der  Voraussetzungen  des  Hofflekre- 
tes  vom  15.  Februar  1833  J.G.S«  Nr.  2593  zurückgewiesen. 

Oenchtsstand  des  Thatortes.  §  39  des  Strafgesetzes. 

Auf  den  Fall^  in  welchem  der  Ausländer  ein  im  Auslande  be- 
gonnenes Verbrechen  in  Oesterreich  fortgesetzt  hat^  findet  §  39  St.G. 
keine  Anwendung.  Entscheidung  des  k.  k.  Kassationshofes  vom  25.  Fe- 
bruar 1893,  Z.  15139.  (A.  österr.  Gerichtszeitung  1893  8.  286). 

Um  von  der  russischen  Regierung  namhafte  Geldspenden  zu  er* 
langen,  erstattete  der  nach  Warschau  zuständige,  zuletzt  in  Galizien 
wohnhafifce  Joseph  H.  bei  dem  Sicherheitspolizeiausschusse  in  Peters- 
burg, vor  welchem  er  sich  nach  vorläufiger  brieflicher  Ankündigung 
seines  Erscheinens  in  Person  einfand,  fölschlich  die  Anzeige,  dass  in 
Galizien  zwischen  österreichischen  und  russischen  Staatsangehörigen 
ein  Komplott  entstanden  sei,  welches  sich  gegen  das  Leben  des  Kai- 
sers von  Russland  richte.  Nach  Galizien  zurückgekehrt,  traf  er  so- 
dann zur  Erhärtung  der  Anzeige  mancherlei  listige  und  für  die  von 
ihm  benannten  Opfer  bedrohliche  Veranstaltungen  und  erstattete  ins- 
besondere auch  in  angeblicher  Ueberwachung  der  Komplottanten  von 
hier  aus  erdichtete  Meldungen  nach  Petersburg  über  die  fortschreitende 
Entwicklung  des  Komplotts.  Deshalb  mit  Urtheil  des  Landes-  als 
Schwurgerichtes  zu  Krakau  vom  26.  November  1892,  Z.  22170,  des 
Verbrechens  des  Betruges  und  der  Verleumdung  schuldig  erkannt,  be- 
kämpfte der  Verurtheilte  in  seiner  Nichtigkeitsbeschwerde  auch  den 
Schuldspruch  wegen  Verleumdung,  gegen  welchen  er  einwendete,  dass 
die  von  ihm,  einem  Ausländer,  im  Auslande  verübte  That  gemäss  der 
§§  39  und  40  St.G.  in  Oesterreich  nicht  verfolgt  werden  durfte.  Der 
Kassationshof  verwarf  die  Beschwerde  auch  in  diesem  Punkte. 

Gründe: 

...  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Nichtbeobachtung  der 
Vorschrift  des  §  39  St.G.  eine  Nichtigkeit  des  Verfahrens  zu  be- 
gründen vermag.  Weist  doch  §  40  St.G.  selbst  darauf  hin,  dass  eine 
Behandlung  der  Fremden  nach  inländischen  Gesetzen  platzgreifen 
kann.  Die  Unzuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  ist  keine  ab- 
solute, sondern  nur  eine  bedingte.  Wurde  der  Angeklagte  rechts- 
kräftig  in  den  Anklagestand  versetzt,  so  kann  die  Zuständigkeit  des 
hiemach  zur  Vornahme  der  Hauptverhandlung  berufenen  Gerichtes 
nach  §  219  St.P.O.  nicht  mehr  angefochten  werden.    Aber  eine  Ver- 
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letzuDg  der  Yorscliriften  nach  §  39  St.0.  liegt  in  concreto  Überhaupt 
nicht  vor.  Denn  es  handelt  sich  im  g^ebenen  Falle  um  ein  Delikt, 
welches  zwar  im  Aaslande  begonnen  wurde,  welchem  aber  Fort* 
Setzungen  im  Inlande  nachfolgten;  für  fortgesetzte  Delikte  trifft  aber 
der  Gerichtsstand  des  Thatortes  Überall  dort  zu^  wo  stra%esetzwidrige 
Einzelnakte  vorgenommen  wurden.  Aus  diesen  Erwägungen  folgt, 
dass  der  §  39  St.O.  auf  den  Angeklagten  keine  Anwendung  findet 
und  dass  das  Delikt  nach  §  209  St.6.  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort 
dee  Beginnes  der  Verübung  der  hiergerichtlichen  Judikatur  mit  Recht 
unterzogen  wurde.  Hiezu  kommt  dann  noch,  dass  die  russischen  Be- 
hörden von  den  durch  den  Angeklagten  verübten  strafbaren  Hand- 
lungen genaue  Kenntniss  besassen,  trotzdem  aber  die  Auslieferung 
desselben  nicht  nur  nicht  begehrten,  sondern  dem  Untersuchungs- 
richter die  verlangten  und  auf  die  in  Russland  begangenen  Delikts- 
akte Bezug  habenden  Beweismittel  bereitwilligst  einsendeten.  Es  wa- 
ren also  die  russischen  Behörden  unstreitig  in  der  Lage,  gemäss 
Art.  IX  des  Staatsvertrages  die  Auslieferung  des  Angeklagten  zu  be- 
gebreo,  und  sie  haben  durch  ihr  Verhalten  deutlich  und  bestimmt  zu 
erkennen  gegeben,  dass  sie  auf  dieses  Recht  verzichten. 


Schweiz. 

Beehtspreehnng  des  schirekerisehen  Bnndesgerlchts. 

Deutseh'schweixerisdher  Auslieferungsvertrag  Art  1,  4  Abs,  3. 

Beschluss  des  Bnndesgerichts  vom  9.  Sept.  1893,    i.  S.  Karl  Markus 

Hilby,  betr.  Auslieferung. 
Mitgetheilt  von  Herrn  Bundesgerichtspräsidenten  Dr.  Hafner  in  Lausanne. 

A.  Auf  Requisition  der  kaiserlich  deutschen  Staatsanwaltschaft  zu 
Mülhausen  wurde  am  16.  Mai  1893  Karl  Markus  H.  von  Weiler 
(Elsass)  in  Basel  vorläufig  verhaftet.  In  dem  Haftbefehle  des  kgl. 
preussischen  Gerichts  der  VII.  Division  vom  24.  Mai  1893  wird  der- 
selbe bezeichnet  als  „Musketier  ....  der  2.  Kompagnie^  Infanterie- 
Regiments  Fürst  Leopold  von  Anhalt  -  Dessau  (1.  Magdeburgischen) 
Nr.  26;  geboren  den  2.  Juni  1863  zu  Weiler ^  Kreis  Thann  in  El- 
sass-LothringeU;  Deutscher  Reichsangehöriger  ^  zuletzt  in  Magdeburg 
wohnhaft  gewesen,  seit  19.  März  1884  Soldat;  am  15.  August  1884 
desertirt.^  Er  wird  beschuldigt:  1.  Laut  Ziffer  1  des  Haftbefehls  ver- 
schiedener im  April  1893  im  Elsass  und  in  Freiburg  (Baden)  be- 
gangener; theils  schwerer,  theils  einfacher  Diebstähle;  2.  laut  Ziffer  2 
des  Haftbefehls  zweier  im  Elsass  begangener  Betrugsdelikte;  endlich 
wird  ihm  8.  laut  Ziffer  3  des  Haftbefehls  zur  Last  gelegt:  „Ende 
April  1893  in  Mülhausen  im  Elsass  ein  ihm  von  einem  gewissen 
St.  zu  Luzern    geliehenes  Fahrrad  .  •  .  •  verkauft;   also    sich    rechts- 
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widrig  zugeeignet  und  sich  durch  diese  Handlung  des  in  §  246  bür- 
gerl.  St.6.  unter  Strafe  gestellten  Vergehens  der  Unterschlagung  schul- 
dig gemacht  zu  haben.  ^  Die  Akten  waren  von  der  kais.  deutschen 
Staatsanwaltschaft  in  Mülhausen  dem  kgl.  preussischen  Gerichte  der 
VII.  Division  in  Magdeburg  deshalb  abgegeben  wordai,  weil,  da  H. 
noch  nicht  aus  dem  Heeres  verbände  ausgeschieden  sei,  nach  der 
deutschen  Gesetzgebung  das  Militärgericht  auch  zur  Aburtheüung  der 
seither  von  H.  begangenen  gemeinen  Verbrechen  zuständig  sei.  Mit 
Note  vom  3 I.Mai  1893  stellte  die  kais.  deutsche  Gesandtschaft  in  Bern 
beim  schweizerischen  Bundesrathe  unter  Berufung  auf  Art.  1  Ziff.  11, 
12  u.  13  und  Art.  9  des  schweizerisch  -  deutschen  Auslieferungsver- 
trages das  Begehren  um  Auslieferung  des  Verfolgten  wegen  Dieb- 
stahls, Betrugs  und  Unterschlagung,  indem  sie  bemerkte, .  die  unter 
Ziffer  3  des  Haftbefehls  aufgefilhrte  Unterschlagung  sei  nach  den  bis- 
herigen Ermittelungen  in  Mülhausen  verübt  worden;  sollte  sich  in- 
dessen ergeben,  dass  H.  diese  Unterschlagung  schon  in  der  Schweiz 
begangen  habe,  so  würde  die  kaiserliche  Regierung,  wenn  dies  schwei- 
zerischerseits  gewünscht  werde,  bereit  sein,  die  Strafverfolgung  des  H. 
auch  wegen  dieser  Strafthat,  insoweit  sie  in  der  Schweiz  begangen 
sei;  zu  übernehmen. 

B.  Auf  Begehren  der  Begierung  des  Kantons  Luzem  war  der 
Verhaftete  zunttchst  nach  Luzern  instradirt  worden.  Die  dort  gemach- 
ten Erhebungen  ergaben,  dass  derselbe  das  in  Ziff.  3  des  Haftbefehls 
erwähnte  Fahrrad  nicht  unterschlagen,  sondern  in  Luzem  gestohlen 
und  sich  Überdem  dort  verschiedener  Betrügereien  schuldig  gemacht 
habe.  Mit  Note  vom  26.  Juni  1893  theilte  daher  der  schweizerische 
Buudesrath  der  kais.  deutschen  Gesandtschaft  in  Bern  mit,  in  Anbetracht 
der  verschiedenen,  dem  H.  als  in  Luzern  begangen  zur  Last  fallen- 
den Delikte  werde  vorgezogen,  denselben  vor  den  luzernischen  Be- 
hörden dafür  aburtheilen  zu  lassen.  Die  Auslieferung  könne  somit 
jedenfalls  erst  auf  den  Zeitpunkt  erfolgen,  wo  das  gegen  den  Bequi- 
rirten  in  der  Schweiz  eingeleitete  Strafverfahren  durchgeführt  sein 
und  er  die  ihm  auferlegte  Strafe  erstanden  haben  werde.  Femer  könne 
die  Auslieferung  wegen  Unterschlagung  nicht  bewilligt  werden,  da  der 
Verfolgte  wegen  der  bezüglichen  strafbaren  Handlung  von  den  schwei- 
zerischen Behörden  in  Untersuchung  gezogen  sei  und  werde  bestraft 
werden.  Endlich  werde  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Aus- 
lieferungsvertrages vom  24.  Januar  1874  angenommen,  dass  H.  im 
Falle  seiner  Auslieferung  von  den  deutschen  Behörden  wegen  Fahnen- 
flucht weder  verfolgt  noch  bestraft  werde.  Die  kais.  deutsche  Gesandt- 
schaft in  Bern  erwiderte  hierauf  mit  Note  vom  12.  Juli  1893,  die 
kais.  Regieriug  sei  mit  der  vom  schweizerischen  Bundesrathe  dargelegten 
Behandlung  der  Sache  einverstanden.  Was  die  Zusicherung  betreffe, 
dass  H.  im  Falle  der  Auslieferung  nicht  wegen  Fahnenflucht  werde 
verfolgt  werden,  so  sei  hiefiir  nach  Ansicht  der  kais.  Regierung  der 
Art.  4  Abs.  3  des  schweizerisch>deutschen  Ausliefisrungsvertrages  mass- 
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gebend  und  scheine  demnach  kein  Anlass   vorzuliegen^    daneben    eine 
besondere  Zusicherung  zu  ertheilen. 

C.  Der  Verfolgte  erhob  gegen  seine  Auslieferung  Einsprache, 
indem  er  ausf^ihrte^  er  bestreite  sftmmtliche  Anschuldigungen;  er  sei 
in  Magdeburg  aus  dem  Militärdienst  desertirt  und  würde  in  Deutsch- 
land,  trotz  eines  bei  der  Auslieferung  gemachten  Vorbehalts^  doch 
auch  wegen  Fahnenflucht  bestraft  werden.  Sein  Anwalt  Fürsprech  6. 
in  Luxem  macht  zur  Begründung  der  Einsprache  Überdem  geltend: 
Die  dem  Requirirten  zur  Last  gelegten  Delikte  sollen  im  Elsass  oder 
in  Baden  begangen  worden  sein.  Der  Haftbefehl  gehe  aber  nicht  von 
einem  elsässischen  oder  badischen  Gerichte  sondern  von  dem  7.  Divi- 
sionsgerichte  zu  Magdeburg  aus.  Dieser  Stelle  bestreite  der  Requirirte 
die  Kompetenz.  Das  Divisionsgericht  könnte  ihn  einzig  wegen  Fahnen- 
flucht bestrafen.  Eine  solche  Strafe  dürfe  aber  nicht  eintreten.  Da- 
mit falle  die  ganze  Kompetenz  des  Magdeburger  Gerichts  dahin.  Der 
Requirirte  sei  schon  im  Jahre  1886  fahnenflüchtig  geworden.  Er 
unterstehe  also  jedenfalls  nicht  mehr  der  militärischen  Gerichtsbarkeit. 
Kompetent  zur  Beurtheilung  seien  vielmehr  die  G^ichte  von  Elsass 
und  Baden,  in  deren  Gebiet  die  fraglichen  Delikte  begangen  worden 
sein  sollen.  Von  diesen  aber  gehe  der  Haftbefehl  nicht  aus.  Und 
doch  müsse  natürlich  verlangt  werden,  dass  das  Auslieferungsbegehren 
gestellt  werde  gestützt  auf  Akte  derjenigen  Behörde,  welche  für  die 
Beurtheilung  des  Auszuliefernden  zuständig  sei. 

D.  Der  Generalanwalt  der  Eidgenossenschaft  spricht  sich  dahin 
aus :  Die  Schuldfirage  sei  nicht  vom  Auslieferungsgerichte,  sondern  vom 
erkennenden  Strafgerichte  zu  beurtheilen.  Die  Feststellung  der  Kom- 
petenz zwischen  den  verschiedenen  Gerichten  des  requirirenden  Staates 
sei  eine  Frage  der  innem  Gesetzgebung  dieses  Staates,  welche  den 
ersuchten  Staat  in  keiner  Weise  berühre.  Allerdings  sei  der  letztere 
befugt,  zu  untersuchen,  ob  die  Stelle,  von  welcher  der  Haftbefehl 
ausgehe,  als  eine  gerichtliche  Behörde  zu  betrachten  sei.  der  im  all- 
gemeinen das  Recht  strafrechtlicher  Verfolgung  zustehe,  oder  ob  diese 
Stelle  sich  als  ein  Ausnahmegericht  darstelle.  Ein  Ausnahmeverfahren 
liege  aber  in  concreto  nicht  vor.  Das  Militärgericht  der  VII.  Division 
in  Magdeburg  sei  zweifellos  ein  ordentliches  Strafgericht  und  es  werde 
dessen  Verfassungsmässigkeit  in  der  Eingabe  des  Requirirten  auch 
nicht  beanstandet.  Die  gegen  die  Auslieferung  erhobene  Einrede  er- 
scheine demnach  als  unbegründet. 

E.  Mit  Schreiben  vom  26.  Juli  1893  übermachte  der  Schweiz. 
Bundesrath  dem  Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung.  Durch 
Urtheil  des  luzernischen  Kriminalgerichts  vom  22.  Juli  1893  ist  der 
Requirirte  wegen  Diebstahls  rechtskräftig  zu  vier  Monaten  Zuchthaus 
verurtheilt  worden. 

Das  Bundesgericht  hat  die  Auslieferung  des  Karl  Markus  H. 
an  das  kgl.  preussische  Gericht  der  VII.  Division  in  Magdeburg 
wegen  der  im  Haftbefehle  vom  24.  Mai  1893   sub  Ziff.  1  und  2  ge- 


g58  Rechtsprechung:  Schweiz. 

Dannteii  Delikte  auf  die  Zeit,  wo  der  Bequirirte  seine  ihm  in  Luzern 
auferlegte  Strafe  erstanden  haben  wird,  bewilligt;  aus  folgenden Er> 
wKgungen : 

1)  Nach  der  in  der  Note  der  kais.  deutschen  Gesandtschaft  in  Bern 
vom  12.  Juli  1893  enthaltenen  Erklärung  wird  das  Ausliefemngs- 
begehren  nur  betreff  der  in  Ziffer  1  und  2  des  Haftbefehls  genannten 
Diebstahls-  und  Betrugsdelikte  aufrechterhalten ,  während  es  für  die 
unter  Ziffer  3  des  EUiftbefehls  erwähnte  Strafthat^  wegen  welcher  Be- 
strafung in  der  Schweiz  erfolgt  ist,  fallen  gelassen  worden  ist 

2)  Der  Umstand ,  dass  der  Bequirirte  aus  dem  deutschen  Militär- 
dienste desertirt  ist,  kann  selbstverständlich  seine  Auslieferung  für 
gemeine,  im  Auslieferungsvertrage  vorgesehene  Delikte  nicht  hindern. 
Dagegen  ist  ebenso  selbstverständlich ,  dass  er  wegen  des  Delikts  der 
Fahnenflucht  in  Deutschland  nicht  verfolgt  oder  bestraft  werden  darf. 
Es  folgt  dies,  da  die  Desertion  im  schweizerisch-deutschen  Ausliefe- 
rungsvertrage nicht  vorgesehen  ist,  ohne  weiters  aus  dem  Grmndsatze 
des  Art.  4  Abs.  3  des  Vertrages,  wonach  der  Ausgelieferte  wegen 
eines  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen  Verbrechens  oder  Vergehens 
nicht  in  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  werden  dar^  es  sei  denn, 
dass  er,  nach  Freisprechung  oder  Bestrafung  wegen  des  Verbrechens, 
welches  zur  Auslieferung  Anlass  gegeben  hat,  es  versäumt  habe^  das 
Gebiet  des  ersuchenden  Staates  vor  Ablauf  einer  Frist  von  drei  Mo- 
naten zu  verlassen,  oder  dass  er  aufs  Neue  dorthin  komme.  Ebenso- 
wenig kann  die  Thatsache,  dass  der  Bequirirte  die  ihm  zur  Last  ge- 
legten Strafthaten  leugnet,  zur  Verweigerung  der  Auslieferung  führen: 
die  Schuldfrage  ist  nicht  vom  Auslieferungsrichter,  sondern  vom  er- 
kennenden Strafgerichte  zu  prüfen. 

3)  Nach  Art.  1  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrages 
ist  die  Auslieferuugspflicht  nicht  auf  die  Fälle  beschränkt,  welche  von 
den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Oerichten  zu  beurtheilen  sind,  sondern 
sie  besteht  für  alle  Auslieferungsdelikte,  welche  überhaupt  von  deu 
Behörden  eines  der  Vertragsstaaten,  gleichviel  ob  von  einem  gewöhn- 
lichen bürgerlichen  Gerichte  oder  von  einem  Sondergerichte,  speziell 
einem  Militärgerichte,  verfolgt  werden.  Eine  Prüfung  der  Frage,  ob 
das  die  Strafverfolgung  betreibende  oder  aber  ein  anderes  Gericht  des 
ersuchenden  Staates  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  zuständig  sei, 
behält  der  Staatsvertrag  dem  ersuchten  Staate  nicht  vor.  Es  handelt 
sich  denn  auch  dabei,  wie  die  Bundesanwaltschaft  richtig  bemerkt 
und  wie  das  Bundesgericht  übrigens  bereits  in  seiner  Entscheidung 
i.  S.Livraghi  vom  20.  Juni  1891  (A.- Samml.  Bd.  17  S.  238  Erw.  3) 
ausgesprochen  hat,  ausschliesslich  um  eine  Frage  der  innem  Gesetz- 
gebung des  ersuchenden  Staates,  welche  den  andern  Vertragsstaat  nicht 
berührt.  Df^egen  ist  der  ersuchte  Staat  allerdings  berechtigt  zu 
untersuchen,  ob  das  Gericht,  von  welchem  der  Haftbefehl  ausgeht. 
Überhaupt  eine  der  regelmässigen  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Gre- 
richtsorganisation  des  ersuchenden  Staates  angehörige  richterliche  Be- 
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h5rde  sei^  oder  aber  sich  als  ein  Ausnahmegericht  qualifizire,  wel- 
ches nach  seiner  Zusammensetzung  und  seinem  YerfiBthreu  diejenigen 
Garantien  richtiger  Rechtsprechung  nicht  darbietet,  welche  bei  Ab- 
sichluss  des  Auslieferungsvertrages  mit  Rücksicht  auf  die  Gerichtsorga- 
nisation  des  ersuchten  Staates  vorausgesetzt  wurden.  Allein  im  vor- 
liegenden Falle  ist  nun  unzweifelhaft ,  dass  das  kgl.  preussische  Mili- 
tärgericht der  VII.  Division  in  Magdeburg  ein  ordentliches,  gesetz- 
mXssig  eingesetztes  Gericht  mit  geordnetem  Rechtsgange  und  nicht 
ein  ausserhalb  der  gesetz-  und  verfassungsmässigen  Gerichtsorgani- 
Bation  stehendes  Ausnahmegericht  ist.  Die  Auslieferung  ist  daher,  da 
die  Delikte,  wegen  welcher  sie  begehrt  wird,  unbestreitbar  und  unbe- 
strittenermassen  Auslieferungsdelikte  sind,  zu  bewilligen. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Deuteohland. 
Gesetze,  Yerordnangen  etc.  der  einselnen  Bundesstaaten. 

Prenssen. 

1.  Verordnung  des  k.  Justizministers  vom  5.  Februar  1891^  Er- 
suchen um  Zustellungen  an  im  Grossherzogthum  Luxem- 
burg befindliche  Personen  betreffend. 

Solche  sind  nunmehr  dem  kaiserl.  deutschen  Ministerresidenten 
in  Luxemburg  zu  ttbersenden. 

2.  Verordnung  des  k.  Justizministers  vom  4.  Juli  1892,  die 
Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  französischer  Ge- 
richte in  Zivilsachen  betreffend. 

Das  Ersuchungsschreiben,  sowie  dessen  Uebersetznng  sind  bei 
den  Akten  zurückzubehalten,  wie  solches  auch  seitens  der  firanzosi- 
schen  Gerichte  bei  Ersuchungsschreiben  dorthin  gehandhabt  wird. 

Hachsen- Altenburs;. 

1.  Justizministerialbeschluss  vom  11.  Mai  1892  II  Nr.  677/92, 
Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  französischer  Gerichte 
in  Zivilsachen  betreffend. 

Wie  oben  bei  „Preussen^  Nr.  2. 

2.  JustizministerialverfÜgung  vom  7.  Febr.  1898  11  Nr.  96/98, 
die  Vornahme  von  Zustellungen  in  den  Wohnungen  von 
Personen,  welche  von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit 
befreit  sind,  betreffend. 

Wie  bei  „Preussen"  oben  ß.  328  Nr.  4.  Die  Einholung  der 
Zustimmung  des  Wohnungsinhabers  hat  im  gegebenen  Falle  durch 
Vermittelung  des  herzogl.  sächs.  Ministeriums,  Abth.  für  Justizange- 
legenheiten  zu  erfolgen. 
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3.  JuBtusministerial Verfügung  vom  24.  April  1898,  11  Nr.  648/93, 
die  Mittheilnng  von  Strafurtheilen  an  das  Reichs- Jnstis- 
amt  betreffend. 

Wie  bei  ^Bayern^  oben  8.  454  Nr.  3. 

4.  Jnstiasministerialverfttgung  vom  25.  April  1898,  IT  Nr.  472/93, 
die  Zustellung  gerichtlicher  Zahlungs-  oder  Leistungsver- 
bote  an  im  Auslande  befindliche  Drittschuldner  betreffend. 

Enthält  die  Abänderung  der  Bestimmung  in  Ziff.  6  Abs.  6  der 
den  herzogl.  Justizbehörden  unterm  19.  Nov.  1887  zur  Nachachtung 
mitgetheilten  Allg.  Verfügung  des  k.  Preuss.  Justizministers  vom 
20.  Mai  1887,  betr.  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Schteiben  der 
Justizbehörden.     Wie  bei  ,,  Württemberg^  oben  8.  456  Nr.  1. 

5.  Justizministerialverftigung  vom  19.  Mai  1893,  II  Nr.  741/93, 
den  deutsch- schweizerischen  Auslieferungsvertrag  vom 
24.  Januar  1874  betreffend. 

Berechung  der  zwanzigtägigen  Frist  für  die  vorläufige  Festhal- 
tung eines  Auszuliefernden  vom  Augenblicke  der  Verhafhing  an,  da- 
her stets  der  genaue  Zeitpunkt  der  erfolgen  Verhaftung  anzugeben. 
Vgl.  oben  bei  ,,Bayem"  8.  465  Nr.  2. 

6.  JustizministerialverfÜgung  vom  5. 8ept.  1898,  IT  Nr.  1442/93, 
die  -Kündigung  des  zwischen  Deutschlaud  und  Italien 
einerseits  und  der  Schweiz  anderseits  am  25.  Juli  1873 
zur  Ausführung  desAuslieferungsvertrags  zwischenDeutsch- 
land  und  Italien  vom  31.  Okt.  1871  getroffenen  Abkom- 
mens betreffend.    8.  auch  unten  „Internationale  Verträge^. 
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Kündigung  von  8taatsverträgen.  Das  zwischen  Dejutschland 
und  Italien  einerseits  und  der  Schweiz  anderseits  zur  Ausfüh- 
rung des  Auslieferungsvertrags  zwischen  dem  Keich  und 
Italien  vom  31.  Okt.  1871  (B.G.B1.  8.  446)  getroffene  Abkom- 
men vom  25.  Juli  1873  (Reichs-Zentralbl.  8.  271)  ist  in  Folge 
Kündigung  seitens  der  Schweiz  mit  dem  23.  August  1893  ausser 
Kraft  getreten. 

Von  diesem  Zeitpunkte  ab  wird  daher  fiir  die  Durchliefenmg 
der  von  Italien  an  Deutschland  auszuliefernden  Verbrecher  durch  die 
Schweiz  lediglich  der  Art.  10  des  deutsch-schweizeriachen  Ausliefe- 
rungsvertrags vom  24.  Januar  1874  (R.6.B1.  8.  117)  massgebend 
sein ;  es  wird  also  in  solchen  Fällen  die  Ausfertigung  eines  Transport- 
befehls durch  die  italienischen  Behörden  nicht  mehr  bewirkt  werden 
und  die  Erstattung  der  Durchlieferungskosten  unmittelbar  an  den  ab- 
liefernden schweizerischen  Beamten  nicht  mehr  stattzufinden  haben. 
Es  wird  den  schweizerischen  Behörden  vielmehr  zu  überlassen  sein, 
die  Erstattung  dieser  Kosten  auf  diplomatischem  Wege  herbeizuführen. 
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Bei  AnsUeferimgen  von  Deutschland  an  Italien  wird  die  italienische 
Regierung  die  Genehmigung  der  Durchlieferung  durch  die  Schweiz 
zn  erwirken  haben  und  wird  die  Ausfertigung  eines  Transportbefehls 
durch  die  deutschen  Behörden  in  solchen  Fällen  gleich&lls  nicht  mehr 
erfolgen. 


Vermischte  Mittheilungen. 

1.  (Verlust  der  bayerischen  Staatsangehörigkeit  durch 
Entlassung.)  Zur  Begründung  des  oben  8.  110  angeführten  Falles 
ist  noch  nachzutragen^  dass  die  Entlassung  als  wirksam  zu  gelten  hatte, 
weil  der  Entlassene  noch  im  Besitze  der  sächsischen  Staatsangehörig- 
keit geblieben  gewesen^  mithin  der  Zweck  des  Gesetzes  erfüllt  war 
und  der  Entlassene  nicht  erst  eine  neue  Staatsangehörigkeit  in  einem 
anderen  deutschen  Bundesstaate  zu  erwerben  brauchte.  Mit  dem  Mo- 
mente der  Aushändigung  der  Entlassungs- Urkunde  waren  daher  die 
Beziehungen  zum  bajerischen  Staatsverbande  gelöst. 

Hiezu  dürfte  noch  folgende  Bemerkung  gestattet  sein: 
Abs.  2   des  §  18    des  Reichsgesetzes    vom    1.  Juni   1870    theilt 
die   um    die  Entlassung   nachsuchenden  Personen   in  zwei  Kategorien. 

a)  in  solche^  die  nach  dem  Auslande  auswandern  wollen :  diese  müssen 
innerhalb    der    sechswöchentlichen    Frist    das    Reichsgebiet    verlassen; 

b)  in  solche^  diO;  Reichsaugehör  ige,  in  einem  andern  Bundesstaate  die 
Staatsangehörigkeit  erworben  haben;  diese  können^  wenn  nur  der 
Nachweis  der  Reichsangehörigkeit  erbracht  ist^  auch  in  dem  Bundes- 
staate, aus  dessen  Verbände  sie  geschieden  sind,  wieder  Wohnsitz 
nehmen.  Hat  während  der  festgesetzten  Frist  bei  den  nach  a)  Ent- 
lassenen das  Verlassen  des  Reichsgebietes,  bei  den  nach  b)  Entlassenen 
der  Erwerb  einer  anderen  Bundesstaatsangehörigkeit  nicht  stattge- 
funden oder  der  Besitz  einer  früheren  Bundesstaatsangehörigkeit  nicht 
fortgedauert,  so  wird  die  Entlassung  unwirksam. 

Zweck  der  gesetzlichen  Bestimmung  ist  also  bei  beiden  Katego- 
rien, sowohl  fingirte  Auswanderungen,  als  auch  nicht  ausgeführte 
Ueberwanderungen  zu  verhindern,  df^it  der  Ausbreitung  einer  Klasse 
von  Personen,  die  einem  gesunden  Staatswesen  wie  Schmarotzer- 
pflanzen ankleben,  entgegengewirkt  werde,  nämlich  der  Klasse  der 
Staatsangehörigkeits-  und  Heimathslosen. 

2.  (Nachlassbehandlung  im  Staate  New-York.)  Von  dem 
Advokaten  W,  Foster  in  New-York  wurde  aus  Anlass  eines  in  der 
Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich 
1893  S.  266  ff.  mitgeth eilten  Rechtsfalles  nachstehendes  eidliches  und 
von  dem  Nachlassrichter  in  New-York  bestätigtes  Zeugniss  abgegeben : 

Nach  den  Gesetzen  des  Staates  New-York  ist  eine  Minderjährige 
eine  Person  unter  dem  Alter  von  21  Jahren  (Co.  lit.  p.  171  Boumers 
Geset^diqtionär  unter   Titel  „Minderjährig'').      Das  Geschlecht   macht 
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in  dieser  Hinsicht  keinen  Unterschied:  auch  eine  Frauensperson  ist 
eine  Minderjährige  nach  dem  Gesetze ,  bis  sie  das  21.  Jahr  erreicht 
(derselbe  Autor),  und  dies  gilt  ebensowohl,  wenn  die  Frauensperson 
verheirathet  ist  ( Zimmertnann-Schönfeldt  8  Uun.  692).  —  Die  Gesetze 
des  genannten  Staates  von  New- York  bestimmen,  dass  wenn  nicht  im 
Gesetze  ausdrücklich  eine  andere  Vorsorge  getroffen  ist,  ein  geschrie- 
bener letzter  Wille,  nachdem  er  erprobt  und  registrirt  worden  ist, 
von  dem  Nachlassgerichte  zurückbehalten  und  in  Verwahrung  ge- 
nommen werden  muss  bis  zum  Ablaufe  von  einem  Jahr,  nachdem  er 
registrirt  worden  ist  (Kodex  des  Zivilrecht! ichen  Verfahrens,  Sek- 
tion 2635).  Es  ist  ebenso  Gesetz  des  genannten  Staates  von  New- 
York,  dass  das  gcsammte  bewegliche  Vermögen  einer  verstorbenen 
Person,  mag  dasselbe  vor  das  streng  rechtliche  oder  Billigkeitsgericht 
gehören,  einschliesslich  Schulden,  Verpflichtungen,  in  Klage  verfange- 
nen Rechtssachen  und  jeder  Gattung  von  beweglichem  Vermögen^ 
welche  nicht  ausdrücklich  ausgenommen  worden  ist,  auf  die  Exekutoren 
dort  übergeht,  wo  der  Verstorbene  einen  rechtsgültigen  letzten  Willen 
und  Testament  hinterlassen  hat. 

Die  Exekutoren  sind  allein  ermächtigt,  den  Verstorbenen  in  Bezugs 
auf  das  bewegliche  Vermögen  zu  repräsentiren  und  haben  dasselbe 
Recht  zum  Besitze  des  Vermögens  wie  der  Verstorbene,  wenn  ^> 
lebend  geblieben  wäre,  und  dieselben  Rechtsmittel  für  dessen  Erlangung 
{BedfiM's  Gesetz  und  Verfahren  des  Nachlassgerichtes  [4Edn.]  Seite  425 
und  die  obeu  zitirten  Autoritäten).  Sind  zwei  Exekutoren  ernannt, 
so  sind  dieselben  als  Eine  Person  zu  betrachten,  als  ob  sie  ein  vereinig- 
tes und  uugetheiltes  Recht  auf  das  Vermögen  hätten  [ßedfield  482). 

Es  giebt  im  Staate  New- York  keinen  Gerichtshof,  welcher  be- 
rechtigt oder  ermächtigt  wäre,  das  bewegliche  oder  unbewegliche 
Vermögen  einer  verstorbenen  Person  in  Obsorge  oder  Besitz  zu  neh- 
men; dieses  Vermögen  geht  über  in  den  Besitz  der  Exekutoren  des 
letzten  Willens  und  des  Testamentes  der  verstorbenen  Person,  und 
diese  Exekutoren  sind,  wenn  sie  von  dem  Nachlassgericht  auf  Grund 
des  Testamentes  in  den  Besitz  rechtmässig  eingeführt  worden  sind  — 
berechtigt  und  verpflichtet,  Besitz  zu  nehmen  von  dem  gesanmiten 
beweglichen  Vermögen,  welches  dem  Verstorbenen  zur  Zeit  seines 
Todes  gehört  hat,  selbstverständlich  einschliesslich  des  Geldes  und  des 
Vermögens,  welches  von  dem  Verstorbenen  seinen  minderjährigai 
Kindern  vermacht  wurde. 

S.  (Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums.) 
Die  Versammlung  des  ,,  Deutschen  Vereins  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigenthums*^  hat  in  ihrer  Sitzung  zu  Nürnberg  am  16.  Okt.  1893 
u.  A.  eine  Resolution  auf  Erwirkung  baldigen  Anschlusses  Deutsch- 
lands an  die  internationale  Union  zum  Schutze  gewerblichen  Eigen- 
thums  angenommen. 

4.  Der  österr.  Gesetzentwurf  über  die  Gerichtsbarkeit 
und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürger- 
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liehen  Rechtssachen   enthält  über  die  örtliche  Zuständigkeit  für 
Verlassenschaften  und  Vormundschaften  folgende  Bestimmungen: 

Für  die  Abhandlung  yon  Verlassenschaften  richtet  sich 
die  örtliche  Zuständigkeit  nach  dem  allgemeinen  Gerichtsstande  des 
Verstorbenen  in  Streitsachen. 

Ist  ein  österreichischer  Staatsbürger  im  Auslande  gestorben^  so 
ist  zur  Abhandlung  seiner  Verlassen schafl  das  Gericht^  bei  welchem 
der  Verstorbene  seinen  letzten  allgemeinen  Gerichtsstand  im  Inlande 
hatte  7  oder  wenn  dieser  sich  nicht  ausmitteln  lässt,  das  Gericht  zu- 
ständig, in  dessen  Sprengel  die  in  die  Verlassen schaffc  gehörigen  un- 
beweglichen Güter  ganz  oder  zum  grösseren  Theile^  und  wenn  er  blos 
bewegliches  Vermögen  besessen  haben  sollte,  der  grössere  Theil  des 
im  Inlande    befindlichen  beweglichen  Vermögens  gelegen  ist  (§  108). 

Bezüglich  der  Verlassenschaflten  von  Ansiändern  bleiben  die  gel- 
tenden Kompetenzbestimmungen  aufrecht. 

Rücksichtlich  der  im  Geltungsgebiete  des  Entwurfs  gelegeneu 
unbeweglichen  Güter  eines  verstorbenen  Ausländers  kommt  die 
Verlassenschaftsabhandlung  dem  Bezirksgerichte  oder,  wenn  diese  Güter 
oder  ein  Theil  derselben  in  einer  Landtafel  eingetragen  sind,  dem 
Kreis-  oder  Landesgericht  zu,  in  dessen  Sprengel  diese  unbeweglichen 
Güter   ganz  oder    ihrem  grösseren  Theile  nach  gelegen  sind  (§  109). 

Wenn  nach  den  darüber  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
die  Abhandlung  über  den  beweglichen  Nachlass  eines  verstorbeneu 
Ausländers  von  einem  im  Geltungsgebiete  des  Entwurfes  befindlichen 
Gerichte  zu  pflegen  ist,  so  ist  hiefÜr  das  Bezirksgericht  zuständig,  bei 
dem  der  Ausländer  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte ;  wenn  sich 
dieser  aber  nicht  ausmitteln  lässt,  das  Bezirksgericht,  in  dessen  Sprengel 
sich  der  grösste  Theil  des  hinterlassenen  beweglichen  Vermögens  be- 
findet (§  110). 

Bezüglich  der  Bestellung  des  Vormundes  oder  Kurators  und 
zur  Besorgung  aller  Geschäfte,  welche  der  Vormundschafts-  oder  Ku- 
ratelbehörde nach  den  Gesetzen  obliegen,  ist  für  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit der  allgemeine  Gerichtsstand  der  Minderjährigen  oder 
Pflegbefohlenen  entscheidend. 

Wenn  die  Uebertragung  der  Vormundschafts-  oder  kura- 
telsbehördlichen Funktionen  im  Interesse  eines  Mündels  oder 
Pflegbefohlenen  geboten  erscheint,  kann  das  an  sich  zuständige  Gericht 
von  Amtswegen  oder  über  Antrag  die  Aufsicht  und  Fürsorge  Über 
die  Person  des  Pflegbefohlenen  oder  die  Ausübung  der  dem  Gerichte 
in  Ansehung  der  Vermögensangelegenheiten  des  Pflegbefohlenen  zu- 
kommenden Obliegenheiten  ganz  oder  zum  Theile  einem  anderen  Ge- 
richte übertragen.  Ein  solcher  Beschluss  bedarf  der  vorgängigen 
Genehmigung  des  dem  zuständigen  Gerichte  vorgesetzten  Oberlandes- 
gerichts, wenn  aber  die  Uebertragung  an  ein  ausländisches  Gericht 
stattfinden  soll,    der  Genehmigung  des  obersten  Gerichtshofs  (§  113). 
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Literaturberichte. 

a)  Bttcheraitseigeii. 

i.  AUgetneines  Oeseizinich  über  Vertnögen  für  das  Fürsienihutn 
Montenegro.  In  die  deutsche  Sprache  übertragen  und  mit  einer 
Einleitung  versehen  von  Adalbert  Slieky  Obergerichtsrath  bei  dem  Ober- 
gerichte itir  Bosnien  und  Herzegovina  in  Sarajevo.  Berlin,  Carl  Hey- 
mann ^s  Verlag,  1893,  8«  S.  I— LXXIV,  191. 

Die  Kenntniss  des  fremden  Kechtes  bildet  heutzutage  auch  bei  uns  in 
Gestenreich  den  Gegenstand  der  elMgen  Forschung  unserer  Rechtslehrer 
und  Praktiker. 

Wenn  wir  in  Betracht  ziehen,  dass  in  Frankreich  auf  Staatskosten 
fUr  die  Uebersetzung  der  fremdländischen  Gesetzgebung  schon  seit  Jahren 
in  ausgiebiger  Weise  gesorgt  wird,  so  ist  es  erfreulich,  dass  auch  bei  uns 
das  Interesse  der  Juristen  den  Neugestaltungen  der  fremden  Rechte  sich 
zuwendet,  und  solche  durch  Uebertragungen  ins  Deutsche  der  deutschen 
Juristenwelt  besonders  zugängig  macht. 

Der  Verfasser  hat  daher  mit  der  vorliegenden  tüchtigen  Arbeit  der 
deutschen  Wissenschaft  und  der  deutschen  Praxis  einen  nicht  hoch  genug 
anzuschlagenden  Dienst  erwiesen.  In  der  Einleitung  schildert  der  Verfasser 
zunächst  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzbuches  und  geht  dann  zu 
einer  kurzen  karakteristischen  Besprechung  der  GrundzUge  unter  Hervor- 
hebung der  in  den  spezifisch  montenegrinischen  Rechtsanschaunngen 
begründeten  Eigenthümlichkeiten  über. 

Diese  höchst  interessante  Publikation,  die  wir  dem  Herrn  Shek  ver- 
danken, setzt  uns  in  die  Lage  zu  konstatiren,  dass  Montenegro  nicht 
nur  der  materiellen  Entwickelung  seine  Sorgfalt  zuwendet,  sondern  dass 
es,  während  es  seine  Städte  verschönert,  seine  Strassen  ausbaut,  seine 
Künste  fördert,  auch  in  der  Schaflfüng  seines  Zivil-Kodex  vorwärts 
strebt.  In  dieser  Hinsicht  war  alles  neu  zu  schaffen;  insbesondere  in  der 
bürgerlichen  Gesetzgebung  gab  es  keinerlei  geschriebenes  Gesetz.  Es 
handelt  sich  also  nicht  nur  um  eine  Kodifikation  oder  um  partielle  Ver- 
besserung, sondern  um  eine  ganz  neue  Zivilgesetzgebung. 

So  gross  die  Aufgabe  auch  war,  Fürst  Nikolaus  I.  scheute  vor  der- 
selben nicht  zurück;  nach  mehreren  Versuchen,  welche  durch  die  politi- 
schen Ereignisse  behindert  wurden,  konnte  im  Jahre  1881  das  Werk  mit 
Aussicht  auf  Erfolg  in  Angriff  genommen  werden.  Fürst  Nikolaus  L 
hatte  die  glückliche  Idee,  die  Abfassung  des  Gesetzbuches  Herrn:  kais. 
rassischen  Staatsrathe  Dr.  Bdltaear  Bogi^ic  zu  übertragen.  Der  von  die- 
sem eminenten  Rechtsgelehrten  ausgearbeitete  Entwurf  wurde  von  dem 
montenegrinischen  Herrscher  angenommen  und  am  26.  April  1888  in 
Cetinje  in  Gegenwart  der  Gesandten  aller  in  Montenegro  vertretenen 
Staaten,  der  Senatoren,  Minister,  der  Mitglieder  des  Obergerichtes  und 
einer  grossen  Volksmenge  feierlich  promulgirt. 

Herr  Shek  liefert  uns  eine  eminente  deutsche  Uebersetzung  dieser  be- 
deutsamen legislativen  Schöpfung.  Sein  Werk  findet  seinen  Platz  in  der 
Sammlung  ausiändischer  Gesetze,  welche  in  dem  Verlage  von  Carl  Hey- 
mann in  Berlin  herausgegeben  werden.  In  der  historischen  Einleitung, 
welche  der  Uebersetzung  vorangeht,  wird  hervorgehoben,  dass  der  Kodi- 
fikator  vor  allem  bestrebt  war,  Montenegro  mit  einem  sorglich 
redigirten  Texte  zu  beschenken  und  dass  er  aus  Montenegro  kei- 
neswegs ein  Gebiet  gesetzgeberischer  Experimente  machen  wollte.  Wenn 
er  also  seiner  Zeit  auch  nicht  vorausgeeilt  ist,  so  huldigt  er  doch  allen 
Grundsätzen,  in  welchen  die  Gelehrten  unserer  Zeit  sich  begegnen  und 
welche  in  den  meisten  neuen  Schöpfungen  Ausdruck  gefunden  haben,  der 
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montenegrinische  Kodex  ist  ein  streng  wissenschaftliches  und  doch 
zugleich  Yolksthümliches,  lebendiges,  den  Verhältnissen  Montenegros 
angepasstes  Werk,  das  in  seiner  klaren,  deutlichen  Sprache  zu  dem  Her- 
zen des  Volkes  spricht;  es  ist  zugleich  ein  Beweis,  dass  Montenegro 
Bechtsgelehrte  ersten  Banges  zu  finden  weiss. 

Dem  Verfasser  Shek  war  die  gesammte  auf  die  Herstell an^  des  Ko- 
dex sich  erstreckende  Literatur  vor  Augen,  wodurch  der  Werth  und  die 
Brauchbarkeit  des  Werkes  wesentlich  erhöht  ist.  Inhaltsübersicht  erleich- 
tert den  Gebrauch.    Auch  die  äussere  Ausstattimg  ist  eine  eminente. 

Vukovar  a/Donau,  27.  September  1893. 

Milan  P,  Jovanavic. 

2.  Auhertf  L*  3f.  Ji.,  Professor  in  Kristiania  etc.  Chrundbegemea  (Sk^sde 
og  Pünt€protokollernc8)j  Histoire  i  Narge,  Danmark  og  tudels  Tyskland. 
240  S.,  Kristiania,  Äschehoug  dt  Co.^  1892. 

Der  gelehrte,  auch  in  Deutschland  rühmlichst  bekannte  Verfasser  des 
vorliegenden  mit  einem  Resum^  in  deutscher  Sprache  verseheoen  Werkes  be- 
leuchtet die  geschichtliche  Entwickelung  und  die  geographische  Verpüanzung 
der  Grundbücher  in  Noiwcgen,  Dänemark  und  theilweise  auch  in  Deutschland. 
Vorsugsweiae  ist  die  äussere  Geschichte  der  Grundbücher,  wie  der  Verfasser  im 
Resum^  selbst  sagt,  behandelt,  zur  Geschichte  des  materiellen  Grundbuchrechts 
sind  nur  vereinzelte  Beiträge  gegeben.  Für  Dänemark  und  Norwegen  hängt  die 
Greschichte  der  Grundbücher  mit  der  Geschichte  der  Dinglesung  aufs  innigste 
zusammen,  die  vom  Verfasser  in  dei*  Schrift:  Den  norske  OUigatiansret 
specieüe  Del  III,  Chrisiiania  (auch  besonders  unter  dem  Titel:  Det  norake 
Tkinglyaninga  og  Registreringsvaesen  1.  Hefte  1892)  neuerdings  dargestellt 
ist  Für  Deutschland  ist  überhaupt  nur  beabsichtigt,  die  G^chichte  der 
Grundbücher  theilweise  zu  beleuchten. 

Das  Buch  ist  Herrn  Geheimrath  Univereitätsprofessor  Dr.  von" Maurer 
in  München  gewidmet,  ein  neuer  Beweis,  mit  welch*  hoher  Verehrung  die 
skandinavischen  Juristen  unserem  als  ausgezeichneten  Kenner  und  Forscher 
der  skandinavischen  Hechte  gefeieilen  Gelenrten  anhängen.  B, 

3.  Sehlatter,  FrieelHrh,  Advokat  in  Zürich.  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs nach  schweizerischem  Rechte.  Ein  Wegweiser  für  Jedermann  zur 
Einführung    in    das    neue  Bundes^setz   und   ziu-  Wahrung    seiner   Eechte 

gegen  säumige  Schuldner,  wie  auch  im  Konkurse  derselben,  nebst  dem  Text 
es  Gesetzes  mit  Anmerkungen.  Zürich,  Caesar  Schmidt  1893,  VI,  251  S. 
Der  durch  seinen,  demnächst  in  dritter  Auflage  zu  erwartenden  Bechts- 
kalender  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  auch  in  Deutschland  bestens 
bekannte  Verfasser  bietet  mit  vorwürfigem  Handbuch  dem  Leser  den  grossen 
Vortheil  einer  raschen  und  dabei  genauen  Orientirung  in  Bezug  auf  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  in  der  Schweiz.  Das  Buch  enthält:  1.  eine  syste- 
matische Darstellung  des  Schuldbetreibungswesens,  2.  eine  solche  des  Konkurs- 
rechtes und  Konkursverfahrens  nebst  einem  Anhang  zu  beiden  Kapiteln,  der 
den  Arrest,  die  Anfechtungsklage  und  den  Nachlassvertrag  behandelt,  3.  das 
Gesetz  selbst  mit  Anmerkungen,  in  denen  der  wesentliche  Inhalt  der  bisher 
eigangenen  Entscheidungen  (Bundesrath,  Bundesgericht,  kantonale  Aufsichts- 
behöraen,  kantonale  Obergerichte)  wiedergegeben  ist.  Der  eidgenössische 
Gebührentarif  ist  angehängt,  imd  am  Schlüsse  befindet  sich  eine  Tafel,  auf 
der  bei  jedem  Kanton  die  für  die  in  Betracht  kommenden  Amtshandlungen 
zuständigen  Behörden  abgelesen  werden  können.  Der  Preis  von  Fr.  2.50  für  das 
gebundene  Exemplar  ist  in  Betracht  des  reichen  und  vollständigen  Inhalts, 
(für  deren  Bichtigkeit  die  Person  des  Autors  Gewähi*  giebt)  ein  sehr  billiger. 
Das  Buch  kann  daher  Allen,  die  mit  Schuldbetreibung  und  Konkurs  in  der 
Schweiz  zu  thun  haben,  insbesondere  auch  den  auswärtigen  Gläubigem, 
sowie  Behörden  und  Bechtsauwälten  bestens  empfohlen  werden. 

Ueber  die  internationalen   bezw.    interkantonalen  Bestimmungen   des  Qe- 
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setzes  haben  wir  bereits  in  B<L  II  8.  320  f.  der  Zeitschrift  berichtet.  Von 
Interesse  für  unsere  Leser  sind  auch  noch  die  im  Vorwort  an  auswärtige 
Gläubiger,  die  in  der  Schweiz  Recht  suchen,  gerichteten  Bemerkungen  ülwr 
die  Frage  des  Kostenersatzes.  Hienach  hat  der  Schuldner  die  durch  seine 
Bäiunniss  und  die  nöthig  gewordene  Betreibung  seitens  des  Gläubigen  an  die 
Behörden  gezahlten  Gebühren  dem  Gläubiger  zu  ersetzen^  die  Anwalts- 
rechnun^  (Deserviten,  Auslagen,  Porti  des  Gläubiger-Anwalts)  aber  nichts 
Wenn  em  Zivilprozess  geführt  werden  muss,  in  welchem  der  Schuldner  unt^- 
liegt,  besteht  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Kantonen.  Die  einen,  z.  B. 
Bern,  Aargau,  Genf  etc.  haben,  wie  die  deutsche  Zivilprozessordnung,  die 
vollständige  Schadloshaltung  der  obsiegenden  Partei  durch  die  unteiüegende. 
Andere  dagegen,  z.  B.  Zürich,  kennen  die  vollständige  Schadloshaltung  nicht, 
sondern  hab^n  das  Institut  der  Prozessen tschädigung,  d.  h.  die  Festsetzung 
einer  gewissen  Siunme  im  Urtheil,  die  ihrer  Höhe  nach  immer  blos  einen  be- 
scheidenen Beitrag  an  die  aussergerichtlichen  (Anwalts-  Kosten  bildet,  selbat- 
verständlich  auch  nur  bei  vollständigem  Obsiegen.  Angenommen,  das  Streit- 
objekt beträgt  800  Frcs.,  die  Klage  wird  aber  nur  im  Betrage  von  700  Frcs. 
gutgeheissen,  so  ist  von  einer  Prozessentschädigung  keine  Bede,  Kläger  mnss 
troh  sein,  wenn  ihm  nicht  noch  ein  Achtel  der  gerichtlichen  Kosten  über- 
bürdet werden.  B, 

4.  In  dem  Zeiträume  von  September  1892  bis  August  1893  sind  3688 
neu  erschieneneDoktor-Dissertationen,  Habilitationsschriften, 
Programmabhandlnngen  etc.  bei  der  „Zentralstelle  für  Dissertatio- 
nen und  Programme  von  Gustav  Fock  inLeipzig*"  eingegangen  und 
in  dem  von  derselben  herausgegebenen  „Biblio graphischen  Monats- 
bericht über  neu  erschienene  Schul-  und  Universitätsschrif- 
ten*, der  einzigen  Bibliographie  fOr  diese  Literatur,  verzeichnet  worden. 
Die  Mehrzahl  dieser  Schriften  ist  nicht  in  den  Handel  gekommen.  Auf 
die  einzelnen  Fachwissenschaften  vertfaeilen  sich  diese  3688  Schriften  fol- 
gendermassen :  Klassische  Philologie  und  Alterthumswissenschaften :  327; 
Neuere  Philologie  (Moderne  Sprachen  und  Literaturen):  248;  Orientalia:66; 
Theologie:  43;  Philosophie:  73;  Pädagogik:  224;  Geschichte  mit  Hfilfs- 
wissenschaften :  155;  Geographie:  19;  Rechts-  und  Staatswissen- 
Bchaften:  220;  Medizin:  1379;  Beschreibende  Naturwissenschaften  (Zoo- 
logie, Botanik,  Geologie  etc.):  224;  Exakte  Wissenschaften  (Mathematik, 
Physik,  Astronomie,  Meteorologie  etc.) :  225;  Chemie:  401;  Bildende  Künste : 
19;  Musik:  7;  Land-  und  Forstwirthschaft:  20:  Verschiedenes  (Bibliothek- 
wesen, Gelegenheitsreden  etc.):  38. 

b)  Zeitwl&rifteii. 

Archiv  für  bürgerliches  Rechte  Bd.  7  Heft  2  (Schiuss) :  Linekdmann^ 
die  Sicherheitsübereignungen.  Kindel^  die  Natur  der  Sach-  und  Haftklage, 
insbesondere  der  Kondiktion.    JCetripm,  die  amerikanischen  Trusts. 

ZeUscfirift  für   die    gesamnUe    Straf rechteuHssenschaft,    Bd.   13, 

6.  Heft :  Bosehblatt,  zur  Reform  des  Strafprozesses  und  des  Vertheidiger- 
berufs.  Bappetüieim,  zum  §  297  des  Reichsstrafgesetzbnchs.  Fuld,  das 
französische  Gesetz  von  1889  über  den  Schutz  der  Kinder.  StdUng,  die 
ergebnisslosen  Verfahren  und  die  Praxis  der  Staatsanwaltschaft.  7dn- 
me«,  jugendliche  Kriminalität  und  Verwahrlosung  in  Grossbritannien. 
Sichart^  über  Schärfung  und  Milderung  der  Freiheitsstrafe. 

SärJiHsches  Archiv  für   bürgerliches  Brecht   und  Pr&zesSf  3.  Bd. 

7.  u.  8.  Heft:  Bingner y  Bemerkungen  zu  dem  zweiten  Kntwurfe  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  fQr  das  Deutsche  Reich.  Fre^,  Erbbereeh- 
tigungszeugnisse.  Chütgmann,  die  zweite  Lesung  eines  deutschen  bür- 
gerlichen Gesetzbuchs. 
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ZeÜBchrVt  für  die  freiuHUige  OericMsbarkeU  eU.  (Württemberg), 
1893:  Ffizer,  Grundlage  des  ErkenngeldaDsatzes  bei  Liegenschaftsver- 
äusaeningen :  Kaufpreis  oder  Sacbwerth  (5)?  Lehrecht ,  zur  Lehre  vom 
Pfandrecht  an  beweglichen  Zubehörden  (6).  Speth-Schülehurg,  Gerichts- 
gebtthrenvorschuss;  ist  derselbe  nach  erfolgter  Zulassung  zum  Armen- 
rechte zurückzuerstatten  (8)?  KÜbler,  Ansatz  der  Erbschaftssteuer  aus 
mit  Nntzniessung  belastetem  Vermögen  (8). 

Annaien  der  €hn>S8he9*xogL  Badischen  Get'icIUe^  Bd.  59  Ü893): 
Boos,  Fälligkeit  und  Einziehung  der  Gerichtskosten  (Gebühren  und  Aus- 
lagen), insbesondere  der  auf  Antrag  einer  zum  Armenrechte  zugelasse- 
nen und  obsiegenden  Partei  gefertigten  Abschriften  (76).  v.  Tei^d,  die 
Kosten  der  gegen  ein  bedingtes  Endurtheil  ohne  Erfolg  eingelegten 
Berufung  sind  unbedingt  dem  Berufungskläger  aufzuerlegen  (81).  Strübe, 
Aftererbschaft  (86). 

Meekienburgiache  ZeitechHfi  für  üeeMspfiege  und  BecfUswissen^ 
eehaft.  12.  Bd.  2.  Heft:  Buchka,  über  die  örtliche  Zuständigkeit  der 
Vormundschaftsgerichte  in  Mecklenburg.  Stegemann,  Über  die  Wirkung 
kontraktlieber  Zessiousverbote. 

JurisHäche  Biätt'er  (Wien),  22.  Jahrgang  (1893):  Meial,  Bemerkungen, 
zum  Disziplinarstatut  für  Advokaten  und  Advokatnrkandidaten  (34  f.). 
Klineherger,  über  Pfandrecht  an  Besitzrechten  (36  f.).  Friedmann,  ge- 
heime Verhandlungen  und  Wahrung  von  Geheimnissen  im  gerichtlichen 
Verfahren  (38  ff.). 

Aiigemeine  ösien'eiehiäche  Gericht8zettung,Ü.JsLhTgaLn^(lSdS):  Bahr, 
ein  neues  Prozessgesetz  für  Oesterreich.  Dr,  v.  F,,  ein  internationaler 
Anslieferungsfall  (32).  Schuster,  zur  Reform  des  Urheberrechts.  Mdrkus, 
Justizreform  in  Ungarn  II  (2^).  Freih.  wm  Seiüer,  einige  Bemerkungen 
zur  Behandlung  der  Antrags-  und  Privataiiklagedelikte  im  Strafgesetz- 
entwurfe (34).  Zitcker,  einige  stilistische  Verstösse  im  Ausschussentwurfe 
des  neuen  Strafgesetzes  (3ö  ff.).  Biesenfeld,  Kontrahirungszwang  und  Be- 
triebspflioht  (35).  Grertscher,  zur  Reform  des  Zivilprozesses  (38  ff.). 
Friedmann,  Bemerkungen  zur  Regierungsvorlage  einer  Strafprozess- 
novelle  (39)« 

ZeUschHft  für  Notariat  und  freiwillige  Oerichtßharkeit  in  Oester- 
reich, 1893:  Beeek,  über  die  Gütergemeinschaft  der  Praxis  (35).  Offene 
hvher,  über  das  Simultanhypothekenwesen  und  die  schrankenlose  Tneil- 
barkeit  der  Hypothekenforderungen  (36).  Eissert,  das  ^  gesetzliche 
Immobiliarpfandreeht  öffentlicher  Abgaben  (37  ff.)..  Boztocü,  ist  die 
Schenkung  des  Versicherungsanspmchs  durch  blosse  Uebergabe  der  Po- 
lize  statthaft  (39)? 

Zeitschrift  für  schweizer  StrafrecM,  6.  Jahrgang  4.  Heft:  Blösch,  ein 
Versuch  eidgenössischer  Strafrechtspflege.  OuiUaume,  les  rMdivistes  et 
le  Code  pinal  suisse,  Forel,  zum  Entwurf  eines  schweizerischen  Irren- 
gesetzes. Oppcfüieim,  die  rechtliche  Beurtheilung  der  ärztlichen  Ein- 
griffe. 

Zeitschfrift  des  Bemischen  Juristen-Vereins ,  Bd.  29,  3.  u.  4.  Heft: 
Marcusen,  zur  Reform  der  bernischen  Hypothekargesetzgebung. 

Revue  de  droit  international  et  de  ISgislation  cotnparie,  Tom.  XXV 
(1893)  Kr.  4:  ün  nouveau  prcjet  de  codification  des  Uns  de  Ja  guerre  sur 
terre  et  sur  mer,  KentarO'Kaneko,  les  institutians  judiciair  es  du 
Japon.  Bolin,  le  conflit  franco-siamois,  Dubois,  les  jurtdictions  in- 
fSrieures  en  Bussie,  d* apres  le  code  de  1864  et  les  lois  de  9.  et  12,  juiUet 
1889,  —  les  tribunaux  des  paysans  ou  de  volost  Kleen,  le  droit  de  la 
contrebande  de  guerre  (4,  et  dern.  art.)* 
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HevueintemaHenaie  du  droit  mm'iUinef  8.  ^nn^e  1892/93,  Nr.  IX— X: 
L.  de  Valroffer,  des  riaasuraneea  d^ahonnement,  —  Berichte  über  Becht- 
Bprechunff  in  Frankreich,  Deutschland  (Alexander),  Belgien  (Maeterlinck), 
Griechen&nd  (Oranier)^  Italien  (de  Bivotte)^  den  Niederlanden  (CD, 
Aseer),  Nr. XI — XII:  Mittelstein,  de  la  saisissabüiti  et  de  Vinsaisissa- 
biliti  des  navires. 

Annales  de  droit  commerdal  fran^aiSf  itranget*  et  intemeUiO' 
ntU,  1893,  Nr.  4:  Wahl,  itude  sur  Vaugmentation  du  capitdl  etc  (suite). 
Friedländer,  Ailemagne-chronique  de  UgislaUon,  de  doetrine  et  de  jV 
risprudence  en  matihre  de  droit  commerdal  et  industrid.  Thaller,  ftm- 
jours  le  report^ 

Arehivio  €Huf*idico,  Voh  L,  Fase.  5—6:  Costa,  il  diritto  privaio  neue 
Comedie  di  Terenzio,  Capone,  saggio  di  ricerche  etc,  (contintta),  Fer- 
rini,  aneora  suUe  „Presunzioni*^  in  diritto  civüe.  Lordi,  deÜa  seque- 
strabilitä  dei  frutti  dotaU  da  parte  dei  creditori  dd  marito.  Taverni, 
III^  congresso  intemazionale  per  Vantropohgia  eriminaie  ritmeio  a  BrU' 
xelles  VAgoto  1892  (continua).  Vol.  LI,  Fase,  l-— 2:  Grego,  dd  voUrnta- 
rio  ahbandono  quäle  causa  di  separazione  fra  eonjugi.  Lusignoli,  stü 
fondamento  deUa  coüazione,  Qismondi,  ü  Dolo  ndla  dijfamazione, 
Capone,  saggio  di  ricerche  etc,  (cont  e  fine).  Lordi,  deUa  distanza 
che  volendo  fabbricare  si  deve  serhare  daUe  vedute  lateraii  e  oblique  dd 
vicino  secondo  tcn'  idtima  sentenza  deUa  Corte  di  Cassazione  di  Torino, 
Taverni,  III^  congresso  intemazionale  per  Vantropohgia  eriminaie 
riunito  a  Bruxdles  V  Agosto  1892  (cont  e  fine), 

La  seienza  dei  diritto  privato.  Anno  I  (1893),  Fase.  Ily  Hl:  Gahha, 
intomo  äl  compito  e  M'  importanza  ddla  seienza  dd  diritto  privata, 
Salvioliy  i  pagamenti  a  rate  tiei  contratti  di  venditeu  Brugia  i  Bo* 
manisti  e  le  riforme  dd  diritto  civile,  Cavagnari,  leggi  eiviU  spedali, 
A.  Majorana,  il  nuovo  indirizzo  dd  diritto  pubblico  in  rapporto  aüa 
sociologia  ed  al  diritto  privato.  Biondi,  la  persona  morale  prio  essere 
nominato  crede  fiduciario?  IPAguanno,  la  riforma  integrcde  ddla  2e- 
gislazione  eivile  (contin.),  Tortori,  contro  la  inalienabMtä  ddla  dote, 
Yseux,  la  ricerca  deUa  patemitä  e  ddla  matemita  nd  progetto  di  rem- 
sione  dd  codice  belga,  Fase.  IV:  Polacco,  gli  inabili  al  lawro  e  l'oUlt- 
gazione  alimentare'fra  congiunti.  Turchetti,  ü  principio  deUa  indisso- 
tübüitä  dd  vincoio  matrimoniale.  Cavagnarif  leggi  civüi  speeiali 
(contin), 

TidsekHft  for  Betsvidenskab,  6.  Aarg.  (1893)  3.  Hefte:  Hammar- 
skjöld,  en  tvistefraga  i  läran  om  vexelindossament.  Ussing,  endnu 
lidt  om  Los0reoverdragelse.  Hagerup,  oversigt  over  fremmed  littera' 
tur  i  1892. 
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Journal  de  droit  international  prive    .    .      116,227,  357,  475,  588 

Juriatiache  Blätter  (Wien) 116,227,357,475,588,667 

Juriatiache  Vierteljahraschrift 227,  358,  475,  588 

Kohler,  Dr.  J.,  Professor  an  der  Universität  Berlin: 

1.  Lehrbuch  des  Konkursrechts 352 

2.  Das  Recht  der  Azteken 353 

Lammaach,  Dr.,  Professor.    Diebstahl  und  Beleidigung     ....      471 

La  acienza  del  diritto  privato 478 

Liazt,  Dr.  Franz  von,   ordentl.  Professor  der  Rechte  in  Halle  a/S. 

Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts 585 

Mecklenburgische  Zeitschrift  f.  Bechtapflege  u,  Bechta- 

wiaaenachaft     . 227,  475,  587 

Meili,  Dr.  Fr.,  ordentl.  Professor  des  internationalen  Privatrechts 
an  der  Universität  Zürich.  Der  internationale  Streit,  betr.  die 
Eisenbahnlinie  Louren^o-Marquös  (Delagoa  Bay),  Rechtsgutachten      354 

Mittheilungen     der     internationalen    kriminaliatiachen 

Vereinigung 474 

Mühlbrecht,  Otto: 

1.  Uebersicht  der  gesammten  Staats-  u.  rechtswissenschaftlichen 
Literatur  des  Jahres  1892 472 

2.  Wegweiser  durch  die  neue  Literatur  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften; für  die  Praxis  bearbeitet 473 

d'Olivecrona,  K.    De  la  peine  de  mort,  2.  idit.;  Traductian   et 

preface  p.  L.  Beauchet 220 

Pellegrino,  E.  L.    Vamore  nel  diritto     .    .    .     , 584 

Per  il  XXXV  anno  d'in  aegnamento  di  Filippo  Serafini  226 
Heviata  general  de  legialaciön  y  juriaprudencia  ....  478 
Revue  de  droit  international  et  de  ligialation  eomparie 

228,  358,  476,  588,  667 
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Bevue  internationale  du  droit  maritime 358,  476,  668 

Bevue  pratique  de  droit  international  privi 476 

Biessery  Dr.  J.,  Bankdirektor  und  Rechtsanwalt  in  Berlin.  Grund- 
gedanken in  den  kodifizirten  Handelsrechten  aller  Länder.    .    .      353 

Bivista  internazionale  di  scienze  giuridiche 477 

Sächsisches  Archiv  für  bikrgerliches  Beeht  und  Prozess 

115,  226,  357,  474,  587,  666 

Scheele^  G.,  Staatsanwalt  in  Dresden.    Das  deutsche  Urheberrecht 

an  literarischen,  künstlerischen  und  photographischen  Werken  .      586 

Sehlatter^  Friedrich,    Advokat  in  Zürich.    Schuldbetreibung  und 

Konkurs  nach  Schweizerischem  Rechte 665 

Shek,  Adalbert,  Obergerichtsrath  in  Sarajevo.  Allgemeines  Gesetz- 
buch über  das  Vermögen  flir  das  Fflrstenthum  Montenegro,  in  die 
deutsche  Sprache  übertragen  und  mit  einer  Einleitung  versehen      664 

Stenglein,  Reichsgerichtsrath ,  Dr.  Appelius,  Staatsanwalt  in 
Elberfeld  und  Dr.  Kleinfeller,  Dozent  an  der  Universität 
München.  Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  Deutschen 
Reichs 474,  585 

Streit t  Dr.  G.  von.    Die  Widersetzung   gegen    die    Staatsgewalt 

(§  113  d.  St.G.Bs.) 470 

Tidsskrift  for  Betsvidenskab 116,  478,  668 

Wallgren  Hjalmar^  den  intematiqnela Rättsordningens.  Problem  I; 
den  internationela  Rättsordningens  Problem  i  dess  Förh&llande 
tili  den  allmänna  Rätts-ooh  Samhällsläran 468 

Wegmann,  Dr.  Friedrich.    Die  Ratifikation  von  Staatsverträgen    .      356 

Weilj  Dr.  Josef  in  Brunn.  Die  Geltendmachung  der  Koupons  der 
Staatsbahnprioritäten  im  Auslande  und  das  österreichische  Kura- 
torengesetz     220 

Welck,  Otto,  Freih.  von,  Erneuter  Nothruf  nach  einer  Berufungs- 
instanz in  Strafkammersachen 582 

Zeitschrift  des  Bernischen  Juristen- Vereins  116,227,358,476,667 

Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess    .     .    .   226,  357,  474,  587 

Zeitschrift  für  freiwillige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württem- 
berg)       226,  475,  667 

Zeitschrift  für    die   gesammte   Strafrechtswissenschaft 

115,  357,  474,  666 

Zeitschrift  für  französisches  Zivilrecht .    .    .    116,  357,  475,  587 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit in  Oesterreich 116,  227,  358,  475,  588,  667 

Zeitschrift   für   Bechtspflege    im     Herzogthum    Braun- 

schweig 357,  588 

Zeitschrift  für  Schweizerisches  Becht      .    .    .    116,227,358,588 

Zeitschrift  für  Schweizer  Straf  recht     .    .     116,  228,  475,  588,  667 

Zeitschrift  für  vergleichende  Bechtswissenschaft    ,    .    .      226 
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Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten. 

Die  in  Klammem  beigesetzten  Ländernamen  verweisen  auf  die  Recht- 
sprechung in  den  betreffenden  Ländern. 


A. 

Abandon  381  f. 

Ahfahrtsgeldj  ^16« cAo««, Nicht- 
einhebnng  in  Elsass  -  Lothringen 
IIL 

Absender,  Rechte  und  Pflichten 
nach  intern.  Uebereinkommen  über 
d.  Eisenbahnfrachtverkehr  204. 

Abtretung  V.Forderungen,  s. Zes- 
sion. 

Actio  judicati  Ib. 

Actio  venditif  Verjährung  67. 

Administrator^  Nachlassverwal- 
ter  des  engl.  Rechts  5. 

Adoption,  Mitwirkung  der  Behör- 
den bei  A.  in  Pensylvanien  348. 

Affidavit  in  Nachlasssachen  nach 
engl.  R.  8. 

Afrika,  s.  Ost -Afrika,  Südafrika- 
nische Republik. 

Agenten  einer  provisorischen  Re- 
gierung, deren  Prozessfahigkeit 
(Frankr.)  87. 

Aktien,  Stempelgebühr  in  Oester- 
reich  f.  ausländ.  Aktien  106,  199. 

Aktiengesellschaften,  auslän- 
dische, s.  ausländische  Gesell- 
schaften. 

Alimentation  ehel.  Kinder  150; 
unehelicher  K.  s.  ausserehel.  Ge- 
schlechtsgemeinschaft. 

Allgemeine  Gütergemeinschaft 
147. 

Altenburg  ,  s.  Sachsen- Altenburg. 

Amerika,  Vereinigte  Staaten 
von,  Rechtsprechung  181;  Bei- 
schaffung  der  Aussage  eines  in 


den  V.  St.  wohnenden  Zeugen 
(Oesterr.)  568 ;  Gerichtsstand 
amerikan.  Konsuln  vor  österr.  Ge- 
richten (Oesterr.)  313;  Behandlung 
des  Nachlasses  eines  in  d.  Ver- 
einigten Staaten  gestorbenen 
Wttrttembergers  378,  eines  in 
Württemberg  verstorbenen  Ameri- 
kaners 379;  Zustellungen  in  d. 
V.  St  455, 456 ;  Wahrung  d.  Rechte 
amerikanischer  Pflegebefohlenen 
an  Grundstücken  in  Preussen 
(^I>eu<«cA/.^525;Freund8chafts-etc.- 
Vertrag  mit  Kongostaat  108; 
Amerikanische  Waarenzeichen 
(Schweiz)  571;  Amerikan.  System 
im  Auslieferungsverfahren  52; 
Auslieferungsvertrag  mit  den  Nie- 
derlanden 338;  Auslieferungsver- 
hältniss  mit  Gestenreich  461; 
Nachlassbehandlung  im  Staate 
New-York  661. 

Anfechtung  von  Rechtshand- 
lungen des  Schuldners.  Neuaufl. 
d.  Kommentars  v.  Hartmann  585. 

Anstellungsvertrag  eines  Ge- 
neralagenten bei  Versicherungs- 
gesellschaft (Deutschi.)  158. 

Antisklavereikonferen£,BTViB' 
seier ,  Ausführungsbestimmungen 
zur  Generalakte  327;  Republik 
Liberia  beigetreten  579. 

Antrag  auf  Strafverfolgung  nach 
§  4  Nr.  3  StGB.  (Deutschi.)  173 ; 
im  Sinne  des  deutsch-österr.  Zoll- 
kartells (Deutschi)  430. 

Anwendung  des  ausländ.  Rechts, 
8.  ausländisches  Recht. 
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Äppeng eil 'hmerrhoden,  neue  Zi- 
vilprozessordnong,  Gerichtsstände 
578. 

Argentinien,  Reziprozitäts  Ver- 
hältnisse mit  d.  Schweiz  in  Ans- 
liefeningssachen  467. 

Arrest,  gegen  Ausländer  (Belg.) 
85,  (Niederl)  101, 189 ;  Zustellung 
des  Arrestbefehls  an  den  im 
Auslande  wohnenden  Schuldner 
(Deutsehl,)b2S ;  Gerichtszuständig- 
keit (Belg.)  85;  gesetzl.  Unmög- 
lichkeit der  Vollstreckung  des  ür- 
theils  im  Auslande ;  Verlustgefahr 
(Oesterr.)  641. 

Arrogation,  Zuständigkeit    575. 

Artistisches  Eir enthumCl'VafiAT.^ 
547  \  s.  auch.  Urheberrecht 

Aufenthalt,  imSinne  d.  §18  der 
deutschen  ZPO.  (DeutschL)  803. 

Augsburger  Gtlter-  u.  Erbrecht  148. 

Ausländer,  Rechtsstellung  in 
Gestenreich  219;  Gerichtsstand 
über  A.  (Niederl)  189 ;  Ausländer- 
Yorschuss,  s.  Sicherheitsleistung 
f.  Gerichtsgebttluren  -,  Konkurseröff- 
nung tlber  Ausländer  mit  Nieder- 
lassung im  Auslande  (Frankr,) 
551;  Exekution  in  inländ.  Hypo- 
thekforderungen eines  im  Aus- 
lande konkursmässig  gewordenen 
Ausländers  (Oesterr.)  217;  straf- 
bare Handlungen  der  Ausländer 
653 ;  Ausweisung  geg^n  Ausländer 
in  Frankreich  (Frankr,)  558. 

Ausländische  Gesellschaften, 
Gerichtszuständigkeit  (Belg.)  83, 
(Niederl.)  99;  Sicherheitsleistung 
für  Prozesskosten  (Frankr.)  88; 
Ausgabe  von  Obligationen  in 
Frankreich  (Frankr.)  96;  Steuer- 
pflicht a.  Aktiengesellschaften 
(Oesterr.)  105,  199;  Konkurseröff- 
nung über  ausländische  im  ausl. 
Domizilsort  bereits  in  Konkurs 
gerathene  A.  G.  (GriecK)  187 ;  Er- 
werb y.  Grundeigenthum  d.  ausl. 
Jurist.  Personen  276;  KoUektivge- 
sellsehaft  in  Frankreich  domizihrt, 
aus  Schweizern  gebildet,  deren 
Nationalität  (8chw.)2f^',  Rechts- 
stellung der  ausl.  Handelsgesell- 
schaften in  Frankreich  (Frankr.) 
550,  553;  Rechtsstellung  in  Gua- 
temala 576. 

Ausländischer  Wechsel 
(Deutscht.)  626. 


Ausländisches Beeht,  Gesetzes- 
zengnisse  f.  österr.  Recht  215. 

Ausländische  ürtheile, Einlege 
der  abgeurtheilten  Sache  aus  a.  U. 
10,  (Deutschi.)  420;  Beweiskraft 
ausl.  l]Tth.(Niederl.)100;  Einrede  d. 
Rechtshängigkeit  (Deutschi.)  420, 
527 ;  Wirkung  ausländ.  Eheschei- 
dungsurtheile  (Deutscht.)  528;  s. 
auch  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile. 

Ausland,  im  Ausl.  yorgenonunene 
Handlungen,  deren  Förmlichkeiten, 
Rechtsfolgen  und  Beweiskraft 
(Frankr.)  543;  die  im  A.  zu  er- 
ledigenden Ersuchschreiben  d.  Ju- 
stizbehörden 456;  Beweiserhebung 
i.  A.  (Deutscht.)  70;  Beweiskraft 
ausländ.  Zeugenvernehmung  in  den 
Niederlanden  (Niederl.)  101 ; 
Ausländ.  Kuratel  über  preuss. 
Staatsangehörige  (Deutschi.)  397; 
Zustellung  des  Arrestbefehls  an 
den  im  Auslande  wohnenden 
Schuldner  (Deutscht.)  528;  Zu- 
stellung an  Drittschuldner  im  Ausl. 
456,  574;  Behandlung  unfrankir- 
ter  ausländ.  Postsendungen  in 
Oesterreich  457;  strafbare  Hand- 
lungen, im  Auslande  begangen 
653 ;  Antrag  auf  Strafverf.  wegen 
im  Auslande  begangener  Ver- 
brechen (Deutschl^  173. 

Auslegung  eines  Vertrages  (Amer.) 
182. 

Auslieferungsverträge,  Wesen 
und  Bedeutung  derselben  270; 
Auslieferungsvertr.  zw.  Deutsch- 
land u.  d.  Schweiz  (Schw.)  320, 
452, 655 ;  A.- V.  yerschiedener  aus- 
wärtiger Staaten  338. 

Auslieferung  v.  Verbrechern, 
Berechnung  des  Zeitpunkts  der 
Festnahme  bei  Auslieferung  nach 
Belgien  n.  der  Schweiz  455,  456; 
Aufrabe  der  gerichtlichen  Be- 
hörde im  Auslieferungsverfahren 
48  ff. ;  Entwickelung  des  englischen 
Auslieferungsrechts  242;  Nicht- 
auslieferung  der  eigenen  Unter- 
thanen  619;  Nichtauslieferong 
wegen  eines  gemeinen  mit  einem 
politischen  im  Zusammenhang 
stehenden  Verbrechens  (Schw7) 
320;  Unterbrechung  d.  Verjährong 
der  Strafverfolgung  durcn  Ver- 
folgungshandlungen der  Behörden 
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des  die  Aaslieferang  nachsuchen- 
den Staates  (Schw.)  452;  Ans- 
lieferongsverfahren  in  Prenssen 
574;  Auslieferung  Wehrpflichtiger 
122;  Auslieferungsverfahren  in 
d.  Vereinigten  Staaten  v.  Amerika 
461 ;  Auslieferung  zw.  Baden  und 
Frankreich  335 ;  A.  zw.  Oesterreich- 
Ungarn  u.  Nordamerika  461. 

Ausaereheliche  Geschlechta- 
gemeinschaft,  Alimentations- 
anspruch  gegen  unehel.  Erzeuger 
(Deuischl)  511;  Rechtshttlfe  in 
Schwängerungssachen  77. 

Ausweisung,  gegen  Ausländer  in 
Frankreich  (Frankr.)  558. 

Äutorenverzeiehniss  669. 

Autoritätssystem  im  Ausliefe- 
rungsverfahren 50. 

Autorreehty  s.  Urheberrecht. 

Azteken,  das  Recht  der  353. 

B. 

Ba  den,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  331;  Gewährung  der 
Hecbtshülfe  gegenüber  Frankreich 
331 ;  Auslieferung  mit  Frankreich 
335;  Verhältniss  mit  Frankreich 
betr.  Vollstreckung  von  Zivil- 
urtheilen  (Deutschi)  311;  Ab- 
änderung d.  Instruktion  zur  Ausf 
der  Rheinschiffahrtsakte  dSl. 

Bamberger  Güter-  und  Erbrecht 
143. 

Baselstadt  (Kanton),  Behandlung 
des  Nachlasses  eines  in  Basel  ver- 
storbenen Württembergers  377. 

Bayern,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  327 ;  Verlust  d.  bayer. 
Staatsangehörigkeit  durch  Ent- 
lassung 110,  661;  Erfordernisse 
zur  Schliessung  bttrgerl.  gültiger 
Ehen  von  im  rechtsrheinischen 
Bayern  heimathberechtigt.  Staats- 
angehörigen 328;  eheliches  Güter- 
und Erbrecht  143;  örtl.  Recht 
bezUgl.  der  obligator.  Wirkungen 
eines  im  Nassauischen  über  ein 
in  Bayern  gelegenes  Grundstück 
abgeschlossenen  Kaufvertrag  295 ; 
Einführung  der  Verkehrsordnung 
für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
329;  Abänderung  der  SchifTahrts- 
u.  Flossordnung  für  d.  Donau  330. 

Begehungsort  bei  Delikten  75; 
(OesUrr.)  654. 


Beglaubigung  von  Urkunden  sei- 
tens der  russischen  Missionen  331, 
457,  575. 

Beischlaf,  ausser  ehelicher,  s. 
aussereheliche  Geschlechtsgemein- 
schaft;. 

Beisitzer,  militärischer,  in 
Requisitionssachen  der  Militär- 
behörde (Deutschi.)  638. 

Beistand,  gerichtlicher  (Frankr.) 
543. 

Beleidigung,  Gerichtsstand  bei 
durch  Verbreitung  v.  Druckschrif- 
ten verübten  Beleidigungen  75; 
im  Österreich.  Strafgesetzentwurf 
470. 

Belgien,  Gesetzgebung ,  Verord- 
nungen etc.  3M,  575;  Recht- 
sprechung 82,  311;  Haftung  des 
Versicherers  bei  Schiffszusammen- 
stoss,  Belg.  Ges.  (Deuischl.)  413; 
Rechtsschutz  der  Photographien 
388;  belgischer  Kla^^er  vor  ansl. 
(jmeht  (Belg.)  83;  intern.  Ueber- 
einkommen  über  Eisenbahnfracht- 
verkehr 108, 200;  intern.  Ueberein- 
kunft  über  Einzugsmandate  337; 
Handelsvertrag  mit  Japan  338; 
Auslieferungsverfahren  53 ;  Ausl.- 
Vertr.  mit  Deutschland,  Frist- 
berechnung bei  vorläufiger  Fest- 
nahme 455,  456;  Ausl.-Yertr.  mit 
d.  Niederlanden  338;  belg.  Gesetz, 
betr.  den  Sklavenhandel  575. 

Bergbaurecht,  Statutenkollision 
(Deutschi.)  404. 

Berggesetz,  preussisehes ,  Ver- 
jäm:ung  (Deutschi)  403. 

Bergung  der  Ladung  (Frankr.) 
96,  387. 

Bergwesen  im  südwestafrikani- 
schen Schutzgebiet  109. 

Berner  intern,  Uebereinkunft 
V.  1886  270. 

Berufsgenossenschaft,  Rechts- 
hülfe um  eidl.  Zeugenvernehmung 
i.  Ermittelungsverf ahren('Deutoc/U.) 
175. 

Berufungsinstanz  in  Straf- 
kammersachen 582. 

Bescheinigung,  S.Beglaubigung. 

Beschlagnahme,  s.  Arrest. 

Bewegliche  Sachen,  lex  rei  sitae 
(Frankr.)  548,  (Deutschi.)  622; 
für  Erbrecht  nach  französ.-rechtl. 
Theorie  auch  Personalstatut  ent- 
scheidend (Deutschi.)  416. 
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Beweisaufnahme  im  Auslände 
70;  (Niederl.)  100;  Beischaffting 
der  Aussage  eines  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika 
wohnenden  Zeugen  (Oesierr.)  568. 

Beweis  des  ausländischen  Rechts, 
Gesetzeszeugnisse  f.  Ost.  Recht  215. 

Beweiskraft^  ausländischer  Ur- 
theile  (Niederl,)  100,  ausländischer 
Zeugenvernehmung  (Niederl,)  101 ; 
keine  Beweiskraft  der  Gesetzes- 
Zeugnisse  niederländisch.  Konsuln 
(Niederl)  101. 

Bismarck'Ärehipelf  Verwal- 
tung u.  Rechtspflege  844. 

Bodega,  Bezeicnnung,  Gegenstand 
eines  Privateigenthums  als  Schutz- 
marke in  Frankreich  (Frankr.)  95. 

Bodensees  chiffahrtf  Sicher- 
heitsvorschriften in  Oesterreich 
107,  in  Württemberg  930,  Baden 
381 ;  Schiffahrts-  u.  Hafenordnung 
329,  886. 

Bonum  vacans  287. 

Bosf^ien^  Auslieferung  von  Deser- 
teuren 125. 

Brasilien,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen 576  ;  Behandlung  des  Nach- 
lasses eines  in  Bras.  verstorbenen 
Württembergers  375;  Rechtskraft 
fremdländ.  Urtheile  18;  Reziprozi- 
tätsverhältnisse mit  der  Scnweiz 
in  Auslieferungssachen  467;  Ges. 
betr.  d.  Küstenschiffahrt  576. 

Braunschweig,  Gesetzgebung, 
Verordnungen  etc.  a32,  575-,  Ab- 
änderung des  Erbschaftssteuer- 
gesetzes 832;  Aufbebung  d.  Ver- 
ordnung über  die  Ausstellung 
amtl.  Bescheinigung  über  das 
Ableben  v.  Ausländem  333;  Zu- 
ständigkeit d.  Behörden  bei  Dis- 
Sensation  v.  Ehehindemissen  und 
ei  Arrogation,  wenn  Behörden 
verschiedener  Staaten  in  Frage 
kommen  575. 

Brauikinder,  Erbrecht  142. 

Bremen,  die  Verfolgung  in  Bremen 
vermutheter  flüchtiger  Verbrecher 
333. 

Bremerhaven,  die  Verfolgung 
dort  vermutheter  flüchtiger  Ver- 
brecher 333. 

Britisch  -  Indien,  Testaments- 
form nach  brit.-ostind.  Recht  467, 
(Deutschi.)  624  5  s.  auch  Gross- 
britannien, 


Bücher,  Rechtshülfe  f.  Vorlage  d. 
Bücher  einer  Partei  81. 

BücheranBeigen  111,  220,  a50, 
468,  582,  664. 

Bürgschaft,  Erfüllung  aus  nicht 
wechselmässiger  B.  f.  eine  Wechsel- 
schuld  (Deutsehl.)  623. 

Bulgarien,  Markenschutsgesetz 
576. 

Bundesstaaten,  deutsche,  Ge- 
setzgebung, Verordnungen  etc. 
327,  454,  575,  659. 


C. 


Cau^io  ludicatum  solvi,  s.  Sicher- 
heitsleistung für  Prozesskosten. 

Charterpartie,  (Frankr.)  96, 
(Deutsehl)  517,  518. 

Collision,  s.  Kollision. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit 

Compound,  Bezeichnung  zum 
Markenschutz  (Frankr.)  94. 

Concurs,  s.  Konkurs. 

Congresso  intern,  di  diritto  mari- 
timo  in  Genua  380. 

Consuln,  s.  Konsuln. 

Costa  Bica,  intern. Uebereinkunft, 
betr.  die  Einzugsmandatc  337. 

Curatel,  s.  Vormundschaft. 


Dänemark,  Behandlung  des  Nach- 
lasses eines  in  Württemberg  ver- 
storbenen dänischen  Staatsange- 
hörigen 380;  Auslieferung  von 
Deserteuren  124. 

Dampfschiffe,  Transport  auf 
solcnen  in  der  Schweiz  107,  458. 

Delagoa-Bay,  der  internationale 
Streit,  betr.  die  Eisenbahnlinie 
Louren9o-Marqu6s  354. 

Delibations verfahren  in  Oester- 
reich wegen  Vollstreckung  eines 
ausländischen  Urtheils,  keine  ak- 
torisohe  Kaution  (Oesterr.)  191; 
Antraf  auf  Einleitung  d.  D.  V. 
kann  ohne  gerichtl.  Ersuchen  direkt 
angebracht  werden  (Oesterr.)  192 ; 
Gerichtsstand  d.  D.V.  bei  beabsich- 
tigter Zwangsvollstreckung  auf 
Forderungen  des  Schuldners 
(Oesterf.)  448;  Ge^nbeweis  gegen 
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OrdnimgBinässigkeit  d.  Zustellung 
des  ausländ.  Urtheils  (Üesterr,) 
568. 
Delikte,  Anwendung  der  lex  loci 
delicti  auf  die  Bedingungen  der 
Haftbarkeit  (Ämer.)  181;  Ent- 
Bchädigungsklage  ftir  ein  v.  e. 
Schweizer  auf  tranzös.  Boden  be- 

f  angenes  D.  (Sehwetz)  194,  s.  auch 
chadensersatz,  unerlaubte  Hand- 
lung. 

Deliktsortl^'^B,  Ort  d.  begangenen 
That. 

Deserteure,  deren  Auslieferung 
122  £f. 

Deutsche      Schutzgebiete,     s. 
Schutzgebiete. 

Deuts  chesReich,  Deutschland, 
Gesetzgebung,  Verordnungen  etc. 
198,   327,   454,   573,  659;    Becht- 
sprechung  62,   154,  293,  390,  510, 
622;       Zwangsvollstreckung      in 
deutsche  Patente  österr.  Schuldner 
und  umgekehrt  229;  Verhältniss 
mit  Italien,  betr.  Prozesskosten- 
kaution,    desgl.    mit   Frankreich 
(DeutschL)  310;  Yerkehrsordnung 
flir  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
198 ;  Vorschriften  zur  Erleichterung 
des    wechselseitigen    Eisenbahn- 
verkehres   mit    Oesterreich   198; 
internationales    Uebereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
108,  200;   intern,  üebereink.  über 
Einzugsmandate  337 ;  Vertrag  mit 
den  Niederlanden,  betr.  die  Eisen- 
bahn von  Sittard  nach  Herzogen 
rath    458;    Konsularvertrag    mit 
Serbien  in  Geltung  geblieben  580 ; 
Handelsvertrag  mit  Egypten  335; 
Auslieferungsvertrag      mit      der 
Schweiz  (Schweiz)   320,  452,  655, 
Fristberechnung    bei    vorläufiger 
Festnahme  455,  456.  Gegenrechts- 
erklämng  der  Schweiz  386,  467; 
Dnrchlieferungsvertrag    mit    der 
Schweiz  gekündigt  660;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  Belgien,  Frist- 
berechnung bei  vorläufiger  Fest- 
nahme   455;     Auslieferung    von 
Deserteuren  124. 
Deutsch'  Ostafrika,     s.     Ost- 

afrika. 
Diebstahl,  österr.  Strafges. -Ent- 
wurf 470. 
Diplomaten,       Gerichtsstand 
(Frankr,)  87,552,557,  Zustellungen 


in  den  Wohnungen  der  D.  328, 
333,  454. 

Dispensation^.  Ehehindernissen, 
Zuständigkeit  575. 

Dispositionsfähigkeit,f^.^9i,iiÄ'' 
lungsfähigkeit. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 

Donauschiffahrt,  Reglement 
für  die  untere  Donau  109,  Ab- 
änderung der  Schiffahrts-  u.  Floss- 
ordnung  innerhalb  Bayerns  330. 

Dotalrecht  146. 

Drittschuldner,  Erklärung  bei 
Arrest,  (Belg,)  85;  Zustellung  an 
Drittschuldner  im  Auslande  456, 
574. 

Druckschriften,  s.  Presse. 

Durchlieferungsvertrag  zw. 
Deutschland  u.  Italien  einerseits 
u.  d.  Schweiz  anderseits  ausser 
Kraft  660. 


E. 


Ecuador,  Auslieferungsvertrag 
mit  d.  Schweiz  338. 

Ediktalvorladung,  in  Ehe- 
scheidungssachen (Ung.)  57a. 

Effektenbesteuerung  in  Oester- 
reich 106,  199. 

Egypten,  Handelsvertrag  mit 
Deutschland  335;  intern.  Ueber- 
einkunft  betr.  die  Einzugsmandate 
337. 

Ehe,  Dispositionsbeschränkungen 
in  d.  Ehe  140.  Auflösung  d.  Ehe 
durch  Tod  141,  Kollision  zwischen 
Erbrecht  und  Güterrecht  143; 
zweite  u.  fernere  Ehe  151;  recht- 
liche Beurtheilung  der  in  Um- 
gehung d.  deutschen  Rechts  in 
England  geschlossenen  Ehen  366. 
Abschluss  d.  Ehe  zw.  ungar. 
evangelischem  Staatsangehörigen 
und  einer  kath.  Oesterreicherin  in 
Oesterreich  (Oesterr.)  436. 

Ehegatte,  Rechte  des  überlebenden 
nach  Erbrecht  oder  Güterrecht 
zu  beurtheilen?  394. 

Ehegelöbniss,  s.  Verlöbniss. 

Ehehindernisse,  Zuständigkeit 
z.  Dispensation  575. 

Eheliches  Güterrecht,  Oertl. 
Recht  (Niederl)  97;  eheliches 
Güter-  u.  Erbrecht  132 ff.;  Wahl- 
recht des  preuss.  Laodrechts  150  \ 
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Rechte  des  ttberlebenden  Ehe- 
gatten (IJeutschl)  394;  ehel.  GR. 
in  Frankreich  (Frankr,)  543. 

Ehemündiffkeit  in  England  370. 

Ehescheidung,  Statutenkollision 
ir>8;  Zuständigkeit  für  die  Klage 
einer  von  ihrem  Ehemanne  wegen 
schlechter  Behandlung  wegge- 
zogenen Ehefrau  304;  Zuständig- 
keit d.  franz.  Gerichte  für  Ehesch. 
zwischen  russischen  Staatsange- 
hörigen (Frankr,)  553 ;  E.  v.  Aus- 
ländem (Oesterr,)  102;  Eheschei- 
dung in  England  371  flf.;  Wirkung 
ausländischer  Ehescheidungsur- 
theile  (Deutscht)  528 ;  Scheidungs- 
urtheil  amerikan.  Gerichte  530, 
Schweiz.  Gerichte  532;  Klage 
eines  naturalisirten  Ausländers 
vor  französ.  Gerichten  (Frankr.) 
545;  Ehescheidung  nach  russ. 
poln.  Gesetze  (Frankr,)  546; 
Ediktalvorladung  (Ung,)  573 ; 
Sachwalter  fUr  den  im  Auslande 
wohnenden  Beklagten  im  Rechts- 
streite wegen  Scheidung  v.  Tisch 
u.  Bett  (Oesterr.)  640. 

Eheschliessung,  elterliche  Ein- 
willigung (Deutschi.)  154;  Er- 
fordemiss  zur  Schliessung  btlrgerl.- 
gttltiger  Ehen  von  im  rechts- 
rheinischen Bayern  heimathbe- 
rechtigten  Staatsangehörigen  328; 
Formalitäten  zur  Gültigkeit  einer 
von  Angehörigen  Italiens  in 
Preussen  geschlossenen  Ehe  327; 
Eheschi,  in  England  366 ff.;  Ab- 
schlnss  einer  E.  zwischen  einem 
un«^ar.  evangel.  Staatsangehörigen 
una  einer  kathol.  Oesterreicherin 
in  Oesterreich  (Oesterr,)  436; 
Ehesohliessung  auf  Grund  eines 
Scheidungsurtheils  eines  ausländ. 
Gerichts  (Deutschi.)  528. 

Eheungü  itigkeit  153 ;  Zuständig- 
keit eines  Ost.  Gerichts  für  Klage 
auf  E.U.,  obwohl  die  Ehegatten 
in  Oesterreich  niemals  gemeins. 
Wohnsitz  hatten  (Oesterr.)  447. 

Eheversprecheny  s.  Verlöbnlss. 

Eheverträge  138,  Form  derselben 
(Deutschi.)  510. 

Eidgenossenschaf  tf  s.  Schweiz. 

E  ig  enhändige  Testamente^  s. 
Testamente. 

Eigenthumfgetüerbliches, interTL 
Union   z.  Schutze  dess.  270,  337. 


Eigenthumsvorbehalt  bei  Di- 
stanzgeschäften (Deutschi,)  154. 

Einfuhrverbot,  Anwendung  des 
inländ.  Rechts  (DeutscM)  431. 

Einrede  der  abgeurtheilten 
Sache  aus  einem  ausländischen 
ürtheile  10,  (Deutschi.)  420, 
(Oesterr.)  314. 

Einrede  der  Rechtshängigkeit, 
s.  Rechtshängigkeit. 

Einstweilige  Ve  rfü  gungen, 
Zuständigkeit  der  französischen 
Gerichte  in  Streitigkeiten  zwischen 
Ausländem  (Frankr,)  552. 

Einziehung  von  Gerichtakosten 
unter  d.  deutschen  Bundesstaaten, 
Verf.  i.  Sachsen  wegen  Abnahme 
des  Offenbarungseides  574;  E.  von 
Gerichtskosten-Rttck ständen  von 
ausserhalb  des  Deutschen  Reichs 
wohnenden  Zahlungspflichtigen 
581. 

Einzugsmandate^  intemationale 
Uebereinkunft  337. 

Eisenbahn,  Verkehrsordnung  für 
die  Eisenbahnen  Deutschlands  198 ; 
deren  EinfÜhrnn^  in  Bayem  329 ; 
Transport  auf  Eisenbahnen  in  d. 
Schweiz  107,  458;  Vorschrift  ftir 
wechselseitigen  £.- Verkehr  zw. 
Deutschland  n.  Oesterreich-Ungam 
198;  intem.  Uebereinkommen  Über 
Bahnfrachtverkehr  108,  200  ff.,  327, 
350,  454,  insbesondere  Haftpflicht 
589,  AusfUhrungsbestimmungen  in 
Oesterreich  107,  Auswechsebi  der 
Münzen  bei  Regulirang  (Frankr.) 
550. 

Elsass -Lothringen  f  Ersuchen 
um  Rechtshülfe  bei  den  Behörden 
in  E.-L.  in  Sachen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  330;  Verhältoiss 
zu  Frankreich,  betr.  VoUstrecknng 
V.  Zivilurtheilen  (Deutsc?d.)  311; 
betr.  Urheberrecht  (Deutschi.)  411 ; 
Nichteinhebung     von     Abfahrts- 

geldem  111;  Auslieferung  von 
Deserteuren  125. 

Empfänger  des  Frachtguts,  Rechte 
u.  Pflichten  nach  d.  Bestimmungen 
des  intem.  Uebereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  205. 

England,  s.  Grossbritannien. 

Entmündigung  (Fr€mkr.)  543; 
Zusatzstrafe  der  gesetzlichen  Ent- 
mündigung gegen  Ausländer 
(Frankr.)  557. 
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Erbfähigkeit,  örtl.  Recht  142. 

E r bfo Ige,  Erbfolgeordnung  des 
englischen  Rechts  6. 

Erbloses  Gut  287. 

Erbrecht,  örtl.  Recht  142,  (Niederl.) 
97;  hinsichtl.  des  Nachlasses  eines 
im  französ.  Rechtsgebiet  ge- 
storbenen Ausländers  (DeutschL) 
520;  englisches  £.R.  1. 

Erbschaftssteuer,  in  Braun- 
schweig 832;  Behandlung  der  der 
preuss.  Erbschaftssteuer  unter- 
liegenden Mobiliarnachlässe  330; 
in  Spanien  von  im  Auslande 
hinterlassenen  spanischen  Anleihe- 
titeln (Span.)  326. 

Erbs chaftsstre  itigkeiten, 
massgebende  Gesetzgebung  und 
Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich 
beztlglich  Forderungen  (Oesterr.) 
572. 

Er  biertrag  142,   (DeutscM.)  628. 

Erbverzicht  142. 

Erfindung,  s.  Patent,  Patent- 
schutz. 

Erfüllungsort,  Anwendung  der 
lex  loci  der  ErflUlung  (Ämer.)  182; 
bei  nicht  wechselmässiger  Bürg- 
schaft für  eine  Wechselschuld 
(Deutschi.)  623. 

Ermittelungsverfahren  der 
Berufsgenossenschaft,  Rechtshülfe 
um  eidliche  Zeugenyemehmung 
(Deutschi.)  175. 

Errungenschaftsgemeinschaft 
147. 

Ersuchschreiben,  im  Auslande 
zu  erledigende  456,  574;  Verkehr 
zwischen  preuss.  u.  russ.  Gerichte 
459;  s.  auch  Rechtshülfe. 

Exceptio,  s.  Einrede. 

Exekution,  s.  Vollstreckung. 

Exekutor  in  Nachlasssachen  nach 
englischem  Recht  3. 

Exterritoriale,  Zustellungen  in 
den  Wohnungen  derselben  328, 
333,  454. 


F. 


Fabrikmarken,  Zuständigkeit  d. 
franz.  Gerichte  zwischen  Aus- 
ländem bei  Klage  auf  Löschung 
einer  in  Frankreich  hinterlegten 
F.M.  {Frankr.)  555;  s.  auch 
Markenschutz. 


Fähigkeit,  persönl.,  s.  Handlungs- 
fähigkeit, Rechtsfähigkeit 

Familienname,  örtl.  Recht  für 
den  Anspruch  auf  Unterlassung 
d.  Führung  eines  F.N.  (DeutscUT) 
391. 

Festnahme,  vorläufige.  Ent- 
weichung von  festgenommenen 
Ausländem  in  Preussen  327;  Be- 
rechnung des  Zeitpunkts  d.  F.  bei 
Auslieferung  an  Belgien  und  die 
Schweiz  455,  456. 

Fi  deikommiss  guter,  Erbfolge 
in  solche  142. 

Filiale,  s.  Zweigniederlassung. 

Firmenrecht  {Niederl,)  99. 

Fiskus,  dessen  Rechte  auf  erb- 
loses Gut  287;  F.  im  internationalen 
Prozessrecht  492;  keine  Prozess- 
kostenkaution bei  Klage  des 
preuss.  F.  in  Oesterreich  (Oesterr.) 
103. 

Flagge,  Ges.  d.  Fl.  (Frankr.)  93. 

Flüchtige  Verbrecher,  die  Ver- 
folgung in  Hamburg,  Bremen  oder 
Bremerhaven  vermutheter  333. 

Fondsgebühren,  vom  Nachlasse 
in  Oesterreich  (Oesterr.)  561,  563, 
564. 

Forderungen,  massgebende  Ge- 
setzgebung und  Gerichtsbarkeit 
in  Oesterreich  für  Erbschafts- 
streitigkeiten bezügl.  Forderungen 
(Oesterr.)  572. 

Form  der  Rechtsgeschäfte, 
im  Auslande  vorgenommen 
(Frankr.)  435 ;  F.  d.  Eheverträge 
(Deutschi.)  510;  F.  d.  Eheschlies- 
sunff  327,  328,  in  England  366; 
F.  der  Testamente  142,  in  Eng- 
land 2,  nach  brit.  ostind.  Recht 
467;  formelle  Gültigkeit  des  von 
einem  Ausländer  im  französ. 
Rechtsgebiete  errichteten  Testa- 
ments (Deutschi.)  520;  F.  des 
Wechsels  (Niederl.)  99. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Fr achtbrief,  nach  intern,  üeber- 
einkommen  über  Eisenbahnfracht- 
verkehr 201. 

Frachtvertrag,  Auswechseln  d. 
Münzen  beim  Eisenbahntransport 
(Frankr.)  550 ;  nach  intem.  üeber- 
einkommen  über  Eisenbahnfracht- 
verkehr 202;  (Deutschi.)  bis,  559. 

Frankreich,  Rechtsprechung  87, 
435,543;  Staatsangehörigkeit  580; 
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Mittheilimg  von  Zivilstandsur- 
künden  nach  Gestenreich  334,  336; 
eheliches  Güterrecht  (Frankr.) 
543;  Haftung  des  Versicherers  bei 
Schiifszusammenstoss  (DeutschL) 
413;  Rechtsschutz  der  Photo- 
graphien 389;  RechtshÜlfevertrag 
mit  Baden  331 ;  Rechtsverhältniss 
mit  filsass-Lothringen  bez.  des 
Urheberrechts  (DeutschL)  411 ; 
Niederlassungsvertrag  mit  der 
Schweiz  (Schweiz)  323;  Gerichts- 
standsvertrag mit  der  Schweiz 
(Schweiz)  194,  322,  323,  451 ;  ün- 
zustSndigkeit  d.  französ.  Gerichte 
fiir  Streitigkeiten  zw.  Ausländern 
(Frankr.)  [>b2,  554;  Zuständigkeit 
d.  französ.  Gerichte  flir  Ehe- 
scheidungen zwischen  russ.  Staats- 
angehörigen (Frankr.)  öö8;  Ver- 
hältniss  zu  Deutschland  bezOgl. 
Prozesskostenkaution  (Deutschi.) 
310,  zu  Baden  bezw.  Elsass-Lo- 
thringen  betr.  Vollstr.  von  Zivil- 
urtheilen  (Deutschi.)  311;  inteni. 
Uebereinkunft  über  Eisenbahn- 
frachtverkehr 108;  desgl.  über 
Einzugsmandate  337;  Handelsver- 
trag mit  der  Schweiz  336;  Literar- 
übereinkunft  mit  der  Schweiz  336 ; 
Uebereinkunft  mit  der  Schweiz, 
betr.  grenznachbarliche  Ver- 
hältnisse 336;  desgl.  Fischerei  in 
den  Grenzgewässem  337 ;  Handels- 
vertrag mit  d.  SUdafrikan.  Re- 
publik 338;  Auslieferungsver- 
fahren 50;  Auslieferungsverhält- 
niss  mit  Baden  335;  Erstreckung 
des  Auslieferungsvertrags  mit 
der  Schweiz  auf  Tunis  460;  Rezi- 
prozitätsverhältnisse mit  der 
Schweiz  in  Auslieferungssachen 
467 ;  Vollstreckung  französ.  Zivil- 
urtheile  in  Oesterreich  (Oesterr.) 
642. 

Fr ciheitsstrafen,  Rechtshülfe- 
leistung  zur  Vollstreckung  von 
solchen  109. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
Ersuchen  um  Rechtshülfe  bei  den 
Behörden  in  Elsass-Lothringen 
in  Sachen  der  fr.  G.  330. 

Fremde,  s.  Ausländer,  Ausland. 

Fremdes  Recht,  s.  ausländ.  Recht. 

Fulda'sches  Privatrecht,  allgem. 
Gütergemeinschaft  396, 


St  Gallen  (Kanton),  Vormond- 
8chaftswesen378 ;  Uebereinkommen 
mit  mehreren  Kantonen,  betr.  die 
Fischerei  im  Züricher-  undWallen- 
see  108. 

Gefangene,  Uebergabe  n.  Ueber- 
nähme  an  der  sächs.  österr.  Grenze 
457,  575. 

Gegenseitigkeit,  Verbtirgung 
derselben  bezügl.  Vollstreckimg 
ausländ.  Urtheile,  s.  Vollstreckung 
ausländ.  Urtheile;  Verbürgung  d. 
Gegenseitigkeit  Hir  Zulässigkeit 
der  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  39. 

Geisteskranke,  Aufstellung  eines 
Vertreters  für  einen  in  einem 
ausländ.  Irrenhause  befindlichen 
Geisteskranken  (Nied.)  188. 

Geldstrafen,  Rechtshülfe  zur 
Vollstreckung  110. 

Generalagent  einer  Versiche- 
rungsgesellschaft, Anstellungsver- 
trag (Deutsch!.)  158. 

Genf  (Kanton),  Naturalisation  577. 

Genossenschaften,  s.  Gesell- 
schaften. 

Gerichte,  Einmischung  d.  Gerichte 
in  Auslieferungssachen  48  ff. 

Gerichtsbarkeit,  Verzicht  auf 
einheim.  (Belg.)  83,  (Frankr.)  91. 

Gerichtskosten,  Einziehung 
unter  den  deutschen  Bundes- 
staaten 574,  von  ausserhalb  des 
Deutschen  Reichs  wohnenden 
Zahlungspflichtigen  581. 

Gerichtsorganismus  im  Kanton 
Tessin  199,  577. 

Gerichtsstand,  der  Diplomaten 
(Frankr.)  87,  552,  557 ;  der  Aus- 
länder (Frankr.)  88,  (Nied.)  189; 
Verzicht  auf  einheimischen  Ge- 
richtsstand (Frankr.)  88,  (Büg.) 
311;  für  Streitigkeiten  zwischen 
Ausländem  (Frankr.)  91;  G.  aus- 
länd. Gesellschaften  (Frankr.)  553; 
für  Klage  in  Bezug  auf  den  Nach- 
lass  eines  Ausländers  (Frankr.) 
91 ;  in  Handelsgeschäften  (NiederL) 
99;  f.  Klagen  wegen  Erbschafts- 
forderungen in  den  Niederl«iden 
(Niederl.)  100;  f.  Ehetrennungs- 
gesuche  v.  Ausländem  (Oesterr.) 
102;  G.  des  Vertrages  (Oesterr.) 
190;  G.  amerikanischer  Konsulii 


Alphabetisches  Sachregister. 


681 


vor  ÖBterr.  Grerichten  (Oesierr,)  31 3  ; 
G.  f.  Klage  auf  Unterlassong  d. 
Ftthnmg  eines  Familiennamens 
(Deutschi,)  391 ;  Dauer  des  durch 
ordentl.  Wohnsitz  begründeten  G. 
(Oesterr,)  446;  G.  ftir  Klage 
auf  Eheungültigkeitserklärung  in 
Oesterreich  (Oesterr,)  447;  G.  d. 
Delibationsverfahrens  bei  beab- 
sichtigter Zwangsvollstreckung  auf 
Forderungendes  Schuldners  (Oest.) 
448;  Gerichtsstandsvertrag  kw. 
Frankreich  u.  d.  Schweiz  (Schweig) 
198,  322,  323,  451;  G.  bei  durch 
Verbreitung  von  Druckschriften 
verübten  Beleidigungen  75. 

Gerichisverfassungj  Geltune 
d.  G.y.-Gesetzes  für  Helgoland 
454;  G.y.  im  Kanton  Tessin  199. 

Gesandte,  Berufskreis  d.  Schweiz. 
Gesandtschaften  im  Auslande  460 ; 
Gerichtsstand  der  Diplomaten 
(Frankr,)  87,  562,  557;  s.  auch 
Exterritoriale. 

Oeschäftsbüehery  Rechtshülfe 
f.  Vorlage  81. 

Geschäftsfähigkeit,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit. 

Gesellschaft,  deutsches  u.  engl. 
Gesellschansrecht  (DeutscM,)  625. 

Gesellschaften,  ausländische,  s. 
ausl.  Gesefischaften. 

Gesetze,  ausländische,  s.  ausländ. 
Recht. 

Gesetzgebung,  Verordnungen  etc 
Deutschland:    Reichsgesetze  etc 
198,  327,  454,  573.  Bundesstaaten 
Baden  331 ;  Bayern  329,  454^  b74 
Braunschweig     332,     455,     575 
Hamburg  333;  Hessen  331;  Olden 
bürg  331;  Preussen  327,  574,  659 
Sachsen     (Königr.)      330,     574 
Sachsen-Altenburg      333,      659 
Schwarzburg-Rudolstadt         333 
Württemberg  330,  456,  575.  Aus- 
wärtige   Staaten:    Belgien    334, 
575;  Brasilien  576 ;  Bulgarien  576 
England    334;     Guatemala    576 
Kongogebiet   576;    Mexiko    334 
Niederlande  334;   Norwegen  107 
Oesterreich  106,    198,    334,   457 
Schweden  107;  Schweiz  107,  199, 
334,  458»  576;  Tunis  578;  Ungarn 
835,458. 

Gewalt,  väterliche,  s.  väterliche 
Gewalt 

Gewerbliches  Eigenthum,  intern. 


Union  zum  Schutze  desselben  270, 
337,  (Frankr.)  547,  (Schweiz)  571; 
Union  zuih  Schutze  desselben  662. 

Gewichte,  intern.  Amt  fttr  Maasse 
und  Gewichte  271. 

Glarus  (Kanton),  Uebereinkommen 
mit  mehreren  Kantonen  betr.  die 
Fischerei  im  Zürichersee  u.  Wallen- 
see  108. 

G rafschaftsge richte  inEngland, 
Klageladungen  498. 

Griechenland,  Rechtsprechung 
187;  Zustellung  an  Parteien  in 
Gr.  458;  Zappa'scher  Erbfall  117, 
275,  479;  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  der  Schweiz  338. 

Grossbritannien,  Gesetzgebung, 
Verordnungen  etc.  334;  engl. 
Eheschliessungsrecht  366;  Ehe- 
scheidung 371  ff.;  engl«  Erbrecht 
1  ff. ;  Erbrecht  nach  brit-ostind.  R. 
(DeutscM.)  524;  Testamentsform 
nach  brit-ostind.  R.  467;  Zinsen 
nach  engl.  Recht  70;  engl.  Gresell- 
Bchaftsrecht  (Deutschi.)  625 ; 
engl.  Versicherungsbedingungen 
71;  Haftung  des  Seeversicherers 
nach  engl.  R.  {Deutscht.)  413; 
engl.  Waarenzeichen  (Schweiz) 
571;  Markenschutz  nach  Handels- 
vertrag zw.  Grossbr.  u.  Oesterreich 
105,  442;  Zustellung  engl.  Klage- 
ladungen 498;  Rechtskraft  fremd- 
länd.  Urtheile  17;  Zustellungen 
in  Grossbritannien,  Irland  u.  den 
brit  Kolonien  455,  456;  engl. 
Auslieferungsrecht  242. 

Grundbuch,  Reohtshülfe  für  An- 
legung in  den  preuss.  Rheinlanden 
77, 79 ;  bei  Regnlirung  eines  alten 
Grundbuchs  80;  ungarisches  G. 
458;  Geschichte  d.  Grundbuchs 
in  Norwegen  u.  Dänemark  665. 

Grundeigenthum, Erwerb  v.  G.£. 
durch  einen  fremden  Staat  275  ff. 

Grundstücke,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guatemala,  Rechtsstellung  ausl. 
Gesellschaften  576. 

Güterrechtl,  Verhältnisse  s. 
eheliches  Güterrecht 


Häftlinge,  UebergabeundUeber- 
nahme  an  der  österr.-sächs.  Grenze 
457,  575. 
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Haftpflicht  der  Eisenbahn  nach 
d.  intern.  Uebereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  207, 
589;  Beschränkungen  der  Haft- 
pflicht 592;  Bemessnng  des  Scha- 
densersatzes 597. 

Ha mburg,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  333;  die  Verfolgung 
flüchtiger  in  H.  yermntfaeter  Ver- 
brecher 333;  das  Verkiarungs- 
wesen  333. 

Handelshücher,  Rechtshülfe  für 
Vorlage  der  Bücher  einer  Partei  81. 

Handelsfirma ,  s.  Firmenrecht. 

Handelsgesellschaft y  s.  aus- 
ländische Gesellschaften. 

Handelsmarken,  siehe  Marken- 
schutz. 

Handelsniederlassung,  aus- 
wärtige {Deutschi.)  625. 

Handelssachen,  keine  Sicher- 
heitsleistung fUr  Prozesskosten 
(Bdg.)  84;  Freiheit  luxemburg. 
Staatsangeh.  v.  Ansländer-Vor- 
schuss  (DeuiscM,)  629;  Gerichts- 
sUnd  (Niederl.)  99. 

Handelsverträge,  Wesen  und 
Bedeutung  derselben  269 ;  H.- Ver- 
träge verschiedener  auswärtiger 
Staaten  388. 

Handlungen,  unerlaubte,  straf- 
bare H.  der  Ausländer  607  ff. ;  straf.- 
H.,  im  Ausland  begangen  614. 

Handlungsfähigkeit,  (Frankr.) 
545. 

Havarie,  Vorschläge  des  See- 
rechtskongresses  zu  Genua  382  s 
Becht  der  H.  (Deutschi.)  412,  518. 

Hawai,  Handels  -  Vertrag  mit  Ja- 
pan 338. 

Hechingen,  Erfordernisse  für 
Klagbarkeit  eines  Eheverspre- 
chens (DeutschL)  513. 

Heimathshafen,  Recht  des 
(Deutschi.)  167. 

Helgoland,  Einführung  v.  Reichs- 
gesetzen 198,  573;  Geltung  des 
deutschen  Gerichtsverfassungsge- 
setzes 454. 

Hersegovina,  Auslieferung  von 
Deserteuren  125. 

Hessen,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  331 ;  Abänderung  der 
Instruktion  z.Auef.  d.Bhein8chiff- 
fahrtsakte  331. 

Hinterlassenschaft,  s.  Nach- 
lassbehandlung. 


Holland,  s.  Niederiande. 

Holographisches  Testament, 
s.  Testament. 

Hülfeleistung  in  Seenoth  387. 

Hypothek,  Exekution  in  eine  in- 
ländische H.- F.  eines  im  Auslande 
konkursmässig  gewordenen  Aus- 
länders (Oesterr:)  317. 

I. 

Japan,  Handels-  etc.  Verträge  mit 
Portugal,  Belgien,  Italien,  Spanien, 
Hawai,  Peru,  der  Schweiz  338. 

Immobilien,  siehe  unbewegliche 
Sachen. 

Indiana  (Ver.  St.  v.  Amerika), 
Schuldenhaftung  der  Erben  349. 

Indien,  s.  Britisch-Iudien. 

Industrielles  Eigenthum 
(Frankr.)  547;  s.  auch  gewerb- 
liches Eigenthum. 

Institut  de  droit  internatiO' 
nal.  Kachtrag  z.  Bericht  über  die 
14.  Tagung  zu  Genf  219. 

Interkantonale  Souveränitats- 
konflikte  in  Erbschaftssachen 
(Schweiz)  572. 

Internationale  kriminalisti- 
sche Vereinigung,  Mittheilnn- 
gen  474. 

Internationales  Straf  recht 
im  letzten  Entwurf  des  dsterr. 
Strafgesetzes  607. 

Internationales  Uebereinkom- 
men über  den  Eisenbahntecht- 
verkehr  108,  200,  327,  589;  über 
Einzugsmandate  337. 

Internationale  Union  für  Ver- 
öffentlichung der  Verträge  219, 
459. 

Internationale  Verträge  106, 
200,  335,  458,578;  Union  zur  Ver- 
öffentlichung 459. 

Interpretation,  s.  Auslegung. 

Intestaterbfolge,  s.  Erbrecht. 

Invaliditätsversicherung, 
Rechtshülfe  (Deutschi.)  637. 

Italien,  Staatsrecht  des  König- 
reichs Italien  von  Brusa  356;  For- 
malitäten zur  Gültigkeit  einer  von 
Angehörigen  Italiens  in  Preussen 
geschlossenen  Ehe  327;  Deklara- 
tion gegenüber  der  Schweiz,  Förm- 
lichkeiten bei  Eheschliessong 
338;  Verhältniss  mit  Deotach- 
land,  betr.  Prozesskostenkaution 
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(DeutsM.)  310;  Rechtskraft 
fremdl.  Urtheile  18;  Handels-  etc. 
Vertrag  initOesterreichl99;  Han- 
dels- etc.y ertrage  mit  Spanien, 
Japan ,  Südafrikanischen  Repu- 
blik 338;  intern.  Uebereinkom- 
men  über  Eisenbahnfrachtverkehr 
108;  intern.  Uebereinkanft ,  betr. 
die  Einzngsmandate  387;  Aus- 
liefemngsverfahren  53;  Ansliefe- 
mngsverträge  55;  Reziprozitäts- 
verhältnisse mit  der  Schweiz  in 
Anslieferungssachen  467. 

Jugendliche  Verbrecher,  deren 
Behandlung  113,  114 

Jurisdiktiony  s.  Gerichtsbarkeit. 

Juristische  Personen,  Erwerb 
von  Grnndeigenthum  durch  aus- 
ländische j.  P.  276. 

Kaiser  Wilhelmsland,  Verwal- 
tung und  Rechtspflege  344. 

Kamerun,  Verwaltung  u.  Rechts- 
pflege 845;  Schürfen  im  Schutz- 
gebiet 580. 

Kapazität,  s. Handlungsfähigkeit. 

Kassation,  bei  Verletzung  ausl. 
Gesetze  in  Frankreich  ausge- 
schlossen (Frankr.)  557. 

Kemptener  Gttter-  und  Erbrecht 
143. 

Klage frist,  kontraktliche,  Un- 
terschied von  d.VerjäbrungfAmer.j 
188. 

Klageladungen,  englische,  Zu- 
stellung solcher  498  If. 

Klagenverjährung,  s.  Verjäh- 
rung. 

Kodifikation,  kodifizirte  Han- 
delsrechte 354. 

Körperverletzung,  auf  hoher 
See  auf  deutschem  Schiffe  be- 
gangen (Deutschi.)  428. 

Kollektiv g  e Seilschaft,  in 
Frankreich  domizilirt,  aus  Schwei- 
zern gebildet,  deren  Nationalität 
(Schweiz)  322. 

Kollision,  s.  Schiffsznsammen - 
stoss. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit. 

Kongostaat,  Staatsangehörigkeit 
576;  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  den  Ver.  Staaten  v.  Amerika 
108. 

Konkurs,  Ronkurseröffnung  ttber 


ausländische,  im  ausl.  Domizils- 
ort bereits  in  Konkurs  gerathene 
Aktiengesellschaft  (Oriech.)  187; 
Ronkurseröffnung  Ober  Ausländer 
mit  Niederlassung  im  Auslande 
(Frankr.)  551;  Exekution  in  in- 
länd.  Hypothekforderungen  eines 
im  Auslande  konkursmässig  ge- 
wordenen Ausländers  (Oesterr.) 
317,  in  inländische  Fahrnisse 
desgl.  (Oesterr.)  446. 

Konossement,  Vorschläge  der 
Seerechtskongresse  zu  Genua  384 ; 
Rlauseln  (DeutscM.)  517. 

Ko  nsuln,  sog.  Notariatsbefugnisse 
d.  R.  351;  Gültigkeit  konsular. 
Seeproteste  in  Spanien  (Span.) 
323. 

Konsuln,  amerikanische,  deren 
Gerichtsstand  vor  österr.  Gerich- 
ten (Oesterr.)  313. 

Konsuln,  niederländische, 
deren  Gesetzeszeugnisse  keine 
Beweiskraft  (Niederl.)  101. 

Kontrakt,  s.  Vertrag. 

Konventionen,  s.  internationale 
Verträge. 

Kosten,  bei  Rechtsstreiten  in  der 
Schweiz  666 ;  Erstattung  der  aus- 
sergerichtlichcn  nach  belg.  Rechte 
(Deutschi.)  525;  Einziehung  der 
Gerichtskosten  unter  den  deut- 
schen Bundesstaaten  574;  von 
ausserhalb  des  Deutschen  Reichs 
wohnenden  Zahlungspflichtigen 
581. 

Kriegsrecht  271. 

KiAndigung  von  Staatsverträgen 
337,  660. 

Küstenschiffahrt ,  Brasil.  Ge- 
setz 576. 

Kunst,  Werke  der,  s.  Urheber- 
recht. 

Kuppelei,  ins  Ausland  612. 

Kuratel,  s.  Vormundschaft. 

Kuratorengesetz ,  österreichi- 
sches 220  ff. 

Kurhessische  Verordnung,  betr. 
Maklerprozente  295. 

Ladung,  vorschriftsmässige  nach 
ausländ.  Gesetze  (Oesterr.)  192. 

I/a^6rAau«r0cAf, Österreichisches 
587. 

Landesschu Ifo n d ,  niederösterr., 
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Verlassenschaftsgebfihr  (Oesterr.) 
563. 

Legalisation,  s.  Beglaubigung. 

Legitimation  eines  unehelichen 
Kindes  390;  Erbrecht  legitimirter 
Kinder  142. 

Letters  of  adminietration  in 
Nachlasssuchen  nach  engl.  K.  8. 

Letztwillige  Verfügung,  siehe 
Testament. 

Liberia,  Internat.  Uebereinkauft, 
betr.  die  Eiuzugsniandate  337; 
Generalakte  der  AntiSklaverei- 
konferenz  579. 

Liechtenstein,  lieziprozitätä Ver- 
hältnisse mit  der  Schweiz  in  Aus- 
lieferungssachen 467 ;  Ausliefe- 
rung von  Deserteuren  125. 

Lieferfrist  und  Folgen  der  Ver- 
säumung nach  den  Bestimmungen 
des  intern.  Uebereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  208  f. 
600  ff. 

Lieferungsvertrag ,  Eigen- 
thnmsvorbehalt  bei  Distauzge- 
schäften  (Deutschi.)  154. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Linthkanal,  Fischerei  in  solchem 
108. 

L  it  er  arisch  es        Eigenthum, 

(Frankr.)  547;    int.   Literarkon- 

vention  337 ;  s.  auch  Urheberrecht. 

Literaturberichte  111,220,350, 
468,  582,  664. 

Literaturübersicht,  Wegweiser 
durch  d.  neue  Literatur  v.  Mttbl- 
brecht  472,  473. 

Litispendenz,  s.  Rechtshängig- 
keit. 

Locus  regit  actum  (Frankr,) 
435. 

Lothringen,  s.  Elsass-Lotbringen. 

Luxemburq,  Freiheit  luxemburg. 
Staatsangeh.  vom  Ausländervor- 
schnss  i.  Handelssachen  (Deutschi,) 
629;  intern.  Uebereinkommen  über 
Eisenbahnfrachtverkehr  108;  in- 
tern. Uebereinkunft,  betr.  die  Ein- 
zugsmandate 337;  Auslieferung 
von  Deserteuren  125. 

Maasse,   intern.  Amt  für  M.  und 

Gewichte  271. 
Majestätsbeleidigung,  im  Zu- 


sammenhange mit  Meineid,  Aus- 
lieferung betr.  (Schweiz)  320. 

Makler  Prozente  nach  kurhess. 
V.O.  von  1800,  295. 

Mandat,  Wechsel  eigenschaft 
(Deutschi.)   626. 

Marine,  s.  Seerecht. 

Markenschutz,  Englisches  Waa- 
renzeichengesetz  334 ;  f.  in  ausländ. 
Sprache  bezeichnete  Gegenstande 
(Frankr.)  94;  M.Sch.  nach  Han- 
delsvertrag zwischen  Oestenreich 
und  Grossbritannien  (Oesterr.) 
105,  444;  Uebereinkommen  zwi- 
schen Deutschland  u.  Oesterreich 
198;  Internat.  Konvention  zum 
Schutz  des  gewerblichen  Eigen- 
thums  270,  337,  (Frankr.)  547, 
(Schweiz)  571. 

Marschall'  Inseln,  Deutsches 
Schutzgebiet ,  Verwaltung  und 
Rechtspflege  346. 

Mexiko,  Gesetz  über  die  Fremden 
und  die  Naturalisation  334;  Rezi- 
prozitätsverhältnisse mit  der 
Schweiz  in  Auslieferungssachen 
467. 

Miethvertrag  (Deutschi.)  157. 

Militärbehörde,  Rechtshülfe  auf 
Ersuchen  der  Militärbehörde 
(Deutschl.)  638. 

Militär  per  sonen,  Auslieferung 
aktiver  M.P.  122. 

Minderjährige,  s.  Vormund- 
schaft. 

Mittheilung  von  Strafurtheilen 
455. 

Mobilien,  s.  bewegliche  Sachen. 

Modellschutz,  Uebereinkommen 
zw.  Deutschland  und  Oesterreich 
198. 

Montenegro,  intern.  Literarkon- 
vention  337. 

Münchener  ehel.  Güter-  u.  Erb- 
recht 143. 

Mündel,  s.  Vormundschaft. 

Münzen,  Auswechseln  bei  Regu- 
liruug  im  Eisenbahntransportver- 
kehr (Frankr.)  550. 

Musterschutz,  Uebereinkommen 
zw.  Deutschland  u.  Oesterreich  198. 

Mutter,  aussereheliche,  s.  ausser- 
eheliche  Geaohlechtsgemeinschaft. 

nr. 

Nachdruck,  s.  Urheberrecht. 
Nachlass,    Nachlassbehand- 
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Jung,  Einleitung  von  Verlassen- 
Schäften  150;  Zuständigkeit  zur 
Nachlassbehandlung  im  allgemei- 
nen und  insbes.  bezügl.  der  Be- 
sitzeinweisung eines  fremden  Staa- 
tes 282;  Behandlung  der  Mobiliar- 
nachlässe preuss.  Erblasser  330; 
Behandlung  des  Nachlasses  eines 
Württembergers ,  yerstorben  in 
Rio  de  Janeiro  375,  in  Brasilien  37G ; 
in  den  Vereinigt.  Staaten  v.  Ame- 
rika 878;  eines  amerikanischen 
Bürgers  in  Württemberg  379; 
eines  dänischen  Staatsbürgers  in 
Württemberg  380;  russisch  -  deut- 
sche Hinteriasscnschaftskonven- 
tion  376 ;  N.  B.  in  England  3  ff.,  in 
Schweden  und  Norwegen  107; 
Unzuständigkeit  der  österr.  Ge- 
richte zur  Abhandlang  über  in 
die  Verlassenschaft  eines  im  Aus- 
lande verstorbenen  Ausländers 
gehörige  Tagmasee  (Oesterr.) 
565;  Ausstellung  der  Erbbeschei- 
nigung nach  dem  in  Amerika  ver- 
storbenen minorennen  Kinde  eines 
in  Preusseu  verstorbenen  Vaters 
(DetUscJU,)  415;  Tragweite  eines 
sächs.  Erbscheins  in  Bezug  auf 
einen  in  Oesterr.  gelegenen  be- 
weglichen Nachlass  (Oesterr.)  558 ; 
Fondsgebühren  von  Nachlässen  in 
Oesterreich  (Oesterr,)  561,  563; 
Nachlassgebühren  im  Verkehr  zw. 
Oesterreich  und  Russland  (Oesterr,) 
564;  Zuständigkeit  nach  dem 
österr.  Ges. -Entwurf  Über  Ge- 
richtsbarkeit etc.  662. 

Nachlassgehühren^  siehe  Erb- 
schaftssteuer ,  Nachlassbehand- 
lung. 

Namen,  Schutz  des  Namenrechts 
(Deutschi.)  391. 

Nationaliät^  s.  Staatsangehörig- 
keit. 

Natürliche  Kinder,  s.  uneheliche 
Kinder. 

Naturalisation f  imKantonGenf 
577 ;  in  den  Niederlanden  (Nie- 
derl)  98. 

Naturrecht  112. 

Neu  -  Guinea  -  Kompagnie, 
deutsches  Schutzgebiet,    Verwal- 
tung und  Rechtspflege  343. 

New'Torkf  Nachlassbehandlung 
661. 

Nichtigkeitsbeschwerde,       in 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  a.  StraAreobt  etc., 


Frankreich,  keine  bei  Verletzung 
der  zu  den  ausländ.  Gesetzen  ge- 
hörenden Tarife  einer  ausländ. 
Eisen  bahngesellschaft  (Frankr,) 
556. 

Niederlande,  Gesetzgebung, Ver- 
ordnungen etc.  834;  Rechtsprech. 
97,  188 ;  Staatsangehörigkeit  334, 
(Nied.)  98;  Beweiskraft  auslän- 
discher Zeugenvernehmung  (Nied.) 
101,  ausländ,  ürtheile  (Nied.)  100, 
der  Zeugnisse  niederläod.  Kon- 
suln (Nied.)  101 ;  Vertr.  mit 
Deutschland,  die  Eisenbahn  von 
Sittard  nach  Herzogenrath  458; 
intern.  Uebereinkommen  über 
Eisenbahnfrachtverkehr  108,  200, 
betr.  die  Einzugsmandate  387, 
zum  Schutze  des  gewerbl.  Eigen- 
thums,  z.  Schutze  der  unterseei- 
schen Telegraphenkabel  887 ; 
Auslieferungsverfahren  53;  Ans- 
lief.-Vertr.  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  mit  Belgien 
388 ;  Auslieferung  von  Deserteuren 
124. 

Niederlassung,  Niederlassungs- 
vertrag zw.  Frankreich  und  der 
Schweiz  (Schweig)  823. 

Nordamerika,  s.  Vereinigte  Staa- 
ten von  Amerika. 

Norwegen,  Gesetzgebung,  Ver- 
ordnungen etc.  107 ;  Nachlassbe- 
handlung 107 ;  Hinterlassenschafts- 
konvention mit  Russland  838; 
Haftung  des  Versicherers  bei 
SchiffszusammenstoBS  (Deutschi.) 
414  ;  Internat  Uebereinkunft,  betr. 
die  Einzugsmandate  337;  Han- 
dels- und  Schiifahrtsvertrag  mit 
Oesterreich-Ungarn  579. 

Notherbrecht  142,  (DeutscM.) 
628. 

Nürnberger  Güter-  und  Erbrecht 
148. 

Oesterreich,  Gesetzgebung,  Ver- 
ordnungen etc.  106,  198,  384, 
457;  Rechtsprechung  102,  190, 
312,  436,  558,  640;  Zeugniss 
über  geltendes  Recht  215;  Mit- 
theilung von  Zivilstandsurkunden 
im  Verkehre  mit  Frankreich  334, 
336;  Abschlnss  der  Ehe  zwischen 
Ungar,  evangel.  Staatsangehörigen 

Band  III.  ^g 
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und  einer  katholiBchen  Oesterrei- 
cherin  in  Oesterreich  (OeHerr.) 
436;  Tragweite  eines  säcbsiBchen 
Erbscheios  in  Bezng  auf  in 
Oesterreioh  befindiicben  Nach- 
läse (Oesterr.)  558;  Nacblassge- 
bühren,  Fondsgebühren  von  Nach- 
lässen der  Ausländer  (Oesterr,) 
561,  563;  NAchlassgebttbren  im 
Verkehr  zw.  Oesterreich  u.  Russ- 
land  (Oegterr.)  564;  massgebende 
Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit 
fUr  Erbschaftsstreitigkeiten  be- 
züglich Forderungen  (Oesterr,) 
572;  Geltendmachung  der  Kou- 
pons  der  österr.  Staatsbahnpriori- 
tSten  im  Auslände  220;  österr. 
Lagerhansrecht  587;  österr.  Kon- 
kursordnung (Oesterr,)  446;  Voll- 
machten in  Privilegienangelegen- 
heiten 460;  Stempelgebübren  fUr 
ausländ.  Aktien  etc.  106,  199; 
Effektenumeatzsteuer  106,  199; 
internationales  Uebereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
108,  200;  desgl.  über  Einzugs- 
mandate 337;  Ausf.-Verordnung 
zum  Uebereinkommen  mit  Deutsch- 
land über  Marken-  etc.  Schutz 
198;  Vorschriften  zur  Erleichte- 
rung des  wechselseitigen  Eisen- 
bahnverkehrs mit  Deutschland  198 ; 
Markenschutz  nach  Handelsver- 
trag mit  Grossbritannien  105,  444; 
Kündigung  des  Viehseuchen- Ver- 
trags mit  der  Schweiz  337 ;  Han- 
delsvertrag mit  Italien  199,  mit 
Serbien  578 ;  Viehseuchenüberein- 
kommen  mit  Serbien  579;  Mar- 
kenschutzkonvention mit  Rumä- 
nien 579;  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  Schweden -Norwegen  579;  Ge- 
richtstand für  Klagen  auf  Eheun- 
gültigkeitserklärung (Oester.)  447 ; 
Unzuständigkeit  österreichischer 
Gerichte  zur  Abhandlung  über 
die  zur  Verlassenschaft  eines  Aus- 
länders gehörigen  Tagmasse 
(Oesterr.)  565;  Gerichtsstand  ame- 
rikanischer Konsuln  vor  österr. 
Gericht  (Oesterr.)  313;  Zustellung 
einer  bei  preuss.  Gericht  einge- 
reichten Klage  an  in  Oesterr.  do- 
mizilirenden  Beklagten  (Oesterr.) 
190,  312 ;  Sachwalter  für  im  Aus- 
lande wohnende  Beklagte^Oe^terr.^ 
640;  keine  Sicherheitsleistung  bei 


Klagen  des  Preuss.  Fiskus  in 
Oesterreich  (Oesterr.)  103;  Voll- 
streckung ausländischer  Urtheile 
(OesUrr.)  Sie,  571;  Vollstreckung 
franz.  Urtheile  in  Oesterreich 
(Oesterr.)  642 ;  Gegenseitigkeit 
mit  Deutschland  631;  Antrag  auf 
Einleitung  des  Delibationsver- 
fahrens  kann  ohne  gerichtliches 
Ersuchen  direkt  angebracht  wer- 
den (Oesterr.)  192;  im  Deliba- 
tionsverfahren  keine  aktorische 
Kaution  (Oesterr.)  190;  Voll- 
streckung österr.  Urtheile  im  Aus- 
lande 214  ff.;  Zwangsvollstreckung 
in  Ost.  Patente  deutscher  Schuldner 
und  umgekehrt  214;  Internat 
Strafrecht  im  letzten  Österreich. 
Strafgesetzentwurfe  607;  Ueber- 
nahme  von  Gefangenen  an  der 
Sachs.  Grenze  457;  Auslieferung 
mit  Nordamerika  461;  Ausliefe- 
rung  von  Deserteuren  125  ff.; 
Frankirung  der  Postsendungen 
an  ausländische  Behörden  etc. 
457;  Gesetzentwurf  über  Ge- 
richtsbarkeit etc.,  Zuständigkeit 
für  Verlassenschaften  und  Vor- 
mundschaften 662. 

Oettinger  Güter-  u.  Erbrecht  143. 

Off enharung seid,  Verf.inSach- 
sen,  Abnahme  bei  Einziehung  v. 
Gerichtskosten  anderer  Bundes- 
staatfin.  ^74 

Offenkundigkeit  (Niederl)  102. 

Offizialprineip  im  Strafrecht 
613. 

Offiziere,  als  Beisitzer  im  Rechts- 
hülfeverfahren  (Deutschi.)  638. 

Okkupationstheorie  hlns.  des 
Rechts  des  Fiskus  auf  erbloses 
Gut  288. 

Oldenburg,  Gesetzgebung,  Ver- 
ordnungen etc.  331;  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegl.  Ver- 
mögen wegen  Geldforderunffen  331. 

Option,  in  Elsass  -  Louringen 
(Frankr.)  548. 

Organismus  d.  Gerichte,  s.  Ge- 
nchtsorganismus. 

Ort  der  begangenen  That  75; 
(Oesterr,)  654;  bei  Körperver- 
letzung auf  hoher  See  auf 
deutochem  Schiff  (Beutschi.)  428. 

Ost' Afrika,  Verwaltung  und 
Rechtspflege  im  deutschen  Schulx- 
gebiet  339. 
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Oetindienf      s.     Britisoh-Indien, 

GroBsbritannien. 
Ottomanisches  Reich,  b.  Türkei. 


Papst,  Becht  desB.  als  Souverän 
zu  erben  etc.  in  fremden  Staaten 
(Frankr,)  549. 

Patente,  ZwangsvollBtreckung  in 
ÖBterr.  Patente  deutscher  Schuldner 
und  umgekehrt  229. 

Patentschutz,  Wirksamkeit  des 
deutschen  Patentes  in  Bezug  auf 
das  Ausland  300:  Uebereinkonmien 
zw.  Deutschland  und  Oesterreich 
198-,  Abänderung  des  Bundesge- 
setzes  in  der  Schweiz  577. 

Paternität,  s.  Vaterschaft. 

Pauliana  actio,  s.  Anfechtung 
der  Bechtsgeschäfte. 

Pennsylvanien,  Y  ormundsohafts- 
bestellnng,  Adoption  348. 

Personalprinzip  im  Strafrecht 
614  ff. 

Personalstatut,  für  das  Gebiet 
des  französ.  Rechts  die  Nationali- 
tät entscheidend  (Deutschi.)  416, 
in£rbschaftsfragen('2>eu^«cAi.)  520. 

Personenstand,  s.  Zivilstand. 

Peru,  Handels-  etc.  Vertrag  mit 
Japan  338. 

Pfandrecht  (Deutschi.)  622. 

Pfandunterschlagung,  Aus- 
lieferungsdelikt nach  Vertr.  zw. 
Deutschi,  und  der  Schweiz  336. 

Pflegbefohlene,  Pflegschaft, 
s.  Vormundschaft. 

Pflichttheilsrecht  142,  148. 

Photographien,  Bechtsschutz  der 
Ph.  388. 

Politische  Verbrechen  2bl\  mit 
ffemeinen  in  Zusammenhang  ste- 
hend, Nichtauslieferung  (Schweiz) 
320. 

Polizeiliche  Strafverfügungen, 
Bechtshülfe  zur  Vollstreckung  110. 

Porto,  Frankirung  d.  österr.  Post- 
sendungen ins  Ausland  457. 

Portugal,  Internat.  Uebereinkunft, 
betr.  die  Einzugsmandate  337; 
Handels-  etc.  Vertrag  mit  Japan 
338-,  der  intern.  Streit,  betr.  die 
Eisenbahnlinie  Lourengo-Marquös 
(Delagoa-Bay)  354. 

Postsendungen,  an  ausländische 


Behörden  etc.,  Frankirung  in 
Oesterreich  457. 

Präskription,  s.  Verjährung. 

Presse,  Gerichtsstand  bei  durch 
Verbreitung  von  Druckschriften 
verübten  Beleidigungen  75. 

Preussen,  Gesetzgebung,  Ver- 
ordnungen etc.  327,  574,  659; 
Staatsvertrag  mit  Sachsen  v.  1839, 
zur  Beförderung  der  Bechtspflege 
66;  Formalitäten  zur  Gültic^keit 
einer  von  Angehörigen  Italiens 
in  Preussen  geschlossenen  Ehe 
327;  Bechte  des  überlebenden 
Ehegatten  (DeutscM,)  394;  Aus- 
stellung der  Erbbescheinigung 
nach  einem  in  Amerika  verstor- 
benen Kinde  eines  in  Preussen 
vorverBtorbenen  Vaters  (Deutschi.) 
415;  Behandlung  der  der  preuss. 
Erbschaftssteuer  unterliegenden 
Mobiliamachlässe  330;  Vormund- 
schaft über  Nichtpreussen 
(DeutscM.)  400;  Vormundschaft 
über  im  Auslande  domizilirende 
Preussen  (DeutscM.)  400;  aus- 
ländische Kuratel  über  preuss. 
Staatsangehörige  (DeutscM.)  397; 
Einleitung  einer  Vormundschaft 
über  in  Amerika  bevormundete 
Mündel  zur  Wahrung  ihrer  Bechte 
an  in  Preussen  gelegenen  Grund- 
stücken (Deutschi.)  525;  Verkehr 
der  preuss.  Gerichte  mit  den 
ungarischen  Justizbehörden  361, 
mit  den  russischen  459;  die  im  Aus- 
lande zu  erledigenden  Ersuch- 
schreiben und  das  Verfahren  bei 
Auswirkunff  von  Auslieferungen 
574;  Auslieferung  von  Deser- 
teuren 124. 

Prohibitivgesetz  295,  510. 

Promissory  note  70. 

Provisorische  Regierung,  Pro- 
zessfahi^keit  der  Agenten  einer 
solchen  im  Auslande  (Frankr.)  87. 

Provisorische  Verhaftung,  s. 
Festnahme,  vorläufige. 

Prozesskosten,  §§  87ff.  d.Z.P.O. 
auf  die  von  einem  ausländischen 
Gerichte  zur  Trauung  der  Kosten 

•  verurtheilte  Partei  nicht  anwend- 
bar (DeutscM.)  525;  Erstattung 
in  der  Schweiz  666. 

Prozesskostenkaution,  s.  Si- 
cherheitsleistung. 

Pupillen,  8.  Vormundschaft 

46* 
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B. 

Bealprinzip  üa  Strafrecht  610  ff. 

Rechtf  auBländisches,  fremdes,  s. 
ausländisches  Recht 

Rechtsgeschäfte,  Form  der 
im  Auslände  vorgenommenen 
(Frankr.)  435. 

Rechtshängigkeit,  E.  d.  R.  aus 
einem  ausländischen  Urtheile 
oder  einem  im  Auslande  an- 
hängigen Rechtsstreit  (Deutscht,) 
420,  527;  R.  bei  ausländ.  Gericht 
(Deutschi)  631;  Einrede  d.  R. 
aus  der  bei  einem  französ.  Ge- 
richte schwebenden  gegenüber 
der  von  einem  deutschen  Gerichte 
erhobenen  Klage  (DeutsM.)  420. 

Rechtshandlungen,  s.  Anfech- 
tung y.  Rechtshandlungen. 

Rechtshülfe,  Ablehnung  d.  Er- 
suchens (DeutschL)  81,  539*,  ver- 
botene Handlung  im  Sinne  des 
§  159  G.V.G.  (Deutschi.)  642; 
Verweigerung  d.  R.  wegen  ört- 
licher Unzuständigkeit  (Deutschi.) 
636-,  R.  fllr  Vorlage  der  Bücher 
einer  Partei  (Deutschi.)  81; 
Rechtsh.  in  Schwängerungssachen 
(DeutscM.)  77;  R.  fl  Anlegung 
bzw.  Regulirung  des  Grundbuchs 
in  den  preuss.  Rheinlanden 
(Deutschi.)  77,  79,  80,  432;  R.  in 
Unfall-  etc.Versicherungsverfahren 
(Deutschi,)  175,  637 ;  R.  zwischen 
Verwaltungsgericht  und  Amts- 
gericht in  Preussen  (Deutschi.) 
539;  R.  auf  Ersuchen  der  Militär- 
behörde um  Zeugenvernehmung 
(Deutschi)  638;  R.  zur  Voll- 
streckung von  Freiheitsstrafen  109 ; 
fÜrindoD  deutschen  Schutzgebieten 
zu  erledigende  Ersuchen  328;  im 
Auslande  zu  erledigende  Ersuch- 
Bchreiben  der  Justizbehörden  456 ; 
Ersuchen  um  R.  bei  den  Behörden 
von  Elsass-Lothringen  in  Sachen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
330:  Rechtshülfevertrag  zwischen 
Baden  U.Frankreich  331  (DeutschL) 
311;  unmittelbarer  Verkehr  zw. 
bestimmten  preuss.  u.  russ.  Justiz- 
behörden 459;  die  R.  im  österr. 
Gesetz-Entwurf  über  die  Gerichts- 
barkeit etc.  465;  Uebersetzungs- 
kosten  ftir  Beilagen   der  Requi- 


sitionsschreiben (Oesterr.)  104: 
die  in  Ungarn  geltenden  Verord- 
nungen über  den  Verkehr  mit  den 
deutschen  Gerichten  in  Zivils.  360; 
Zeugenvernehmung  auf  Requis. 
eines  niederländ.  Richters  (Nied.) 
100. 

Rechtskraft  fremdländischer  Ur- 
theile lOff.;  Unterschied  der  An- 
erkennung d.  Rechtskraft  und  der 
Vollstreckung  ausl.  U.  25. 

Rechtsprechung  62,  154,  293, 
390,  510,  622. 

Rechtsstellung  der  Ausländer,  s. 
Ausländer. 

Rechtsweg,  Zulässigkeit  desselben 
293. 

iJe/cr 6  -  Verfahren  in  Belgien, 
Sicherheitsleistung  für  Prozess- 
kosten 84. 

Resjudicata  aus  ausländ.  Urtheil 
lOfi,,  222  f.  (DeutscM.)  420,  (üng.) 
bis. 

Reziprozität,  s.  Gegenseitigkeit. 

Rh e der,  Verantwortlichkeit  d.  Rh. 
(Frankr.)  93 ;  (DeutschL)  163,  380, 
414. 

Rheinisches  Grundbuch, BjechtB- 
hülfe  bei  Anlegung  (DeutschL) 
77,  79,  432,  bei  Regulinmg 
(Deutscht.)  80. 

Rheins  cht  f fahr  t ,  Abänderung 
der  Polizeiordnung  etc.  329,  331. 

Rudolstadt,  s.  Sohwarzburg- 
Rudolstadt 

Rückverweisung  (DeutscM.)  520. 

Rumänien,  Zappa'scher  Erbfall 
117,  275,  479;  intemat.  Ueberein- 
kunft,  betr.  die  Einzngsmandate 
337;  Handelsübereinkunft  mit  der 
Schweiz  479,  Markenschutzkon- 
vention mit  Oesterreich-Ungam 
579 ;  Reziprozitätsverhältnisse  mit 
der  Schweiz  in  Auslieferungs- 
saohen  467. 

Russland,  Ehescheidung  nach 
russ.  polnischem  Gesetze  Ci^Van^.) 
546;  Nachlassgebühren  im  Ver- 
kehr mit  Oesterreich  (Oesterr.) 
564 ;  russisch- deutsche  Hinter- 
lassenschaftskonvention 376, 
Hinterlassenschaftskonvention  mit 
Schweden-Norwegen  338;  desgl. 
mit  Frankreich  (Frankr.)  550; 
intern.  Uebereinkommen  über 
Eisenbahnfrachtverkehr  108;  Be- 
glaubigung von  Urkunden  seitens 
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der  rassischen  Missionen  331,  457, 
575. 

8. 

Sachen,  bewegliche,  s.  bewegliche 
S.,  unbewegliche,  s.  nnbewegl.  S. 

Sachsen  (Königreich),  Gesetz- 
gebung, Verordnungen  etc.,  Bevor- 
mundung sächs.  Staatsangehöriger 
in  Preussen  66,  330-,  Verf.  bei 
Abnahme  des  Offenbarungseides 
bei  Einziehung  von  Gerichtskosten 
anderer  Bundesstaaten  575;  Be- 
handlung der  Mobiliamachlässe 
prenssidcher  Erblasser  330;  Voll- 
streckung von  ausländischen  Ur- 
theilen  330. 

Sachsen-Ältenburg,  Gesetzge- 
bung, Vorordnungen  etc.  333. 

Salvador,  intemat. Uebereinkunft, 
betr.  die  Einzugsmandate  337. 

Schadenseraatß  aus  Delikten 
nach  engl.  u.  nordamerikan.  Praxis 
(Deutschi)  171*,  Entschädigungs- 
klage für  ein  von  einem  Schweizer 
auf  französ.  Boden  begangenes 
Delikt  (Schweiz)  194;  örtl.  Recht, 
wenn  die  beschädigende  Einwir- 
kung erst  in  einem  anderen 
Eechtsgebiete  zu  Tage  getreten 
(Deutschi)  403. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung  unter  Ehegatten  nach 
ital.  R.  (Frankr.)  546. 

Schiedsgericht,  aus  Staatsge- 
nossen einer  auswärtigen  Firma 
zusammengesetzt  (Deutschi)  408. 

Schiedsspruch,  auswärtiger, 
Geltendmachung  in  Deutschland 
{Deutschi)  408,  425. 

Seh  iffa  hrtsakte,  s.Donau,  Rhein. 

Schiffe,  Beschlagnahme  auf  aus- 
ländische Seh.  (Frankr.)  90,  95; 
Nationalität  d.  Seh.  {Deutschi) 
173;  Körperverletzung  auf 
deutschem  Schiff  auf  hoher  See 
begangen  (Deutschi)  428. 

Schiffskollision,  Schiff  szu- 
sammenstoss  (Frankr')  93; 
fremder  Schiffe  in  fremdem  Hafen 
(Deutschl)  158;  auf  spanischem 
Gebiete  (Span.)  323;  Beschlüsse 
des  Seerechtskongresses  zu  Genua 
386;  Haftung  des  Versicherers 
{Deutscht.)  413. 

Schiffsmäkler  {Frankr.)  94. 


Schriftenwechsel  mit  dem  Aus- 
lande, B.  Rechtshülfe. 

Schuldner,  Wohnsitz  des  Seh., 
bad.  LR.  (Deutschl)  406. 

Schutzgebiete,  deutsche  109, 580 ; 
Ersuchschreiben,  dort  zu  erledi- 
gende 328;  Verwaltung  n.  Rechts- 
pflege in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten 339;  s.  auch  die  ein- 
zelnen Schutzgebiete. 

Schutzprinzip  im  Strafrechte  610. 

Schwängerung^  aussereheliche, 
s.  aussereheliche  Geschlechtsge- 
meinschaft. 

Schwarzburg'Rudolstadt,  Ge- 
setzgebung, Verordnungen  etc.  333. 

Schweden,  Gesetzgebung,  Ver- 
ordnungen etc.  107;  Nachlassbe- 
handlung 107 ;  Hinterlassenschafts- 
konvention mit  Russland  338; 
Rechtskraft  fremdländischer  Ur- 
theile  18;  internationale  Ueber- 
einkunft, betr.  die  Einzugsmandate 
337 ;  Handels-  u.  Schiffahrtsvertrag 
mit  Oesterreich  -  Ungarn  579 ; 
Reziprozitätsverhältnisse  mit  der 
Schweiz  in  Auslieferungssachen 
467. 

Schweiz,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  107,  334,576;  Recht- 
sprechung 194,  320,  451,  571,  655; 
neue  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege 334,  576;  Berufskreis 
der  Schweiz.  Gesandten  im  Aus- 
lande 460;  die  Lage  der  auf 
Ottoman.  Gebiete  wohnenden 
Schweizer  466;  Schweizer.-fran- 
zösischer  Niederlassungsvertrag 
(Schweiz)  323 ;  Deklaration  gegen- 
über Italien,  Förmlichkeiten  der 
Eheschliessung  338;  Gerichts- 
standsvertrag mit  Frankreich 
(Schweiz)  194,  322,  323,  451; 
Erfindungspatente  577 ;  Bundesge- 
setz, den  Transport  auf  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffen  107, 
458;  internationale  Uebereinkunft 
über  Eisenbahnfrachtverkehr  107, 
108, 200;  schiedsrichteriiches  Ver- 
fahren vor  dem  Zentralamt  für 
den  internationalen  Transport  199, 
212 ;  intemat.  Uebereinkunft  über 
Einzugsmandate  337;  Kündigung 
des  Viehseuchen- Vertrags  mit 
Oesterreich  337;  Handelsvertrag 
mit  Frankreich  336;  Ueberein- 
kommen     mit    Frankreich    über 
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grenznachbarliche  Verhältnisse 
336,  desgl.  betr.  Urheberrecht  336, 
desgl.  Fischerei  in  den  Grenzge- 
wässern 337 ;  HandelsUbereinkonft 
mit  Spanien  337,  mit  Rumänien 
ö7H,  mit  Japan,  mit  Ecaador, 
mit  Griechenland  338;  Reziprozi- 
tätsverhältnisse mit  auswärtigen 
Staaten  in  Auslieferungssachen 
467',  Nichtauslieferang  wegen  ge- 
meinen mit  einem  politischen  in 
Zusammenhang  stehenden  Ver- 
brechens (Schweiz)  320;  Aus- 
lieferung von  Deserteuren  128; 
Ausl.- Vertrag  mit  Deutschland  347, 
(Schweiz)  452,  Fristberechnung 
bei  vorläufiger  Festnahme  455, 
456 ;  Gegenrechtserklärung  mit 
Deutschland,  betr.  Pfandunter- 
schlagung 336;  Durchlieferungs- 
vertrag mit  Deutschland  u.  Italien 
gekündigt  660;  Erstreckung  des 
Auslieferungsvertrags  mit  Frank- 
reich auf  Tunis  460;  Ausl.  Ver- 
trag mit  Ecuador  338. 

Schwyz  (Kanton),  Uebereinkommen 
mit  mehreren  Kantonen  betr. 
Fischerei  im  Züricher-  u.  Wallen- 
see  108. 

See,  auf  hoher  See  auf  deutschem 
Schiffe  begangene  Körperver- 
letzung (Dcutscfd,)  428. 

Seeproteste,  konsularische,  Gültig- 
keit derselben  in  Spanien  (Span,) 
323. 

See  recht,  Seerecht^skongress  zu 
Genua  380 ;  Seekredit  380 ;  Havarie 
382,  Konnossement  384,  See- 
strassenrecht  386,  Hülfeleistung 
und  Bergung  387. 

Seei>er8icherunf^,  Vorschläge 
des  Seerechtskongresses  zu  Genua 
385;  Haftung  des  Versicherers 
bei  Zusammenstoss  (Deutschi.)  413. 

Serbien,  Konsularvertrag  mit 
Deutschland   wieder   in    Geltung 

geblieben  580 ;  Handelsvertrag  mit 
esterreich  578 ;  Viehseuchen- 
übereinkommen mit  Oesterr.  579. 
Sicherheitsleistung  für  PrO' 
zesskosten,  in  der  Berufungs-  u. 
Revisionsinstanz  ( Deutschi)  630; 
bei  Klage  einer  ausländ,  stillen 
Gesellschaft  (Frankr,)  555;  in 
Oesterreich  219;  im  R6fer*-Ver- 
fahren  (Belg.)  84;  Frankreich 
gegenüber       in      Handelssachen 


(Deutschi)  527,  (Frankr.)  566; 
in  Handelssachen  (Belg,)  84;  aus- 
ländischerGesellschaftenCi^anJb-.j 
88 ;  bei  Anträgen  auf  Konkurs- 
eröffnung (Niederl)  100;  bei 
Klage  des  Preuss.  Fiskus  in  Oester- 
reich (Oesterr)  103;  im  Deli- 
bationsverfahren  in  Oest.  wegen 
Vollstreckung  ausl.  Urtheile  keine 
aktorische  Kaution  (Oesterr,)  191 ; 
keine  desgl.  bei  Kll^^en  auf  Grund 
des  internationalen  Frachtvertrags 
212 ;  Verhältniss  zwischen  Italien 
und  Deutschland  (Deutschi,)  310; 
desgleichen  zw.  Frankreich  und 
Deutschland  (Deutscht,)  310. 

Sicherheitsleistung  für  Ge- 
richtsgehühren,  Freiheit 

luxemb.  Staatsangehöriger  vom 
Ausländer-Vorsohuss  in  Handels- 
sachen {Deutscht,)  629. 

Sigmaringen,  rechtl.  Wirkungs- 
losigkeit eines  Eheversprechena 
(Deutscht.)  513. 

Sklavenhandel,  Bestrafung  dess. 
belg.  Ges.  575 ;  Bestr.  d.  Sklavenh. 
im  österr.  Strafgesetzentwurf  611. 

Soldaten,  s.  Militärpersonen. 

Souveräne,  Recht  fremder  S.  zu 
erben  etc.  (Frankr.)  549. 

SouveränitätsakteeineBfremden 
Staates  (Belg,)  82. 

Souveränitätsprineipim  Straf- 
recht 610. 

Sozietät,  8.  Gesellschaften. 

Spanien,  Rechtsprechung  328 ; 
Gültigkeit  konsularischer  See- 
proteste in  Spanien  (Span.)  323; 
spanischer  Handelsvertrag  mit 
England  325;  Erbschaftssteuer 
von  im  Auslande  hinterlassenen 
Anleihetiteln  (j^n.)  326 ;  Handels- 
übereinkunft mit  d.  Schweiz  337; 
Handels-  etc.  Verträge  mit  Italien, 
Japan  338. 

Spionage  (Frankr,)  557. 

Sponsalien,  s.  Verlöbniss. 

Staat,  Jurisdiktion  über  ausländ. 
St.  (Frankr.)  90;  Erbfolge  aus- 
länd. Staaten  in  Immobilien  117  ff., 
275 ff.,  479 ff.;  Recht  des  St.  auf 
erbloses  Gut  287;  Zuständigkeit 
f.  Privatrechtsstreite  der  Staaten 
untereinander  289, 489;  Fiskus  im 
intern.  Prozessrecht  492. 

Staatengemeinschaft,  Internat., 
Wesen  u.  Organisation  253. 
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Staatsangehörigkeit,  Fest- 
Stellung  der  Staatsangehörigkeit 
(Deutschi.)  510;  Verlust  d.  bayer. 
Staatsangehörigkeit  durch  Ent- 
lassung 110,  661;  der  Elsass- 
Lothringer  fi^ranibr.;  548;  Staats- 
angehörigkeit in  den  Niederlanden 
(Niederl)  98;  Staatsangehörigkeit 
der  in  Frankreich  geborenen  Kinder 
einer  in  Frankreich  geborenen 
Mutter  580. 

Staatsbahnprioritäten, Ost  er' 
reichische,  Geltendmachung 
der  Konpons  im  Auslände  220. 

Staatsverträge,  deren  Rati- 
fikation 356 ;  Union  zur  Veröffent- 
lichung d.  Staatsverträge  29,459; 
Kündigung  von  Staatsverträgen 
837,  660. 

Stammgüter,  Erbfolge  in  solche 
142. 

Stempelpebühren  in  Oesterreich 
y.  ansländischon  Aktien  etc.  106, 
199. 

Steuerpflicht  ausländischer  Ak- 
tiengesellschaften (Oesterr,)  105, 
442. 

Strafbar  eSandlungen,  im  Aus- 
lande begangen  609. 

Strafen  der  zweiten  Ehe  152. 

Straf  aesetz,  Reform  d.  deutschen 
Stra^esetzgebung  583;  Internat. 
Strafrecht  im  letzten  öst.  Entwurf 
607. 

Strafnachrichten,  Mittheilung 
von  455. 

Strafrecht,  internationales  Straf- 
recht im  neuesten  österr.  Straf- 
gesetzentwurf 607. 

Strafrechtliche  Nebengesetze 
des  Deutschen  Reichs  ▼.  Steng- 
lein etc.  474,  585. 

Strafregister,  Einrichtung  ders. 
und  Mittheilung  v.  Strafurtheilen 
455. 

St  r  afu  rtheile,  gegens.Mittheilung 
455. 

Strafverfolgung,  Antrag  nach 
§  4  Nr.  3  StGB.  (DeutscM.)  173 ; 
im  Sinne  des  österr.  deutseben 
ZoUkartells  (DeutscM.)  430 ;  Straf- 
verfolgung durch  Schweizer  Be- 
hörden gegen  Schweizer  BUrger, 
deren  Auslieferung  ausgeschlossen 
ist  347;  Unterbrechung  d.  Ver- 
jährung d.  Strafverfolgung  durch 
Verfolgungshandlungen    der  Be- 


hörden des  die  Auslieferung 
nachsuchenden  Staates  (Schweiz) 
452;  Strafverfolgung  wegen  im 
Auslande  begangener  Verbrechen 
nach  dem  österr.  Strafgesetzent- 
wurf 609. 

Streitanhängigkeit,  s.  Rechts- 
hängigkeit. 

Südafrikanische  Eepublik, 
Handels-  etc.  Verträge  mit  Italien, 
Frankreich  338. 

SüdwestafrikanischesSchutz- 
gebiet,  Bergwesen  109;  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  346; 
Eheschiiessung  und  Beurkundung 
des  Personenstands  v.  Reichsan- 
gehörigen  580;  das  Aufgebot  von 
Landansprüchen  580. 


T. 

Tarif  für  Fracht  nach  Bestimmung 
d.  intern.  Uebereinkommens  über 
den  Frachtverkehr  203. 

Telegraph,  intern.  Union  zum 
Schutz  der  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel 337. 

Territorialprinzip  im  Straf- 
recht 607. 

Tessin  (Kanton),  Verfassungsge- 
setz,  Gerichtsorganisation  199, 577. 

Testament,  örtliches  Recht  für 
Gültigkeit  testam.  Bestimmungen 
73,  142,  (Frankr.)  550;  Widerruf 
d.  T.  142,  bei  Wohnsitzverände- 
rung (DeutscM.)  628. 

Testaments  form  142;  formelle 
Gültigkeit  des  von  einem  Aus- 
länder im  französ.  Rechtsgebiete 
errichteten  Testaments  520;  in 
England  2,  nach  britisch-ost- 
indischem Recht  467. 

Testirfähigkeit  U9,  (DeutscM.) 
520;  in  England  2. 

Todtenscheine,  Mittheilung  über 
Ableben  franz.  Staatsangehöriger 
in  Oesterreich  334. 

Togo,  deutsches  Schutzgebiet,  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  347. 

Tourville,  Fall  620. 

Transport,  siehe  Eisenbahnen, 
Dampfschiffe. 

Trans  vaal'Bepublik ,  der  inter- 
nationale Streit,  betr.  die  Louren^o- 
Marqu^s  Eisenbahnlinie  (Delagoa- 
Bay)  354. 
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Trauung,  b.  EheBchlieBsung. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett, 
Gerichtsstand  bei  Streitigkeit 
zwischen  Ausländem  (Frankr.)  91. 

Türkei,  Internat.  Uebereinkunft, 
betr.  die  Einzugsmandate  337^ 
die  Lage  der  auf  Gebiet  des 
ottom.  Reiches  wohnenden 
Schweizer  466. 

Tunis,  Ges.  die  Fabrik-  u.  Handels- 
zeichen 578;  Internat.  Ueberein- 
knnft,  betr.  die  Einzugsmandatc 
337;  Erstreckung  des  Schweiz.- 
franz.  Auslieferungsvertrags  auf 
T.  460. 

r. 

üeherseißung,      Uebersetzungs 
kosten  f.  Beilagen  y.  Requisitions- 
schreiben (Oesterr,)  104. 

üebertretungen,  im  Auslande 
begangen  618. 

Ulm  er  ehel.  Güter-  u.  Erbrecht  144. 

ünbewealiche  Sachen,  örtl. 
Recht  bezügl.  der  obligatorischen 
Wirkungen  eines  in  Nassau  über 
ein  in  Bayern  gelegenes  Grund- 
stück abgeschlossenen  Kaufver- 
trags 295;  Erwerb  v.  Grnndeigen- 
thum  durch  fremde  Staaten,  Jurist. 
Personen  275. 

Uneheliche  Kinder,  Erbrecht 
legitimirter  142;  örtl.  Recht  für 
die  Legitimation  u.  K.  390;  Ali- 
mentationsanspruch  (Deutschi.) 
511;  Anspruch  auf  rheinische 
Erbschaft  (DeutscM.)  525. 

Uneheliche  Vaters chaft  nach 
bad.  Landrecht  62. 

Unerlaubte  Handlung,  An- 
wendung der  lex  loci  delicti  auf 
die  Bedingungen  der  Haftbarkeit 
(Am.)  181. 

Unfallversicherung,  Rechts- 
httlfe  im  Administratiwerfahren 
(DeutscM.)  175. 

Ungarn,  Gesetzgebung,  Verord- 
nungen etc.  334,  458;  Recht- 
sprechung 573;  Vollstreckung 
ausländ.  Urtheile  385;  staatsrecht- 
liches Verhältniss  zu  Oesterreich 
360  j  Korrespondenz  der  ungar. 
Gerichte  mit  d.  preuss.  Gerichten 
361;  Znstellungen  in  U.  362;  Ein- 
hebung von  Gerichtstaxen  auf 
deutsche    Ersuchen    364;    keine 


Vollstreckung  deutscher  Zivilur- 
theile  364;  Abschluss  der  Ehe 
zwischen  ungar.  evangel.  Staats- 
angehörigen u.  einer  kath.  Oester- 
reicherin  in  Oesterreich  (Oesterr.) 
436;  Eintragung  des  Eigenthums 
ins  Grundbuch  458;  s.  auch 
Oesterreich. 

Un  terbrechung  der  Straf  Ver- 
jährung (Frankr.)  96. 

Unterhalt,  s.  Alimentation. 

Unwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts,  s.  ehel.  Güterrecht. 

Unzuständigkeit,  der  französ. 
Gerichte,  Ausnahme  bei  Klage 
auf  Löschung  einer  in  Frkr.  hinter- 
legten Fabrikmarke  (Frankr.)  555 ; 
für  Streitigkeiten  zwischen  Aus- 
ländern (Frankr.)  552,  554 ;  Fall 
der  Unzuständigkeit  bei  Klage 
eines  Franzosen  gegen  Ausländer 
(Frankr.)  555, 

Urheberrecht,  Belgisches  ürheb.- 
Gesetz  388;  Rechtsverhältniss 
zwischen  Frankreich  und  Elsass- 
Lothringen  (Deutschi.)  411;  fran- 
zös.- deutscher,  französ.  -  bayer. 
Vertrag  (Deutschi.)  412;  literar. 
u.  artistisches  Eigen thum^FranAr.^ 
547. 

Uri  (Kanton),  Vormundschaftsge- 
setz 577. 

Urkundenbeglaubigung,  siehe 
Beglaubigung. 

Ursprungsland,  bez.  d. Marken- 
schutzes (Frankr.)  95. 

Urtheile,  ausländische,  s.  aus- 
ländische Urtheile,  Vollstreckung. 


T. 

Väterliche  Gewalt,  Verzicht  auf 
V.  G.  unzulässig  (DeutsehL)  398. 

Vaterschaft,  uneheliche,  nach 
bad.  L.R.  62. 

Verbietendes  Gesetz  (Deutsdd.) 
295,  510. 

Verbotene  ÜBudlnng  im  Sinne  des 
§  159  d.  deutsch.  G.V.G.  (Deutschi.) 
542. 

Verbrechen,  im  Auslande  be- 
gangen, s.  Ausland. 

Verbürgung  der  Gegenseitigkeit, 
8.  Gegenseitigkeit. 

Verehelichung  ,B.EhGBch\\e8snng. 

Vereine,  s.  Gesellschaftern 
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VereinigteStaaten  v.Ämerika, 
8.  Amerika. 

VereinseollgesetZy  Einfuhrver- 
bote (Deutschi.)  431. 

Verfolgung,  s.  Strafverfolgung. 

Verfügung,  letziwillige,  8. 
Testament. 

Verhaftuna,  vorläufige,  b.  Fest- 
nahme, vorläufige. 

Verjährung,  der  actio  venditi 
(Deutschi.)  67;  bei  Miethvertrag 
(Deutschi.)  157;  Unterschied  zw. 
y.  und  kontraktlicher  KIngefrist 
(Am.)  183;  Klage  Verjährung  bez. 
des  Entschädigungsanspruchs  aus 
einem  von  einem  Schweizer  auf 
französischem  Boden  begangene!^ 
Delikt  (Schweiz)  194^  V.  im 
Strafrecht,  deren  Unterbrechung 
bei  Flucht  ins  Ausland  (FrankrT) 
96;  Unterbrechung  der  V.  der 
Strafverfolgung  durch  Verfol- 
gungshaodlungen  der  Behörden 
des  die  Auslieferung  nachsuchen- 
den Staates  (Schweiz)  452. 

Verkehr,  mit  den  ungarischen  Ge- 
richten 360;  zwischen  preuss.  u. 
russ.  Justizbehörden  459 ;  s.  auch 
Rechtshülfe. 

Verkehrsordnung  für  die  Eisen- 
bahnen Deutschljinds  198;  die 
Einführung  in  Bayern  320. 

Verklarungswesen  in  Hamburg 
333. 

Verkürzung  d.  Gläubiger,  s.  An- 
fechtung. 

Verlassen  der  Ehefrau  im  Sinne 
§  568  Z.P.O.  (DeutscM.)  306. 

Verlassenschaft,  s.  Nachlass- 
behandlung. 

Verlöbniss,  Rechtsgttltigkeit 

(DeutscM.)  513. 

Verlust  der  Staatsangehörigkeit, 
8.  Staatsangehörigkeit. 

Verlustgefahr,  zur  Bescheinigung 
des  Arrestes  bei  gesetzl.  Unmög- 
lichkeit der  Vollstreckung  des 
Urtheils  im  Auslande  (Oesterr.) 
641. 

Ve r öffe ntlichung  der  Staats- 
verträge 219,  459. 

Verschollenheit,  österr.  Recht 
(Deutschi J  515. 

Versicherung,  englische  Ver- 
sicherungsbedingungen 71,  s.  Un- 
fall-Invaliditäts-Versicherung. 

Versicherung  sg  es  eil  s  chaft. 


Anstellungsvertrag  eines  General- 
agenten (DeutscM.)  158 

Verstrickung,  Auslieferungsde- 
likt  nach  Vertr.  zw.  Deutschland 
u.  d.  Schweiz  336. 

Verträge,  internationale,  s. 
intern.  Verträge. 

Verträge,  örtliches  Recht. 
Umfang  der  Vertragspflichten 
(Deutschi.)  69 ;  Absicht  d.  Kontra- 
henten (Deutschi.)  157. 

Verwahrloste  Kinder,  deren  Be- 
handlung 113,  114. 

Verwaltungsgütergefnein' 
Schaft  146. 

Verwaltungssache,  keine  Voll- 
streckbarkeit  einer  ausländ.  Ent- 
scheidung (Frankr.)  93;  Rechts- 
hülfe der  Amtsgerichte  in  Preussen 
(DeutscM.)  539. 

Verzicht  auf  einheimischen  Ge- 
richtsstand (Frankr.)  88,  (Belg.) 
311. 

Viehseuchen,  Massregeln  gegen 
dieselben  329. 

Völkerrecht,  internationale 

Staatengemeinschaft  253. 

Vollmachten  in  Privilegicnange- 
legenheiten  in  Oesterreich  460. 

Vollstreckung  ausländischer 
ürt heile.  Verbürgung  d.  Gegen- 
seitigkeit nach  ausländ.  Recht 
vom  Revisionsgericht  nicht  nach- 
zuprüfen (DeutscM.)  537;  Unter- 
schied der  Vollstreckung  und  der 
Anerkennung  der  Rechtskraft  a.  U. 
25;  Vorschützung  der  Unzustän- 
digkeitseinrede (DeutscM.)  632 ; 
Vollstr.  aus  ausländ.  Schiedsspruch 
(Deuischl.)  425;  V.a.U.  in  Sachsen 
330;  V.  österr.  Urtheile  215;  V. 
in  Oesterreich  (Oesterr.)  316,  571 ; 
Gegenseitigkeit  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich  (DeutscM.) 
631;  Einleitung  des  Dciibations- 
verfahrens  (Oesterr,)  192,  im  Deli- 
bations verfahren  keine  aktorische 
Kaution  (Oesterr.)  191;  Gegenbe- 
weis gegen  die  Ordnungsmässig- 
keit  der  Zustellung  (Oesterr.)  568; 
V.  a.  U.  in  Ungarn  335,  keine 
Reziprozität  mit  Deutschland  365, 
(DeutscM.)  536 ;  V.  a.  U.  in  Frank- 
reich (Frankr.)  92;  bei  Anträgen 
auf  Vollstreckbarkeitserklärung 
französ.  Urtheile  in  Handelssachen 
keine  Prozesskostenkaution  810; 
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Verhältniss  zwischen  Bnden,  bzw. 
ElBass-Lothrin^on  n.  Frankreich 
(Deutschi.)  311;  V.  französischer 
zwischen  Franzosen  erlassener 
Urtheiie  in  der  Schweiz  (Schweig) 
451 ;  V.  auf  Grund  des  intemat. 
Uebereinkommens  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr  212. 

Vollstreckung  von  Freihetts- 
strafen,  Rechtshülfe  109. 

Vollstreckung  von  Strafur^ 
theilen  608. 

Vorladung,  s.  Ladung. 

Vorläufige  Festnahme,  Ent- 
weichung von  festgenommenen 
Ausländern  in  Prenssen  327;  Be- 
rechnung des  Zeitpunktes  der 
Festnahme  bei  Auslieferungen 
gegenüber  Belgien  u.  d.  Schweiz 
455,  456. 

Vormundschaft,  örtl.  Zuständig- 
keit des  Vormundschaftsgerichts 
(Deutschi.)  515;  Zuständigkeit  d. 
preuss. Gerichte  zur  Bevormundung 
säcbs.  Staatsangehöriger  66;  Ein- 
leitung V.  Vormundschaften  150, 
Wohnsitz  massgebend  399;  ausl. 
Kuratel  Über  preuss.  Staatsange- 
hörige (Deutschi,)  397;  Vormund- 
schaftsbestellungbezügl.  d.  Hinter- 
lassenen  der  im  Auslände  ver- 
storbenen Württemberger  377; 
VormundschaftsbestellunginPenn- 
sylvanien  348;  Wahrung  der 
Rechte  amerikan.  Pflegbefohlenen 
an  in  Deutschland  gelegenen 
Grundstücken  (Deutschi.)  525; 
Zuständigkeit  nach  dem  österr. 
Gesetzentwurf  über  Gerichtsbar- 
keit etc.  663. 


W. 

Waarenmarken,  Waaren- 

zeichen,  s.  Markenschutz. 

Wahlkindschaft,  s.  Adoption. 

Wallensee,  Uebereinkommen 

mehrerer  Kantone  betr.  Fischerei 
108. 

Wandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts,  B,  eheliches  Güter- 
recht. 

Wechsel,  Erfordernisse  d.  Gültig- 
keit (Ntederl.)  99;  Erfüllung  aus 
nicht  wechselmässiger  Bürgschaft 
für  eine  Wechselschuld  (Deutschi.) 


623;      ausländischer      (französ.) 
Wechsel  (Deutschi.)  626. 

Wehrpflichtige,  deren  Aus- 
lieferung 122. 

Weltpostverein  270. 

Welt  recht  8  prinzip  im  Straf- 
recht 610. 

Widersetzung  gegen  die  Staats- 
gewalt 470. 

Wiederuntersuchung  des  Pro- 
zesses in  Auslieferungssachen  60. 

Wohnsitz,  der  in  väterl.  Gewalt 
befindl.  Kinder  (Deutschi.)  398; 
Wohnsitzrecht  f.  ehel.  Güterrecht 
135,  mehrfacher  Wohnsitz  136; 
Wechsel  d.  W.  74,  137;  Einfluss 
auf  die  Rechtsgültigkeit  eines 
Testaments  (Deutscld.)  628;  Ein- 
fluss d.  Wechsels  nach  preuss.  R. 
(Deutschi.)  395 ;  Einfl.  d.  Wechsels 
auf  örtl.  Zuständigkeit  des  Vor- 
mundschaftsgerichts (Deutschi,) 
515;  W.  d.  Schuldners,  bad.  L.R. 
(DeutscM.)  406;  W.  im  Sinne  der 
deutschen  Z.P.O.  (DeutsdU.)  302; 
Dauer  des  einmal  begründeten 
ordentlichen  Wohnsitzes  (Oesterr.) 
446. 

Württemberg,  Gesetzgebung, 
Verordnungen  etc.  330,  575;  Be- 
handlung der  Nachlässe  von  im 
Auslande  verstorbenen  Württem- 
bergern und  umgekehrt  375 ff.; 
Ersuchen  um  Rechtshülfe  bei  den 
Behörden  in  Elsass-Lothringen 
in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit 330. 


Z. 


Zappa* scher  Erbfall  117,  Gut- 
achten d.  Berliner  Juristen-Fakul- 
tät 295,  zur  Klärung  der  Zappa- 
frage  479. 

Zeitschriftenübersehau  115, 
226,  356,  474,  587,  666. 

Zentralamt  für  den  intematioo. 
Eisenbahntransport  212,  213,  199. 

Zession,  örtl. Recht  (Schweiz)  196. 

Zeugen,  Beischaffung  der  Aus- 
sage eines  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  wohnenden 
Zeugen  (Oesterr.)  568;  Rechtsbttlfe 
im  Er mittelungs verfahren  der  Be- 
rufsgenossenschaft um  eidl.  Zeu- 
genvernehmung   (Deutschi.)   175, 
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637 ;  Zeugenvernehmung  auf  Er- 
suchen d.  Militärbehörde  {Deutachl.) 
638. 

Zinsen,  nach  englischem  Recht  70. 

Zivilstandsurkundenj  gegens. 
Mittheilung  zwischen  Oesterreich 
und  Frankreich  336. 

Zolltarife,  Internat.  Amt  fttr 
Veröffentlichung  der  Zolltarife 
aller  Staaten  271. 

Zürich  (Ranton),  Uebereinkommen 
mit  mehreren  Kantonen,  betr. 
Fischerei  im  Züricher-  u.  Wallen- 
see  108. 

Zur ü c kbehaltungsrecht 
(Frankr.)  548. 

Zusamtnenstoss  von  Schiffen, 
8.  Schiffskollision. 

Zuständigkeit,  Unzuständigkeit 
der  französischen  Gerichte  fQr 
Streitigkeiten  zw.  Ausländern 
(Frankr.)  552,  554,  Ausnahme 
bei  Klage  auf  Löschung  einer  in 
Frankreich  hinterlegten  Fabrik- 
marke {Frankr,)  555,  Unzustän- 
digkeit bei  Klage  eines  Fran- 
zosen gegen  Ausländer  (Frankr.) 
555;  Z.  für  Erlassung  einstweil. 
Verfügungen  in  Streitigkeiten 
zwischen  Ausländem  (Frankr.) 
552 ;  freiwillige  Unterwerfung 
unter  die  Kompetenz  eines  ausl. 
Gerichts  (ün^.)  573  •,  Z.  f.  die  Klage 
einer  von  ihrem  Manne  wegen 
schlechter  Behandlung  ins  Ausland 
weggezogenen  Ehefrau  auf  Ehe- 


scheidung (Deutschl)  304;  Z.  in 
Verlassenschaftssachen  (Oesterr.) 
565;  für  Privatrechtsstreite  der 
Staaten  untereinander  289;  s. 
auch  Gerichtsstand. 

Zustellung,  in  den  Wohnungen 
von  Personen,  welche  von  der 
Inland.  Gerichtsbarkeit  befreit 
sind  328,  333,  454;  Z.  englischer 
Klageladungen  498. 

Zustellung  im  Auslände,  Z. 
d.  Arrestbefehls  an  den  im  Aus- 
lände wohnenden  Schuldner 
SDeutschL)  528;  Z.  eines  z.  Zweck 
[er  Pfändung  erlassenen  Zahlungs- 
oder Leistungs Verbotes  an  den 
im  Auslande  befindl.Drittschuldner 
456,  574;  Z.  einer  bei  preuss. 
Gericht  eingereichten  Klage  an 
in  Oest.  domizilirenden  Beklagten 
(Oesterr,)  190;  Z.  einer  vor  einem 
preuss.  Gerichte  gegen  einen 
Oesterreicher  anhängig  gemachten 
Klage  durch  österr.  Gerichte 
(Oesterr,)  312 ;  Z.  in  Ungarn  362 ; 
Z.  in  Grossbritannien,  Irland,  den 
brit.  Kolonien  u.  d.  Vereinigten 
Staaten  v.  Amerika  455,  456; 
Z.  englischer  Klageladungen  498 ; 
Z.  an  Parteien  in  Griechenland  458. 

Zwang slootse,  Verschulden  des- 
selben (Beutscfd,)  171. 

Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  wegen 
Geldforaerungenin01denburg331 ; 
8.  auch  Vollstreckung. 


